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Vorwort. 


Als  ich  im  JaKre  1901  zum  ersten  Male  literarisch  an  die 
Öffentlichkeit  trat,  geschah  dies  auf  dem  gleichen  Gebiete,  das  ich 
jetzt  mit  dem  voriiegenden  Buche  wieder  betrete,  nämlich  mit 
einem  Aufsatze  „Über  die  Besteuerung  des  Waldes",  veröffentlicht 
im  Forstwissenschaftlichen  Zentralblatt.  In  diesem  Artikel,  der 
durch  einen  Aufsatz  des  inzwischen  verstorbenen  Forstmeisters  Urich 
veranlasst  worden  war ,  hatte  ich  versucht,  die  einheitliche  Behand- 
lung der  Besteuerung,  insbesondere  der  Einkommenbesteuerung, 
des  Waldes  vom  Standpunkte  der  Bodenreinertragslehre  aus  nachzu- 
weisen gegenüber  der  Behauptung  Urich's,  die  Anhänger  dieser 
Lehre  machten  sich  eines  Widerspruchs  schuldig,  wenn  sie  einer 
verschiedenartigen  Besteuerung  des  aussetzenden  und  des  jahrlichen 
Forstbetriebes  das  Wort  redeten,  wie  dies  von  Professor  Dr.  Endr es 
in  seiner  Abhandlung  „Die  Besteuerung  des  Waldes"  (Forstwirt- 
schaftliches Zentralblatt,  Jahrgang  1899)  geschehen  sei. 

Die  Behauptung  Urich's  war  nicht  unbegründet;  er  hatte  die 
schwache  Seite  der  Endres'schen  Arbeit  erkannt  und  mit  Recht  auf 
einen  Widerspruch  in  der  Auffassung  von  Endres  hingewiesen. 

Die  an  meinen  Artikel  sich  anschliessenden ,  kritischen  Be- 
merkungen Endres',  in  welchen  mir  Widersprüche,  Verwechslungen 
etc.  voi^eworfen  wurden,  wies  ich  kurz  zurück  (Forstwissenschaftl. 
Zentralblatt,  Jahrgang  1901,  Novemberheft)  und  forderte  u.  a.  den 
Kritiker  auf,  die  fraglichen  Irrtümer  etc.  nachzuweisen.  Professor 
Dr.  Wimmenauer  hatte  gleichzeitig  im  Anschlüsse  daran  seinen 
Standpunkt  in  der  Waldbesteuerungsfrage  präzisiert,  der  darin 
gipfelte,  dass  keines  der  bis  jetzt  vorgeschlagenen  Besteuerungs- 
systeme für  den  aussetzenden  Betrieb  ganz  einwandfrei  sei,  dass 
aber  dem  meinigen  der  Vorzug  gebühre. 
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Eine  Entgegnung  auf  diese  beiden  Artikel  erfolgte  nicht,  und 
eine  Widerlegung  meiner  grundlegenden  Auffassung  fand  auch 
durch  das  Endres'sche  Referat  Ober  die  Waldbesteueningsfrage 
auf  der  V.  Hauptversammlung  des  Deutschen  Forstvereins  in  Eise- 
nach im  Jahre  1904  nicht  statt.  Im  Gegenteil!  Es  mehrten  sich 
schon  damals  die  Stimmen  gegen  die  Endres'schen  Grundsätze  der 
Waldbesteueruog.  Im  Jahre  1905  erschien  dann  das  von  der  Kritik 
ausserordentlich  günstig  aufgenommene  „Handbuch  der  Forstpolitik " 
von  Endres,  in  welchem  die  Waldbesteuerung  ganz  im  Sinne 
der  frtlheren  Ausftlhrungen  seines  Verfassers  behandeh  ist. 

In  meiner  Besprechung  dieses  verdienstvollen  Werkes  (Allgem. 
Forst-  und  Jagd-Zeitung,  Jahrgang  1906)  bot  sich  des  Raumes  halber 
keine  Gelegenheit,  auf  den  Abschnitt  Ober  Waldbesteuerung  näher 
einzugehen.  Ich  behielt  mir  aber  vor,  an  anderer  Stelle  darauf 
zurückzukommen,  was  mit  der  Veröffentlichung  der  vorliegenden 
Arbeit  geschieht. 

Es  könnte  auffallen,  dass  ich  mich  in  derselben  mehr,  als 
vielleicht  manchem  der  Leser  angebracht  erscheint,  mit  den  Endres'- 
schen  Grundsätzen  der  Waldbesteuerung  befasse  und  vielfach  an  sie 
anknüpfe.  Allein  das  findet  seine  Begründung  in  dem  Umstände, 
dass  die  Frage  der  Waldbesteuerung  erst  in  neuester  Zeit  der 
Gegenstand  eingehender,  wissenschaftlicher  Erörterung  geworden 
ist.  Diese  Frage  ist  eine  durchaus  moderne,  was  schon  daraus 
hervorgeht,  dass  die  Lehrbücher  der  Forstpolitik,  mit  alleiniger 
Ausnahme  des  Endres'schen  Handbuchs,  über  diesen  Zweig  der 
forstpolitischen  Lehre  sich  nicht  verbreiten.  Als  einheitliches  Ganze 
ist  dieser  Abschnitt  der  Steuerlehre  bis  jetzt  nur  von  Endres  be- 
handelt worden,  und  da  ich  nun  einen  durchaus  anderen  Stand- 
punkt auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  des  Waldes  einnehme, 
wie  Endres,  so  wird  es  einleuchtend  sein,  dass  ich  seine  Arbeiten 
auf  diesem  Spezialgebiete  der  Steuerlehre  mit  in  erster  Linie  be- 
rücksichtigen und  an  sie  anknüpfen  musste. 

Das  gleiche  gilt  bezüglich  der  Fuisting 'sehen  Kommentare 
über  die  Preussische  Einkommen-  und  Vermögensbesteuerung  so- 
wie hinsichtlich  der  Entscheidungen  des  Königl.  Preussischen  Ober- 
verwaitungungsgerichts  in  Staatssteuersachen.  Ich  hielt  es  um  so 
mehr  für  geboten,  auf  diese  näher  einzugehen,  als  die  Preussische 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer-Gesetzgebung  sowie  ihre  Aus- 
legung und  die  Rechtsprechung  auf  diesem  Gebiete  für  das  übrige 
Deutschland  geradezu  vorbildlich  geworden  sind. 
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Ich  sehe  voraus,  dass  man  dem  Buche  die  zahlreichen  Zitate 
nicht  zum  Vorzuge  anrechnen  wird,  aber  trotzdem  habe  ich  mich 
nicht  dazu  entschliessen  kOnnen,  auf  die  Aufnahme  eines  grossen 
Teils  derselben  zu  verzichten,  und  zwar  hauptsächlich  aus  dem 
Grunde,  weil  ich  bei  der  Mehrheit  der  Leser  des  Buches,  den 
Privatwaldbesitzern  und  Forstverwaltungsbeamten,  den  Besitz  der 
in  Betracht  kommenden  Literatur  nicht  voraussetzen  kann. 

Teils  aus  dem  gleichen  Grunde,  teils  aber  auch  um  den  Zu- 
sammenhang herzustellen  zwischen  der  allgemeinen  Steuerlehre 
und  dem  von  mir  behandelten  Spezialgebiete  derselben  und  da- 
durch den  Lesern  aus  forstlichen  Kreisen  das  vollständige  Studium 
eines  allgemeinen  Werkes  über  Finanzwissenschaft  oder  Steuerlehre 
zu  ersparen,  habe  ich  geglaubt,  die  beiden  ersten  Abschnitte  des 
Buches,  die  sich  mit  allgemeinen  Fragen  der  Steuerlehre  befassen, 
mit  in  die  Arbeit  einbeziehen  zu  sollen. 

Ganz  besondere  Anregung  hat  mir  bei  der  Arbeit  die  Ab- 
handlung von  Professor  Dr.  Georg  Schanz  „Der  Einkommens- 
begriff und  die  Einkommensteuergesetze"  {Finanzarchiv,  13.  Jahr- 
gang, 1896,  S.  I  fF.)  geboten.  Wenn  auch  meine  Auffassung 
über  die  Besteuerung  im  allgemeinen  und  insbesondere  über  die 
des  Waldes  schon  feststand,  bevor  ich  diese  scharfeinnige  Arbeit 
kennen  lernte,  so  hat  mich  doch  die  Tatsache,  dass  ein  so  hervor- 
ragender Nationalokonom  hinsichtlich  des  Einkommensbegriffes  mit 
mir  vollkommen  gleicher  Ansicht  ist,  in  hohem  Grade  in  der  Auf- 
fassung bestärkt,  dass  ich  mich  auf  dem  rechten  Wege  befand. 
Und  sowohl  dafür  wie  für  die  Fülle  von  Anregung,  die  ich  von 
seiner  Abhandlung  empfangen  habe,  schulde  ich  dem  Würzburger 
Gelehrten  Dank,  den  ich  hiermit  zum  Ausdruck  bringe. 

Sollte  meine  Arbeit,  die  keinen  Anspruch  auf  die  Bezeichnung 
als  „Lehrbuch"  macht,  sondern  die  sich  die  Aufgabe  gestellt  hat, 
eine  Darstellung  der  geltenden  Grundsatze  der  Waldbesteuerung 
nebst  Untersuchungen  über  ihre  Richtigkeit  vom  Standpunkte  ge- 
rechter Steuerverteilung  aus  zu  geben,  zur  Klärung  der  mit  der 
Zeit  immer  grössere  Bedeutung  erlangenden  Waldbesteuerungs- 
frage mitbeitragen,  so  würde  ihr  Zweck  erreicht  sein. 

Giessen,  im  Januar  1909. 

Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


Die  Steuern  sind  so  alt  wie  die  Staatenbildungen.  So  lange 
Staaten  bestehen,  hat  es  auch  Steuern  —  wenn  auch  in  den  ver- 
schiedenartigsten Formen  —  gegeben,  und  es  wird  solche  auch 
zukünftig  stets  geben,  es  sei  denn,  dass  die  gesamte  Volks-  und 
Staatswirtschaft  eine  vollständige  Umwälzung  im  Sinne  des  Kom- 
munismus erfahren  sollte.  Die  Besteuerung  ist  eine  notwendige 
Folge  der  Existenz  des  Staates,  und  da  dieser  selbst  als  eine  sittlich 
notwendige  Einrichtung  im  Leben  der  Menschheit  anzusehen  ist, 
so  muss  auch  die  Besteuerung  als  eine  Notwendigkeit  bezeichnet 
werden.  Die  Existenzberechtigung  des  Staates  begründet  sein 
Steuerrecht,  ebenso  wie  das  Bestehen  der  übrigen  öffentlichen  Kor- 
porationen die  Erhebung  der  Nichtstaatssteuern  zur  Folge  hat. 

So  alt  nun  die  Steuern  und  ihre  wissenschaftliche  Behandlung 
im  allgemeinen  auch  sind,  so  wenig  hat  man  sich  bis  jetzt  noch 
mit  der  Theorie  der  Besteuerung  einzelner  Wirtschaftsgebiete  imd 
Betriebszweige  befasst.  Und  so  ist  denn  namentlich  die  Frage, 
wie  die  Waldwirtschaft  bezw.  der  Waldbesitzer  als  solcher  am 
zweckmässigsten  und  gerechtesten  zu  besteuern  sei,  erst  in  der 
allerjüngsten  Zeit  in  den  Kreis  rein  wissenschaftlicher  Betrachtung 
gezogen  worden.  Die  Finanz-  und  Steuertheoretiker,  die  es  sich 
zur  Aufgabe  gemacht  haben,  vor  allem  die  allgemeinen  Grund- 
sätze gerechter  Besteuerung  aufzustellen,  haben  die  Waldbesteuerung 
in  ihren  zahllosen  Schriften  zumeist  gar  nicht  behandelt,  nur  wenige 
haben  sie  kurz  gestreift.  Auch  die  Gesetzgebung  hat  sich  mit  der 
Besteuerung  des  Waldes  viel  weniger  eingehend  befasst  als  bei- 
spielsweise mit  der  Besteuerung  der  landwirtschaftlich  benutzten 
Grundstücke. 

Weber,  Die  BesteueruDe  dei  Wald».  I  r^  i 
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Diese  Tatsache  findet  abgesehen  davon,  dass  die  National- 
ökonomen  die  Frage  der  Besteuerung  einzelner  Gewerbe  Oberhaupt 
in  den  Hintergrund  haben  treten  lassen,  ihre  Ursache  hauptsächlich 
wohl  darin,  dass  es  dem  Volkswirte  an  den  nötigen,  forsttechnischen 
Kenntnissen  ermangelt.  Er  ist  mit  den  besonderen  Eigentümlich- 
keiten der  Waldwirtschaft  nicht  derart  vertraut,  dass  ihm  die  Wald- 
besteueningsfrage  und  namentlich  die  Aufstellung  gerechter  Grund- 
sätze für  die  Besteuerung  des  Waldes  zu  einer  besonderen  Behand- 
lung geeignet  erscheint.  Auch  mag  hierbei  vielleicht  der  Umstand 
mitspielen,  dass  der  Finanztheoretiker  die  Aufstellung  allgemeiner 
Besteuerungsgrundsätze  für  genügend  erachtet ,  es  der  Steuer- 
gesetzgebung bezw.  der  Steuerpraxis  überlassend,  diese  Grundsätze 
auf  die  Besteuerung  der  Waldwirtschaft  in  richtiger,  sinngemässer 
Weise  anzuwenden.  Jedoch  auch  die  Steuerbehörden  werden  bei 
dieser  Aufgabe  auf  nicht  geringe  Schwierigkeiten  stossen,  denn  auch 
ihnen  fehlt  meistens  die  erforderliche  Vertrautheit  mit  der  Eigenart 
des  forstlichen  Betriebes.  Es  bleibt  daher  in  der  Hauptsache  zu- 
nächst dem  in  erster  Linie  interessierten  Waldbesitzer  bezw.  dem 
Forsttechniker  überlassen,  im  Rahmen  der  allgemeinen  Steuer- 
grundsätze die  Waldbesteuerungsfrage,  die  namentlich  für  die 
Privatwaldbesitzer  hie  und  da  schon  zu  einer  brennenden  geworden 
ist,  sowohl  von  der  theoretischen  wie  von  der  praktischen  Seite 
aus  zu  behandeln.  Wünschenswert  aber  erscheint  es  zweifellos, 
dass,  hierdurch  angeregt,  auch  der  eine  oder  andere  Finanztheore- 
tiker sich  dieser  Frage  eingehender  widme.  Andererseits  muss 
aber  hervorgehoben  werden,  dass  auch  für  den  Forstmann  die 
Schwierigkeiten  der  Behandlung  des  Problems  einer  gerechten 
Waldbesteuerung  keine  geringen  sind.  Wie  es  dem  Steuertheoretiker 
an  den  erforderlichen,  forstlichen  Kentnissen  ermangelt,  um  diese 
Aufgabe  in  einwandfreier  Weise  zu  lösen,  so  fehlen  dem  Forstmanne 
in  der  Regel  die  nötigen  Spezialkenntnisse  auf  dem  Gebiete  der 
Steuerlehre.  Wie  der  Nationalökonom ,  der  dieser  Frage  näher 
treten  will,  sich  zunächst  eingehender  mit  der  Waldwirtschaft  be- 
fassen und  sich  mit  den  Besonderheiten  dieses  Erwerbszweiges 
vertraut  machen  muss,  so  muss  der  Forstmann,  bevor  er  an  die 
Bearbeitung  des  Stoffes  herantritt,  sich  zunächst  eingehend  mit  der  ^ 
Finanzwissenschaft  und  insbesondere  mit  der  allgemeinen  Steuerlehre 
beschäftigen.  Nur  dann  wird  er  die  Frage  der  Waldbesteuerung 
mit  einiger  Aussicht  auf  Erfolg  zu  behandeln  vermögen. 

So  interessant  nun  auch  das  Gebiet  der  Steuerlehre  ist,  so 
liegt  es  doch  dem  forstlichen  Praktiker  ziemlich  fern.  Nur  der 
Forstinspektions-  und  Direktionsbeamte  wird  sich  mitunter  eingehen- 
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der  mit  diesem  Zweige  der  Finanzwissenschaft  beschäftigen  müssen, 
am  nächsten  aber  hegt  derselbe  wohl  dem  forsthchen  Dozenten, 
dessen  Aufgabe  es  ist,  das  Gebiet  der  Forstpohtik  vorzutragen. 

Der  Umstand,  dass  der  zur  Waldbesteuerung  gehörige  Stoff 
aus  zwei  verschiedenen  Wissenszweigen,  der  Finanzwissenschaft 
und  der  Forstwissenschaft,  geschöpft  werden  muss,  lässt  die  Ein- 
teilung der  Arbeit  als  gegeben  erscheinen.  Der  Stoff  zerfallt  in 
einen  die  Besteuerung  im  allgemeinen  behandelnden  und  die  drei 
ersten  Abschnitte  des  Buches  umfassenden  Teil  und  in  einem 
zweiten,  die  Anwendung  der  allgemeinen  Steuergrundsatze  auf  die 
Besteuerung  des  forstlichen  Betriebs  enthaltenden  Teil.  Es  braucht 
übrigens  kaum  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  dass  es  nicht 
die  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein  kann,  im  ersten  Teile  eine  voll- 
standig  abgeschlossene  Darstellung  der  Steuerlehre  zu  geben.  Es 
handelt  sich  hier  vielmehr  lediglich  darum,  die  obersten  Besteuerungs- 
grundsatze festzustellen,  die  nach  dem  heutigen  Stande  der  Finanz- 
wissenschaft sich  sowohl  in  der  Theorie  wie  auch  in  der  Praxis 
des  Besteuerungswesens  am  meisten  Geltung  verschafft  haben,  und 
die  deshalb  wohl  als  die  unter  den  derzeitigen  rechtlichen,  sozial- 
politischen und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  herrschenden  ange- 
sehen werden  können.  Der  allgemeine  Teil  soll  also  gewisser- 
massen  das  Fundament  bilden,  auf  dem  der  spezifisch  forstpolitische 
Teil,  die  Besteuerung  des  Waldes,  sich  aufzubauen  hat. 
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I.  Abschnitt. 

Allgemeines  über  Besteuerung. 

I.  Kapitel 

Grundbegriffe  der  Besteuerung. 

I.  Begriff  und  Wesen,  Zweck  und  Bedeutung  der  Steuern. 

Die  Steuern  sind  Abgaben,  d.  h.  in  der  modernen  Volkswirt- 
schaft Zahlungen,  an  den  Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Körper- 
schaften, welche  von  den  mit  diesen  in  persönlicher  oder  wirt- 
schaftlicher Beziehung  stehenden  Persönlichkeiten  zum  Zwecke  der 
Befriedigung  allgemeiner  Bedürfnisse  in  einseitig  bestimmter  Weise 
und  Höhe  kraft  öffentlicher  Autorität  zu  leisten  sind,  ohne  dass 
der  Staat  bezw.  die  übrigen  öffentlichen  Körperschaften  bestimmte 
Gegenleistungen  darbieten.  Wenn  man  den  Steuerbegriff  lediglich 
nach  dem  Zwecke  der  Entrichtung  bestimmt,  so  sind  Steuern  nach 
Fuisting')  „solche  Geldleistungen,  welche  ein  Gemeinwesen  des 
öffentlichen  Rechtes  zur  Deckung  seines  Finanzbedarfes  und  des- 
halb ohne  besondere  Gegenleistung  erhebt." 

Zur  Erfüllung  seiner  mannigfaltigen  und  vielgestaltigen  Auf- 
gaben bedarf  der  Staat,  der  uns  hier  von  den  öffentlichen  Korpo- 
rationen allein  interessiert,  allgemeiner  und  gemeinsamer,  d.  h,  von 
der  Gesamtheit  geleisteter  Mittel,  denn  nur  bei  wenigen  Aus- 
gaben des  Staates  ist  es  möglich,  festzustellen,  welcher  Kostenbe- 
trag von  den  einzelnen  Staatsangehörigen  etc.  verursacht  wird  und 
daher  auch  von  diesen  allein,  dem  Grundsatze  der  Gerechtigkeit 
entsprechend,  zu  entrichten  ist.    Die  Staatseinnahmen  lezterer  Art 

")  B.  Fuisting;  Die  preussischen  direkten  Steuern.  IV.  Band.  Berlin, 
190a.    S.  3. 
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gehören  nicht  zu  den  Steuern,  sondern  sie  werden  unter  der  Be- 
zeichnung „Gebühren"  zusammengefasst.  Diese  beruhen  auf  dem 
Prinzip^"  der  Leistung  und  Gegenleistung  und  sind  spezielle  Ent- 
gelte für  bestimmte,  besondere  Dienstleistungen  des  Staates  bezw. 
seiner  Organe.  Steuern  und  Gebühren  sind  somit  begrifflich  scharf 
von  einander  geschieden. 

Der  Grundsatz  der  Leistung  und  Gegenleistung  steht  zwar 
—  worauf  weiter  unten  noch  zurückzukommen  sein  wird  —  auch 
im  Steuerwesen,  d,  h.  bei  der  Beschaffung  der  Mittel  für  Kollek- 
tivbedürfnisse hie  und  da  noch  in  Geltung,  ganz  besonders  im 
Steuerwesen  der  Provinzial-,  Kreis-  und  Gemeindeverbände,  jedoch 
manche  Finanztheoretiker  stehen  auf  dem  Standpunkte,  dass  solche 
Abgaben  nicht  als  Steuern  im  eigentlichen  Sinne  zu  betrachten 
seien.  So  unterscheidet  z.  B.  Ne  um  a  n  n ')  aus  diesem  Grunde  zwischen 
Steuern  und  Beiträgen,  unter  welch'  letzteren  er  alle  nach  dem 
Grundsatze  von  Leistung  und  Gegenleistung  auf  die  Mitglieder 
einer  öffentlichen  Körperschaft  umgelegten  Abgaben  verstanden 
wissen  will.  Und  in  der  Tat  diese  Unterscheidung  hat  einiges  für 
sich;  die  Neumann'schen  „Beiträge"  sind  wirklich  einGlied  zwischen 
den  „Gebühren"  und  den  „Steuern"  im  Neumann'schen  Sinne. 
Es  handelt  sich  hierbei  nicht  um  die.  Befriedigung  ganz  allgemeiner 
Bedürfnisse,  sondern  die  betr.  Ausgaben  des  Gemeinwesens  werden 
in  der  Hauptsache  nur  zum  Nutzen  und  Vorteile  einzelner  Glieder 
oder  einzelner  Gruppen  von  Mitgliedern  der  öffentlichen  Körper- 
schaft gemacht.  Aber  doch  ist  hier  andererseits  nicht  wie  bei  den 
Gebuhren  von  einzelnen  bestimmten  Leistungen  und  Handlungen 
des  Gemeinwesens  die  Rede,  sondern  es  handelt  sich  mehr  wie  bei 
den  Steuern  um  eine  Summe  von  Vorteilen,  die  bestimmten  Gruppen 
der  Körperschafts-Glieder  zugute  kommen.  Immerhin  ist  diese 
Unterscheidung  in  „Steuern"  und  „Beiträge"  in  praxi  nicht  ganz 
leicht,  da  der  Grundsatz  von  Leistung  und  Gegenleistung  schwer 
in  die  Wirklichkeit  umzusetzen  ist,  und  so  kommt  es  denn,  dass 
der  Begriff  „Steuer"  gewöhnlich  weiter  gefasst  und  in  Gegensatz 
zu  den  „Gebühren"  gestellt  wird.  Zweifellos  gibt  es  aber  Abgaben, 
von  denen  nicht  mit  voller  Bestimmtheil  zu  sagen  ist,  ob  sie  zu 
den  Steuern  oder  zu  den  Gebühren  gehören. 

Aus  vorstehendem  geht  bereits  hervor,  dass  der  Begriff 
„Steuer"  kein  durchaus  feststehender  ist.  Die  obige  Definition  ist 
nicht  die  einzige,  sondern    es   gibt   deren   zahlreiche;    fast  jeder 


<}  Fr.  Jul.  Neumann:  Die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  und 
GemeindehaushalL    Leipzig,  1874. 
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Finanztheoretiker  hat  eine  eigene  aufgestellt,  aber  im  Grunde  ge- 
nommen verstehen  sie  doch  fast  alle  das  gleiche  darunter.  Es  ist  eben 
sehr  schwer,  manche  ganz  geläufige  Begriffe  durch  Definitionen, 
d.  h.  durch  Worte,  wiederzugeben  oder  zu  erklären,  die  jeden 
Zweifel  ausschliessen.  Jedenfalls  ist  allen  diesen  Definitionen  ge- 
meinsam, dass  sie  die  Steuern  als  Abgaben  an  den  Staat  bezw. 
andere  öffentliche  Körperschaften  betrachten,  welche  der  Staat 
bezw.  die  übrigen  öffentlichen  Korporationen  kraft  ihrer  Zwangs- 
gewalt von  den  ihrer  Herrschaft  Unterworfenen  erheben.  Die 
Steuern  bilden  mit  den  Gebühren  zusammen  die  Abgaben  und 
stehen  als  öffentlich-rechtliche  oder  staatswirtschaftliche  Einnahmen 
den  Erwerbseinkünften  des  Staates  oder  der  übrigen  öffentlichen 
Körperschaften  gegentlber.  Während  aber  die  Gebühren  beson- 
dere spezielle  Hfindlungen  des  Staates  oder  seiner  Organe  etc. 
zur  Veranla,ssung haben,  werden  die  Steuern  für  die  allgemeinen 
Staatszwecke  überhaupt  erhoben. 

Die  Staatssteuer  speziell,  die  hier  allein  in  Betracht  kommt, 
hat  nach  obiger  Definition  lediglich  den  Zweck,  dem  Staate  die 
Mittel  zu  beschaffen  zur  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Aufgaben, 
Die  Deckung  des  Staatsbedarfs  ist  also  der  alleinige  oder  doch  der 
Hauptzweck  der  Steuer.  Von  manchen  Theoretikern  wird  nämlich 
der  Steuer,  abgesehen  von  diesem  „finanziellen"  Zwecke,  noch 
eine  sozialpolitische  Aufgabe  zugeschrieben.  Adolf  Wagner 
z.  B.  leitet  aus  der  Tatsache,  dass  unsere  individualistisch-kapitali- 
stische Wirtschaft  eine  in  mancherlei  Hinsicht  ungesunde  Verteilung 
des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  bewirkt  hat  bezw.  noch 
bewirkt,  als  weitere  Aufgabe  der  Steuer  eine  Einwirkung  auf  die 
Verteilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  ab  in  der 
Weise,  dass  durch  relative  Höherbesteuerung  der  grösseren  Einzel- 
Einkommen  und  -Vermögen  eine  andere  Verteilung  des  Volks- 
Einkommens  und  -Vermögens  im  Sinne  ausgleichender  Gerechtig- 
keit herbeigeführt  werden  soll.  Von  der  Mehrzahl  der  National- 
ökonomen wird  jedoch  der  W  a  g  n  e  r'sche  Standpunkt  nicht  geteilt, 
und  der  genannte  Zweck  der  Besteuerung  entschieden  zurück- 
gewiesen. So  sagt  z,  B.  Neumann'):  „Die  Steuer  hat  weder  die 
Aufgabe,  bestehende  Vermögens- Ungleichheiten  zu  nivellieren,  noch 
die  Pflicht,  sie  zu  konservieren,  sondern  sie  soll  so  eingerichtet 
sein,  dass  sie  ihren  prinzipalen  Zweck,  Mittel  zu  schaffen,  am  besten 
und  nachhaltigsten  genügen  kann,  und  die  hieraus  hervorgehende 
Last  in  gerechter  Weise  verteilt  wird."     Neumann  verwirft  aus 

')  a.  a.  0.  S.  loi. 
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diesem  Grunde  einerseits  die  proportionale  Einkommen-Besteuerung, 
und  andererseits  erkennt  er  damit  den  sozialpolitischen  Zweck 
und  Beruf  der  Steuer,  der  von  A.  Wagner  ganz  besonders  her- 
vorgehoben wird,  nicht  an. 

Diese  Verwerfung  des  sozialpolitischen  Moments  in  dem  Be- 
griffe bezw.  in  dem  Zwecke  der  Steuer  muss  übrigens  nicht  zu 
anderen  Steuergmndsätzen  führen  als  bei  Anerkennung  desselben, 
denn  die  sozialpolitisch  begründeten  Forderungen  der  Steuerpolitik 
werden  zumeist  auch  von  vielen  den  Wagner'schen  Standpunkt 
nicht  teilenden  Steuertheoretikem  aus  dem  Grunde  als  berechtigt 
anerkannt,  weil  sie  auch  hinsichtlich  der  Erfüllung  seiner  finanz- 
politischen Aufgaben  an  den  Staat  zu  stellen  sind.  Die  Gerechtig- 
keit muss  dem  Staate  auch  bei  der  Steuerverteilung  nach  finanz- 
politischen Gesichtspunkten  als  Richtschnur  dienen,  und  man  braucht 
daher,  um  jene  Forderungen  zu  begründen,  der  Besteuerung  keine 
sozialpohtische  Seite  zuzuweisen.  Hiermit  sind  wir  bereits  bei  dem 
zweiten  Punkte  angelangt. 

a.    Begründung   und  Ausdehnung  der   Steuerpflicht   (Steuer- 
theorieen). 

Die  Steuer  stellt  ohne  Zweifel  einen  Eingriff  des  Staates  oder 
der  übrigen  öffentlichen  Körperschaften  in  üie  finanziellen  Verhält- 
nisse der  Einzelwirtschaften  des  Volkes  dar.  Sie  bedarf  daher  der 
Begründung,  denn  man  fragt  sich  unwillkürlich:  Muss  der  Staat  etc. 
unbedingt  Steuern  erheben,  kann  er  ohne  solche  nicht  existieren? 

Die  Begründung  der  Steuer  steht  im  engsten  Zusammenhange 
mit  ihrer  Aufgabe  und  ihrem  Zwecke.  Ist  letzterer  nur  ein  finanz- 
politischer, d.  h.  sucht  der  Staat  durch  die  Besteuerung  lediglich 
seinen  notwendigen  Bedarf  zu  decken ,  so  kann  auch  der  Rechts- 
grund der  Steuer  nur  auf  finanzpolitischer  Grundlage  basieren. 
Soll  dagegen  die  Steuer,  auch  wenn  sie  finanziell  gar  nicht  er- 
forderlich ist,  d.  h.  wenn  der  Staat  etc.  seinen  Bedarf  durch  andere 
Einnahmen  decken  kann,  erhoben  werden  im  Interesse  einer  Aus- 
gleichung der  tatsachlichen  Einzeleinkommen  und  der  vorhandenen 
Einzelvermögen,  dann  muss  die  Steuer  auch  noch  einen  anderen 
Rechtsgrund,  eine  sozialpolitische  Begründung  haben. 

Aber  selbst  dann,  wenn  man  von  dieser  sozialpolitischen  Seite 
des  Steuerwesens,  die  —  wie  bemerkt  —  heute  noch  zu  sehr  be- 
stritten ist,  ganz  absieht ,  ist  die  Begründung  der  Steuer  im  Laufe 
der  Zeiten  eine  verschiedene  gewesen.  Da  sie  von  der  Aufgabe 
und  dem  Zwecke  der  Steuer  bedingt  ist,    diese  aber  wieder  im 
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engsten  Zusammenhange  mit  der  Auffassung  vom  Staate  als  politi- 
scher Vereinigung  stehen,  so  bestimmt  diese  Auffassung  schliess- 
lich auch  den  Rechtsgrund  der  Steuer.  Im  Altertume  wird  die 
Steuer  in  anderer  Weise  begründet  als  im  Feudalstaate  des  Mittel- 
alters und  in  der  Zeit  des  Polizeistaates.  Unter  der  Herrschaft  der 
Auffassung  vom  sogen.  Rechtsstaate  ist  der  Grund  der  Steuerpflicht 
wieder  ein  anderer  als  er  aus  der  heutigen,  historischen  oder  organi- 
schen Auffassung  vom  Staate  folgt.  Hiernach  ist  der  Staat  nicht 
durch  Vertrag  entstanden,  sondern  als  höchste  und  unentbehrliche 
Form  des  gesellschaftlichen  Lebens  der  Menschheit  eine  Notwendig- 
keit, und  seine  Existenzberechtigung  begründet  als  logische  Folge- 
rung die  Steuer,  denn  ohne  Abgaben  der  einzelnen  Staatsglieder 
kann  die  juristische  Persönlichkeit  des  Staates  nicht  bestehen  und 
die  ihr  obliegenden  Aufgaben  erfüllen.  Jedes  Gemeinwesen  und 
insbesondere  der  Staat  stellt  eine  Zusammenfassung,  eine  Organi- 
sation von  Einzelkräften  dar,  und  nur  durch  eine  solche  organische 
Einrichtung  kann  eine  grosse  Reihe  von  Kulturaufgaben  der  Mensch- 
heit gelöst  werden.  Der  Staat  ist  daher  für  die  Kulturwelt  eine 
Notwendigkeit,  und  die  Zugehörigkeit  zum  Staate  bedingt  für  seine 
Glieder  die  Abgabe  eines  Teiles  ihres  Einkommens  oder  ihres  Ver- 
mögens an  den  Staat,  um  diesen  dadurch  in  die  Lage  zu  versetzen, 
seine  Kulturaufgaben  zu  erfüllen.  Sehr  treffend  sagt  in  diesem 
Sinne  Eheberg  in  seiner  Finanzwissenschaft  (VII.  Aufl.  S.  153, 154): 
„Was  der  Staat  mit  seinen  Einrichtungen  den  einzelnen  bietet,  in- 
dem er  die  Entfaltung  und  Verwendung  ihrer  Kräfte  und  Fähig- 
keiten fördert,  kommt  allen  in  ununterscheidbarem  Anteil  zu,  des- 
halb hat  auch  jeder  die  Pflicht,  an  der  Unterhaltung  des  Staates 
sich  zu  beteiligen ,  ohne  seine  Leistungen  an  dem  Masse  der  be- 
sonderen Staatsvorteile  zu  vergleichen.  Dem  Rechte  der  öffent- 
lichen Gewalt,  allgemeine  Abgaben  zu  fordern,  entspricht  die  Pflicht 
der  Angehörigen,  sie  zu  leisten;  denn  wer  den  Zweck  will,  kann 
die  Mittel  nicht  verweigern." 

Wenn  nun  die  innere  Berechtigung  der  Steuer  in  der  Not- 
wendigkeit des  Vorhandenseins  des  Staates  liegt,  dann  muss  die 
Steuerpflicht  sich  auch  naturgemäss  in  erster  Linie  auf  die  Glieder 
des  Staates,  d.  h,  auf  sämtliche  Staatsbürger  oder  auf  alle  Einzel- 
wirtschaften des  Staates,  erstrecken.  Jedoch  damit  ist  das  Gebiet 
der  Steuergewalt  oder  des  Steuerrechts  noch  nicht  vollständig  um- 
grenzt. Auch  noch  andere  Personen  —  Ausländer  — ,  die  wirt- 
schaftlich mit  dem  Staate  in  Berührung  stehen,  z.  B.  Vermögens- 
objekte in  demselben  besitzen,  oder  die  sich  im  Staate  auf  kürzere 
oder  längere  Zeit  aufhalten,  werden  der  Steuergewalt  des  Staates 
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unterworfen.  Die  Praxis  hat  sich  allerdings  in  der  Steuergesetz- 
gebung nach  dieser  wie  aiich  nach  so  mancher  anderen  Richtung 
verschieden  entwickelt  und  gestaltet  Ein  allgemeines,  festes  Prinzip 
in  der  Frage  der  Ausdehnung  des  Steuerrechts  ist  nicht  einmal'  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  des  deutschen  Reiches  herrschend, 
geschweige  denn  in  den  verschiedenen  sonstigen  Staaten. 

Was  die  verschiedenen  Steuertheorien  anlangt,  so  unter- 
scheidet A.  Wa g n  e  r  zwischen  Begründungs-  und  Verteilungs- 
theorieen.  Beide  hängen  jedoch  so  sehr  zusammen,  die  Art  der 
Verteilung  der  Steuern  ist  in  solch'  hohem  Masse  von  dem  Be- 
steuerungsgrunde abhängig,  dass  hier  auf  diese  feinen  Unterschiede 
zwischen  ßegründungs-  und  Verteilungstheorie  wohl  verzichtet 
werden  kann.  Die  wichtigsten  der  bekannten  Steuertheorieen  sind 
die  der  radikal- individualistischen  (mechanisch-atomistischen)  Auf- 
fassung vom  Staatsleben  entsprechende  Vergeltungstheorie  und  die 
Theorie  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  oder  die 
Opfer-  bezw.  Pflichttheorie.  Erstere  auf  den  Rechtsstaats-Theorieen 
basierend  und  im  i8.  Jahrhundert,  besonders  unter  der  Herrschaft 
des  Smithianismus,  zur  Geltung  gelangend,  legt  der  Existenz  des 
Staates  ein  Vertragsverhältnis  zwischen  Untertanen  und  Obrigkeit 
zugrunde,  das  von  den  Untertanen  in  ihrem  eigenen,  wirtschaft- 
lichen Interesse  aus  freien  Stücken  eingegangen  wird,  jedes 
einzelne  Individuum  erkauft  sich  durch  Abgabe  eines  Teils  seines 
Vermögens  die  ihm  vom  Staate  gewährten  Dienste  und  Vorteile. 
Das  ganze  Staatsleben  gleicht  einem  privatrechtlichen  Kaufgeschäft, 
beruhend  auf  dem  Grundsatze  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung, nach  welchem  die  Steuern  unter  der  Herrschaft  dieser 
Vertrags-  oder  Vergeltungstheorie  verteilt  werden.  Die  Steuer  ist 
die  Entschädigung  für  geleistete  Dienste  (Schutz,  Sicherheit  etc.), 
und  das  Steuerprinzip  ist  hiernach  aufs  engste  verwandt  mit  dem 
Gebührenprinzip,  ja  es  ist  gewissermassen  eine  Verallgemeinerung 
desselben. 

Je  nach  dem  nun  die  Steuer  als  Gegenleistung  für  die  Ge- 
währung von  Vorteilen  und  Genüssen  seitens  des  Staates  oder  als 
eine  Versicherungsprämie  für  den  Schutz  des  Vermögens  ausge- 
legt wird,  spricht  man  wieder  von  einer  Äquivalenz-  oder  Genuss- 
theorie und  einer  Assekuranztheorie.  Weder  die  eine  noch  die 
andere  dieser  beiden  Theorieen  entspricht  unserer  heutigen  Auf- 
fassung vom  Staate  und  der  gesamten  Volkswirtschaft.  Die  Folge- 
rungen, die  aus  ihnen  gezogen  werden  müssen,  stehen  mit  dem 
Prinzipe  einer  gerechten  Steuerverteilung  und  mit  unserer  heutigen 
Auffassung  von  den  Kulturaufgaben  des  Staates  nicht  im  Einklang. 
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Jede  Steuer  wird  nach  der  Vergeltungstheorie  als  ein  Übel  be- 
trachtet, und  diejenige  Wirtschaft  des  Staates  gilt  für  die  beste, 
welche  die  geringsten  Steuern  den  Staatsangehörigen  auferlegt. 

Eine  allgemeinere  Bedeutung  ist  dieser  Theorie  —  wenigstens 
für  die  deutschen  Staaten  —  nicht  mehr  beizumessen;  dagegen 
kann  ihr  für  die  Finanzwirtschaft  der  Kommunalverbände  eine  ge- 
wisse Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden.  In  der  staatlichen 
Finanzwirtschaft  ist  sie  fast  überall  im  19.  Jahrhundert  nach  und 
nach  von  der  organischen  Auffassung  vom  Staate  verdrängt  worden. 
Hiernach  besteht  kein  Vertragsverhältnis  zwischen  Staat  und  Unter- 
tanen, sondern  die  Existenzberechtigung  des  Staates  ist  in  der 
menschlichen  Natur  begründet,  und  sie  ist  es,  die  den  Staat  als 
absolut  berechtigt  erscheinen  lässt,  von  den  ihm  Zugehörigen 
Steuern  zu  erheben,  um  seine  Aufgaben  erfüllen  zu  können.  Eine 
Bemessungsgrundlage  wird  von  dieser  Steuertheorie  nicht  gegeben, 
aber  es  ist  einleuchtend,  dass  das  Mass  der  Steuer  einerseits  be- 
grenzt ist  durch  die  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  des  Staates  und 
andererseits  durch  die  wirtschaftliche  Kraft  oder  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Volkes  und  damit  auch  jedes  einzelnen.  Ultra  posse 
nemo  obligatur!  Diese  Theorie  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit,  die  heute  von  den  Finanztheoretikern 
Deutschlands  und  Italiens  fast  allgemein  vertreten  wird,  heisst  auch 
die  Opf  ertheorie,  weil  die  Steuer  für  ihren  Träger  ein  Opfer  von 
entsprechender  Grösse  an  sonst  möglichen  Genüssen  bedeutet  oder 
wie  einer  Entbehrung  wirkt.  Von  Eheberg  wird  sie  als  Pflicht- 
theorie bezeichnet,  weil  nach  dieser  Auffassung  jeder  Staatsange- 
hörige die  Steuer  nicht  als  ein  „Opfer"  oder  als  ein  Übel,  sondern 
als  eine  aus  dem  Verhältnisse  des  Staates  zur  Einzelwirtschaft  her- 
vorgehende Pflicht  ansehen  muss.  Die  Steuerpflicht  ist  ein  Aus- 
fluss  der  allgemeinen  Bürgerpflicht.  Im  Grunde  genommen  tut  der 
Name  aber  nichts  zur  Sache;  das  Gemeinsame  dieser  verschieden 
bezeichneten  Theorieen  ist,  dass  sie  —  was  das  Mass  der  Steuer 
betrifft  —  auf  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des 
Einzelnen  oder  auf  die  Besteuerung  der  verhältnismässigen  Opfer- 
gleichheit hinauslaufen.  Eine  Steuer  ist  nach  dieser  Theorie  ge- 
recht und  gleichmässig  veranlagt,  wenn  sie  die  individuelle  Leistungs- 
fähigkeit der  Einzelwirtschaften  berücksichtigt,  oder  wenn  sie  im 
Verhältnisse  zu  den  Opfern  steht,  die  den  Steuerpflichtigen  durch 
sie  auferlegt  werden. 

Es  fragt  sich  nun  weiter:  Was  ist  unter  der  steuerlichen 
Leistungsfähigkeit  etc.  zu  verstehen? 
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Bevor  wir  an  die  Beantwortung  dieser  Frage  gehen,  müssen 
jedoch  zunächst  die  Begriffe  Steuerquelle  und  Steuerbemessungs- 
grundlage einer  Betrachtung  unterzogen  werden. 


3.  Steuerquelle  und  Steuerbemesstingsgnmdlage. 

Unter  der  Steuerquelle  versteht  man  die  tauschwerte  Güter- 
menge, aus  welcher  die  Steuer  wirklich  bezahlt  wird  oder  doch 
wenigstens  nach  der  Absicht  des  Steuergesetzgebers  entrichtet 
werden  soll. 

Nicht  zu  verwechseln  hiermit  ist  die  Steuerbemessungsgrund- 
lage (Steuerobjekt),  womit  man  den  Gegenstand,  die  Handlung,  den 
Vorgang  oder  die  Tatsache  bezeichnet,  welche  kraft  Gesetzes  als 
Massstab  oder  als  Anlass  der  Besteuerung  gelten. 

Ganz  allgemein  gesprochen  ist  das  Vermögen  (im  weitesten 
Sinne)  des  Steuerpflichtigen  die  Steuerquelle.  Das  Vermögen,  d.  h, 
die  Summe  der  im  Eigentume  einer  Person  befindlichen,  tausch- 
werten  Güter,  ist  nun  aber  seiner  wirtschaftlichen  Natur  nach  teils 
Stamm  vermögen,  teils  Einkommen. 

In  der  Regel,  d.  h.  unter  normalen  Verhaltnissen,  soll  und 
wird  die  Steuer  ihre  letzte  Quelle  in  dem  Einkommen  des  Steuer- 
pflichtigen haben.  Ausnahmsweise,  und  zwar  schon  in  normalen 
Zeitläuften,  hauptsächlich  und  allgemein  aber  in  Notlagen  des 
Staates,  kann  auch  das  Vermögen  des  einzelnen,  ja  sogar  das 
Nationalvermögen  von  der  Steuer  angegriffen  werden.  Jedoch 
darf  ein  solcher  Zustand  keinesfalls  zur  dauernden  Regel  werden, 
weil  die  dauernde  Steuererhebung  Über  den  Betrag  des  Volksein- 
kommens hinaus  eine  fortwährende  Verminderung  des  Volksver- 
mögens bis  zur  schliesslich en  Aufzehrung  bedeuten  würde.  Mit 
der  Zerstörung  des  Vermögens  würde  aber  einer  der  wichtigsten 
Faktoren  der  Einkommensbildung  vernichtet  werden;  der  Staat 
würde  damit  selbst  die  dauernde  Verminderung  des  Zuflusses  der 
Steuerquellen  herbeiführen  und  seine  Existenz  gefährden. 

Steuerquelle  und  Steuer-Bemessungsgrundlage  sind  nicht  gleich- 
bedeutende Begriffe.  Der  Name  der  Steuerart  bezeichnet  nicht 
immer  die  Steuerquelle,  sondern  in  vielen  Fällen  die  Bemessungs- 
grundlage der  Steuer,  Die  Vermögenssteuer  wird  z.  B.  in  der 
Regel  nicht  aus  dem  Vermögen,  sondern  aus  dem  Einkommen  ent- 
richtet, das  Vermögen  bildet  nur  den  Massstab  dieser  Steuer.  Bei 
der  Einkommensteuer  dagegen  soll  das  Einkommen  sowohl  Steuer- 
quelle wie  Massstab  der  Besteuerung  sein, 
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Ob  die  Absicht  des  Steuergesetzgebers  nur  das  Einkotninen 
des  einzelnen  Steuerpflichtigen  und  nicht  auch  das  Vermögen 
steuerlich  zu  treffen,  erreicht  wird,  hängt  von  einer  Reihe  von 
Umständen  ab.  Die  Einkommensteuer  beschränkt  sich  nicht  bei 
jedem  Steuerpflichtigen  auf  das  Einkommen,  sondern  sie  greift  mit- 
unter auch  das  Vermögen  an.  Ebenso  trifft  dies  für  die  Vermögens- 
steuer zu,  die  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  in  der  Regel 
nur  eine  nominelle,  nicht  eine  reelle  Vermögenssteuer  sein  soll, 
vielmehr  als  eine  reelle  Einkommensteuer  geplant  ist.  Auch 
hier  lässt  es  sich  nicht  immer  vermeiden,  dass  bei  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen das  Vermögen  mit  herangezogen  wird.  Übrigens  bedeutet 
die  Tatsache  der  Verminderung  des  Vermögens  einzelner  noch 
keine  Verminderung  des  Volks  Vermögens,  denn  die  Vermögens- 
minderung einzelner  Steuerpflichtigen  kann  die  Ursache  von  Ver- 
mögens-Neubildungen anderwärts  sein,  die  sonst  nicht  erfolgt  wären. 

Wenn  nun  in  der  Regel  das  Stammvermögen  von  der  Steuer 

nicht  getroffen  werden  soll,   so   heisst  das:   lediglich  der  Jahres- 

Wertszuwachs  des  Vermögens,  der  alljährlich   verbraucht  werden 

;  kann,  ohne  dass  dadurch  der  Vermögensstamm  geschmälert  wird, 

I  sollte  zur  Besteuerung  herangezogen  werden. 

Unsere  wichtigsten  Steuerarten,  die  sogen,  direkten  Steuern 
und  die  Verbrauchs-  oder  Aufwandssteuern,  sind  alljährlich  wieder- 
kehrende Steuern;  sie  treffen  mithin  solche  Einnahmen  oder  Ein- 
künfte, welche  aus  dauernden  Einkommens-  oder  Ertragsquellen 
stammen  und  alljährlich  oder  doch  in  ganz  kurzen  Perioden  an- 
fallen, Einnahmen,  welche  infolgedessen  gewöhnlich  auch  allein 
unter  den  Begriff  „Einkommen"  fallen.  Man  verbindet  also  im 
gewöhnlichen  Leben  mit  dem  Worte  Einkommen  oder  Reinein- 
kommen den  Begriff  einer  alljährlich  oder  innerhalb  kurzer  Zeit- 
räume wiederkehrenden  Reineinnahmen  (Reinertrag),  Es  gibt  jedoch 
ausserdem  noch  eine  Reihe  von  Vermögenszuwachsarten,  welche 
nicht  dauernden  Einkommensquellen  entstammen  und  nicht  alljährlich 
oder  periodisch,  sondern  nur  einmal  oder  wenn  auch  öfter  so  doch 
unregelmässig  und  zufällig  erfolgen.  Auch  solche  Einnahmen,  z.  B. 
Erbschaften,  Schenkungen,  Lotterie-  und  Konjunkturgewinne,  be- 
deuten eine  Erhöhung  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  des 
Empfängers  und  verdienen  deshalb  besonders  besteuert  zu  werden, 
wenn  sie  nicht  von  der  Besteuerung  des  Jahreseinkommens  durch 
die  Einkommensteuer  in  irgend  einer  F"orm  getroffen  werden.  Man 
kann  demnach  unterscheiden  zwischen  dem  Einkommen  im  weiteren 
Sinne,  das  jeglichen  Jahres-Vermögenszuwachs  begreift,  und  dem 
Einkommen   im  engeren  Sinne,  bei  dem  es  sich  lediglich  um  den 
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jährlich  oder  periodisch  wiederkehrenden  Vermögenszuwachs  handelt, 
der  ohne  Schmälerung  des  Stammvermögens  und  der  zufalligen 
Einnahmen  alljährlich  oder  periodisch  verzehrt  werden  kann. 

In  dieser  Arbeit  soll,  wenn  nicht  ausdrücklich  anders  bemerkt 
wird,  unter  „Einkommen"  stets  das  Einkommen  im  weiteren  Sinne 
verstanden  werden,  da  zweifellos  der  gesamte  Jahres- Vermögens- 
Wertzuwachs  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  in  erster  Linie 
bestimmt  und  als  die  Hauptgrundlage  der  Steuerkraft  des  einzelnen 
zu  gelten  hat. 

Weiter  wirft  sich  hier  noch  die  Frage  auf:  Kann  jedes  Ein- 
kommen oder  jeder  Teil  des  Einkommens  auch  Steuerquelle  sein, 
oder  gibt  es  nicht  auch  Einkoromensteile ,  die  unter  normalen 
Verhältnissen  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  und  der  gerechten 
Steuerverteilung  nicht  Gegenstand  der  Besteuerung  sein  sollten? 
Das  letztere  muss  bejaht  werden.  Übersteigt  das  Einzeleinkommen  | 
nicht  den  Betrag,  der  zur  Bestreitung  der  notwendigsten  Lebens- 
bedürfnisse der  Einzelwirtschaften  erforderlich  ist,  so  sollte  es  unter 
normalen  Umständen,  d.  h,  in  der  Regel,  steuerfrei  bleiben.  Mit 
anderen  Worten:  Nur  wenn  sogen,  ^freies"  Einkommen  vorhanden 
ist  im  Gegesatz  zu  „gebundenem"  Einkommen,  kann  das  Einkommen 
und  zwar  das  ganze,  nicht  nur  das  freie,  zur  Besteuerung  heran- 
gezogen werden.  Würden  auch  diejenigen  Einkommen  als  Steuer- 
quelle angesehen,  welche  das  „gebundene"  Einkommen  nicht  über- 
steigen, so  würde  die  Folge  davon  sein,  dass  der  Staat  den  betr. 
Steuerzahlern  auf  der  einen  Seite  nimmt,  was  er  ihnen  auf  der 
anderen  Seite  wieder  zum  Lebensunterhalt  in  Form  von  Armen- 
unterstützungen zu  geben  gezwungen  sein  würde:  Allerdings 
darf  bei  dieser  Feststellung  nicht  übersehen  werden ,  dass  der 
theoretisch  ohne  Zweifel  richtige  Gedanke,  lediglich  die  Einkommen 
steuerlich  zu  belasten,  welche  „freies  Einkommen"  enthalten,  nicht 
leicht  in  die  Praxis  umzusetzen  ist,  weil  das  gebundene  Einkommen 
ein  relativer  Begriff  und  keine  bestimmte  Grösse  ist.  Je  nach  Ort, 
Zeit  und  sonstigen  Verhältnissen  ist  das  gebundene  Einkommen 
verschieden  hoch,  und  die  Steuertechnik  ist  unmöglich  imstande, 
das  sogen.  „Existenzminimum"  für  alle  vorkommenden  Fälle  genau 
festzustellen.  In  der  Steuerpraxis  muss  daher  davon  abgesehen 
werden,  grundsätzlich  und  allgemein  jedes  Einkommen  daraufhin 
zu  prüfen,  ob  es  freies  Einkommen  enthält  oder  nicht,  um  nach  dem 
Ausfalle  dieser  speziellen  Prüfung  über  die  Steuerbefreiung  bezw. 
die  Heranziehung  zur  Steuer  zu  befinden;  es  kann  hier  nur  in  der 
Weise  dem  fraglichen  Grundsatze  Rechnung  getragen  werden,  dass 
alle  Einkommen  bis  zu  einer  bestimmten,  absoluten  Höhe  steuerfrei 
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bleiben.  Übrigens  wird  der  ■  in  der  Steuerbefreiung  des  Existenz- 
minimums liegende  Grundgedanke  nicht  von  allen  Steuertheo- 
retikern als  richtig  anerkannt.  Nach  der  Ansicht  mancher  Finanz- 
theoretiker stellen  auch  die  kleinsten  Einkommen  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  eine  steuerliche  Leistungsfähigkeit  dar  und  sollen 
daher  grundsätzlich  eine  Befreiung  von  der  Steuer  nicht  beanspruchen 
können.  Hiernach  ist  nicht  das  freie  Einkommen  als  letzte  Quelle 
der  Besteuerung  in  der  Regel  zu  betrachten,  sondern  jegliches  Ein- 
kommen ist  steuerbar.  Richtig  ist  m.  E.,  dass  jedes  Einkommen 
auch  eine  Leistungsfähigkeit  darstellt,  aber  hier  handelt  es  sich" 
darum ,  ob  das  Existenzminimum  eine  steuerliche  Leistungs- 
fähigkeit besitzt.  Das  aber  möchte  ich  bestreiten,  denn  die  Fristung 
seiner  und  seiner  Familie  Existenz  rangiert  doch  für  den  einzelnen 
zweifellos  vor  der  Steuerleistung  zum  Zwecke  der  Befriedigung 
allgemeiner  Staatsbedürfnisse.  Es  sind  deshalb  nicht  nur  sozial- 
politische und  Zweckmässigkeitsgründe  —  steuertechnische  Schwie- 
rigkeiten, relativ  höhere  Belastung  der  kleinen  Einkommen  durch 
die  Verbrauchssteuern  (notwendige  Lebensartikel  und  Massenluxus- 
artikel) — ,  welche  die  meisten  Gesetzgebungen  veranlasst  haben, 
die  kleinsten  Einkommen  von  der  Besteuerung,  wenigstens  von  der 
direkten,  zu  befreien,  sondern  auch  vom  rein  theoretischen  Ge- 
rechtigkeitsstandpunkte aus  dürfte  es  geboten  sein,  auf  die  Besteue- 
rung der  kleinsten  Einkommen  zu  verzichten,  diese  überhaupt  nicht 
als  Steuerquelle  zu  betrachten. 


4.  Die  steuerliche  Leistungsfa,higkeit  und  die  verhältnis- 
mässige Opfergleichheit. 
Von  manchen  Nationalökonomen,  so  z.  B.  auch  von  Schmoller 
und  Nasse,  wird  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des 
Steuerpflichtigen  auf's  schärfste  verurteilt  und  zurückgewiesen.  Sie 
sagen,  die  persönliche,  steuerliche  Leistungsfähigkeit  ebenso  wie  die 
Opfergleichheit  seien  leere  Begriffe  und  zahlenmässig  unmöglich  fest- 
zustellen; es  könne  daher  die  Steuer  nach  diesem  Prinzipe  nicht  erfasst 
und  auf  die  Einzelwirtschaften  verteilt  werden.  Bei  beiden  Theorieen 
gebe  es  keinen  allgemeinen,  rechnerischen  Massstab ,  keine  zahlen- 
mässige  Beziehung  zwischem  dem  Einkommen,  der  regelmässigen 
Steuerquelte,  und  der  Steuerlast.  Die  individuelle,  steuerliche 
Leistungsfähigkeit  bezw.  das  spezielle  Opfer  des  Steuerzahlers 
,  könne  unmöglich  objektiv  bemessen  werden.  Das  einfachste 
Steuergesetz  sei  das  beste,  da  es  ein  allgemein  anerkanntes  und 
allgemein  anwendbares  Prinzip  der  Gerechtigkeit  doch  nicht  gebe, 
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Treffend  führt  zu  diesem  Punkte  Neumann')  folgendes  aus: 
„Alles  Muss  ist  nach  altem  Worte  eine  harte  Nuss.  Mag  es 
noch  so  freudig  getragen  werden,  es  bleibt  ein  Opfer,  schon 
weil  es,  eben  als  Muss,  ein  Opfer  unserer  Freiheit  ist  Jeder 
Pflichtbeitrag,  jeder  „gemusste"  Beitrag  ist  eine  Last.  Und  nur 
weil  er  eine  solche  ist,  kann  ja  das  Gefühl,  ihn  voll  und  ganz 
auf  sich  genommen  zu  haben,  jene  Befriedigung  geben,  auf  welche 
mit  Recht  und  Unrecht  heute  so  oft  Bezug  genommen  wird.  Die 
Auferlegung  solcher  Opfer  aber  muss,  wie  alles  Menschen- 
werk, in  gerechter  Weise  geschehen.  Und  das  kann  doch 
nur  heissen,  sie  muss  alle  treffen,  die  die  Pflicht  bindet,  und  jeden 
tunlichst  gleich  empfindlich,  mit  anderen  Worten :  sie  muss  jedem 
ein  gleich  grosses  Opfer  sein.  Jemandem  ein  geringeres  Opfer 
zuzumuten  als  einem  anderen,  wäre  ebenso  eine  Exemtion  und 
zweischneidiges  Privilegium,  als  wenn  man  jemand  überhaupt  hin- 
derte, seiner  Pflicht  zu  genügen". 

Neumann  sagt  dann  (S.  62)  weiter:  „Die  Leistungsfähigkeit 
oder  —  richtiger  gesagt  —  die  Fähigkeit,  zu  bestimmter  Pflicht- 
erfüllung beizutragen,  ....  steigert  sich  mit  dem  gebrachten  Op  fer, 
dem  Opfer  der  Mühe  und  dem  der  Entsagung.  Und  Opfer  und 
Leistungsfähigkeit  in  dem  hier  in  Rede  stehenden  Sinne  sind  also 
nicht  disparate  Dinge,  sondern  stehen  in  inniger  Beziehung  zu 
einander.  Ja  man  darf  geradezu  so  sagen:  Erst  durch  Berück- 
sichtigung der  auferlegten  Opfer  erhält  der  Massstab  der  Leistungs- 
fähigkeit bestimmte  Gestalt  und  wird  für  das  Steuerwesen  brauch- 
bar". Ferner  S.  65:  „  Diejenigen  Staats-  und  Gemeindeiasten,  die 
einer  öffentlichen  Pflicht  entspringen,  sind  trotz  aller  dagegen 
erhobenen  Einwendungen  nach  Massgabe  der  Leistungs-  oder,  ge- 
nauer gesagt,  der  Steuerkraft,  d.  h.  so  zu  verteilen,  wie  es  der 
Befähigung  zur  Leistung  in  Staat  und^  Gemeinde 
bei  etwa  gleicher  Anstrengung  und  etwa  gleichen 
Opfern  anderen  Bedürfnissen    gegenüber   entspricht". 

Auch  folgende  Sätze  Neumann's  mögen  hier  noch  als  den 
Kern  der  Sache  treffend  Aufnahme  finden : 

(S.  106  u.  107.)  „Meines  Dafürhaltens  muss  gerade  in  so  wich- 
tigen, das  Eigentum  tief  berührenden  Dingen,  wie  es  die  Steuern 
sind ,  die  Gerechtigkeit  in  der  Tat  vorangestellt  werden.  Und  ist 
der  richtige  Weg  zu  ihr  noch  nicht  gefunden,  so  ist  er  zu  suchen!! 
Das  ist  unsere  ernsteste  Pflicht.  Und  gehen  wir  in  Erfüllung  dieser 
Pflicht  dem  hier  empfohlenen  Ziele  der  Verteilung  der  Last  nach 
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der  Leistungsfähigkeit  nach ,  so  werden  wir,  wie  zu  zeigen  ver- 
sucht werden  soll,  schon  allein  durch  dieses  Streben  dahin  geführt 
werden,  uns  für  Progression,  für  höhere  Betastung  des  fundierten 
Einkommens,  für  eine  wenigstens  eingeschränkte  Berücksichtigung 
der  Ausgaben  für  Familien,  Schulden  etc.  auszusprechen. 

Was  der  Gesetzgeber  von  uns  verlangen  kann,  ist  gerade, 
dass  wir  uns  aus  prinzipiellen  Gründen  für  bestimmte,  prinzipielle 
Ziele  aussprechen.  Die  Ausführung  bleibt  natürlich  Sache  derjenigen, 
die  das  Mass  der  AusfÖhrungsmöglichkeit  nach  den  betreffenden 
Verhältnissen  beurteilen  können.  Aber  in  der  Idee  das  Ziel  suchen, 
das  Ideal  konstruieren,  das  ist  uns  überlassen,  und  daran  haben 
wir  fort  und  fort  zu  arbeiten.  —  — " 

„Aber  die  Gefahr  der  Willkür  in  der  Verteilung  bei  Bestim- 
mung der  Leistungsfähigkeit  und  Opfergrösse  —  wie  steht  es  mit 
diesem,  insbesondere  von  Nasse  neuerdings  so  stark  betonten 
Übelstande  ? 

Mit  Bezug  auf  ihn  ist  meines  Dafürhaltens  zu  erwidern,  erstens, 
dass  die  Schwierigkeiten  der  Ausführung  von  Prinzipien  an  sich 
noch  durchaus  kein  Grund  zur  Verwerfung  dieser  bilden  dürfen, 
zweitens  aber,  dass  diese  Schwierigkeiten  auch  in  dem  hier  vor- 
liegenden Falle  überschätzt  sind,  insoferne  jene  Gefahr  der  Willkür 
nicht  grösser  ist,  als  in  manchen  anderen  Dingen  des  praktischen 
Lebens  und  sie  durch  zweckmässige  Vorschriften  jedenfalls  sehr 
erheblich  eingeschränkt  werden  kann. 

Was  das  erstere  betrifft,  so  darf  nicht  vergessen  werden,  dass 
alle  Prinzipien  in  praxi  schwer  oder  —  besser  gesagt  —  überhaupt 
nicht  vollständig  in  das  Leben  überzuführen  sind.  Sie  sind  das 
Ideal,  dem  nachzueifern  ist,  dem  tunlichst  sich  zu  nähern  unser 
Streben  sein  muss.  Aber  vollständig  zu  verwirklichen  sind  sie 
ebenso  wenig,  wie  irgend  ein  anderes  Gebilde  unserer  Vorstellungen, 
das  sich  uns  zu  Idealen  gestaltet.  Und  so  wenig  wir  jemals  von 
diesen  deshalb  lassen  werden,  weil  sie  uns  in  steter  Ferne  bleiben, 
ebenso  wenig  dürfen  wir  im  vorliegenden  Falle  das  einmal  als 
richtig  erkannte  Prinzip  aufgeben ,  weil  wir  es  nicht  vollständig 
durchführen ,  sondern  uns  ihm  nur  nähern  können.  Und  —  bei- 
läufig bemerkt  —  welcher  Richter  oder  Gesetzgeber  in  Sachen  des 
Privatrechts  würde  sich  denn  z.  B.  den  Einwand  gefallen  lassen: 
dass  mehrere  Kinder  nach  Verhältnis  des  Vermögens  den  Vater 
oder  andere  Anverwandte  zu  unterhalten  verbunden  seien,  wäre 
prinzipiell  richtig,  aber  doch  praktisch  zu  verwerfen,  weil  sich  das 
nicht  vollständig  zur  Durchführung  bringen  lasse? 
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Sicherlich  niemand.  Recht  ist  Recht  —  würde  die  Antwort 
lauten  —  und  ein  nach  Kräften  verwirklichtes  Recht  besser,  als 
Unrecht.     So  haben  auch  wir  zu  denken!" 

Welches  ist  nun  aber  der  rechnerische  Massstab  —  die  Be- 
messungsgrundlage —  für  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit  bezw. 
die  Opfergleichheit?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  lautet:  Bei  den 
unendlich  mannigfaltigen,  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Steuer- 
zahler ist  es  einleuchtend,  ja  selbstverständlich,  dass  ein  einziger 
Massstab  nicht  genügt,  um  jede  Einzelwirtschaft  nach  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit zu  besteuern.  Überhaupt  können  bei  dieser  Steuertheorie  un- 
möglich alle  einzelnen  individuellen  Verschiedenheiten  berücksichtigt 
werden.  Wir  haben  hierbei  einen  Haupt-Massstab  und  verschiedene 
Neben-Bemessungsgrundlagen.  Um  die  Steuerlast  in  das  richtige 
Verhältnis  zur  tatsächlichen  Steuerkraft  des  Pflichtigen  zu  setzen, 
dient  zweifellos  das  Einkommen  als  Hauptmassstab.  Allein  zwei 
der  Höhe  und  selbst  der  Art  nach  gleiche  Einkommen  bedeuten 
nicht  immer  gleiche  Leistungsfähigkeit.  Einkommen  und  Leistungs- 
fähigkeit sind,  sowohl  vom  wirtschaftlichen  wie  vom  steuerlichen 
Standpunkte  aus  betrachtet,  nicht  gleichbedeutende  Begriffe.  £s  kann 
daher  auch,  wie  das  von  mancher  Seite  vorgeschlagen  wird,  das  Ein- 
kommen nicht  als  alleinige  Grundlage  eines  Besteuerungssystems  ge- 
wählt werden,  sondern  eine  ganze  Reihe  anderer  Punkte  verdient 
ausserdem  noch  volle  Beachtung.  Die  grössere  oder  geringere 
Anstrengung,  welche  zum  Erwerbe  des  Einkommens  verwandt  werden 
muss,  sowie  die  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse,  welche  aus  dem 
Einkommen  zu  bestreiten  sind,  sind  neben  der  Höhe  des  Einkommens 
bei  der  Steuerverteilung  zu  berücksichtigen.  Sie  bestimmen  die 
steuerliche  Leistungsfähigkeit  bezw.  die  Steuerkraft  mit  und  bilden 
daher  die  Nebenmassstäbe  bei  dem  Ausschlage  der  Steuer  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen.  Progressiv-  bezw.  Degressivbesteuerung, 
Höherbelastung  des  fundierten  Einkommens  gegenüber  dem  nicht  , 
fundierten,  Freilassung  des  Existenzminimums  oder  doch  wenigstens 
der  untersten  Bevölkerungsklassen  von  den  direkten  Steuern,  Be- 
rücksichtigung der  Beeinträchtigung  der  Steuerkraft  infolge  grosser 
Kinderzahl,  Krankheiten,  Verschuldung  etc.,  das  sind  die  hauptsäch- 
lichsten Nebenmassstabe,  welche  bei  der  Steuer  Verteilung  nach  dem 
Grundsatze  der  Leistungsfähigkeit  anzulegen  sind. 

5.  Das  Steuersystem. 

Nicht  nur  in  früheren  Jahrhunderten,  so  von  den  Physiokraten, 
sondern  auch  in  der  neuesten  Zeit,  ja  sogar  heute  noch,  ist  —  be- 
sonders von  radikalen  Politikern  und  Steuerdilettanten  — die  Ansicht 
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vertreten  worden,  es  sei  das  Zweckmäss^ste,  den  gesamten  Finanz- 
bedarf  des  Staates  in  Form  einer  einzigen  Steuer  zu  decken.  Es 
hat  dieser  Gedanke  tatsächlich  etwas  Bestechendes  an  sich,  zumal 
der  ganze  grosse  Steuerapparat  eine  viel  einfachere  Gestalt  als  bei 
einer  Vielheit  von  Steuerarten  annehmen,  und  die  Steuererhebung 
dadurch  wesentlich  verbilligt  werden  würde.  Während  jedoch  der 
Physiokratismus  seiner  ganzen  volkswirtschaftlichen  Grundanschau- 
ung gemäss  eine  Besteuerung  allein  auf  der  Bemessungsgrundlage  der 
Rente  des  Grund  und  Bodens  —  die  Grundsteuer  als  impöt  unique  — 
vorschlug,  ist  in  der  Neuzeit  von  genannter  Seite  die  allgemeine 
und  progressive  Besteuerung  des  Einkommens  als  das  Heilmittel 
aller  Steuer-Ungleichheiten  und  -Ungerechtigkeiten  und  als  das  Ideal 
einer  gerechten  und  finanziell  befriedigenden  Besteuerung  ausge- 
geben worden.  Man  hat  denn  auch  wirklich  hie  und  da  in  der 
Praxis  versucht,  dieser  Strömung  möglichst  Rechnung  zu  tragen; 
das  um  die  Wende  des  19.  Jahrhunderts  überall  in  eine  Unsumme 
;  von  Einzelsteuem  ausgeartete,  systemlose  Steuerwesen  ist  im  Laufe 
des  verflossenen  Jahrhunderts  allenthalben  bedeutend  vereinfacht 
worden,  aber  das  besagte  „Ideal"  hat  man  nirgends  erreichen 
können.  Diese  Versuche  sind  missglückt,  Wissenschaft  sowohl 
wie  Praxis  haben  gefunden,  dass  es  bei  der  modernen,  überaus 
starken  Differenzierung  des  Wirtschaftslebens  rein  unmöglich  ist, 
die  wirkliche,  steuerliche  Leistungsfähigkeit  jedes  einzelnen  in  allen 
ihren  Einzelquellen  und  -Kanälen  durch  eine  einzige  Steuer  an- 
nähernd gerecht  und  gleichmässig  zu  treffen.  Die  wichtigsten  Gründe, 
die  gegen  eine  einzige  allgemeine  und  progressive  Einkommensteuer 
—  um  diese  allein  würde  es  sich  gegebenen  Falles  handeln  können  1  — 
sprechen,  sind  die  Mangelhaftigkeit  der  Steuertechnik  und  die  Un- 
zulänglichkeit einer  einzigen  degressiven  und  die  untersten  Be- 
völkerungsklassen vollständig  freilassenden  Einkommensteuer  in 
bezug  auf  das  finanzielle  Ergebnis.  Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass 
die  mit  der  Steuerzahlung  nun  einmal  verknüpfte  Steuerunlust- 
Empfindung  um  so  grösser  ist,  je  mehr  auf  einmal  an  Steuer  vom 
einzelnen  zu  bezahlen  ist.  Um  daher  die  Steuerlast  möglichst 
wenig  fühlbar  zu  machen ,  erscheint  es  geboten ,  den  auf  der 
Bevölkerung  lastenden  Steuerdruck  auf  verschiedene  Druckpunkte 
zu  verteilen,  d.  h.  eine  Mehrheit  von  Steuern  einzuführen  bezw. 
beizubehalten.  Allein  auch  hier  hat  andererseits  der  Satz  seine 
Berechtigung:  In  der  Beschränkung  zeigt  sich  der  Meister.  Nicht 
auf  ein  system-  und  planloses  Nebeneinanderbestehen  vieler  Steuer- 
arten muss  das  Streben  der  Steuergesetzgebung  gerichtet  sein, 
sondern  das  Ziel   und  Ideal  muss    sein:    ein  rationelles,   wohl- 
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durchdachtes  Steuersystem,  ein  vernünftig  zusammengestelltes 
Steuerbouquet ,  das  neben  seinem  Hauptzwecke,  dem  Staate  die 
nötigen  Mittel  zur  Deckung  seines  Finanzbedarfs  zu  beschaffcD, 
als  obersten  Richtpunkt  die  gerechte  Steuerverteilung  stets  im 
Auge  hat.  Jeder  Steuerpflichtige  soll  insgesamt  einen  seiner  Lei- 
stungsfähigkeit und  eventuell  seinem  besonderen  Interesse  ent- 
sprechenden Steuerbetrag  zahlen. 

Bei  der  Aufstellung  des  ganzen  Steuersystems  spielen  daher 
die  von  der  Steuerlehre  festzusetzenden,  obersten  Steuergrundsätze 
eine  Hauptrolle.  Die  einzelnen  Steuerarten  sind  vor  allem  so  aus- 
zuwählen, dass  sie  ihre  Aufgabe,  die  Steuerpflichtigen  möglichst 
in  gleichem  Masse  nach  ihrer  wirtschaftlichen  und  steueriichen 
Leistungsfähigkeit  zur  Steuer  heranzuziehen,  erfüllen.  A.  Wagn  er') 
sagt  in  dieser  Hinsicht  sehr  richtig:  „Die  obersten  Steuerprinzipien 
haben  die  praktische  Steuerpolitik  namentlich  bei  der  Wahl  der 
einzelnen  Steuern  und  bei  der  Aufstellung  des  ganzen  Steuer- 
systems zu  leiten.  Jede  Steuer  ist  an  diesen  Prinzipien  zu  prüfen 
und  möglichst  diejenige  zu  wählen,  welche  unter  den  gegebenen 
Umständen  die  meiste  Aussicht  bietet,  den  hiernach  zu  stellenden  ' 
Anforderungen  am  besten  zu  entsprechen  oder  —  womit  man  sich 
nur  zu  oft  begnügen  muss  —  am  wenigsten  zu  widersprechen." 


IL  Kapitel. 
Einteilung  der  Steuern. 

Die  Steuern  lassen  sich  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten 

einteilen  in  Steuergruppen  oder  Steuergattungen  und  Steuerarten. 

Die  wichtigsten  Gesichtspunkte  der  Einteilung  sind  folgende : 

1.  Das  Zahlungsmittel. 

2.  Der  S  teuer empfänger. 

3.  Die  Steuerquelle, 

4.  Die  Bemessungsgrundlage. 

5.  Die  Erhebungsstelle. 

6.  Der  Zweck  der  Steuer. 


1)  Finanzwissenschaft,  II.  Aufl.,  II.  Teil,  S.  30a.  ^ 


7-  Die  Art  der  Auflegung. 

8.  Der  Anlass  zur  Steuererhebung. 

9.  Die  Einwirkung  auf  den  Steuerzahler. 

10.  Die  Regelmässigkeit  oder  Unregelmässigkeit  der  Wieder- 
kehr der  Steuer. 

11.  Das  Verfahren  der  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer. 
Hiemach  unterscheidet  man: 

Zu    I.  Natural-  und  Geldsteuern. 
„    2.  Staats-  und  Kommunalsteuem. 

„    3.  (Reelle)  Vermögens-  und  Kapitalsteuern  und  Einkommen- 
steuern, 
„    4.  a)  {Nominelle)  Vermögens-  und  Einkommensteuern; 

b)  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchssteuern; 

c)  Personal-  und  Realsteuern  (oder  Subjekt-  und  Objekt- 
steuern); 

d)  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern  oder  Auflagen ; 

e)  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Einkommensteuern. 
„    5.  Inlandsteuern  und  Grenzsteuem  oder  Zölle. 

„    6,  Zwecksteuern  und  allgemeine  Steuern. 
„    7.  Repartitions-  und  Quotitätssteuern. 
^    8.  Gelegenheitssteuern  und  auf  dauernd  wirksamen  An- 
lässen beruhende  Steuern. 
f,    9.  Direkte    und    indirekte  Steuern  (direkt  oder  indirekt 

gezahlte  oder  erhobene  Steuern). 
„  10.  Ordentliche  und  ausserordentliche  Steuern. 
„  II.  Direkte  und  indirekte  Steuern  {im  grossen  ganzen  sich 
deckend  mit  Kataster-  und  Tarifsteuem). 
Die  in  der  Praxis  wohl  am  meisten  gebräuchliche  Einteilung 
der  Steuern  ist  die  in  direkte  und   indirekte  Steuern,  wobei   aber 
den  Worten  „direkt"  und  „indirekt"  nicht  Oberall  die  gleiche  Be- 
deutung beigelegt  wird. 

Da  es  sich  in  dieser  Arbeit  um  die  Besteuerung  eines  be- 
stimmten Betriebes,  der  Waldwirtschaft,  handelt,  so  kommt  hier 
nur  eine  sehr  beschränkte  Anzahl  von  Steuerarten  in  Betracht, 
und  es  erscheint  daher  geboten,  hierauf  bei  der  Einteilung  im  folgen- 
den entsprechende  Rücksicht  zu  nehmen. 

Am  besten  passt  für  das  vorliegende  Thema  die  Einteilung 
in;  Einkommensteuer,  Ertragssteuer  —  hier  speziell  Grundsteuer  — 
und  Vermögens(besit2)steuer. 
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III.  Kapitel. 

Oberste  Grundsätze  der  Besteuerung. 

I.  Im  allgemeinen. 

Die  Aufgabe  des  Steuerempfängers  —  des  Staates  —  ist  es, 
nicht  da  Steuern  zu  nehmen,  wo  sie  am  leichtesten  und  bequemsten  | 
zu  bekommen  sind  —  das  würde  zu  einer  ungerechten  Besteuerung 
der  oberen  Zehntausend  führen  — ,  sondern  der  Staat  muss  vielmehr ; 
bestrebt  sein,  sich  nach  obersten  Grundsätzen  für  das  Steuerwesen 
zu  richten,  welche  Theorie  und  Praxis  gemeinsam  aufzustellen  haben, 
und  welche  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Steuerarten  bezw,  bei  der 
Bildung  des  Steuersystems  und  bei  Verbesserungen  bereits  be- 
stehender Steuern  als  Richtlinien  und  Zielpunkte  für  den  Gesetz- 
geber dienen  sollen. 

Die  Frage,  auf  welche  Weise  und  nach  welchen  Prinzipien 
das  gesamte  Steuerwesen  einzurichten  und  zu  regeln  sei,  ist  zwar 
von  altersher,  d.  h.  so  lange  es  Steuern  gibt,  ventiliert  worden, 
jedoch  erst  mit  der  immer  mehr  steigenden  Bedeutung  der  Steuern 
in  der  Neuzeit  hat  man  sich  intensiver  mit  den  Grundsätzen  des . 
Steuerwesens  befasst  und  wissenschaftliche  bezw.  theoretische 
Untersuchungen  darüber  angestellt,  auf  welche  Weise  am  besten 
und  zweckmässigsten  die  Aufgabe  der  Besteuerung  zu  lösen  sei, 
wie  das  Staatsinteresse  einerseits  und  das  Interesse  der  Staatsange- 
hörigen oder  der  Einzelwirtschaften  andererseits  auf  finanziellem 
Gebiete  mit  einander  in  Einklang  zu  bringen  seien. 

Während  nun  In  früherer  Zeit,  bei  dem  gegen  heute  ver- 
hältnismässig geringen  Finanzbedarf  der  Staaten,  bei  der  ständischen 
Ungleichheit  —  skiavenhafte  Abhängigkeit  auf  der  einen  und  Vor- 
rechte auf  der  anderen  Seite  — ,  und  bei  der  politischen  Unreife 
des  Volkes,  d.  h.  der  grossen  Masse  der  Staatsangehörigen,  die 
Verteilung  der  Steuern  auf  die  einzelnen  Volksklassen  oder  Stande 
eine  recht  ungleiche  war,  insofern  als  nicht  die  wirtschafUich 
und  finanziell  Leistungsfähigsten,  sonach  die  Steuerkräftigsten, 
sondern  gerade  die  wirtschaftlich  Schwächsten,  welchen  die  Macht 
fehlte,  die  ihnen  von  den  Machthabern  auferlegten  Lasten  abzu- 
schütteln, in  erster  Linie  zur  Steuerzahlung  herangezogen  wurden, 
ist  man,  besonders  im  Verlaufe  der  letzten  150  bis  200  Jahre,  ge- 
drängt durch  die  politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhält- 
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nisse,  immer  mehr  zu  Grundsätzen  gelangt,  welche  im  Grunde 
gerade  das  Gegenteil  von  dem  bezwecken,  was  den  Grundsätzen 
froherer  Jahrhunderte  ihr  charakteristisches  Gepräge  verlieh,  nämlich 
zur  Schonung  der  wirtschaftlich  Schwachen  und  zur  schärferen  Heran- 
ziehung derjenigen  Staatsbürger,  welche  durch  ihre  Vermögens- 
und Einkommensverhältnisse  am  ehesten  in  der  Lage  sind,  Abgaben 
an  den  Staat  in  grösserem  Masse  zu  leisten. 

Wenn  auch  die  Forderung  der  „Gerechtigkeit"  der  Be- 
steuening  so  alt  ist  wie  diese  selbst,  so  stand  doch  das  Interesse 
der  die  Macht  Besitzenden  bezw.  des  Staates  dem  Interesse  der 
breiten  Masse  meist  entgegen,  und  es  bedurfte  eines  steten  Kampfes, 
um  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  im  Steuerwesen  zugunsten 
der  wirtschaftlich  Schwachen  mehr  und  mehr  Geltung  zu  verschaffen. 
Je  mehr  freiheitliche  Ideen  und  höhere  Auffassung  vom  Wesen  des 
Staates  und  von  der  gesamten  Volkswirtschaft  die  Staatsgebilde 
umformten,  desto  mehr  erwies  es  sich  als  notwendig,  die  Grund- 
sätze der  Besteuerung  schärfer  festzusetzen  und  theoretisch  besser 
zu  begründen,  und  die  Folge  davon  war,  dass  auch  die  Praxis  des 
Steuerwesens,  in  erster  Linie  die  Steuergesetzgebung,  sich  gezwungen 
sah,  die  von  der  Finanzwissenschaft  aufgestellten  Steuerprinzipien 
mehr  und  mehr  als  Richtschnur  und  Zielpunkt  anzusehen. 

Die  moderne  Theorie  der  Finanzwissenschaft  knüpft  zweifellos 
am  meisten  an  den  Begründer  der  modernen  Volkswirtschaftslehre, 
an  Adam  Smith,  an,  wenn  auch  nicht  bestritten  werden  kann,  dass 
1  gerade  auf  dem  finanzwirtschaftlichen  Gebiete  der  Smithianismus, 
wenigstens  vorübergehend,  eher  einen  hemmenden  als  einen  för- 
dernden Einfluss  ausgeübt  hat.  Der  Oberragende  Geist  des  grossen 
Schotten  und  seine  Lehre,  die  in  der  gesamten  Volkswirtschaft 
einen  Umsturz  hervorrief  und  alles  in  ihren  Bannkreis  zog,  haben 
vorübergehend  ganz  richtige,  in  der  älteren,  finanz wissenschaftlichen 
Literatur  bereits  zu  findende  Gedanken  und  Auffassungen  zurück- 
zudrängen vermocht,  und  erst  dem  ig.  Jahrhundert  blieb  es  vorbe- 
halten, eine  sittlich  höhere  Auffassung  vom  Staate  zu  begründen 
und  damit  auch  die  Steuerlehre  auf  eine  durchaus  veränderte  Grund- 
lage zu  stellen.  Diese  aber  führte  dann  naturgemäss  zu  neuen 
Grundsätzen  der  Besteuerung. 

Es  kann  nun  —  wie  wir  schon  im  Vorworte  betont  haben  — 
nicht  unsere  Aufgabe  sein,  sämtliche  oder  auch  nur  die  wichtigsten 
Grundsätze  des  Steuerwesens  zu  begründen  und  zu  behandeln. 
Das  wäre  seitens  eines  Nichtfachmannes  nicht  nur  ein  äusserst  selt- 
sames Beginnen,  ja  wir  möchten  sogar  sagen  ein  Wagnis,  sondern,  da 


wir  nichts  Neues  auf  diesem  Gebiete  zu  bringen  vermöchten,  würde 
es  auch  Eulen  nach  Athen  tragen  heissen.  Der  Schriften,  welche  die 
Grundsätze  des  Steuerwesens  ab  ovo  behandeln,  gibt  es  zur  Genüge. 
Ks  handelt  sich  für  uns  lediglich  darum,  die  Grundsätze,  die  wir 
für  die  richtigen  halten,  hier  zu  kennzeichnen,  insbesondere  aber 
auf  diejenigen  hinzuweisen,  die  hinsichtlich  der  Waldbesteuerung 
von  besonderer  Bedeutung  und  Wichtigkeit  sind,  und  auf  die  sich 
deshalb  die  speziell  die  Waldwirtschaft  beti'effenden  Steuergrund- 
sätze aufbauen  sollen. 

Adam  Smith  stellte  als  allgemeine  Anforderungen  an  die 
Besteuerung  vier  Hauptgrundsatze  (maxims-Steuerregeln)  auf,  nflm- 
lich  die  Maximen  der  Gleichmässigkeit,  der  Bestimmtheit,  der  Be- 
quemlichkeit und  der  geringen  Erhebungskosten. 

Er  sagt: 

1.  Die  Untertanen  müssen  so  genau  wie  möglich  im  Verhältnis 
zu  ihrer  Fähigkeit  steuern; 

2.  die  Steuer  jedes  Pflichtigen  muss  hinsichtlich  ihres  Betrages, 
ihres  Termins,  ihrer  Zahlungsart  gesetzlich  bestimmt,  jeder  Willkür 
entzogen  sein; 

3.  jede  Steuer  muss  zu  der  Zeit  und  in  der  Weise  erhoben 
werden,  wie  das  dem  Pflichtigen  am  besten  passt; 

4.  sie  soll  möglichst  geringe  Erhebungskosten  verursachen. 
An  diese  nicht  gerade  neuen  Grundsätze  vor  allem  haben  die 

Steuertheoretiker  des  ig.  Jahrhunderts  angeknüpft;  sie  haben  die- 
selben präzisiert,  weiter  entwickelt  und  den  veränderten,  politischen, 
wirschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen  sowie  der  modernen 
Auffassung  vom  Staate  und  der  Volkswirtschaft  angepasst  oder  an- 
zupassen versucht,  und  so  unterscheidet  man  heute  verschiedene  — 
meist  drei  oder  vier  —  Gruppen  von  Grundsätzen  der  Besteuerung. 
Beispielsweise  gliedert  Eheberg  die  Steuergrundsätze  in  Grund- 
satze der  Gerechtigkeit,  der  Volkswirtschaft  und  der  Finanzwissen- 
schaft, während  A.  Wagner  die  Grundsätze  der  Finanzwissenschaft 
nochmals  trennt  in  die  finanzpolitischen  Grundsätze  und  in  die 
Grundsätze  der  Steuer  Verwaltung  oder  die  Prinzipien  der  Logik 
im  Besteuerungswesen.  Er  gibt  auch  den  finanzpolitischen  und 
volkswirtschafthchen  Grundsätzen  den  Vorrang  vor  den  Prinzipien 
der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten  Steuerverteilung  und  stellt 
sie  deshalb  diesen  in  seinem  Systeme  in  der  Behandlung  voran. 

Die  Besteuerung  bezweckt,  den  Finanzbedarf  des  Staates  zu 
decken,  soweit  dies  nicht  durch  andere  Einnahmen  geschieht  b^zw. 


geschehen  kann.  Das  gesamte  Steuerwesen  muss  also  so  einge- 
richtet sein,  dass  dieser  Zweck  erreicht  wird.  Da  nun  der  Finanz- 
bedarf des  Staates  keine  konstante  Grösse  ist,  so  muss  das  Streben 
der  Staatsgewalt  vor  allem  darauf  gerichtet  sein,  das  Steuerwesen 
derart  beweglich  zu  gestalten,  dass  der  Steuerertrag  dem  wechseln- 
den, und  zwar  zumeist  wachsenden  Bedarfe  gegenüber  jederzeit 
ausreichend  ist.  Wenn  dieses  Ziel  nun  auch  an  die  Spitze  aller 
Grundsatze  der  Besteuerung  zu  stellen  ist,  wenn  die  Notwendigkeit 
der  Existenz  des  Staates  die  Verwirklichung  dieses  Grundsatzes 
im  Interesse  der  Gesamtheit,  das  dem  Interesse  des  Einzelnen  vor- 
angeht, in  erster  Linie  fordern  muss,  so  darf  die  Steuerpolitik  doch 
auf  der  anderen  Seite  keineswegs  die  Interessen  der  Einzelwirt- 
sthaften,  welche  die  Gemeinschaft  oder  Gesamtheit  bilden,  ver- 
nachlässigen. Sie  darf  nicht  unbekümmert  um  die  Wirkungen  der 
Besteuerung  auf  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der 
Staatsangehörigen  und  damit  der  gesamten  Volkswirtschaft  ihren 
Weg  gehen ,  sondern  da  von  dem  Wohle  des  Ganzen  nur  dann 
die  Rede  sein  kann,  wenn  auch  die  einzelnen  Glieder  des  Gesamt- 
Organismus  sich  wohl  fühlen,  so  muss  das  Steuerwesen  mit  den 
Grundsätzen,  welche  hauptsächlich  das  Interesse  der  Einzelwirt- 
schaften wahren,  nicht  in  Widerspruch  stehen.  Die  Deckung  des 
Finanzbedarfs  des  Staates  ist  das  Mittel  zur  Erreichung  des  Zweckes 
des  Staates,  des  Zweckes,  das  glückliche,  gemeinschaftliche  Zu- 
sammenleben der  Staatsangehörigen  in  jeder  Richtung  nach  Kräften 
zu  fördern  bezw.  zu  gewährleisten.  Hieraus  ergibt  sich  denn  mit 
zwingender  Notwendigkeit,  dass  die  Steuerpolitik  neben  dem  Zwecke 
der  Beschaffung  der  Mittel  noch  weiter  den  Zweck  zu  verfolgen 
hat,  die  Steuern  gerecht  zu  verteilen,  ein  richtiges  Verhältnis  zwischen 
Besteuerung  und  Volkswirtschaft  herzustellen  und  die  Kosten  des 
gesamten  Steuerorganismus  möglichst  einzuschränken.  Das  wirt- 
schaftliche Leben  des  Volkes  darf  durch  die  Besteuerung  nicht  ge- 
schädigt werden,  und  die  gesamte  Steuerlast  muss  glelchmässig 
auf  die  Staatsangehörigen  und  alle  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
zum  Staate  stehenden  Personen  bezw.  Einzelwirtschaften  verteilt 
werden.  Eine  verschiedene  Behandlung  von  dem  Staate  persönlich 
oder  wirtschaftlich  Zugehörigen,  die  sich  in  gleicher,  wirtschaft- 
licher Lage  befinden,  ist  unzulässig. 

Ausdrücklich  betont  muss  aber  hierbei  werden,  dass  die  ver- 
schiedenen Grundsätze  der  Besteuerung,  die  zum  Teil  geradezu 
die  Natur  von  Axiomen  haben,  nicht  auf  jede  einzelne  Steuerart 
Anwendung  linden  können,  sondern  das  Steuersystem  und  die  Ge- 
samtbesteuerung sind  im  Auge  zu  behalten.     Diese  müssen  den 
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obersten  Steuergrundsätzen,  soweit  als  irgend  möglich,  angepasst 
sein,  und  da  nicht  selten  das  eine  Prinzip  mit  einem  anderen  bei 
der  Anwendung  in  Konflikt  gerät,  so  muss  man  sich  im  grossen 
ganzen,  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten  der  Staatstätigkeit, 
mit  der  Erreichung  von  Kompromissen  begnügen.  Überhaupt 
können  die  aufgestellten  Steuergrundsätze  nicht  Anspruch  auf  ab- 
solute, von  Zeit  und  Ort  unabhängige  Richtigkeit  erheben.  Sie 
sind  nicht  rein  logischer  Natur  und  entspringen  nicht  allgemein- 
menschlichen  Auffassungen,  sondern  die  Kultur-  und  Rechtsver- 
hältnisse der  Völker  beeinflussen  die  Aufstellung  der  Steuergrund- 
sätze in  hohem  Masse,  und  überdies  kann  die  Steuerpraxis  sie 
lediglich  als  Ziel-  und  Richtpunkte  betrachten.  Das  muss  sich  der 
Finanztheoretiker  stets  vor  Augen  halten. 

Sehr  treffend  sagt  daher  A.  Wagner*):  „Die  Aufstellung  und 
Formulierung  dieser  axiomatischen  Prinzipien  und  praktischen 
Postulate  ist  deshalb  auch  leicht.  Um  so  weniger  darf  sich  die 
Theorie,  vollends  wenn  sie  der  Praxis  den  Weg  weisen  will,  da- 
mit begnügen.  Die  Schwierigkeit  fängt  erst  an,  wenn  das  einfache 
Prinzip  und  Postulat  in  der  Theorie  seinen  genauen  und  klaren 
Inhalt  und  Umfang  erhalten,  dabei,  soweit  notwendig,  richtig  be- 
gründet und  in  der  Praxis  verwirklicht  werden  soll."  Und  er  fährt 
dann  fort:  „Hier  muss  die  Finanzwissenschaft  viel  mehr  speziali- 
sieren und  kasuistisch  verfahren,  als  sie  bisher  gewöhnlich 
getan  hat,  wenn  ihre  Lehre  von  den  obersten  Steuerprinzipien 
wissenschaftlich  und  praktisch  wertvoll  werden  soll.  Sie  setzt  sich 
sonst  dem  Vorwurf  der  Aufstellung  blosser  Trivialitäten  oder 
Selbstverständlichkeiten  nicht  mit  Unrecht  aus.  Kommt  sie  aber 
dieser  erweiterten  und  dann  mehrfach  ziemlich  schwierigen  Auf- 
gabe nach,  so  kann  ihre  Lehre  von  den  Steuerprinzipien  als  ein 
sehr  wichtiger  Teil  der  ganzen  Steuerlehre  zu  gelten  den  Anspruch 
machen." 

Die  relative  Bedeutung ,  welche  allein  den  Steuergrund- 
sätzen zuzusprechen  ist,  bedingt  mitunter,  dass  einem  bereits 
längere  Zeit  bestehenden  Steuersysteme,  obwohl  es  nicht  allen 
Hauptsteuergrundsätzen  entspricht,  vorerst  noch  vor  einem  ent- 
schieden vollkommneren  Systeme  der  Vorzug  eingeräumt  werden 
muss,  weil  entweder  das  alte  Steuersystem  sich  eingelebt  hat,  so 
dass  die  Steuerpflichtigen  sich  mit  ihm  abgefunden  haben  und  mit 
ihm  zufrieden  sind'),  oder  weil  das  bessere   und   vollkommenere 


>}  Finanzwisscnschaft,  II.  Aufl.,  II.  Teil,  5.  305. 

I)  Daher  der  bekannte  Satz:  „jede  alte  Steuer  ist  gut,  jede  neue  schlecht'. 
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Steuersystem  eine  höhere  Rechts-  und  Kuhurstufe  des  Volkes 
voraussetzt,  wie  z.  B.  die  allgemeine,  progressive  Einkommen- 
steuer. 

Gehen  wir  nun  zur  Betrachtung  der  obersten  Steuergrund- 
sätze ober!  Da  es  nun  aber  nicht  die  Aufgabe  dieser  Arbeit  ist, 
die  gesamte  Lehre  vom  Steuerwesen  erschöpfend  zu  behandeln, 
sondern  da  lediglich  beabsichtigt  wird,  einen  scharf  begrenzten 
Teil  der  speziellen  Steuerlehre  weiter  auszubauen  oder  —  besser 
gesagt  —  Bausteine  zu  diesem  Ausbau  zu  liefern,  so  kann  sich 
darauf  beschränkt  werden,  hauptsächlich  die  ftlr  dieses  Thema 
wichtigsten  Grundsätze  zu  besprechen,  die  übrigen  dagegen  nur 
zu  streifen.  Der  Schwerpunkt  dieser  Arbeit  liegt  darin,  die  Be- 
steuerung der  Waldwirtschaft  in  Vergleich  zu  setzen  mit  der  Be- 
steuerung anderer  gewerblichen  Betriebe,  mit  anderen  Worten,  dem 
Prinzipe  Geltung  zu  verschaffen  oder  zum  Durchbruche  zu  ver- 
,  helfen,  dass  die  steuerliche  Behandlung  der  Waldwirtschaft  einer- 
;  seits  und  der  übrigen  Erwerbswirtschaften  andererseits  keine  unter- 
schiedliche sein  darf  Es  gilt,  hier  vor  allem  zu  zeigen,  wie  die 
Steuergrundsätze  der  Gerechtigkeit  auf  die  Waldwirtschaft  bezw. 
auf  die  Waldbesitzer  angewendet  werden  mtlssen.  Die  finanz- 
politischen und  volkswirtschaftlichen  Steuergrundsätze  werden  nur 
kurz  gestreift  werden,  und  auf  die  in  gewissem  Sinne  selbstver- 
ständlichen Prinzipien  der  Steuer  Verwaltung,  welche  in  der  Be- 
stimmtheit und  in  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung,  sowie  in 
dem  Streben  nach  möglichst  geringen  Erhebungskosten  der  Steuern 
ihren  Ausdruck  finden,  soll  hier  gar  nicht  eingegangen  werden. 
Sie  berühren  in  der  Hauptsache  die  steuertechnischen  Massnahmen, 
und  diese  zu  behandeln,  können  wir  uns  nicht  für  kompetent  halten. 
Das  muss  der  Fachwissenschaft  überlassen  bleiben,  auch  bezüglich 
der  Anwendung  dieser  Steuergrundsätze  auf  die  Waldwirtschaft. 

3.  Finanzpolitische  Grundsätze. 

Als  solche  bezeichnet  A.  Wagner  die  „Ausreichendheit"  und 
die  „Beweglichkeit"  der  Besteuerung.  Beide  wurzeln  in  dem 
Wesen  der  Finanzwirtschaft,  in  der  Forderung:  „Beschaffung  der 
Mittel  für  die  Erhaltung  des  Staates  und  für  die  Erfüllung  seiner 
Zwecke"  (Nasse). 

Während  geordnete  Einzel-  oder  Privatwirtschaften  haupt- 
sächlich nach  dem  Grundsatze  verfahren,  dass  die  Ausgaben  den 
Einnahmen  anzupassen  sind,  verfahren  die  Gemeinwirtschaften, 
allen  voran  der  Staat,  bezüglich  der  laufenden  Ausgaben  und  Ein- 
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nahmen,  des  sog.  Ordinariums,  meist  umgekehrt.     Sie   stellen  zu-  , 
erst  das  ordentliche  Ausgabe-Budget  auf,  das  sich  auf  Grundlage  i 
der  notwendigen  Gemeinbedürfnisse  aufbaut,  und  suchen  dann  das  ' 
ordenthche    Einnahme-Budget  mit   dem    ersteren    in    Einklang    zu 
bringen.      Sie    decken   also    den    notwendigen   Bedarf  durch   ent- 
sprechende, autoritative  Festsetzung  der  Einnahmen.    Reichen  hier- 
zu die  Einkünfte  aus  den  staatlichen  Privatbetrieben  {Domänen  und 
Forsten,    Verkehrsanstalten,    Bergwerke  etc.)    und    die   Gebühren- 
nicht  aus,  so  muss   die  Besteuerung   den  Rest   des   ordentlichen 
Ausgabe-Budgets    decken.     Andernfalls    würde    die   Existenz  des 
Staates  gefährdet  werden;  der  Staat  würde  seine  Aufgaben  nicht 
erfüllen  können. 

E^  versteht  sich  sonach  von  selbst,  dass  das  Steuersystem 
oder  die  Gesamtheit  der  Steuern  so  beschaffen  sein  müssen,  dass 
sie  „ausreichend'  sind,  d.  h.  dass  sie  den  regelmässigen  Finanz- 
bedarf des  Staates  zu  decken  vermögen.  Einer  Begründung  be- 
darf dieser  Grundsatz  nicht,  er  darf  als  ein  Axiom  angesehen 
werden. 

Da  nun  aber  der  Finanzbedarf  des  Staates  ein  wechselnder 
ist,  so  müssen  die  Steuern  oder,  wenn  auch  nicht  alle,  so  doch  ge- 
wisse Steuerarten  das  Gepräge  der  „Beweglichkeit"  besitzen,  ins- 
besondere muss  der  Steuerertrag  leicht  steigerungsfähig  sein,  weil 
man  heute  mit  Recht  von  einem  , Gesetz  der  wachsenden  Staats- 
bezw.  der  öffentlichen  Tätigkeiten"  sprechen  kann.  Steuern,  die 
feste  Erträge  liefern  oder  kontingentiert  sind,  wie  z.  B.  in  einigen 
Ländern  die  auf  stabilem  Kataster  basierende  Grundsteuer,  ent- 1 
sprechen  sonach  nicht  dem  Grundsatze  der  Beweglichkeit  der  Be- ' 
Steuerung;  sie  können  daher  für  sich  allein  nicht  bestehen,  sondern 
müssen  durch  bewegliche  Steuern  ergänzt  werden. 

Schwer  beweglich  sind  alle  Ertragssteuern  mit  ihren  sicheren 
Erträgen.  Der  Steuerfuss  lässt  sich  bei  diesen  aus  dem  Grunde 
nicht  leicht  erhöhen,  weil  die  Härten  und  Ungerechtigkeiten,  welche 
diesen  Steuern  an  und  für  sich  schon,  besonders  aber  nach  längerem 
Bestehen,  infolge  der  veränderten  Verhältnisse  anhaften,  sich  dann 
in  noch  erhöhtem  Masse  geltend  machen  würden.  Neben  anderen 
ist  auch  hierin  ein  Grund  zu  erblicken,  warum  die  Ertragssteuern 
immer  mehr  aus  dem  staatlichen  Steuersysteme  ausgeschieden 
werden. 

Von  den  direkten  Steuern  entspricht  dem  Grundsatze  der 
Beweglichkeit  am  meisten  die  allgemeine  Einkommensteuer.  Sie 
ist  deshalb  in  Staaten,  die  in  der  Hauptsache  noch  das  Ertrags- 


Steuersystem  besitzen,  zum  mindesten  als  Ergänzungssteuer  er- 
forderlich. Durch  eine  Erhöhung  des  Steuerfusses  wird  das  Prinzip 
der  Gerechtigkeit,  vorausgesetzt,  dass  die  Veranlagung  die  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Steuerpflichtigen  in  gerechter  Weise  er- 
fasst,  nicht  beeinträchtigt.  Zur  Deckung  plötzlich  auftretender  Aus- 
ftlle  an  anderen  Einkünften  und  bei  plötzlicher  Steigerung  des 
Finanzbedarfs  eignen  sich  die  allgemeinen  Einkommensteuern  eben- 
so wie  allgemeine  Vermögenssteuern  als  Ergänzungssteuem  vor- 
zQglich;  sie  bilden  —  wie  A.  Wagner  sagt  —  „passend  das 
mobile  Element  im  Steuersysteme  mit  einem  Steuerfuss,  welcher 
nach  dem  Bedarf  wechselt.' 

Mit  zunehmender  Bevölkerung  und  steigendem  Volkswohl- 
stande wachsen  nicht  nur  die  Einkommensteuern,  sondern  auch  die 
(indirekten)  Verbrauchssteuern,  namentlich  solche  auf  Gegenstände 
des  Massenkonsums,  und  ferner  auch  die  sog,  Verkehrssteuern. 
Die  beiden  letzteren  Steuergruppen  hängen  jedoch  mehr  als  die 
allgemeine  Einkommensteuer  von  den  wirtschaftlichen  Konjunk- 
turen ab  und  vermögen  sich  daher  dem  Wechsel  des  Finanz- 
bedarfs häufig  nur  ungenügend  anzupassen. 


3.  VolkswirtschaQliche  Grundsätze. 

An  die  Spitze  dieses  Abschnittes  ist  die  Forderung  zu  stellen, 
dass  jedes  Steuersystem  Vermögen  und  Kapital  möglichst  zu 
schonen  hat.  Wie  oben  schon  hervorgehoben,  ist  das  Einzel-Ein- 
kommen die  regelmässige  Quelle ,  aus  welcher  die  Steuern  zu 
schöpfen  sind;  aber  dieser  Grundsatz  gilt  in  noch  erhöhtem  Grade 
für  die  volkswirtschaftliche  Steuerquelle.  Aus  dem  Volkseinkommen 
muss  in  der  Regel  die  Steuer  gezahlt  werden,  nur  ausnahmsweise 
—  in  Notfallen  —  darf  vorübergehend  auf  das  Volksvermögen 
oder  Nationalkapital  zurückgegriffen  werden.  Würde  dies 
häufiger  oder  dauernd  geschehen,  so  würde  eine  stetige  Verminde- 
rung des  Volksvermögens  und  hiermit  natürlich  auch  des  Volks- 
einkommens eintreten,  der  Staat  würde  sich  selbst  allmählich  seiner 
Steuerkräfte  berauben,  die  ganze  Volkswirtschaft  würde  erheblich 
beeinträchtigt  werden,  und  die  Bevölkerungszahl  müsste  zurückgehen. 

Hierbei  darf  jedoch  zweierlei  nicht  unbeachtet  gelassen  werden. 
Erstens  trifft  nicht  jede  „Vermögenssteuer"  das  Vermögen,  und 
zweitens  ist  die  wirkliche  Privatvermögensbesteuerung  nicht  zu 
verwechseln  mit  der  Besteuerung  des  Volks-  oder  Nationalver- 
mögens. In  ersterer  Hinsicht  muss  zwischen  nomineller  oder 
scheinbarer    und   reeller   oder   wirklicher  Vermögens-Besteuerung 


unterschieden  werden.  Bei  der  scheinbaren  Vermögens-  und  Kapital-  ■ 
Steuer  bildet  das  Vermögen  nur  die  Steuer-Bemessungsgrundlage, 
den  Massstab  der  Besteuerung,  dagegen  Steuerquelle  ist  auch  hier 
in  der  Regel  das  Einzel- Einkommen  und  damit  auch  das  National- 
oder Volkseinkommen.  Das  Vermögenssteuergesetz  hat  in  diesem 
Falle  die  Absicht,  nicht  das  Vermögen,  sondern  lediglich  das  Ein- 
kommen des  einzelnen  steuerlich  zu  treffen.  Besondere  Gründe, 
z.  B.  die  Höhei-besteuerung  des  fundierten  Einkommens  gegenüber 
dem  nicht  fundierten,  sind  es,  die  dazu  bestimmen,  das  Vermögen 
als  Bemessungsgrundlage  zu  wählen  und  nicht  das  Einkommen 
selbst  Die  meisten  in  der  Steuer-Praxis  vorkommenden  Vermögens- 
oder Kapitalsteuern  sind  denn  auch  nach  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers nicht  reelle,  sondern  nur  nominelle  Vermögenssteuern;  es 
sind  gewisse  Formen  der  Einkommen-Besteuerung.  Dass  bei  ein- 
zelnen auch  das  Vermögen  durch  eine  solche  Vermögenssteuer 
getroffen  wird,  soll  nicht  bestritten  werden.  Es  lässt  sich  dies  ■ 
nicht  vermeiden;  selbst  bei  nominellen  Einkommensteuern  und 
sonstigen  das  Einkommen  treffen  sollenden  Besteuerungsarten 
kommt  es  naturgemäss  vor,  dass  die  Steuer  nicht  aus  dem  Ein- 
kommen des  Steuerpflichtigen,  sondern  aus  dessen  Vermögen  ge- 
zahlt wird.    Allein  das  sind  Ausnahmen! 

Was  die  wirkliche  (reelle)  Vermögensbesteuening  der  Einzel- 
wirtschaft jedoch  zweitens  betrifft,  so  bedeutet  diese  nicht  unter 
allen  Umstanden  eine  Besteuerung  und  dadurch  Verminderung  des 
Nationalvermögens.  Es  sind  Falle  genug  denkbar,  in  welchen 
der  Verminderung  des  Vermögens  einzelner  durch  die  Besteuerung 
eine  entsprechende  Kapitalbildung  oder  Vermögensmehrung  bei 
anderen  Einzelwirtschaften  oder  beim  Staate  gegenübersteht.  Eine 
Verschiebung  in  der  Höhe  der  Einzelvermögen,  aber  keine  Ver- 
minderung des  Nationalvermögens  kann  also  sehr  wohl  die  Folge 
reeller  Vermögenssteuern  sein.  Ob  und  inwieweit  ein  Eingriff  in 
das  Privatvermögen  der  einzelnen  keinen  Eingriff  in  das  Volks- 
vermögen bedeutet,  hangt  von  einer  Reihe  von  Umstanden  ab, 
auf  die  hier  nicht  eingegangen  werden  kann.  Die  Frage  ist  eine 
sehr  schwierige,  und  an  volkswirtschaftlichen  Bedenken  gegen  der- 
artige reelle  Vermögenssteuern  fehlt  es  nicht,  so  dass  man  nur  in 
ganz  bestimmten  Fällen  zur  reellen  Vermögens-Besteuernng  greifen 
wird.  Aber  auch  dann,  wenn  nachweisbar  keine  Verminderung 
des  Volksvermögens  durch  reelle  Vermögenssteuern  stattfindet, 
sondern  nur  eine  Übertragung  von  Teilen  des  'Nationalvermögens 
von  einer  Gruppe  von  Einzelwirtschaften  auf  eine  andere  oder  auf 
den  Staat,   hängt  die   Beurteilung   von    reellen  Vermögenssteuern 
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besonders  noch  von  der  Stellung  zur  Frage  der  Einkommens-  und 
Vermögens- Verteilung  ab.  Wir  haben  es  hier  in  erster  Linie  mit 
einer  sozialpolitischen  Frage  zu  tun.  Hält  man  die  heute  vorhan- 
dene und  zu  Recht  bestehende  Verteilung  des  Volkseinkommens 
und  -Vermögens  für  gut,  so  ist  die  reelle  Vermögensbesteuerung 
in  der  Regel  zu  verwerfen;  betrachtet  man  es  jedoch,  wie  A. 
Wagner,  als  Ziel  der  Steuerpolitik,  korrigierend  in  die  heutige 
Vermögensverteilung  einzugreifen,  so  darf  man  auch  das  Vermögen 
reell  besteuern,  wenn  dadurch  lediglich  eine  Verschiebung  in  den 
Vermögensverhältnissen  der  Steuerpflichtigen  zugunsten  der  wirt- 
schaftlich Schwachen  eintritt. 

Die  normale,  volkswirtschaftliche  Steuerquelle  ist  also  das 
Volks-  oder  Nationaleinkommen,  und  dieses  wird  meistens  am 
richtigsten  getroffen,  wenn  sich  die  Besteuerung  in  der  Hauptsache 
auf  das  Einkommen  des  einzelnen  beschränkt,  das  Privat-Stamm- 
vermOgen  aber  möglichst  geschont  wird,  um  die  volkswirtschaft- 
liche Entwickelung  nicht  zu  stören.  Aus  letzterem  Grunde  muss 
auch  das  gesamte  Steuerwesen  so  geregelt  sein,  dass  die  volks- 
wirtschaftliche Produktion  sowie  der  Verkehr  und  die  Konsumtion 
der  wirtschaftlichen  Sachgüter  möglichst  wenig  Störungen  erleiden. 


4.  Gnindsätze  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten  Steuer- 
Verteilung. 

Bei  der  Erörterung  und  Behandlung  dieser  Steuergrundsätze 
wirft  sich  zunächst  naturgemäss  die  Frage  auf:  Was  ist  Gerechtig- 
keit, und  was  ist  speziell  unter  einer  gerechten  Besteuerung  zu 
verstehen? 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  diese  ausserordentlich  schwierige 
und  verwickelte  Frage  allgemein  zu  beantworten,  aber  es  mag 
darauf  hingewiesen  sein,  dass  —  wie  A.  Wagner')  sagt  —  „das 
„„Gerechte"",  wie  alles  „„Sittliche""  überhaupt,  nichts  Absolutes  ist, 
sondern  etwas  zeitUch  (historisch)  und  örtlich  Relatives,  durch  die 
Kultur  des  Volkes  Bedingtes."  „Von  der  „Gerechtigkeit"  in  der 
Besteuerung  gilt  das  in  besonderem  Masse."  Das  Urteil  über  das, 
was  billig  und  gerecht  ist,  ist  kein  zeitlich  und  örtlich  feststehendes, 
sondern  ständiger  Fortentwickelung  unterworfen.  Wir  verstehen 
heute  in  der  sogen,  staatsbürgerlichen  Periode  oder  gar  am  Anfang 
einer  sozialen  Epoche,  in  einer  Zeit  der  persönlichen  und  politischen 
Freiheit  und  Gleichheit,  unter  gerechter  Besteuerung  etwas  ganz 

i)  a.  a.  O.  S.  379. 
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anderes  als  was  man  in  der  sogen,  ständischen  Periode  der  per- 
sönlichen und  politischen  Ungleichheit  darunter  verstand.  Hier 
handelt  es  sich  lediglich  darum,  die  Frage  nach  gerechter  Besteuerung 
für  unsere  moderne  Kultur-  und  Rechtsperiode  zu  lösen,  und  in 
dieser  Begrenzung  der  Frage  lassen  sich  zwei  Grundsätze,  nämlich 
das  Prinzip  der  Allgemeinheit  und  das  der  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  aufstellen,  die  geradezu  als  Axiome  der  Gerechtigkeit 
in  unserem  modernen  Sinne  zu  bezeichnen  sind. 

Der  Grundsatz,  dass  jeder  einzelne,  der  in  der  Lage  ist,  Steuern 
zu  zahlen,  als  Glied  der  staatlichen  Gemeinschaft  dazu  verpflichtet 
ist,  sowie  der  weitere  Grundsatz,  dass  alle  Staatsangehörigen  durch- 
aus gleichmassig,  d.  h.  nach  einem  gleichen  Massstabe,  zu  besteuern 
sind,  erscheinen  uns  heute  so  selbstverständlich,  dass  es  eines  Be- 
weises derselben  nicht  bedarf.  Aus  unserer  ganzen  Auffassung 
vom  Staate  und  von  der  Steuer  gehen  diese  beiden  Grundsätze 
ohne  weiteres  hervor. 

Aber  mit  der  Aufstellung  der  beiden  Grundsätze  der  gerechten 
Steuer- Verteilung  sind  die  Schwierigkeiten  auf  diesem  Gebiete  noch 
nicht  behoben.  Für  die  Theorie  sowohl  wie  für  die  Praxis  der 
Steuerlehre  handelt  es  sich  darum,  festzustellen,  wie  diese  beiden 
Grundsatze  am  besten  und  richtigsten  auf  die  Bevölkerung  und 
auf  die  gegebenen  Verhältnisse  anzuwenden  sind.  Es  fragt  sich 
hier:  Was  ist  denn  unter  „Allgemeinheit",  und  was  ist  unter  „Gleich- 
mässigkeit" der  Besteuerung  im  Sinne  der  Gerechtigkeit  zu  ver- 
stehen? Wir  werden  sehen,  dass  diese  Fragen  nicht  nur  solche 
der  Praxis,  sondern  zunächst  auch  Fragen  der  Theorie  sind.  Die 
Ansichten  der  Finanztheoretiker  über  das,  was  unter  gerechter 
Besteuerung  zu  verstehen  ist,  stimmen  keineswegs  mit  einander 
Oberein;  sie  sind  nicht  nur  verschieden  je  nach  Zeit  und  Ort,  son- 
dern sie  gehen  selbst  im  gleichen  Lande  und  zu  gleicher  Zeit  oft 
weit  auseinander. 

Von  wesentlichem  Einflüsse  auf  die  Lösung  dieser  Frage  ist 
nun  die  Auffassung  vom  Zwecke  der  Besteuerung  einerseits  und 
von  der  bestehenden  Einkommens-  und  Vermögens-Verteilung  an- 
dererseits. Ist  der  Zweck  der  Steuer  ein  rein  finanzieller,  soll  die 
Besteuerung  lediglich  die  Mittel  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs 
des  Staates  beschafien,  so  wird  man  unter  gerechter  Besteuerung 
etwas  anderes  verstehen,  als  wenn  man  der  Besteuerung  auch  noch 
eine  sozialpolitische  Aufgabe  beilegt,  nämlich  die  Aufgabe,  korri- 
gierend in  unsere  heutige  Einkommens-  und  Vermögens-Verteilung 
im  Sinne  der  Ausgleichung  der  bestehenden  grossen  Einkommens- 
und  Vermögens-Ungleichheiten  einzugreifen, 
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Nach  A.  Wagner,  der  bekanntlich  der  letztgenannten  Auf- 
fassung huldigt,  wird  das  Urteil  über  das,  was  gerechte  Besteuerung 
ist,  und  was  diese  in  der  Praxis  verlangt,  wesentlich  bedingt  von 
der  Beurteilung  der  bestehenden  Einkommens-  und  Vermögens- 
Verteilung,  wie  sie  sich  unter  dem  geltenden  Rechte  der  freien 
Konkurrenz  im  privatwirtschaftlichen  Systeme  gestaltet  hat  und 
weiter  gestaltet.  Wer  dieses  System  für  das  allein  richtige  und 
gerechte  halt,  der  soll  nach  Wagner  folgerichtig  auch  die  be- 
stehende Einkommens-  und  Vermögens-Verteilung,  das  Produkt 
dieses  Systemes  als  allein  richtig  und  gerecht  betrachten  mOssen. 
Mit  der  bestehenden  Einkommens-  und  Vermögens-Verteilung  müsse 
dann  als  mit  einer  Tatsache  gerechnet  werden,  und  die  sich  hier- 
aus ergebenden,  ökonomischen  und  sozialen  Folgerungen  seien  ohne 
weiteres  hinzunehmen.  Diese  Auffassung  führt  nach  Wagner 
entweder  zur  Besteuerung  nach  dem  Grundsatze  von  Leistung  und 
Gegenleistung  oder  zur  proportionalen  Einkommensteuer.  Ein 
steuerfreies  Existenzminimum  gibt  es  hiernach  nicht,  das  würde 
dem  Grundsatze  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  widersprechen. 
Ein  jeder  hat  im  Prinzip  von  seinem  Einkommen  die  gleiche 
Steuerquote  zu  entrichten;  die  Progressiv-Besteuerung ,  d.  h.  das 
Steigen  des  Steuerfusses  mit  dem  Einkommen,  und  die  verschieden 
hohe  Besteuerung  des  fundierten  und  des  nicht  fundierten  Ein- 
kommens, auch  reelle  Vermögenssteuern  werden  grundsätzlich  ver- 
worfen. Wagner  bezeichnet  diesen  Geschichtspunkt  der  Besteuerung 
als  den  rein  finanziellen  oder  fiskalischen  bezw.  individualistischen 
und  stellt  ihm  den  sozialpolitischen  gegenüber,  auf  Grund  dessen 
die  Steuer  nicht  nur  Mittel  zur  Deckung  des  staatlichen  Finanz- 
bedarfs ist,  sondern  auch  den  Zweck  hat,  in  die  bestehende  Ein- 
kommens- und  Vermögens-Verteilung  korrigierend  miteinzugreifen. 
Diese  Auffassung  von  der  Besteuerung  führt  dann  zur  prinzipiellen 
Forderung  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  oder  der 
Befreiung  der  untersten  Bevölkerungsklassen  von  den  direkten 
Steuern  —  in  gewissem  Sinne  eine  Durchbrechung  des  Prinzips 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung!  — ,  ferner  zur  Besteuerung  nach 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  oder  nach  der  verhältnis- 
mässigen Opfergleichheit  durch  progressive  Einkommen-Besteuerung, 
zur  höheren,  steuerlichen  Belastung  des  Besitzeinkommens  gegen- 
ober dem  Arbeitseinkommen,  zur  besonderen  Besteuerung  alles 
zufälligen,  nicht  periodischen  Einkommens  —  nicht  „verdiente" 
Einkünfte,  sondern  Konjukturengewinne,  Erbschaften,  Schenkungen, 
Lotteriegewinne  etc.  —  und  schliesslich  zur  reellen  Vermögensbe- 
steuerung. 
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Das  sind  die  beiden  grundverschiedenen  Gesichtspunkte,  die 
bei  der  Beurteilung  der  Frage  der  gerechten  Besteuerung  nach  A. 
Wagner  und  einigen  anderen  unterschieden  werden  müssen. 
Wagner')  sagt  hierzu:  B^^ür  die  hier  behandelte  Frage  von  der 
„„Gerechtigkeit""  der  Besteuerung,  oder  genauer  gesagt  der  Steuer- 
verteilung,  ist  nun  besonders  zu  beachten,  dass  es  von  jedem  der 
beiden  Gesichtspunkte  aus,  dem  rein  finanziellen  und  dem  sozial- 
politischen  eine  „„gerechte""  Besteuerung  gibt,  die  sich  freilich 
wesentlich  verschieden  gestaltet.  Viele  wichtigen  Streitfragen  würden 
sich  wesentlich  vereinfacht  haben,  wenn  man  sich  darüber  klar 
gewesen  wäre.  Von  jedem  dieser  Gesichtspunkte  aus  gelangt 
man  daher  auch  zu  einem  zwar  verschiedenen,  aber  cinheiüichen, 
streng  logisch  folgerichtigen  und  rationellen,  der  Gerechtigkeit,  wie 
diese  eben  aufgefasst  wird,  entsprechenden  Steuersystem."  Ferner 
(daselbst  S.  386):  „Richtiger  ist  das  offene  Zugeständnis,  dass  der 
sozialpolitische  Standpunkt  auch  hier  in  der  Besteuerung  prinzipiell 
berechtigt  ist.  Er  ringt  sich  aber  auch  unabhängig  von  der  Stel- 
lung der  Theorie  im  Volksbewusstsein  und  daher  in  der  Besteue- 
rung zur  Geltung  empor,  wie  sich  aus  manchen  Anzeichen  ergibt. 
Es  bestätigt  sich  dadurch  nur  wieder  der  Eintritt  einer  neuen,  der 
„„sozialen  Phase""  der  Besteuerung ,  welche  durch  die  ganze 
moderne  Entwickelung  der  Kulturvölker  bedingt  ist." 

Zu  den  steuerpolitischen  Forderungen,  welche  A.  Wagner  • 
nur  auf  Grund  des  sozialpolitischen  Gesichtspunktes  aufstellt,  ge- 
langen andere  Steuertheoretiker,  wie  Neumann,  Schäffle,  Ehe- 
berg etc.,  ohne  Zuhilfenahme  dieses  Gesichtspunktes,  lediglich  , 
auf  Grund  der  Forderung  der  Besteuerung  nach  der  wirtschaft- 
lichen bezw.  steuerlichen  Leistungsfähigkeit.  Die  letztgenannten 
Schrifsteller  sagen,  mit  der  Anerkennung  der  bestehenden  Ein- 
kommens- und  Vermögensverteilung  werde  nicht  zugleich  auch 
behauptet,  dass  diese  Verteilung  die  ganz  allein  richtige  und  ge- 
rechte sei.  Die  Mängel  der  kapitalistisch-individualistischen  Wirt- 
schaft könnten  sehr  wohl  anerkannt  werden,  ohne  dass  es  als  die 
Aufgabe  gerade  der  Besteuerung  anzusehen  sei,  diese  Mängel  aus- 
zugleichen. Sie  sagen,  die  Besteuerung  habe  lediglich  den  Zweck, 
die  Mittet  zur  Deckung  des  staatlichen  Finanzbedarfs  zu  beschaffen, 
und  leiten  die  Forderungen  der  progressiven  Einkommen-Besteue- 
rung, der  stärkeren  Belastung  des  fundierten  Einkommens,  der 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  etc.  lediglich  aus  der  verschie- 
denen, ökonomischen  Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen  her. 

1)  a.  a.  O.  S.  385. 
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In  der  Motivierung  ihrer  Grundsätze  gerechter  Besteuerung 
weichen  hiernach  die  Steuertheoretiker  voneinander  ab,  in  den 
Forderungen  selbst  stimmen  sie  zum  grossen  Teile  miteinander 
Oberein. 

Betrachten  wir  nun  die  Grundsätze  der  gerechten  Steuerver- 
teilung im  einzelnen! 

A,  Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung,  d.  h.  zu- 
nächst die  Forderung,  dass  jeder  Staatsbürger  oder  Staatsangehörige 
Steuer  zahle,  erscheint  uns  heute  als  ein  Axiom.  Er  bedarf  keines 
Beweises,  weil  er  in  unserer  modernen  Auffassung  vom  Staate  und 
von  der  Steuer  bezw.  vom  Besteuerungsrecht  und  der  Steuerpflicht 
begründet  ist.  Die  Besteuerung  ist  eben  eine  allgemeine,  staats- 
bürgerliche Pflicht. 

Allein  mit  der  blossen  Aufstellung  dieses  theoretischen  Grund- 
satzes ist  diese  Frage  nicht  abgetan.  Bei  seiner  Anwendung  und 
Durchführung  in  der  Praxis  erwachsen  eine  Reihe  von  Schwierig- 
keiten. Der  Begriff  „Allgemeinheit"  ist  nicht  nur  zeitlich  und  ört- 
lich verschieden  interpretiert  worden;  auch  heute  noch  sind  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ausdehnung  der  Besteuerung 
nichts  weniger  als  einheitlich.  Gerade  aus  Gründen  der  Gerechtig- 
keit kann  die  Besteuerung  bei  unseren  internationalen  Wirtschafts- 
und Verkehrsverhältnissen  und  dem  damit  im  engsten  Zusammen- 
hang stehenden  Landes-  und  Ortswechsel  der  Menschen  sich  nicht 
auf  die  Staatsangehörigen  allein  beschränken.  Der  Kreis  der  Steuer- 
pflichtigen muss  also  auf  der  einen  Seite  weiter  gezogen  werden, 
während  andererseits  aber  auch  unter  Verzichtleistung  auf  die 
konsequente  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  aus 
verschiedenen  Gründen,  insbesondere  auch  wieder  der  Gerechtig- 
keit halber,  ein  Teil  der  Staatsangehörigen  ganz  oder  teilweise 
steuerfrei  bleibt. 

Die  Besteuerung  erstreckt  sich  natürlich  heute  nicht  nur  auf 
physische  Personen,  sondern  bei  unseren  vielgestaltigen  Wirtschafts- 
formen mit  intensiver  Arbeits-  und  Kapital  Vereinigung  auch  auf 
die  juristischen  Personen,  Korporationen,  Vereine  und  Gesellschaften 
mit  Erwerbszwecken.  Bei  den  Erwerbsgesellschaften  handelt  es 
sich  aber  noch  um  die  Frage,  in  welcher  Weise  die  Gesellschaft 
einerseits  und  die  physischen  Personen,  welche  Mitglieder  der  Ge- 
sellschaft sind  und  von  dieser  Gewinnanteile  (Dividenden)  beziehen, 
andererseits  zu  besteuern  sind.    Die  Bestimmungen  in  dieser  Rich- 
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tung  sind  nicht  einheitlich,  in  den  meisten  Staaten  aber  besteht 
eine  doppelte  Besteuerung  (Gesellschaft  und  Einzelmitglieder)  mit 
gewissen  Beschränkungen. 

Wirkliche  Steuerfreiheiten  einzelner  bevorrechteten  Klassen 
und  Personen,  wie  sie  in  früherer  Zeit  (ständische  Periode)  be- 
standen, gibt  es  heute  nicht  mehr  oder  doch  nur  in  ganz  ver- 
schwindender Zahl.  Aber  auch  die  scheinbaren  Steuerfreiheiten, 
welchen  eine  der  sonstigen  Steuer  gleichwertige,  öffentliche  Lei- 
stung entspricht,  und  welche  als  Belohnungsform  für  öffentliche  Ver- 
dienste oder  als  Bezahlungs-  oder  Gehaltsform  für  öffentliche  Be- 
amte erscheinen,  wie  z.  B.  die  Einkommensteuer-Befreiungen  von 
Staatsbeamten  und  Militärpersonen,  sind  im  19,  Jahrhundert  immer 
mehr  beseitigt  worden,  weil  sie  bei  der  Bevölkerung  leicht  den 
Eindruck  von  wirklichen  Steuerfreiheiten  erwecken  und  dadurch 
Missstimmung  hervorrufen.  Zweifellos  ist  es  richtiger  und  gerechter, 
die  Gehaltszahlung  des  Staates  an  seine  Beamten  und  die  Steuer- 
erhebung von  diesen  nicht  miteinander  zu  verquicken,  sondern 
scharf  zu  trennen,  weil  sie  auf  Grund  ganz  verschiedener  Rechts- 
titel erfolgen,  und  weil  z.  B.  die  Einkommensteuer-Befreiung  für 
den  reichen  Beamten,  dessen  Einkommen  zum  grössten  Teile  aus 
Rente  besteht,  etwas  anderes  bedeutet  als  für  denjenigen,  dessen 
Einkommen  lediglich  Arbeitseinkommen  ist,  d.  h.  aus  seinem  Gehalte 
besteht.  Wenn  überhaupt,  so  darf  sich  die  Einkommensteuer-Be- 
freiung nur  auf  das  Einkommen  aus  dem  Gehalte  erstrecken. 

Eine  Durchbrechung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der 
Besteuerung,  die  heute  mehr  wie  früher  vorkommt,  ist  die  Befrei- 
ung des  sogen.  Existenzminimums  von  der  Steuer,  besonders  von 
direkten  Steuern  und  speziell  der  Einkommensteuer.  Nichts  zu 
tun  hat  übrigens  diese  Einkommen-Steuerbefreiung  mit  der  Theorie 
der  sogen.  Überschuss-Besteuerung  oder  der  Besteuerung  des  freien 
Einkommens,  das  gleich  ist  dem  Einkommen  minus  dem  notwendigen 
Unterhaltsbedarf  (gebundenes  Einkommen).  Wie  diese  Art  der  Be- 
steuerung prinzipiell  zu  verwerfen  ist,  weil  sie  dem  Wesen  der 
Besteuerung  des  Einkommens  nicht  entspricht  —  auch  die  Steuer- 
entrichtung gehört  zum  notwendigen  Unterhaltsbedarf,  weil  von 
ihr  die  Existenz  des  Staates  und  damit  die  seiner  Glieder  abhängt  — , 
so  kann  auch  die  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums,  d.  h.  eines 
gewissen,  niedrigen  Einkommens,  das  zur  Befriedigung  der  not- 
wendigen und  notdürftigen  Lebensbedürfnisse  gerade  ausreicht, 
vom  Standpunkte  der  reellen  und  reinen  Einkommen-Besteuerung 
aus  nicht  gutgeheissen  werden,  denn  die  Steuerquelle  bildet  das 
gesamte  Einkommen  der  steuerpflichtigen  Person,  also  auch  d^ 
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gebundene  Einkommen  oder  das  Existenzminimum.  Anders  liegt 
die  Frage  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  dagegen,  wenn 
man  sie  vom  Standpunkte  der  Gerechtigkeit  und  zwar  der  Gleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung  aus  im  Hinblick  auf  die  steuerliche 
Leistungsfähigkeit  und  Opfergleichheit  der  Steuerpflichtigen  be- 
trachtet, A.Wagner  begründet  die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums von  seinem  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  und  glaubt, 
dieselbe  vom  rein  finanziellen  Standpunkte  aus  ablehnen  zu  müssen. 
Er  sagt^):  „An  sich,  ohne  Beziehung  zur  sonstigen  Besteuerung  be- 
urteilt, ist  dagegen  vom  rein  finanziellen  Standpunkt  die  prinzipi- 
elle Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens  abzulehnen.  Wesentlich 
anders  muss  dagegen  die  Entscheidung  der  Frage  von  dem  zweiten 
Steuergesichtspunkt,  vom  sozialpolitischen  aus,  lauten.  Hier  darf 
aus  Rücksicht  auf  die  geringere,  ökonomische  Leistungsfähigkeit 
usw.  das  kleine  Einkommen  personalsteuerfrei  sem,  um  die  Leute 
zu  schonen  —  und  wSre  auch  eine  weitere  Freiheit  von  anderen 
Steuern,  besonders  von  Ertragssteuern,  wenn  sie  durchführbar  ist, 
zu  rechtfertigen."  Aber  auch  andere  Finanztheoretiker,  die  der 
Steuer  lediglich  einen  finanzpolitischen  Zweck  zuschreiben,  befür- 
worten die  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  aus  Gründen  der 
Gerechtigkeit ,  und  zwar  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 
Diese  Frage  steht  übrigens  im  Zusammenhang  mit  der  Frage  der 
Progressiv-Besteuerung,  und  es  soll  daher  auf  die  Begründung  der 
Steuerbefreiung  der  niederen  Einkommen  vom  rein  finanziellen 
Standpunkte  aus  unter  B  eingegangen  werden. 

Von  einer  wesentlichen,  praktischen  Bedeutung  ist  die  Frage 
übrigens  nur  bei  den  Personalsteuern,  und  zwar  speziell  bei  der 
Einkommensteuer.  Die  Ertragssteuern,  die  nicht  an  der  Person, 
sondern  an  einem  Objekt  haften,  lassen  Steuerbefreiungen  im  frag- 
lichen Sinne  in  weit  geringerem  Grade  zu,  und  die  Verbrauchs- 
steuern gestatten  solche  infolge  ihrer  ganzen  Einrichtung  überhaupt 
nicht.  Nur  durch  Nichtbesteuerung  der  notwendigsten  Lebensmittel 
(Mehl,  Salz  etc.)  und  der  Massen-Genussmittel  (geistige  Getränke, 
Kaffee,  Tabak  etc.)  kann  auf  dem  Wege  der  indirekten  Besteuerung 
im  Sinne  der  Befreiung  des  Existenzminimums  vorgegangen  werden. 

B.   Gleichmassigkeit  der  Besteuerung. 
Wie  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung,  so 
folgt  auch  das  Prinzip  der  gleichmässigen    Besteuerung  aller  in 
persönlicher  und  wirtschaftlicher  Zugehörigkeit  zum  Staate  stehen- 
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den  Personen  bezw.  Einzelwirtschaften  aus  dein  Prinzipe  der  staats- 
bürgerlichen Freiheit  und  Gleichheit.  Die  Gleichmassigkeit  der 
Besteuerung  im  Sinne  einer  nicht  etwa  absolut,  sondern  verhältnis- 
mässig gleichen  Verteilung  der  Steuerlast  unter  die  einzelnen 
Steuerpflichtigen  gilt  ebenso  als  ein  Axiom  der  Steuerlehre  wie 
die  Allgemeinheit  der  Besteuerung.  Aber  gleichwie  die  blosse 
Aufstellung  des  theoretischen  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der 
Besteuerung  für  die  Praxis  nicht  genügt,  wie  dort  die  Schwierig- 
keit in  der  Anwendung  des  Prinzips  auf  die  mannigfaltigen  Ver- 
hältnisse der  Praxis  hegt,  so  auch  hier,  und  zwar  in  erhöhtem 
Masse.  Ftlr  die  verhältnismässige  Gleichheit  den  richtigen,  allge- 
meinen Massstab  zu  finden,  darauf  kommt  es  hierbei  allein  an. 

Die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung,  d.  h.  die  Forderung, 
dass  der  einzelne  in  gleichem  Verhältnis  besteuert  werde  und  nicht 
etwa  ohne  Rücksicht  auf  seine  wirtschaftliche  Lage  zur  Zahlung 
des  absolut  gleichen  Steuerbetrags  wie  der  andere  verpflichtet  sei, 
lässt  sich,  selbst  unter  der  Voraussetzung,  dass  über  die  theore- 
tische Frage,  was  unter  der  Gleichmässigkeit  zu  verstehen  ist, 
Übereinstimmung  herrschte,  in  der  Praxis  wegen  der  Unsumme 
von  Schwierigkeiten,  die  hier  erwachsen,  niemals  vollständig  durch- 
führen. Sie  bildet  das  ideale  Ziel,  dem  man  sich  so  viel  als  irgend 
möglich  nähern  soll,  das  man  aber  niemals  erreicht.  Man  muss 
sich  von  vornherein' klar  darüber  sein,  dass  auch  das  beste  Steuer- 
system, was  die  gleichmässige  Verteilung  der  Steuerlast  anlangt, 
stets  Unvollkommenheiten,  Härten  und  Ungleichheiten  behalten 
wird.  Das  liegt  nun  einmal  in  dem  Wesen  aller  menschlichen  Ein- 
richtungen, der  menschlichen  Dinge  überhaupt.  In  dieser  Tatsache 
liegt  aber  kein  Grund,  das  Prinzip  selbst  nun  ganz  zu  verneinen. 
Ein  Richtpunkt  muss  unter  allen  Umständen  aufrechterhalten 
werden,  sonst  würde  der  Willkür  Tür  und  Tor  geöffnet  werden. 

a)  Begriff  von  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 
Zunächst  wirft  sich  uns  also  hier  die  nicht  leicht  zu  beant- 
wortende Frage  auf:  Was  ist  unter  Gleichmässigkeit  der  Besteue- 
rung 2U  verstehen?  Welches  ist  der  richtige  Massstab  für  die 
gleichmässige  Besteuerung  der  einzelnen  Steuerpflichtigen?  Nicht 
nur  die  Praxis  bietet  in  dieser  Richtung  ausserordentliche  Schwierig- 
keiten, auch  in  der  Theorie  tauchen  solche  auf,  und  bis  heute  sind 
sie  noch  nicht  vollständig  beseitigt.  Die  Finanztheoretiker  sind 
sich  bezüglich  dieser  Frage  noch  nicht  in  allen  Punkten  einig. 

Eine  Reihe  anderer  Fragen  steht  mit  dieser  Frage  im  engsten 
Zusammenhang  und   beeinflusst  die   Beantwortung  derselben,   so 
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vor  allem  wieder  die  Auffassung  vom  Staate  und  die  Frage  der 
Begründung  der  Steuer.  Je  nach  dem  Standpunkte,  welchen  man 
diesen  grundlegenden  Fragen  gegenüber  einnimmt,  ist  die  Stellung 
zur  Frage  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  eine  andere. 
Zum  mindesten  sind  die  Motive  bestimmter  Steuertheorieen  und 
Steuersysteme  nicht  die  gleichen,  wenn  auch  die  praktischen 
Forderungen  vielfach  sich  decken. 

Wie  man  zur  Begründung  des  Besteuerungsrechts  auf  der 
einen  und  der  Steuerpflicht  auf  der  anderen  Seite  in  der  Haupt- 
sache zwei  Theorieen  unterscheidet,  nämlich  die  aus  der  historisch- 
organischen Auffassung  des  Staates  und  der  Notwendigkeit  seiner 
Existenz  hergeleitete  Theorie  und  ferner  die  Genuss-  bezw,  Asse- 
kuranztheorie, eine  Theorie,  welche  die  Steuerzahlung  auf  die  Vor- 
teile, Genüsse  und  den  Schutz,  den  der  einzelne  vom  Staatsver- 
bande hat,  so  kennt  man  auch  für  die  Verteilung  der  Steuerlast 
unter  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  zwei  Hauptgrundsätze,  erstens 
den  Grundsatz  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse"  oder  „nach 
Leistung  und  Gegenleistung"  und  zweitens  das  Prinzip  der  Be- 
steuerung „nach  dem  Verhältnis  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit" der  Steuerpflichtigen  oder  „nach  der  Steuerfähigkeit" 
oder  „nach  der  verhältnismassigen  Opfergleichheit."  A.  Wagner 
bezeichnet  das  erstere  auch  als  das  privatwirtschaftliche  und  das 
letztere  als  das  gemeinwirtschaftliche  oder  staatswirtschaftliche 
Steuerprinzip  oder  Besteuerungssystem. 

Im  Genussprinzip  —  auch  Aquivalenztheorie  genannt  — ,  nach 
welchem  die  Steuer,  d.  h.  die  Leistung  des  Steuerpflichtigen,  pro- 
portional sein  soll  dem  Gegenwerte,  d.  h.  der  Gegenleistung  des 
Staates  in  dessen  öffentlichen  Leistungen,  liegt  eine  Verallgemeine- 
rung des  Gebührenprinzips,  ebenso  auch  im  Assekuranzprinzip, 
nach  welchem  der  Steuerbetrag  gleichsam  als  Versicherungsprämie 
dem  Kostenaufwande  des  Staates,  den  dieser  zum  Schutze  von 
Person  und  Eigentum  des  Besteuerten  in  seinen  öffentlichen 
Leistungen  macht,  proportional  sein  soll.  Beide  Prinzipe  laufen 
auf  die  gleiche  Art  der  Verteilung  der  Steuerlast  hinaus,  aber  ihre 
Begründung  ist  eine  verschiedene. 

Es  ist  oben  schon  ausgeführt  worden,  dass  die  Auffassung 
der  Steuer  als  ein  Tausch-  oder  Kaufpreis  nicht  richtig  ist,  und  es 
muss  daher  auch  der  hieraus  abgeleitete  Massstab  für  die  Ver- 
teilung bezw.  die  Höhe  der  Steuer  des  einzelnen  abgelehnt  werden. 
Die  Annahme,  dass  der  Reiche  seinem  Reichtum  entsprechend 
grössere  Vorteile  und  Genüsse  vom  Staate  habe  als  der  Arme, 
entspricht   nicht  immer  der  Wirklichkeit,  sie   ist   nicht   allgemein 


richtig.  Jedenfalls  sind  diese  Vorteile  und  Genüsse  etc.  nicht  pro- 
portional dem  Vermögen,  dessen  Schutz  der  Staat  hiernach  über- 
nehmen soll. 

Der  Grundsatz  von  Leistung  und  Gegenleistung  ist  aber  auch 
in  die  Praxis  nicht  übertragbar,  weil  die  Kosten  der  meisten  Staats- 
leistungen sich  nicht  im  genauen  Verhältnis  zu  den  Vorteilen  auf 
die  einzelnen  verteilen  lassen.  Wollte  man  aber  die  Steuer  als 
Vermögensversicherungsprämie  nach  dem  Massstab  „Vermögen" 
abstufen,  so  muss  dagegen  eingewendet  werden,  dass  der  Staat 
weder  eine  Versicherung  des  Vermögens  des  einzelnen  übernimmt, 
noch  dass  seine  Tätigkeit  sich  auf  den  Schutz  des  Vermögens  be- 
schränkt. Die  Tätigkeit  des  Staates  ist  eine  viel  umfassendere  als 
die  einer  Versicherungsanstalt ;  der  Staat  hat  für  die  gesamte 
geistige  und  wirtschaftliche  Wohlfahrt  des  Volkes  zu  sorgen.  Das 
Prinzip  der  Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegenleistung  ist  im 
modernen  Staate  im  allgemeinen  nicht  nur  falsch,  sondern 
es  ist  auch  bei  der  Verteilung  der  Steuern,  besonders  der  Staats- 
steuern, auf  die  einzelnen  in  der  Praxis  nicht  durchführbar.  Be- 
sonderer Nachdruck  sei  hier  auf  die  Worte  „im  modernen  Staate" 
und  „im  allgemeinen"  gelegt,  denn  in  früherer  Zeit  hatte  dieses 
Prinzip  grössere  Berechtigung  als  heute,  und  auch  jetzt  noch  ist 
die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  kein  ausschliesslich 
anzuwendendes  Steuerprinzip  im  Sinne  gleich  massiger  Steuerver- 
teilung. Eine  gewisse  Berechtigung  kann  diesem  Grundsätze  be- 
sonders noch  für  die  Kommunalbesteuerung  zugesprochen  werden, 
bei  welcher  manche  Ausgaben  der  Kommunen  sehr  wohl  nach  den 
Vorteilen  der  einzelnen  ausgeschlagen  werden  können,  daher  auch 
vielfach  die  Bezeichnung  „Gemeinde-Umlagen"  gebräuchlich  ist. 
Wenn  das  „Interesse"  auch  nicht  als  Massstab  der  Steuerverteilung 
dienen  kann,  so  darf  es  doch  andererseits  keineswegs  gänzlich 
unberücksichtigt  gelassen  werden.  Es  bildet  nicht  den  Massstab 
for  die  Verteilung  der  Steuerlast,  wohl  aber  einen  mitbestim- 
menden Grund  für  die  Art  der  Steuerverteilung  und  für  die 
Steuerbemessung.  Wie  es  einerseits,  was  die  Steuerpraxis  an- 
langt, heute  wohl  keinen  Staat  gibt,  in  welchem  die  Steuer  allein 
nach  dem  „Interesse"  verteilt  wird,  so  kann  doch  andererseits  auch 
kein  Staat  genannt  werden,  in  welchem  das  Prinzip  der  Steuer- 
bemessung nach  der  individuellen  Leistungsfähigkeit  in  voller  Rein- 
heit durchgeführt  ist.  Überall  hat  man  auf  eine  gesunde  Verbin- 
dung beider  Grundsätze  miteinander  Bedacht  genommen. 

A.  Wagner  sagt  über  das  Prinzip  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung a.  a.  O.  S.  435  sehr  treffend:    „Interesse,  Genuss,  Vorteil 


des  einzelnen  sind  hiernach  nicht  nur  kein  Rechtsgrund  seiner 
Besteuerung,  sondern  auch  kein  allgemeiner  Massstab  für  seinen 
Anteil  an  der  gesamten  Steuerlast,  weil  sie  teils  fehlen,  und  nur 
von  einer  Pflicht  des  einzelnen  zu  reden  ist,  teils  untnessbar  sind 
und  sich  somit,  auch  wenn  man  wollte,  gar  nicht  als  Massstab 
brauchen  Hessen.  Demnach  muss  nach  einem  anderen  Massstab 
gesucht  werden,  und  dieser  kann  für  die  Besteuerung  im  allge- 
meinen nur  in  der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  liegen". 

Wir  sind  damit  bei  der  Erörterung  des  zweiten  Besteuerungs- 
oder Steuerverteilungsprinzips  angelangt,  der  Besteuerung  nach  der 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit,  von  der  A.Wagner,  a.  a.  O. 
fortfahrend,  sagt :  „ein  Steuerprinzip ,  das  mit  Notwendigkeit  aus 
der  Ökonom isch- technischen ,  kommunistischen  Natur,  zumal  der 
modernen,  entwickelten  Zwangsgemein  Wirtschaft  folgt:  hier  wird 
mit  vereinten  Kräften  fOr  Gemeinschaftszwecke  gewirtschaftet,  deren 
Wirkungen  beim  einzelnen  un  nach  weisbar,  unmessbar  und,  soweit 
vorhanden,  für  die  Frage  der  Steuerverteilung  im  allgemeinen  — 
von  Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  zu  berücksichtigen  sind,  weil 
eben  die  Erfüllung  von  Gemeinschaftszwecken  als  solchen  die  Ur- 
sache dieser  Wirkungen  ist.  Vielmehr  muss  nach  dieser  Sachlage 
billigerweise  jeder  nach  dem  Masse  seiner  Kräfte  in  Anspruch  ge- 
nommen werden." 

Dieses  Steuerverteilungssystem  findet  seine  Begründung  in 
der  Natur  des  Staates  und  in  dem  Verhältnis  der  Steuerpflichtigen 
zum  Staate.  Die  ihm  zugrunde  liegende  Theorie  entspricht  ent- 
schieden am  meisten  der  modernen  Auffassung  vom  Staate  und 
hat  sich  denn  auch  sowohl  in  der  Wissenschaft  wie  in  der  Praxis 
allmählich  das  Feld  mehr  und  mehr  erobert.  Die  Steuerreformen 
der  jüngsten  Zeit  beweisen  dies  schlagend.  Die  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  gilt  heute  als  das  leitende  Ilauptprinzip  in 
der  Steuergesetzgebung;  die  Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegen- 
leistung, die  einer  früheren  Stufe  der  Volkswirtschaft  mehr  entspricht, 
wird  aber  nicht  ganz  verworfen,  sondern  sie  tritt  jenem  Prinzip 
als  Nebenprinzip  an  geeigneter  Stelle  zur  Seite,  namentlich  im 
Steuerwesen  der  Kommunalverbände.  Der  Zusammenhang  zwischen 
der  Leistung  des  Gemeinwesens  —  öffentliche  Leistungen  —  einerseits 
und  dem  Sondernutzen  oder  -Vorteil  {bezw.  dessen  Grösse)  einzelner 
o(^er  einzelner  Klassen  der  Bevölkerung  (Besitzklassen)  andererseits 
ist  in  den  Kommunalverbänden  vielfach  ziemlich  genau  nachweisbar, 
so  dass  dem  Grundsatze  der  Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegen- 
leistung hier  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  wohl  wird  abge- 
sprochen werden  können.    Anders  dagegen  in  der  Staatswirtschaft! 
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Die  sogen,  öffentlichen  Tätigkeiten  des  Staates  lassen  sich  nicht 
vom  einzelnen,  der  Nutzen  daraus  zieht,  speziell  entgelten.  Der 
Einzelvorteil  ist  nicht  messbar,  und  deshalb  ist  im  Staatsleben  die 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund getreten.  Bei  diesem  Prinzip  handelt  es  sich  nicht  um  eine 
Gegenleistung  der  Steuerpflichtigen  für  Vorteile,  Genösse  und 
Leistungen,  welche  der  Staat  gewährt,  in  Form  der  Zahlung  von 
Steuern,  sondern  um  die  Pflicht,  zur  Erfüllung  der  Existenz-  und 
Fortschrittsbedingungen  des  Staates,  und  damit  auch  des  betr. 
Gliedes  selbst,  beizutragen,  und  zwar  im  Verhältnis  seiner  wirt- 
schaftlichen Leistungs-  oder  BeitragsfUhigkeit.  Auf  diese  Weise 
wird  jedes  Glied  des  Staates,  dem  Wesen  der  Gemeinschaft  ent- 
sprechend, gleichmässig  mit  Steuerbeiträgen  belastet;  alle  Steuer- 
pflichtigen haben  für  den  Staat  verhältnismässig  gleiche  Opfer  an 
wirtschafdichen  Gütern  zu  bringen.  Die  Theorie  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  ist  daher  in  der  Hauptsache,  gleichbe- 
deutend mit  der  sogen.  Opfertheorie  oder  der  Theorie  der  ver- 
hältnismässigen Opfergleichheit '). 

Ohne  Gegnerschaft  ist  aber  auch  das  Prinzip  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  nicht  geblieben ;  besonders  Held, 
Nasse  und  Schmoller  haben  es  heftig  bekämpft.  So  sagt  z.B. 
Schmoller^):  „Die  Leistungsfähigkeit  aber  an  sich  ist  vorerst  ein 
leerer  Begriff,  mit  dem  man  ohne  näheren  Inhalt  nichts  tun  kann, 
man  mag  ihn  drehen  und  wenden  wie  man  will.  Was  der  einzelne 
zu  einem  bestimmten  Zwecke  beitragen  könne,  darüber  gibt  es  so 
viele  Urteile,  als  es  Menschen  gibt.  Das  Prinzip  der  Beitragsfähig- 
keit  lässt  nur  eine  Auflösung  zu;  nimm,  wo  es  geht;  dieser  und 
jener  kann  schon  noch  etwas  zahlen.  Wo  in  der  Praxis  aus  Mangel 
an  positivem  Anhalt,  Steuern  wirklich  nach  der  vermeintlichen  Bei- 
tragsfähigkeit umgelegt  wurden,  wie  z,  B,  häufig  in  unseren  Ge- 
werbekatastern,  da  war  die  jammervollste  LInvoIlkommenheit,  die 
reinste  Willkür  stets  die  Folge."  Andere  sagen,  der  Begriff 
„Leistungsfähigkeit"  sei  zu  dehnbar  und  deshalb  als  „Massstab"  der 
Steuerverteilung  unbrauchbar.  Diese  Einwände  sind  meines  Er- 
achtens  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen;  sowohl  die  Theorie 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  wie  die  Opfertheorie 
sprechen  nur  ganz  allgemein  ein  Prinzip  der  Steuerverteilung  aus. 
Ein  Massstab  ist  ohne  weiteres  weder  in  dem  Begriffe  der  Leistungs- 

1)  Vergl.  S.  14  ff 

*)  Die  Lehre  vorn  Einkommen  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den  Grund- 
prinzipien der  Steuerlehre.  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswisstnschaft.  XIX- 
Band  [1863].  S.  57-  ^^  , 
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fahigkeit,  noch  in  dem  Begriflfe  des  Opfers  gegeben.  Es  bedarf 
zunächst  einer  genaueren  Erläuterung,  was  unter  diesen  beiden  Be- 
griffen zu  verstehen  ist,  bezw,  womit  die  Leistungsfähigkeit  und 
die  zu  bringenden  Opfer  zu  messen  sind.  Was  versteht  man  unter 
gleichen  bezw.  verhältnismässig  gleichen  Opfern  und  unter  gleicher 
Leistungsfähigkeit  unter  den  mannigfaltigen,  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen der  Neuzeit? 

b)  Die  Besteuerung  nach  der  Wirtschaft  liehen 
Leistungsfähigkeit.  Mit  der  Ausscheidung  der  einen  Auffassung 
von  der  Gleichmassigkeit  der  Besteuerung  aus  dem  Staatssteuer- 
wesen, des  Prinzips  der  Leistung  und  Gegenleistung,  ist  der 
schwierigste  Teil  des  Steuerproblems  noch  ungelöst.  Es  stehen  sich 
noch  verschiedene  Ansichten  in  den  Prinzipien  der  Leistungsfähigkeit, 
der  Opfergleichheit  und  der  sozialpolitischen  Gerechtigkeit  der  Be- 
steuerung gegenüber.  Aber  wir  begegnen  hier  der  eigentümlichen 
Erscheinung,  dass  die  praktischen  Folgerungen  dieser  verschiedenen 
Theorieen  gleich  massiger  Steuerverteilung  in  einer  Reihe  der 
wichtigsten  Punkte  völlig  übereinstimmen. 

Robert  Meyer  sagt  hierüber  in  seiner  Schrift:  „Die  Prinzipien  der  ge- 
rechten Besteuerung  in  der  neueren  Finanz wissen.schafi"  folgendes:  „Der  Inhalt 
dieser  als  feststehend  zu  bezeichnenden  Grundsätze  lässt  sich  in  folgendem  zu- 
sammenfassen: Das  Einkommen  ist  zwar  der  wichtigste,  aber  nicht  der  einzige 
Massstab  der  gerechten  Steuer  Verteilung.  Die  proportionale  Einkommenbesteue- 
rung entspricht  daher  den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  nicht;  vielmehr 
müssen  von  derselben  Abweichungen  nach  zwei  Richtungen  hin  stattfinden,  indem 
einerseits  auf  die  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse,  andererseits  auf  die  Verschie- 
denheit der  Erwerlraari  des  Einkommens  Rücksicht  genommen  wird.  In  erslerer 
Beziehung  sind  namentlich  für  die  kleineren  Einkommen,  welche  nur  die  not- 
wendigsten Lebensbedürfnisse  der  Einzel wirischaf[  zu  decken  vermögen,  in  der 
Besteuerung  Erleichterungen  zu  gewahren,  auch  ist  auf  individuelle  Verschieden- 
heiten der  Bedürfnisse,  soweit  dies  technisch  möglich  ist,  Bedacht  zu  nehmen, 
andererseits  ist  fundiertes  Einkommen  stärker  zu  besteuern  als  unfundiertes,  ja 
der  Besitz  selbst,  insofeme  er  unmittelbaren  Bedürfnissen  Befriedigung  gewährt, 
ist  der  Besteuerung  zu  unterwerfen.  Beide  Forderungen  führen  auch  dann,  wenn 
die  Progression  prinzipiell  nicht  zugestanden  wird,  doch  praktisch  zu  dem  Resul- 
tate einer  progressiven  Einkommenbesteuerung.  Mit  Bezug  auf  den  Erwerb  wird 
ganz  Obereinstimmend  stärkere  Belastung  der  nicht  durch  die  gewöhnliche,  wirt- 
schaftliche Produktionstätigkeit,  sondern  durch  Zufall,  Spiel ,  Erbschaft  und 
Schenkung  erworbenen  Einkommens-  und  Vermögensteile  verlangt." 

„Auch  bestellt  kein  Zweifel,  dass  sich  diese  Zwecke  durch  eine  einheitliche 
Steuer  nicht  erreichen  lassen,  sondern  der  Mannigfaltigkeit  der  heutigen  volks- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  auch  eine  stets  wachsende  „„Differenzierung*"  des 
Steuerwesens  entsprechen  müsse.  Ertragssteuem,  welche  die  einzelnen  Ein- 
kommensquellen möglichst  genau  und  vollständig  in  ihrer  durchschnittlichen  Lei- 
stungsfähigkeit erfassen,  die  Einkommensteuer,  welche  sich  nach  unten  zu  degressiv 
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gestaltet  und  klassifiziert  werden  tnuss,  Verkehrsteuern,  welche  teils  die  von 
den  ersteren  gelassenen  Locken  ausfallen,  teils  Glocksgewinne  und  Erbschaften 
besteuern,  andererseits  Ge-  und  Verbrauchssteuern  müssen  zusammenwirken, 
um  das  Ziel  auch  nur  annähernd  zu  erreichen;  namentlich  die  Verzehrungs- 
sieuem  müssen  die  auf  direktem  Wege  undurchführbare  Besteuerung  der  zahl- 
reichen, kleinen  Einkommen  bewirken.  Das  sind  die  von  Stein,  Held,  Neu- 
mann, Gensei,  Bilinski,  Wagner  und  Schfiffle  übereinstimmend  zum 
Ausdruck  gebrachten  Bestrebungen." 

.Man  sollte  nun   meinen,  dass  diese   allseitige  Anerkennung  einer  Reihe 

Verhältnis  massig  sehr  genau  determinierter,  praktischer  Ziele  auch  der  Ausdruck 

■  einer  gemeinsamen  Überzeugung  von  den  obersten  Prinzipien  der  Besteuerung 

sei.    Das  ist  aber,  wie  gesagt,  nicht  der  Fall,  vielmehr  werden  auch  diese  Qber- 

einstimmend  aufgestellten  Forderungen  verschieden  begründet." 

Auf  die  Unterschiede  dieser  einzelnen  Theorieen,  vor  allem 
auch  in  ihrer  Begründung,  kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden. 

Die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  einer  Person,  welche 
hier  in  erster  Reihe  steht,  hängt  zunächst  und  in  der  Hauptsache 
ab  von  der  Arbeitsfähigkeit  und  dem  Vermögensbesitze  der  betr. 
Person,  bezw.  von  der  Art  und  Höhe  des  aus  diesen  beiden  Quellen 
—  Arbeit  und  Kapital  —  fliessenden  Einkommens  (Arbeits-  oder 
Erwerbs-  und  Besitz-Einkommen).  Es  ist  dies  die  positive  Seite 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  oder  der  Steuerfähigkeit. 
Aber  es  gibt  auch  noch  eine  negative,  die  gleichfalls  bei  der  Be- 
steuerung nach  der  Leistungs-  oder  Opferfähigkeit  zu  bertlcksichtigen 
ist,  und  die  in  der  Verwendung  des  Einkommens  zur  eigenen  oder 
anderer  BedOrfnisbefriedigung  liegt.  Die  Lasten  und  Verpflichtungen, 
die  auf  dem  Einkommen  und  Vermögen  der  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen in  sehr  verschiedener  Höhe  (Familie  etc.)  ruhen  bezw.  sich 
durch  verschieden  hohen  Druck  fühlbar  machen,  beeinflussen  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  in  zweiter  Linie.  Hieraus  geht 
schon  hervor,  dass  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  zwar  in 
erster  Linie  von  der  Art  und  Höhe  des  Einkommens  bestimmt  wird, 
dass  aber  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  und  Einkommen  nicht 
identische  Begriffe  sind.  Wäre  letzteres  der  Fall,  würde  also  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  in  demselben  Masse  zu-  und  ab- 
nehmen wie  das  Einkommen,  so  würde  man  dem  Prinzipe  der 
Gleichmassigkeit  der  Besteuerung  durch  eine  proportionale  Ein- 
kommensteuer gerecht  werden.  Da  aber  jene  Voraussetzung  nicht 
richtig  ist,  da  das  Einkommen  zwar  der  wichtigste,  aber  nicht  der 
einzige  Massstab  einer  gerechten  Steuerverteilung  ist,  so  ist  auch 
vorstehende  Schlussfolgerung  unrichtig;  die  Proportionalbesteuerung 
des  Einkommens  ist  weder  gleichmässig  noch  gerecht  im  Sinne  der 
Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit.    Selbst 


44 

bei  gleicher  Belastung  des  Einkommens  durch  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Einkommenbezieher  ist  die  Steuerföhig'keit  eine 
verschiedene,  je  nach  der  Art  des  Einkommens  —  aus  Arbeit  oder 
Besitz  —  und  der  Höhe  desselben.  Die  zur  Erzielung  des  Ein- 
kommens verwandte,  persönliche  Arbeit  des  Steuerpflichtigen  spielt 
bei  der  Bemessung  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  der  Einzel- 
wirtschaft eine  bedeutende  Rolle,  Die  Leistungsfähigkeit  steigt  mit 
der  Abnahme  und  sinkt  mit  der  Zunahme  des  Arbeitsmo  meines  bei 
dem  Bezüge  des  Einkommens,  und  zwar  nicht  in  umgekehrter  Pro- 
portion, sondern  in  progressivem  oder  degressivem  Verhältnis. 
Aber  auch  bei  gleicher  Belastung  und  gleicher  Art  des  Einkommens 
ist  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  nicht  etwa  der  Höhe  des 
Einkommens  proportional,  sondern  dem  gleichen  Einkommensbe- 
trage, der  Einheit  des  Einkommens,  entspricht  eine  verschieden 
hohe,  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit,  je  nachdem  er  der  Teil 
eines  hohen  oder  niedrigen  Einkommens  ist.  Die  steuerliche  Lei- 
stungsfähigkeit wächst  rascher  als  das  Einkommen,  Auch  aus 
diesem  Grunde  entspricht  nicht  die  proportionale,  sondern  die  pro- 
gressive oder  degressive  Besteuerung  des  Einkommens  einer  ge^ 
rechten  Steuerverteilung.  Die  Abgabe  eines  gleichen  Prozentsatzes 
vom  Einkommen  bedeutet  für  den  Steuerzahler  eine  um  so  härtere 
Last,  ein  um  so  grösseres  Opfer,  je  kleiner  das  Einkommen  an  und 
für  sich  ist,  und  eine  um  so  weniger  drückende  Last,  je  grösser  das 
Einkoramen  ist.  Kurz  gesagt:  die  steuerUche  Leistungsfähigkeit  der 
niedrigeren  Einkommen  ist  unter  sonst  gleichen  Umständen  relativ 
geringer  als  die  der  höheren. 

c)  Das  steuerfreie  Existenzminimum.  Wie  oben 
schon  erwähnt,  steht  mit  der  Frage  der  Progression  der  Be- 
steuerung auch  die  Frage  der  Steuerfreiheit  des  Existenzmini- 
mums im  engsten  Zusammenhange.  Wenn  der  Satz  richtig  ist, 
dass  die  kleinen  Einkommen  eine  relativ,  d.  h.  prozentual  geringere 
Steuerbelastung  vertragen  als  die  grossen  Einkommen,  und  dass 
demnach  der  Steuerfuss  eine  Stufenleiter,  vom  hohen  zum  niedrigen 
Einkommen  fallend,  bilden  muss.  so  wird  man  schliesslich  bei  einem 
Einkommen  ankommen,  das  überhaupt  keine  steuerliche  Belastung 
verträgt,  das  vielmehr  zur  physischen  Existenz  und  damit  zur  Er- 
haltung der  Arbeitsfähigkeit  und  Gesundheit  des  Einkommen- 
beziehers und  seiner  Familie  unentbehrlich  ist.  Man  bezeichnet 
dieses  zur  Deckung  des  notwendigsten  oder  notdürftigsten  Lebens- 
bedarfs unbedingt  erforderliche,  zur  Lebenserhaltung  gerade  aus- 
reichende  Mindest -Einkommen    mit   dem   Ausdrucke    „steuerfreies 
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Existenzminimum"  oder  auch  als  das  gebundene  Einkommen  gegen- 
über dem  freien  Einkommen.  Es  ist  einleuchtend,  dass  dieses 
Existenzminimum  an  sich  eine  steuerliche  Leistungsfähigkeit 
nicht  hat,  denn,  wenn  von  dem  Betrage,  der  zur  Fristung  der 
Existenz  unbedingt  nötig  ist,  ein  Teil  als  Steuer  abgegeben  werden 
soll,  sei  es  an  den  Staat  oder  an  die  Kommune,  so  ist  die  Wirt- 
schaft des  betr.  Steuerzahlers  nicht  mehr  völlig  in  der  Lage,  aus 
eigener  Kraft  das  zum  Leben  Erforderliche  zu  bestreiten.  Der 
Wirtschafter  muss  sich  mit  seiner  Familie  entweder  Entbehrungen 
auferlegen,  die  seine  Existenz  in  physischer  und  moralischer  Hin- 
sicht gefährden,  oder  er  kann  sich  nur  durch  die  öffentliche  oder 
private  Armenunterstützung  über  Wasser  halten.  Aus  diesem 
Grunde  ergibt  sich  die  Forderung,  das  Existenzminimum  von  der 
Steuer  zu  befreien,  denn  „niemand  soll"  —  wie  Fuisting')  sich 
ausdrückt  —  „durch  Art  und  Höhe  der  steuerlichen  Belastung  in 
seiner  wirtschaftlichen  Existenz  gefährdet  oder  in  übermässiger  oder 
ungleichmassiger  Weise  getroffen  werden."  Übrigens  ist  das  Existenz- 
minimum keine  absolut  feststehende  Grösse.  Es  hängt  von  einer 
Reihe  von  Umständen  ab  (Preise  der  verschiedenen  Bedarfsgegen- 
stände ,  Alter  des  Menschen ,  Gegend  und  Klima ,  Gesundheits- 
zustand etc.),  und  es  ist  daher  eine  genaue  Feststellung  desselben 
steuertechnisch  nicht  möglich.  Man  trägt  dem  in  der  Befreiung  des 
Existenzminimums  liegenden  Grundgedanken  in  der  Praxis  auf 
zweierlei  Weise  Rechnung,  teils  dadurch,  dass  man  bei  den  in- 
direkten Verbrauchssteuern  die  notwendigsten  Lebensmittel  bezw, 
Bedarfsgegenstände,  wie  Mehl  und  Salz,  nicht  oder  doch  nur  sehr 
massig  steuerlich  belastet,  teils  dadurch,  dass  man  bei  den  direkten 
Steuern  (Personal-  und  Realsteuern) ,  insbesondere  bei  der  Ein- 
kommenbesteuerung,  kleine  Einkommen  oder  Erträge  ganz  frei- 
lässt  (Existenzminimum)  und  die  nächst  höheren  Einkommen  nur 
ganz  massig  zur  Steuer  heranzieht.  In  der  Regel  denkt  man  übrigens 
bei  der  Frage  des  Existenzminimums  nicht  an  die  indirekten  Ver- 
brauchssteuern, deren  völlige  Beseitigung  wenigstens  hinsichtlich 
der  verbreitetsten  Genussmittel,  wie  alkoholische  Getränke,  Kaffee, 
Tee,  Tabak  etc.,  aus  finanzpolitischen  Gründen  nicht  möglich  er- 
scheint, sondern  an  die  direkten  Steuern  und  ganz  besonders  an 
die  Einkommensteuer.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  diese  Frage 
denn  heute  auch  nur  bezüglich  der  Einkommensteuern. 

Von  manchen  Finanztheoretikern,  wie  z.  B.  Schmoller  und 
Laspey re  s ,  wird  zwar  die  mit  der  Theorie  des  „Reineinkommens" 

I)  a.  a.  O.  S.  18. 
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und  der  „Überschussbesteuerung"  angeblich  in  enger  Verbindung 
stehende  Freilassung  des  Existenzminimums  von  der  Besteuerung 
als  eine  Ungerechtigkeit  und  Willkür-Massregei  verworfen.  Die 
Steuer  ist  nach  ihnen  unter  die  allern ot wendigsten  Ausgaben,  ge- 
radezu unter  das  Existenzminimum,  zu  rechnen,  und  deshalb  könne 
von  einer  Steuerbefreiung  keine  Rede  sein.  So  sagt  z.  B.  S  c  h  m  o  1 1  er ') 
„Gehört  das  Leben  im  Staat  nicht  zum  allernotwendigsten?  kann 
irgend  einer  leben  ohne  Staat  oder  ausser  dem  Staat? Ge- 
hört nicht  auch  der  Staat  zum  unerlässlichen  Bedarf?  Die  Staats- 
einrichtung zum  Begriff  der  Selbsterhaltun^?  Das  Bedürfnis  der 
Rechtsprechung,  Polizei  und  aller  anderen  Staatsanstalten  zu  den 
auf  dem  Einkommen  lastenden  Gegenreichnissen?"  Ohne  Zweifel 
gehört  der  durch  Steuern  zu  deckende,  notwendige  Finanzbedarf 
des  Staates  mit  der  auf  den  einzelnen  fallenden  Quote  zum  not- 
wendigen Unterhaltsbedarf  des  Steuerpflichtigen,  und  es  lässt  sich- 
daher  auch  nicht  bestreiten,  dass  der  Staat  berechtigt  ist,  in  Not- 
fallen besonders  wenn  seine  Existenz  auf  dem  Spiele  steht,  das 
„Existenzminimum"  steuerlich  zu  belasten  und  dadurch  die  Bezieher 
der  kleinsten  Einkommen  zu  zwingen,  den  sonstigen  „notwendigen" 
Unterhaltsbedarf  einzuschränken,  d,  h.  dem  Staate  ein  äusserstes 
Opfer  zu  bringen.  Aber  ebenso  sicher  ist  andererseits,  dass  die  Be- 
steuerung der  niedrigsten  Einkommen,  die  gerade  zur  Bestreitung 
des  notdürftigsten  Lebensunterhaltsbedarfs  ausreichen,  die  Existenz 
der  betr.  Steuerpflichtigen  gefährdet,  und  da  der  Staat  die  Aufgabe 
hat,  dem  einzelnen  in  materieller  und  moralischer  Hinsicht  die  Exi- 
stenzbedingungen zu  gewährleisten,  so  bedarf  es  keines  besonderen 
Beweises,  dass  ^  Notfälle  ausgenommen  —  die  Einkommen,  welche 
kein  „freies"  Einkommen  enthalten,  zur  Steuer  nicht  herangezogen 
werden  sollten,  denn  sie  besitzen  keine  steuerliche  Leistungs- 
fähigkeit. Der  Staat  wird  daher  in  gewöhnlichen  Zeiten  von  der 
Besteuerung  der  kleinsten  Einkommen  —  zum  mindesten  von  ihrer 
direkten  Besteuerung  absehen  müssen,  um  den  Beziehern  derselben 
nicht  die  Existenz  zu  untergraben  und  jedem  die  Erreichung  des 
Ziels  eines  freien  Einkommens  zu  ermöglichen.  Nach  dem  Grund- 
satze der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  ist  eben  möglichst  nur 
das  freie  Einkommen  als  letzte  Steuerquelle  anzusehen,  denn  es  kann 
unseres  Erachtens  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  die  Deckung  des  not- 
dürftigsten Lebensbedarfes,  die  Erfüllung  der  wesentlichsten  Da- 
seinsbedingungen das  am  nächsten  liegende  Bedürfnis  ist  und  der 
Zahlung  von  Staatssteuern  in  der  Regel  vorausgeht. 

')  a.  a.  O.  S.  35  u.  36-  r-  , 
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d)  Die  Progression  der  Besteuerung.  Die  Befreiung 
des  Existenzminimums  von  der  Steuer  ist  aber  nur  ein  Spezialfall 
des  Einflusses  der  Verwendung  von  Einkommensteilen  zur  Bedürf- 
nisbefriedigung, d.  h.  der  auf  dem  Einkommen  ruhenden  Lasten 
imd  Verpflichtungen  des  Steuerzahlers,  Je  höher  die  Belastung 
des  Einkommens  einer  physischen  Person  durch  den  notwendigen 
Bedarf  an  wirtschaftlichen  Gütern  zur  Bedtlrfnisbefriedigung  ist, 
desto  geringer  ist  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen,  d,  h.  bei 
gleicher  Art  und  Höhe  des  Einkommens,  die  wirtschaftHche  Leistungs- 
fähigkeit und  umgekehrt.  Dem  grösseren,  gebundenen  Einkommen 
entspricht  ein  kleineres,  freies  Einkommen  und  umgekehrt,  und  je 
grösser  das  freie  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen  ist,  desto  rela- 
tiv geringer  ist  das  Opfer,  das  er  bringt,  und  umgekehrt.  Von 
den  hier  in  Betracht  kommenden  Verhältnissen  seien  beispiels- 
weise genannt:  Geschlecht  und  Alter,  grosse  Kinderzahl,  Krank- 
heiten und  Unglücksfälle,  Unterhaltspflicht  gegenüber  armen  Ver- 
wandten etc.,  hohe  Verschuldung. 

Soll  daher  die  Steuer  nach  dem  Grundsatze  der  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit  verteilt  werden,  so  muss  sie  progressiv 
nach  der  Höhe  des  freien  Einkommens  gestaltet  sein,  und  wenn 
sie  nach  dem  gesamten  Einkommen  veranschlagt  wird,  so  darf  die 
Belastung  jenes  Einkommens  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 

Ausdrücklich  hervorgehoben  muss  aber  hierbei  noch  werden, 
dass  die  aus  den  verschiedenen,  genannten  Gründen  im  Sinne  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit  notwendige  Progression  auf  die  G  e  ■ 
Samtbesteuerung,  nicht  auf  eine  einzige  Steuerart,  etwa  auf  die 
Einkommensteuer,  zu  beziehen  ist.  Das  ganze  Steuersystem  muss 
eine  progressive  Tendenz  haben.  Dies  muss  besonders  bei  einem 
Steuersystem  beachtet  werden,  das  teilweise,  z.  B,  durch  indirekte 
Verbrauchssteuern,  progressiv  nach  unten  oder  degressiv  nach  oben 
wirkt.  Hier  kann  eine  nach  oben  progressive  Einkommensteuer 
lediglich  die  Folge  haben,  dass  die  Wirkung  anderer  nach  unten 
progressiven  Steuern  paralysiert  wird,  so  dass  die  Gesamtbesteue- 
rung eine  proportinale  Besteuerung  des  Gesamteinkommens  dar- 
stellt. Um  einem  solchen  Steuersystem  im  ganzen  eine  progressive 
Tendenz  zu  geben ,  muss  die  Progression  der  Einkommensteuer 
eine  entsprechend  stärkere  sein  als  die  Progression  der  indirekten 
Verbrauchssteuern  etc.  nach  unten. 

Die  Gegner  der  Progressiv-Besteuerung,  die  teils  Gegner  der 
Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  ver- 
hältnismässigen Opfergleichheit,  zum  Teil  aber  auch  Anhänger  dieses 
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Besteueningsprinzips  sind,  wenden  sich  vor  allem  gegen  die  Will- 
kür, die  in  der  Progression  der  Steuerskala  liege.  Die  Gegner 
speziell  aus  der  Reihe  derjenigen,  welche  überhaupt  nicht  dem  Prin- 
zipe  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  huldigen,  wie 
z.  B.  Schmoller,  sagen,  dieses  Prinzip  laufe  auf  den  Grundsatz 
hinaus  „nimm,  wo  es  geht";  die  proportinale  Einkommen-Besteue- 
rung sei  das  allein  richtige  und  gerechte,  und  lediglich  um  der 
niedersten  Einkommensklasse  die  Gelegenheit  zu  bieten,  freies  Ein- 
kommen zu  erzielen,  erscheine  eine  geringe  Modifikation  des  Prin- 
zips der  reinen  Einkommensteuer  notwendig,  die  in  der  Steuerfrei- 
heit der  Sparkassen,  in  entsprechender  Einrichtung  der  Verbrauchs- 
steuern etc.,  kurz  gesagt ,  „in  einer  billigen  Anlage  des  ganzen 
Steuersystems"  (Schmoller,   a.  a.  O.  S.  83)  zu  bestehen  habe. 

Diejenigen  Gegner  andererseits,  welche  das  Prinzip  der  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit  bilhgen.  bekämpfen  die  Pro- 
gressiv-Besteuerung  aus  dem  Grunde,  weil  sie  eine  proportionale 
Gesamtbesteuerung  für  das  gerechteste  Besteuerungssystem  nach 
dem  Prinzipe  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  halten.  Durch 
eine  solche  Besteuerung,  sagen  sie,  werde  jedem  Steuerpflichtigen 
ein  gleicher  Prozentsatz  von  seinem  Gesamt-Einkommen  entzogen, 
eine  proportionale  Einkommens- Verminderung  trete  ein,  und  die 
bestehende  Einkommens-  und  Vermögens-Verteilung  werde  verhält- 
nismässig nicht  verändert.  Die  Progressiv  -  Besteuerung  dagegen 
öffne  der  Willkür  Tür  und  Tor;  ferner  sei  es  unmöglich,  mit  der 
Progression  des  Steuerfusses  gleichmässig  fortzufahren,  an  einer 
gewissen  Stelle  müsse  man  schliesslich  aufhören.  Die  Kapitalisten 
und  Rentner  würden  durch  eine  solche  Besteuerung  aus  dem  Lande 
getrieben ,  überhaupt  werde  der  Spartrieb  vernichtet  oder  doch 
wesentlich  abgeschwächt. 

Es  soll  nun  keineswegs  bestritten  werden,  dass  dem  Prinzipe 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  oder  der  Opfergleichheit  im 
Sinne  einer  progressiven  Besteuerung  etwas  Unbestimmtes  und 
Unsicheres  anhaftet;  die  Gerechtigkeit,  die  Billigkeit  und  die  Zweck- 
mässigkeit ,  mit  welchen  Begriffen  hierbei  argumentiert  wird,  sind 
nichts  absolut  Feststehendes,  sondern  relative  Begriffe,  die  zahlen- 
mässig  nicht  oder  doch  nur  unvollkommen  zum  Ausdruck  zu  bringen 
sind.  Trotz  der  vielen  Versuche,  die  Progression  mathematisch 
genau  dem  Prinzipe  der  Leistungsfähigkeit  entsprechend  festzu- 
stellen, ist  ein  objektiver  Massstab  noch  nicht  gefunden  worden, 
und  es  erscheint  sehr  fraglich,  ob  ein  solcher  im  Hinblick  auf  die 
äusserst    verschiedenartigen  Verhältnisse,    von   welchen   die  wirt- 
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schafüiche  Leistungsfähigkeit  des  Menschen  bedingt  ist,  und  welche 
zahlenmässig  nur  zum  geringen  Teile  zu  erfassen  sind,  überhaupt 
jemals  gefunden  werden  wird.  Immerhin  kann  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden,  dass  das  Prinzip  der  Progressiv-Besteuerung  einer 
durchaus  richtigen  Idee  entspringt  und  auf  ein  ideales  Ziel  los- 
steuert. Der  Umstand,  dass  bei  der  Durchführung  des  Prinzips 
Schwierigkeiten  erwachsen,  berechtigt  noch  lange  nicht  dazu,  von 
der  Verfolgung  des  Ziels  Abstand  zu  nehmen.  Im  Gegenteil,  man 
muss  unablässig  danach  streben,  die  sich  entgegenstellenden 
Schwierigkeiten  möglichst  zu  beseitigen  und  dadurch  die  Wege 
zur  Erreichung  des  Zieles  zu  ebnen.  Mit  vereinten  Kräften  wird 
es  der  Theorie  und  der  Praxis,  der  Gesetzgebung  und  den  Aus- 
führungsbehörden gelingen,  dem  idealen  Ziele,  der  gerechten  Steuer- 
verteilung sich  mehr  und  mehr  zu  nähern,  wie  für  die  absolute 
Höhe  der  Steuer  so  auch  für  die  Art  und  das  Mass  der  Frogres- 
sionsskala  jeweils  den  Verhältnissen  entsprechend  den  richtigen 
Ausdruck  zu  finden.  Eine  einseitige  und  übertriebene  Anwendung 
des  Prinzips  ist  schon  aus  dem  Grunde  nicht  zu  befürchten,  weil 
die  Steuergesetzgebung  eines  Landes  hinsichtlich  der  Höhe  und 
der  Art  der  Steuern  stets  auf  die  Steuerverhältnisse  in  den  Nach- 
barländern Rücksicht  zu  nehmen  hat.  Die  Bäume  wachsen  auch 
hier  nicht  in  den  Himmel  I  Jede  Übertreibung  einer  an  und  für  sich 
richtigen  Massnahme  findet  ihr  Korrektiv  in  sich  selbst,  nämlich 
in  ihren  Folgeerscheinungen.  Stellen  diese  sich  als  schädlich  bezw. 
nicht  gewünscht  heraus,  so  wird  eine  heilsame  Opposition  das  rich- 
tige Mass  und  Ziel  schon  sehr  bald  wieder  herbeiführen.  Jeden- 
falls aber  ist  der  Fortschritt  auf  dem  Wege  zur  Gerechtigkeit  und 
Wahrheit  zweifellos  vorzuziehen  dem  Verharren  bei  einem  Prin- 
zipe  und  Systeme,  das  im  Sinne  ausgleichender  Gerechtigkeit  ver- 
worfen werden  muss.  Dies  trifft  aber  unzweifelhaft  zu  für  die  pro- 
portionale Besteuerung  im  ganzen,  und  besonders  für  die  proportio- 
nale Einkommenbesteuerung  in  einem  Steuersysteme  mit  einer  oder 
mehreren  anderen  Steuerarten,  die  progressiv  nach  unten  wirken. 
Hier  muss,  wie  oben  schon  betont,  die  Einkommensteuer  ziemlich 
stark  progressiv  sein,  um  die  Degression  nach  oben  nicht  nur  aus- 
zugleichen, sondern  eine  Gesamt- Progressivbesteuerung  zu  er- 
reichen. 

e)  Die  Besteuerung  des  Arbeits-  und  des  Besitz- 
einkommens. Eine  weitere,  oben  schon  kurz  berührte  Folgerung 
der  Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  ist  die 
verschieden  hohe,  steuerliche  Erfassung  der  beiden  Hauptgruppen  des 
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Einkommens.  Man  unterscheidet  bekanntlich  allgemein  zwischen 
dem  Arbeits-  oder  unfundierten  Einkommen  und  dem  Besitz-  oder 
Renten-  oder  dem  fundierten  Einkommen.  Dazwischen  steht  das 
gemischte  Einkommen  —  meist  gewerbliches  — ,  das  aus  Arbeits- 
und Renteneinkommen  sich  zusammensetzt. 

Diejenigen  Finanztheoretiker  nun,  die  dem  Prinzip  der  wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit  durch  ein  gleichquotiges  oder  pro- 
portionales Steuersystem  und  speziell  durch  eine  derartige  Ein- 
kommensteuer gerecht  zu  werden  glauben,  huldigen  auch  der  An- 
sicht, dass  eine  unterschiedliche  Besteuerung  von  Arbeits-  und  Be- 
sitzeinkommen ungerechtfertigt  sei.  A.  Wagner  bezeichnet  die 
proportionale  Besteuerung  und  insbesondere  die  proportionale,  reelle 
Einkommenbesteuerung  als  die  rein  finanzielle,  gleichmässige  Be- 
steuerung nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  hält  sie 
vom  finanziellen  Steuergesichtspunkte,  nicht  aber  vom 
sozialpolitischen,  für  allein  folgerichtig.  Nach  der  Steuerlehre  der 
„Theorie  der  freien  Konkurrenz"  oder  „des  ökonomischen  Indivi- 
dualismus" sei  eine  verschiedene,  steuerliche  Behandlung  von  fun- 
diertem und  unfundiertem  Einkommen  nicht  gerechtfertigt,  denn 
hier  solle  in  die  bestehende  Einkommens-  und  Vermögens  Verteilung 
nicht  korrigierend  eingegriffen  werden.  Aus  welcher  Quelle  das 
Einkommen  fliesse,  sei  für  die  Höhe  der  Steuer  ebenso  gleichgültig 
wie  die  Höhe  des  Einkommens  selbst. 

Das  Steuerrecht  verlangte  nach  seinem  leitenden  Gesichts- 
punkte bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  als  Regel  die  Proportional- 
besteuerung. Erst  seit  den  neunziger  Jahren  ist  man,  anfangend 
in  Preussen'),  mehr  und  mehr  zur  Progressiv- Besteuerung  und 
gleichzeitig  auch  zur  grundsätzlichen  Höherbesteuerung  des 
Besitzeinkommens  übergegangen,  die  früher  wohl  hier  und  da 
schon  infolge  des  Nebeneinanderbestehens  von  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuern in  Geltung  war,  aber  doch  mehr  in  der  geschieht-  ■ 
liehen  Entwickelung  des  Steuerwesens  und  in  unbewusster  Ab- 
weichung vom  rein  „finanziellen"  Steuerstandpunkte  als  in  be- 
wusster  und  absichtlicher  Prinzipsänderung  ihren  Grund  hatte. 

Wenn  der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  Massgabe  der 
Leistungsfähigkeit,  der  heute  fast  allgemein  für  richtig  gehalten 
wird,  zur  Geltung  gelangen  soll,  dann  kann  die  Berechtigung  der 
Forderung  einer  stärkeren  Heranziehung  des  fundierten  Einkommens 
zur  Steuer  nicht  bestritten  bezw.  abgewiesen  werden. 


0  Die  erste  Progressivbesteuenirg  des  Einkommens  erfolgte  inSachsi 
durch  das  i874/78er  Einkommensteuergesetz.  ^ 
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Die  höhere  Steuerkraft  des  Besitzeinkommens,  die  grössere, 
steuerliche  Leistungsfähigkeit  des  Beziehers  von  Renteneinkommen 
wird  begründet  erstens  mit  der  Tatsache,  dass  das  Renteneinkommen 
in  der  Regel  die  ganze  Arbeitskraft  des  Steuerpflichtigen  für  den 
Erwerb  frei  iSsst,  während  dieselbe  beim  Arbeitseinkommen  ganz 
und  beim  gemischten  oder  gewerblichen  Einkommen  zum  grossen 
Teile  schon  absorbiert  ist,  und  zweitens  mit  dem  Hinweise  darauf, 
dass  die  Personen,  welche  auf  Einkommen  aus  der  wirtschafüichen 
Verwendung  ihrer  Arbeitskraft  angewiesen  sind,  zwecks  Sicher- 
stellung der  nötigen  Mittel  zum  Lebensunterhalt  für  sich,  ihre  An- 
gehörigen bezw.  Hinterbliebenen  im  Falle  aufgehobener  oder  ge- 
minderter Arbeitsfähigkeit  mehr  zum  Sparen,  zu  rechtzeitigen  Rück- 
lagen aus  ihren  laufenden  Einkünften  gezwungen  sind,  als  Personen 
mit  mehr  oder  weniger  Besitzeinkommen,  die  wirtschaftlich  sicherer 
gestellt  sind  als  jene.  Das  „freie"  Einkommen  ist  bei  beiden 
Gruppen  von  Einkommenbeziehern  verschieden  hoch  trotz  gleicher 
Höhe  des  Gesamteinkommens,  weil  die  Belastung  in  gedachter 
Richtung  eine  verschiedene  ist,  und  nach  dem  oben  über  den  Ein- 
fluss  der  Belastung  des  Einkommens  auf  die  Höhe  der  Steuer  bezw. 
die  Freilassung  der  kleinen  Einkommen  Gesagten  kann  es  nur 
als  folgerichtig  bezeichnet  werden,  das  fundierte  Einkommen  als  das 
steuerkräftigere  und  wirtschaftlich  leistungsfähigere  höher  zu  be- 
steuern als  das  unfundierte.  Ein  dritter  Grund  für  die  verschieden 
hohe  Heranziehung  der  beiden  Einkommensgruppen  zur  Steuer  ist 
der,  dass  das  fundierte  Einkommen  unabhängiger  von  der  Person 
und  den  dieser  ständig  drohenden  Gefahren  ist  als  das  unfundierte 
Einkommen,  und  dass  es  in  sich  selbst  eine  Gewähr  für  seinen 
Bestand  besitzt,  während  dies  von  dem  Arbeitseinkommen  nicht  in 
dem  Masse  gesagt  werden  kann.  Das  Arbeitseinkommen  ist  von 
der  Fortdauer  der  Person  und  ihrer  Arbeitsfähigkeit  bedingt.  Die 
menschliche  Arbeitskraft  aber  ist  vergänglicher  als  das  Vermögen, 
sie  versagt  mit  der  Zeit  und  geht  schliesslich  ganz  zugrunde.  Un- 
bestreitbar ist  es,  dass  die  gegenwärtige  Leistungsfähigkeit  des 
Besitzenden  grösser  ist  als  die  des  Besitzlosen  mit  gleichem  Ein- 
kommen, und  die  höhere  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens 
entspricht  daher  der  Forderung  gerechter  Steuerverteilung  nach 
dem  Massstabe  der  Leistungsfähigkeit, 

Aber  auch  noch  aus  einem  anderen  Grunde  lässt  sich  die 
Höher-  oder  Vorausbelastung  des  fundierten  Einkommens  recht- 
fertigen. Wer  Vermögen  besitzt,  hat  neben  dem  allgemeinen 
Interesse  an  dem  Bestehen  des  Staates,  das  jeder  Staatsangehörige 
hat,  noch  ein  besonderes  Interesse,  das  der  Besitzlose  nicht  hat        . 
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Der  Besitzer  geniesst  gegenüber  dem  Besitzlosen ,  der  auf  seih 
Arbeitseinkommen  allein  angewiesen  ist,  vom  Staate  und  seinen 
Einrichtungen  besondere  Vorteile  wirtschaftÜcher,  rechtlicher  etc. 
Art,  den  Vermögensschutz;  er  hat  also  ein  höheres  Interesse  am 
Bestehen  des  Staates,  und  dieses  rechtfertigt  denn  auch  eine  höhere, 
steuerliche  Belastung  aller  Besitzenden,  sowohl  der  Grundbesitzer, 
der  Gewerbetreibenden  und  der  Kapilaiisten.  Wenn  sich  dieses 
besondere  Interesse  auch  nicht  zahlenmassig  feststellen  lässt,  so  ist 
doch  sein  Bestehen  nicht  zu  bestreiten ,  und  es  erscheint  daher 
richtiger,  es  in  irgend  einer  Form  zu  berücksichtigen,  als  es  bei 
der  direkten  Besteuerung  gänzlich  ausser  Betracht  zu  lassen. 

Die  Art  und  Weise,  wie  der  Forderung  höherer  Besteuerung 
des  Besitzeinkommens  nun  Rechnung  zu  tragen  ist,  kann  eine  ver- 
schiedene sein.  Es  kann  geschehen  entweder  durch  Festsetzung 
eines  höheren  Steuerfusses  bei  der  Einkommen-Besteuerung  für 
fundiertes  Einkommen  als  für  unfundiertes,'  oder  bei  einem  strengen 
Ertragssteuersysteme  ebenfalls  durch  verschiedene  Steuerfüsse  für 
die  verschiedenen  Ertragsteuern,  oder  schliesslich  durch  Verbindung 
der  allgemeinen  Einkommensteuer  mit  einer  Vermögensbesteuerung 
oder  verschiedenen  Ertragssteuern  für  die  Quellen,  aus  denen  das 
Besitzeinkommen  fliesst.  Im  letzteren  Falle  findet  eine  Doppel- 
besteuerung mit  der  Absicht  statt,  das  Renteneinkommen  gegenüber 
dem  Arbeitseinkommen  vorauszubelasten.  Die  neuesten  Reformen 
auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  haben  fast  sämthch  den  letzt- 
bezeichneten Weg  betreten,  insbesondere  hat  die  neuerdings  mehr 
und  mehr  zur  Geltung  gelangende  Besteuerung  des  Vermögens 
neben  der  allgemeinen,  progressiven  Einkommensteuer  den  ausge- 
sprochenen Zweck,  das  fundierte  Einkommen  höher  zu  belasten  als 
das  unfundierte. 


DigmzcdbyGoOgle 


II.  Abschnitt. 

Das  Einkommen. 

I.  Kapitel. 
Der  Einkommensbegriff  in  der  Theorie. 

Wir  haben  im  vorausgegangenen  gesehen,  dass  die  haupt- 
sächliche, normale  Steuerquelle  der  Einzelwirtschaft  das  Einzelein- 
kommen ist.  Das  Vermögen  ist  zwar  von  einer  reellen  Besteuerung 
nicht  ausgeschlossen,  aber  solange  das  System  der  freien,  wirt- 
schaftlichen Konkurrenz  und  des  ökonomischen  Individualismus  im 
grossen  ganzen  noch  als  das  herrschende  bezeichnet  werden  muss, 
wird  die  reelle  Vermögens-Besteuening  doch  auf  ganz  besondere 
Ausnahmefälle  beschränkt  bleiben.  Je  mehr  dagegen  die  Steuer- 
politik von  sozialpolitischen  Tendenzen  durchdrungen  werden  wird, 
um  so  weniger  wird  man  zwecks  Ausgleichung  der  ungeheuren 
Vermögensungleichheiten  vor  einer  reellen  Vermögensbesteuerung 
der  obersten  Einkommensklassen  zurückschrecken, 

Im'hnerbin  wird  selbst  dann  die  Steuerfähigkeit  und  die  per- 
sönliche, wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  Staatsbürger  in  der 
Hauptsache  auf  ihrem  Einkommen  beruhen,  und  es  ist  daher  un- 
umgänglich notwendig,  nachdem  das  Wort  „Einkommen"  im  vor- 
stehenden schon  so  oft  gebraucht  wurde,  und  da  es  in  den  nach- 
folgenden Untersuchungen  über  die  Staatsbesteuerung  des  Waldes 
die  wichtigste  Rolle  spielen  wird,  zunächst  sich  klar  darüber  zu 
werden,  was  unter  dem  Ausdrucke  „Einkommen"  zu  verstehen  ist. 

Zu  Beginn  der  Erörterungen  über  diesen  Begriff  muss  nun 
gleich  betont  werden,  dass,  obwohl  das  Wort  „Einkommen"  in  der 
Volkswirtschaftslehre  soviel  gebraucht  wird  wie  kaum  ein  anderes 
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und  gewissermassen  die  Grundlage  der  ganzen  Steuerlehre  bildet, 
obwohl  —  wie  Schäffle  treflFend  sagt  —  die  Wahrheit  in  der 
ganzen  Steuerfrage  von  der  Richtigstellung  des  Einkorn mensbegriffes 
und  seiner  Bedeutung  abhängt,  beztäglich  dieses  Begriffes  lange 
Zeit  die  grössten  Meinungsverschiedenheiten  bestanden,  und  dass 
auch  heute  noch  keinesweges  völlige  Übereinstimmung  darüber 
erzielt  ist. 

Robert  Meyer  sagt  hierüber'):  Wenige  Begriffe  scheinen  dem  altge- 
meinen  Verstandnisse  geringere  Schwierigkeiten  darzubieten  als  der  des  Ein- 
kommens. Bezeichnet  er  doch  unmittelbar  einen  tatsächlichen  Vorgang,  einen 
Vorgang,  der  sich  in  unzähligen  Wiederholungen  alltäglich  ereignet,  die  mit 
wenigen  Ausnahmen  —  so  wollen  wir  annehmen  —  jeder  in  seiner  ebenen 
Wirtschaft  beobachten  kann. 

Und  doch  —  so  allgemein  bekannt  Wort  und  Sache  auch  sei,  so  wenig 
irgend  jemand  bestreitet,  dass  man  es  hier  mit  Erscheinungen  zu  tun  habe,  die 
fSXr  Volks-  und  Staatswirtschaft,  für  Theorie  und  Praxis  von  der  allergrOssten, 
ja  grundlegenden  Bedeutung  sind  —  doch  begegnen  wir  ei gentOni liehen  und  srfir 
ernsten  Schwierigkeiten,  so  oft  es  gilt,  den  Vorgang,  Einkommen  genannt,  scharf 
zu  bezeichnen,  von  verwandten  Vorgängen  deutlich  abzugrenzen,  oder  zur  Grund- 
lage theoretischer  Sätze  oder  praktischer  Massregeln  zu  machen.  Um  nur  einige 
der  ganz  allgemein  bekannten  Symptome  dieser  Schwierigkeiten  hervorzuheben, 
sei  etwa  an  die  Frage  erinnert,  ob  das  individuelle  Einkommen  oder  das  Volks- 
einkommen als  Grundlage  der  Erörterung  anzunehmen  sei?  Was  als  rohes  und 
reines  Einkommen  anzusehen  sei,  ob  Wertvermehrungen  des  Vermögens  — 
Konjunkturengewinne  dem  Einkommen  beizuzahlen  seien  oder  nicht,  dann  an 
die  ungezählte  Menge  von  Fragen,  die  aufgeworfen  wurden  und  aufgeworfen 
werden  mussten,  so  of)  das  Elinkommen  zur  Grundlage  der  Besteuerung  gemacht 
werden  sollte." 

Bezüglich  des  Dogmengeschichtlichen  des  Begriffes  „Einkom- 
men'" be2w.  der  Geschichte  der  Einkommenstheorie,  die  vielfach 
behandelt  worden  ist,  verweise  ich  vor  allem  auf  die  früher  schon 
erwähnte  Abhandlung  Schmoller's  in  der  Tübinger  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft,  S.  i  und  ff.  Mit  der  Hermann- 
SchmoUer'schen  Einkommenslehre  hatte  diese  Frage  einen  ge- 
wissen Abschluss  erreicht,  indem  erstere  in  den  bedeutendsten, 
neueren  Werken  über  Volkswirtschaftslehre  und  Finanzwissenschaft 
Aufnahme  gefunden  hatte. 

Robert  Meyer  sagt  {a.  a.  O.  S.  3)  Ober  die  Entwickelung  des  Einkom- 
mensbegriffes folgendes;  ,Der  springende  Punkt  dieser  Entwickelung  bestand 
bekanntlich  darin,  dass  die  Smith'sche  Einkommenslehre  dazu  geführt  hatte, 
ausschliesslich  in  dem  vom  Standpunkte  des  kapitalistischen  Unternehmers  be- 
rechnelen  Überschusse  das  reine  Einkommen  zu  erblicken,  und  in  der  Erzielung 
eines  möglichst  hoben  solchen  Überschusses  das  Heil  der  Volkswirtschaft  zu 
suchen.   Gegenüber  den  widerspruchsvollen  und  unrichtigen  Konsequenzen  dieser 

I)  Robert    Meyer:  Das  Wesen    des  Einkommens.    Berlin,    1887,   S.   i 
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Lehre,  die  sich  vornehmlich  in  der  liberalen,  englischen  Volkswinachaftslehre, 
in  der  bekannten  Periode  der  Weltherrschaft  dieser  Doktorin  aber  auch  in 
Deutschland  in  Literatur  und  Praxis  geltend  gemacht  hatten,  wies  nun  Schm  oller 
in  der  bezogenen  Abhandlung  (gestützt  auf  Schaffle,  Menseh  und  Gut  in  der 
Nationäl-Okonomie,  D,  V.  J.  Sehr.,  1861,  4)  mit  allem  Nachdrucke  darauf  hin 
(S.  52),  das3  schon  Hermann  die  wahre  Natur  des  Btnkommens,  als  der  Summe 
der  wirtschafthchen  Güter,  die  ein  Subjekt  in  einer  gewissen  Zeit  zur 
Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  ohne  Schmälerung  seines  Ver- 
mögens verwenden  kann,  klar  bezeichnet  habe;  er  zeigte  in  eingehender 
Darstellung  die  fruchtbaren  Konsequenzen,  welche  sich  aus  dieser  Auffassung 
fOr  die  Volkswirtschaftslehre  und  Finanz  Wissenschaft  ergeben,  insbesondere  den 
organischen  Zusammenhang,  in  welchen  die  Theorie  durch  diese  Lehre  mit  den 
ethischen  Grundlagen  des  Wirtschaftslebens  gelangt. 

Diese  Darstellung  erlangte  sofort  allseitige  Zustimmung  und  ungeachtet 
vereinzelter  Widersprüche  von  seilen  Roesler's  und  Rodbertus',  die  bisher 
noch  keine  eingehende  Beachtung  fanden,  ist  sie,  wie  bereits  erwähnt,  bis  heute 
als  die  massgebende  anerkannt.  Allerdings  steht  die  neuestens  flblich  gewordene 
Einkommensdefinitton,  das  Einkommen  umfasse  die  wiederkehrenden  oder 
gar  die  regelmässig  wiederkehrenden  Einnahmen,  mit  dieser  Lobpreisung 
der  Hermann- Sc  hm  oMer'schen  Lehre  nicht  mehr  in  Einklänge,  allein  dieser 
Widerspruch  ist  noch  keineswegs  zum  allgemeinen  Bewusstsein  gelangt,  vielmehr 
tragen  die  Schriftsteller,  welche  diese  Ansicht  vertreten,  mit  Ausnahme  Neu- 
mann's  ihre  Lehre  nur  als  eme  Modifikation  oder  Ergänzung  der  herrschenden 
Lehre  vor;  so  Cohn,  Wagner,  Mithoft" 

Während  der  Ausdruck  Ertrag  (Roh-  oder  Reinertrag)  in 
unmittelbarer  Beziehung  zu  einem  Objekt  oder  einer  Unternehmung 
oder  einer  bestimmten  Tätigkeit  oder  eines  Rechts  steht  und  die 
Person,  welcher  der  Ertrag  zufliesst,  nicht  berücksichtigt,  tritt  uns 
bei  dem  Worte  „Einkommen"  die  Person  in  ihrer  gesamten 
wirtschaftlichen  Entfaltung  entgegen.  „Ertrag  ist"  —  nach  A.  Wag- 
ner') —  „der  aus  einem  Objekt  herrührende  Zuwachs  von  Gütern, 
daher  vom  Wert  derselben,  in  seiner  Rückbeziehung  zu  dem  Ob- 
jekt als  seiner  Ursache  und  Bedingung,  betrachtet:  eine  naturale 

Gütermenge,  welche  ein  besimrates  Wertquantum darstellt, 

wobei  gewöhnlich  nach  bestimmten  Zeiträumen  gerechnet  wird."  Der 
Begriff  des  Einkommens  dagegen  ergibt  sich,  „indem  die  Einnahmen 
oder  Erträge  in  Beziehung  zu  der  Person,  welche  sie  empfangt, 
bezw.  zu  dem  Wirtschaftssubjekt  gebracht  werden".  „Das  Ein- 
kommen einer  Person  bildet  zunächst  und  vor  allem  den  Güterfonds 
zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse.  Seine  Erwerbung  ist  das  Mittel 
zu  letzterem  Zweck."  Der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  begreift 
unter  Einkommen  die  Summe  von  Werten,  die  ein  einzelner  oder 

t)  Adolph  Wagner:  Lehr-  und  Handbuch  der  politischen  Ökonomie 
I,  Hauptabtlg.:  Grundlegung  der  polit.  Ökonomie.  1.  Teil.  Grundlagen  der  Volks- 
wirtschaft.   I.  Halbband.    III.  Aufl.  Leipzig,  189a,  S.  400  u.  ft 
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das  Volk  —  Einzel  und  Volks-Einkommen  —  in  einer  gewissen 
Zeit  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  verwenden  hat.  Das 
Einkommen  steht  also  in  einem  gewissen  Gegensatz  zum  Ertrag, 
speziell  auch  zum  Reinertrag,  dem  „produit  net"  der  Physiokraten, 
d.  h.  dem  Wertsüberschuss  der  Erzeugnisse  über  die  Erzeugungs- 
oder Produktionskosten.  Dieser  Überschuss  hat  keine  unmittelbare 
Beziehung  zur  Bedürfnisbefriedigung  des  Menschen.  Erst  beim 
„Einkommen"  tritt  eine  solche  Beziehung  der  Wertsüberschüsse, 
welche  einzelnen  oder  dem  ganzen  Volke  zufallen,  zur  Befriedigung 
der  menEchtichen  Bedürfnisse  in  die  Erscheinung.  Das  „Einkom- 
men" ist  demnach  der  Ausdruck  und  der  Massstab  für  die  gesamte 
wirtschaftHche  Kraft  einer  Persönlichkeit;  man  erfährt  durch  es, 
welche  Summen  von  eigenen  Mitteln  der  betr.  Person  in  einem 
bestimmten  Zeiträume  —  in  der  Regel  einem  Jahre  —  zur  Ver- 
fügung stehen,    ohne  dass  das  Stammvermögen  verbraucht  wird. 

Diesem  Gedanken  entspricht  der  von  Hermann')  aufgestellte 
Einkommensbegriff:  „Einkommen  ist  die  Summe  der  wirtschaftlichen 
oder  Tauschgüter,  welche  in  einer  gewissen  Zeit  zu  dem  unge- 
schmälert fortbestehenden  Stammgut  einer  Person  neu  hinzutreten, 
die  sie  daher  beliebig  verwenden  kann." 

Lange  Zeit  blieb  diese  dem  Smithianismus  gegenüber  wesent- 
liche Umgestaltung  der  Lehre  vom  Einkommen  ohne  jegliche 
Wirkung.  Erst  Schmoller  nahm  sie  wieder  energisch  auf,  er- 
weiterte sie  und  zog  seine  Folgerungen  für  die  Steuerlehre  daraus. 

Schmoller  definiert*):  „Unter  Einkommen  verstehen  wir  die 
Summe  von  Mitteln,  welche  der  einzelne,  ohne  in  seinem  Vermögen 
zurückzukommen,  für  sich  und  seine  Familie,  für  seine  geistigen 
und  körperlichen  Bedürfnisse,  für  seine  Genüsse  und  Zwecke,  kurz 
für  Steigerung  seiner  Persönlichkeit  in  einer  Wirtschaftsperiode 
verwenden  kann."  Und  er  fährt  dann  fort:  „Das  Einkommen,  wie 
wir  es  nach  Hermann  auffassen,  ist  also  keine  Ertragskategorie, 
kein  Produkt  eines  beliebigen,  wirtschaftlichen  Rechnungsexempels, 
sondern  ein  lebendiges  Ganze,  wie  es  aus  dem  Begriffe  der  Per- 
sönlichkeit in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  Bedürfnisbefriedigung 
hervorgeht."  Mit  dem  Produktionsprozess  steht  hiernach  der  Ein- 
kommensbegriff nur  in  mittelbarem  Zusammenhang.  „Zum  Ein- 
kommen gehört  also  nicht  bloss  der  im  Tauschverkehr  erscheinende 
Reinertrag  dieses  oder  jenes  Gutes,  dieses  oder  jenes  Geschäfts, 

i)Friedr.    Bened.  Wilh.  v.  Hermann:   Staats  Wirtschaft  liehe  Unter- 
suchungen II.  Aufl.,  München,  1870,  S.  582  u.  583. 
')  a.  a.  O.  S.  52. 
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sondern  auch  jeder  unmittelbare  Verbrauch,  der  in  der  Benützung 
eines  eigenen  Hauses,  eigener  Pferde,  eines  eigenen  Gartens,  oder 
auch  nur  in  dem  Genüsse  der  Möglichkeit  einer  solchen  Benützung 
liegt." 

Mit  dieser  Auffassung  und  Darstellung,  die  fast  allseitige  Zu- 
stimmung fand,  war  die  Einkommenslehre  fest  begründet,  und  sie 
ist  im  grossen  ganzen  bis  heute  die  anerkannte  und  massgebende 
geblieben.  Man  findet  allerdings  in  vielen  neueren,  nationalökono- 
mischen Werken  eine  etwas  modifizierte  Definition,  wonach  die 
Quelle  des  Einkommens  eine  dauernde  sein  müsse,  und  das  Ein- 
kommen dementsprechend  nur  die  wiederkehrenden  oder  sogar 
nur  die  regelmässig  wiederkehrenden  Einnahmen  umfasse, 
aber  es  erscheint  uns  sehr  zweifelhaft,  ob  diese  Auffassung  vom 
EinkommensbegrifF  speziell  für  seine  Anwendung  auf  die  Besteuerung 
die  richtige  ist.  Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  mag 
sie  gewisse  rein  theoretische  Vorzüge  besitzen,  für  die  Praxis  des 
Steuerwesens  aber  führt  sie  unseres  Erachtens  zu  ganz  unhaltbaren 
Konsequenzen,  zur  Unklarheit  und  zu  Widersprüchen. 

Es  ist  vor  allem  Robert  Meyer  gewesen,  der  in  seiner 
Schrift  „Das  Wesen  des  Einkommens"  die  Hermann -Seh  mol  1er'- 
sche  Einkommenslehre  einer  Revision  unterzogen  hat,  und  der,  die 
Wiederkehr  der  Einnahmen  als  ein  selbständiges  Kriterium  des 
Einkommensbegriffes  in  der  Hauptsache  aufrechthaltend,  das  Ein- 
kommen auf  die  Genussgüter  mit  Ausschluss  der  Nutzungen  ein- 
geschränkt wissen  will.  Aber  bezüglich  des  Einkommens  der  Einzel- 
wirtschaft, das  uns  in  Steuerfragen  zumeist  und  speziell  in  der  Frage 
der  gerechten  Steuerverteilung  allein  interessiert,  muss  selbst  Meyer 
sich  zu  folgender  Ansicht  bekennen'):  „Trotz  dieser  mannigfachen 
Schwierigkeiten,  die  sich  aus  der  einzelwirtschaftlichen  Berechnung 
des  Einzeleinkommens  als  einer  Summe  von  Geldeingängen 
ergeben,  halte  ich  es  für  völlig  aussichtslos,  aber  andererseits  auch 
gar  nicht  für  notwendig,  an  der  hier  fest  eingebürgerten  Auffassung 
zu  rütteln.  Die  Annahme,  dass  eine  disponible  Geldsumme  sofort  in 
beliebige  Genussmittel  umgesetzt  werden  kann,  entspricht  zweifellos 
den  Verkehrsverhältnissen  der  entwickelten  Volkswirtschaften  in 
einem  Umfange,  der  sie  für  die  praktischen  Bedürfnisse  gerecht- 
fertigt erscheinen  lässt,  und  die  Berechnung  des  Einkommens  als 
Oberschuss  Ober  den  Kapitalersatz  ist  vom  Standpunkte  der  Kapi- 
talisten in  so  hohem  Grade  historisch  begründet,  dass  die  Theorie 
damit,  vorläufig  wenigstens,  wie  mit  einer  gegebenen  Tatsache 
rechnen  muss. 

1)  a.  a.  O.  S.  103  und  104.  ^-^  1 
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War  es  ein  theoretischer  Fehler,  die  historische  Bedingtheit 
dieser  Auffassung  zu  übersehen,  so  wäre  es  ein  neuer  und  nicht 
minder  verhängnisvoller  Fehler,  sich  über  das  Vorhandensein  der- 
selben hinwegzusetzen  und  theoretische  Definitionen  aufzustellen, 
die  sich  den  wirklichen  Vorgängen  nicht  anpassen." 

Wir  halten  den  Hermann-Schmoller'schen  Einkommens- 
begriff, in  welchem  die  direkte  Beziehung  des  Einkommens  zum 
Bedarf  bezw.  zur  Bedürfnisbefriedigung  und  die  Erhaltung  des 
Stammvermögens  die  charakteristischen  Momente  sind,  vom  einzel- 
wirtschaftlichen Standpunkte  aus  für  durchaus  richtig.  Die 
Forderung  regelmässiger  Wiederkehr  der  zum  Einkommen  zu 
rechnenden  Einnahmen  sowie  die  Beschränkung  des  Einkommens 
auf  die  Genussgüter  erscheint  uns  unbegründet  und  irreführend. 
Es  entspricht  zweifellos  sowohl  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche 
wie  auch  dem  praktischen  Bedürfnis,  besonders  in  der  Steuerpraxis, 
dass  die  gesamte  Einnahme,  die  dem  Wirtschaftenden  beliebig  ver- 
wendbar zur  Verfügung  steht,  mit  Einschluss  des  Vermögenszu- 
wachses etc.,  als  Einkommen  bezeichnet  wird.  Wir  huldigen  daher 
der  Auffassung,  dass  nicht  nur  die  verschiedenen  Reinerträge  in  dem 
von  Schmoller  angedeutetenUmfange,einschliesslichderNutzungen 
und  Nutzungsmöglichkeiten  von  Gebrauchsvermögen,  sondern  auch 
alle  Wertsteigerungen,  Leistungen  dritter  und  alle  zufalligen  Geld- 
oder geldwerten  Eingänge,  wie  Erbschaften,  Schenkungen,  Mitgift, 
Lotterie-  und  sonstige  Spielgewinne  etc.,  zum  „Einkommen"  zu 
rechnen  sind.  Alle  diese  Einnahmen  oder  Eingänge  können  ver- 
braucht werden,  ohne  dass  das  Stammvermögen,  das  vor  dem  Ein- 
gang oder  zu  Anfang  der  Wirtschaftsperiode  vorhanden  war, 
vermindert  wird;  sie  gehören  mit  zum  Konsumtionsfonds  der  Einzel- 
wirtschaft. Wenn  jemand  ein  grösseres  Geschenk,  eine  Erbschaft 
oder  einen  Lotterie-  oder  Konjukturgewinn  verbraucht,  so  wird  er 
um  nichts  ärmer  als  er  vor  dem  betr.  Eingang  war.  Aus  jener 
EinkommensbegrifT-Aufstellung  ist  aber  andererseits  unbedingt  die 
Folgerung  zu  ziehen,  dass  Vermögens  Verluste  gerade  so  gut 
negatives  Einkommen  sind  wie  Schuldzinsen.  Im  letzteren  Falle 
vereinnahmt  man  und  verbraucht  event.  die  Nutzung  nicht  des 
eigenen,  sondern  des  einem  anderen  gehörigen  Kapitals,  und  im 
ersteren  Falle  vermindert  sich  das  eigene  Vermögen  oder 
Kapital.  Diese  beiden  Posten  von  Einnahmen  bezw,  konsumierten 
oder  auf  andere  Weise  verloren  gegangenen  Mitteln  sind  also  kein 
Einkommen  im  obigen  Sinne,  sondern  als  Abzugsposten  zu  betrachten. 
Sie  müssen  vom  Brutto-Einkommen  in  Abzug  gebracht  werden,  um 
die  selbständige,  wirtschaftliche  Kraft  der  Person  zu  bemessen. 
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Das  Einkommen  stellt  sich  nach  Schanz')  bei  konsequenter 
Festhaltung  des  Begriifs  als  Zugang  von  Reinvermögen  in 
einer  Wirtschaft  während  einer  gegebenen  Periode  —  im  Steuer- 
wesen während  eines  Jahres  —  dar,  unter  Zurechnung  des  Wertes 
der  Nutzungen,  welche  den  Zinserträgnissen  gleichgestellt  werden, 
und  der  geldwerten  Leistungen  dritter. 

Die  gleiche  Auffassung  vom  Einkommen  hat  Verfasser  in  einer 
Abhandlung  „Ober  die  Besteuerung  des  Waldes"  im  Juli-Hefte  des 
Forstwiss.  Zentralblattes  von  1901  vertreten*). 

Nicht  die  tatsächlichen  Eingänge *)  bezw.  Einnahmen *) 
einer  Einzelwirtschaft  innerhalb  eines  Jahres  sind  deren  Einkommen, 
sondern  es  muss  eine  scharfe,  rechnerische  Trennung  zwischen 
Vermögen  (Stammvermögen)  und  reinem  Vermögenszuwachs  zur 
Feststellung  des  Einkommensbegriffes  vorgenommen,  es  muss  am 
Ende  des  Jahres  eine  kaufmännische  Bilanz  aufgestellt  werden, 
denn  das  Einkommen  hat  —  wie  Schäffle  sehr  treffend  sagt  — 
nur  „buchhalterische  Existenz". 

Auf  die  verschiedenen  Einwendungen,  die  gegen  diese  Be- 
griiTsaufstellung  geltend  gemacht  worden  sind,  und  auf  die  Modifi- 
kationen der  Hermann-SchmoIIer'schen  Lehre  wollen  wir  nur 
ganz  kurz  eingehen,  denn  wir  könnten  anders  nur  all  das  wieder- 
holen, was  Schanz  a.  a.  O.  in  so  vortrefflich  klarer  und  anschau- 
licher Weise  ausgeführt  hat  Wir  stimmen  in  allen  Punkten,  wie 
schon  im  Vorworte  hervorgehoben,  mit  der  Auffassung  von  Schanz 
über  den  Begriff  des  Einkommens  überein  und  halten  daher  mit 
ihm  die  Unterscheidung  in  „ordentliches"  und  nausserordentUches" 
Einkommen  bezw.  in  regelmässig  wiederkehrende  und  einmalige, 

')  Der  Einkommensbegriff  und  die  Einkommensteuergesetze  im  Finanz- 
archiv, 1896,  S.  7. 

8)  Nebenbei  bemerkt,  ohne  die  Schanz'sche  Abhandlung  damals  zu 
kennen. 

s)  A.  Wagner  versteht  unter  .Eingängen"  (Zugängen)  diejenigen  Güter, 
welche  in  die  rechtliche  und  tats9ch)ithe  Verfügung  des  Wirtschailssubjekts  für 
die  Zwecke  des  Wirtschaftsbetriebs  neu  ein-  oder  zurücktreten,  und  unterscheidet 
vier  Hauptarten  von  Eingängen:  i.  Einnahmen;  2.  Eingänge  infolge  von  Kredit- 
geschäften ;  3.  scheinbare  (nominelle)  Eingänge ;  4.  Übergänge  zwischen  den 
zwei  Abteilungen  der  Wirtschaft  (Haus-  oder  Verbrauchs-  oder  Ausgabe-Wirt- 
schaft einerseits  und  Produktions-  oder  Erwerbs-  oder  Einnahme- Wirtschaft 
andererseits), 

*)  gEinnahmen'  sind  nach  A.  Wagner  Eingänge,  welche  nicht  nur  die 
zur  Verfügung  des  Rechts-  und  Wirtech aftssubjekts  stehende  Gütermenge,  sondern 
zugleich  das  Vermögen  dieser  Person  vermehren. 
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zufällige  Einkünfte  —  Mangoldt')  und  Mithoff*)  —  für  Ober- 
flüssig, verwerfen  die  Beschränkung  des  EinkommensbegriiTs  ledig- 
lich auf  die  Reineinkünfte  aus  wirtschaftlicher  Tätigkeit  —  Röscher') 

0  H.  V.  Mangoldl:  Volkswirtschaftslehre;  Stuttgart,  i86a  S.  300.  .Zum 
Behufe  einer  Einteilung  des  Einkommens  kann  man  von  verschiedenen  Gesichts- 
punkten ausgehen.  Man  kann  sich  zuvördei^t  an  die  Tatsache  halten,  dass  in 
jeder  Wirtschaft,  wenn  sie  nicht  in  Unordnung  und  Verfall  geraten  soll,  zur 
Deckung  ihrer  regelmassig  wiederkehrenden,  konsumtiven  Bedürfnisse  ein  minde- 
stens entsprechend  grosses  Mass  regelmässig  wiederkehrender  Einkünfte  not- 
wendig ist,  und  diese  regelmässig  wiederkehrenden  Einkünfte,  die  sich  daher 
auch  bei  der  grossen  Mehrzahl  aller  Wirtschaften  finden,  als  ordentliches 
Einkommen  denjenigen  Gütern  als  ausserordentlichem  Einkommen  ent- 
gegensetzen, welche  jemandem  einmalig  zufallen,  ohne  dass  auf  eine  regelmässige 
Wiederholung  zu  rechnen  wäre,  wie  Glück  gewinn  ste,  Erbschaften,  Geschenke  etc. 

Was  die  ersteren  (Erbschaften)  betrifft,  so  ist  es  klar,  dass  sie 

vom  Standpunkte  der  Volkswirtschaft  aus  inderRegel  (!)  nicht  als  Einkommen 
aufzufassen  sind,  d.  h.  sie  können,  da  sie  schon  in  den  bisherigen  Händen  Stamm- 
vermögen  bildeten,  nicht  verzehrt  werden  ohne  dass  der  Gesamtreichtum  dadurch 
beeinträchtigt  würde.  Sie  werden  aber  auch  meistens  (1),  insbesondere  wenn 
die  Betrage  von  einiger  Erheblichkeit  sind,  bei  den  neuen  Besitzern  als  Kapital 
erhalten  bleiben,  da Beim  ordentlichen  Einkommen  ist  die  „Ver- 
wendung für  den  persönlichen  Verbrauch  die  Regel,  die  Kapitalisierung  die  Aus- 
nahme; beim  ausserordentlichen  Einkommen  verhalt  sich  dies  umgekehrt.* 

11)  Theod.  Mithoff:  Die  volkswirtschaftliche  Verteilung;  XI.  Abschnitt 
inC.v.Schönberg's  Handbuch  der  politischen  Ökonomie ;  IV.  Aufl.,  Tübingen, 
1896.  1.  Band.  S.648.  ,Da  die  Bedürfhisse,  deren  Befriedigung  der  nächste  und 
wichtigste  Zweck  des  Einkommens  ist,  regelmässig  wiederkehren,  so  muss  das 
Einkommen  auf  dauernden,  regelmässig  sich  erneuernden  Einnahmen  beruhen, 
wie  sie  aus  den  Reinerträgen  der  eigenen  Unternehmungen  oder  aus  der  Ver- 
wertung der  Arbeit  und  des  Verraöngns  in  fremden  Unternehmungen  hervor- 
gehen. Das  Einkommen  aus  einer  solchen  Ertragsquelle,  die  an  sich  fähig  ist, 
einen  regelmässig  periodisch  wiederkehrenden  Ertrag  zu  gewahren,  heisst 
ordentliches  Einkommen  im  Gegensätze  zu  dem  ausserordentlichen  Ein- 
kommen, welch'  letzteres  aus  den  nicht  regelmässig  wiederkehrenden  Einnahmen 
wie  gelegentlichen  Geschenken,  Erbschaften,  Legaten,  Stipendien,  Lotteriege- 
winnen, Funden,  aussergewöhn liehen  Geschäfts-  und  Konjunkturgewinnen  etc. 
besteht." 

s)  Wilh.  Röscher:  System  der  Volkswirtschaft.  L  Band:  Grundlagen 
der  Nationalökonomie.  XXIII.  Aufl.,  bearbeitet  von  Roh.  Pohlmann.  Stutt- 
gart 1900.  S.  427.  .Der  Begriff  Einnahme  umfasst  alle  Güter,  die  innerhalb 
einer  gewissen  Periode  neu  in's  Vermögen  treten;  Einkommen  dagegen  nur 
solche  Einnahmen,  die  aus  einer  wirtschaftlichen  Täiigkeit  herrühren."  S.  429. 
„Bei  jedem  Einkommen  lässt  sich  der  rohe,  der  reine  und  der  freie  Betrag  unter- 
scheiden. Das  rohe  Einkommen  z.  B.  eines  Jahres  besteht  aus  sämtlichen  Gütern, 
welche  die  Wirtschaft  im  Verlaufe  desselben  neu  produziert  hat.  Das  reine 
Einkommen  ist  derjenige  Teil  hiervon,  der  nach  Abzug  der  Produktionskosten 
übrig  bleibt,  der  also  verzehrt  werden  kann,  ohne  das  Stamraverraögen  zu 
schmälern.  Nur  die  neuen  Werte  in  den  neuen  Gütern  bilden  das  reine  Ein- 
kommen     Freies  Einkommen  nenne  ich  denjenigen  Teil  des  reinen. 
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und  Vocke')  —  und  vor  allem  auch  die  Beschränkung  auf  die 
aus  einer  dauernden  Ertrags-  oder  Einkommensquelle  fliessenden 
und  regelmässig  wiederkehrenden  Reineinkünfte  —  Cohn*), 
Guth'),  A.  Wagner,  Rob-  Meyer  — . 

A.  Wagner*)  lässt  es  allerdings  in  neuester  Zeit  dahinge- 
stellt sein,  ob  man  nicht  als  dritten  Teil  des  Einkommens  auch  die 

welcher  nach  Befriedigung  der  unentbehrlichen  BedQr&iisse  des  Produzenten  noch 
verfügbar  ist,  während  man  ein  Einkommen,  das  gerade  den  BedOrfnJssen  ent- 
spricht, als  Auskommen  bezeichnen  kOnnte  (Mi t hoff.)' 

1)  Wilh.  Vocke;  Die  GrundzQge  der  Finanzwissenschaft;  Leipzig  1894.. 
S.  278.  Er  versteht  unter  Einkommen  die  Gesamtheit  der  einer  Person  zwecks 
Befriedigung  ihrer  BedOrlnisse  zur  Verlegung  stehenden  Mittel,  und  diese  Ge- 
samiheit  besteht  nach  ihm  ^aus  der  Summe  dessen,  was  einer  Person  aus  allen 
Ertragsquellen  zufliesst,  welche  ihr  zu  Gebote  stehen."  .Ertrag  und  Einkommen 
decken  steh  also  dem  Begrifie  nach  im  allgemeinen,  und  wenn  sie  sich  im  ein 
zelnen  wie  Teil  und  Ganzes  verhalten,  so  folgt  hieraus,  dass  jeder  Ertrag  zu 
Einkommen  wird  oder  vielmehr  Teileinkommen  ist.  Umgekehii  kann  auch  das 
Einkommen  als  ganzes  nur  aus  Ertrag  bestehen,  denn  beide  sind  nach  ihrer 
Entstehung  und  Bestimmung  identisch.  Was  also  nicht  Ertrag  ist,  kann  nicht 
Einkommen  sein  und  umgekehrt."  5.  281.  .Das  Wesentliche  am  Ertrag  und 
Einkommen  ist  immer  und  nur  das  Neuentstandensein,  worin  bereits  enthalten 
ist,  dass  die  Entsteh ungsursache  die  Arbelt  ist,  ohne  welche  kein  Mittel  zur  Be- 
friedigung von  Bedürfnissen  wirtschaftlich  entstehen  kann,  und  hierin  ist  dann 
auch  die  Eigenschaft  der  Möglichkeit  der  Wiederkehr,  aber  nicht  des  be 
stimmten  Ertrages  oder  Einkommens,  sondern  nur  die  in  der  Art  der  Einnahme 
liegende  aUgemeine  Möglichkeit  gegeben." 

*)  Gust.  Cohn:  System  der  Nationalökonomie.  I.  Band.  Grundlegung 
der  Nationalökonomie.  Stuttgart  1885,  5.  211.  „Einkommen  ist  die  Summe  der 
Güter,  welche  in  regelmässiger  Wiederkehr  einem  Haushalte  verfügbar  wird.* 
.Wegen  der  regelmässigen  Wiederkehr  ist  das  Einkommen  die  Voraussetzung 
einer  regelmässigen  Wirtschaftsfilhrung."  , Verschieden  von  dem  Einkommen 
sind  die  unregelmässigen  Einnahmen,  wie  Erbschaften,  Giücksgewinne :  für  den 
emzehien  wie  für  den  Gesamthaushalt  sind  sie  andere  zu  behandeln,  eben  des- 
halb, weil  auf  ihre  Wiederkehr  nicht  zu  rechnen  ist.* 

*)  Franz  Guth:  Die  Lehre  vom  Einkommen  in  dessen  Gesamtzweigen. 
Prag,  i66g.  S.  6a.  „Eünkommen  ist  jede  aus  einer  Quelle,  also  mit  einer  ge- 
wissen Regelnlässigkeit  wiederkehrende  Vermehrung  des  Verm^ens.  Der  Be- 
zieher karui  es  geniessen,  verzehren  oder  auf  irgend  eine  Art  vernichten,  ohne 
seinen  Fonds  zu  schwächen.  Lotte riegewiune,  prekäre  Almosen  und  Geschenke 
sind  daher  kein  Einkommen,  wohl  aber  sind  es  Almosen  und  Geschenke,  die 
sich  auf  gewisse  Titel  gründen." 

*)  Ad.  W  agner:  Lehr-  und  Handbuch  der  politischen  Ökonomie.  1.  Haupt- 
abteilung :  Grundlegung  der  politischen  Ökonomie.  L  Teil :  Grundlagen  der  Volks- 
wirtschaft L  Halbband.  III.  Aufl.,  Leipzig  1892.  S.  405  u.  ff.  „Das  Einkommen 
umfasst  zweierlei :  i.  diejenige  Summe  wirtschaftlicher  Güter,  welche  einer  Person 
in  gewissen  Perioden  (üblicherweise  nach  Jahren  berechnet)  regelmässig 
und  daher  mit  der  Fähigkeit  der  regelmässigen  Wiederholung  als  Keiner- 
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unregelmassig  einer  Person  zufliessenden  Güter-  und  zugutekom- 
menden Wertbeträge,  welche  eirte  Vermögensvermehrung  dar- 
stellen, einrechnen  soll,  aber  auch  er  neigt  doch  entschieden  mehr 
zu  der  Ansicht,  dass  unter  „Einkommen"  nur  die  einer  regel- 
mässigen Wiederkehr  fähigen  Reineinkünfte  zu  verstehen  seien, 
Allerdings  will  er  auch  die  einmaligen,  zufälligen  Einkünfte  bezw, 
Vermögensmehrungen  in  irgend  einer  Form  von  der  Steuer  er- 
fasst  wissen.  Rob.  Meyer^)  schliesst,  wie  oben  bereits  bemerkt, 
die  Nutzungen  am  Gebrauchsvermögen  vom  Einkommen  aus  und 
will  das  Einkommen  auch  nur  auf  die  Genussgüter  {Güter  erster 
Ordnung  nach  Menger)  beschränkt  wissen. 

Neumann*)  sieht  die  Unmöglichkeit,  mit  der  „Quelle"  und 
der  „Regelmassigkeit  der  Wiederkehr"  zu  einem  befriedigenden 
Resultate  zu  kommen,  ein  und  hat  deshalb  diese  beiden  in  dem 
Einkommensbegriffe  eine  wichtige  Rolle  spielenden  Momente  in 
etwas  anderer  Weise  zu  verwerten  gesucht.  Für  ihn  gilt  als  Haupt- 
träge einer  festen  Erwerbsquelle  neu  als  Vermögen  (bezw.  zum  Ver- 
mögen) hinzuwachsen.  2.  Die  Genüsse  (Nutzungen)  oder  selbst  nur  die 
Genussmöglichkeiten,  welche  das  Nutzvermögen  einer  Person,  nach 
Abrechnung  der  dabei  stattfindenden  Abnutzung  und  Verkehrswert- Verminderung, 
periodisch  fortdauernd  gestattet.  Je  nach  der  Ansicht  über  das  Moment  der 
,, regelmässigen  Wiederkehr"'  und  der  „„Herkunft  aus  festen  Erwerbs-  oder  Be- 
zugsquellen"' als  zum  Wesen  des  Einkommens  gehörig  oder  nicht,  wird  man 
3.  einen  dritten  Bestandteil  überhaupt  nicht  zum  „, Einkommen""  im  wissen- 
schaftlichen Sinne,  wenn  auch  zu  den  „„Einnahmen'"  einer  Person,  als  Vermö- 
genszuwächsen für  sie,  rechnen  oder  dies  tun.  Letzt erenfalls  möchte  es  sich 
dann  empfehlen,  immerbin  nach  dem  Moment  der  Regelmässigkeit  usw.  zwischen 
einem  ersten  (Haupt-)  Bestandteile,  in  der  vorhin  formulierten  Weise,  und 
diesem  ,, unregelmässigen"",  „„unständigen'",  „„wechselnden"  Posten,  als  einem 

dritten    Bestandteile,  zu  unterscheiden.' Die  engere  und  die 

weitere  Begrenzung  des  Umfangs  ist  mir  doch  aber  auch  in  dieser  Hinsicht 
—  Steuergesetzgebung  —  mehr  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit  als  des  Prinzips. 
Auch  bei  der  alles  in  allem  wie  gesagt  mir  doch  passender  erscheinenden  engeren 
Begrenzung  hindert  nichts,  für  die  Praxis  z.  ß.  des  Steuerrechts,  viele  einzelne 
Posten,  welche  zu  der  Abteilung  3  gehören  würden,  bei  einer  Einkommensteuer 
mit  zu  erfassen,  was  auch  häufig  sogar  geboten  ist.  Die  betr.  Steuer  ist  eben 
dann  mehr  eine  „„Einnahmesteuer"'  als  eine  „(Einkommensteuer*"." 

M  Robert  Meyer:  a.  a.  O.  S.  78  und  80.  —  Meyer  versteht  unter 
Einkommen  im  rein  ökonomischen  Sinne  „eine  in  einer  bestimmten  Periode  ein- 
gehende Menge  von  Genussgütern  (Gütern  erster  Ordnung),  deren  nach  Mass- 
gabe des  Bedarfs  wiederkehrende  Herbeischaffung  gesichert  ist"  oder  „eine 
Menge  von  Genussgütern,  deren  nach  Massgabe  des  Bedarfs  wiederkehrende 
Herbei  Schaffung  mit  Rücksicht  auf  den  Wirtschafis-  und  KuICurzustand  als  ge- 
sichert betrachtet  wird," 

s)  Friedr.  Jul.  Neumann:  Grundlagen  der  Volkswirtschaftslehre.  Tü- 
bingen 1889. 
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kriterium  des  EiRkommens  der  Umstand,  dass  die  betr.  Einahmen 
„die  regelmässige,  übliche  Folge  dauernder  Bezugsquellen" 
sind.  Er  definiert  das  Einkommen  als  den  „Inbegriff  derjenigen 
Güter,  geldwerten  Leistungen  (i.  e.  S.)  und  Nutzungen  fremder 
Dinge,  welche  als  regelmässige  Folge  dauernder  Bezugsquellen  in 
gewisser  Zeit  jemand  derart  zuteil  werden,  dass  er  darüber  in  seinem 
Interesse  verfügen  kann"  (S.  227)  bezw.  als  „den  Wert  solchen  Inbe- 
griffes mit  Einschluss  der  gleichzeitig  erfolgten  Wertsteigerung  des 
Vermögens  des  Betreffenden"  (S.  229).  „Wechselnde  Gewinne 
z.  B.,  die  dem  Spekulanten;  Kaufmann,  Architekten,  Künstler  zufallen, 
erscheinen  dann  ebenso  als  Einkommen,  wie  unständige,  bald  oft, 
bald  selten,  bald  gar  nicht  wiederkehrende  Nebenbezüge  fest  an- 
gestellter Beamten.  Denn  alle  diese  Einnahmen  sind  ja  solche,  die 
sich  als  Folge,  und  in  gewissem  Sinne  auch  als  regelmässige,  übliche 
Folge  andauerndeBezugsquellen;  das  Gewerbe,  die  amtliche 
Stellung  usw.,  knüpfen,  dagegen  waren  Lotteriegewinne,  Legate, 
Erbschaften  usw.  [Geschenke,  Ausstattungen,  Mitgift  usw.  S.  226] 
hiernach  ebensowenig  Einkommen  als  ausserordentliche  Holz- 
einschläge. Denn  das  sind  jedenfalls  nicht  regelmässige  Folgen 
dauernder  Bezugsquellen"  (S.  224). 

Bezüglich  der  Wertsteigerung  des  Vermögens  ■  insbesondere 
sagt  Neumann  (S.  229 u.  230)  folgendes:  „So  wird  z.  B.  der  Wert 
des  jährlichen  Holzzuwachses  "auf  einer  Fläche  mit  hau- 
barem Hotzbestande  als  Teil  des  Jahreseinkommens  des  Be- 
sitzers auch  dann  angesehen  werden  müssen,  wenn  derselbe  es 
vorzieht,  dieses  Holz  weiter  stehen  zu  lassen.  Und  Warenvorräte, 
die  aus  einer  Wirtschaftsperiode  in  die  andere  übergehen,  werden, 
falls  sich  ihr  Wert  gehoben  hat,  unzweifelhaft  mit  der  Differenz 
zwischen  dem  jetzigen  und  dem  früheren  Wert  bei  Schätzung  des 
Einkommens  in  Anschlag  gebracht  werden  müssen,  wie  dies  auch 
die  Steuergesetze  regelmässig  vorschreiben." 

Auf  die  Auffassung  Neumann 's  von  dem  Verhältnis  des 
Holzzuwachses  und  der  ausserordentlichen  Holzeinschläge  zum  Ein- 
kommen werden  wir  weiter  unten  noch  zurückkommen. 

Philippovich  und  Schäffle  stehen  in  der  Hauptsache  auf 
dem  gleichen  Standpunkte  wie  Neumann,  d.  h.  auch  sie  rechnen 
nur  solche  Eingänge  zum  Einkommen,  die  aus  einer  dauernden 
und  deshalb  die  Wiederkehr  verheissenden  Bezugsquelle  hervor- 
gehen.   So  rechnet  auch  Phillippovich')  die  einer  Wirtschafts- 


')  Eug.  V.   Philippovich;   Allgemeine  Volkswirtschaftslehre.    Freiburg 
and  Leipzig  1893.    III.  Abtlg.  des  Emieitungsbands  des  .Handbuchs   des  Offentl. 


einheit  im  Laufe  eines  bestimmten  Zeitraumes  zugefallenen  Geschenke, 
Erbschaften,  Legate,  Lotteriegewinne  usw.  nicht  zum  Einkommen, 
und  auch  Schäffle*)  halt  dafür,  dass  nur  der  periodische,  reine 
Vermögenszuwachs  in  der  Regel  als  Einkommen  zu  behandeln  und 
deshalb  von  der  Besteuerung  als  Hauptgrundlage  der  ordentlichen 
Steuerkraft  anzusehen  sei.  Allerdings  spricht  Schäffle  auch  von 
„Einkommen  im   weiteren  Sinne  des  Wortes",  wovon  es  soviele 

Rechts.  S,  219,220  sagt  er:  „Es  ist  ein  charakteristisches  Merkmal  des  Ein- 
kommens, dass  die  Dauer  des  Goterbezuges  auf  Grund  des  Charakters  seines 
Ursprungs  gesichert  ist.  Nicht  in  der  Weise,  als  ob  die  Regelnlässigkeit  des 
Gütereinganges  selbst  in  allen  Fällen  gesichert  sein  müsste.  Es  rauss  nur  die 
Bezugsquelle,  aus  der'dieser  entspringt,  eine  wirtschaftlich  oder  in  anderer  Be- 
ziehung gesicherte  Dauer  besitzen.  Aus  dem  Grunde  eines  Mangels  dieser  Eigen- 
schaft werden  daher  nicht  zum  Einkommen  gerechnet  die  einer  Wirtschaftsein- 
heit im  Laufe  eines  bestimmten  Zeitraumes  zugefallenen  Geschenke,  Erbschaften, 
Legate,  Lotteriegewinne  usw.°  Er  bezeichnet  das  Einkommen  im  allgemeinen 
als  „die  einer  Wirtschaftseinheit  in  einem  bestimmten  Zeitraum  zufliessenden 
Reinerträge  und  andere  gleichartige  Gotersummen  bezw.  deren  Wert,  die  als 
die  Folge  dauernder  Bezugsquellen  anzusehen  sind."  „Es  sind  dies  Vermögens- 
eingänge, die  einen  Teil  der  Einnahmen  der  Wirtschaftseinheit  bilden  können, 
die  auch,  wie  jeder  Vermögensteil,  im  Konsum  verbraucht  werden  können,  aber 
nicht  aus  einer  die  Wiederkehr  verheissenden  Bezugsrichtung  hervorgehen. 
Kein  Einkommen  sind  daher  auch  jene  Eingänge  eines  Haushaltes,  die  auf  dem 
Aufbrauchen  eines  schon  vorhandenen  Vermögens  beruhen,  da  sie  ja  die  Ein- 
kommensquelle selbst  vernichten.  Es  fallen  ferner  nicht  unter  den  Begriff  des 
Einkommens  Werterhöhungen.  Diese  sind  vermögenbildend,  oder  sie  treffen 
die  Einkomniensgrösse,  aber  sie  können  immer  nur  an  schon  vorhandene 
Vermögens-  oder  Einkommensgüter  anknüpfen.  Dienstfe istungen  iind  Nutzungen 
(i.  B.  Bedienung  und  Wohnung  hei  Gewährung  von  freier  Station  an  einen 
Angestellten)  bilden  nicht  selbst,  sondern  nur  in  ihrem  Wertanschlag  einen  Teil 
des  Einkommens," 

')  Albert  Schäffle:  Die  Steuern.  Allgemeiner  Teil.  Leipzig  1895. 
IL  Band  der  II.  Abteilung  von  Kuno  Franken  stein 's  Hand-  und  Lehrbuch  der 
Staatswissenschaften,  S.  161,  „Zum  Einkommen  zählen:  i  Die  sämtlichen  einer 
Person  periodisch  zugehenden  Reinerträge,  einschliesslich  des  reinen  Wertes  der 
Nutzungen  von  eigenen  Gehrauchsgötern  (sogen.  „Nutzkapital")  dieser  Person, 
sofern  diese  Gflter  im  Verkehr  als  Reinertragsquellen  hätten  verwertet  werden 
können  (Wohngebäudenutzungen  usw.).  Zu  diesen  wirtschaftlichen  Ein- 
künften aus  Produktions-  und  sonstigem  Kapital-  und  Arbeits- Erwerb  kommen 
aber  3.  periodische  Einkünlte  oder  reine  Vermögens  wert  mehrungen  anderen 
Ursprungs,  welche  nicht  in  der  wirtschaftlichen  Erwerbs  Stellung  des  Einkommen 
empfangenden  Subjektes,  sondern  in  einem  besonderen  Verhältnisse  (Rechts- 
verhältnisse) zu  anderen  Wirtschaften  (Abgaben ,  Zehnten ,  Alimente  usw.) 
ihre  Begründung  finden,  aber  dauernd  gesichert  sind.  Bei  beiderlei  Arten 
von  Einkünften,  aus  welchen  das  Einkommen  im  engeren  Sinne  sich  zusammen- 
setzt, wird  in  der  Nationalökonomie  und  in  der  Steuerlehre  als  charakteristisches 
Merkmal  dies  vorausgesetzt,  dass  „die  Dauer  des  Güterbezuges  auf 
Grund  des  Charakters  seines  Ursprungs  gesichert  ist." 
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Arten  gibt,  als  es  Arten  von  Vermögensbildung  gibt.  „Er  verlangt 
deshalb  auch  konsequenterweise,  dass  „die  Besteuerung  jeden 
reinen  Vermögenszuwachs,  auch  den  nicht  periodischen,  nicht 
dauernden,  einmaligen  und  zufälligen  Vermögenszuwachs  unter  der 
Bedingung  anzufassen  habe,  dass  der  Vermögenszuwachs  höhere 
Steuerkraft  ergibt."  „Gewisse  indirekte  Steuern:  Bereicherungs-, 
Ansammlungs-,  Verkehrssteuem,  werden  berechtigt  sein,  wenn  die 
direkten  Steuern,  einschliesslich  der  Vermögenssteuern,  den  Zuwachs 
zur  Steuerkrafl  nicht  zu  treffen  vermögen." 

S  c  h  ä  f  f  1  e  will  sonach  ebenso  wie  A.  W  a  g  n  e  r  die  fraglichen, 
zufalligen,  reinen  VermOgens2uwachsgTössen  in  irgend  einer  Form 
besteuert  wissen.  Beide  halten  nur  noch  im  allgemeinen  am  »Ein- 
kommen"  im  Sinne  des  Mangoldt'schen  „ordentlichen"  Einkom- 
mens als  Regel  fest,  während  Schanz  und  mit  ihm  auch  wir,  weil 
die  Trennung  von  ordentlichem  und  ausserordentlichem  Einkommen 
und  die  Unterscheidung  von  Einkommen  im  engeren  und  im  weiteren 
Sinne  nicht  genügend  begründet  sind,  weil  die  als  charakteristisch 
bezeichneten  Eigenschaften  dieser  verschiedenen  Kategorieen  des 
Einkommens  bei  genauer  und  scharfer  Betrachtung  sich  vielfach 
als  trügerisch  erweisen ,  und  weil  ausserdem  jene  Unterscheidung 
durchaus  überflüssig  erscheint,  nur  einen  allgemeinen  Einzel-Ein- 
kommensbegriflF  kennen,  nämlich  den  reinen  Jahres- Vermögenszu- 
wachs, einschliesslich  der  Nutzungen  vom  sogen.  Gebrauchsvermögen 
und  des  Verbrauchs  im  Haushalte,  einerlei  woher  diese  Vermögens- 
mehrung stammt,  und  wozu  sie  verwendet  wird.  Die  Ermittelung 
der  Einkommensgrösse  kann  entweder  in  der  Weise  erfolgen,  dass  die 
einzelnen  Einkommensteile,  einschliesslich  des  Werts  der  Nutzungen 
etc.  und  der  Vermögens-Wertmehrungen,  festgestellt  werden,  oder 
dass  die  Differenz  des  Vermögensstandes  zu  Anfang  und  zu  Ende  des 
Ermitctelungsjahres,  d.  h.  die  Vermehrung  des  Stammvermögens, 
berechnet  wird,  und  dieser  Betrag  um  den  Wert  der  Nutzungen  etc. 
und  um  den  Wert  der  Konsumtion  im  gesamten  Haushalte  ver- 
mehrt wird.  Neumann')  wirft  die  Frage  auf:  „Was  heisst  es 
im  Grunde,  dass  etwas  verzehrt  oder  verbraucht  werden  kann  ohne 
Schmälerung  des  Vermögens  oder  Stammvermögens';'''  Er  meint, 
man  könne  die  letzteren  Worte  entweder  „auf  zur  Zeit  der  Einnahme 
schon  vorhandenes  Vermögen"  oder  auch  „auf  zukünftiges,  zu  bil- 
dendes resp,  zu  vergrössemdes  Vermögen"  beziehen,  und  je  nach- 
dem seien  entweder  alle  Einnahmen,  auch  die  aus  Erbschaften, 
Geschenken,  Legaten  etc.,  zu  denjenigen  zu  zählen,  die  man  ohne 

1)  a.  a.  O.  S.  aai. 
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Schmalerung  des  Stammvermögens  verzehren  könne,  und  als  „Ein- 
kommen" des  Empfängers  zu  betrachten,  oder  aber  nur  das,  was 
man  verzehren  dürfe,  was  man  dem  Vermögen  oder  Stammver- 
mögen einzuverleiben  nicht  die  Pflicht  habe,  sei  „Einkommen". 

Unseres  Erachtens  ist  die  Fragestellung  Neumann 's  eine  sehr 
gesuchte.  Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  es  sich  lediglich  um 
das  zu  Beginn  des  betr.  Jahres  bezw.  vor  erfolgter  Einnahme  be- 
reits vorhandene  Vermögen  handeln  kann,  wenn  vom  „Stammver- 
mögen"  die  Rede  ist,  und  da  die  Erbschaft,  der  Lotteriegewinn, 
das  Geschenk  einen  Vermögenszuwachs  oder  -Zugang  darstellt,  der 
den  Empfänger  persönlich  leistungsfähiger  und  deshalb  auch  steuer- 
kräftiger macht,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  es 
einer  gerechten  und  gleichmässigen  Steuerverteilung  entspricht,  auch 
diese  Einkünfte  als  „Einkommen"  zu  betrachten  und  sie  entweder 
mit  den  übrigen  Einkommensteilen  zur  allgemeinen,  progressiven 
Einkommensteuer  heranzuziehen  oder  sie  in  anderer  Weise  durch 
eine  Subjektsteuer  zu  treffen ,  etwa  durch  eine  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer  oder  durch  eine  Lotteriesteuer  oder  durch  eine 
der  verschiedenen  sogen.  Vermögens-Verkehrssteuern,  z.  B,  durch 
eine  Umsatzsteuer  oder  durch  eine  Wertzuwachssteuer.  Gerade  das 
allgemeinere  Auftauchen  dieser  beiden  letzteren  Steuerarten  beweist, 
dass  die  Steuergesetzgebung  allmählich  immer  mehr  zu  der  Über-  ■ 
Zeugung  gelangt,  dass  der  Begriff  des  Einkommens,  wie  er  den 
meisten  Einkommensteuergesetzen  zugrunde  liegt,  nicht  umfassend 
genug  ist,  und  deshalb  eine  Reihe  von  Eingängen  bezw.  VermOgens- 
mehrungen  von  der  Einkommensteuer  nicht  erfasst  werden,  die  ohne 
Zweifel  von  ihr  getroffen  werden  sollten. 

Das  heisst  aber  doch  nichts  anderes,  als  der  Einkommens- 
begriff, wie  er  in  jenen  Gesetzen  niedergelegt  ist,  bedarf  einer  Er- 
weiterung in  oben  angegebenem  Sinne.  Schliesslich  sei  noch 
auf  die  Auffassung  Kleinwächters')  vom  Einkommen  kurz 
hingewiesen.  Dieser  Autor  ist  der  Ansicht,  dass  eine  genaue  Um- 
schreibung des  Begriffes  „Einkommen"  unmöglich,  und  dass  daher 
dieser  Begriff  undefinierbar,  unhaltbar  und  widersinnig  sei.  An 
der  Hand  sämtlicher  Einkomraensdefinitionen  gelange  man  zu  den 
„haarsträubendsten"  Resultaten.  Der  Begriff  des  Einkommens  lasse 
sich  auch  gegenüber  dem  der  Einnahme  nicht  abgrenzen,  und  dies 
sei  ein  Beleg  mehr  dafür,  dass  „Einkommen"  ein  derart  verschwom- 

I)  Friedr.  Kleinwächter:  Das  Einkoramen  und  seine  Verteilung, 
Leipzig,  1896.  V.  Band  der  1.  Abteilung  des  Hand-  «nd  Lehrbuchs  der  Staats- 
wissenschaften, herausgegeben  von  Kuno  Frankenstein. 
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mener  und  unfassbarer  Begriff  sei,  dass  mit  demselben  im  praktischen 
Leben  absolut  nichts  anzufangen  sei.  „Die  einzige  Bedeutung,  die 
ihm  für  das  praktische  Leben  innewohnt,  ist,  dass  er  gewissermassen 

für  jeden  einzelnen  eine  Mahnung  enthält,  wirtschaftlich  zusein," 

»Vollends  für  die  Einkommensteuer  ist  der  Einkommensbegriff, 
wie  er  von  der  Theorie  aufgestellt  wird,  absolut  unbrauchbar." 
Auch  dieser  Auffassung  vom  Einkommen  vermögen  wir  schon  aus 
praktischen  Gründen  nicht  beizustimmen,  denn  die  Besteuerung  des 
Einkommens,  wie  sie  jetzt  in  den  meisten  Staaten  im  Gebrauch  ist, 
gebietet  einfach,  dass  der  Einkommensteuergesetzgebung  ein  scharf 
umgrenzter  Begriff  zu  Grunde  gelegt  wird.  Und  ist  eine  allseits  befrie- 
digende Definition  für  diesen  Begriff  noch  nicht  gefunden,  so  muss  sie 
ebennochgesuchtund  gefunden  werden.  Hinsichtlich  der  Widerlegung 
der  Kleinwächter  'sehen  Auffassung  vom  Einkommen  können 
wir  auf  die  Besprechung  seines  Buches  durch  Schanz  im  Finanz- 
archiv, XIII.  Jahrgang,  Seite  434  u.  ff.  verweisen,  ebenso  wie  wir 
auf  den  Aufsatz  von  Dr.  G  ä  r  t  n  e  r  in  derselben  Zeitschrift,  XV.  Jahr- 
gang, Seite  515  u.ff.,  in  welchem  dieser  seine  mit  der  Roscher'schen 
im  grossen  ganzen  übereinstimmende  Auffassung  vom  Einkommens- 
begriffe behandelt,  nicht  näher  einzugehen  brauchen,  weil  wir  der  ■ 
Schanz'schen  Entgegnung  (a.  a.  O.  S.  530 ff.)  durchaus  beipflichten. 

Es  würde  uns,  wie  schon  bemerkt,  zu  weit  führen,  wenn  wir 
noch  näher  auf  die  verschiedenen  Auffassungen  vom  Einkommens- 
begriffe eingehen  wollten,  aber  nicht  versagen  können  wir  es  uns, 
die  wichtigsten  Stellen  der  Schanz'schen  Ausführungen  wieder- 
zugeben, auf  die  es  uns  besonders  zur  Stützung  unserer  Vorschläge 
in  der  Waldbesteuerungsfrage  ankommt. 

Ober  das  Moment  der  regelmässigen  Wiederkehr  der  Einkünfte 
sagt  Schanz')  folgendes;  ,Es  liegt  ja  ungeheuer  nahe,  das  Moment  der  Wieder- 
kehr, die  Regel mässigk ei t,  als  wesentlich  für  den  Einkommensbegriff  anzusehen. 
Die  fremdländischen  Ausdrücke  revenu,  revenue,  rendita,  redditio  scheinen  die 
Wiederkehr  an  der  Stirn  zu  tragen.  Auch  die  populäre  Redeweise:  A  hat  ein 
jahrliches  Einkommen  von  50  und  so  viel,  sein  jährliches  Einkommen  beträgt 
so  und  so  viel,  scheinen  anzudeuten,  dass  man  es  mit  Grossen  zu  tun  hat,  die 
Teste,  bestimmte  sind.  Freilich,  sobald  man  etwas  naher  zusieht,  wird  man  so- 
fort gewahr,  dass  man  hierbei  nur  eine  ganz  ungefähre,  durchschnittliche  Grösse 
oder,  wie  bei  Beamten,  eine  mehr  oder  minder  gesicherte  Summe  im  Auge  hat. 
Dem  Geschäftsmann  ist  es  überhaupt  —  ausser  filr  SteHerzwecke  —  fremd,  zu 
sagen,  mein  Einkommen  beträgt  so  und  so  viel,  er  sagt  lieber,  ich  habe  in 
diesem  Jahr  30  und  so  viel  verdient;  er  ist  sich  bewusst,  dass  seine  Einnahmen 
einen  schwankenden  Charakter  haben." 

.Und  in  der  Tat  stellt  sich  die  Annahme  einer  regelmassigen  Wiederkehr 
als  auf  einer  äusserst  flüchtigen  Betrachtungsweise  beruhend  dar.    Weder  der 

■  )  a.  a.  O.  S.  14  u.  fr  r-  i 
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Art  noch  der  Summe  nach  ist  das  Einkommen  in  jedem  Jahr  gleich,  und  die 
regelmässige  Wiederkehr  einer  Summe  ist  auch  dann  nicht  garantiert,  wenn  sie 
der  Reinertrag  einer  festen  Erwerbsquelle  ist.  Die  nach  Konjunkturen  schwanken- 
den Geschalte winne ,  Lehne,  Zinsen,  Grundrenten  sind  hinUnglicher  Beleg. 
Der  Kaufmann  gewinnt  in  einem  Jahr  aoooo  Mk.,  im  andern  verliert  er  3000  Mk., 
im  dritten  verdient  er  5000  Mk.  Nicht  einmal  die  Durchschnittsbetrage  mehrerer 
Jahre  sind  gleich.  Auch  beim  Beamten  gibt  es  schwankende  und  wechselnde 
Grossen;  ich  erinnere  an  die  Alt^rszulagen,  an  die  Diäten  er  Qbrigungen,  Neben- 
einnahmen «sw.  In  der  Einkommenslehre  ist  stets  von  dem  Wechsel  und  der 
Bewegung  der  Einkommen,  von  den  Faktoren,  die  das  Steigen  und  Fallen  be- 
wirken, die  Rede  —  und  nun  soll  gleichwohl  das  Einkommen  die  Summe  der 
'Güter  sein,  welche  in  regelmassiger  Wiederkehr  einem  Haushalte  verftlgbar 
wird?  Dass  im  Grunde  kein  Mensch  an  diese  Stagnation  der  Einkommen  glaubt, 
zeigt  sich  ja  deutUch  auch  darin,  dass  man  in  Steuerge setzen  von  ständigen  und 
unständigen  Posten  spricht,  dass  man  alle  Jahre  oder  in  anderen  kurzen  Zeit- 
räumen fatieren  lässt,  dreijährige  Durchschnitte  verlangt,  um  einigermassen  die 
grossen  Schwankungen  auszugleichen." 

„So  wenig  es  zulässig  ist,  zu  sagen:  Alle  Leute  wOnschen  mög- 
lichst viel  Vermflgen  zu  besitzen,  fdglich  ist  es  fhr  den  VermSgensbegriff 
wesentlich,  dass  das  Vermögen  gross  ist,  ebensowenig  kann  man,  weil  die  Leute 
die  regelmässige  Wiederkehr  ihrer  Einnahmen  anstreben  und  zu  sichern  suchet), 
sagen,  die  regelmässige  Wiederkehr  sei  das  entscheidende  und  wesentliche 
Moment  für  den  Begriff  Einkommen." 

„Es  hat  auch  noch  niemand  den  Begriff  des  Einkommens  in  dieser  Form 
festzuhalten  vermocht.  Es  gibt  niemand,  der  einmalige  FunktionsbezOge  (z.  B. 
eines  Universilätsrektors)  oder  einmalige  Schriftsteller-  oder  KOnstlerh onorare 
nicht  zum  Einkommen  rechnete,  und  es  gibt  viele,  die,  obwohl  sie  mit  der  Regel- 
massigkeit  operieren,  sich  scheuen,  Lotteriegewinne  und  Erbschaften,  auch  wenn 
sie  für  den  Bezügner  sieh  öfter  wiederholt  haben,  zum  Einkommen  zu  rechnen. 
Mit  einem  Merkmal,  für  das  es  an  jeder  festen  Begrenzung  fehlt,  kann  man 
Oberhaupt  nicht  operieren.  Man  kommt  damit  zu  gerade  lächerlichen  Kon- 
sequenzen. Wenn  ich  einer  notleidenden  Familie  jede  Woche  6  Mk.  verabreiche, 
hätte  sie  Einkommen,  wenn  ich  ihr  einmalig  ac»  Mk-  schenke,  hätte  sie  keines. 
Wenn  sich  ein  Bettler  alle  Tage  i  Mk.  zusammenbettelt,  hat  er  Einkommen, 
wenn  er  von  einem  grossmQtigen  Mann  365  Mk.  erhalt  und  infolgedessen  wShrend 
des  Jahres  das  Betteln  unterlässt,  hat  er  keines.  Und  man  macht  die  Seche 
auch  nicht  besser,  sondern  eher  noch  schlechter,  wenn  man,  wie  Rau  u.  a.,  als 
Erfordernis  des  Einkommens  die  Fähigkeit  einer  regelmässigen  Wiederkehr 
der  bezüglichen  Einnahmen  aufstellte.  Damit  ist  unter  den  Einnahmen  irgend 
eine  Gruppe  nicht  auszuscheiden.' 

„Mit  solchen  Deutungen  und  Versuchen  verwirrt  man  eine  einfache  Sache. 
Wir  wollen  wissen,  welche  wirtschafdiche  Leistungsfähigkeit  einer  Person,  ohne 
dass  sie  ihr  Kapital  aufzehrt  oder  Schulden  macht,  in  einem  bestimmten  Zett- 
abschnitt zukommt,  über  was  sie  so  z.  B.  in  einem  bestimmten  Jahr  disponieren 
kann;  ob  diese  Summe  wiederkehrt,  wie  sie  sich  zusammensetzt,  ob  sie  der 
Wiederkehr  fähig  ist,  ist  für  das  betreffende  Jahr  gleichgültig.  Der  Umfang  der 
freien  Disponierung  ist  -durch  diese  Grösse  begrenzt;  die  Art,  wie  der  einzelne 
wirtschaftlich  am  besten  über  diese  Grösse  disponiert,  hängt  von  hunderterlei 
Erwägungen  und  Verhältnissen  ab  und  liegt  ausserhalb  des  Begriffs." 
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über  die  ^dauernde  Bezugs  quelle' und  die  .regelmässige  Folge," 
die  Neumann  bei  seiner  EinkomRiens-Definition  so  sehr  in  den  Vordergrund 
stellt,  verbreitet  sich  Schanz  wrte  folgt: ')  „In  der  Tat  ergeben  sich  hier  grosse 
Bedenken.  Wenn  man  sich  fragt,  was  den  Namen  einer  dauernden  Bezugsquelle 
verdient,  so  kommt  man  sofort  in  Verlegenheit.  Sind  etwa  Kapitahen  eine 
dauernde  Bezugsquelle?  Erlebt  man  nicht  fortwährend  infolge  von  Konkursen 
und  Subhastationen  grosse  Kapitalverluste?  Oder  haben  die  Leute,  welche 
griechische,  portugiesische,  argentinische  Staatspapiere  besassen,  nicht  erfahr«i, 
wie  wenig  dauernd  die  Bezugsquelle  war,  wie  sehr  sie  an  Zinsen  und  Kapital 
verloren?  HSuser  stOrzen  ein,  werden  weggeschwemmt,  Grundstücke  werden 
verweht;  Maschinen  von  heute  auf  morgen  wertlos  und  im  Konkurrenzkampf 
unbrauchbar-  Erfindungsgabe  und  sch&pferische  Kraft  versiegen  oft  erstaunlich 
rasch;  mancher  hat  in  seinem  ganzen  Leben  nur  einen  guten  Einfall  gehabt. 
Arbeit,  ganz  abstrakt  genommen,  ist  wohl  eine  dauernde  Bezugsquelle,  geht  man 
aber  auf  die  Arbeitskraft  zurück,  so  ist  sie  nichts  weniger  als  dauernd;  aber  selbst 
wenn  sie  vorhanden  ist,  zeigen  die  Erscheinungen  der  Arbeitslosigkeit,  dass  auch 
diese  Bezugsquelle  sehr  problematischer  Natur  in  bezug  auf  ungeschwAchte  Dauer 
ist.  Staatsstellungen  erscheinen  im  allgemeinen  als  sehr  dauernde  Bezugsquellen, 
in  finanziell  zerrütteten  Staaten  aber  wiederum  nicht.  Die  Altenteile  sind  durch- 
aus nicht  immer  auf  dauernde  Bezugsquellen  gegründet;  tagtäglich  kann  miui 
erleben,  dass  infolge  Ökonomischen  Ruins  des  GutsQbemehmers  die  Eltern  in 
bitterste  Not  geraten.' 

„Allein  auch  „die  regelmassige  Folge*  ist  eine  höchst  bedenkliche 
Seite,  und  es  will  mir  scheinen,  als  ob  man  damit  zu  Resultaten  komme,  die 
Neu  mann  keineswegs  wünscht.  So  rechnet  er  auch  die  Wertsteigerung  des 
Vermögens  einer  Person  zum  Einkommen,  Er  wird  aber  zugeben  müssen,  dass 
diese  durchaus  nicht  regelmässige  Folge  dauernder  Bezugsquellen  ist.  Waren- 
vorräte, Maschinen  pflegen  sehr  häufig  im  Wert  zu  sinken.  Ebensowenig  sind 
Konjunkturengewinne,  die  er  ebenfalls  zum  Einkommen  zählt,  die  regelmässige 
Folge  dauernder  Bezugsquellen;  es  stehen  ihnen  sehr  viele  Konjunkturen  Verluste 
gegenüber.  Auch  mit  den  Lotteriegewinnen  ist  es  eine  eigene  Sache.  Nach 
Neumann  fallen  sie  aus  dem  Einkommensbegriff  heraus.  Man  kann  nun  wohl 
sagen,  die  Klassenlotterie  sei  objektiv  eine  dauernde  Bezugsquelle,  denn  wir 
sahen,  dass  sie  bei  jeder  Ausspielung  Gewinne  verteilt;  dagegen  ist  die  Einnahme 
aus  einem  Lotteriegewinn  dir  einen  Spieler  allerdings  nicht  regelmässige  Folge 
dieser  dauernden  Bezugsquelle  in  dem  Sinn,  dass  jeder  Spieler  gewinnt.  Allein 
bt  es  bei  Professoren,  die  Dekane  filr  ein  Jahr  sind,  anders?  Der  eine  erlebt 
zehn  Promotionen,  der  andere  keine  wahrend  seines  Dekanatsjahres.  Oder  liegt, 
um  ein  umfassenderes  und  wichtigeres  Beispiel  beizubringen,  die  Sache  nicht 
ebenso  bei  der  Arbeiter  Versicherung?  Die  Versicherungskasse  bezw.  der  Ver- 
sicherungskreis ist  gewiss  eine  dauernde  Bezugsquelle,  aber  nicht  iür  jeden  Ver- 
sicherten ergibt  sich  eine  Einnahme  daraus  als  regelmässige  Folge  dieser  dauern- 
den Bezugsquelle.  Viele  Arbeiter  erleiden  keinen  Unfall,  die  Mehrzahl  wird 
mcht  70  Jahre  alt,  viele  sterben,  ehe  sie  invalide  werden  usw.  Neumann 
wird  aber  doch  nicht  leugnen  wollen,  dass  die  Alters-,  Invaliditäts ,  Unfallver- 
sicherungsrente für  den  Bezüger  Einkommen  sind.  Ausserordentliche  Holzein- 
schlage sollen  kein  Einkommen  sein,  weil  sie  nicht  regelmässige  Folge  einer 
dauernden  Bezugsquelle  sind;  allein  ein  erhöhter  Holzeinschlag  infolge  Schnee- 
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DigmzcdbyGoOgle 


70 

drucks  und  anderer  Ursachen  dürfte  fbr  einen  Waldbesitzer  sich  unter  Umständen 
mit  grösserer  Regelmassigkeit  wiederholen,  als  fllr  einen  üniversitatsprofessor 
das  Rektorat  und  die  damit  verknDpßen  Einnahmen." 

^So  verwischen  sich  die  Grenzen ;  was  sonst  ächer  und  klar  war,  wird 
zweirelhaß,  und  auf  diese  Weise  kommt  man  schliesslich  immer  weiter  von  der 
Person  und  der  Beziehung  des  Einkommens  auf  dieselbe  weg  und  versinkt  in 
dem  Objekt.  Nicht  das  soll  entscheiden,  was  für  den  Bezüger  eine  dauernde 
Bezugsquelle  ist,  sondern  die  zufÄllige,  flüchtige  Berührung  mit  einer  dauernden 
Bezugsquelle,  nicht  das  soll  aussclilaggebend  sein,  dass  jemand  eine  Summe  zu- 
iliesst,  über  die  er  disponieren  kann,  sondern  die  Quelle,  aus  der  sie  stammt. 
Als  ob  die  Lage  jemandes  im  mindesten  eine  andere  wäre,  ob  er  looo  Mk.  aus 
der  Abfassung  eines  Buches  oder  einer  Rektoratsfunktion,  aus  einer  Lotterie 
oder  für  eine  Konsultation,  aus  einer  Spekulation  oder  einer  Erbschaft  bezieht* 

Weiter  sagt  Schanz  (5.  22):  „Ich  kann  nicht  finden,  dass  die  zahlreichen 
Versuche,  etwas  Besseres  an  die  Stelle  des  Hermann'schen  Begriffes  zu  setzen, 
geglQckt  wären.  Sie  bauen  sich  auf  unrichtigen  Behauptungen  auf,  sie  geben 
statt  einer  festen  Grenzlinie  vollständig  unsichere  und  verdunkeln  gerade  das, 
was  man  in  dem  Einkommen  zu  wissen  das  Bedürfnis  hat.  Soweit  es  sich  um 
das  Erwerbsleben  handelt ,  bieten  die  Begriffe  Rohertrag,  Reinertrag,  Reinge- 
winn alles,  was  wir  brauchen,  sie  lassen  alle  Erscheinungen  hintanglich  würdigen, 
die  mit  dem  Objekt  zusammenhängen.  Für  die  Summe  der  Roherträge,  Rein- 
ertrage, Reingewinne  bedarf  es  keiner  besonderen  Begriffe,  wohl  aber  brauchen 
wir  noch  einen  Begriff,  der  ersehen  lässt,  was  in  einem  Zeitabschnitt  einer  Person 
derart  zugeflossen  ist,  dass  dieselbe  darüber  disponieren  kann,  ohne  ihr  bisheriges 
Vermögen  selbst  zu  mindern  —  und  dieser  Begriff  ist  das  Einkoramen.  Er  zeigt 
uns,  welche  Leistungsfähigkeit  dieser  Person  in  einem  bestimmten  Zeitmoment 
zugeführt  worden  ist.  Der  Begriff  erweist  sich  als  Reinvermögenszugang 
eines  bestimmten  Zeitabschnitts  inkl.  der  Nutzungen  und  geldwerten 
Leistungen  Dritter.  Das,  was  der  Geschäftsmann  mit  geordneter  Buchführung 
heute  schon  tut,  dass  er  seinen  ganzen  Jahresverdienst  —  natürlich  wird  hierbei 
vorausgesetzt,  dass  die  Haushaltungskosten  nicht  abgezogen  sind  —  unter  dem 
Gesichtspunkt  des  Vermögenszugangs  ansieht,  das  ist  hier  generalisiert;  man 
kommt  auf  diesem  Weg  zu  einer  einheitlichen  Auffassung.  Praktiker,  die  ge- 
zwungen sind,  den  Einko mm ensbe griff  kasuistisch  und  gesetzgeberisch  zu  ver- 
werten, haben  das  Identische  der  Vermögenszugänge  und  Einkommen  auch  her- 
ausgefühlt  Alles,   was   wir    beziehen,   lässt  sich,    wenn  man   die 

entsprechenden  Abzüge  macht,  als  Vermögenspartikel  ansehen,  das  Gehalt,  der 
Reingewinn  des  Geschäfts,  die  Ertschaft  usw.  Diese  Zugange  von  Reinver- 
mögen sind  nicht  zu  verwechseln  mit  Vermögensstand,  der  alle  in  einem 
Moment  vorhandenen  Reinvermögensteile  zusammenfasst,  sie  sind  auch  nicht 
Zugänge  zum  St  a  mm  vermögen ;  ob  sie  zu  einem  selbst  wieder  Gewinn  oder 
Nutzung  abwerfenden  Vermögen  werden,  hängt  erst  von  ihrer  Verwendung  ab, 
sie  werden  erst  solches,  wenn  man  sie  nicht  verbraucht" 

„Wir  rechnen  also  zum  Einkommen  alle  Reinerträge  und  Nutzungen,  geld- 
werte Leistungen  Dritter,  alle  Geschenke,  Erbschaften,  Legate,  Lotteriegewinne, 
Versicherungskapitalien,  Versicherungsrenteii,  Konjunkturgewinne  jeder  Art,  wir 
rechnen  ab  alle  Schuldzinsen  und  Vermögens  Verluste.  Was  erübrigt,  steht  nun 
zur  Disposition  des  Empfängers,  gehört  nicht  zu  dem  bereits  vorhandenen  Stamm- 
vermögen, tritt  erst  zu  dem  bisherigen  Vermögen  —  das  natürlich  auch  fast 
Null  sein  kann  —  hinzu." 
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Erbschaften,   Geschenke   und  dergl.  als  .Mehrungen  des  Rein  Vermögens* 

für  die  BezOger  zu  behandehi  und  sie  aus  dem  Begriffe  des  Einkommens  zu 
eliminieren,  weil  sie  ,nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  nicht  zum  Zweck  der 
laufenden  Bedürfnisse  verwendet  werden  dürien'  (Motive  zum  preuas.  Einkorn' 
mensteuergesetz  von  1891),  ist  nicht  richtig  und  fbhrt  zu  merkwürdigen  Inkonse- 
quenzen anderen  Arten  des  Vermögenszuganges  gegenüber.  Schanz  sagt 
hierüber  (5.  24  u.  S.):  „Sicher  ist,  dass  ein  sehr  grosser  Teil  dieser  ,als  Meh- 
rungen des  Reinvermögens"  angesehenen  Teile  nicht  zu  Stammvermögen  seitens 
der  Bezüger  gemacht,  sondern  für  laufende  Bedürfnisse  verwendet  werden.*  .... 
,Mit  der  VerXvendungsart  Issst  sich  eine  Grenzlinie  nicht  finden,  denn  von  der 
Grösse  des  bereits  vorhandenen  Vermögens  and  des  Anfalls,  der  Grösse  der 
Familie,  den  wechselnden  Bedürfnissen  und  hunderttausend  Verhältnissen  hangt 
'  es  abj  ob  es  udrtschaftlich  gerechtfertigt  ist,  eine  Erbschaft,  ein  Geschenk  zu 
konsumieren  oder  zur  Vermögensanlage  zu  machen.' 

.Die  Wahrheit  ist  eben  die:  unsere  Bedürfnisse  verlauf»!  nicht  wie  eine 
gerade  Linie,  sondern  im  Zickzack,  und  unser  Einkommen  ebenso;  letzteres 
setzt  sich  aus  mehr  oder  minder  ständigen  und  unständigen  Posten  zusammen, 
und  der  einzelne  Wirtschafter  muss  sehen,  wie  er  diese  beiden  oh  nichts  weniger 
als  parallel  laufenden  Linien  in  Einklang  bringt,  meist  ist  es  die  Bedürfnislinie, 
die  der  anderen,  der  Einkommenslinie,  sich  fügen  muss.  Der  Wirtschafter  muss 
prOfen,  wie  er  seine  Versorgung  in  Gegenwart  und  Zukunft  sicher  stellt;  er 
kann  gezwungen  sein,  Rücklagen  zu  machen,  eventuell  aber  auch  sein  Stamm- 
vermögen aufzuzehren,  dann  hat  er  eben  in  letzterem  Fall,  in  dem  Mass  als  dies 
geschieht,  kein  Einkommen." 

,So  wenig  es  zulässig  und  zweckmässig  ist,  bei  Zins,  Lohn,  Grundrente, 
Unternehmer  gewinn  den  Begriff  etwa  nach  der  zu  billigenden  Höhe  zu  be- 
messen, so  wenig  kann  es  Aufgabe  des  Einbommensbegrifls  sein,  die  ganz  indi- 
viduelle, wirtschaftlich  zulässige  Verwendungsart  in  sich  aufzunehmen." 

Schanz  beleuchtet  hierauf  die  für  die  Einkommenslehre  wichtige  Frage 
der  Einkommensverteilung  oder  Einkommensbildung,  indem  er  sagt  (S.  27  u.  28): 
„Bis  jetzt  hat  man  diesen  Prozess  nur  in  verkümmerter  Weise  dargelegt,  man 
hat  immer  so  getan,  als  ob  alle  Einkommen  in  Lohn,  Zins,  Grundrente  und  Unter- 
nehmergewinn sich  erschöpften,  und  als  ob  es  eine  Vermögensbildung  auch  ohne 
Einkommen  gäbe.  Man  sagt  etwa;  „„Die  Wege  der  VermOgensbildung  sind  die 
folgenden;  i.  Besitzergreifung  (Okkupation);  2.  gewaltsame  Aneignung;  3.  geschenk- 
weise Zuwendung;  4.  zufällige  Erwerbung;  5.  Vererbung;  6.  Erwirtschaftung. 
In  dicht  besiedelten  Ländern  bei  einem  rechtlich  geordneten,  staatlich  geschütz- 
ten Verkehr  spielen  die  beiden  ersten  Momente  der  Vermögensentstehung  keine 
Rolle  mehr.  Zu&Itige  Erwerbung  beruht  entweder  auf  Glücksgewinnen,  ein 
Fall  ohne  hervorragende  Bedeutung,  oder  auf  Werterhöhungen  von  bereits  be- 
sessenen Gütern,  ohne  dass  diese  Werterhöhung  auf  wirtschaftliche  Tätigkeit 
des  Besitzenden  zurückzuführen  wäre.  Vererbung  führt  in  der  Regel  nicht  zur 
Neuentstehung  von  Vermögen  in  der  Volkswirtschaft,  aber  meist  zur  Entstehung 
neuer  Vermögensgestaltungen.  Erwirtschaftung  von  Vermögen  heisst  Bildung 
von  Vermögen  auf  Grund  wirtschaftlicher  Tätigkeit;  diese  ist  in  der  verkehrs- 
wirtschaftlichen Organisation  der  Volkswirtschaft  entweder  Produktion  und  daran 
sich  anschliessender  Erwerb  oder  Erwerb  ohne  Produktion  (Philippovich,  allgem. 
Volksvrirtschaflslehre  S.  8i.)."" 

»Auf  diese  Weise  erzeugt  man  leicht  schiefe  Vorstellungen.  Es  sind  das 
äi[  den  BezOger  lauter  Reinvermögenszugäoge,  sie  sind  Einkommen,  aber  noch 
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keineswegs  Stammvermögen.  Ob  das  Ererbte,  Geschenkte,  das  zuÖIIig  Erworbene 
(Lotteriegewinne,  Werterhöhungen),  das  Erwirtschaliete  dazu  wird,  hängt  immer 
noch  erst,  von  der  Disposition  des  Bezügers  ab;  vieles  davon  wird  in  seiner 
Hand  eben  nicht  dazu.  Ich  meine,  wir  verführen  doch  richtiger,  wenn  wir  erst 
alles  in  einem  Bassin  sammeln,  das  ist  das  Einkommen,  und  erst  von  diesem 
aus  es  in  zwei  Kanäle  leiten,  von  denen  der  untere  der  des  Verbrauchs  ist,  der 
obere  zum  StammvermOgeo  führt;  die  zugeflossenen  Güter  laufen  Oberwiegend 
durch  die  untere  Röhre,  durch  die  obere  nur,  wenn  sie  reichlich  genug  sind, 
um  im  Bassin  die  obere  Abflussöffnung  zu  erreichen,  wie  meist  bei  sehr  hohen 
Geschäitsgewinnen,  hohen  Besoldungen,  hohen  Löhnen,  ausserordentlichem  Arbeits- 
einkommen, ausserordentlichem  Verdienst  aus  Gutachten,  Provisionen  usw.,  bei 
ausserordentlichen  Zuflüssen  aus  Lotteriegewinnen,  Schenkungen,  Erbschaften, 
Konjunkturen  gewinnen.  Gerade  durch  Einbeziehen  aller  dieser  Zugänge  wird 
die  Welt  der  Einkommensverteilung  und  Einkommensverwendung  erst  erschlos- 
sen und  einer  einheitlichen  Betrachtung  unteryworfen ;  wichtige  Vorgänge  der 
Einkommens-  und  Vermögensbildung  werden  der  Kritik  unterstellt;  ich  erinnere 
an  die  Spiel-  und  Konjunkturengewinne,  die  Erbschaften  in  entfernten  Verwandt- 
schaftsgraden usw.' 

„In  welche  Schwierigkeiten  kommt  man  dagegen,  wenn  man  zwischen  den 
VermCgenszu gangen  Unterschiede  machen  und  die  einen  als  Zuwachs  zum  Stamm- 
vermögen, die  anderen  als  Einkommen  gelten  lassen  will?  Nehmen  wir  den  Fall 

der  Werterhöhungen Wenn  ein  Kaufmann  einen  Posten  Waren  gekauft 

hat,  die  infolge  irgendwelcher  ganz  zufälliger  Umstände  auf  das  Doppelte  im 
Werte  steigen,  so  rechnet  er  das  als  einen  Gewinn,  Wenn  ein  Privatmann  Aktien 
hat,  die  infoige  eines  unerwarteten  Ereignisses,  z.  B.  weil  Konkurrenzuntemeh- 
mungen  Zugrunde  gegangen  sind ,  auf  das  Doppelte  ihres  Nominalwertes  steigen, 
und  er  veräussert  sie,  warum  soll  dieser  Gewinn,  der  ebenso  zufällig  ist,  als  der 
oben  beim  Kaufmann  erwähnte,  auf  einmal  Vermögen  sem?  Ein  Bauplatzspeku- 
lant stützt  unter  Umständen  sein  ganzes  Einkommen  auf  Werterhöhungen.  Er 
kauft  einen  Platz  und  verkauft  ihn  nach  einer  Reihe  von  Jahren  teurer.  In  dem 
Mass,  als  sein  Objekt  im  Wert  steigt,  kann  er  durch  Schuldauthahme  den  Mehr- 
wert bereits  vor  dem  Verkauf  seinen  Konsumtionsbedürfnissen  dienstbar  machen; 
er  lebt  davon.  Nicht  die  wachsende  Grundrente  an  sich,  nicht  der  Zins  vom 
Grundkapital  ist  sein  Einkommen,  sondern  der  kapitalisierte  Mehrwert;  der  tot 
daliegende  Bauplatz  ist  vielleicht  gar  nicht  genutzt.  Ebenso  zieht  der  Börsen- 
spekulant sein  Einkommen  aus  Wertditferenzen,  der  Kaufmann,  der  Geschäfts- 
mann. Es  kreuzen  ^ch  fortwahrend  solche,  die  auf  Tätigkeit  und  Berechnung 
beruhen,  mit  solchen,  die  ganz  zufälliger  Natur  sind.  Wer  will  da  praktische 
Grenzlinien  ziehen?' 

.Man  stösst  eben  immer  und  immer  wieder  auf  unlösbare  Wider- 
sprüche, wenn  man  sich  nicht  entschliesst  zu  sagen;  alle  Rein  Vermögensbezüge 
einer  Person  in  einer  bestimmten  Periode  gehören  ium  Einkommen." 

Zum  Schlüsse  seiner  vortrefflichen  Ausführungen  über  die  Theorie  des 
Einkommensbegritfes  sagt  Schanz  (S,  31): 

„Auch  der  Begriff  Volkseinkommen  bietet  meines  Erachtens  kein  Hindernis, 
das  Einzeleinkommen  .so  aufzufassen,  wie  wir  es  tun;  derselbe  hat  nicht  viel  mehr 
Bedeutung  als  die  einer  Abstraktion.  Entweder  versteht  man  darunter  die  Summe 
der  Einzeleinkommen,  die  man  namentlich  bildet,  um  das  Durchschnittseinkommen 
zu  erhalten;  dann  ist,  sofern  man  wirklieh  wissen  will,  wieviel  durchschnittlich 
jemand  zugeflossen  ist,  worüber  er  disponieren  konnte,  ohne  seinen  bisherigen 
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Vennl^ensstand  z«  verschlechtem,  so  zu  verfahren,  wie  wir  es  tun,  oder  man 
abstrahiert  beim  Volkseinkommen  von  den  durch  blosse  Rechts-  und  Handels- 
verhältnisse, freiwillige  Zuwendungen,  Spiel  und  Versicherung  bedingten  Ober- 
[ragungen,  dann  wird  das  Volkseinkommen  ein  B^riff  fllr  sich  und  wird  identisch 
mit  dem  Konsumtionsfonds  der  Volkswirtschaft;  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  das 
Volkseinkommen  in  diesem  Sinne  eine  kleinere  Grösse  darstellt,  als  die, Summe 
der  Einzeleinkommen." 

„Schliesslich  ist  auch  vom  Gesichtspunkte  des  Steuerwesens  der  von  uns 
festgehaltene  Begriff  des  Einkommens  der  geeignetste.  Im  Gegensatz  zu  anderen 
Definitionen  schafn  er  eine  möglichst  scharfe  Grenzlinie,  er  steckt  dieselbe  auch 
möglichst  weit,  stets  aber  so,  dass  nur  das  hineinfällt,  was  als  effektiver  neuer 
Zugang  von  Gütern,  als  wirkliche  Bereicherung  des  BezOgers  angesehen  werden 
darf.  Eben  deshalb  kann  man  sehr  gut  von  diesem  Begriff  ausgehen  und  ihn 
zugrunde  legen." 

Dies  die  Auffassung  von  Schanz  vom  Begriffe  des  Einkom- 
mens, die  von  uns  —  wir  wiederholen  es !  —  nach  jeder  Richtung 
hin  geteilt  wird. 


II.  Kapitel. 

Der  Einkommensbeg^ff  in  der  Gesetzgebung. 
I.  Im  allgemeinen. 

A.  Einkommensbegriff. 
Dass  der  Begriff  des  Einkommens  in  der  Theorie,  d,  h.  in  der 
Volkswirtschaftslehre  und  in  der  Finanzwissenschaft,  speziell  in  der 
Steuerlehre,  bis  heute  noch  kein  einheitlicher  und  fest  abgegrenzter 
ist,  haben  wir  im  vorausgegangenen  gesehen.  Trotz  der  hervorragen- 
den Wichtigkeit  dieses  Begriffs  für  die  gesamte  Volkswirtschaft 
und  -Wissenschaft  herrscht  heute  noch  eine  grosse  Unsicherheit 
auf  dem  Gebiete  der  Lehre  vom  Einkommen.  Es  fragt  sich  nun 
aber  weiter,  wie  sich  die  Steuergesetzgebung  mit  dem  Einkommens- 
begriffe abgefunden  hat?  Da  dieselbe  natürgemäss  in  hohem  Masse 
von  der  einschlägigen  Wissenschaft  und  deren  Grundsätzen  beein- 
flusst  wird,  so  braucht  es  nicht  Wunder  zu  nehmen,  wenn  wir  als 
Ergebnis  der  Bemühungen,  aus  den  verschiedenen  Einkommen- 
steuergesetzen den  Begriff  des  Einkommens  herauszuschälen,  be- 
2eichnen  müssen,  dass  auch  in  der  Einkommensteuergesetzgebung 
eine  grosse  Unsicherheit  und  keineswegs  völlige  Einheitlichkeit  in 
der  Auffasstmg  vom  EinkommensbegrifTe  herrscht. 
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Die  Steuergesetzgebung,  die  sich  unbedingt  mit  dem  Ein- 
kommensbegriffe auseinandersetzen  und  abfinden  muss,  hat  zumeist 
davon  abgesehen,  im  Einkommensteuergesetze  selbst  eine  abstrakte 
Definition  des  Einkommensbegriffs  zu  geben,  was  wohl  zum  Teil 
gleichfalls  mit  jener  Unsicherheit  in  der  Theorie  zusammenhängt. 
Es  geht  dies  z.  B.  aus  dem  Motivenbericht  zu  den  österreichi- 
schen Steuergesetzentwürfen  von  1874  hervor,  wo  es  heisst: 

„Es  kann  nicht  die  Aufgabe  eines  positiven  Steuergesetzes 
sein,  eine  wissenschaftliche  Definition  eines  Begriffes  zu  formulieren. 
Ober  welchen  selbst  in  wissenschaftlichen  Kreisen  keine  Überein- 
stimmung herrscht."  Zum  Teil  ist  dieses  Fehlen  einer  Definition 
in  den  meisten  Einkommensteuergesetzen  aber  auch  darin  begrOndet, 
dass  es  weder  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  im  allgemeinen  noch 
der  Steuergesetzgebung  im  besonderen  sein  kann,  überhaupt  Be- 
griffe zu  definieren  und  abstrakte  Grundsätze  aufzustellen.  Das  ist 
Sache  der  Wissenschaft,  und  der  Gesetzgebung  andererseits  fällt 
viel  mehr  die  Aufgabe  zu,  die  wissenschaftlichen  Begriffsaufstel- 
lungen und  Grundsätze  in  die  Praxis  zu  übersetzen,  d,  h.  die  Fol- 
gerangen für  deren  Anwendung  in  der  Praxis  möglichst  scharf 
und  für  das  Publikum  verständhch  zu  präzisieren  und  zu  formulieren. 
Immerhin  darf  dabei  nicht  übersehen  werden,  dass  diese  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  nitht  zu  lOsen  ist,  wemi  sie  nicht  von  vornherein  ge- 
wisse Begriffs-Definitionen  und  Grundsätze  unterstellt  bezw.  zur 
Voraussetzung  macht.  So  sollte  auch  der  Einkommensteuer- 
Gesetzgeber  seiner  Arbeit  einen  ganz  bestimmten,  fest  abgegrenzten 
Einkommensbegriff  zugrunde  legen,  weil  anders  ein  von  einheit- 
lichen Gesichtspunkten  getragenes,  gleichsam  aus  einem  Guss  ge- 
arbeitetes Gesetz  niemals  zustande  kommen  kann.  Die  Steuerge- 
setzgebung muss  sich  also,  bevor  sie  an  die  Arbeit  geht,  eine 
bestimmte  Auffassung  vom  Einkommen  zu  eigen  machen,  auf  Grund 
deren  sie  alsdann  eine  feste  Abgrenzung  des  Einkommensbegriffs 
gegenüber  anderen  Begriffen  in  kasuistischer  Weise  vorzunehmen 
hat.  Jede  Einkommensteuergesetzgebung  ist,  wie  Fuisting')  sich 
ausdrückt,  genötigt,  durch  Bezeichnung  objektiver  Merkmale  die 
Bestimmung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  zu  ermöglichen. 
Wie  schon  erwähnt,  finden  wir  nur  in  sehr  wenigen  allgemeinen 
Einkommensteuergesetzen  eine  Definition  des  Einkommensbegriffs; 
die  meisten  führen  die  einzelnen  Einkommens-Zweige  oder  -Kate- 
gorieen    auf  und  überlassen    es,    da   bei  der  Vielgestaltigkeit  der 

")  B.  Fuisting:  Die  Preussischen  direkten  Steuern.  I.  Band,  IV.  AuO. 
Berlin,  1899,  S.  49. 
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wirtschaftlichen  Verhältnisse  selbstverständlich  von  einer  lücken- 
losen Aufzählung  der  Einkommensteile  nicht  die  Rede  sein  kann, 
den  Instruktionen  für  die  Steuerbehörden  und  den  Verwaltungs- 
Entscheidungen  in  Steuersachen,  über  Einzelheiten  bezüglich  des 
Einkommens  und  dessen  Berechnung  Vorschriften  zu  geben.  Selbst 
die  wenigen  Einkommensteuergesetze,  die  eine,  wenn  auch  nicht 
ganz  abstrakte,  von  allem  Konkreten  freie  Definition  des  Einkom- 
mensbegriffes geben,  begnügen  sich  meist  nicht  hiermit,  sondern 
geben  auch  noch  spezielle  Bestimmungen  über  die  einzelnen  Ein- 
kommensquellen, welche  sich  sogar  nicht  immer  vollständig  mit 
der  vorherigen  Definition  decken. 

Sämtliche  übrigen  allgemeinen  Einkommensteuergesetze  machen 
überhaupt  keinen  Versuch,  eine  theoretische  Erklärung  des  Ein- 
kommensbegriffes  zu  geben,  sondern  sie  führen  die  einzelnen  Ein- 
kommensquellen speziell  auf  und  bezeichnen  die  verschiedenen 
Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  zu  kennen  für  die  Ermittelung 
des  Einkommens  erforderlich  ist. 

Fragen  wir  uns  nun,  was  die  neueren  Einkommensteuergesetze 
unter  Einkommen  verstehen ,  so  muss  festgestellt  werden,  dass 
kaum  eins  derselben  bis  heute  auf  dem  oben  als  richtig  gekenn- 
zeichneten Standpunkte  steht.  Sie  erfassen  entweder  nur  das 
„ordenthche"  Einkommen  im  Sinne  Mangoldt's  und  Mithoff's 
oder  sie  schliessen  sich  mehr  oder  weniger  dem  in  erster  Linie 
auf  der  „dauernden  Bezugsquelle"  basierenden  Neumann'schen 
Einkommensbegriffe  an.  In  der  Hauptsache  werden  die  sogen, 
ausserordentlichen  Einnahmen,  deren  Begriff  enger  oder  weiter  ge- 
fasst  wird,  vom  steuerbaren  Einkommen  ausgeschieden  und  als 
„Vermehrung  des  Stammvermögens"  oder  Vermögensbildung  auf- 
gefasst,  dessen  Erträge  oder  Früchte  allein  der  Einkommensteuer 
unterliegen.  Untersuchen  wir  aber  weiter,  wie  sich  in  den  einzelnen 
Stallten  der  EinkommensbegriflF  im  Laufe  der  Zeit  in  der  Einkommen- 
steuergesetzgebung entwickelt  hat,  so  lässt  sich  zweifellos  als  Ten- 
denz der  fraglichen  Entwickelung  feststellen,  dass  die  Einkommen- 
steuergesetze sich  immer  mehr  dem  von  uns  festgehaltenen  Ein- 
kommensbegriffe nähern,  indem  nach  und  nach  das  früher  ganz 
einkommensteuerfreie I  „ausserordentliche"  Einkommen  im  Sinne 
Mangoldt's,  d.  h,  die  einmaligen,  mehr  zufälligen,  und  der  Regel- 
mässigkeit entbehrenden  Reineinkünfte  bezw.  Vermögensmehrungen, 
mehr  und  mehr  zusammenschrumpft,  und  Teile  desselben  ebenfalls 
zur  Einkommensteuer  herangezogen  werden.  Noch  schärfer  würde 
dieser  Entwickelungsprozess  in  die  Augen  fallen,  wenn  nicht  einzelne 
Kategorieen  der  fraglichen  Einnahmen  neuerdings   zwar  von  der 
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allgemeinen  Einkommensteuer  noch  frei  gelassen  werden,  dafür 
aber  einer  mitunter  noch  höheren  Spezial- Personalsteuer  (Ver- 
mögens verkehrsteuer)  unterwerfen  werden,  so  z.  B.  Erbschaften  und 
Schenkungen  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,  die  sogen. 
Konjunkturengewinne  der  BOrsensteuer,  der  Wertzuwachssteuer  und 
anderen  Steuerarten  verschiedenen  Namens. 

Im  Hinblick  auf  das  Thema  dieser  Arbeit  kann  es  nicht  unsere 
Aufgabe  sein,  uns  möglichst  eingehend  und  erschöpfend  Ober  die 
Ausdehnung,  welche  die  verschiedenen  Einkommensteuergesetze 
dem  Einkommensbegriffe  gegeben  haben,  zu  verbreiten.  Wir  be- 
schranken uns  in  der  Hauptsache  darauf,  die  neue  Preussische 
Einkommensteuergesetzgebung,  die  ja  vielen  anderen  Einkommen- 
steuergesetzen als  Muster  gedient  hat,  daraufhin  zu  betrachten. 
Ausserdem  sollen  nur  einzelne  wichtige  und  strittige  Einnahme- 
posten herausgegriffen  werden.  Auch  hierbei  folgen  wir  wieder 
hauptsachlich  Schanz,  wenn  wir  die  Darstellung  einschränken 
auf:  das  Naturaleinkommen  einschhesslich  Nutzungen;  Vermögens- 
Wertmehrungen  und  -Wertminderungen,  Konjunkturengewinne  und 
Vermögensverluste;  Erbschaften,  Legate,  Schenkungen,  Lotterie- 
gewinne, weil  diese  Einkommensgattungen  in  vieler  Hinsicht  Ähn- 
lichkeit haben  mit  manchen  Einnahmeposten  im  forstlichen  Betriebe. 

Was  zunächst  die  wenigen  Einkommensteuergesetze  anlangt, 
die  eine  mehr  oder  weniger  scharfe  und  festumgrenzte  Definition 
des  Einkommensbegriffs  geben,  so  sind  zu  nennen:  das  Olden- 
burgische, das  Sächsische,  das  Anhaltische,  das  Hamburgische  und 
das  Österreichische. 

Im  Artikel  5  des  Oldenburgischen  Einkominensteiiergesetzes  vom 
12.  Mai  1906').  "ler  vom  steuerbaren  Einkommen  handelt,  heissl  es: 

„Als  Einkommen  (steuerpflichtiges  Einkommen)  gilt  das  Reineinkommen, 
wfelches  nach  Kürzung  der  gesetzlich  gestatteten  Abzüge  vom  Roheinkommen 
verbleibt." 

„Das  Roheinkomraen  des  einzelnen  Steuerpflichtigen  bilden"  —  .nach 
Artikel  6  —  „die  in  seiner  Person  zusammen  fliessenden,  jahrlichen  Ertrage  an 
Geld  und  Geldeswert  (Reingewinn  und  Verlust)  aus  allen  zu  sdner  Verfügung 
stehenden,  dauernden  Ertragsquellen.* 

Was  als  Ertragsquelle  zu  gelten  hat,  darüber  bestimmt  der  Artikel  7. 


1 )    Artikel    7    des    Oldenburgischen    Einkommensteuergesetzes    vom 

via  ft7  '^"'^'^  ■  »Steuerbar  ist  derjenige  Teil  des  gesamten  (Brutto-)  Ein- 
kommens des  Steuerpflichtigen  (der  Haushaltung  wie  des  Einzelstehenden),  welcher 
demselben  nach  Abzug  der  auf  die  Hervorbringung  unmittelbar  zu  verwendenden 
Kosten  zu  seinem  oder  seiner  Haushaltungsangehörigen  Unterhalt  oder  zu  son- 
stiger Verwendung  in  Geld  oder  Geldeswert  Übrig  bleibt." 


:  zjccyGoogle 


Das  Sächsische  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juli  1900  bestimmt 
im  §  15: 

„Als  Einkommen  gilt  die  Summe  aller  in  Geld  oder  Geldeswert  bestehen- 
den Einnahmen  der  einzelnen  Beitragspflichtigen  mit  Einschluss  des  Mietwertes 
der  Wohnung  im  eigenen  Hause  oder  sonstiger  freien  Wohnung,  sowie  des 
Wertes  der  zum  Haushalte  verbrauchten  Erzeugnisse  der  eigenen  Wirtschaft 
und  des  eigenen  Gewerbebetriebs,  abzQglich  der  auf  Erlangung,  Sicherung  und. 
Erhaltung  dieser  annahmen  verwendeEeti  Ausgaben,  sowie  etwaiger  Schuldzinsen, 
auch  sofern  die  "letzteren  zu  den  soeben  bezeichneten  Ausgaben  nicht  gehören 
oder  planmässig  über  mehr  als  30  Jahre  sich  erstreckende  Amortisationsraien 
zur  allmählichen  Tilgung  der  Schuld  mit  in  sich  schliesaen." 

Im  §  17  des  Anhaltischen  Einkommensteuergesetzes  vom  20.  Juni  1904 
wird  festgesetzt: 

„Als  Einkommen  gilt  die  Summe  aller  in  Geld  oder  Getdeswert  bestehen- 
den Einnahmen  des  einzelnen  SteuerpOichtigen  mit  Einschluss  des  Mietswertes 
der  Wohnung  im  eigenen  Hause  oder  sonstiger  freien  Wohnung,  sowie  des 
Wertes  der  zum  Haushalte  verbrauchten  Erzeugnisse  der  eigenen  Wirtschaft 
und  des  eigenen  Gewerbebetriebes,  abzüglich  der  auf  Erlangung,  Sicherung  und 
Erhaltung  dieser  Einnahmen  verwandten  Ausgaben,  sowie  etwaiger  auf  den 
steuerpflichtigen  Einrahmequellen  haftenden  Schuldzinsen  und  anderer  laufenden, 
rechtsverbindlichen  Lasten.  Soweit  Schuldzinsen  und  andere  laufende,  rechts- 
verbindliche Lasten  nicht  auf  einer  bestimmten  Einnahmequelle  haften,  kommen 
solche  nur  für  Personen  in  Abzug,  welche  im  Lande  wohnen  oder  sich  aufhalten." 
.Das  Hamburgische  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Febr.  1903  schreibt 

„Als  zu  versteuerndes  Einkommen  gelten  nach  näherer  Bestimmung  der 
in  dem  Anhange  zu  diesem  Paragraphen  zusammengestellten  Grundsatze  alte  in 
Geld  bestehenden  oder  Geldwert  besitzenden  Einkünfte,  einschliesslich  des  Miet- 
werts der  Wohnung  im  eigenen  Hause ,  freier  Wohnung,  Beköstigung  und 
anderer  Naturalleistungen.' 

Von  dem  nach  den  vorstehenden  Vorschriften  ermittelten  Ge- 
samteinkommen   dOrfen  die  nachstehenden, Aufwendungen  ab- 
gezogen werden: " 

§  159  des  Osterreichischen  Personabteuergesetzes  vom  15.  Oktober 
i89£  schliesslich  lautet; 

,Als  Einkommen  gilt  die  Summe  aller  in  Geld  oder  Geldeswert  bestehen- 
den Einnahmen  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  mit  Einschluss  des  Mtetwertes 
der  Wohnung  im  eigenen  Hause  oder  sonstiger  freier  Wohnung,  sowie  des 
Wertes  der  zum  Haushalte  verbrauchten  Erzeugnisse  der  eigenen  Wirtschaft 
und  des  eigenen  Gewerbebetriebes,  sowie  sonstiger  dem  Steuerpflichtigen  alien- 
faUs  zukommender  Naturaleingänge,  abzQglich  der  auf  Erlangung,  Sicherung  und 
Erhaltung  dieser  Einnahmen  verwendeten  Au^aben,  sowie  etwaiger  Schuld- 
zinsen, auch  insofern  diese  nicht  zu  den  soeben  bezeichneten  Ausgaben  gehören, 
nach  Massgabe  der  unten  folgenden  Bestimmungen  (§§  160 — 171)." 

Betrachten  wir  nun  weiter  die  Bestimmungen  des  Preussi- 
schen  Einkommensteuergesetzes  in  der  Fassung  vom  19.  Juni  igo6! 

„Als  Einkommen  gelten  die  gesamten  Jahreseinkünfte  der  Steuerpflichtigen 
in  Geld  oder  Geldeswert  aus: 

I.  Kapitalvermögen ; 
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2.  Grundvermögen,  Pachtungen  und  Mieten,  einschliesslich  des  Mietwerts 
der  Wohnung  im  eigenen  Hause; 

3.  Handel  und  Gewerbe,  einschliesslich  des  Bergbaus; 

4.  Gewinn  bringender  Beschäftigung,  sowie  aus  Rechten  auf  periodische 
Hebungen  und  Vorteile  irgend  welcher  Art,  soweit  diese  EinkOnl^e  nicht  schon 
unter  Nr.  i  bis  3  begriffen  sind." 

Hiemach  werden  die  allgemeinen,  objektiven  Merkmale  des 
Einkommens  durch  die  Bezeichnung  der  „gesamten  JahreseinkQnfte" 
einer  Person  als  Steuerobjekt  und  durch  die  Unterscheidung  des 
Einkommens  nach  den  Quellen  seiner  Entstehung  gegeben. 

Fuisting')  versteht  unter  „Einkommen"  im  Sinne  des  Preus- 
s  i  s  c h  e n  Einkommensteuergesetzes  „die  Gesamtheit  derjenigen 
wirtschaftlichen  Güter,  welche  alljährlich  dem  einzelnen  aus  dauern- 
den Erwerbsquellen  zufliessen  und  hiermit  ohne  Minderung 
seines  Vermögens  zur  Bestreitung  des  Lebensunterhaltes  für  sich 
und  seine  Familie  und  mit  dem  ersparten  Ertrage  zur  Bildung  von 
Vermögen  zur  Verfügung  stehen." 

Die  JahreseinkOnfte  aus  den  einzelnen  Einkommensquellen 
bilden  den  „quellenmässigen"  Ertrag,  d.  h.  den  nach  Abzug  der 
zur  Erzeugung  des  Ertrags  gemachten  Aufwendungen  —  „Werbungs- 
kosten" —  (die  sachlichen  Ausgaben,  teils  in  wirklichen  Aus- 
gaben, teils  in  Wertverminderungen  quellenmässiger  Anlagen  be- 
stehend) vom  Rohertrage  sich  ergebenden  Reinertrag.  Der  Ertrag 
bildet  also  die  Grundlage  für  die  Berechnung  des  Einkom- 
mens; alle  Erwerbungen  von  Vermögen,  das  im  Sinne  des  Ge- 
setzes bezw.  der  Rechtsprechung  im  scharfen  Gegensatze  zum  Ein- 
kommen steht,  überhaupt  alle  Vorgänge  im  Bereiche  des  Ver- 
mögens müssen  bei  der  Einkommensberechnung  ausscheiden. 

Die  Summe  der  verschiedenen,  einer  Person  zur  Verfügung 
stehenden,  quellenmassigen  Reinerträge  oder  Einkommensteile  (Ge- 
winn oder  Verlust)  bildet  das  „Roheinkommen "  (eine  Bezeichnung, 
die  in  der  wissenschaftlichen  Einkommenslehre  jetzt  fast  allgemein 
verworfen  wird!)  oder  das  „Gesamteinkommen"  des  Inhabers,  aus 
welchem  sich  das  steuerpflichtige  „Reineinkommen"  oder  schlecht- 
hin „Einkommen"  dadurch  ergibt,  dass  noch  gewisse  nicht  mit  einer 
bestimmten  Quelle  in  direktem  Zusammenhang  stehenden,  persön- 
lichen Ausgabe-Posten  in  Abzug  gebracht  werden.  Fuisting 
bezeichnet  sie  in  der  neuesten  {VII.)  Auflage  seines  Kommentars 
als  „Passivleistungen"  ausserhalb  der  Quellen. 

Die  Unterscheidung  des  Einkommens  nach  den  Quellen  seiner 
Entstehung  hat  nach  Fuisting  nicht  nur  eine  formelle,  sondern 

1)  a.  a.  O.  VII.  Aufl.  S.  5758. 
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auch  eine  hervorragend  materielle  Bedeutung,  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  alle  Gütererwerbungen,  weiche  nicht  aus  einer  der 
vier  Quellen  entspringen,  kein  steuerpflichtiges  Einkommen  bilden. 
Letzteres  findet  seine  Begründung  entweder  darin,  dass  die  betr. 
Eingange  als  Vermögen  („Vermögensverraehrung",  „Vermögens- 
bildung")  und  nicht  als  „Einkommen"  im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
angesehen  werden,  oder  darin,  dass  sie  wohl  als  solches  Einkommen 
gelten ,  aber  absichtlich  von  der  Einkommensteuer  nicht  erfasst 
werden  sollen. 

Als  Konsequenz  dieser  Aufführung  der  Quellen  ergibt  sich  z.  B., 
dass  das  sogen,  „abgeleitete"  Einkommen,  das  ohne  Begründung 
einer  selbständigen  Quelle  dem  Empfänger  zufliesst,  nur  dann  von 
diesem  versteuert  werden  muss ,  wenn  er  auf  Grund  eines  beson- 
deren Vertragsverhältnisses  ein  Recht  darauf  hat.  Freiwillige 
Unterstötzungen,  Spenden  etc.  sind  dagegen  in  der  Hand  des 
Gebers  steuerpflichtig.  Unterliegt  das  Einkommen  des  Gebers  aber 
in  Preussen  Oberhaupt  nicht  der  Steuerpflicht  (Ausländer),  so  sollte 
unter  allen  Umständen  die  Besteuerung  des  betr.  Einkommenteils 
beim  Empfänger  erfolgen. 

Das  O.-V.-G.  hat  jedoch  für  die  auf  Grund  gesetzlicher  Unter- 
haltpfhcht  gezahlten,  fortlaufenden  Unterstützungen  seitens  ausserhalb 
Preussens  wohnender  Geber  im  entgegengesetzten  Sinne  entschieden. 

Auch  Lotteriegewinnste ,  Fund  und  Schatz,  Einnahmen  aus 
Spiel  und  Wette,  sowie  aus  unerlaubter  Tätigkeit  gehören  nicht 
zum  steuerbaren  Einkommen. 

Was  die  im  Begriffe  des  Einkommens ,  wie  oben  dargelegt, 
eine  grosse  Rolle  spielende,  periodische  Wiederkehr  der 
Einnahmen  betrifft,  so  bildet  diese  nur  für  die  Einkünfte  aus  Rech- 
ten auf  periodische,  d.  h.  sich  regelmässig  wiederholende  Hebungen 
und  Vorteile  irgend  welcher  Art  eine  Voraussetzung.  Bei  den  Ein- 
künften aus  den  übrigen  Quellen  ist  die  periodische  Wiederkehr 
überhaupt  nicht  erwähnt.  Es  fallen  daher  auch  alle  nicht  regel- 
mässig sich  wiederholenden,  aber  quellenmässigen  Einkünfte  nach 
der  Auffassung  des  preussischen  Einkommensteuergesetzes,  so  z.  B. 
nichtgewerbliche  Spekulationsgewinne,  Gewinne  aus  schriftstelleri- 
scher, künstlerischer,  wissenschaftlicher  Tätigkeit,  Remunerationen 
eines  Angestellten  unter  das  „Einkommen".  Nacli  den  Entscheidungen 
des  Königl.  Preuss.  Oberverwaltungsgerichts  in  Staatssteuersachen 
ist  die  „Ergiebigkeit  und  Regelmässigkeit  des  Bezuges  für  den 
Charakter  desselben  steuerlich  ohne  Bedeutung'  (I,  34).  Sind  die 
Einnahmen  nur  quellenmässig,  so  werden  sie  besteuert,  mögen  sie 
auch  nur  einmalige  sein. 
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Eine  ähnliche  Fassung  wie  im  Preussischen  Einkommensteuer- 
gesetz finden  wir  auch  in  den  meisten  übrigen  deutschen  Ein- 
kommensteuergesetzen Über  das,  was  als  steuerbares  Einkommen 
im  Sinne  des  Gesetzes  zu  gelten  hat. 

So  heisst  es  im  Wflr ttetnbergischen  Einkommensteuergesetz  vom 
8.  August  1903:  „Als  steuerbares  Einkommen  gilt  das  nach  den  Bestimmungen 
des  gegenwartigen  Gesetzes  zu  bemessende  gesamte  Einkommen  des  Steuer- 
pflichtigen in  Geld  und  Gddeswert: 

1.  aus  Grundstücken,  Gefällen  und  Gebäuden,  einschl.  des  Mietswerts  der 
Wohnung  im  eigenen  Hause,  sowie  aus  dem  Betrieb  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft; 

2.  aus  dem  Betrieb  eines  Gewerbes  einschl.  des  Handels  und  Bergbaues, 
sowie  aus  Spekulationsgeschäften; 

3.  aus  Kapitalen  und  Renten; 

4.  aus  Dienst-  oder  Arbeits  Verhältnissen,  aus  wissenschaftlichem  oder 
kOnstlerischem  Beruf  oder  einer  anderen  gewinnbringenden  Beschäftigung,  sowie 
aus  Rechten  auf  wiederkehrende  Bezüge  und  Vorteile  irgend  welcher  Art,  soweit 
diese  Ejnkßnfte  nicht  schon  unter  Ziff.  i — 3  begriffen  sind. 

Geldwerte  Einkommensteile,  wie  Naturalien,  Genuss  von  GOtem,  Wohnung, 
Kost  u.  dergl,  sind  nach  den  Ortlichen  Mittelpreisen  zu  veranschlagen." 

Das  Badische  Einkommensteuergesetz  in  der  Fassung  vom  aa  Novbr. 
1900,  bestimmt  im  Artikel  a: 

„Der  Einkommensteuer  unterMegt  —  vorbehaltlich  der  durch  die  folgenden 
Artikel  bestimmten  Ausnahmen  und  Beschränkungen  —  das  gesamte  in  Geld, 
Geldeswert  oder  in  Selbstbenützung  bestehende  Einkommen  jedes  Steuerpflich- 
tigen, welches  demselben 

1.  aus  Grundstocken,  Gebäuden,  Grundrechten  und  Gefällen,  sowie  aus 
dem  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft; 

2.  aus  dem  Betrieb  eines  Gewerbes,  einschliesslich  des  Handels  und  des 
Bergbaues, 

3.  aus  einem  öfientlichen  oder  privaten  Dienstverhältnis,  aus  einem  wissen- 
schaftlichen oder  künstlerischen  Beruf  oder  irgend  einer  anderen  nicht  schon 
unter  Ziffer  i  und  2  begriffenen  Art  von  auf  Gewinn  gerichteter  Tätigkeit, 

4.  aus  Kapitalvermögen,  Renten  und  anderen  derartigen  Bezügen, 

im   Laufe  eines  Jahres  zufliesst,   und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  von 
anderen  Steuern  bereits  getroffen  wird  oder  nicht. 

Zu  dem  imter  Ziffer  3  erwähnten  Einkommen  sind  auch  Pensionen, 
Witwen-  und  Waisengehalte,  sowie  alle  anderen  ähnlichen,  aus  einem  öffent- 
lichen oder  Privatdienstverhältnis  herrührenden  Bezüge  zu  zählen,  welche  als 
Entgeld  für  frühere  Arbeit,  Dienstleistung  oder  Berufstätigkeit  verwilligt  worden 
sind  und  auf  gesetzlicher  Grundlage  oder  klagbarem  Rechtstitel  beruhen.* 

B.  Abzüge  vom  Brutto-Einkommen. 
Wie  aus  den  Ausführungen  des  I.  Kapitels  hervorgeht,  und 
wie   es    in   steuerlicher  Hinsicht  insbesondere   der  Natur  der  Ein- 
kommensteuer als  einer  nach    der  steuerlichen  Leistungsfähigkeit 
bemessenen  Steuer  entspricht,  können  jedoch  die  Jahreseinkünfle 
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in  Geld  und  Geldeswert  nicht  ungekürzt  als  Einkommen  gelten, 
sondern  alle  diejenigen  Teile  derselben,  welche  dem  Steuerpflich- 
tigen zur  Bedürfnisbefriedigung  nicht  zur  Verfügung  stehen,  oder 
welche  das  zu  Beginn  des  in  Betracht  kommenden  Zeitraums  vor- 
handene Stammvermögen  schmalem,  gehören  nicht  zum  eigent- 
lichen , Einkommen"  und  müssen  daher  von  dem  „Bnitto-Einkommen" 
in  Abzug  gebracht  werden.  Erfolgt  aber  die  Ermittelung  des  Ein- 
kommens in  der  bilanzmässigen ,  kaufmännischen  Form,  d.  h.  in 
der  Weise,  dass  der  Vermögensstand  zu  Anfang  des  betr.  Zeit- 
raums abgezogen  wird  von  demjenigen  am  Schlüsse  desselben,  so 
sind  jene  Abzüge  schon  in  der  Bilanz  vorgenommen.  Die  Differenz, 
d.  h.  der  reine  Vermögenszuwachs ,  einschliesslich  der  Natural- 
nutzungen  etc.,  stellt  daher  ohne  weiteres  das  Netto-Einkommen 
oder  „Einkommen"  schlechthin  dar. 

Alle  Einkommensteuergesetze ,  welche  es  unterlassen ,  eine 
scharf  begrenzte  Definition  des  Einkommensbegriffs  zu  geben  — 
und  das  tun  sämtliche  — ,  müssen  deshalb  aufzählen,  welche  Posten 
von  den  gesamten  Jahreseinkünften  in  Abzug  zu  bringen  sind. 

Nach  dem  Preussischen  ^nkommensleuergesetze  von  i6gi  sind  gemAss 
§  9  von  dem  Einkommen  —  oder  besser  gesagt  von  den  gesamten  Jahresein- 
kOnflen  —  abzuziehen: 

„I.  Die  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens  ver- 
wendeten Ausgaben,  einschliesslich  auch  der  unter  den  Kommunalabgaben  be- 
grifFenen  Deichlaaten; 

2.  die  von  den  Steuerpflichtigen  zu  zahlenden  Schulden zinsen  und  Renten, 
soweit  dieselben  nicht  auf  Einnaiunequellen  haften,  welche  bei  der  Veranlagung 
ausser  Betracht  zu  lassen  sind ; 

3.  die  auf  besonderen  Rechtstiteln  beruhenden  dauernden  Lasten ; 

4.  die  von  dem  Grunde igentume,  dem  Bergbau  und  dem  Gewerbebetriebe 
zu  entrichtenden  direkten  Slaalssteuern,  sowie  solche  indirekten  Abgaben,  welche 
zu  den  Geschäftsunkosten  zu  rechnen  sind; 

5.  die  regelmässigen,  jahrlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden, 
Maschinen,  ßetriebsgerätschaften  usw.,  soweit  solche  nicht  bereits  unter  den 
Betriebsausgaben  verrechnet  sind; 

6.  die  von  den  Steuerpflichtigen  gesetz-  oder  vertragsmassig  zu  entrich- 
tenden Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  hivalidenversicherungs-,  Witwen-, 
-Waisen-  und  Pensionskassen; 

7.  Versicherungsprämien,  welche  für  Versicherung  des  Steuerpflichtigen 
auf  den  Todes-  oder  Lebensfall  gezahlt  werden,  soweit  dieselben  den  Betrag 
von  600  Mark  jahrlich  nicht  übersteigen." 

Da  die  quellenmässigen  Jahreseinkünfte  „zunächst  die  Roh- 
erträge der  Einkommensquellen"  sind,  so  erhält  man  durch  den 
Abzug  der  sachlichen  Ausgaben  die  Einkoramen  bildenden 
quellenmassigen  Reinerträge,  welche  in  ihrer  Summe  das  quellep- 
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massige  „Roheinkommen"  —  Bezeichnung  der  Gesetzesbegrün- 
dungl  —  darstellen,  und  von  welchen  weiter  noch  gewisse  per- 
sönliche Abzüge  zu  machen  sind,  um  das  eigentliche  „Einkommen" 
(Reineinkommen)  zu  ermitteln. 

Das  1891er  Gesetz  unterscheidet  jedoch  nicht  zwischen  den 
sachlichen  Ausgaben  bezw.  Aufwendungen  und  den  persönlichen 
Abzügen,  sondern  zählt  sämtliche  abzugsfähigen  Posten  durchein- 
ander auf.  Sachlicher  Art  sind  die  Abzüge  unter  Nr.  i,  4,  5,  per- 
sönlicher Natur  dagegen  in  der  Regel  die  Abzüge  unter  Nr.  z,  3, 
6  und  7. 

Die  unter  i  genannten  Abzüge  sind  nichts  anderes  als  die  bei 
der  Land-  und  Forstwirtschaft,  beim  Handel  und  Gewerbe  gewöhn- 
lich mit  dem  Ausdrucke  , Betriebskosten"  {im  engeren  Sinne)  be- 
zeichneten, tatsächlichen  Ausgaben  zwecks  Erwerbung,  Sicherung 
und  Erhaltung  des  Einkommens  bezw.  des  Ertrags  bestimmter,  be- 
stehenden Quellen  in  ihrem  bisherigen  Umfange. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Betriebskosten  stehen  die  Aufwen- 
dungen zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  der  Einkommens- 
quellen  selbst,  d.  h.  zu  Vermögenszwecken,  welche  nicht  abzugs- 
fähig sind. 

Der  §  9  des  preuss.  Einkommensteuergesetzes  von  1891  bestimmt  daher 
weiter:    „II.  Nicht  abzugsfahig  sind  dagegen  insbesondere: 

I.  Verwendungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens,  zu 
Geschaftser Weiterungen,  Kapitalanlagen  oder  Kapital abtragungen,  welche  nicht 
lediglich  als  durch  eine  gute  Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Betriebseinnahmen 
zu  deckende  Ausgaben  anzusehen  sind." 

Zu  den  letzteren  gehören  nach  der  Rechtsprechung  des  preussi- 
schen  Oberverwaltungsgerichts  die  Instandhaltungs  kosten,  nicht 
aber  die  Instandsetzungskosten.  Erstere  Aufwendungen  be- 
zwecken, die  Ertrags-  oder  Einkommensquelle  in  ihrem  bisherigen 
Zustande  zu  erhalten  und  hierdurch  zur  Erzielung  des  Ertrages 
im  bisherigen  Umfange  fortgesetzt  geeignet  zu  machen.  Bei 
den  Kosten  für  Instand  s  e  t  z  u  n  g  der  Ertragsquellen  dagegen  handelt 
es  sich  um  eine  Erweiterung  oder  Verbesserung  der  Quelle  im 
Sinne  des  §  9  IL  i,  d.  h.  über  den  massgebenden,  bisherigen  Zu- 
stand hinaus. 

Sehr  treffend  bemerkt  Fuisting  in  seinem  Kommentar  zum  E.  St.  G. 
(VU.  Aufl.  S.  94)  Ober  Instaiidhaltungskosten  und  Absehreibungen:  „Instand- 
haltungskosten und  Abschreibungen  stehen  in  einer  notwendigen  Wechselwirkung. 
Durch  die  Instandhaltung  wird  die  Gebrauch  sdauer  verlängert;  die  hierauf  ver- 
wendeten Kosten  verringern  also  die  Höhe  der  Abschreibungen.  Die  Instand- 
haltungskosten sollen  die  Quelle  möglichst  lange  in  dem  zur  Erzielung  des  Ertrages 
geeigneten  Zustande  erhalten;  durch  die  Abschreibungen  soll  der  dennoch  ein- 
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getretene  Substanz  Verlust  aus  dem  Rohertrage  der  Quelle  ausgesondert  werden. 
Beide  wirken  also  zusammen,  um  den  wirtschatllichen  Reinertrag  der  Quelle 
richtig  zu  bestimmen." 

Eine  vollständig  andere  Fassung  hat  der  die  Abzüge  von  den 
rohen  JahreseinkOnften  bezw.  Roherträgen  betreffende  §  9  des 
1891er  Preussischen  Einkommensteuer-Gesetzes  durch  die  Novelle 
von  1906  erhalten. 

Der  §  8  des  neuen  Einkommensteuergesetzes  lautet: 

,L  Von  dem  Rohertrage  der  im  §  6  bezeichneten  Einkommensquellen  sind 
die  Aufwendungen  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Ertrags  (Wer- 
bungskosten) in  Abzug  zu  bringen. 

Als  Werbungskosten  gelten  auch ; 

1.  die  von  den  Grundbesitzern  zu  entrichtenden  Deichlasten  und  Beitrage 
zu  öffentlichen  Be-  und  Entwässerungs verbanden  sowie  zur  Unterhaltung  von 
solchen  Wasserlaufen,  fQr  welche  besondere  Gesetze  zur  VerhOtung  von  Hoch- 
wassergefahren erlassen  worden  sind; 

2.  solche  indirekten  Abgaben,  welche  zu  den  Geschäftsunkosten  zu  rech- 

3.  die  von  dem  Grundeigentume,  dem  Gewerbebetrieb  und  dem  Bergbaue 
zu  entrichtenden  direkten  Kommnualsteuern  bis  zur  Hohe  der  staaüich  veran- 
lagten Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  Bis  zu  der  gleichen  Hohe  werden 
in  den  Gutsbezirken  als  Werbungskosten  die  realen  Kommunalsteuem  und  die 
neben  ihnen  bestehenden  Gutslasten  angesehen;  die  letzteren  gelangen  dabei 
mit  50  Prozent  der  staatlich  veranlagten  Grund-,  Gebäude-  und  Gewert>esteuer 
in  Ansatz; 

4.  die  regelmassigen,  jahrlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  der  Gebäude, 
Maschinen  sowie  des  sonstigen  toten  Inventars,  sofern  die  Kosten  der  Beschaf- 
fung nicht  unter  den  Betriebsausgaben  verrechnet  sind; 

5.  die  Beitrage  zu  den  Bemfskammem. 

ü.  Von  dem  Gesamteinkommen  sind  in  Abzug  zu  bringen: 
I.  die  von  dem  Steuerpflichtigen  zu  zahlenden  Schuldenzinsen; 
3.  Renten  und  dauernde  Lasten,  die  auf  Privatrechtstiteln  oder  auf  Kirchen- 
patronats Verpflichtungen  beruhen; 

3.  die  von  dem  Steuerpflichtigen  gesetz-  oder  vertragsmassig  zu  entrich- 
tenden Beitrage  zuKranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversicherungs-,  Witwen-, 
Waisen-  und  Pensionskassen,  soweit  sie  zusammen  den  Betri^  von  600  Mark 
jahriich  nicht  übersteigen ; 

4.  Versicherungsprämien,  welche  für  Versicherung  des  Steuerpflichtigen 
oder  eines  nicht  selbständig  zu  veranlagenden  Haushaltungsangehörigen  auf  den 
Todes-  oder  Lebensfall  gezahlt  werden,  soweit  sie  den  Betrag  von  600  Mark 
jährlich  nicht  abersteigen; 

5.  die  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  vom  Steuerpflichtigen  zur  ali- 
mählichen Tilgung  eines  auf  seinem  Grundbesitze  haftenden  Schuldkapitals  zu 
entrichtenden  Beitrage,  insoweit  dieselben  1  Prozent  des  Kapitals  und  den  Betrag 
von  600  Mark  jährlich  nicht  übersteigen. 


Wie  man  sieht,  ist  eine  zweckmässigere  Gruppierung  der  ge- 
stalteten Abzüge   in    dem  Sinne    vorgenommen  worden,   dass  die 


sachlichen  Ausgaben  (Werbungskosten  oder  Betriebskosten  im 
weiteren  Sinne),  welche  innerhalb  der  betr.  Einkommensquelle 
entstehen,  von  den  persönlichen  Ausgabeposten  geschieden  worden 
sind.  Nach  Abzug  der  unter  I  aufgeführten  Werbungskosten  vom 
Rohertrage  der  betr.  Einkommensquelle  bleibt  der  Reinertrag 
dieser  Quelle;  addiert  man  dann  die  Reinerträge  sämtlicher  dem 
Steuerpflichtigen  gehörigen  Einkommensquellen,  so  erhält  man  das 
Roh-  oder  Gesamteinkommen,  das,  um  die  ausserhalb  der  Quellen 
entstehenden,  persönlichen  Ausgaben  oder  Passivleistungen  unter  11 
gekürzt,  zum  „Einkommen"  wird.  Auch  ausser  dieser  besseren 
Anordnung  der  Abzugsposten  haben  gegenüber  den  iSgifT  Vor- 
schriften noch  einige  Abänderungen  stattgefunden,  die  allerdings 
nicht  sämtlich  eine  bessere  Erfassung  des  „Einkommens"  im  volks- 
wirtschaftlichen Sinne  bedeuten,  sondern  zum  Teil  Zweckmässig- 
keitsgründen entspringen.  So  will  man  z.  B.  mit  dem  Abzüge  der 
einen  Einkommensteil  bildenden  Tilgungsquote  eines  auf  dem  Grund- 
besitze lastenden  Schuldkapitals  die  Entschuldung  des  Grundbesitzes 
fördern. 

Hinsichtlich  der  allgemeinen  Abschreibungsgegenstände  ist  die 
Fassung  der  betr.  Vorschrift  eine  klarere  geworden.  Ausser  auf 
Gebäude  und  Maschinen  erstrecken  sich  die  regelmässigen,  jähr- 
lichen Absetzungen  für  Abnutzung  nur  noch  auf  das  sonstige  tote 
Inventar,  also  auf  körperliche  Gegenstände  mit  Ausschluss  des 
lebenden  Inventars,  insofern  „die  Kosten  der  Beschaffung" 
nicht  bereits  unter  den  Betriebsausgaben  verrechnet  sind.  Mit  dem 
Nachsatze  soll  einem  doppelten  Abzüge  der  gleichen  Ausgaben 
vorgebeugt  werden.  Werden  z.  B.  Betriebsgerätschaften  aus  laufen- 
den Betriebseinnahmen  angeschafft  und  mit  ihren  Kosten  auf  Be- 
triebsausgaben verrechnet,  werden  sie  also  nicht  als  Vermögens- 
vermehrung betrachtet  und  auf  Stammvermögenskonto  gebucht,  so 
können  nicht  nochmals  im  Laufe  der  kommenden  Jahre  Absetzungen 
an  einem  solchen  In ventar- Gegenstande  vorgenommen  werden. 
„Der  Abzug  für  Ersatzbeschaffung  von  Gegenständen, 
die  zum  stehenden  Betriebskapitale  gehören,  und  der 
Abzug  für  Abnutzung  derselben  Gegenstände  schliessen 
einander  aus.  Erhält  der  Steuerpflichtige  das  bezügliche  Stamm- 
vermögen dadurch  unvermindert,  dass  er  regelmässig  für  alle  ver- 
brauchten Gegenstände  ErsatzslOcke  aus  den  Betriebseinnahmen 
beschafft  und  das  steuerpflichtige  Reineinkommen  mithin  um  den 
Betrag  der  bezüglichen  Betriebsausgaben  mindert,  so  darf  er  nicht 
daneben  noch  eine  jährliche  Abschreibung  für  Abnutzung  desselben 
Stammvermögens   beanspruchen.    Ersatzbeschaffung  auf  Betriebs- 
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kosten  und  Abschreibung  vom  Einkommen  nebeneinander  für  die- 
selben Gegenstände  würde  einen  doppelten  Ersatz  für  jene 
Minderung  des  Stammvermögens  {Betriebskapitales)  darstellen." 
(Fuisting,  a.  a.  O.  VII.  Aufl.  S.  97.) 

Auch  die  Vorschrift  Ober  die  nicht  abzugsfähigen  Verwen- 
dungen hat  in  der  Novelle  eine  andere  Fassung  erhalten,  aber  in- 
haltlich hat  sich  bezüglich  dieses  Punktes  nichts  geändert. 

Ähnlich  den  preussischen  Bestimmungen  lauten  auch  die  der 
meisten  übrigen  Einkommensteuergesetze  nebst  Ausftlhrungs -Ver- 
ordnungen etc. 

So  bestimmt  Artikel  3  des  Badischen  Einkommensteuergesetzes  vom 
ao.  November  igoo: 

„Als  steuerbares  Einkommen  gilt  das  Einkommen  nach  Abzug 

1.  der  zum  Erwerb  und  zur  Erhaltung  desselben  zu  bestreitenden  Auslagen, 

2.  der  auf  dem  Einkommen  ruhenden,  dauernden  privatrechtlichen  und 
Öffentlich-rechtlichen  Lasten  {mit  Ausnahme  der  Einkommensteuer  und  der  sich 
unmittelbar  daran  knüpfenden  Abgaben  für  Gemeinden,  Kirchen  usw.), 

3.  etwaiger  von  dem  Steuerpflichtigen  nachgewiesenermassen  zu  entrich- 
tenden Schuldzinsen. 

In  den  Fallen  des  Art.  5  A.  11  und  Art.  6,  Ziff.  i  des  Gesetzes  dürfen 
Schuldzinsen  und  auf  dem  Gesamteinkommen  ruhende  Lasten  nur  in  dem  Ver- 
hältnis in  Abzug  gebracht  werden,  in  welchem  nachweislich  das  Gesamtein- 
kommen des  Steuerpflichtigen  der  badischen  Einkommensteuer  unterliegt. 

Für  Verluste  am  Verm&gensstamme,  ftr  Veransung  des  in  einer  Unter- 
nehmung angelegten  eigenen  Kapitals  sowie  för  den  Pacht-  oder  Mietwert  der 
zu  einer  solchen  verwendeten,  eigenen  Grundstücke  und  Gebäude,  für  Verwen- 
dungen zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens,  für  den  gesamten 
Unterhalt  (Wohnung,  Kleidung,  Verpflegung,  Bedier.ung  etc.)  des  Steuerpflichtigen 
darf  irgend  ein  Abzug  nicht,  und  für  den  Unterhalt  seiner  Familie  nur  insoweit 
stattfinden,  als  es  sich  um  Familienangehörige  handelt,  welche  im  Geschäftsbe- 
trieb des  Pflichtigen  derart  mitarbeiten,  dass  sie  eine  Hilfsperson  ersetzen." 

Nähere  Auskunft  über  die  Art  der  Berechnung  des  steuerbaren  Einkom- 
mens aus  dem  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  insbesondere  Ober  die 
einzelnen  Einnahmeposten  und  den  Betriebsaufwand,  erteilt  §  3,  Ziffer  4  der 
Vollzugs- Verordnung  vom  17.  Febr.  1885. 

Das  Sächsische  Einkommensteuergesetz  von  1900  bestimmt  im  Artikel 
15  Ziffer  4: 

„Zu  den  nach  Punkt  i  abzuziehenden  Ausgaben  sind  namentlich  folgende 
nicht  zu  rechnen: 

a)  Ausgaben,  welche  zur  Verbesserung  oder  Vermehrung  der  Kapitalanlage 
dienen,  wie  zu  Bodenmetiorationen,  zur  Erweiterung  einer  Fabrik  und  der- 
gleichen ; 

b)  die  Kosten  des  Unterhalts  des  Beitragspflichtigen  und  seiner  von  ihm 
zu  unterhaltenden  Angehörigen  (Wohnung,  Kleider,  Nahrung,  Bedienung,  Unter- 
richt der  Kinder  etc.)  einschliesslich  des  Aufwands  für  Vergnügungen ; 
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c)  Unterstützungen,    welche  der  Bdtragspllichtige    freiwillig   an    andere 
gewährt; 

d)  die    indirekten  Staatsabgaben ,   Zölle,   Gemeinde-   und    alle    sonstigen 
Steuern,  insofern  nicht  vorstehende  Bestimmung  unter  3  einschlägt; 

e)  Lebens  Versicherungsprämien,  Beiträge  zu  Pensions-,  Sterbe-  und  Kranken- 
kassen und  ahnliche  Ausgaben." 

C.  Berechnungszeitraum, 
Einen  wesentlichen  Bestandteil  und  ein  notwendiges  Merkmal 
des  Einkommensbegriffs  bildet  schliesslich  noch  der  Zeitraum,  auf 
welchen  sich  die  Berechnung  des  Einkommens  im  Hinblick  auf  die 
Besteuerung  zu  erstrecken  hat,  denn  es  ist  ohne  weiteres  einleuchtend, 
dass  der  natürliche  Begriff  vom  Einkommen  notwendigerweise  an 
ein  ganz  bestimmtes  Zeitmass,  an  eine  festbegrenzte  Wirt- 
schaftsperiode gebunden  ist 

In  der  Theorie  sowohl  wie  in  der  Gesetzgebung  herrscht  nun 
über  diesen  Punkt  insofern  vollkommene  Übereinstimmung,  als  all- 
gemein der  Zeitraum  eines  Jahres  als  diejenige  Wirtschafts- 
periode gilt,  auf  welche  die  Einkommensberechnimg  zu  beziehen 
ist.  Die  Veranlagung  der  Einkommensteuer  erfolgt  daher  auch 
überall  für  jedes  Rechnungsjahr  oder  Steuerjahr.  Allein  damit  ist 
noch  nicht  die  weitere  Frage  gelöst,  welches  Jahr  der  Berechnung 
des  steuerpflichtigen  Jahres-Einkommens  zugrunde  gelegt  werden 
soll,  denn  da  die  Veranlagung  zur  Steuer  natürlich  vor  Beginn  des 
Steuerjahres  stattzufinden  hat,  und  das  Einkommen  des  Steuer- 
jahres in  vielen  Fällen  nicht  im  voraus  feststeht,  so  kann  die  Frage, 
wann  das  Jahr  beginnen  soll,  dessen  Einkommen  der  Besteuerung 
zugrunde  zulegen  ist,  in  verschiedener  Weise  beantwortet  werden. 
Im  Prinzip  der  Einkommensteuer  liegt  es  ohne  Zweifel,  dasjenige 
Einkommen  zu  treffen,  welches  jeder  Steuerpflichtige  im  Steuer- 
jahre besitzt,  und  soweit  möglich,  sollte  daher  auch  dieses  Ein- 
kommen als  Basis  betrachtet  und  von  der  Steuer  erfasst  werden. 
Fuisting  ist  zwar  nach  seinem  Kommentar  zum  Preussi- 
sehen  Einkommensteuergesetze  (Anm.  3  zu  §  ro,  VI.  Aufl.  S,  108) 
der  Ansicht,  der  Zweck  der  Einkommenbesteuerung  werde  am 
vollkommensten  erreicht  durch  eine  nach  dem  wirklichen  Ein- 
kommen eines  jeden  Steuerpflichtigen  bemessene,  also  nur  die  Er- 
gebnisse des  abgelaufenen  Jahres  (in  der  IV,  Auflage  des 
Kommentars  heisst  es  statt  dessen  „Steuerjahres" !)  berücksichtigende 
Besteuerung.  Dem  kann  jedoch  nicht  beigepflichtet  werden,  denn 
in  der  Regel  wird  doch  die  Steuer  aus  dem  Einkommen  des  laufen- 
den St  euer  Jahres  entrichtet,  und  der  Zweck  der  Steuer  ist  es 
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auch  zweifellos,  dieses  Einkommen  zu  treffen,  nicht  ein  Einkommen, 
welches  der  Steuerpflichtige  vor  ein  bis  zwei  Jahren ')  gehabt  hat. 

Die  Gleichmässigkeit  der  Einkommensermittlung  erfordert 
allerdings  die  allgemeine  Anwendung  einer  bestimmten,  einheit- 
lichen Zeitfrist.  Auch  ist  zuzugeben,  dass  in  Übereinstimmung 
mit  dem  eine  Jahresfrist  voraussetzenden  Einkommensbegriffe  dies 
nur  eine  in  sich  abgeschlossene  Jahresfrist  sein  kann.  Nicht  zu- 
stimmen aber  können  wir  den  Worten  Fuisting's  (a.  a.  O.  VII. 
Aufl.  S.  59):  „Da  nur  die  gegenwärtige  Leistungsfähigkeit  mass- 
gebend sein  darf,  erscheint  als  die  einzig  geeignete  Jahresfrist  das 
bei  Vornahme  der  Veranlagung  abgelaufene,  letzte  Jahr. 
Unrichtig  wäre  es,  zukünftiges,  noch  gar  nicht  entstandenes  und 
sich  deshalb  jeder  sicheren  Berechnung  entziehendes  Einkommen 
besteuern  oder  die  Besteuerung  nach  dem  Einkommen  früherer 
Jahre  unter  Berechnung  des  Durchschnittes  bewirken  zu  wollen. 
Vollends  unzulässig  würde  es  sein,  das  Einkommen  unter  Scheidimg 
feststehender  und  unbestimmter  Faktoren  teils  nach  der  Zukunft, 
teils  nach  der  Vergangenheit  zu  ermitteln," 

Die  gegenwärtige  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen 
wird  zweifellos  in  erster  Linie  nicht  durch  sein  Einkommen  im  ab- 
gelaufenen, letzten  Jahre  zum  Ausdruck  gebracht,  sondern  viel- 
mehr durch  sein  Einkommen  im  gegenwartigen  Jahre,  d.i.  im 
Steuerjahre.  Wie  das  Einkommen  eines  Jahres  nicht  auf  ein- 
mal dem  Steuerpflichtigen  zufliesst,  so  wird  auch  die  Steuer  nicht 
auf  einmal  bezahlt,  sondern  im  Laufe  des  Steuerjahres  in  verschie- 
denen Zielen,  die  ungefähr  den  Teil-Einkünften  des  Steuerjahres 
entsprechen  sollen.  Es  erscheint  deshalb  grundsätzlich  allein  richtig, 
die  in  der  Zukunft  zu  entrichtende  Steuer  nach  dem  zukünf- 
tigen Einkommen  festzusetzen,  und  nur  dann  das  Einkommen 
froherer  Jahre  bei  der  Veranlagung  der  Einkommensteuer  des 
künftigen  Steuerjahres  zu  benutzen,  wenn  die  Einkünfte  und  die 
gestatteten  Abzüge  des  letzteren  weder  feststehen  noch  auch  mit 
genügender  Sicherheit  eingeschätzt  werden  können.  In  diesem 
Falle  muss  natürlich  das  Einkommen  froherer  Jahre  als  Hilfs- 
mittel zur  Berechnung  des  Einkommens  im  Steuerjahre  benutzt 


1)  Die  Veranlagung  zur  Steuer  fbr  das  am  i.  April  1908  beginnende  und 
am  31.  M&rz  1909  endigende  Steuerjahr  erfolgt  beispielsweise  schon  im  Steuer- 
jahr 1907/08.  Sollen  daher  die  wirklichen  Ergebnisse  des  abgelaufenen  Steuer- 
jahres die  Grundlage  der  Veranlagung  für  1908. 09  bilden,  so  muss  das  Einkommen 
des  Steuerjahres  1906,07  als  steuerbares  Einkommen  von  1908  09  angenommen 
-werden,  also  das  vor  zwei  Jahren  erzielte  Einkommen,  das  vom  wirklichen 
Einkommen  in  1908/09  sehr  abweichen  kann. 
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werden,  und  es  fragt  sich  dann  nur  noch,  ob  das  unmittelbar  vor 
der  Veranlagung  abgelaufene  Kalender-  oder  Betriebsjahr  als  Grund- 
lage genommen,  oder  ob  nach  dem  Durchschnitte  der  Ergebnisse 
mehrerer  unmittelbar  vorausgegangenen  Jahre  gerechnet  werden  soll- 

Fuisting  redet  —  im  Gegensatz  zu  früher!  —  dem  ersteren 
Verfahren  das  Wort,  obwohl  er  es  für  unrichtig  hält,  die  Besteue- 
rung nach  dem  Einkommen  früherer  Jahre  zu  bewirken.  Erfolgt 
beispielsweise  die  Steuerveranlagung  für  igo8  (vom  i.  April  1908 
bis  31.  März  1909),  wie  in  Hessen,  im  September  1907,  so  müsste 
nach  der  neuen  Preussischen  Vorschrift  und  nach  Fuisting 
das  Ergebnis  des  Kalenderjahres  igo6  für  die  Einkommensberech- 
nung von  1908  massgebend  sein.  Ist  nun  1906  kein  „früheres" 
Jahr  gegenüber  dem  Steuerjahr  1908/09? 

Will  jemand  etwa  behaupten,  das  Jahr  1906  bedeute  für  das 
kommende,  neue  Steuerjahr  1908/09  die  Gegenwart? 

Mit  der  Ermittlung  des  Einkommens  und  seiner  Faktoren  nach 
den  tatsächlichen  und  rechtlichen  Vorgängen  und  Zuständen  im 
letzten  Kalender-  oder  Betriebsjahre  werden  allerdings  —  darin 
stimmen  wir  Fuisting  bei  —  sichere  und  klare  Unterlagen  ge- 
wonnen, nicht  aber  werden  „die  Voraussetzungen  für  die  Steuer- 
bemessung nach  der  gegenwärtigen  Leistungsfähigkeit  erfüllt," 
„Jede  Vorausbesteuerung  nach  ganz  unsicheren  Merkmalen"  ist 
zwar  durch  die  neue  Preussische  Einkommens-Berechnungsart  aus- 
geschlossen, aber  andererseits  werden  auch  die  im  Laufe  des  mass- 
gebenden Kalenderjahres  eingetretenen  Veränderungen  des  Jahres- 
Einkommens  —  bei  nicht  verändertem  Bestände  der  einzelnen 
Einkommensquellen!  —  nicht  genügend,  und  die  vom  Ablauf 
jenes  Jahres  an  bis  zum  Beginne  des  neuen  Steuerjahres  einge- 
tretenen überhaupt  nicht  —  selbst  im  Rechtsmittelwege  nicht!  — 
Berücksichtigung  finden  können.  An  die  Stelle  des  in  vielen  Fällen 
ganz  sicher  vorauszubestimmenden  Einkommens  des  künftigen 
Steuerjahres  tritt  also  unter  Umständen  das  von  diesem  stark  ab- 
weichende und  zur  Besteuerung  des  kommenden  Jahres  in  gar 
keiner  Beziehung  stehende  Einkommen  eines  früheren  Jahres.  Die 
Richtigkeit  des  Satzes  Fuisting's  „jede  Beurteilung  der  Ein- 
kommensfaktoren nach  der  Zukunft  bedeutet  eine  Rechnung  mit 
unbekannten  Grössen",  kann  wohl  dem  Wortlaute  nach  nicht  be- 
stritten werden,  aber  im  wirklichen  Leben  werden  diese  unbekannten 
sehr  häufig  zu  bekannten  Grössen,  und  es  ist  daher  nicht  einzu- 
sehen, aus  welchem  Grunde  man  von  der  Benutzung  der  sicheren 
Zukunftszahlen,  d.  h.  der  feststehenden  Einnahmen  und  Ausgaben, 
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abgehen  und  zur  Unterstellung  für  das  zukünftige  Steuerjahr  nicht 
mehr  zutreffenden  Grössen  tibergehen  soll.  Die  früher  in  Preussen 
bei  der  Steuerveranlagung  übliche  Unterscheidung  zwischen  fest- 
stehenden und  schwankenden  Einnahmen  und  Ausgaben  entspricht 
unseres  Erachtens  den  wirklichen  Verhältnissen  und  vor  allem  auch 
dem  Einkommensbegriffe  besser  als  die  grundsätzliche  Besteuerung 
nach  der  Vergangenheit,  die  in  vielen  Fällen  doch  nicht  durchge- 
führt werden  kann,  so  dass  dann  immer  wieder  zu  der  Besteuerung 
der  Zukunft  Zuflucht  genommen  werden  muss.  Diese  letztere  lässt 
sich  eben  niemals  ganz  beseitigen,  und  das  aufgestellte  Prinzip  der 
Besteuerung  von  wirklichen,  in  der  Vergangenheit  erzielten  Ergeb- 
nissen, das  dem  Einkommensbegriffe  fremd  ist,  wird  —  je  nach  den 
wirtschaftlichen  Verhaltnissen  mehr  oder  weniger  —  immer  durch- 
brochen werden. 

Fuisting  erkennt  denn  auch  selbst  an,  dass  die  Novelle  nicht 
ganze  Arbeit  nach  jener  Richtung  hin  geleistet  hat,  indem  er  sagt 
{a.  a.  O.  S.  60); 

„Die  neue  Fassung  des  §  9  beseitigt  zwar  ganz  und  gar  die 
frühere,  unhaltbare  Unterscheidung  zwischen  „feststehenden",  mit 
„ihrem  Betrage  für  das  Steuerjahr  anzurechnenden  und  ihrem 
Betrage  nach  unbestimmten  oder  schwankenden",  nach  der  drei- 
jährigen oder  kürzeren  Vergangenheit  zu  berechnenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  und  bestimmt  für  die  Ermittlung  der  quellenmassigen 
Erträge  einheitliche  Zeitfristen  der  Vergangenheit,  nämlich  als 
Regel  das  letzte  Kalenderjahr,  als  Ausnahme  für  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Betriebe  mit  zuverlässiger,  Berechnung  gestatten- 
der Buchführung  die  drei  letzten  Wirtschafts-  oder  Betriebsjahre 
oder  bei  kürzerem  Bestehen  der  Quelle  die  entsprechende,  kürzere 
Frist  unter  Berechnung  des  Jahresertrags  nach  dem  Durchschnitte." 

„Aber  die  wirtschaftliche  Anforderung,  alle  Faktoren  des  Ein- 
kommens ausschliesshch  nach  der  jüngsten  Vergangenheit,  dem 
letzten  Vorjahre,  zu  bestimmen,  also  die  Besteuerung  ganz  und  gar 
an  die  Einkommensverhältnisse  des  Vorjahres  zu  knüpfen  und 
hiermit  zu  einer  Nachzahlung  zu  gestalten,  ist  doch  nicht  erfüllt. 
Vielmehr  ist  mit  dem  leitenden  Grundsatze  des  §  9,  dass  für  die 
Veranlagung  der  natürlichen  Personen  „der  Bestand  der  einzelnen 
Einkommensquellen  bei  Beginn  des  Steuerjahres  massgebend 
sein  soll,  der  Grundgedanke,  alle  Faktoren  des  Einkommens  nach 
der  Vergangenheit  zu  bestimmen,  wieder  durchbrochen,  die  Be- 
messung des  Ertrages  neuer  Quellen  durch  mutmassliche 
Schätzung  in  die  Zukunft  verlegt  und  hiermit  eine  Halbheit 


in  das  Gesetz  hineingetragen  worden,  welche  die  alten  Zweifel 
nicht  beseitigt  und  zahlreiche  neue  hervorruft."  Ausserdem 
ist  aber  auch  dem  zweifellos  richtigen  Gedanken,  dass  die  zu  ent- 
richtende Einkommensteuer,  soweit  als  irgend  möglich,  dem  Ein- 
kommen anzupassen  sei,  welches  der  Steuerpflichtige  im  Veran- 
lagungs-  oder  Steuerjahre  bezieht,  welcher  Gedanke  zu  der 
Unterscheidung  zwischen  feststehenden  und  schwankenden  Einkünf- 
ten bei  der  Einkommensberechnung  geführt  hat,  gar  keine  Rechnung 
mehr  getragen. 

Unseres  Erachtens  steht  der  Grundsatz,  dass  der  Bestand 
der  einzelnen  Einkommensquellen  bei  dem  Beginne  des  Steuer- 
jahres für  die  Besteuerung  unbedingt  massgebend  sein  soll,  zu  dem 
leitenden  Hauptgrundsatze  der  Novelle,  die  Veranlagung  der  phy- 
sischen Personen  nach  dem  Ergebnisse  eines  bezw.  mehrerer  Jahre 
der  Vergangenheit  vorzunehmen,  in  einem  gewissen,  unvereinbaren 
Gegensatze,  und  es  ist  die  Frage  nicht  von  der  Hand  zu  weisen, 
ob  es  nicht  zweckmässiger  und  dem  EinkommensbegrifF  entsprechen- 
der gewesen  wäre,  als  Regel  die  Veranlagung  nach  dem  Einkom- 
mensbetrage des  künftigen,  neuen  Steuerjahres  und  als  Ausnahme 
die  Besteuerung  nach  den  Ergebnissen  bereits  verflossener  Jahre 
aufzustellen  bezw.  beizubehalten. 

Die  Möglichkeit,  das  wirkliche  Einkommen  des  Steuerpflich- 
tigen im  Steuerjahre  zu  erfassen,  besteht  jedoch  nur  fürj  im  voraus 
feststehende  Jahres-Einnahmen  und  -Ausgaben,  und  bei  diesen  allein 
kann  daher  das  Prinzip,  das  Einkommen  des  kommenden  Steuer- 
jahres steuerlich  zu  belasten,  gewahrt  werden.  Handelt  es  sich 
dagegen  um  im  voraus  nicht  feststehende,  unbestimmte  und  schwan- 
kende Jahres-Einnahmen  und  -Ausgaben,  dann  muss  von  der  „Vor- 
ausbesteuerung",  oder  besser  gesagt  Gegenwartsbesteuerung,  ab- 
gesehen, und  ein  anderer  Weg  zur  Ermittlung  des  Jahres-Einkom- 
mens  oder  der  betr.  Teile  desselben  eingeschlagen  werden.  Die 
Gesetzgebung  kennt  hierfür  zwei  Verfahren;  sie  legt  für  ge- 
wisse Einkommensgattungen  entweder  das  Einkommen  zu  Grunde, 
welches  der  Steuerpflichtige  in  dem  der  Steuerausschreibung  direkt 
vorhergegangenen  Kalender-  oder  Geschäfts-  oder  Wirtschaftsjahre 
gehabt  hat,  oder  sie  ermittelt  das  durchschnittliche  Einkommen 
mehrerer,  gewöhnlich  der  drei  vorausgegangenen  Jahre.  Allerdings 
weicht  sie  im  letzteren  Falle  vom  Prinzip  der  Einkommensteuer 
vollkommen  ab  und  nähert  sich  mit  der  Durchschnitts-Berechnung 
oder  -Einschätzung  dem  Prinzip  der  Ertragsbesteuerung.  Da  das 
System  der  Durch  Schnitts- Berechnung  jedoch  vor  allem  den  Vorzug 
hat,  dass  bei  von  Jahr  zu  Jahr  stark  schwankenden  Einkommen 


die  Höhe  des  steuerbaren  Einkommens  gleichmässiger  und  stabiler 
wird,  was  nicht  nur  im  Interesse  des  Staates,  sondern  auch  in  dem 
der  Steuerpflichtigen  liegt,  so  schreiben  die  meisten  Einkommen- 
steuergesetze bezw.  AusfQhrungs -Verordnungen  etc.  für  gewisse 
Einkommensgattungen  die  Durchschnittsberechnung  bezw.  Schätzung 
von  3  Jahren  vor. 

Nach  der  Art  und  Weise  der  Einkommensermittlung  kann 
man  folgende  Gruppen  von  Einkommensteuergesetzen  unterscheiden : 

1.  Gesetze,  welche  als  Regel  feststehende  Einkommensteile 
oder  Einnahmen  nach  dem  Betrage  des  Steuerjahres  oder  zur  Zeit 
der  Veranlagung  und  schwankende  nach  dreijährigem  Durchschnitte 
vorausgegangener  Jahre  zur  Steuer  heranziehen; 

2.  Gesetze,  welche  die  feststehenden  Einnahmen  nach'  dem 
Betrage  des  dem  Steuerjahre  bezw.  der  Veranlagungszeit  direkt 
vorangegangenen  Jahres  (Kalender-  oder  Wirtschaftsjahres),  die 
veränderlichen  dagegen  nach  dem  Durchschnitte  der  drei  letzten 
Kalender-  oder  Wirtschaftsjahre  vor  dem  Steuerjahre  besteuern; 

3.  Gesetze,  welche  feststehende  Einnahmen  nach  dem  Betrage 
des  Steuerjahres  oder  zur  Zeit  der  Veranlagung,  nicht  bestimmte 
dagegen  nach  dem  Betrage  in  dem  der  Einschätzung  unmittelbar 
vorausgegangenen  Kalender-  oder  Wirtschaftsjahre  erfassen; 

4.  Gesetze,  welche  Oberhaupt  zwischen  feststehenden  und 
schwankenden  Einnahmen  nicht  unterscheiden  und  das  Einkommen 
in  der  Regel  nach  dem  Betrage  in  dem  dem  Steuerjahre  direkt 
vorangegangenen  Kalenderjahre  besteuern,  aber  für  gewisse  Ver- 
hältnisse bei  physischen  Personen  und  ausserdem  fQr  juristische 
Personen  Ausnahmen  (Durchschnittsrechnung,  mutmasslicher  Jahres- 
ertrag) vorschreiben; 

5.  Gesetze,  welche  alles  Einkommen  nach  dem  Betrage  des 
der  Steuerausschreibung  vorhergegangenen  Kalenderjahres  treffen; 

6.  Gesetze,  welche  grundsätzlich  das  Einkommen  für  das 
Steuerjahr  selbst  veranlagen,  also  auf  die  Ermittlung  des  Einkommens 
vorausgegangener  Jahre  vollständig  verzichten. 

Zu  der  ersten  Gruppe  gehörte  z.  B.  das  Preussische 
Einkommensteuergesetz  von  1891. 

Dieses  bestimmte  im  §  10: 

.Feststehende  Einnahmen  sind  nach  ihrem  Betrage  für  das  Steuerjahr 
ihrem  Betrage  nach  unbestimmte  oder  schwankende  Einnahmen,  sowie  das 
steuerpflichtige  Einkommen  der  Aktien gesellschaAen  usw.  {§  16)  nach  dem 
Durchschnitte  der  drei  der  Verlagung  unmittelbar  vorange- 
gangenen Jahre,  jedoch  bei  der  nach  diesem  Gesetze  stattfindenden,  erst- 
maligen Veranlagimg  nach  dem  Durchschnitte  zweier  Jahre  zu  berechnen. 
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Wenn  Einnahmen  der  letztgedachlen  Art  noch  nicht  so  lange  bestehen, 
so  sind  sie  nach  dem  Durchschnitte  des  Zeitraumes  ihres  Bestehens,  nfltigenralls 
nach  dem  mutmasslichen  Jahresertrage  in  Ansatz  zu  bringen. 

Die  gleichen  Grundsätze  gelten  für  die  Berechnung  der  abzugsfähigen 
Ausgaben." 

Nach  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  soll  für  die  Ab- 
.  grenzung  der  dreijährigen  Periode  das  Wirtschaftsjahr  des  zu 
Veranlagenden  massgebend  sein,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dasselbe 
mit  dem  Kalender-  oder  Steuerjahre  zusammenfällt  oder  nicht.  Als 
das  der  Veranlagung  unmittelbar  vorangegangene  Wirtschaftsjahr 
im  Sinne  des  §  lo  ist  das  letzte  anzusehen,  dessen  Ergebnisse  zur 
Zeit  des  Veranlagungsaktes  feststehen. 

Den  Mangeln  und  Schwierigkeiten,  die  der  Vorausbesteuerung 
bezüglich  einzelner  Einkommensgattungen  ohne  Zweifel  anhaften, 
sucht  hiernach  das  preussische  Einkommenssteuergesetz  von  1891 
dadurch  vorzubeugen,  dass  es  zwischen  „feststehenden"  und  .un- 
bestimmten oder  schwankenden"  Einnahmen  und  Ausgaben  unter- 
scheidet. Bei  der  alljährlich  Im  voraus  für  das  kommende  Steuer- 
jahr erfolgenden  Veranlagung  sollen  die  feststehenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  stets  mit  dem  Betrage  für  die  Zukunft,  nämlich 
das  künftige  Steuerjahr,  die  schwankenden  Einnahmen  und  Aus- 
gaben aber  grundsätzlich  mit  dem  Betrage  für  die  Vergangen- 
heit, nämlich  die  für  die  Durchschnittsbemessung  massgebenden 
Vorjahre,  und  nur  ausnahmsweise  für  die  Zukunft  —  mit  dem 
„mutmasslichen  Jahresertrage"  —  festgestellt  werden.  Der  Beginn 
des  bevorstehenden  Steuerjahres  (i.  April)  bildet  bei  der  Veran- 
lagung den  massgebenden,  „kritischen"  Zeitpunkt  für  die  Festlegung 
des  Steuerobjekts  bezw.  für  den  Bestand  der  Quellen;  die  zu  diesem 
Zeitpunkte  gegebene  Sach-  und  Rechtslage  ist  für  die  Feststellung 
des  Einkommens  entscheidend  {Fuisting,  a.  a.  O.  VI.  Aufl.  S.367). 

Die  zweite  Gruppe  von  Einkommensteuergesetzen  nach 
obigem  Gesichtspunkte  repräsentiert  die  österreichische  Perso- 
naleinkommensteuer vom  25.  Oktober  1896. 

Hier  heisst  es  im  §  156: 

, Feststehende  Einnahmen  sind  mit  dem  Betrage,  den  sie  im  letzten,  dem 
Steuerjahre  vorangegangenen  Jahre  tatsächlich  erreicht  haben,  ihrem  Betrage 
nach  unbestimmte  oder  schwankende  Einnahmen  dagegen  nach  dem  Durchschnitte 
der  letzen  drei  Jahre  in  Besteuerung  zu  ziehen. 

Haben  Einnahmen  der  letzt  gedachten  Art  noch  nicht  so  lange,  oder  fest- 
stehende Einnahmen  noch  nicht  durch  ein  ganzes  Jahr  bestanden,  so  sind  sie 
nach  dem  Durchschnitt  des  Zeitraumes  ihres  Bestehens,  nötigenfalls  nach  dem 
mutmasslichen  Jahresertrage,  in  Ansatz  zu  bringen. 

Die  gleichen  Grundsätze  gelten  f^r  die  Berechnung  der  abzugsfähigen 
Ausgaben. 
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Fallen  die  GeschaftsabschlOsse  eines  Steuerpflichtigen  mit  dem  Kalender- 
jahre nicht  zusammen,  so  hat  auf  Wunsch  desselben  die  Berechnung  nach  Wirt- 
schafts  (Bilanz-1  jähren  einzutreten." 

Zur  dritten  Gruppe  von  Einkommensteuergesetzen  nach 
obiger  Einteilung  gehört  beispielsweise  das  B  a  d  i  s  c  h  e  Einkommen- 
steuergesetz vom  20.  Novbr.  1900, 

Art  13  desselben  bestimmt  im  Absatz  2; 

.Bei  Bemessung  des  Einkommens  nach  dem  Stande  der  Einkommensver- 
hältnisse an  einem  bestimmten  Tage  sind  feststehende  Bezüge  nach  ihrem  dem 
Stande  am  massgebenden  Tage  entsprecherden  Jahresbetrag,  wandelbare  BezQge 
nach  dem  tatsachlichen  Ergebnis  des  letzten  Kalender-  oder  Geschäftsjahres, 
sofern  sie  aber  noch  nicht  ein  Jahr  lang  fliessen,  nach  dem  mutmasslichen  Er- 
gebnis des  laufenden  Jahres  in  Ansatz  zu  bringen." 

Auch  das  Sachsische  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juli  1900  wird 
nach  dem  Inhalt  des  §  16  zu  dieser  Gruppe  gerechnet  werden  kSnnen,  wenn 
auch  die  §§  18  und  21  u.  a.  bestimmen,  dass  das  Einkommen  aus  nicht  ver- 
pachteten, landwirtschartlich  und  forstwirtschatllich  benutzten  Besitzungen,  femer 
aus  Handel  und  Gewerbe,  einschliesslich  des  Betriebs  der  Landwirtschaft  auffrem- 
den  Grundstöcken,  und  aus  jeder  anderen  Erwerbstatigkeit  nach  dem  Durchschnitte 
der  letzten  drei  Wirtschafls-  oder  Geschäftsjahre  zu  berechnen  ist.  Die  Durch- 
schnittsberechnung stellt  hier  die  Ausnahme  dar,  während  sie  Im  Badischen 
Einkommensteuergesetze  Oberhaupt  keine  Aufnahme  gefunden  hat. 

Die  Preussische  Novelle  zum  i8gier  Einkommensteuer- 
gesetze vom  19.  Juni  1906,  mithin  das  gegenwärtig  für  Preussen  in 
Geltung  stehende  Einkommensteuergesetz  in  seiner  Fassung  vom 
19.  Juni  1906,  ist  zu  der  obigen  IV.  Gruppe  von  Einkommensteuer- 
gesetzen zu  rechnen. 

§  9  des  neuen  Gesetzes,  der  an  die  Stelle  des  §  10  des  1891er  Gesetzes 
getreten  ist,  unterscheidet  bei  der  Berechnung  des  Einkommens  scharf  zwischen 
dem  Einkommen  physischer  und  nichtphysischer  Personen.    Er  lautet,  wie  folgt : 

,1.  Massgebend  ftlr  die  Veranlagung  der  physischen  Personen  ist  der 
Bestand  der  einzelnen  Einkommensquellen  bei  Beginn  des  Steuerjahres,  für 
welches  die  Veranlagung  erfolgt,  wenn  aber  die  Veranlagung  von  einem  späteren 
Zeitpunkt  ab  stattfindet,  der  Bestand  der  Quellen  in  diesem  Zeitpunkte. 

Änderungen,  welche  in  dem  bei  der  Veranlagung  vorausgesetzten  Bestände 
bb  zum  Beginne  des  Steucrjahrs  eintreten,  können  im  Rechtsmittelwege  geltend 
gemacht  werden. 

3.  Soweit  nicht  unter  Ziffer  3  und  4  etwas  anderes  bestimmt  ist,  erfolgt 
die  Veranlagung  der  physischen  Personen  nach  dem  Ergebnisse  des  dem  Steuer- 
jahr unmittelbar  vorangegangenen  Kalenderjahres,  und,  insoweit  für  eine  Ein- 
kommensquelle ein  Jahresergebnis  nicht  vorliegt,  nach  dem  mutmasslichen 
Jahresertrage. 

3,  Der  Geschaftsgewinn  aus  Handel,  Gewerbe  und  Bergbau  wird  bei 
physischen  Personen,  welche  HandelsbOcher  nach  Vorschrift  der  §§  38  ff.  des 
Handel^esetzbuchs  führen,  nach  dem  Durchschnitte  der  drei  dem  Steueijahr 
unmittelbar  vorangegangenen  Wirtschafts-  (Betriebs-)  Jahre,  wenn  aber  der  Be- 
trieb noch  nicht  so  lange  oder  nicht  ohne  wesentliche  Änderung  so  lange  besteht. 
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oder  die  Bocher  nicht  so  lange  geführt  werden,  nach  dem  Durchschnitte  der 
kürzeren  2eit,  fflr  welche  Jahresabschlüsse  vorliegen,  und  wenn  ein  Jahresab- 
schluss  Oberhaupt  noch  nicht  vorEegt,  nach  dem  mutmasslichen  Jahresertrage 
veranschlagt. 

Massgebend  ist  fOr  jeden  Steuerpflichtigen  das  von  ihm  angenonunene 
Wirtschafts-  (Betriebs-)  Jahr. 

Als  der  Veranlagung  unmittelbar  vorangegangen  gilt  das  letzte  Betriebs- 
jahr, dessen  Ergebnisse  zur  Zeit  der  Veranlagung  (Steuererklärung)  festgestellt 
werden  können. 

Bei  der  Durchschnittsi>erechnung  ist  der  etwaige  Verlust  eines  Jahres  von 
dem  Gewinne  der  anderen  Jahre  in  Abzug  zu  bringen. 

4.  Die  Vorschriften  der  Ziffer  3  finden  sinngemäss  Anwendung  auf  die 
Veranschlagung  des  Ertrags  aus  Land-  und  Forstwirtschaft  auf  eigenem  oder 
gepachtetem  Grundbesitze,  wenn  Ober  den  Betrieb  geordnete,  den  Reinertr^ 
zifferma.ssig  nachweisende  Bücher  geführt  werden. 

<;.  Über  die  Frage,  ob  ausreichende  Buchführung  im  Sinne  der  ZifTem  3 
und  4  vorliegt,  entscheidet  die  Berufungskommission  endgültig.  Auf  Verlangen 
des  Beteiligten  ist  vorher  ein  Sachverständiger  zu  hören. 

6.  Die  Veranlagung  der  nichtphysischen  Personen  (§  i  Nr.  4,  5,  6, 
§§  15,  16)  erfolgt  nach  dem  durchschnittlichen  Ergebnisse  der  drei  der  Veran- 
lagung unmittelbar  vorangegangenen  Geschäftsjahre  (Nr.  3)  und,  wenn  das  Unter- 
nehmen noch  nicht  so  lange  besteht,  nach  dem  Durchschnitte  der  kürzeren  Zeit, 
für  welche  Geschäftsabschlüsse  vorliegen.  Die  Steuerpflicht  der  nichtphysischen 
Personen  tritt  erst  ein,  wenn  ein  das  Vorhandensein  von  Überschüssen  ergeben- 
der Abschluss  vorliegt;  die  Veranlagung  geschieht  alsdann  von  dem  Beginne 
des  Monats  ab,  der  auf  den  Zeilraum  folgt,  für  welchen  dieser  Abschluss  ge- 
macht ist." 

Mit  diesem  Paragraphen  hat  sich  ein  vollständiger  System- 
wechsel in  der  Berechnung  des  Einkommens  in  Preussen  vollzogen. 

Wenngleich  in  der  Begründung  der  Novelle  anerkannt  wird, 
dass  die  Unterscheidung  zwischen  feststehenden  und  schwankenden 
Einkünften  bei  der  Einkommensberechnung  eine  gute,  innere  Be- 
rechtigung habe,  weil  der  für  die  feststehenden  Einnahmen  bisher 
gültigen  Vorschrift  der  Gedanke  zugrunde  liege,  dass  die  zu  ent- 
richtende Einkommensteuer,  soweit  als  irgend  möglich,  dem  Ein- 
kommen anzupassen  sei,  welches  der  Steuerpflichtige  in  dem  Ver- 
anlagungsjahre, d.  h.  in  dem  Steuerjahre,  beziehe,  und  wenn 
femer  auch  anerkannt  wird,  dass  in  den  recht  zahlreichen  Fällen, 
in  denen  das  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen  nur  in  fester  Be- 
soldung und  fest  bedungenen  Zinsen  bestehe,  die  damals  geltende 
Vorschrift  ihrem  Zwecke,  das  jeweilig  tatsächlich  vorhandene  Ein- 
kommen der  Besteuerung  zugrunde  zu  legen,  im  allgemeinen  so 
nahe  komme,  wie  es  überhaupt  erreichbar  sei,  so  soll  doch  anderer- 
seits die  verschiedene  Behandlung  der  „feststehenden"  und  „schwan- 
kenden" Einnahmen  bei  der  praktischen  Anwendung  zu  so  vielen 
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Zweifeln  und  Unzuträglichkeiten  führen,  dass  eine  Abänderung  der 
geltenden  Vorschriften  in  diesem  Punkte  geboten  gewesen  sei. 
Prinzipiell  wurde  daher  der  Unterschied  bei  der  Behandlung  der 
feststehenden  imd  schwankenden  Einnahmen  ganz  beseitigt,  und  die 
Veranlagung  nach  dreijährigem  Durchschnitte  auf  solche  Fälle  be- 
schränkt, in  denen  zuverlässige  Unterlagen  für  eine  derartige  Be- 
rechnung vorliegen.  Grundsätzlich  wird  dagegen  von  nun  an  zwi- 
schen dem  Einkommen  physischer  und  dem  nichtphysischer  Per- 
sonen, bei  welch'  letzteren  eigentlich  nur  im  übertragenen  Sinne 
von  „Einkommen"  gesprochen  werden  kann,  unterschieden.  Bei 
ersteren  soll  in  der  Regel  die  Veranlagung  für  ein  Jahr,  und  zwar 
für  das  der  Veranlagung  unmittelbar  v o r  a  n gegangene  Kalender- 
jahr erfolgen.  Das  durchschnittliche  Ergebnis  der  drei  letztver- 
gangenen Jahre  soll  als  Grundlage  der  Veranlagung  künftig  nur 
bei  denjenigen  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betrieben 
dienen,  in  welchen  Handelsbücher  nach  Vorschrift  der  §§  38fF.  des 
Handelsgesetzbuchs  bezw.  geordnete,  den  Reinertrag  ziffermässig 
nachweisende  Bücher  geführt  werden.  Nur  dann ,  wenn  für  eine 
Quelle  ein  Jahresergebnis  noch  nicht  vorliegt,  soll  an  die  Stelle 
des  „Ergebnisses"  dermutmasslichejahresertrag,  also  die  „Schätzung", 
treten. 

Für  die  nichtphysischen  Personen  (Erwerbsgesellschaften  etc.) 
hat  eine  Änderung  bezüglich  der  Einkommensberechnung  nicht 
stattgefunden.  Da  es  sich  hier  um  eine  tatsächliche  Überschuss- 
Besteuerung  handelt,  so  fällt  natürlich  die  subsidiäre  Besteuerung 
des  mutmasslichen  Ertrags  des  Steuerjahres  hier  weg,  nur  das 
wirkliche  Ergebnis  vergangener  Betriebsjahre  kann  steuer- 
lich erfasst  werden. 

Als  Hauptgrundsatz  des  Geset3es  (nicht  der  seitherigen  Aus- 
legung der  Gesetzesvorschriften)  gilt,  dass  der  Stand  der  Ein- 
kommensquellen zum  Beginne,  d.  h.  mit  dem  Beginne  des  ersten 
Tages,  der  Veranlagungsperiode,  in  der  Regel  also  zum  Beginne 
des  Steuerjahres  (i.  April),  für  die  Besteuerung  entscheidend  ist 
Sehr  treffend  sagt  Fuisting  hierzu  im  Vorworte  zur  VII.  Auf- 
lage seines  Kommentars:  „Mit  dem  vorbehaltlosen  Grundsatze  des 
§  9  Nr.  I,  dass  für  die  Veranlagung  der  natürlichen  Personen  der 
Bestand  der  Einkommensquellen  bei  Beginn  des  Steuerjahres  mass- 
gebend sein  soll,  ist  die  Quellentheorie  auf  die  Spitze  ge- 
trieben ;  es  steigern  und  vermehren  sich  hiermit  die  ihr  ohne- 
hin anhaftenden  Mängel  und  Zweifel.  Die  alten,  bisher 
nur  notdürftig  ausgetragenen  Fragen   über  Entstehung,  wesent- 


liehe  Änderung  und  Untergang  der  Quellen  kehren  wieder  und 
erheischen  grundsatzliche  und  endgültige  Lösungen  für  alle  Gruppen 
und  Arten  von  Quellen," 

„So  wird  im  Bereiche  der  Quellen  des  Kapitalvermögens  die 
uneingeschränkte,  gesetzliche  Quellentheorie  zur  Folge  haben,  dass 
Gewinne  aus  den  bei  Beginn  des  Steuerjahres  völlig  abgeschlos- 
senen Gelegenheitsspekulationen,  weil  eben  die  Quelle,  das  in  dem 
Spekulationsgeschäfte  werbende  Kapitalvermögen ,  in  dieser  Form 
und  zu  diesem  Zwecke  nicht  mehr  besteht,  nicht  ferner  als  Ein- 
kommen angerechnet  werden  dürfen.  Bei  den  gewerblichen  Quellen 
bedarf  die  stark  umstrittene  Frage,  ob  Änderungen  in  Anteilsbe- 
rechtigungen den  Untergang  der  alten  und  die  Begründung  einer 
neuen  Quelle  bewirken ,  einer  neuen  Lösung.  Von  ausserordent- 
licher Tragweite  ist  die  Frage,  welche  Folgen  Arbeitslosigkeit, 
Krankheit  und  sonstige  Beschränkung  der  Arbeitsfähigkeit,  Wechsel 
der  Beschäftigung  oder  des  Arbeitgebers  usw.  für  die  Besteuerung 
der  Lohnarbeiter  nach  sich  ziehen." 

Wie  oben  schon  hervorgehoben,  steht  der  Grundsatz,  dass 
der  Stand  der  Einkommensquellen  zum  Beginne  der  Veranlagungs- 
periode, in  der  Regel  also  des  Steuerjahres,  für  die  Besteuerung 
unbedingt  massgebend  sein  soll,  in  einem  unlösbaren  Widerspruche 
mit  dem  Grundsatze  des  §  9  Nr.  2,  dass  —  abgesehen  von  den 
Fällen  zu  Nr.  3  und  4  —  bei  der  Besteuerung  der  physischen 
Personen  primär  die  Veranlagung  nach  dem  Ergebnisse  des  dem 
Steuerjahr  unmittelbar  vorangegangenen  Kalenderjahrs  erfolgen 
soll.  Eine  Konsequenz  des  ersten  Grundsatzes  ist  die  Veranlagung 
nach  dem  Steuerjahre,  in  welchem  die  fragliche  Quelle  eben  noch 
besteht.  Da  diese  Folgerung  aber  nur  bei  feststehendem  Ein- 
kommen gezogen  werden  kann  (bei  schwankenden  Einnahmen 
müsste  der  mutmassliche  Ertrag  des  Steuerjahres  eingeschätzt 
werden),  so  tritt  für  schwankende  Einnahmen  der  Notbehelf  der 
Durchschnittsberechnung  oder  -Schätzung  aus  den  Ergebnissen  ver- 
gangener Betriebsjahre  ein,  und  damit  gelangt  man  unwillkürlich 
und  ganz  ungezwungen  zur  Unterscheidung  von  feststehenden  und 
schwankenden  Einnahmen  und  Ausgaben.  Wo  irgend  möglich, 
sollte  die  Besteuerung  nach  dem  Betrage  des  Steuerjahres  statt- 
finden, denn  sie  allein  entspricht  vollkommen  dem  Prinzip  der  Ein- 
kommensteuer. 

Die  seitherige  verschiedene  Behandlung  der  feststehenden  und 
schwankenden  Einnahmen  hat  gewiss  zu  manchen  Zweifeln  und 
Unzuträglichkeiten  geführt,   aber  wenn  man  der  Ansicht  huldigt, 
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durch  das  grundsätzliche  Abweichen  von  der  Besteuerung  des  Be- 
trages des  kommenden  Steuerjahres  seien  sämtliche  Zweifel  etc. 
beseitigt,  so  irrt  man  doch  gewaltig. 

Ist  es  z.  B.  gerecht,  dass  jemand,  der  im  abgelaufenen  Kalender- 
jahre 1907  einen  grossen  Spekulationsgewinn  an  Grundstücken  oder 
Wertpapieren  zu  verzeichnen  hatte,  diesen  Reingewinn,  d.  h.  diesen 
Einkommensteil ,  lediglich  aus  dem  Grunde  nicht  zu  versteuern 
braucht,  weil  bei  Beginn  des  neuen  Steuerjahres,  am  i.  April  1908, 
die  betreifende  Einkommens-  oder  Ertragsquelle  nicht  mehr  exi- 
stierte ?  Oder  entspricht  es  etwa  einer  gerechten  Steuerverteilung, 
wenn  ein  Privatbeamter  am  20.  März  1908  seine  bisherige  Stellung 
aufgegeben  hat,  bis  zum  2.  April  stellenlos  ist  und  nun  auf  Grund 
des  letzteren  Umstandes,  d.  h.  wegen  Nichtbestehens  der  Ein-' 
kommensquelle  am  i.  April,  für  das  Steuerjahr  1908  einkommen- 
steuerfrei bleibt?  Ist  es  richtig,  einen  Beamten,  der  vom  1.  Januar 
bis  zum  30.  September  1907  ein  jahrliches  Einkommen  von  4800  M. 
und  vom  i.  Oktober  an  in  der  gleichen  Stellung  ein  solches  von 
6000  M.  bezieht,  für  das  Steuerjahr  1908  (i.  April  1908  bis  31.  März 

1909)  mit  nur  ^-^j^^-^-~i =5100 M.  zur Einkommensteuerher- 

4 
anzuziehen,  obwohl  schon  seit  i.  Oktober  1907  ganz  genau  feststeht, 
dass  er  in  Zukunft  ein  Einkommen  von  6000  M-  besitzt? 

Aus  diesen  wenigen  Beispielen  möge  hervorgehen,  dass  die 
jetzt  gültige  Berechnungsart  manchen  Einkommensteil  nicht  zu  er- 
fassen vermag,  dass  die  jetzigen  Vorschriften  vielmehr  Lücken  auf- 
weisen, die  nicht  unbedenklich  erscheinen  und  die  sonderbarsten 
Auswüchse  der  Veranlagung  zeitigen  können  und  werden.  Ebenso 
wird  die  jetzige  Berechnungsart,  verglichen  mit  der  früheren,  aber 
auch  BenachteiUgungen  im  Gefolge  haben.  So  ist  z.  B.  ein  Nach- 
teil für  alle  diejenigen,  welche  Handel  und  Gewerbe  treiben,  aber 
ohne  Handelsbücher  nach  Vorschrift  der  §§38ff.  des  Handelsgesetz- 
buches zu  führen,  sowie  für  alle  Land-  und  Forstwirte,  die  über 
den  Betrieb  keine  geordneten,  den  Reinertrag  ziffermassig  nach- 
weisenden Bücher  führen ,  darin  zu  erblicken ,  dass  Geschäftsver- 
luste nicht,  wie  bisher  bei  der  Durchschnittsberechnung,  berück- 
sichtigt werden.  Hat  ein  Gewerbetreibender  in  dem  dem  Steuer- 
jahre unmittelbar  vorangegangenen  Kalenderjahre  einen  Geschäfts- 
verlust zu  verzeichnen,  so  kann  ihm  natürlich  keine  Herauszahlung 
seitens  des  Staates  gemacht  werden,  er  bezahlt  vielmehr  keine 
Steuer,  sein  Einkommen  wird  zu  Null  angenommen.  Erzielt  er  im 
nächsten  Jahre  einen  grossen  Reingewinn,  so  wird  dieser  in  seiner 

Weber,  Die  Besteuerung  des  Wilde».  7       ('",>,,,,  |,. 
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ganzen  Grösse  als  Einkommen  in  Ansatz  gebracht,  der  vorjährige 
Geschäftsverliist  spielt  keine  Rolle  mehr,  er  bleibt  unberücksichtigt, 
während  er  bei  der  früheren  Durchschnittsberechnung  in  seinem 
vollen  Betrage  gegenüber  den  Geschäftsgewinnen  der  anderen 
Jahre  zur  Geltung  kam.  Nur  in  den  Fällen,  in  welchen  in  den 
drei  massgebenden  Jahren  überhaupt  keine  oder  nur  solche  Rein- 
gewinne erzielt  wurden,  welche  hinter  den  Geschäftsverlusten  zurück- 
blieben, konnten  auch  bei  der  Durchschnittsberechnung  die  Ver- 
luste gar  nicht  oder  nur  teilweise  berücksichtigt  werden, 

„Eine  auffallende  Lücke  lässt  das  Gesetz",  wie  Fuisting 
sagt,  auch  „hinsichtlich  der  zeitlichen  Bestimmung  für  die  Berech- 
nung der  Abzüge  vom  Gesamteinkommen  (§  8  11).  Nach  dem  vor- 
geschriebenen Muster  für  Steuererklärungen  sollen  die  Abzüge  er- 
folgen nach  dem  Betrage  für  das  letzte  Kalenderjahr.  Aber  diese 
Auslegung  erregt  starke  Bedenken,  weil  alsdann  auch  die  beim 
Beginne  des  Steuerjahres  nicht  mehr  bestehenden  Passivleistungen 
mit  den  im  letzten  Kalenderjahr  gezahlten  Beträgen  abgezogen 
werden  müssten,  die  neuentstandenen  Passivleistungen  dagegen 
überhaupt  nicht  berücksichtigt  werden  dürften." 

Fuisting  will  daher  diese  bestehende  Gesetzeslücke  durch 
Auslegung  nach  dem  Sinne  nur  dahin  ausgefüllt  wissen,  „dass  die 
Abzugsfähigkeit  der  Passivleistungen  (§  8  II)  sowohl  hinsichtlich 
des  Bestehens  der  Verpflichtung  als  auch  bezüglich  des 
Umfanges  stets  nach  dem  Rechtszustande  beim  Beginne 
des  Steuerjahres  beurteilt  wird,"  Hiermit  stimme  auch  die 
Wortfassung  des  §  8  II  insofern  überein ,  als  hier  stets  von  ,zu 
zahlenden"  (Zinsen  —  Nr,  i),  „beruhenden"  (Renten  —  Nr.  2),  „zu 
entrichtenden"  Beiträgen  usw.  die  Rede  sei.  (Fuisting,  VII.  A. 
S.  129).  Das  heisst  doch  nichts  anderes,  als  den  Betrag  des  vor- 
ausgegangenen Kalenderjahres  durch  den  mutmasslichen  Betrag 
der  Zukunft,  des  zu  veranlagenden  Steuerjahres,  ersetzen! 

Die  Basierung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  auf  wirklich 
erzielte  Reineinahmen  und  wirkliche  Passivleistungen  der  Vergangen- 
heit und  die  Zahlung  der  Einkommensteuer  ex  post,  wie  der  preus- 
sische  Finanzminister  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
9,  Mai  1906  sich  ausdrückte,  d.  h,  nach  einem  Einkommen,  das  ein 
Mann  wirklich  in  einem  verflossenen  Jahre  gehabthat, 
welche  Idee  dem  Gesetzgeber  der  1906er  Novelle  zweifellos  als 
Richtlinie  vorgeschwebt  hat,  lässt  sich  nicht  konsequent  durchführen. 
Sehr  häutig  wird,  was  gerade  vermieden  werden  sollte,  zu  den 
Beträgen  des  Veranlagungsjahres  gegriffen  werden  müssen  (,mut- 
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masslicher  Jahresertrag"),  und  die  Frage  ist  daher  durchaus  be- 
rechtigt, ob  es  nicht  richtiger  gewesen  wäre,  den  Grundsatz  bei- 
zubehalten, feststehende  Einnahmen  und  Ausgaben  räch  dem  Be- 
trage des  Steuerjahres,  schwankende  dagegen  entweder  nach  dem 
Betrage  des  unmittelbar  vorangegangenen  Kalender-  oder  Betriebs- 
jahres oder  nach  dem  Durchschnitte  der  drei  letzten  Jahre  zu  be- 
steuern. 

Dass  wir  mit  dieser  unserer  Ansicht  nicht  allein  stellen,  sclieint  aus  fol- 
genden Bemerkungen  von  Maatz  im  Finanzarchiv,  Jahrgang  1906,  S.  572/573 
hervorzufrehen : 

.Die  gelegentliche  Äusserung  des  Finanzminisiers:  gewisse rmassen  wird 
die  Einkommensteuer  ex  post  gezahlt,  führt  uns  zu  der  Frage:  wenn  schon  die 
Steuerbemessungsgrundlage  in  der  Regel  in  der  Vergangenheit  liegt,  ist  dann 
auch  die  Steuer  wirklich  eine  Nachsteuer?  Bisher  war  sie  das  zweifellos  nicht; 
ein  Teil  der  Einnahmen,  die  feststehenden,  wurden  nach  ihrem  Belaufe  filr  das 
bevorstehende  Steuerjahr,  also  die  Zukunft  besteuert;  so  war  denn  auch  bei  den 
schwankenden,  unbestimmten  Einnahmen  der  Durchschnitt  der  Vergangenheit 
lediglich  die  wenn  auch  unentbehrliche  Bemessungsgrundlage  der  Steuer ;  sie 
wurde  (Ür  den  Ertrag  des  Steuerjahres  gesetzt,  gewissermassen  eine  Fiktion. 
Von  hervorragender  Seite  wird  nun  auf  Grund  der  lediglich  die  Vergangenheit 
nehmenden,  neuen  Vorschriften  behauptet,  die  Steuer  sei  eine  Nachsteuer.  Dem 
vermögen  wir  nicht  zu  folgen.  Auch  in  Zukunft  ist  die  Steuer  lediglich  eine 
solche  vom  Einkommen  des  Steuerjaiires,  also  der  Zukunft;  das  entspricht 
einmal  der  Theorie,  so  Schäffle,  nach  der  ja  die  Leistungsfähigkeit  besteuert 
werden  soll,  d.  h.  eben  die  gegenwärtige,  nicht  eine  in  beliebiger  Vergangenheit 
liegende;  das  beweist  femer  das  Gesetz  selbst.  Weder  eine  Besteuerung  durch- 
schnittlichen vergangenen  Einkommens,  noch  des  mutmassliehen,  zukünftigen 
will  sich  mit  der  Nachzahlung  einer  Steuer  vertragen,  noch  das  Erfordernis, 
dass  es  zur  Veranlagung  eines  Ertrages  des  Bestehens  der  Quelle  heim  Be- 
ginn des  Steuerjahres  bedarf,  noch  endlich  die  Möglichkeit  der  Steuerermassi- 
gung  wegen  Einkorn  mens  verlusts  im  Laufe  des  Steuerjahres,  §  63." 

Auch  bezüglich  der  Berechnung  des  Einkommens  aus  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  ist  eine  wesentliche  Änderung 
eingetreten.  Wahrend  früher  dieses  Einkommen,  als  auf  schwan- 
kenden Einnahmen  und  Ausgaben  beruhend,  allgemein  nach  dem 
Durchschnitte  der  drei  letzten  Wirtschaftsjahre  -veranlagt  wurde, 
wird  jetzt  ein  scharfer  Unterschied  gemacht  zwischen  Betrieben 
mit  geordneter,  den  Reinertrag  ziffermässig  nachweisenden  Buch- 
führung und  Betrieben  ohne  solche  Buchführung.  Für  erstere  ist  die 
Durchschnittsberechnung  vorgeschrieben,  während  das  Einkommen 
der  letzteren  gemäss  Ziffer  2  des  §  9  nach  dem  Betrage  des  vor- 
ausgegangenen Kalenderjahres  festgestellt  wird.  Übrigens  finden 
auf  die  land-  und  forstwirtschaftliche  Buchführung  die  handelsrecht- 
lichen Vorschriften  keine  Anwendung.  Zu  einer  „geordneten,  den 
Reinertrag  ziffermässig  nachweisenden"   land-  und  forstwirtschaft- 
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liehen  Buchführung  gehört  aber  nach  Fuisting  (a.  a.  O.  S.  150), 
,dass  die  Bücher  fortlaufend  und  übersichtlich  von  einem  Jahre 
zum  anderen,  unter  Berücksichtigung  aller,  den  Betrieb  selbst,  seine 
AnlagenunddasBetriebsvermögen  berührenden  finanziellen 
Vorgänge  geführt  und  mit  zahlenmassiger  Darstellung  des  Rein- 
ertrages am  Schlüsse  des  Wirtschaftsjahres  abgeschlossen  werden, 
auch  eine  Nachprüfung  durch  einen  mit  der  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Buchführung  vertrauten  Sachverständigen  gestatten." 
Die  Forderung,  dass  alle  das  Betriebsvermögen  und  die  Betriebs- 
anlagen berührenden,  finanziellen  Vorgänge  in  der  Buchführung 
Berücksichtigung  finden  sollen,  lässt  darauf  schliessen,  dass  ein 
bilanzmässiger,  auf  eine  Inventur  sich  stützender  Bücherabschluss 
gemeint  ist.  Liegt  ein  solcher  nicht  vor,  dann  kann  auch  die  Durch- 
schnittsberechnung des  Einkommens  aus  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft keine  Anwendung  finden.  Da  im  allgemeinen  wohl  von 
Seiten  der  Land-  und  Forstwirte  der  Durchschnittsberechnung  der 
Vorzug  gegeben  wird,  so  liegt  in  der  für  ihre  Anwendung  im  §  9 
Ziffer  4  gemachten  Voraussetzung  ein  gelinder  Druck  zur  Einfüh- 
rung einer  „geordneten,  den  Reinertrag  ziffermässig  nachweisenden" 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Buchführung. 

Wie  im  Badischen  Einkommensteuergesetz  so  hat  auch  im 
Bremischen  die  Durchschnittsberechnung  oder -Schätzung  keine 
Aufnahme  gefunden;  jedoch  ist  dieses,  die  fünfte  Gruppe  re- 
präsentierende Gesetz  in  seinen  bezüglichen  Bestimmungen  noch 
etwas  einfacher  gestaltet. 

Das  Bremische  Einkommensteuergesetz  vom  ao.  April  1905  bestimmt  in 

„Der  Angabe  und  der  Besteuerung  wird  dasjenige  Einkommen  zugrunde 
gelegt,  welches  der  Steuerpflichtige  in  dem  der  Steuerausschreibung  vorher- 
gegangenen Kalenderjahre  gehabt  hat." 

Zur  sechsten  Gruppe  der  Einkommensteuergesetze,  nach 
der  Veranlagung  gruppiert,  gehörte  das  Oldenburgische  Ein- 
kommensteuergesetz vom     ■    fY„  ~  ^^1  nach  welchem  selbst  die 

unbestimmten  Einnahmen  unter  Berücksichtigung  aller  derzeitigen 
Verhältnisse  des  Steuerpflichtigen  durch  Schätzung  des  mutmass- 
lichen, nächstjährigen  Erwerbs  zu  veranschlagen  waren. 

Das  neue  Oldenburgische  Einkommensteuergesetz  von 
1906  hat  jedoch  diese  Art  der  Veranlagung  nicht  beibehalten;  es 
unterscheidet  zwischen  feststehenden  und  schwankenden  Erträgen 
und  gehört  im  allgemeinen  der  dritten  Gruppe  an,  für  gewisse  Fälle 
ist   aber   die  Durchschnittsberechnung   aus  den  Ertragnissen  ver- 
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gangener  Jahre  vorgeschrieben.  Wir  haben  es  demnach  hier  mit 
einer  siebenten  Gruppe  oder  mit  einer  Kombination  von  Gruppe  3 
und  4  zu  tun,  wozu  auch  das  Sächsische  E.-St.-G.  von  1900  zu 
rechnen  wäre  {s.  S.  93). 

a.  Naturaleinkommen  einschl.  Nutzungen. 

Dass  Naturalerträge  aus  der  eigenen  Wirtschaft,  die  vom  Be- 
sitzer und  seiner  Famihe  verbraucht,  also  nicht  in  Geld  umgesetzt 
werden,  als  ein  Bestandteil  des  Einkommens  ■  zu  betrachten  sind, 
darüber  besteht  heute  in  der  Wissenschaft  sowohl  wie  in  der  Praxis 
kaum  eine  Meinungsverschiedenheit,  Nur  im  Kanton  Basel-Stadt 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sind  die  selbst- 
verbrauchten ,  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  zum  Zwecke  der 
Förderung  der  Landwirtschaft  einkommensteuerfrei.  (Schanz, 
a.  a.  O.  S.  34). 

Das  Preussische  Einkommensteuergesetz  von  1891  z.  B.  bestitnint  dar- 
über in  §  9  II:  „Nicht  abzugsiähig  sind  dagegen  insbesondere: 

2.  Die  zur  Bestreitung  des  Haushalts  der  Steuerpflichtigen  und  zum  Unter- 
halte ihrer  Angehörigen  gemachten  Ausgaben,  einschliesslich  des  Geldwertes 
dir  zu  diesen  Zwecken  verbrauchten  Erzeugnisse  und  Waren  des  eigenen  land- 
Wirt  schädlichen  oder  gewerblicher  Betriebes." 

Die  Novelle  von  1906  hat  hinter  dem  Worte  .Ausgaben"  noch  hinzuge- 
ragt  „insbesondere  alle  Aufwendungen  zur  Befriedigung  persönlicher  Bedürfnisse, 
wie  die  für  Wohnung,  Nahrung,  Kleidung,  Bedienung,  Pflege,  Erziehung",  und 
ausserdem  enthalt  §  8  111.  2  des  1906er  Gesetzes  noch  den  Nachsatz:  „Aufwen- 
dungen zur  Erflülung  einer  gesetzlichen  Unterhaltungspflicht  gegen  Angeberige 
sind  auch  dann  nicht  abzugsfahig,  wenn  sie  diesen  durch  Privatrechlslitel  zu- 
gesichert sind." 

Femer  schreibt  Artikel  11  der  Ausfohrungs- Anweisung  vom  25.  Juli  1906 
für  die  Ermittelung  des  Einkommens  aus  nicht  verpachteten,  landwirtschafUich  be- 
nutzten Besitzungen  vor: 

„Das  Einkommen  stellt  der  durch  die  eigene  Bewirtschaftung  erzielte 
Reinertrag  dar,  d.  h.  die  gesamte  Roheinnahme  nach  Abzug  der  Bewirtschaflungs- 
hosten  und  unter  BerDcksichtigung  des  bei  Beginn  und  am  Schlüsse  der  mass- 
gebenden Wirtschaftsperiode  vorhandenen  Bestandes  an  Vorraten. 

1.  In  Einnahme  sind  zu  stellen :    i 

2.  Der  Geldwert  aller  Erzeugnisse,  welche  zur  Bestreitung  des  Haushalts 
des  Besitzers,  zum  Unterhalte  seiner  Angehörigen  sowie  der  nicht  zum  Wirt- 
Schaftsbetriebe  gehaltenen  Hausgenossen  verbraucht  oder  sonst  zu  ihrem  Nutzen 
oder  ihrer  Annehmlichkeit  verwendet  sind ;  hierher  gehört  namentlich  auch  der 
Aufwand  an  Naturahen  für  die  Beköstigung  des  zur  persönlichen  Bedienung 
gehaltenen  Gesindes,  für  die  Unterhaltung  von  Luxuspferden  u.  dgl." 

Das  Einkommen  des  Pächters  ist  gemäss  Artikel  15  der  Anweisung  nach 
denselben  Grundsätzen  zu  ermitteln,  wie  bei  dem  Betrieb  auf  eigenen  Grund- 
stücken, unter  Hinzurechnung  des  Mietwerts  der  mit  verpachteten  Wohnung. 
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Für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  aus  Handel  und 
Gewerbe,  insoweit  hier  nicht  HandelsbOcher  nach  Vorschrift  der  §§  38  ff.  des 
Handelsgesetzbuchs  gelehrt  werden,  bestimmt  schliesslich  Artikel  18  der  Aus- 
föhrungs- An  Weisung  von  1906; 

,1.  Zu  den  Einnahmen  gehören  insbesonderer 


3.  Der  Geldwert  der  zum  Gebrauch  oder  Verbrauch  des  Steuerpflichtigen, 
seiner  Angehörigen  und  der  nicht  zum  Gewerbebetriebe  gehaltenen  Dienstboten 
und  sonstigen  Hausgenossen  aus  dem  Betrieb  entnommenen  Erzeugnisse  und 
Waren,  sofern  die  Anachaftungskosten  dafür  in  Angabe  (zu  II  Nr.  5)  ge- 
stellt sind." 

Allerdings  erklärt  sich  Fuisting  (a.  a.  O.  VII.  Aufl.  S.  202) 
wohl  mit  der  Behandlung  des  Geldwertes  des  Selbstverbrauchs  der 
Landwirte  als  Einnahmen  bezw,  als  Bestandteil  des  Einkommens 
einverstanden,  dagegen  weder  mit  der  Bestimmung  des  Artikels  18. 1. 3 
der  Ausführungs-Anweisung  noch  mit  den  zu  diesem  Punkte  er- 
gangenen und  auf  das  gleiche  hinauslaufenden  Entscheidungen  des 
Oberverwaltungsgerichts. 

Unseres  Erachtens  dürfte  Fuisting  aus  dem  Grunde  nicht 
beizustimmen  sein,  weil  sein  Vorschlag  der  Logik  ermangelt  und 
zu  anfechtbaren  Ergebnissen  führt.  Warum  soll  dem  Landwirte 
der  Wert  seiner  selbstverbrauchten  Erzeugnisse,  in  dem  doch  auch 
sein  Erwerbsverdienst  steckt,  als  Einkommensbestandteil  angerechnet 
werden,  dem  Schneider,  der  sich  einen  Anzug  für  den  eigenen 
Gebrauch  anfertigt,  dagegen  der  Wert  seines  Erzeugnisses,  der 
ebenfalls  seinen  Erwerbsverdienst  enthält,  nicht?  Unseres  Erachtens 
ist  die  Differenz  zwischen  dem  Verkaufswert  und  dem  AnschafFungs- 
oder  Herstetlungswert  der  Ware,  d,  h.  der  Erwerbs- Verdienst  des 
Steuerpflichtigen,  den  er  durch  den  Verkauf  der  Ware  jederzeit 
realisieren  kann,  vom  rein  theoretischen  Gesichtspunkte  aus  als  ein 
Bestandteil  seines  Einkommens  zu  betrachten.  Dem  trägt  aber  die 
Ausführungs-Anweisung  zum  preussischen  Einkommensteuergesetz 
dadurch  Rechnung,  dass  sie  bestimmt,  dass  der  Verkaufswert  der 
Ware  in  Einnahme  gestellt,  und  die  Anschafhingskosten  derselben 
als  „Werbungskosten"  davon  in  Abzug  gebracht  werden.  Bei  Ge- 
schäftsbetrieben mit  kaufmännischer  Buchführung,  die  Geschäft  und 
Haushalt  des  Steuerpflichtigen  streng  von  einander  trennt,  ist  diese 
Art  der  Behandlung  sogar  durch  das  Handelsgesetzbuch  vorge- 
schrieben .  weil  nur  so  der  wirkliche  Reingewinn  des  Geschäfts 
richtig  ermittelt  werden  kann. 

Wenn  Fuisting  (a.  a.  O.  IV.  Band,  S.  113)  z.  B.  sagt:  „Es 
ist  klar,  dass  eine  Hausfrau,  die  mit  ihrer  eigenen  Tätigkeit  im 
Haushalte  die  Ausgaben  für  ein  Dienstmädchen,  oder  ein  Jung- 
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geselle,  der  durch  eigene  Fürsorge  für  seine  persönlichen  Bedürf- 
nisse die  Ausgaben  für  einen  Diener  erspart,  hiermit  keinEinkommen 
erzielt",  so  kann  man  ihm  aus  dem  Grunde  beipflichten,  weil  die 
Ausgaben  für  Dienstmädchen  und  Diener  Haushaltungskosten  sind, 
mit  dem  Erwerbsgeschäfte  des  Steuerpflichtigen  also  gar  nichts  zu 
tun  haben.  Hält  sich  letzterer  Diener  und  Dienstmädchen,  so  dienen 
die  betr.  Kosten  der  Befriedigung  seiner  oder  seiner  Familie  per- 
sönlichen Bedürfnisse  und  sind  daher  aus  dem  Einkommen  zu  be- 
streiten ;  verzichtet  er  aber  auf  das  Halten  von  Diener  und  Dienst- 
mädchen, so  fehlt  ihm  das  Bedürfnis,  im  Haushalte  bedient  zu 
werden,  und  er  kann  den  von  einem  anderen  Steuerpflichtigen 
hierauf  verwandten  Kostenbetrag  zur  Befi-iedigung  sonstiger  Be- 
dürfnisse verwenden. 

Fährt  Fuisting  dann  fort:  „Ebenso  leuchtet  es  ein,  dass 
ein  Landwirt,  der  seinen  Acker  selbst  bestellt,  ein  Gewerbetreiben- 
der, der  selbst  seine  Kunden  bedient  oder  seine  Bücher  führt,  ein 
Schriftsteller,  der  selbst  seine  Schreibarbeiten  fertigt,  mit  dieser 
Verringerung  der  Betriebskosten  zwar  mittelbar  den  Ertrag  steigert, 
sich  aber  nicht  den  Betrag  der  ersparten  Ausgaben  als  Einkommen 
anzurechnen  hat",  so  muss  ihm  auch  hierin  beigestimmt  werden, 
und  zwar  in  diesem  Falle  aus  dem  Grunde,  weil  es  sich  um  Er- 
sparung von  Betriebs-  oder  Geschäftskosten,  nicht  von  Haus- 
haltungskosten, handelt.  Durch  die  Ersparung  von  Betriebs- 
ausgaben aber  wird  der  Reinertrag  vermehrt,  die  Arbeit  des 
Landwirts  bezw,  Ge,werbetreibenden  drückt  sich  in  der  Höhe  des 
Roh-  bezw.  Reinertrags  aus,  und  es  würde  einem  zweimahgen 
Ansätze  der  verwerteten  Arbeitskraft  des  Steuerpflichtigen  gleich- 
kommen, wollte  man  neben  dem  Ertrage  nochmals  die  Kosten- 
ersparnis als  Geschafts-Aktivum  in  Ansatz  bringen. 

Fuisting  sagt  hierauf  weiter:  „Wenn  es  wohl  allgemein 
zugestanden  werden  wird,  dass  eine  Hausfrau,  die  durch  Selbst- 
anfertigung der  Kleidung  für  sich  und  ihre  Kinder  Schneiderlohn 
erspart,  mit  dem  ersparten  Betrage  kein  Einkommen  bildet,  so  sollte 
es  ebenso  ausser  Zweifel  stehen,  dass  auch  einem  Handwerker,  der 
for  seine  persönlichen  Bedürfnisse  arbeitet,  z.B.  einem  Schneider  oder 
Schuster,  der  für  sich  und  seine  Familie  Kleider  oder  Schuhe  fertigt, 
der  ersparte  Betrag  nicht  als  Einkommen  anzurechnen  ist."  Unseres 
Erachtens  muss  hier  schärfer,  als  es  Fuisting  tut,  zwischen  Haus- 
haltskosten  und  Geschäftsausgaben  unterschieden  werden.  Geschieht 
dies,  so  liegt  auch  hier  die  Sache  sehr  einfach  und  klar.  Die  Haus- 
frau verrichtet  mit  der  Selbstanfertigung  von  Kleidern  Arbeiten, 


l.g.zjüCyGüOgle 


die  unter  unseren  heutigen  Kulturverhältnissen  zumeist  oder  doch 
zweifellos  sehr  häufig  zur  gewöhnlichen  Hausfrauen-Beschäftigung 
gehören,  utid  infolgedessen  verhält  es  sich  mit  dieser  Ersparnis  im 
Haushalte  genau  so  wie  mit  der  Ersparnis  an  Ausgaben  für 
Bedienung  im  Haushalte.  Anders  dagegen  liegt  die  Sache  beim 
Handwerker,  der  nebenbei  für  seine  persönlichen  Bedürfnisse  arbeitet. 
Das  handwerksmässige  Anfertigen  von  Kleidern  und  Schuhen  gehört 
heute  ganz  entschieden' nicht  mehr  zu  den  häuslichen  Arbeiten, 
hier  liegt  ein  „Geschäft"  vor,  und  der  Schuster,  der  aus  seinem 
Geschäfte  für  seinen  Haushalt,  d.  h.  für  seine  und  seiner  Familie 
persönlichen  Bedürfnisse,  Schuhwaren  bezieht,  muss  geschäftlich 
genau  so  verfahren,  als  wenn  er  die  Waren  von  einem  anderen 
Geschäfte  bezogen  hätte.  Der  Verkaufswert  der  Waren  erscheint 
in  den  Geschäftsbüchern  als  Aklivum,  der  Anschaffungspreis  des 
Leders  etc.  als  Passivum,  die  Differenz  zwischen  beiden  ist  sein 
Geschaftsverdienst  und  ein  Teil  seines  Einkommens.  Es  ist  daher 
unrichtig,  den  auf  den  Selbstverbrauch  entfallenden  Teil  der  Her- 
stellungs-  und  AnschafTungskosten  der  Waren  aus  den  abzugsfähigen 
Betriebskosten  auszusondern,  oder,  wenn  dies  in  den  Geschäfts- 
büchern nicht  geschehen  ist,  dieselben  unmittelbar  dem  gewerblichen 
Ertrage  zuzurechnen.  Beides  führt  allerdings,  wie  Fuisting  (S.115) 
sagt,  zum  gleichen  Ziele,  aber  der  betr.  Gewerbsverdienst  des 
Schusters  erscheint  nicht  im  Aktivum,  und  das  ist  nicht  richtig. 

Bezeichnet  M  den  Erlös  des  Schusters  aus  verkauften  Schuh- 
waren (Summe  der  erzielten  Marktpreise), 

m  den  Marktpreis  der  im  Haushalte  des  Schusters  verbrauch- 
ten Schuhwaren  aus  seinem  eigenen  Geschäfte, 
W  die  Werbungs-,  Herstellungs-  oder  Anschaffungskosten  der 

verkauften  Waren, 
w  die  Werbungskosten  der  im  Haushalte  verbrauchten  Waren 
und 
RG  den  Reingewinn  des  Schuhmachergeschäfts,  so 
beträgt  der  Reingewinn  des  Geschäfts,  d.  h.  das  Einkommen  des 
Schusters  aus  dieser  Einkommensquelle: 
RG  =  (M  +  m)  -  (W  +  w)    oder  =  (M-W)     +     (m -  w). 

Stimme  sämtl.  Summe  samtl. 
Rohertrage    Werbungskosten 

Fuisting  will  dagegen  folgendermassen  gerechnet  haben: 
RG  =         M-W 
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oder  =M        -(W  +  w)  +         w              =     iL"!.^ 

Rohertrag        Summe  samtl.  Werbungskosten            Reinertrae 

ausverkauflen    Wcrbungskoslen  der  selbstverbraucti-     aus  verkauften 

Waren  ten  Waren                    Waren, 

Das  Einkommen  des  Schusters  nach  der  Fuisting 'sehen  Rechnung 
ist  also  um  (m  —  w),  d.  h.  um  den  Erwerbsverdienst  aus  den  im 
eigenen  Haushalte  verbrauchten  Schuhwaren,  zu  klein  berechnet. 

Der  Irrtum  Fuisting's  besteht  sonach  in  nicht  scharf  genug 
durchgeführter  Trennung  des  Geschäfts,  d,  h.  der  Einnahmequelle 
oder  des  Produktionsbetriebs,  des  Steuerpflichtigen  von  seinem 
Haushalte,  der  die  Konsumtion  darstellt.  Die  beiden  Sätze,  die 
Fuisting  an  die  Spitze  des  §43  {S.  113)  stellt,  sind  deshalb  un- 
richtig.    Sie  lauten : 

„Einkommen  entsteht  nur  durch  Zuwachs  von  Gütern  im 
Gegensatze  zur  Ersparung  von  Ausgaben.  Blosse  Ersparung 
von  Ausgaben  kann  höchstens  die  Betriebskosten  innerhalb  einer 
Quelle  mindern,  für  sich  aber  weder  Ertrag  noch  Einkommen  bilden." 

Nach  unserer  Ansicht  müsste  es  statt  dieser  beiden  Sätze 
etwa  heissen: 

Rohertrag  entsteht  nur  durch  Zuwachs  von  Gütern, 
Reinertrag,  Reingewinn  und  Einkommen  dagegen  auch 
durch  Ersparung  von  Betriebsausgaben,  Im  Gegensatze 
hierzu  entsteht  durch  Ersparung  von  Haushaltungskosten 
weder  Reinertrag,  noch  Geschäftsgewinn,  noch  Einkommen. 

Das  Beispiel,  das  Fuisting  auf  S.  115  gibt,  und  das  noch 
oberzeugender  für  seine  Auffassung  sprechen  soll,  beweist  unseres 
Erachtens  gerade  das  Gegenteil.  Fuisting  sagt:  „Wenn  zwei 
benachbarte  Kolonialwarenhändler  einander  gegenseitig  die  Haus- 
haltungsbedQrfnisse  zum  Einkaufspreise  mit  einem  kleinen,  den  Be- 
triebskosten entsprechenden  Aufschlage  liefern ,  so  entsteht  aus 
dieser  Ausgabeersparnis  zweifellos  kein  Einkommen." 

Allerdings  entsteht  aus  „Ersparnissen"  an  Haushaltungs- 
kosten kein  Einkommen.  Aber  es  fragt  sich,  ob  wir  es  denn  im 
Beispiele  Fuisting's  mit  wirklichen  Ersparnissen  zu  tun  haben? 
Der  Verkäufer  verwertet  seine  Waren  nicht  zu  den  gewöhnlichen, 
normalen  Marktpreisen,  sondemzu  billigeren,  den  Selbstkostenpreisen, 
Er  gewinnt  also  an  diesen  Waren  keinen  Pfennig,  und  da  wirft 
sich  sofort  ganz  von  selbst  die  Frage  auf:  Warum  verzichtet  denn 
der  Händler  auf  den  ihn  zustehenden  Geschäftsgewinn?  Wahrlich 
nicht  um  der  schönen  Augen  seines  Nachbars  willen,  der  vielleicht 
in  manchen  Artikeln  Konkurrent  von  ihm  ist,  macht  er  diesem  ein 
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Jahres-Geschenk  in  der  Höhe  der  Differenz  zwischen  der  Summe 
der  Marktpreise  und  der  Selbstkostenpreise  der  abgegebenen  Waren, 
sondern  lediglich  zu  dem  Zwecke,  um  von  seinem  Nachbarn 
ein  Gegengeschenk,  eine  Gegenleistung  in  etwa  gleicher  Höhe  des 
von  ihm  gegebenen  Geschenkes  im  Laufe  des  Jahres  beim  Ein- 
kaufe gewisser  Waren  zum  Selbstkostenpreise  in  Empfang  zu 
nehmen.  Den  scheinbaren  „Ersparnissen"  an  Haushaltungskosten 
stehen  also  Geschenke  in  Form  von  entgehenden  Geschäftsgewinnen 
in  gleicher  Höhe  gegenüber.  Will  man  das  Einkommen  der  beiden 
Kolonialwarenhändler  richtig  ermitteln,  so  muss  man  entweder  die 
gegenseitigen  Jahresgeschenke  als  Einkommenbestandteile  in  Ansatz 
bringen,  oder  man  muss  die  auf  Grund  jener  Abmachung  abge- 
gebenen Waren  nicht  zu  den  Selbstkostenpreisen,  sondern  zu  den 
normalen  Marktpreisen  als  Einnahmen  in  den  Geschäftsbüchern  in 
Ansatz  bringen.  Nur  durch  die  Verquickung  des  Haushalts  mit 
dem  Geschäfte  des  Händlers  ist  im  Haushalte  auf  kOnsthche  Weise 
eine  scheinbare  Ersparnis  und  im  Geschäfte  eine  Verringerung  des 
Reinertrags  bezw.  Reingewinnes  herbeigeführt  worden.  Bei  voll- 
ständiger Trennung  von  Haushalt  und  Geschäft  rechnet  sich  für 
das  Geschäft  ein  Mehrgewinn  in  gleicher  Höhe  der  scheinbaren 
Ersparnis  im  Haushalte  heraus,  und  die  Haushaltungskosten  steigen 
um  jenen  Betrag.  Im  Endeffekt  bleibt  es  sich  für  jeden  der  beiden 
Handler,  abgesehen  von  der  Steuer,  gleich,  wie  er  rechnet,  nicht 
aber  für  die  Ermittlung  des  Einkommens  und  für  die  hieraus  zu 
berechnende  Einkommensteuer,  Die  Fuisting'sche  Berechnungs- 
art  läuft  auf  eine  unstatthafte  Verkleinerung  des  Geschäftsgewinnes 
und  des  Einkommens  der  beiden  Händler  hinaus.  Der  Staat  würde 
hierbei  die  Steuer  von  den  nicht  verrechneten  Geschäftsgewinnen 
einbüssen. 

Von  den  Nutzungen  des  eigenen  Gebrauchsvermögens  wird 
ganz  allgemein  der  Mietwert  der  Wohnung  im  eigenen  Hause  als 
Einkommensteil  in  Ansatz  gebracht.  Nur  Mecklenburg  nimmt  in 
dieser  Hinsicht  noch  eine  Ausnahmestellung  ein,   indem  nach  dem 

Kontributionsedikt  vom  -      ' ,-  r-     ^^-  nur  der  Ertrag  von  vermie- 
15.  febr,  1905 

teten  Häusern  —  Mietsteuer!  —  als  Einkommensteil  gilt.  Die 
Nutzungen  vom  übrigen  Gebrauchsvermögen  (Mobiliar,  Kleider  etc.) 
sind  im  allgemeinen  einkommensteuerfrei  gelassen.  Es  hat  dies 
aber  wohl  kaum  seinen  Grund  darin,  dass  die  Gesetzgeber  solche 
Nutzungen  nicht  zum  Einkoramen  rechnen,  sondern  in  der  Haupt- 
sache darin,  dass  die  praktischen  Schwierigkeiten,  insbesondere 
die  Belästigungen  der  Steuerpflichtigen  bei  der  Steuerveranlagung, 
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als  zu  erheblich  und  nicht  im  richtigen  Verhältnis  zum  Steuerertrag 
stehend  angesehen  werden. 

Beispielsweise  geht  dies  aus  dem  Kommissionsbericht  der  Württem- 
bergischen Kammer  der  Abgeordneten  von  1897  hervor,  wo  es  heisst: 

„Prinzipiell  wQrde  eine  Besteuerung  der  Nutzungen  vom  eigenen  Gebrauchs- 
vermögen und  alles  Einkommens  Oberhaupt  ohne  Zweifel  gerechtfertigt  sein, 
und  für  die  Besteuerung  der  Nutzungen  am  eigenen  Gebrauchs  vermögen  liesse 
sich  noch  besonders  geltend  machen,  dass  es  erwünscht  wäre,  den  in  manchen 
Bevölkerungslt lassen  getriebenen  Luxus,  z.  B.  in  der  Mobil! areinri cht ung  der 
Wohnung,  in  dem  Halten  kostspieliger  Pferde  und  Wager,  sowie  die  in  wohl- 
habenderen Kreisen  sich  nicht  selten  findende  Neigung  zur  Anlegung  wertvoller 
Sammlungen  für  die  Besteuerung  nutzbar  machen  zu  können.  Allein  die  prak- 
tische Durchführung  eines  solchen  Gedankens  stösst  auf  grosse  Schwierigkeiten, 
und  es  kann  bei  der  ohnedies  mit  Schwierigkeiten  verbundenen  Einführung  der 
Einkommensteuer  nicht  als  Aufgabe  der  württembergischen  Gesetzgebung  erachtet 
werden,  durch  den  Versuch  einer  Verallgemeinerung  der  Steuerbarkeit  die 
Schwierigkeiten  noch  zu  vermehren."    (Finanzarchiv,  Jahrgang  1904,  S.  69.) 

Die  Nutzungen,  die  von  aussen  in  die  Wirtschaft  des  Steuer- 
pflichtigen hereinkommen,  so  z.  B.  bei  aus  Naturalien  bestehenden 
Gehalts-  oder  Lohnteilen ,  werden  selbstverständlich  überall  als 
Einkommen  betrachtet. 

Hinsichtlich  der  steuerlichen  Behandlung  der  Güterbestände, 
die  aus  der  Produktion  des  der  Steuerveranlagung  zugrunde  liegen- 
den Jahres  herrühren,  aber  in  diesem  Jahre  noch  nicht  verwendet 
worden  sind,  äussert  sich  Schanz  (a,  a.  O.  S.  39),  wie  folgt: 
„Das  Nächstliegende  ist  wohl,  zu  sagen:  Bei  Feststellung  des  Rein- 
ertrags sind  zum  Rohertrag  alle  imSteuerjahrgewonnenen 
Produkte  zu  rechnen,  gleichgültig,  ob  sie  verkauft  oder  im  Haus- 
halt konsumiert  oder  als  Reserve  (um  sie  erst  später  zu  kon- 
sumieren oder  zu  verkaufen)  auf  das  nächste  Jahr  Ober- 
tragen werden.  Sie  sind  in  der  Einkommensteuer  des  Jahres 
berücksichtigt,  aus  dem  sie  stammen.  Im  nächsten  Jahre  er- 
scheinen diese  Bestände  als  Stammvermögen,  und  werden  sie  im 
Haushalt  konsumiert,  so  erscheinen  sie  als  Vermögensverzehrung ; 
der  Besitzer  kann  hierfür  nicht  nochmals  steuerpflichtig  werden. 
Zu  ähnlichen  Ergebnissen  kommt  man  auch  bei  ausgebildeter  Buch- 
führung; denn  als  Gewinn  führt  diese  uns  auf,  was  neu  zu  dem 
am  Anfang  des  Jahres  vorhandenen  Vermögen  —  wozu  auch  diese 
Bestände  gehören  —  im  Lauf  der  Steuerperiode  hinzutritt.  Die 
Steuergesetze  folgen  auch  teilweise  diesem  Standpunkt;  manche 
verfahren  aber  anders  und  lassen  in  den  Rohertrag  einstellen  nur  den 
Erlös  der  verkauften  und  den  Wert  der  im  eigenen  Haushalt 
verzehrten  Produkte;    vielfach  machen  sie  es  aber  so,  dass  sie 
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bei  manchen  Einkommen  dem  einen ,  bei  manchen  dem  anderen 
Grundsatz  folgen." 

So  verfährt  z.B.  Preussen  in  bezug  auf  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse  nach  dem  ersten  Grundsatz,  ebenso  in  bezug  auf  Ge- 
werbe und  Handel,  jedoch  hier  nur  insoweit  Handelsbücher  nach 
Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  geführt  werden  und  für  die 
Reingewinnberechnung  massgebend  sind,  sonst  nach  dem  zweiten 
Grundsatze. 

In  Art.  11  der  Anweisung  des  Finanzm  in  isters  vom  35.  Juli  1906  heisst  es 
Ober  das  Einkommen  aus  nicht  verpachteten,  landwirtschaftlich  benutzten 
Besitzungen :  „Das  Einitommen  stellt  der  durch  die  eigene  Bewirtschaftung  erzielte 
Reinertrag  dar,  d.  h.  die  gesamte  Roheinnahme  nach  Abzug  der  Bewirtschaf- 
tungskosten und  unter  BcrQcksichtigung  des  bei  Beginn  und  am 
Schlüsse  der  massgebenden  Wirtschaftsperiode  vorhandenen 
Bestandes  an  Vorraten. 

I.  In  Einnahme  sind  zu  stellen: 

4.  Der  Geldwert  des  am  Schlüsse  der  Periode  vorhandenen 

Bestandes  an  Wirtschafts  Erzeugnissen  und  Vorräten. 

I!.  Von  der  Einnahme  sind  als  Werhungskosten  in  Abzug 

zu  bringen  die  —  sei  es  bereits  geleisteten,  sei  es  noch  rückständigen  —  Ausgaben: 

Hierzu  kommt: 

II.  Der  Geldwert  der  aus  der  vorangegangenen  in  die  gegenwärtige  Wirt- 
schai tsperiode  übernommenen  Bestände  an  Vorräten  der  zu  I  Nr.  4  bezeich- 
neten Art." 

Weiter  sagt  Schanz  zu  diesem  Punkte  (a.  a.  O.  S.  40  u.  41): 
„Im  grossen  ganzen  führen  beide  Verfahren  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  zu  den  gleichen  Ergebnissen.  Der  Unterschied  ist  zumeist 
nur,  dass  bei  dem  einen  Verfahren  das  erste  Jahr  ein  grösseres, 
das  nächste  Jahr  ein  geringeres  Einkommen  gibt,  im  anderen  Fall 
umgekehrt.  Theoretisch  ist  jedoch  das  erstere  Verfahren 
das  korrektere,  und  man  sollte  um  so  mehr  daran  festhalten, 
als  man  dadurch  mit  der  Buchführung  in  Konkordanz  bleibt  und 
der  Vorstellung  entgegentritt,  als  ob  Naturaleinkommen  kein  Ein- 
kommen sei.  Die  zweite  Betrachtungsweise  hat  auch  sonst  ihr 
Missliches.  So  entsteht  die  Notwendigkeit,  die  Betriebskosten  auf 
die  verkauften  und  konsumierten  Produkte  auszusondern,  was  1  icht 
immer  leicht  ist  und  die  Gefahr  erzeugt,  dass  sämthche  Betriebs- 
kosten, auch  die  der  nicht  verkauften  und  nicht  konsumierten  Produkte, 
den  verkauften  und  konsumierten  Produkten  zugerechnet  werden. 
Das  liegt  um  so  näher,  wenn  die  Vollzugs  Vorschriften  nicht  aus- 
drücklich —  die  badischen  haben  es  jedoch  getan  —  die  Aussonde- 
rung der  Betriebskosten  betonen." 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Bestimmung  des  Badischen 
Einkommensteuergesetzes    vom   20.   Juni    1884   hinsichtlich    dieses 
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Punktes,  Gegenstand  der  Besteuerung  bildet  nach  diesem  Gesetze 
(Art,  2)  das  gesamte  in  Geld ,  Geldeswert  oder  In  Selbst- 
benOtzung  bestehende  Einkommen  jedes  Steuerpflichtigen.  „In  be- 
treff des  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Reinertrags  lässt 
nun  diese  Bestimmung"  —  wie  F,  Lewald  sagt')  —  „eine  zwei- 
fache Behandlungsweise  zu :  als  Einkommen  kann  entweder  der 
nach  Abzug  der  Herstellungskosten  verbleibende  Wert  der  jähr- 
lichen Produktion  schlechthin  oder  auch  nur  insoweit  betrachtet 
*  werden,  als  die  Produkte  durch  eigene  Konsumtion  oder  durch 
Verkauf  ihrer  Bestimmung  zugeführt  worden  sind;  ersterenfalls 
zählen  auch  die  zum  Verkauf  bestimmten,  jedoch  unverkauft  ge- 
bliebenen Erzeugnisse  eines  jeden  Jahres  zum  Einkommen,  die 
letztere  Betrachtungsweise  fasst  neben  der  eigenen  Konsumtion 
nur  die  in  jeder  Wirtschaftsperiode  erzielten  Erlöse  in's  Auge, 
ohne  sich  im  übrigen  darum  zu  kümmern,  ob  die  verkauften  Pro- 
dukte in  der  gleichen  oder  in  einer  früheren  Wirtschaftsperiode 
hervorgebracht  worden  sind.  Die  Vollzugsverordnung  vom  17.  Febr. 
1885  hat  sich  die  letztere,  den  Anschauungen  des  geschäftlichen 
Lebens  jedenfalls  mehr  entsprechende  und  der  bisherigen  Praxis 
bei  der  Erwerbsteuer  sich  anschliessende  Auffassung  angeeignet. 
Beim  landwirtschaftlichen  Betrieb  gilt  demnach  als  Roheinkommen; 
der  Erlös  aus  den  im  Laufe  eines  Jahres  veräusserten  Haupt- 
und  Nebenerzeugnissen  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  und 
der  Geldwert  der  von  dem  Landwirt  im  gleichen  Jahre  für  seinen 
und  seiner  Familie  Bedürfnisse  (und  für  die  Zwecke  eines  etwa 
von  ihm  betriebenen  Gewerbes)  verwendeten,  eigenen  Erzeugnisse. 
Konsequent  kann  auch  bei  Waldungen  nicht  etwa  der 
jährliche  Holzzuwachs,  um  welchen  das  Waldkapital  sich  vermehrt, 
sondern  nur  der  Wert  der  vom  Waldeigentümer  wirklich  gezogenen 
Haupt-  und  Nebennutzungen  als  Einkommen  gelten;  nicht  der  nach 
den  Grundsätzen  einer  rationellen  Bewirtschaftung  schlagbare, 
sondern  der  tatsächliche,  genutzte  Ertrag  kommt  in  Rech- 
nung, wobei  allerdings  die  Gefahr  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass 
dergleichen  Erträgnisse,  z.  B,  bei  längerem  Aufschub  der  Nutzungen 
und  dann  folgendem  Eigentumswechsel,  sich  der  Besteuerung  teil- 
weise entziehen," 

Das  Gesetz  selbst  lässt  also  auch  die  unserer  Auffassung  und 
der  kaufmännischen  Buchführung  entsprechende  Behandlung  der 
jährlichen  Produktion  als  Reinertrag  zu,  die  Vollzugsverordnung 
hat  jedoch  das  andere  Verfahren  vorgeschrieben, 

<)  Die  direktenStcuernimGrossherzogtum  Baden,  Finanzarchiv,  1886, S.  797, 


Bezüglich  der  nicht  auf  Grund  eines  Forsteinrichtungswerkes 
nachhaltig  bewirtschafteten  Waldungen  ist  aber  durch  die  Novelle 
zum  Badischen  Einkommensteuergesetz  vom  9.  August  1900  an 
Stelle  des  Erlöses  der  Wert  des  durchschnittlichen  Jahreszu- 
wachses getreten. 

Dass  die  Anwendung  des  zweiten  Verfahrens  für  Waldungen 
durchaus  unrichtig  ist  und  zu  falschen  Ergebnissen  führt,  werden 
wir  weiter  unten  eingehend  nachzuweisen  suchen. 

3.  Wertmehrungen  und  Wertminderungen,  Konjunkturen- 
gewinne, VermOgensverluste. 

Es  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  eine  Vermögens- Wertraeh- 
rung  ebenso  die  persönliche,  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  und 
damit  die  Steuerfähigkeit  um  den  Betrag  der  Mehrung  erhöht  wie 
eine  Vermögens-Wertminderung  dieselbe  um  die  Minderungsgrösse 
herabsetzt,  und  aus  diesem  Grunde  erscheint  es  billig  und  gerecht, 
den  betreffenden  Besitzer  mit  jenem  Betrage  zur  Einkommensteuer 
heranzuziehen,  oder  den  Wertverlust  an  seinem  steuerbaren  Ein- 
kommen abzusetzen. 

Ohne  sein  Stammvermögen  irgendwie  zu  schmälern,  kann 
der  Besitzer  die  Vermögensmehrung  durch  Verkauf  des  betreffenden 
Objekts  oder  auch  anderer  Vermögensobjekte  oder  schliesslich 
durch  die  Aufnahme  einer  entsprechend  hohen  Anleihe  verbrauchen, 
und  nach  dem  Hermann-Schmoller'schen  Einkommensbegriffe 
ist  daher  jegliche  Wertsvermehrung  als  ein  Einkommenbestandteil 
zu  betrachten.  Andererseits  ist  jede  durch  Konjunkturen  hervor- 
gerufene Wertsminderung  und  jeder  sonstige  Vermögensverlust 
ein  das  Jahreseinkommen  mindernder  Posten  und  deshalb  vom 
Bruttoeinkommen  ebenso  in  Abzug  zu  bringen  wie  die  Schuid- 
zinsen  von  den  Einnahmen  abzusetzen  sind.  Erfolgt  die  Ver- 
mögensminderung durch  das  eigentliche  Einkommen  übersteigenden 
Verbrauch  seitens  des  Stejerpflichtigen  und  seiner  Familie,  so  kann 
man  auch  hierbei  insofern  von  einem  Abzüge  am  Bruttoeinkommen 
sprechen,  als  eine  Flüssigmachung  von  Vermögensteilen  stattge- 
funden hat,  die  als  Einnahme  in  der  Buchführung  erscheint  und 
deshalb  behufs  Ermittlung  des  reinen  Einkommens  wieder  als  Ver- 
mögensschmälerung  von  der  Gesamteinnahme  abzusetzen  ist.  Ein- 
facher erscheint  es  jedoch,  zu  sagen,  die  durch  Verbrauch  er- 
folgte Vermögensminderung  hat  keinen  Einfluss  auf  die  Höhe  des 
„Einkommens".  Beide  Betrachtungsweisen  laufen  auf  dasselbe 
hinaus. 
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In  der  Tat  bedeutet  es  denn  auch  kein  Novum,  die  Werl 
mehrungen  und  Wertminderungen  des  Vermögens  bei  der  Ein- 
kommensteuer-Veranlagung zu  berücksichtigen.  Nach  vielen  Ein- 
kommensteuergesetzen erfolgt  schon  heute  für  Gewerbe-  und  Han- 
delsbetriebe, bei  welchen  die  kaufmännische  Buchführung  Üblich  isl 
die  Ermittlung  des  Einkommens  auf  Grund  der  aufgestellten  Jahres- 
Bilanz  und  Inventur,  d.  h.  es  wird  der  Wert  des  Geschäftsver- 
mögens am  Ende  und  zu  Anfang  des  der  Steuerveranlagung  zu- 
grunde zu  legenden  Jahres  ermittelt,  und  die  Differenz  bildet  den 
Jahresgewinn,  zu  dem  dann  nur  noch  der  Wert  der  Nutzungen  etc. 
zu  addieren  ist,  um  das  steuerbare  Einkommen  zu  erhalten. 

Wenn  nun  auch  nicht  alle  Wertmehrungen  und  Wertminde- 
rungen in  der  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  geführten  Buch- 
führung in  die  Erscheinung  treten,  so  trifft  dies  doch  unzweifelhaft 
für  alle  bei  Verkäufen '  etc.  erzielten  Gewinne  und  Verluste  an  Ver- 
mögensobjekten zu.  und  diese  Tatsache  genügt  vollständig,  um  zu 
verlangen,  dass  auch  diejenigen  Steuerpflichtigen,  welche  keine 
kaufmännische  Buchführung  haben,  mit  dem  gleichen  Masse  ge- 
messen werden,  dass  auch  bei  ihnen  die  durch  Verkäufe  etc.  er- 
zielten Wertmehrungen  bezw.  Wertminderungen  bei  der  Steuer- 
veranlagung berücksichtigt  werden.  „Denn"  so  sagt  Schanz  (a. 
a.  O.  S.  44),  „ein  erheblicher  Unterschied  in  der  Besteuerung  darf 
doch  nicht  lediglich  durch  die  Form  der  Gewinn feststellung  begründet 
werden,  kann  doch  nicht  davon  abhängen,  ob  man  kaufmännische 
Buchführung  hat  oder  nicht.  In  dem  Moment  der  Realisierung 
müssen  sich  die  Steuerpflichtigen  gleich  stehen,  und  das  geschieht, 
indem  man  die  bis  zum  Moment  der  Realisierung  sich  ergebenden 
Wertmehrungen  und  Wertminderungen  im  Einkommen  berücksich- 
tigt. Das  ist  nichts  anderes  als  die  Frage,  ob  die  Konjunkturenge- 
winne und  -Verluste  zum  Einkommen  gehören." 

„ Mehr  und  mehr  bricht  sich  der  Gedanke  Bahn,  dass 

alle  Konjunkturengewinne  und  alle  Vermögensverluste  bei  Feststellung 
des  Einkommens  in  Anrechnung  gebracht  werden  müssen.  Das 
entspricht  aber  auch  dem  von  uns  festgehaltenen  Begriff..  Der 
Konjukturengewinn  ist  ein  Reinvermögenszugang  wie  jeder  andere 
auch,  und  wenn  Einkommen  das  ist,  worüber  ich  disponieren  kann, 
ohne  in  meinem  bisherigen  Vermögensstock  zurückzugehen,  so  ist 
klar,  dass  der  VermOgensverlust  erst  abgezogen  werden  muss,  ehe 
ich  von  einem  Einkommen  reden  kann;  es  ist  hier  nicht  anders 
wie  mit  Abnutzung,  Abschreibung  auch.  Lässt  man  eine  volle 
Berücksichtigung  nur  zu  bei  denen,  welche  kaufmännische  Buch- 
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führung  haben,  begeht  man  eine  flagrante  Ungerechtigkeit. 
Warum  soll  der  Beamte,  der  Landwirt  nicht  auch  das  Recht  haben, 
bei  einer  Aktie,  die  er  um  den  halben  Ankaufspreis  verkauft  hat, 
diesen  Verlust  bei  Feststellung  seines  Einkommens  zur  Geltung  zu 
bringen?"  (a.  a.  O.  S.  46). 

Wie  stellt  sich  nun  die  Einkommensteuer-Gesetzgebung  bezw, 
die  Steuerpraxis  zur  Besteuerung  der  Konjunkturengewinne? 

Entweder  legt  die  Steuerpraxis  die  bestehenden,  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  der  Weise  aus,  dass  zwischen  gewerbsmässigen 
und  nicht  gewerbsmässigen  Spekulations-Gewinnen  unterschieden 
wird.  Erstere  sind  dann  als  Gewerbsverdienst  steuerpflichtig; 
letztere  dagegen  sind  einkommensteuerfrei,  sie  gelten  als  Vermögens- 
bildung. So  verfuhr  man  z.  B.  in  Preussen  „durch  die  bittere 
Not  gezwungen"  in  der  Praxis  schon  vor  der  1891er  Steuer- 
reform, ohne  dass  man  sich  hierbei  auf  eine  bestimmte,  gesetz- 
liche Vorschrift  beziehen  konnte,  und  anscheinend  war  dies  auch 
in  Sachsen  der  Fall, 

Oder  die  Steuergesetzgebung  hat  im  Gesetze  selbst  die 
Sache  m  dem  Sinne  geregelt,  dass  das  spekulative  Moment  bei 
dem  Geschäfte  den  Ausschlag  gibt,  einerlei  ob  eine  gewerbsmässige 
Geschäftsgebahrung  vorliegt  oder  nicht.  Die  dritte  Art  der  Rege- 
lung schliesslich  besteht  darin,  dass  die  Tatsache  des  Gewinns 
allein  massgebend  ist  bei  der  Veranlagung;  der  Gesetzgeber  macht 
hier  keinen  Unterschied  zwischen  gewerbsmässigem  und  nicht  ge- 
werbsmässigem, zwischen  spekulativem  und  nicht  spekulativem  An- 
und  Verkauf  von  Vermögensobjekten. 

Die  gesetzliche,  unterschiedliche  Behandlung  von  gewerbs- 
mässigen und  spekulativen  Konjunkturengewinnen  einerseits  und  den 
sonstigen  durch  Konjunkturen  hervorgerufenen  Wertsmehrungen 
bezw.  Gewinnen  besteht  jetzt  in  Preussen  nach  dem  Einkommen- 
steuergesetze von  1891,  an  welchem  die  Novelle  von  1906  in  dieser 
Hinsicht  nichts  geändert  hat.  Das  Preussische  Einkommen- 
steuergesetz von  1891/1906  bestimmt  im  §  7  (§  8  von  1891): 

„Ausserordentliche  Einnahmen  aus  Erbschaften,  Schenkungen, 
Lebensversicherungen,  aus  dem  nicht  gewerbsmässig  oder  zu 
Spekulationszwecken  unternommenen  Verkauf  von  Grund- 
stücken und  ähnliche  Erwerbungen  gelten  nicht  als  steuer- 
pflichtiges Einkommen,  sondern  als  Vermehrung  des  Stammver- 
mögens und  kommen  ebenso  wie  Verminderungen  des  Stammver- 
mögens nur  insofern  in  Betracht,  als  die  Erträge  des  letzteren  da- 
durch vermehrt  oder  vermindert  werden." 
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Und  weiter  heisst  es  im  §  13  von  1906,  der  an  die  Stelle  des 
§  14  von  1891  getreten  ist:  „Als  Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe 
und  Bergbau  gilt  der  Geschäflsgewinn.  Bei  Steuerpflichtigen, 
welche  HandelsbOcher  nach  Vorschrift  der  §§38  ff.  des  Handels- 
gesetzbuchs führen,  ist  der  Gewinn  unter  Beachtung  der  Vorschriften 
im  §  7  und  §8  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche 
für  die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  Handelsgesetz- 
buch vorgeschrieben  sind  und  sonst  dem  Gebrauch 
eines  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen.  Insbesondere 
gilt  dies  einerseits  von  dem  Zuwachse  des  Anlagekapitals  und 
andererseits  von  den  regelmässigen,  jährlichen  Abschreibungen, 
welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der  Wertverminderung 
entsprechen." 

Im  übrigen  gilt  für  die  Berechnung  und  Schätzung  des  Ein- 
kommens aus  Handel  und  Gewerbe  folgendes: 


4.  Der  Gewinn  aus  den  zu  Spekulationszwecken  abgeschlos- 
senen Geschäften,  abzüglich  etwaiger  Verluste  bei  derartigen  Ge- 
schäften, und  aus  der  Beteiligung  an  derartigen  Geschäften  ist 
auch  bei  solchen  Steuerpflichtigen,  welche  nicht  zu  den  Handel- 
und  Gewerbetreibenden  gehören,  nach  den  für  das  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewerbe  massgebenden  Grundsätzen  zu  berechnen." 
In  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  vom  3,  Novbr.  1890  ist  zum  §  8 
folgendes  bemerkt:  .Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Unterscheidung  des 
Stamm  Vermögens  von  dem  steuerpflichtigen  Einkommen  {§  8).  Diese  Unter- 
scheidung kami  selbstverständlich  nicht  nach  den  subjektiven  Anschauiv>gen  und 
Absichten  der  einzelnen  Steuerpflichtigen,  sondern  nur  nach  allgemein  gühigen, 
wirtschaftlichen  Grundsätzen  getroffen  werden. 

Zunächst  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  ausserordentliche  Zuwen- 
dungen, welche  einer  Person,  ohne  Aufwendungen  aus  eigenem  Vermögen  oder 
Einkommen,  von  Seiten  eines  Drillen  zufliessen,  und  welche  zugleich  nach  wirt- 
schaftlichen Grundsätzen  nicht  zum  Zwecke  der  Befriedigung  laufender  Bedürf- 
nisse erfolgen,  als  Zuwachs  zum  Stammvermögen  anzusehen  sind. 

Das  gleiche  gilt  hinsichtlich  der  durcli  VerSusserung  von  Vermögensbe- 
siandteilen  erzielten  Gewinne,  sofern  die  Verausserung  selbst  nicht  als  ein  reines 
Spekulation^eschäfi  erscheint,  sondern  durch  anderweile  rechtliche  oder  wirt- 
schaftliche Rücksichten  bedingt  wurde." 

,Die  im  §  8  angeführten  Einnahmen  bilden  nur  Beispiele  ftir  die  Falle  des 
Vermftgenszu Wachses  im  steuerlichen  Sinne,  denen  sich  weitere,  den  vorstehen- 
den Voraussetzungen  entsprechende  Fälle  anreihen  lassen.  Eine  feste  Begrifls- 
bestimmung  ist  in  dieser  Beziehung  ebensowenig  möglich  als  eine  erschöpfende 
Aufzählung  alier  einzelnen  Fälle;  ein  Versuch  der  letzleren  Art  würde  nicht  über 
die  Bedeutung  einer  stets  unvollständig  bleibenden  Kasuistik  hinausgelangen;  den 
AusfÜhrungsbestimmungen  und  der  Praxis  miiss  es  vorbehalten  bleiben,  die  durch 
die  Beispiele  des  §  8  angedeuteten  Grundsätze  sinngemäss  weiter  zu  entwickeln. ' 


lOogle 


114 

„Aus  den  Eingangsworten  des  §  7,  wonach  die  „gesamten  JahreseinkOnf^e 

in  Geld  oder  Geldeswert"  als  Einkommen  gelten,  in  Verbindung 

mit  den  Bestimmungen  des  §  8  ergibt  sich,  dass  alle,  gemäss  §  8  nicht  den 
Charakter  des  unmittelbaren  VermSgenszuwachses  an  sich  tragenden 
Erwerbungen  als  steuerpflichtiges  Einkommen  gelten  sollen.  Namentlich  bezieht 
sich  dies  auf  den  Gewinn,  welchen  Steuerpflichtige,  auch  wenn  sie  nicht  dem 
Stande  der  Handels-  und  Gewerbetreibenden  angehören,  im  Laufe  der  fllr  die 
Berechnung  des  Einkommens  massgebenden  Periode  durch  spekulative  Unter- 
nehmungen irgend  welcher  Art,  oder  durch  die  Beteiligung  an  solchen  Unter- 
nehmungen, erzielt  haben,  vorausgesetzt,  dass  der  Gewinn  auch  wirklich  reali- 
siert oder  geschflfts massig  vereinnahmt  ist.  Dass  solche  Gewinne,  wenn  sie 
von  den  Steuerpflichtigen  zur  Bestreitung  ihrer  Bedürfnisse  verwandt  werden, 
trotz  ihrer  Unbestimmtheit  und  Unregelmässigkeit  Einkommen  im  steuerlichen 
Sinne  darstellen,  kann  nicht  wohl  bezweifelt  werden.  Aber  auch  wenn  derartige 
Gewinne  von  den  Steuerpflichtigen  nicht  zu  diesem  Zwecke  verbraucht,  sondern 
nach  der  Absicht  der  letzteren  unmittelbar  dem  Vermögen  zugeschlagen  werden, 
müssen  sie  als  Einkommen  in  steuerlichem  Sinne  gelten.  Denn  alle  diejenigen 
GQter,  welche  durch  die  auf  Gewinn  gerichtete  Tätigkeit  einer  Person  oder  durch 
Nutzung  ihres  Vermögens  erzielt  werden,  und  Ober  welche  sie  ohne  Verminderung 
des  Stamm  Vermögens  verfügen  kann,  bilden  Einkommen.  Hieran  ist  um  so  mehr 
festzuhalten,  als  sonst  gerade  den  reichsten  Steuerpflichtigen  die  Möghchkeit  er- 
öffnet sein  würde,  erhebliche  Teile  ihrer  Einkünfte  durch  die  demselben  gegebene 
Bestimmung  zur  unmittelbaren  Vermehrung  des  Vermögens  der  Besteuerung 
gänzlich  zu  entziehen. 

Steuerpflichtige  Gewinne  dieser  Art  können  bei  allen  im  §  7  bezeichneten 
Einkommensquellen  vorkommen  und  sind  im  §  13  d  (jetzt  §  11)  sowie  §  14  Nr,  3 
(jetzt  §  13  Nr.  4)  besonders  erwähnt.' 

Was  ist  nun  unter  ^Spekulationsgewinn"  im  Sinne  des  Einkommensteuer- 
gesetzes zu  Verslehen?  Nach  Fuisting  „lediglich  derjenige  Gewinn,  welcher 
ausserhalb  des  Gewerbebetriebs  erzielt  wird  durch  die  Wieder veräusserung  der 
vomBesitzerselbstvon  vornherein  behufsGewinnerzielungdurch 
Wiederverausserung  erworbenen  Vermögensteile."  Und  die  Aus- 
führungsanweisung vom  35.  Juli  1906  bemerkt  hierzu  im  §  9: 

„Zum  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  gehören  ferner:  vereinnahmte 
Gewinne  aus  der  zu  Spekulationszwecken  unternommenen  VerSusserung  von 
Grundstöcken,  Wertpapieren,  Forderungen,  Renten  usw.,  abzüglich  etwaiger  Ver- 
luste bei  derartigen  Gescfiällen.  Ob  einer  Veräusserung  Spekulationszwecke  zu- 
grunde liegen,  ist  nach  den  begleitenden  Umstanden  des  einzelnen  Falles  zu  be- 
urteilen. Die  Beschaffenheit  des  verausserten  Wertgegenstandes,  die  Verhältnisse, 
unter  welchen  Erwerb  und  Veräusserung  stattfanden,  die  Dauer  des  Besitzes 
und  die  Art  der  Bewirtschaftung  wahrend  desselben  werden  Anhaltspunkte  da- 
füY  geben,  ob  beim  Erwerbe  die  Absicht  vornehmlich  auf  die  mit  dem  Besitze 
verbundene,  laufende  Nutzung,  mithin  auf  die  dauernde  Anlage  eines  Vermögens- 
teiles gerichtet  war,  oder  vielmehr  auf  den  durch  die  erwartete  Erhöhung  des 
Kapitalwertes  zu  erzielenden  Gewinn.  Nur  in  dem  letzteren  Falle  kann  die 
spätere  Wiederverausserung  als  die  Verwirklichung  eines  Spekulationszweckes 
gelten.  Ein  solcher  ist  beispielsweise  nicht  schon  deshalb  anzunehmen,  weil 
jemand  die  von  ihm  selbst  bis  dahin  bewirtschaftete  oder  eine  ihm  durch  Erb- 
schaft zugefallene  Besitzung  unter  Benutzung  einer  günstigen  Konjunktur  vorteil- 
haft verkauft,  wohl  aber  z.  B.  dann,  wenn  jemand  das  in  der  Nähe  einer  grossen 
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Stadt  im  Hinblick  auf  deren  Ausdehnung  erworbene,  ertraglos  oder  einstweilen 
in  landwirtschaftlicher  Benutzung  liegende  Grundstöcke  wieder  veraussert,  nach- 
dem dasselbe  als  Bauplatz  verwertbar  geworden  ist. 

Eine  fortgesetzte  oder  gewerbsmäßige  Tätigkeit  ist  lur  Feststellung  des 
Spekulationszweckes  nicht  erforderlich;  liegt  eine  solche  vor,  so  ist  der  daraus 
erzielte  Gewinn  als  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  (Artikel  17  II  Nr.  4) 
anzusehen. 

Der  für  das  einzelne  Geschäft  zu  berechnende  Gewinn  ergibt  sich  aus  der 
Vergleichung  des  AnschatTiingspreisea  unter  Hinzurechnung  der  auf  die  Erhöhung 
des  Kapital  wertes,  die  Erhaltung  und  Bewirtschaltung  etwa  verwendeten  Kosten, 
mit  dem  erzielten  Erlöse;  von  dem  Gewinne  sind  die  bei  anderen  derartigen 
Geschfiften  erlittenen  Verluste  abzurechnen.  Hierbei  kommen  einerseits  nur 
vereinnahmte  Gewinne,  anderseifi  nur  wirkliche  Verluste  in  Betracht, 
nicht  aber  die  durch  das  Steigen  imd  Fallen  der  Kurse  oder  Preise  bedingten 
Wertveränderungen, 

Im  Obrigen  findet  die  Vorschrift  Art.  5  II.  Anwendung." 

Aus  §  8  des  Einkommensteuergesetzes  geht  hervor,  dass  der 
Gesetzgeber  im  grossen  ganzen  hinsichtlich  der  nicht  regelmässig 
wiederkehrenden  Einnahmen  auf  dem  Standpunkte  Neumann's 
steht  und  nur  solche  Einkünfte  als  steuerpflichtiges  Einkommen  an- 
gesehen und  behandelt  wissen  will,  welche  dauernden  Bezugs- 
quellen entstammen.  Während  aber  Neumann  hinsichtlich  der 
Vermögens-Wertmehrungen  und  -Wertminderungen,  d.  h.  bezüglich 
des  Charakters  der  Konjunkturengewinne,  keinen  Unterschied 
zwischen  gewerbsmässigen  und  nicht  gewerbsmässigen,  spekula- 
tiven und  nicht  spekulativen  Konjunkturgewinnen  macht,  sondern  alle 
derartigen  Gewinne  zum  Einkommen  rechnet,  behandelt  das  Preus- 
sische  Einkommensteuergesetz  und  nach  ihm  eine  Reihe  anderer 
Gesetze  dieselben  je  nach  ihrem  gewerblichen  und  nichtgewerblichen, 
spekulativen  und  nicht  spekulativen  Charakter  verschieden,  im 
einen  Falle  als  Einkommen,  oder  doch  wenigstens  als  einkommen- 
steuerpflichtige  Einkünfte,  im  anderen  dagegen  als  „Vermögensmeh- 
rung". Abgesehen  davon,  dass  es  mitunter  sehr  schwierig,  ja  sogar 
ausgeschlossen  ist,  im  konkreten  Falle  zu  entscheiden,  ob  ein  Spe- 
kulationsgewinn, d.  h.  ein  beim  Erwerb  von  vornherein  beabsichtigter 
Gewinn  vorliegt,  oder  ein  bloss  zufälliger  Konjunkturengewinn, 
muss  es  unseres  Erachtens  als  nicht  begründet  bezeichnet  werden, 
jenen  Unterschied  zu  machen.  Das  Ergebnis  des  Konjunkturen- 
gewinns ,  die  Steigerung  der  persönlichen ,  wirtschaftlichen  Lei- 
stungsfähigkeit,  bleibt  das  gleiche,  einerlei  ob  die  Absicht  der 
Veräusserung  des  Wertgegenstands  von  vornherein,  d.  h.  beim  Er- 
werbe, schon  vorhanden  war  oder  erst  später,  wenn  auch  viele 
Jahre  nachher,  auftauchte.  Man  versteht  nicht,  warum  im  einen 
Falle  der  Gewinn  steuerbares  Einkommen,  im  anderen  dagegen 
einkommensteuerfreie  Vermögensbildung  darstellen  soll. 
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Schanz  au&ert  sich  hierzu  (a.  a.  O.  S.  55  u.  56),  wie  folgt: 
„Vor  allem  ist  es  eine  UngeheuerHchkeit,  in  einem  Stcuergesetz  mit  der ,  „Ab- 
sicht"' zu  operieren.  Man  kann  hier  den  preußischen  Finanz  minister  (v.  Miquel) 
mit  seinen  eigenen  Worten  schlagen.  Bei  Beratung  desselben  Gesetzes  sprach 
er  3  Tage  spater  aus;  ,, Innere  Motive  kann  unmöghch  die  Steuerveranlagung  zu- 
grunde legen.""  Sodann  ist  die  Aussonderung  der  Spekulationsgeschäfte  Ober- 
haupt verkehrt." 

,Im  Grunde  genommen  will  niemand,  daß  Wertobjekte,  die  er  erwirbt, 
nicht  im  Werte  steigen;  jeder,  auch  derjenige,  der  eine  Anlage  zunächst  nicht 
zum  Verkauf  macht,  will,  da&  sein  Objekt  im  Werte  steigt,  und  benimmt  sich 
dementsprechend  bei  der  Anlage;  jeder  will  haben,  daß  sein  Haus,  seine  Grund- 
siOcke,  seine  Wertpapiere,  sein  Geschäft  stets  gut  verkäuflich  seien.  Eine  Spe- 
kulationsabsicht liegt  bei  unserer  heutigen  Geld  Wirtschaft  und  Gewinnsucht  mehr 
oder  weniger  im  Keime  stets  vor.  Es  baut  jemand  ein  Haus,  zunächst  in  der 
Absicht,  es  zu  bewohnen;  infolge  irgend  eines  Umstandes  tritt  eine  erhebliche 
Wertsteigerung  ein,  oder  es  kommt  ein  spezieller  Liebhaber,  und  der  Hausbe- 
sitzer verkauft,  weil  er  nun  einen  Gewinn  machen  kann.  Nicht  selten  hat  jemand 
beide  Absichten  zugleich,  er  gedenkt  ein  Objekt  zu  behalten,  eventuell  es  auch 

zu  verkaufen Man  sieht  aber  auch  gar  nicht  ein,  weshalb  das  klar 

liegende  Spekulationsgeschäft  so  ganz  anders  beurteilt  werden  soll,  wie  dasjenige, 
welches  anfangs  schlummerte  und  erst  nach  und  nach  lebendig  wurde.  Die  Ge- 
winnahsicht  —  und  auf  die  legt  der  Verfasser  der  Motive  doch  so  großes  Ge- 
wicht —  ist  in  beiden  Fällen  gegeben;  denn  wenn  ich  mich  von  einem  ererbten 
oder  gekauften  Objekte  trenne,  so  tue  ich  es  doch  nur  auf  Grund  wirtschaft- 
licher Erwägungen,  in  der  Regel  nur,  weil  ich  dabei  einen  Gewinn  realisiere." 

Das  preussische  Einkommensteuergesetz  unterscheidet  nicht 
nur  —  wie  dies  unbedingt  nötig  ist  —  zwischen  Vermögensstamm 
und  Einkommen,  sondern  weiter  auch  noch  zwischen  Vermögens- 
vermehrung und  Einkommen,  während  der  von  uns  festgehaltene 
Einkommensbegriff  jede  reine  Vermögensmehrung  a!s  einen  Einkom- 
mensbestandteil angesehen  wissen  will.  Ob  spekulative  Absicht 
beim  An-  und  Verkauf  vorlag  oder  nicht,  ändert  nichts  an  der 
Tatsache,  dass  das  Objekt  in  jedem  Falle  zum  vorhandenen  Stamm- 
vermögen gehörte,  und  dass  an  diesem  eine  Vermögensmehrung 
stattfand,  die  vom  Besitzer,  ohne  seinen  Vermögensstamm  zu  schmä- 
lern, in  beliebiger  Weise  verbraucht  oder  sonstwie  verwendet 
werden  kann. 

Sehr  richtig  sagt  Schanz  (a.  a.  O.  S.  57): 

„Es  heisst  doch  Haare  spalten,  wenn  man  in  dieser  Weise 
Stammvermögenszuwachs  und  Einkommen  trennen  zu  können  glaubt. 
Stamm  Vermögenszuwachs  und  Einkommen  lassen  sich  eben  nicht 
trennen,  sind  und  bleiben  trotz  aller  Künsteleien,  die  man  dagegen 
versucht,  identisch." 

Übrigens  muss  hier  noch  bemerkt  werden,  dass  die  in  der 
igoöer  Novelle  zum  Preussischen  Einkommensteuergesetz  noch 
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viel  schärfer  als  zuvor  durchgeführte  Queüentheorie  auch  die  Be- 
steuerung der  Spekulationsgewinne  erschwert  und  dadurch  unseres 
Erachtens  einen  Rückschritt  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  der 
KonjunkCurengewinne  herbeigeführt  hat.  Wahrend  vor  dem  In- 
krafttreten des  xgoöer  Einkommensteuergesetzes  jeder  vereinnahmte 
Gelegenheits-  (im  Gegensatz  zum  gewerblichen)  Spekulations- 
gewinn zur  Einkommensteuer  herangezogen  werden  konnte,  ist  dies 
jetzt  infolge  der  grundsätzlichen  Bestimmung  des  §  9  Ziffer  i  nicht 
mehr  der  Fall'),  Die  Besteuerung  der  Gelegenheits-Spekulations- 
gewinne, die  doch  nach  §  7  vom  Gesetzgeber  beabsichtigt  ist,  ist 
sonach  durch  den  schon  mehrfach  hervorgehobenen  Widerspruch, 

1)  Fuisting  fahrt  hierzu  in  der  neuesten  iVIl.)  Auflage  seines  Kommentars 
(S.  175  f.)  folgendes  aus: 

„Entgegen  der  sonst  überall  in  folgerichtiger  Weise  durchgeführten  An- 
knüpfung des  Einkommensbegriffes  an  die  Quellen  der  GOierentstehung  in  den 
Einzelwirtschaften  (§  6)  wird  im  §  11  d  diese  prinzipielle  Grundlage  verlassen 
und  mit  der  hier  angeordneten  Steuerpflichtigkeit  der  Gewinne  aus  Gelegen- 
heit Spekulationen  der  Einkorn mensbegrÜf  auf  das  Gebiet  der  Vermögensvep- 
mehrung  au^edehnt: 

,,Die  Gelegenheitsspekulation  bezweckt  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  nicht 
eine  Einkommens-,  sondern  eine  Vermögens  Vermehrung;  die  Besteuerung 
des  Spekulationsgewinnes  lallt  deshalb  begrifflieh  auöerhaib  des  Bereiches  der 
Einkommen besteuerung.  Das  Einkommensteuergesetz  ist  aber  von  dieser 
wirtschafUichen  Auffassung  abgewichen  und  hat  mit  der  ausdrücklichen  Anord- 
nung aber  die  Anrechnung  des  Spekulationsgewinnes  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen den  Begriff  des  steuerlichen  Einkommens  auf  das  Gebiet  der  Vermögeos- 
vermehrung ausgedehnt  ""  {Entscheidungen  des  Kgl.  Preuß.  Oberverwalhings- 
gerichts  in  Staatssteuersachen,  Band  lo,  5.  69  iT.). 

,„Die  aus  Gplegenheitaspekulationen  erwachsenen  Gewinne  und  Verluste 
vollziehen  sich  nach  wirtschaftlichen  Rücksichten  stets  im  Bereiche  des 
Vermögens.  Nach  ausdrücklicher  Gesetzesbestimmung  werden  sie  aber  wie 
Einkommen  behandelt,  so  dass  nach  der  maßgebenden,  gesetzlichen  Fiktion 
das  steuerpflichtige  Einkommen  durch  den  Gewinn  vermehrt,  durch  den  Verlust 
vermindert  wird.""    (Entscheidungen  etc,,  Band  10,  S.  78.) 

Es  ist  klar,  dass  eine  den  wirtschafUichen  Grundsätzen  durchaus  zuwider- 
laufende, gesetzliche,  Regelung  der  Besteuerung  ausdrücklicher  Sonderbestim- 
mungen bedarf.    Diese  beschranken  sich  aber  auf  wenige  Andeutungen.  . 

Aus  §  7  ergibt  sieh,  dass  die  Gewinne  aus  nicht  gewerblichen  Grund- 
stücksspekulationen zum  Bereiche  des  §  iid  gehören.  Die  einzigen  Bestim- 
mungen über  die  sonstigen  Gegenstande  und  die  Merkmale  der  Gelegenheitsspe- 
kulation finden  sich  im  §  11  d.  Der  §  13  Nr.  3  enthalt  die  Grundsätze  über  die 
Berechnung  der  steuerpflichtigen  Gewinne. 

a)  In  der  Rechtsprechung  war  der  frühere  §  10  (jetzt  §  9)  für  die  Besteue- 
rung der  Gewinne  aus  Gelegenheitsspekulation  dahin  ausgelegt  worden,  dass  es 
der  Annahme  einer  im  Beginne  des  Steuerjahres  bestehenden  Quelle  nicht 
bedürfe,  die  Besteuerung  vielmehr  unter  Ausschluss  jeder  Mutmassung  für  die 
Zukunft  lediglich  nach  der  Vereinnahmung  der  Gewinne  in  den   drei  Vorjahren 
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der  in  den  Bestimmungen  der  ZiiFern  i  und  2  des  §  9  liegt,  in  Ver- 
bindung mit  der  Bestimmung  des  §  iid  fast  vollständig  illusorisch 
geworden,  denn  nur  ausnahmsweise  wird  ein  Gelegenheitsspekuia- 

zu  eifolcen  habe,  so  dass  jeder  in  einem  Jahre  vereinnahmte  Spekulationsgewinn 
drei  Jahre  lang  mit  je  '/>  zu  versteuern  ist  (vgl  namentUch  £.  in  St,  4.  313  f., 
7,  77,  81 ;  II,  71). 

Diesen  Rechtsgrundsätzen  ist  nunmehr  mit  den  neuen  VorschriAen  des  §9. 
Nr.  I,  a  der  Boden  ganz  entzoften. 

Hiernach  ist  ohne  jegliche  Einschränkung,  also  auch  mit  Geltung 
für  die  Besteuerung  der  Gewinne  aus  Gelegenheitsspekulation,  „„der  Bestand 
der  einzelnen  Einkommensquellen  bei  Beginn  des  Steuerjahres 
massgebend  (vgl.  Anm.  3  zu  §  9),  und  die  Besteuerung  erfolgt  ..nach  dem 
Ergebnisse  des  dem  Steuerjahr  unmittelbar  vorangegangenen  Kalender- 
jahres."" Die  weitere  Bestimmung  im  §  9  Nr.  2,  dass  die  Besteuerung,  „.inso- 
weit Ibr  eine  Einkommensquelle  ein  Jahresergebnis  nicht  vorliegt,  nach  dem 
mutmasslichen  Jahrescrtrage"  geschieht,  ist,  wie  bisher,  auf  die  Gewinne 
aus  Gelegenheitsspekulation  nicht  anwendbar,  da  nach  der  in  Geltung  verbliebenen 
Regel  des  §  11  d  nur  vereinnahmte  Gewinne  Einkommen  bilden.  (Art.  9, 
Abs.  t.) 

Nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des  §  11  ist  die  Quelle  das  Kapital- 
vermögen, d.  h.  das  in  dem  Spekulationsseschafte  zur  Erzielung  von 
Gewinn  werbend  angewandte  Kapital,  und  diese  Quelle  kann  als  solche  nur 
bis  zur  Beendung  des  Spekulation^esch alles  bestehen. 

„„Jede  Verwendung  zu  einem  Erwerb  in  spekulativer  Absicht  ist  insofern 
Anlage  van  Kapitalvermögen,  als  dieses  bis  zur  Realisierung  des  Spe- 
kulationsgewinnes durch  Weite rveräusserung  dadurch  festgelegt  wird.  Sie 
ist  aber  keine  Kapital-  oder  Vermögens  anläge  behufs  dauernder  Nutzung 
durch  das  erworbene  Grundstock  und  dei^leichen  als  solches*"  (E.  in  Sl, 
la,  84). 

Ist  das  Geschäft  vollendet,  der  Spekulationsgewinn  „.vereinnahmt"' 
(§  II  d),  so  hat  das  fQr  die  Elrzielung  des  Gewinnes  in  dem  Geschäfte  werbende 
Kapitalvermögen  seine  Eigenschaft  als  Quelle  verloren,  weil  es  eben 
nicht  mehr  diesem  Zwecke,  sondern  irgend  welchen  anderen  Zwecken  dient  und 
bei  wirtschaftlichem  Verhalten  in  anderer  Weise  werbend  angelegt  wird. 

Da  aber  auf  der  einen  Seite  der  Bestand  der  Quelle,  hier  also  die 
Anwendung  des  in  dem  Spekulationsgeschäfte  werbenden  Kapitalver- 
mögens, bei  Beginn  des  Steuerjahres  vorausgesetzt  wird,  auf  der  anderen 
Seite  nur  der  vereinnahmte  Gewinn  als  Einkommen  gilt  und  mit  der  Verein- 
nahmung die  Quelle  untergeht,  so  ergibt  sich  die  vielleicht  überraschende, 
jedoch  logisch  notwendige  Schlussfolgerung,  dass  eine  Quelle  zwar  besteht,  aber 
wahrend  ihres  Bestehens  keinen  als  Einkommen  anzurechnenden  Ertrag  bringt, 
und  dass  mit  der  Vereinnahmung  des  Ertrages  die  Quelle  untergeht  und  ein 
Ertrag  nicht  mehr  angerechnet  werden  darf.  Die  Rechtsprechung  hatte  in  der 
Abstandnahme  von  der  Quellentheorie  fOr  diesen  einzigen  Ausnahmefall  mOhsam 
einen  Weg  für  die  vom  Gesetze  vorgeschriebene  Besteuerung  der  Gewinne  aus 
Gelegenheitsspekulation  gefunden,  und  dieser  Weg  ist  jetzt  von  der  Gesetzgebung 
selbst  mit  der  uneingeschränkten  Quellen theorie  verschlossen. 

b)  Steuerpflichtigen  Ertrag  ergeben  fortan  nur  die  Falle  der  fortgesetz- 
ten, mit  wiederkehrender  Gewinnvereinnahmung  verbundenen  Spekulation." 
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tionsgeschaft  sich  in  der  Weise  abwickeln,  dass  es  im  verflossenen 
Kalenderjahre  mit  Vereinnahmung  von  Gewinn  nur  teilweise  aus- 
geführt und,  im  neuen  Kalenderjahre  fortgesetzt,  erst  nach  Beginn 
des  neuen  Steuerjahres  beendet  wird.  Aber  selbst  dann  wird  nur 
der  bereits  vereinnahmte  Gewinn  von  der  Steuer  erfasst,  der  Rest 
kann  nicht  getroffen  werden,  weil  die  Quelle  im  neuen  Kalender- 
jahre bezw.  bis  zum  nächsten  Steuerjahre  untergehen  wird.  In 
der  Hauptsache  wird  sich  nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Ein- 
kommensteuergesetzes die  Besteuerung  der  Konjunkturengewinne 
auf  die  gewerbsmässige  Spekulation  beschränken. 

Wie  konsequent  die  Rechtsprechung  des  Kgl.  Preuss.  Ober- 
verwaltungsgerichts auch  hinsichtlich  der  Veranlagung  von  Speku- 
lations-Verlusten verfahren  haben  will,  geht  z.B.  aus  der  Entscheidung 
in  Staatssteuersachen,  Band  IH,  Nr.  ii  hervor,  wo  es  in  der  Be- 
gründung (S.  52)  heisst:  „Grundsätzlich  steht  dem  Abzüge  einer 
bei  den  Spekulationsgeschäften  zutage  gekommenen  Minusdifferenz 
vom  Gesamteinkommen  nichts  im  Wege.  Ein  Geschäft,  das  bei 
günstigem  Verlaufe  mit  seinen  Ergebnissen  das  Gesamtemkommen 
(nicht  das  Vermögen)  steigert,  muss  bei  ungünstigem  Ausfalle  auch 
das  Einkommen  beeinflussen  und  darf  nicht  etwa  als  Vermögens- 
minderung ausgeschieden  werden."  Aber  auch  hier  begegnen  wir 
wieder  dem  Gegensatz  zwischen  Steigerung  des  Einkommens  und 
des  Vermögens  sowie  zwischen  Minderung  des  Einkommens  und 
des  Vermögens.  Würde  man  diese  Unterscheidung  fallen  lassen 
und  jede  Vermögensmehrung  als  positiven,  jede  Vermögensminderung 
als  negativen  Einkommensteil  anerkennen,  so  würde  ein  Zweifel 
über  die  Berechtigung  jenes  Abzuges  gar  nicht  auftauchen  können. 

Auch  Fuistin  g  äussert  sich  im  gleichen  Sinne  wie  das  Ober- 
verwaltungsgericht, wenn  er  {a-  a.  O.  VI.  Aufl.  S.  150)  sagt:  „Aus 
den  Worten  „„abzüglich  etwaiger  Verluste  usw.""-)  könnte  gefolgert 
werden,  dass  die  Verluste  aus  Spekulationsgeschäften  lediglich  von 
dem  Spekulationsgewinn  eines  jeden  Jahres  in  Abzug  ge- 
bracht werden  dürften.  In  Übereinstimmung  mit  den  allgemeinen 
Grundsätzen  (Art.  5  Nr.  2  Abs.  4  und  Art.  29  Nr.  i  b)  wird  jedoch 
im  Art.  9  ein  solcher  Schluss  nicht  gezogen.  Hiernach  muss  es 
für  zulässig  erachtet  werden ,  sowohl  bei  der  Durchschnittsberech- 

')  §  12  (jetzt  II)  des  Einkommensteuergesetzes: Mit  dieser  Mass- 
gabe  j;elten  als  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  insbesondere: 

d.)  vereinnahmte  Gewinne  aus  der  zu  Spekulaiionsz wecken  unternommenen  Ver- 
flusserung  von  Wertpapieren,  Forderungen,  Renten  usw.,  abzüglich  etwaiger 
Verluste  bei  derartigen  Geschäften. 
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nung  nach  §  lo  den  Spekulationsverlust  eines  Jahres  von  dem 
Gewinne  der  anderen  Jahre,  als  auch  eine  hierbei  verbleibende 
Minusdifferenz  von  dem  Gesamteinkommen  in  Abzug  zu  bringen*. 
In  einer  Beziehung  weicht  Fuisting's  Ansicht  jetzt  (a.  a.  O. 
VII.  A.  S.  185)  allerdings  hinsichtlich  der  Spekulations Verluste  von 
der  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts  ab.  Er  schliesst 
aus  den  Worten  „Verluste  bei  derartigen  Geschäften"  nicht, 
dass  hiermit  eine  wirkliche  Veräusserung  des  betr.  Objekts  voraus- 
gesetzt wird,  sondern  will  vielmehr  auch  die  ausserhalb  der  eigent- 
lichen Veräusserungen  durch  Spekulationen  entstandenen  Verluste 
bei  der  Berechnung  des  Einkommens  berücksichtigt  wissen.  Die 
Rechtsprechung  dagegen  folgert  aus  den  Worten  „bei  derartigen 
Geschäften",  dass  bei  der  Ermittlung  des  steuerpflichtigen  Einkom- 
mens wie  von  Gewinnen  (ve  rein  nahmte  Gewinnel)  so  auch  von 
Verlusten  aus  „Spekulationsgeschäften'  immer  erst  dann  die  Rede. 
sein  könne,  wenn  die  zu  Spekulationszwecken  erworbenen  Wert- 
objekte wieder  veräussert  worden  seien,  Verluste  an  völlig  ent- 
werteten Wertpapieren  würde  hiernach  Fuisting  fcir  abzugsfähig 
halten,  während  das  Ober  Verwaltungsgericht  in  entgegengesetztem 
Sinne  entschieden  hat  (Entscheidungen  in  St.  la.  79). 

Dem  Vorgange  Preussens  hinsichtlich  der  steuerlichen 
Behandlung  der  Konjunkturengewinne  bezw.  -Verluste  haben  sich 
eine  Reihe  anderer  Staaten  durch  Aufnahme  entsprechender  Be- 
stimmungen in  den  neuesten  Einkommensteuergesetzen  angeschlossen, 
so  u.  a.  Württemberg  und  Österreich. 

Art.  7  des  Würt  tembe  rgischen  Einkorn mensteuergeselzes  vom  8. 
August  1903  lautet: 

„Nicht  als  steuerbares  Eitikommen,  sondern  als  Vermehrung  des  Stamm- 
vermögens gelten  ausserordentliche  Einnahmen  aus  Erbschaften,  Schenkungen, 
Lebensversicherungen,  aus  den  Erwerbungen  und  VerSusserungen  von  Grund- 
stücken, Wertpapieren  und  anderen  Vermögensgegenständen,  aus  dem  durch 
Ausgabe  von  Aktien  für  einen  höheren  als  den  Nennbetrag  erzielten  Aufgeld, 
sowie  ähnliche  Erwerbungen.  Dieselben  kommen  ebenso  wie  Verminderungen 
des  Stamm  Vermögens  nur  insofern  in  Betracht,  als  die  Erträge  des  letzteren  da- 
durch vermehrt  oder  vermindert  werdeu. 

Ab  steuerbares  Einkommen  gelten  jedoch 

1.  Die  Einnahmen  solcher  Art  innerhalb  eines  Gewerbebetriebes  abzOgUch 
etwaiger  in  dem  betreffenden  Jahre  erlittenen  Verluste  gemäss  Art.  13,  Abs,  i 
und  2,  ausserdem 

2.  der  Gewinn  aus  zu  Spekulationszwecken  abgeschlossenen  Geschäften 
abzflglich  etwaiger  in  dem  betreffenden  Jahre  bei  derartigen  Geschäften  erlittenen 
Verluste, 

a)  wenn  der  Abschluss  solcher  Geschäfte  oder  die  Beteiligung  hieran  von 
dem  Steuerpflichtigen  gewohnheitsmässig  betrieben  wird,  oder 
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bl  wenn  das  Rechtsgeschäft  in  der  Absicht  abgeschlossen  ist,  dass  der 
Unlerechied  zwischen  dem  vereinbarten  Kaufpreis  und  dem  Markt*  oder 
Börsenpreis  der  Lieferungszeit  von  dem  verlierenden  Teil  an  den  ge- 
winnenden gezahlt  werden  soll  (Differenzgeschaft)." 

Artikel  13  bestimmt  dar.n  weiter: 

,Der  Gewinn  aus  den  zu  Spekulationszwecken  gewohnheitsm assig  abge- 
schlossenen Geschäften  und  aus  der  Beteiligung  an  solchen  Geschäften  (Art.  7, 
Abs.  a  Zifi.  3  lit.  a)  ist  bei  den  nicht  zu  den  Gewerbetreibenden  gehörenden 
Steuerpflichtigen  gleichfalls  nach  den  für  das  Einkommen  aus  dem  Betrieb  eines 
Gewerbes  massgebenden  Grundsätzen  zu  berechnen.  Als  Gewinn  aus  einzelnen 
Differenzgeschaft en  (Art.  7  Abs.  3  Ziff.  a  IJt.  b)  ist  der  vereinnahmte  oder  zu 
vereinnahmende  Reingewinn  zu  berechnen.  Verluste  bei  den  zu  Spekutations- 
zwecken  gewohnheitsmässrg  abgeschlossenen  Geschäften  oder  bei  DifTerenzge- 
Schäften  dürfen  nur  an  dem  im  betr.  Jahre  aus  derartigen  Geschäften  er- 
zielten Gewinn  in  Abzug  gebracht  werden." 

Das  österreichische  Personaleinkommensteuer-Gesetz  vom  25.  Okto- 
ber 1896  bestimmt  durch  §  159,  Abs.  3; 

, Gewinne  aus  Veräusserung  von  Vermögensobjekten  sind  nur  dann  dem 
Einkommen  zuzurechnen,  wenn  die  Veräusserung  im  Betriebe  einer  Erwerbs- 
unternehmung  oder  in  Ausführung  eines  Spekulationsgeschäftes  erfolgt  ist." 

Schanz  folgert  (a.  a.  O.  S.  58)  aus  dieser  Bestimmung,  das  österreichische 
Gesetz  unterscheide  sich  vom  Preussischen  in  der  Frage  der  Konjunkturenge- 
winne nur  dadurch,  dass  bei  gewerblichen  Betrieben  im  weitesten  Sitme  des 
Wortes  schlechtweg  der  Gegensatz  zwischen  Spekulations-  und  Nichtspekuiations- 
Gewinn  bezw.  -Verlust  fallen  gelassen  worden  sei. 

Nach  der  Auslegung  dieser  Bestimmung  von  v.  Bauer')  dQrfle  es  zwar 
zweifelhaft  sein,  ob  wirklich  ein  Unterschied  zwischen  den  beiden  Gesetzen  hin- 
sichtlich der  Behandlung  der  , gewerblichen"  Konjunkturengewinne  besteht,  denn 
V.  Bauer  sagt  IS.  105):  „Gewinne  aus  der  Veräusserung  von  Vermögens- 
objekten, z.  B.  Verkauf  von  Grundstücken,  Gebäuden,  Wertpapieren,  Berech- 
tigungen, sind  im  allgemeinen  kein  steuerpflichtiges  Einkommen.  In  zwei  Fällen 
sind  jedoch  derartige  Gewinne  steuerpflichtig,  i,  wenn  sie  gesch  äftsmässig, 
d.  i.  im  dauernden  Betriebe  einer  Erwerbsunternehmung  erzielt  werden,  z.  B. 
von  Bauspekulanten,  G Ute rscb lach tern,  und  2.  wenn  auch  nur  in  einem  einzigen 
Falle  der  Gewinn  in  Ausführung  eines  Spekulationsgeschäftes  erfolgt  ist,  d.  h. 
wenn  nicht  die  Absicht  vorliegt,  das  Vermögensobjekt  oder  die  Berechtigung 
durch  Benutzung,  sondern  durch  Veräusserung  zu  verwerten."  Die  Worte  „geschäfis- 

mässig erzielt  werden"  und  die  aufgeführten  Beispiele  (Bauspekulanten, 

Güterschlächter)  sowie  das  Wörtcher  „auch"  unter  2.  lassen  den  Schluss  zu, 
dass  es  sich  nach  Bauer's  Ansicht  auch  im  österreichischen  Gesetze  lediglich 
um  solche  Erwerbsuntemehmungen  handelt,  die  auf  Erzieiung  von  Konjunktureii- 
gewinnen  von  vornherein  gerichtet  sind. 

Wir  schliessen  uns  jedoch  der  Auffassung  von  Schanz  an,  zumal  es  im 
§  170,  Abs.  I  bezüglich  der  Wertpapiere  ausdrücklich  heisst: 

„Bei  dem  Einkommen  aus  Wertpapieren  ist  eine  Erhöhung  oder  Vermin- 
derung des  Kurswertes  ausser  Betracht  zu  lassen,  sofern  nicht  die  Papiere  zum 
Betriebskapitale  eines  kaufmännischen  Geschäftes  gehören." 

1)  Jos.  V.Bauer;  Die  Land- und  Forstwirtschaft  im  Personalsteuergesetze. 
Wien  und  Leipzig  1906. 
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Bei  der  Wiedcrverflussferung  eines  angekauften  Grundbesitzes  ist  daher 
nach  von  Bauer  festzustellen,  ob  sich  aus  der  Dauer  des  Besitzes  und  der 
Art  der  Bewirtschaftung  ergibt,  dass  die  Absicht  des  Besitzers  hauptsächlich  auf 
die  Erzielung  der  mit  dem  Besitze  verbundenen,  dauernden  Nutzungen  (auf  den 
Ertrag  des  land-  und  forstwirtschalUichen  Betriebes)  oder  in  erster  Linie  auf  die 
ErzieluDg  eines  höheren  Verkaufspreises  gerichtet  war. 

Die  oben  angegebene  dritte  Art  der  steuerlichen  Behandlung, 
der  Künjunkturengewinne  schliesslich,  wobei  allein  die  Tatsache 
des  Gewinns  oder  Verlusts  für  die  Besteuerung  massgebend  ist, 
einerlei  ob  dieselbe  als  Folge  eines  Spekulationsgeschäfts  oder 
einer  zufälligen  Veräusserung  zu  betrachten  ist,  gilt  vor  allem  in 
den  drei  Stadtstaaten  Hamburg,  Bremen,  Lübeck.  Mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  allein  diese  Art  der  Regelung  von  uns  als  dem 
Grundsatze  gerechter  Steuerverteilung  entsprechend  angesehen  wird, 
und  —  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden  —  im  vollen  Einklänge 
mit  unserem  Vorschlage  bezüglich  der  Besteuerung  des  Einkommens 
aus  Waldbesitz  steht,  soll  etwas  naher  auf  dieselbe  eingegangen 
werden. 

Schon  im  Hamburger  Einkommensteuergesetz  vom  26.  März 
1866  sowie  in  allen  folgenden  findet  sich  eine  Bestimmung,  ähnlich 
derjenigen,  welche  das  jetzt  gültige  Einkommensteuergesetz  vom 
2.  Febr.  1903  im  Anhang  zu  §  6,  Ziffer  10  enthält: 

,A[s  Einkommen  sind  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  versteuern: 


la  Der  durch  ein  einzelnes  gewinnbringendes  Geschäft  erzielte  Gewinn, 
sowie  derjenige  durch  ein  Veräusserungsgeschäft  in  Geld  oder  in  einen  sonstigen 
Vermögenswert  umgesetzte  Gewinn,  welcher  die  Folge  einer  seit  der  Anschaffung 
eingetretenen  Werterhöhung  des  veräusserten  Gegenstandes  ist  Es  kommt  nicht 
darauf  an,  ob  schon  die  Anschaffung  zu  dem  Zwecke  erfolgt  ist,  den  Gegenstand 
nach  Eintritt  einer  erwarteten  Werterhöhung  mit  Gewinn  wieder  zu  veräus- 
sem " 

Auch  Bremen's  Einkommensteuer  stützt  sich  schon  seit 
Jahrzehnten  auf  einen  EinkommensbegrifF,.  der  die  Konjunkturge- 
winne einschliesst. 

Schon  das  Gesetz  vom  3.  Januar  1848  fasste  den  Einkommens- 
begriff  weit,  und  die  nachfolgenden  Gesetze  und  Novellen  haben 
das  Prinzip  der  Besteuerung  der  Konjunkturengewinne  immer 
schärfer  zum  Ausdruck  gebracht. 

Das  jetzt  gültige  Bremische  Einkommensteuergesetz  vom  ao.  April  1905 
bestimmt  in  der  Anlage  B  (Anweisung  für  die  Abschätzung  des  steuerpflichtigen 
Einkommens) : 

,Zum  steuerpflichtigen  Einkommen  sind  zu  rechnen: 

9.  Der  Ertrag  einzelner  gewinnbringender  Geschäfte,  auch  wenn  dieselben 
nicht  gewerbsmässig  oder  zu  Spekulationszwecken  abgeschlossen  sind,  nament- 
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lieh  der  Kapitalgewinn  aus  verkauften  Grundstöcken,  Wertpapieren  usw.  und 
aus  Lotterien,  sowie  Oberhaupt  alle  vorstehend  nicht  besonders  namhaft  ge- 
machten Emnahmen,  mit  den  analogen  Abzügen,  ausgenommen  jedoch  das  von 
einer  Aktiengesellschaft  oder  Kommandi^escllschatt  auf  Aktien  bei  der  Ausgabe 
von  Aktien  erzielte  Aufgeld  (Agio). 

Als  Kapitalgewinn  ist  mithin  auch  derjenige  Gewinn  in  Anschlag  zu  bringen, 
welcher  ohne  eine  besondere  Tätigkeit  des  Steuerpflichtigen  lediglich  infolge 
einer  seit  dem  Erwerbe  eingetretenen  Werlerhöhung  des  veräusaerlen  Gegen- 
standes erzielt  wird " 

,In  allen  sub  i  bis  lo  bezeichneten  Fallen  ist  der  Steuerpflichtige  berechtigt, 
etwaige  Kapitalverluste,  welche  er  innerhalb  des  der  Rechnung  zum  Grunde 
liegenden  Kalendetjahres  erlitten  hat,  von  seinem  Einkommen  in  Abrechnung 
zu  bringen ' 

Ganz  besonders  interessant  sind  endlich  die  auf  dem  gleichen, 
grundsätzlichen  Boden  stehenden  Lübecker  Gesetzesbestimmungen, 

Im  Einkommensteuergesetz  vom  18.  Oktober  1869  und  in  dem  vom  31.  Mai 
187a  ist  neben  anderen  Einnahmen  zum  Einkommen  gerechnet: 

„Der  Ertrag  einzelner  gewinnbringender  Geschäfte,  wozu  auch  Lotlerie- 
gewinne  gehören,  wogegen  Legate,  Schenkungen  und  die  hfitgift  bei  Verheiratungen 
nicht  zu  dem  Einkommen,  sondern  zu  dem  Kapitalvermflgen  des  Empfängers, 
von  dessen  Revenuen  er  die  Steuer  zu  entrichten  hat,  hinzugerechnet  werden." 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  wurden  denn  auch  die  Konj  unk  tu  rengewinne 
bei  der  Veräusserung  von  Grundstücken  etc.  so  lange  für  steuerpflichtig  ange- 
sehen und  tatsächlich  besteuert,  bis  in  einem  strittigen  Falle  seitens  der  ordent- 
lichen Gerichte  nach  dem  Grundsatze  entschieden  wurde,  ,der  aus  eineni  nicht 
im  Betriebe  des  Handelsgewerbes  geschehenen  Hausverkaufe  erzielte  Gewinn 
stelle  sich  nicht  als  zu  versteuernde  Einnahme,  sondern  als  bereits  vorhandene 
und  nur  in  Geld  umgesetzte  Vermehrung  des  Kapitalvermögens  dar,  von  dessen 
Revenuen  die  Steuer  zu  entrichten  sei." 

Zur  eingehenden  Erörterung  kam  dann  die  Frage  schon  sehr  bald  gelegent- 
lich der  Revision  des  Einkommensteuergesetzes  im  Jahre  1885. 

In  dem  Berichte  der  hierfür  eingesetzten  Kommission  vom  10.  Dezember 
1885  wird  folgender  Standpunkt  vertreten  (Schanz  a.  a.  O.  S.  63): 

,Für  die  Heranziehung  des  fraglichen  Gewinnes  zur  Einkommensteuer 
wurde  geltend  gemacht,  dass  auch,  wer  nicht  mit  Grundstücken  Handel  treibe 
doch  wohl  in  einem  einzelnen  Falte  einmal  ein  Grundstück  mit  der  Absicht  kaufen 
könne,  dasselbe  bei  der  nächsten  günstigen  Gelegenheit  mit  entsprechendem 
Vorteil  wieder  zu  verkaufen,  ja,  dass  es  bisweilen  geschehe,  dass  der  Käufer 
eines  Grundstockes  dasselbe  noch  am  seihen  Tage  und  noch  ehe  es  ihm  zuge- 
schrieben worden  sei,  mit  Gewinn  wieder  verkaufe.  Solche  Verkaufe  seien 
Sp^ulationsgeschafle.  Auf  sie  kOnne  die  Deduktion  der  Gerichte,  dass  beim 
Verkauf  nur  die  Substituierung  eines  bereits  im  Vermögen  vorhanden  gewesenen 
Wertgegenstandes  durch  einen  gleichwertigen  erfolgt  sei,  nicht  Anwendung  finden, 
vielmehr  sei  der  durch  einen  solchen  Verkauf  erzielte  Überschuss  nur  als  Ertrag 
eines  gewinnbringenden  Geschäftes  zu  betrachten.  Aber  auch  abgesehen  von 
solchen  Fällen  ziehe  die  von  den  Gerichten  ausgesprochene  Auffassung  die 
Konsequenz  nach  sich,  dass  ein  jeder  Hausbesitzer  die  sich  all- 
mählich vollziehende  Wertsteigerung  seines  Grundstückes  auch 
jährlich  bei  seiner  Steuereinschätzung  in  Rechnung  bringe.   Ge- 
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schehe  dies,  so  liege  allerdings  kein  Grund  vor,  ihn  bei  ge- 
schehenem Verkaufe  den  höheren  Verkau  fs  wert,  den  er  bereits 
bei  der  jährlichen  Abschätzung  seines  Einkommens  gebührend 
berücksichtigt,  noch  einmal  als  Gewinn  versteuern  zu  lassen. 
Allein  von  der  Mehrzahl  der  Grundstückbesitzer  werde  man  nicht  verlangen 
können,  dass  sie  in  dieser  theoretiscb  sicher  richtigen  Weise  bei  ihren  Ein- 
schätzungen verfahre.  Es  sei  sehr  schwer  und  häufig  geradezu  unmöglich,  jähr- 
lich den  jeweiligen  genauen  Wert  eines  Grundstücks  richtig  zu  schätzen.  FOr 
alle  aber,  welche  beim  Verkauf  ihres  Grundstücks  einen  höheren  Preis  erhielten, 
als  den  Wert,  den  sie  bei  ihrer  Steuereinschatzung  zugrunde  gelegt,  stelle  sich 
dieser  Überschuss  als  der  Ertrag  eines  gewi  anbringen  den  Geschäftes  dar  und 
sei  dementsprechend  zu  versteuern.  So  schreibe  auch  das  Bremer  Gesetz,  die 
Einkommensteuer  betreffend,  vom  17.  Dezember  1874  in  seiner  Anweisung  für 
die  Abschätzung  des  reinen  Einkommens  ausdrücklich  vor,  dass  zum  steuer- 
pflichtigen Ejnkommen  zu  rechnen  sei:  ,9.  Der  Ertrag  einzelner  gewinnbringen- 
der Geschäfte,  namentlich  der  Kapitalgewinn  aus  verkauften  Grundstücken  usw.'; 
und  in  einem  Nachtrag  zu  diesem  Bremer  Gesetze  vom  Jahre  1880  sei  dem  noch 
hinzugeftlgt  worden  die  Klausel:  , auch  wenn  dieselben  nicht  gewerbsmässig  oder 
zu  Spekulationszwecken  abgeschlossen  sind',  und  der  Zusatz:  , Als  Kapitalgewinn 
ist  mithin  auch  derjenige  Gewinn  in  Anschlag  zu  bringen,  welcher  ohne  eine 
besondere  Tätigkeit  des  Steuerpflichtigen  iedigUch  infolge  einer  seit  dem  Erwerbe 
eingetretenen  Werterhöbung  des  verkauften  Gegenstandes  erzielt  wird'. 

Trotz  dieser  Bedenken,  deren  Gewicht  sie  nicht  verkannte,  glaubte  die 
Majorität  der  Kommission  die  Freilassung  des  beim  Verkauf  eines  Grundstücks 
erzielten  Gewinnes  von  der  Steuer  und  seine  Behandlung  als  Kapitalvermögen 
empfehlen  zu  müssen.  Mehr  Rücksiciit  als  auf  das  finanzielle  Interesse  des  Fiskus, 
dem  ja  bei  dem  Verkauf  von  Grundstücken  auch  schon  durch  die  Verkaufsabgabe 
Rechnung  getragen  ist,  muss  ihrer  Ansicht  nach  einerseits  auf  die  prinzipielle 
Bedeutung  der  Entscheidung,  anderseits  auf  die  Vermeidung  von  Härten  für  die 
Steuerzahler  und  die  Gewähr  einer  möghchst  einlachen  Gestaltung  und  leichten 
Handhabung  des  Steuergesetzes  genommen  werden.  Wenn  nun  auch  zuzugeben 
ist,  daos  an  und  für  sich  kein  Grund  vorliegt,  ein  gelegentliches  Spekulationsge- 
schäft mit  einem  Grundstück  hinaichtlich  des  daraus  erzielten  Gewinnes  anders 
zu  behandeln  als  einen  Hausverkauf,  den  ein  gewerbsmässiger  Händler  mit 
Grundstücken  al^eschlossen  hat,  so  kommt  hierbei  doch  in  Betracht,  dass  bei 
dem  Händler  die  Natur  des  Spekulationsgeschäftes  ohne  weiteres  klar  ist,  bei 
dem  von  einem  Privatmann  geschehenen  Verkauf  aber  sich  nur  in  sehr  seltenen 
Fallen  wird  feststellen  lassen,  ob  der  Verkäufer  schon  beim  Ankauf  des  Grund- 
stücks die  Absicht  hatte,  dasselbe  demnächst  wieder  zu  verkaufen,  ob  mithin  ein 
Spekulationsgeschäft  vorliegt.  Wegen  dieser  Schwierigkeit  empfiehlt  es  sich  nicht, 
die  von  Privaten  gelegentlich  geschehenen  Spekulations verkaufe  den  Verkäufen 
der  Grundstückshändler  gleichzusteDen,  wenn  man  hinsiciitUch  der  übrigen  von 
Privaten  abgeschlossenen  Grundstücks  verkaufe  nach  einem  abweichenden  Grund- 
satz verfahren  will.    Hierfür  aber  sprechen  die  folgenden  Erwägungen. 

Es  ist  ungemein  schwierig,  den  bei  einem  Grundstücksverkauf  erzielten 
Kapitalgewinn  riciitig  zu  berechnen,  wenn  der  Verkäufer  lange  Zeit  hindurch  im 
Besitz  des  Grundstücks  gewesen  ist.  Soll  etwa  bei  einem  Hause,  das  Genera- 
lionen hindurch  im  Besitze  einer  Familie  geblieben  ist,  der  verkaufende  Enkel 
alles  das  als  Gewinn  berechnen,  was  er  über  den  Kaufpreis  erhält,  den  einst  der 
Grossvater  für  das  Haus  bezahh  hat?    Oft  wird  sich  dieser  ursprüngliche  Kauf- 
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preis  auch  gar  nicht  mehr  ermitteln  lassen.  So  gehen  namentlich  landliche  ürund- 
stQclfe  vielfach  auf  die  Anerben  Ober,  ohne  dass  bei  solchem  Übergang  eine 
Feststellung  ihres  Wertes  erfolgt  Wenn  nun  eine  solche  Landstelle  verkauft 
wird,  wie  soll  der  zu  versteuernde  Kapitalgewinn  festgestellt  werden?  Das 
Gesetz  enthalt  hierQber  keine  Vorschrift,  und  alle  Berechnungen,  die  man  in 
einem  derartigen  Falle  vornimmt,  werden  von  mehr  oder  weniger  willkürlichen 
und  fingierten  Voraussetzungen  ausgehen  müssen.  Gewiss  haben  die  Verfechter 
der  von  der  Steuerbehörde  vertretenen  Auflassung  Recht  mit  der  Behauptung, 
dass  der  Besitzer  eines  Grundstücks  oft  nicht  im  Stande  sei,  den  jeweiligen  Wert 
desselben  richtig  zu  schätzen,  aber  eben  deshalb  wird  er  auch  nicht  angeben 
können,  welchen  Gewinn  er  beim  Verkaufe  erzielt  hat.  Auch  ist  mit  der  durch 
den  Grundslücksverkauf  erreichten  Vermehrung  des  Kapitalvermögens  keines- 
wegs immer  eine  Vermehrung  des  Kinkommens  des  Steuerpflichtigen  verbunden. 
Häufig  findet  vielmehr  gerade  das  Gegenteil  statt.  Das  von  dem  Antragsteller 
Schacht  in  der  Bürge rschaftssiizung  vom  2.  November  d.  J.  angeführte  Bei- 
spiel zeigt  die  Härte,  zu  welcher  die  Auflassung  der  Steuerbehörde  unter  Um- 
standen führen  kann.  In  jenem  Beispiel  verkauft  ein  Steuerpflichtiger  ein  Haus, 
welches  er  für  40000  Mk.  gekauft  hat,  das  mit  20000  Mk.  beschwert  ist  und  ihm 
einen  jährlichen  Reinertrag  an  Miete  in  Höhe  von  2000  Mk.  gebracht  hat,  für 
60000  Mk.  Er  hat  mithin  sein  Vermögen  um  20000  Mk.  vermehrt.  Sein  Ein- 
kommen aus  dem  an  die  Stelle  des  Hauses  getretenen  Kapital  betragt  aber 
kQnfiig  nicht  mehr  2000  Mk.,  sondern,  bei  Annahme  einer  Veriinsung  von  4V1', 
nur  1600  Mk.,  hat  sich  also  nicht  unerheblich  verringert.  Dennoch  soll  er  für  den 
Gewinn  von  aoooo  Mk.  eine  Steuer  von  600  Mk.  zahlen. 

Bei  Anerkennung  des  Umstandes,  dass  das  Gesetz  nicht  eine  Besteuerung 
des  Kapitalvermögens,  sondern  des  Einkommens  des  Steuerpflichtigen  be- 
absichtigt, wird  man  sieh  zu  einer  Vorschrift,  die  zu  solchen  Konsequenzen  führt, 
nicht  entsehtiessen  wollen,  selbit  wenn  —  wie  nicht  geleugnet  werden  kann  — 
das  fiskalische  Interesse  bei  einer  derartigen  Bestimmung  besser  gewahrt  ist. 
Hiernach  beantragt  die  Kommission:  In  Nr.  g  der  .Grundsätze  einzusehalten 
hinter  -Verheiratungen^ ;  -sowie  Kapitalgewinn  aus  Grundstücks  verkaufen,  falls 
der  Verkäufer  nicht  mit  Grundstücken  Handel  treibt  ." 

Demgegenüber  äusserte  sich  die  Steuerbehörde  am  17.  Februar  1886  in 
ihrem  Gutachten,  dem  der  Senat  beitrat,  folgen  de  r  m  ass  en : 

„Die  Steuerbehörde  kann  auch  nach  erneuter  Erwägung  nicht  umhin,  zu 
empfehlen,  dass  die  Frage  in  Übereinstimmung  mit  der  bisherigen,  durch  Sentits- 
entscheidungen  wii^derholt  gebilligten  Übung  im  enigegengeseizten  Sinne  aus- 
drücklich durch  das  neue  Gesetz  geregelt  werde. 

Es  ist  davon  auszugehen,  dass  der  Gewinn  aus  dem  Verkaufe  von  Grund- 
stücken seiner  Natur  nach  keinen  anderen  Charakter  an  sich  tragt,  wie  andere 
gelegentliche  Geschäfts-  oder  sonstige  Gewinne,  welche  nach  dem  bisherigen 
Gesetze  ebenso  wie  nach  dem  borgerschaft  liehen  Entwürfe  der  Einkommensteuer 
unterliegen.  Bisher  ist  es  nicht  bezweifelt  worden,  dass  der  Ertrag  einzelner 
gewiiuibringender  Geschäfte,  also  z.  B.  der  Gewinn  beim  Verkaufe  von  Wert- 
papieren, Obligationen  und  Aktien,  auch  wenn  er  nicht  von  einem  berufsmassig 
mit  solchen  WertobjekCen  Handeltreibenden  erzielt  wird,  bei  der  Feststellung  des 
Steuerpflichtigen  Einkommens  unmittelbar  zu  berücksichtigen  sei.  Warum  Ge- 
winne bei  Verausserung  einzelner  Grundstücke  anders  behandelt  werden  sollen, 
dafür   fehlt  es   an  einem  auireiehenden  Grunde.    Es  ist  zwar  geltend  gemacht. 
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dass  die  Wertsteigerung  eines  Grundstockes  wahrend  der  Besitzzeit  des  Ver- 
kaufers in  der  Regel  allmählich  eingetreten  sei  und  erst  bei  der  Verausserung 
zur  Erscheinung  gelange;  dabei  handle  es  sich  um  eine  bereits  vorhanden  ge- 
wesene und  nur  in  Geld  umgesetzte  Vermehrung  des  Kapitals,  nicht  aber  um 
eine  Einnahme.  Diese  Anschauung  kann  zunächst  ofTenbar  keine  Anwendung 
finden  auf  Gewinn  beim  Wiederverkauf  eines  erst  in  demselben  Jahre  erworbenen 
Grundstockes.  Jene  Betrachtung  würde  aber  vom  Standpunkte  der  Einkommen- 
steuergesetzgebung nur  unter  der  Voraussetzung  Beachtung  verdienen,  wenn  die 
Grundstückseigentümer  die  Wertsteigerung  in  ihren  Einkorn  menserklärungen 
durch  entsprechende  Erhöhung  des  jährlichen  Nutzungs wertes  ihrer  Grundstücke 
zur  Erscheinung  und  steueriichen  Verwertung  brächten.  Nun  ist  aber  bereits  von 
der  Minorität  der  BOrgerschaftskommission  mit  Recht  (ver^l.  auch  LOb.  Blatter, 
1885,  Nr.  95}  hervorgehoben,  dass  erfahrungsmassig  eine  solche  Berücksichtigung 
steigernder  Grund  Stücks  werte  seitens  der  Besitzer  bei  den  Deklarationen  nicht 
stattfinde,  noch  auch  in  Ermangelung  sicherer  Anhaltspunkte  von  ihnen  verlangt 
werden  könne. 

Ebensowenig  wie  eine  allmähliche  Werterhöhung  von  Wertpapieren  in- 
folge steigenden  Kurses,  solange  sie  im  Besitze  der  Steuerpflichtigen  bleiben, 
ausser  iür  berufsmässig  damit  Handeltreibende,  lUr  welche  der  Bilanzgewinn  zu- 
grunde gelegt  wird,  bei  Berechnung  des  Einkommens  Berücksichtigung  findet, 
ebensowenig  darf  die  allmähliche  Werterhöhung  von  Grundstücken  bei  der  Steuer- 
einschäizung  herbeigezogen  werden.  Um  so  mehr  ist  es  geboten,  den  bei  Grund- 
stUcksverausserung  wirklich  erzielten  Gewinn  nicht  steuerfrei  zu  lasäen. 

Selbst  die  Majorität  der  Kommission  hat  nicht  verkannt,  dass  an  und  für 
sich  kein  Grund  vorliege,  ein  gelegentliches  Spekulationsgeschäft  mit  Grundstücken 
hinsichdich  des  daraus  erzielten  Gewinnes  anders  zu  behandeln,  als  den  Gewinn 
gewerbsmässiger  Grundstückshändler,  und  ebenso,  dass  bei  einem  Privatmanne 
sich  selten  feststellen  lasse,  ob  er  den  Grundstücksverkauf  zum  Zweck  dem- 
nächstigen Wiederverkaufs,  also  als  Spekulation,  abgeschlossen  habe. 

Die  von  der  Bürgerschallskommission  durch  Bezugnahme  auf  eine  bei- 
spielsweise Berechnung  erläuterte  Erwägung,  dass  mit  der  durch  den  Grundstück- 
verkauf erreichten  Vermehrung  des  Kapitalvermögens  keineswegs  immer  eine 
Vermehrung  des  Einkommens  späterer  Jahre  für  den  Steuerpflichtigen  verbunden 
sei,  übersieht  das  sehr  wichtige  Moment,  dass  in  Fällen  der  gedachten  Art  an 
die  Stelle  einer  mit  grösseren  Gewinn-  und  Verlust  Chancen,  wie  mit  unange- 
nehmen Weiterungen  verbundenen  Kapitalausnutzung  durch  Anlage  in  Grund- 
stücken der  mühe-  und  gefahrlose  Zinsgenuss  eines  sicher  angelegten  Kapitals 
getreten  ist.  Wer  letzteren  vorzieht,  darf  sich  über  die  damit  verbundenen 
Mindererträge  nicht  beklagen.  Jedenfalls  kann  die  in  der  Erwägung  voraus- 
gesetzte Möglichkeit  einer  künftigen  Einkommens  Verminderung  dem  Gewinne  aus 
dem  Verkaufsgeschalte  den  Charakter  des  Einkommens  nicht  entziehen;  sonst 
müsste  er  folgerichtig  jedem  Erwerb  aus  Kapitalumsatz  je  nach  der  demnächstigen 
Verwendung  des  Kapitals  abgesprochen  werden. 

Die  ferner  betonten  Schwierigkeiten  der  Gewinnermittelung  bei  Grund- 
atückveräusserungen  sind  tatsächlich  bei  der  Steuerbehörde  bisher  nicht  bemerk- 
lich geworden.  Noch  immer  ist  es  gelungen,  unter  billiger  Berücksichtigung  aller 
den  Gewinn  schmälernden  Umstände  den  Reingewinn  festzustellen,  über  dessen 
Berechnung  noch  niemals  Beschwerden  an  die  höhere  Instanz  gelangt  sind. 
Fälle,  in  welchen  die  beim  letzten,  dem  neuesten  Verkaufe  vorangehenden  Eigen- 
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tumsQbergange  gezahlten  Preise  oder  verrechneten  Werte  sich  nicht  mehr  er- 
mitteln lassen,  sind  der  Beh&rde  nicht  bekannt  geworden  und  dürften  tatsächlich 
um  so  seltener  vorkommen,  als  selbst  bei  erblicher  Übernahme  die  Crundstdcke 
sowohl  in  der  Stadt  wie  auf  dem  Lande  neuerdings  in  der  Regel  zu  bestimmten 
Wertaummen  eingesetzt  werden.  Liegt  somit  zu  einer  ausnah  ms  weisen  Befreiung 
der  Gewinne  aus  Grund  stock  verausserungen  eine  Veranlassung  nicht  vor,  so 
entspricht  es  gerade  einer  gesunden  Steuerpolitik,  in  Übereinstimmung  mit  der 
hiesigen  Übung,  Gewinne  aus  dem  Verkaufe  von  Grundstöcken  ebenso  wie  den 
Ertrag  anderer  gewinnbringender  Geschäfte  mit  der  Einkommensteuer  unmittelbar 
zu  erlassen.  Dieser  Auflassung  sind  auch  das  Bremische  Einkommensteuergesetz 
von  1074  und  der  Nachtrag  von  1880  gefolgt. 

Wenn  unter  Nr.  8  der  Ertrag  auch  einzelner  gewinnbringender  GeschSfle 
als  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  geharig  gerechnet  wird,  so  erschien  es  der 
Steuerbehörde  als  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  anderseits  auch  Kapital- 
verluste, welche  der  Steuerpflichtige  innerhalb  des  massgebenden  Jahres  erlitten 
hat,  lür  abzugsfähig  zu  erklären,  und  ist  deshalb  ein  entsprechender  Zusatz  nach 
den  ersten  beiden  Absätzen  der  Nr.  8  eingefügt." 

Die  Lübecker  Bürgerschaft  liess  sich  durch  diese  Ausführungen  der  Steuer- 
behörde überzeugen,  letztere  drang  mit  ihrem  Vorschlage  durch  und  das  Gesetz 
vom  27.  Mai  1889  bestimmt  in  der  Anlage  A  (Vorschriften  für  die  Berechnung 
des  zu  versteuernden  reinen  Einkommens),  dass  in  das  Einkommen  einzu- 
rechnen sei: 

,9.  Der  Ertrag  einzelner  gewinnbringender  Geschäfle,  auch  wenn  dieselben 
nicht  gewerbsmässig  oder  zu  Spekulationszwecken  at^eschlossen  sind,  nament- 
lich der  Kapitalgewinn  bei  Veräusserung  von  Grundstücken,  Wertpapieren 
u.  dergl.,  Lotteriegewinne,  Prämiengewinne,  sowie  Oberhaupt  alle  vorstehend 
nicht  namhaft  gemachten  Einnahmen  unter  Abzug  etwaiger  Geschäftsunkosten. 

Als  Kapitalgewinn  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  ist  auch  der- 
jenige Gewinn  in  Anschlag  zu  bringen,  welcher  ohne  eine  besondere  Tätigheit 
des  SteuerpfUchtigen  infolge  einer  seit  dem  Erwerbe  eingetretenen  WerterhOhung 
des  veräusserten  Gegenstandes  erzielt  ist. 

Der  Steuerpflichtige  ist  berechtigt,  etwaige  Kapitalverluste,  welche  er 
innerhalb  des  fbr  die  Berechnung  des  Einkommens  zugrunde  liegenden  Jahres 
erlitten  hat,  von  den  Einnahmen  in  Abzug  zu  bringen." 

Alis  vorstehendem  sowie  aus  der  neuerdings  in  den  gesetz- 
gebenden und  verwaltenden  Körperschaften  des  Staats  und  der  Kom- 
munen immer  mehr  zur  Erörterung  gelangenden  und  in  verschiedenen 
Formen  in  die  Erscheinung  tretenden  Wertzuwachssteuer  ergibt 
sich,  dass  die  Besteuerung  sämtlicher  Konjunkturengewinne  ohne 
Unterschied  nach  und  nach  an  Boden  gewinnt,  und  dass  man  sich 
damit  immer  mehr  dem  erweiterten  Einkommensbegriffe,  wie  er 
oben  gegeben  wurde,  nähert. 

Wenn  Schanz  noch  in  1896  (a.  a.  O.  S.  71)  sagen  konnte: 
„Das  Problem  der  Besteuerung  der  Konjunkturengewinne  steht 
heute  im  Vordergrund;  man  hat  neuestens  mancherlei  vorgeschlagen 
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und  auch  versucht,  bis  jetzt  ohne  erheblichen  Erfolg;  um  so  wich- 
tiger erscheint  es,  dass  die  Einkommensteuer  bei  Zugrundelegung 
eines  richtigen  Einkommensbegriffs  einen  unter  allen  Umstanden 
gangbaren  und  durchaus  gerechten  Weg  zeigt",  so  darf  man  heute 
wohl  mit  Recht  ergänzend  hinzufügen;  Besonders  in  der  Gemeinde- 
steuergesetzgebung macht  die  Besteuerung  der  Konjunkturenge- 
winne rasche  Fortschritte,  indem  zur  allgemeinen  Einkommensteuer 
mehr  und  mehr  die  ergänzende  Wertzuwachssteuer  als  Spezial- 
Einkommensteuer tritt,  und  auch  die  Staaten,  deren  Geldbedarf  in 
den  letzten  Dezennien  ungeheuer  gestiegen  und  in  weiterem,  raschen 
Steigen  begriffen  ist,  werden  sich  allmählich  den  dieser  Massregel 
zu  gründe  liegenden,  erw^eiterten  Einkommensbegriff  zu  eigen 
machen,  um  entwederdurch  besondere  Erganzungssteuern  oder  durch 
entsprechende  Abänderung  des  Einkommensbegriffs  in  den  Ein- 
kommensteuergesetzen eine  Lücke  auszufüllen,  die  bei  dem  heutigen, 
lebhaften  Güterwechsel  sowohl  an  Grundstücken  wie  an  Wertpa- 
pieren zum  Nachteile  der  Gesamtheit  immer  mehr  hervortritt. 


4.  Erbschaften,  Legate,  Schenkungen,  Lotteriegewinne  und 
ähnliche  Erwerbungen. 

Auch  alle  diese  Emnahmen  oder  Eingänge  gehören  unseres  Er- 
achtens,  insoweit  sie  als  Rein  Vermögenszugänge  zu  betrachten  sind, 
über  die  man  beim  Anfall  ohne  Schmälerung  des  vorher  vorhandenen 
Vermögensstammes  frei  verfügen  kann,  zum  „Einkommen"  und 
dürften  daher  im  Sinne  gerechter  Steuerverteilung  zur  allgemeinen 
Einkommensteuer  heranzuziehen  sein.  Da  jedoch  einige  dieser  Ein- 
gänge schon  von  einer  anderen  Steuer  in  genügendem  Masse  ge- 
troffen werden,  so  kann  hier  natürlich  die  Antwort  auf  die  Frage, 
ob  die  betr.  Einkünfte  einkommensteuerpflichtig  sind  oder  nicht, 
nur  je  nach  dem  Stande  der  betr.  Gesetzgebung  gegeben  werden. 

Wo  z.  B.  eine  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  besteht  und 
die  betr.  Vermögenszugänge  meist  in  stärkerem  Grade  trifft,  als 
die  Einkommensteuer  das  sonstige  Einkommen,  da  würde  es  un- 
gerecht sein,  wollte  man  die  Erbschaften,  Legate  und  Schenkungen 
nochmals  zur  allgemeinen  Einkommensteuer  heranziehen.  Wie  die 
Wertzuwachssteuer  als  eine  Spezialeinkommensteuer  für  Konjunk- 
turengewinne zu  betrachten  ist,  so  ist  auch  die  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer  nichts  anders  als  eine  Spezialeinkommensteuer 
für  diese  besondere  Art  von  Reinvermögenszuwachs.  Zu  beachten 
ist  aber  hierbei,  dass  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  der 
meisten    Staaten    nicht    sämtliche    Erbschaften    und    Schenkungen 
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treffen,  so  z.  B.  sind  die  Deszendenten  und  Eheleute  heute  zumeist 
noch  steuerfrei,  auch  die  Aszendenten  werden  meist  nur  sehr  massig 
von  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  getroffen.  Hier  könnte 
nun  die  allgemeine  Einkommsteuer  ergänzend  eingreifen,  wenn 
man  die  Befreiung  jener  nahen  Verwandtschaftsgrade  von  jeglicher 
Besteuerung  der  Erbschaften  und  Schenkungen  nicht  für  richtig 
hält.  Ob  letztere  Ansicht  aber  berechtigt  ist  oder  nicht,  das  hängt 
in  der  Hauptsache  von  dem  bestehenden  Erbrechte  ab.  Man  kann 
nicht  ohne  weiteres  sagen:  Deszendenten  und  Ehegatten  müssen 
im  Sinne  einer  gerechten  Besteuerung  für  das  Erbe  erbsteuer-  bezw. 
einkommensteuerpflichtig  -oder  erbsteuer-  bezw.  einkommensteuer- 
frei sein. 

Was  nun  die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung 
der  Erbschaften  etc.  betrifft,  so  kann  man  nach  Schanz  {a,  a.  O. 
S.  77)  zwei  grosse   Gruppen  von  Staaten  unterscheiden; 

Die  erste  Gruppe  sucht  die  fraglichen  Eingänge  möglichst 
einkommensteuerfrei  zu  lassen,  während  die  zweite  Gruppe  den 
Einkommensbegriff  weiter,  d.  h.  über  die  periodisch  mit  gewisser 
Regelmässigkeit  wiederkehrenden  ReineinkUnfte  (ordentliches  Ein- 
kommen) hinaus,  auszudehnen  und  auf  Grund  dessen  die  Einkommen- 
steuerpflicht  zu  erweitern  sucht.  Zur  ersten  Gruppe  gehören  zu- 
nächst eine  Reihe  von  Einkommensteuergesetzen,  so  u.  a.  die  von 
Baden,  Hessen,  Oldenburg,  welche  sich  über  diese  Eingänge  über- 
haupt nicht  auslassen,  von  denen  man  aber  annehmen  muss,  dass  sie  ■ 
dieselben  nicht  als  Bestandteile  des  Einkommens  betrachtet  wissen 
wollen.  Ferner  gehören  hierher  mehrere  andere  Einkommensteuer- 
gesetze, so  die  von  Preussen,  Sachsen,  Württemberg,  Anhalt,  die  aus 
drücklich  jene  „ausserordentlichen"  Einnahmen  als  einkommensteuer- 
frei erklären,  weil  sie  dieselben  nicht  als  „Einkommen",  sondern  als 
»Vermehrungen  des  Stamm  Vermögens"  betrachten.  Allerdings  ver- 
fuhr man  auch  hier,  z.  B.  in  Preussen,  vielfach  nicht  konsequent,  in- 
sofern als  bei  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung,  Genossenschaften  und  ähnlichen  juristischen  Personen  diese 
Eingänge  früher  steuerpflichtig  waren.  Es  wurde  aus  dem  Grunde  eine 
Ausnahme  von  der  Regel  gemacht,  weil  man  bei  juristischen  Per- 
sonen nicht  von  Einkommen  im  gewöhnlichen  Sinne  sprechen  kann, 

Fuisting  sagt   (a,  a.  0.,  VII.  A.,  S,  271  f)  bezüglich    des  Verfahrens  in 

„Der  wirtschaftliche  Einkommensbegriff  (Arm,  i  A  zu  §  6)  beschrankt 
sich  auf  natQrliche  Personen.  Juristische  Personen  und  sonstige  künstliche 
Rechtsgebilde  können  gleich  natürlichen  Personen  \'ermögen  besitzen,  ihr  Ver- 
mögen in  Rütererzeugenden  Quellen  werbend  anlegen   und  hieraus  Ertrag  er- 

Wsber.  Die  Bnteuerune  d«  Wald«. 
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zielen;  aber  die  Ertrage  gestalten  sich  bei  ihnen  nicht  zu  Einkommen, 
sondern  sind  entweder  zur  Vermehrung  ihres  Vermögens  oder  zur  Verteilung 
an  die  Mitglieder  bestimmt.  Wenn  die  Gesetzgebung  trotzdem  die  Steuerpflicht 
über  den  Kreis  der  natürlichen  Personen  hinaus  ausdehnt,  so  handelt  es  sich 
doch  wirtschaftlich  nicht  um  Einlcommen-,  sondern  um  Ertragbesteuerung; 
die  sogen.  Einkommensteuer  juristischer  Personen  ist  ungeachtet  dieser  Äusseren 
Bezeichnung  ihrem  inneren  Wesen  nach  nur  eine  in  die  Form  der  Einkom- 
mensteuer gekleidete  Ertragsteuer. 

Hiernach  bedarf  es  ausdrücklicher  Geselzesvorschriften  darüber,  was  als 
Einkommen  juristischer  Personen  usw.  zu  ..gelten'"  hat,  und  diese  Bestim- 
mungen sind  in  den  §§  i^  i6  getroffen.  Da  es  sich  hier  um  die  Besteuerung 
der  aus  gut  ererzeugen  den  Quellen  fliessenden  Erträge  handelt,  so  wäre  es  am 
einfachsten  und  natürlichsten,  die  quellcnmäsSigen  Erträge  schlechthin 
gesetzlich  als  das  zu  besteuernde  Einkommen  zu  bezeichnen.  Das  ist 
jetzt  im  §  16  hinsichtlich  der  Gesellschaften  m.  b.  H,  geschehen,  und  es  bt  nur 
aus  der  Abneigung  weiterer  Umgestaltungen  zu  erklären,  dass  der  wegen  seiner 
Fassung  so  schwer  verstandliche  und  zu  handhabende  §  15  nicht  in  gleicher 
Richtung  umgestaltet  worden  ist. 

Die  Unklarheit  der  jetzigen  Fassung  des  §  15  beruht  an  erster  Stelle  auf 
der  Wahl  des  Ausdruckes  „.Überschüsse""  schlechthin,  ohne  jeden  erläu- 
ternden Zusatz  über  die  Grundlage  ihrer  Bemessung,  Hier  ist  durch  Auslegung 
des  Gesetzes  nach  dem  Sinne  die  Frage  zu  beantworten,  wovon  die  .„Über- 
schüsse"" zu  berechnen,  insbesondere  ob  Überschüsse  des  Vermögens  schlecht- 
hin, ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Grund  ihrer  Entstehung  oder  Überschüsse  der 
quellenmässigen  Erträge  gemeint  and. 

Ein  Gesetz,  das,  wie  das  Preussische  Einkommensteuergesetz,  die  Quellen- 
theorie so  scharf  entwickelt  und  anwendet,  kann  bei  vernünftiger  Regelung  diese 
Theorie  bei  der  Besteuerung  der  Aktiengesellseh alten  usw.  gar  nicht  verlassen; 
wenn  bei  natürlichen  Personen  die  quellenmassigen  Ertrage  die  Grundlage 
für  die  Feststellung  des  Einkommens  bilden,  so  muss  dies  bei  juristischen  Personen 
usw.  um  so  mehr  gelten,  als  ihre  Einkommenbesteuerung  in  Wirklichkeit  Ertrag- 
besteuerung ist.  So  ist  denn  auch  die  Anwendbarkeit  der  .„Allgemeinen  Grund- 
Sätze"'  der  §§  6-8  und  der  , .Besonderen  Vorschriften""  der  §§  11—14  auf 
juristische  Personen  usw.  an  keiner  Stelle  des  Gesetzes  ausgeschlossen.  Sie 
müssen  deshalb  grundsätzliche  Anwendung  finden,  soweit  sich  nicht  aus  dem 
inneren  Wesen  der  Aktiengesellschaften  usw.,  aus  den  für  sie  geltenden  handels- 
rechtlichen usw.  Vorschriften  und  aus  den  Sonderbestimmungen  der  §§  g  Nr.  6; 
15  Abweichungen  rechtfertigen.  Diese  Auslegung  des  §  15  findet  jetzt  im  §  16 
gesetzliche  Anerkennung  und  Bestätigung.  Hier  wird  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen der  Gesellschaften  m.b.H.  der  „.erzielte,  unter  sinngemässer 
Anwendung  des  §  13  zu  berechnende  Geschäft sgewinn""  bezeichnet, 
also  für  diese  Gesellschaften  die  Anwendung  der  Quellentheorie  ausdrücklich 
bestätigt;  mit  der  Ausschliessung  der  Quellentheorie  im  Bereiche  des  §  15  wäre 
dies  nicht  zu  vereinigen. 

Die  Fragen  über  Anwendung  der  Quellentheorie  im  Bereiche  des  §  15 
haben  vordem  anlasslich  der  Spezialfrage  wegen  Steuerpflichtigkeit  des  sogen. 
Agiogewinn  es  zu  grundsätzlichen  Meinungsverschiedenheiten  in  der  Recht- 
sprechung der  höchsten  Gerichte  gefilhrt.  Der  Streit  bewegte  sich  um  die  Aus- 
legung des  im  §  15  gebrauchten  Wortes  „.Überschüsse""  (vergl.  Fuisting, 
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B.  a.  O.,  IV.  Aufl.,  S.  178  f.).  Das  Ob«r Verwaltungsgericht  wollte  diesen  Aus- 
druck im  weitesten  Sinne  ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Ursprung  der 
Überschösse  verstehen,  wahrend  das  Reichsgericht  darunter  nur  die  ge- 
schäftlichen Überschüsse  begriff.  Nachdem  sich  das  Ober  Verwaltungsgericht 
in  seiner  neuesten  Rechtsprechung  der  reichsgerichtiichen  Auffassung  ange- 
schlossen hat,  bedarf  es  hier  nicht  mehr  des  Eingehens  auf  die  so  erledigte 
Streitfrage,  Vielmehr  genügt  die  Wiedergabe  der  jetzt  feststehenden  Rechts- 
grundsätze  in  den  t&r  die  Auslegung  des  §  15  wesentlichen  Teilen. 

Dem  Plenum  des  Oberverwaltungsgerichts  waren  die  folgenden  beiden 
Rechtsfragen  zur  Entscheidung  überwiesen; 

I.  ,,Ist  unter  den  Überschüssen  im  Sinne  des  §  16  üetzt  §  15)  die  Differenz 
zwischen  dem  Vermögensbestände  am  Schlüsse  des  Geschah  sj  ah  res  und  dem 
Vermögensbestande  bei  dessen  Beginne  —  d.  i.  der  jährliche  Vermögenszu wachs 
ohne  Rücksicht  auf  die  Art  seiner  Entstehung  —  zu  verstehen?" 

II.  „Ist  das  Agio,  welches  eine  Aktiengesellschaft  bei  der  Erhöhung  des 
Grundkapitals  durch  die  Begebung  der  neuen  Aktien  zu  einem  höheren  als  dem 
Nennbetrage  erzielt,  sofern  es  sich  um  eine  gewerbliche  Aktiengesellschaft  handelt, 
ein  bei  der  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  zu  berücksichtigender 

■  Gewinn  aus  dem  Handels-  oder  Gewerbebetriebe?"" 

Das  Plenum  hatte  in  der  Sitzung  vom  31.  Juni  1902  beide  Rechtsfragen 
mit  einer  an  Einstimmigkeit  grenzenden  Stimmenmehrheit  verneint. 

Gemäss  diesem  Plenarbeschlüsse  erging  das  grundlegende  Urteil  des 
V.  Senates  vom  25.  Juni  190a  mit  folgenden,  in  der  amtlichen  Sammlung  {£.  in 
St.  10,  214)  an  die  Spitze  gestellten  Rechtsgrundsatzen:  . 

„„Unter  den  Überschössen  im  Sinne  des  §  16  (jetzt  §  15)  sind  die  Über- 
schüsse der  Einnahmen  der  Aktiengesellschaften  und  sonstigen  subjektiv  steuer- 
pflichtigen Gesellschaften  (§  i  Nr.  4  und  5)  aus  den  in  §7  (jetzt  §6)  Nr.  i  bis  4 
genannten  Einkommensquellen  Ober  die  gesetzlich  anerkann- 
ten Abzüge  zu  verstehen.  —  Die  Vorschriften  Ober  die  objektive  Steuerpflicht 
im  Abschnitte  I  2  des  Gesetzes,  insbesondere  die  in  den  §§  7  bis  9  (jetzt  §§  6 
bis  8),  finden  grundsätzlich  auch  auf  die  genannten  Gesellschaften  Anwendung.  — 
Die  Überschüsse  einer  Handel  oder  Gewerbe  betreibenden  Aktien- 
gesellschaft, bei  der  nur  die  Einkommensquelle  .Handel  und  Gewerbe'  (§6 
Nr.  3,  §  13)  in  Frage  steht,  sind  demnach  gleichbedeutend  mit  ihrem 
geschäftlichen  Reingewinne  im  Sinne  des  §  14  {jetzt  §  13).  —  Auch 
das  Agio,  welches  eine  Aktiengesellschaft  bei  der  Begebung  neuer  Aktien  über 
den  Nennwert  erzielt,  ist  ein  Teil  der  Kapitaleinlage  der  neuen  Aktionäre;  es 
gehört  daher  bei  einer  Handel  oder  Gewerbe  betreibenden  Aktiengesellschaft 
nicht  zu  den  bei  der  Ermittelung  des  Geschäftsgewinnes  zu  berücksichtigenden 
Einnahmen  und  ist  deshalb  nicht  steuerpflichtig," "" 

Die  „Quellentheorie "  mit  ihren  vielen  Unklarheiten  und  Un- 
gerechtigkeiten hat  sonach  in  Preussen  auch  bezüglich  der  Besteue- 
rung der  juristischen  Personen  gegenüber  der  seitherigen  davon 
abweichenden  Praxis  den  Sieg  davon  getragen,  wenigstens  nach  der 
Auslegung  der  Gerichte.  Ob  dieses  weitere  Fortschreiten  auf  dem 
Wege  der  Einengung  des  gesetzlichen  EinkommensbegrifFes  im 
Interesse  der  einheitlichen  Auslegung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
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angezeigt  war,  mag  dahingestellt  bleiben;  jedenfalls  aber  werden 
mit  uns  noch  viele  andere  diese  Begrenzung  des  Einkommensbe- 
griffs auf  die  „quellen massigen  Ertrage"  für  einen  Rückschritt  auf 
dem  Wege  zur  lückenlosen  Erfassung  der  persönlichen,  wirtschaft- 
lichen und  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen 
halten.  Ein  Rückschritt,  der  nur  dazu  führen  kann,  durch  den  Erlass 
von  Ergänzungsgesetzen  zum  Einkommensteuergesetz  die  Lücken 
dieses  Gesetzes  auszufüllen  und  dadurch  mittelbar  eine  Erweiterung 
des  Einkorn  mensbegriffes  herbeizuführen. 

Die  frühere  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts  ent- 
sprach unseres  Erachtens  weit  mehr  dem  Sinne  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen (§§  13  und  15)  und  der  Ausführungs-Anweisungen  des 
Finanzministers  als  der  Standpunkt,  den  das  Reichsgericht  bisher 
einnahm,  und  zu  dem  sich  nunmehr  auch  das  Oberverwaltungsge- 
richt  bekehrt  hat. 

Noch  in  der  VI.  Auflage  seines  Kommentars  aus  dem  Jahre  1904  sagt 
Fuisting  (S.  227): 

,Die  der  Steuerpfliehc  unterliegenden  Erwerbsgesellschaften  können  Ober- 
haupt nicht  für  sich,  sondern  nur  für  ihre  Mitglieder  erwerben,  und  der  Erwerb 
vollzieht  sieh  in  der  Form  eines  Gewinnes,  bei  welchem  nicht,  wie  bei  nalür- 
iichen  Personen,  zwischen  Stammvermögen  und  Einkünften  unterschieden  werden 
bann.  Vielmehr  handelt  es  sich  hier  stets  nur  um  Vermögen  und  dessen  Ver- 
mehrung oder  Verminderung.  Das  Plus  der  Vermögensvermehrung  ist 
Gewinn,  das  Minus  der  Vermögensverminderung  Verlust.  Von 
, „Einkommen""  der  Erwerbsgeselbc haften  kann  also  nur  in  einem  überira- 
genen  Sinne  geredet  werden." 

Wie  passt  diese  Ansicht  zu  der  jetzigen  Auslegung  der  höchsten 
Gerichte  und  zu  derjenigen  Fuisting's  in  der  VII.  Auflage  seines 
Kommentars?  Wollte  man  ein  einheitlicheres  Verfahren  für  die 
Berechnung  des  Einkommens  der  juristischen  Personen  einerseits 
und  der  physischen  andererseits,  das  ja  doch  nicht  in  allen  Stücken 
erreicht  wurde,  herbeiführen,  so  wäre  es  richtiger  gewesen,  die  seit- 
herige Auslegung  des  Wortes  „Überschüsse"  in  den  die  Erwerbs- 
gesellschaften betreffenden  Bestimmungen  und  die  seitherige  Besteue- 
runsgweise  der  juristischen  Personen  beizubehalten  und  den  hier 
zugrunde  gelegten  Einkommensbegriff  in  analoger  Weise  auch 
auf  die  physischen  Personen  zu  übertragen.  Die  frühere,  verschieden- 
artige Auslegung  ein  und  desselben  Punktes  (Agiogewinn  der  Er- 
werbsgesellschaften), auf  Grundlage  des  gleichen  Gesetzes,  war 
lediglich  eine  Folge  des  zu  eng  gefassten  Einkommensbegriffes  für 
die  Besteuerung  der  natürlichen  Personen.  Würde  man  die  von 
uns  festgehaltene  Auffassung  vom  Einkommen,  welche  einen  Un- 
terschied zwischen  Einkommen  und  reiner  Vermögensvermehrung 
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nicht  kennt,  zugrunde  gelegt  haben,  so  würde  jene  verschiedene 
Behandlung  des  Agiogewinns  nicht  in  die  Erscheinung  getreten  sein, 
vor  allem  aber  würde  auch  die  heute  noch  bestehende,  ungleichartige 
Besteuerung  der  „ausserordentlichen"  Einnahinen  —  weil  angeblich 
teils  „quellenmässig",  teils  „nichtquellenmässig"  — verschwinden  und 
einer  durchaus  einheitlichen  Besteuerung  aller  Reinvermögenszugänge 
Platz  machen,  mit  Ausnahme  allein  derjenigen,  die  schon  von  einer 
Spezialeinkommensteuer  im  Sinne  einer  Ergänzungssteuer,  wie 
z.  B.  Erbschaften  und  Schenkungen,  mindestens  gleich  hoch  wie  alles 
übrige  Einkommen  getroffen  werden.  Erst  dann  würde  auf  der 
ganzen  Linie  Einheitlichkeit  und  Gleichmässigkeit  herrschen. 

Zwei  Beispiele  mögen  diese  Auffassung  vom  „Einkommen" 
hier  noch  erlautem! 

Erstes  Beispiel:  S.  237  der  VII.  Auflage  seines  Kommen- 
tars sagt  Fuisting  folgendes:  „Den  Zuwachs  des  Anlagekapitales 
[z.  B.  einer  Fabrik]  schlechthin  als  Ertrag  anzurechnen,  wäre 
auch  eine  Vernunftwidrigkeit,  die  niemals   beabsichtigt  sein  kann. 

Wenn  z.  B.  ein  Fabrikant  mit  eigenen,  bisher  dem  Gewerbe- 
betriebe nicht  gewidmeten  oder  mit  den  aus  dem  Eintritte  eines 
Teilhabers  neu  gewonnenen  Geldmitteln  die  Fabrikanlagen  um  das 
Doppelte  oder  Mehrfache  vergrössert,  wertvolle  Patente  ankauft, 
neue,  kostspielige  Maschinen  anschafft  und  dergl,  so  muss  er  den 
entsprechenden  Zuwachs  des  Anlagekapitals  handelsrechtlich  bei 
der  Inventur  und  Bilanzaufstellung-berücksichtigen;  es  wäre  aber 
geradezu  sinnlos,  diesen  Zuwachs  als  Ertrag  zu  behandeln." 

Allerdings  wäre  es  vernunftwidrig  und  sinnlos,  einen  solchen 
Zuwachs  des  Anlagekapitals  einer  Fabrik  als  „Ertrag"  anzusehen. 
Aber  es  wäre  unseres  Erachtens  keineswegs  sinnlos  und  vernunft- 
widrig, diesen  Zuwachs  als  positiven  Einkommensbestandteil 
zu  betrachten,  denn  Einkommen  und  Ertrag  sind  nicht  identische 
Begriffe.  Im  Falle,  dass  der  Fabrikherr  selbst  mit  eigenen,  seit- 
her in  Wertpapieren  angelegten  Geldmitteln  die  Vergrösserung 
der  Fabrikanlagen  vorgenommen  hätte,  würde  nach  unserer  Auffas- 
sung im  Fabrik  betriebe  (Quelle:  „Handel  und  Gewerbe")  eine  Ver- 
mögensmehrung und  damit  ein  positiver  Einkommensteil  entstehen, 
dem  aber  andererseits  ein  Vermögensverlust,  d.h.  ein  negativer 
Einkommensbestandteil,  in  derselben  Höhe  am  Kapitalvermögen 
des  Fabrikherrn  (Quelle;  Kapitalvermögen")  entgegenstehen  wtlrde, 
sodass  das  Gesamteinkommen  des  steuerpflichtigen  Fabrikherrn  sich 
infolge  dieser  Vermögensumwandlung  weder  vermehrt  noch 
vermindert  haben  würde.    Das  gleiche  würde  für  den  Fall  gelten, 
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dass  ein  neuer  Teilhaber  in  die  Fabrik  eingetreten  wäre.  Sei- 
nem nunmehrigen  Anteil  an  dem  Fabrikwesen  als  positivem  Ein- 
kommensbestandteil des  betr.  Jahres  würde  eine  ebenso  grosse 
Vermögensverminderung  als  negativer  Einkommensbestandteil  ge- 
genüberstehen. 

Zweites  Beispiel:  Fuisting  fährt  a.  a.  O.  fort:  „Ebenso 
töricht  würde  es  sein,  umgekehrterweise  die  durch  Brandschaden, 
neue  Erfindungen  usw.  verursachten  Verluste  an  Gebäuden, 
Maschinen  und  sonstigen  Anlagen  vom  Ertrage  abzuziehen.  Die 
Bestimmung  im  Absatz  i  Satz  3  (§  13  E.  G.)  über  den  , „Zuwachs 
des  Anlagekapitales""  kann  also  bei  verünftiger  Auslegung  zweifel- 
los nicht  dahin  verstanden  werden,  dass  der  handelsrechtliche  Zu- 
wachs schlechthin  als  Ertrag  angerechnet  werden  soll," 

Auch  hier  mag  zugegeben  werden,  dass  der  durch  Brand- 
schaden usw.  verursachte  Verlust  nichts  mit  dem  „Ertrage"  des 
Fabrikbetriebes  zu  tun  hat  und  deshalb  auch  nicht  an  diesem  in 
Abzug  gebracht  werden  darf.  Aber  das  ändert  doch  wahrlich  nichts 
an  der  Tatsache,  dass  das  „Einkommen"  im  weiteren  Sinne  und 
die  davon  abhängige,  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  Fabrik- 
besitzers durch  den  Brandschaden  vermindert  wird.  Man  wird  ver- 
geblich im  §  13  des  Einkommensteuergesetzes  nach  dem  Worte 
„Ertrag"  suchen.  Er  enthält  neben  den  Worten  „Zuwachs  des 
Anlagekapitals"  und  „Wertverminderung"  nur  die  Begriffe  „Ein- 
kommen" und  „Geschäftsgewinn",  Der  Begriff  „Ertrag"  ist  erst 
durch  die  sogen.  Quellentheorie ,  und  zwar  allmählich  in  ver- 
stärktem Grade,  in  den  BegrifT  des  Einkommens  und  damit  in  die 
Auslegung  des  Einkommensteuergesetzes  hineingetragen  worden. 
In  Wirklichkeit  ist  er  diesem  Begriffe  vollständig  fremd;  ja  man 
darf  ruhig  behaupten,  beide  Begriffe,  Ertrag  und  Einkommen,  stehen 
in  gewissem  Gegensatze  zu  einander,  und  dieser  Gegensatz  gerade 
ist  die  Veranlassung  gewesen,  dass  man  im  Laufe  der  Zeit  mehr 
und  mehr  von  der  Ertragsbesteuerung  zur  Einkommbesteuerung 
übergegangen  ist.  Die  Quellentheorie  aber,  die  sich  durchaus  auf 
die  wirtschaltlichen  Erträge  stützt,  bedeutet  eine  Verwässerung  des 
Einkommensteuerprinzips  und  eine  teilweise  Rückkehr  zum  Prinzipe 
der  Ertragsbesteuerung.  Unseres  Erachtens  sollten  solche  durch 
Brandschaden  und  dergl.  verursachte  Verluste  am  Bruttoeinkommen 
des  davon  Betroffenen  abgezogen  werden,  denn  sie  vermindern 
dessen  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  in  dem  gleichen  Masse 
wie  eigentliche  Geschäftsverluste.  Das  aber  ist  doch  unbedingt 
für   die  Besteuerungsfrage  das  massgebende  Moment  1  — 
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Wie  bei  den  höchsten  Gerichtshöfen  des  Reiches  und  Preussens 
in  Steuersachen,  haben  auch  in  noch  anderen  Staaten,  so  z.  ß.  in 
Hessen,  bezüglich  der  steuerlichen  Behandlung  des  Agiogewinns  der 
Erwerbsgesellschaften  Meinungsverschiedenheiten  bestanden.  Nach 
dem  Hessischen  Einkommensteuergesetz  vom  12.  August  1899  wird 
der  Agiogewinn  der  Aktiengesellschaften  etc.  nicht  als  „Einkommen" 
derselben  betrachtet,  entgegen  der  Bestimmung  des  Regierungs- 
entwurfs, wonach  der  früheren  Auffassung  des  Kgl.  Preuss,  Ober- 
verwaltungsgerichts entsprechend  auch  der  Agiogewinn  als  „Ver- 
mögensmehrung" bezw.  Geschäftsgewinn  von  der  Einkommensteuer 
getroffen  werden  sollte. 

GlAssing  sagt  hierüber  im  Finanzarchiv,  Jahrgang  1900,8.  379,  folgendes: 

„Was  versteht  nun  die  Novelle  [von  1899]  unter  dem  steuerbaren  Ein- 
kommen der  vorgenannten  Gesellschaften?  Der  Artikel  4  des  Einkommensteuer- 
gesetzes vom  35.  Juni  1895  erklärte  die  Aktiengesellschaften  für  steuerpflichtig 
,„ hinsichtlich  der  OberschQsse,  welche  als  Aktienzinsen  und  Dividenden,  gleich- 
viel unter  welcher  Benennung,  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  zur  Bildung  von 
Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden."* 

Diese  Fassung  hatte  zu  Zweifeln  Anlass  gegeben  und  nicht  genügende 
Klarheit  Ober  die  Frage  verschafft,  ob  unter  ,„Uber Schüssen'"  der  Reingewinn 
aus  der  geschäftlichen  Tätigkeit  in  dem  betreffenden  Jahre,  oder  der  ge- 
samte Mehrertrag  zu  verstehen  sei,  der  sich  bei  Vergleichung  des  Vermögens- 
Standes  bei  Beginn  des  Geschäftsjahres  mit  demjenigen  am  Schlüsse  desselben 
ergibt ;  auch  der  Verwaltungsgerichtshof  hatte  sich  eingehend  mit  dieser  Frage 
beschäfUgt  und  entschieden,  dass  der  sogen.  Agiogewinn,  der  nicht  als  Reinge- 
winn aus  der  geschäftlichen  Tätigkeit  der  Gesellschaft,  sondern  als  ein  durch  die 
grAsseren  Beiträge  der  Zeichner  für  die  Erwerbung  der  Mitgliedschaft  erlangter 
(also  ausserhalb  des  Geschäftsbetriebs  erfolgter)  Zuwachs  zum  Geschäftskapital 
zu  betrachten  sei,  der  Besteuerung  nicht  unterliege,  da  der  Begrifi  „„Über- 
schösse"' gleichbedeutend  sei  mit  dem  Einkommen  im  gewöhnlichen  Sinne. 

Die  Novelle  wollte  diese  Zweifel  beseitigen  und  als  steuerbares  Einkom- 
men der  sämtlichen  einkommensteuerpflichtigen  Gesellschaften  dieÜberschUsse 
der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  erklären,  soweit  dieselben  als  Aktien- 
zinsen, Dividenden,  Gewinnanteile  oder  unter  irgend  einer  sonstigen  Bezeichnung 
unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds,  zur  Schulden- 
tilgung, zur  Amortisation  des  Grundkapitals  oder  zu  Verbesserungen  und  Ge- 
schaftserweiterungen  verwendet  werden. 

Es  sollte  sonach  unter  „„Überschüssen"  der  gesamte  Mehrertrag,  wie 
er  sich  bei  Vergleichung  des  Vermögens  bei  Beginn  des  Geschäftsjahres  mit 
demjenigen  am  Schlüsse  desselben  darstellt,  verstanden  werden  (nicht  bloss  der 
Reingewinn  aus  der  geschäftlichen  Tätigkeit  in  dem  betr.  Jahre),  und  es  sollten 
hierunter  sowohl  der  Agiogewinn  wie  auch  andere  zufällige,  mit  der  geschäft- 
lichen Tätigkeit  in  keinem  Zusammenhang  stehende  Spekulationsgewinne  us\y. 
fallen.  Diese  Festlegung  des  Einkorn  menbegriffs,  die  im  wesentlichen  den  im 
Gesetze  von  1884,  nur  nicht  in  der  nötigen  Klarheit,  zum  Ausdruck  gelangten 
Absichten  des  damaligen  Gesetzgebers  entsprach,  bedeutete  angesichts  der 
erwähnten,  auf  der  Grundlage  des  alten  Gesetzes  erfolgten  Entscheidung  des 
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Verwaltungsgerichtshofs,  der  unter  „, Überschüssen'"  der  Aktiengesellschaften  Ein- 
kommen im  gew&hnlichen  Sinne  der  physischen  Person  verstanden  haben  wollte, 
eine  Erweiterung  der  seitherigen  Fassung,  die  im  Hinblick  auf  die  privilegierte 
Stellung  der  Aktiengesellschaften  und  der  anderen  einkommensteuerpflichtigen 
Gesellschaften,  bei  deren  Einkommen  berech  nung  (im  Gegensatz  zu  der  Berech- 
nung des  Einkommens  der  physischen  Personen)  auch  die  Art  der  Verteilung 
und  Verwendung  desselben  in  Betracht  kommt,  ohnehin  gerechtfertigt  erschien. 

Die  Fassung  des  Einkommenbegriffs,  wie  er  hier  durch  die  Novelle  vor- 
geschlagen wurde,  erlitt  jedoch  in  den  Beratungen  der  Stande  eine  Änderung. 
Die  Besteuerung  des  Agiogewinnes,  die  nach  der  Novelle  möghch  war,  fand 
nicht  die  Zustimmung  des  Ausschusses  der  Ersten  Kammer,  in  dessen  Namen 
der  Grossindustrielle  M.  den  Antrag  stellte,  in  der  Fassung  der  Regierungsvor- 
lage hinten  den  Worten  „„unter  die  Mitglieder  verteilt  oder""  einzuschalten  die 
Worte  „„aus  dem  Jahresgewinne"". 

Durch  die  Einschaltung  dieser  Worte  sollte,  wie  wir  der  Begründung  des 
Antrags  entnehmen,  klargestellt  werden,  dass  nur  diejenigen  dem  Reservefonds 
zugewiesenen  BeträRe,  welche  aus  dem  Gewinn  des  betr.  Jahres  stammen, 
steuerbar  sind,  nicht  also  der  bei  Begebung  neuer  Aktien  erzielte  Agiugewinn, 
„,der  nicht  als  Gewinn  des  betr.  Jahres,  sondern  als  eine  Vermehrung  des  Ge- 
scllscliaftskapiials,  dessen  Ertragnis  in  späteren  Jahren  ja  ohnehin  zur  Einkommen- 
steuer herangezogen  wird,  zu  betrachten  ist.""  Die  Erste  Kammer  stimmte 
diesem  Antrage,  dem  die  Regie rungs Vertreter  nicht  widersprachen,  einstimmig  zu, 
und  auch  die  Zweite  Kammer,  deren  Ausschuss  in  dem  Antrage  merkwürdiger- 
weise nur  eine  „„redaktionelle  Änderung""  sah.  trat  dem  Beschlüsse  bei." 

Die  Hessische  Regierung  war  hiernach  auf  dem  richtigen 
Wege;  lediglich  der  Ersten  Kammer  ist  es  zuzuschreiben,  dass 
diese  Frage  hier  in  der  gleichen  Weise  gelöst  wurde  wie  jetzt  durch 
die  Rechtsprechung  der  höchsten  Gerichte  in  Preussen. 

Zur  zweiten  Staatengruppe,  welche  den  Einkommensbegriff 
auf  einen  Teil  der  „ausserordentlichen"  Einnahmen  ausdehnt,  und 
insbesondere  die  Lotteriegewinne  besteuert,  gehören  u.  a.  Öster- 
reich, Lübeck,    Bremen,    Hamburg. 

So  gelten  nach  dem  österreichischen  Personalsteuergesetz 
vom  25.  Oktober  1896  nicht  als  steuerpflichtiges  Einkommen :  „ausser- 
ordentliche Einnahmen  aus  Erbschaften,  Lebenskapitalsversiche- 
rungen, Schenkungen  und  ähnhchen  unentgeltlichen  Zuwen- 
dungen." Zu  diesen  schenkungsähnlichen,  unentgeltlichen  Zuwen- 
dungen —  nicht  Erwerbungen  —  gehören  z.  B.  Mitgifte  und  Legate. 
Als  „ausserordentlich"  sollen  solche  Einnahmen  aber  nur  dann  betrach- 
tet werden,  wenn  sie  nicht  mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  wieder- 
kehren. Während  daher  die  Erbschaft  steuerfrei  ist,  sind  die  durch 
Testament  vermachten  Renten  steuerpflichtig,  ebenso  die  Versiehe- 
rungsrenten  im  Gegensatz  zu  der  auf  einmal  ausbezahlten  Lebensver- 
sicherungssumme (Kapital).  Schenkungen,  die  sich  durch  mehrere 
Jahre  fortsetzen  bezw.  wiederholen,  regelmässig  wiederkehrende  oder 
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freiwillig  zugesagte  Unterstützungen  der  Verwandten  sind  keine 
ausserordentlichen,  d.  h.  steuerfreien  Einnahmen,  ebensowenig  wieder- 
holte Remunerationen  an  Angestellte,  periodisch  fällige  Stiftungs- 
bezüge etc.  Los-,  Lotterie-  und  Spielgewinne  gehören  ebenfalls  nicht 
zu  den  ausserordentlichen,  steuerfreien,  sondern  zu  den  ein- 
maligen, steuerpflichtigen  Einnahmen  —  der  Regierungsentwurf 
hatte  sie  dagegen  ausdrücklich  zum  nicht  steuerpflichtigen  Ein- 
kommen gerechnet  —  (v.  Bauer:  a,  a.  O.  S.  105). 

Das  österreichische  Gesetz  zeigt  sonach  auf's  deutlichste,  zu 
welchen  Inkonsequenzen  und  innneren  Widersprüchen  der  zu  eng 
begrenzte  EinkommensbegrifT  führt.  Unwillkürlich  fragt  man  sich: 
Warum  dieser  Unterschied  zwischen  der  testamentarischen  Erb- 
schaft und  der  testamentarischen  Rente,  zwischen  der  Lebensver- 
sicherungskapitaisumme  und  der  Lebensversicherungsrente,  zwischen 
der  einmahgen  Schenkung  oder  Remuneration  und  der  mehrmals 
sich  wiederholenden?  Ein  stichhaltiger  Grund  für  solche  Verschieden- 
heit kann  nicht  angegeben  werden,  denn  im  materiellen  Effekt 
bleibt  es  sich  doch  ganz  gleich,  ob  einmal  eine  grössere  Summe 
anfällt  oder  mehrmals  kleinere  Beträge. 

Die  Vorschriften  zum  Lübecker  Einkommensteuergesetz  vom 
27  Mai  1889  erklären  „Einnahmen  aus  Erbschaften,  Vermächtnissen, 
Schenkungen,  Lebens-  und  Unfallversicherungen  und  aus  Mitgiften 
bei  Verheiratungen  bezüglich  des  Kapitalwerts,  welchen  sie  zur 
Zeit  des  Erwerbs  haben"  als  nicht  zum  Einkommen  gehörig,  also 
steuerfrei.  Lotterie-  und  Prämiengewinne  dagegen  werden  ausdrück- 
lich als  „steuerpflichtiger  Ertrag  einzelner  gewinnbringender  Ge- 
schäfte" besonders  hervorgehoben. 

Bremen  geht  in  der  Erweiterung  des  Einkommensbegriffes 
noch  weiter,  indem  es  nur  „Erbschaften,  Legate,  Schenkungen  und 
Mitgifte"  als  ,unentgelthche  Anfalle"  ansieht  und  von  der  Ein- 
kommensteuer befreit,  Lotteriegewinne  und  Versicherungskapitalien 
dagegen  der  Einkommensteuerpflicht  unterwirft. 

Eine  Mittelstellung  zwischen  Lübeck  und  Bremen  nimmt  Ham- 
burg in  dieser  Frage  ein,  wenigstens  mit  seinem  jetzt  gültigen 
Einkommensteuergesetz  vom  2.  Febr.  1903,  indem  nach  diesem  „Erb- 
schaften, Vermächtnisse,  Schenkungen,  Aussteuern  und  Ausstat- 
tungen, sowie  die  in  einer  Kapitalzahlung  bestehenden  Einnahmen 
aus  Lebens-  oder  Unfallversicherungen"  nicht  zum  steuerbaren  Ein- 
kommen gerechnet  werden.  Auch  hier  wird  also  ein  Unterschied 
zwischen  der  Lebens-  oder  Unfallversicherungs-Kapitalzahlung  und 
der  Lebens-  oder  Unfallsversicherungs-Rentenzahlung  gemacht. 
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Das  i88rer  Hamburger  Einkommensteuergesetz  kannte  diesen 
Unterschied  nicht;  es  stand  vielmehr  auf  dem  gleichen  Boden  wie 
das  Bremer  Einkommensteuer-Gesetz, 

Noch  weiter  als  die  Gesetze  der  deutschen  Stadtstaaten  gingen 
das  bayerische  allgemeine  Einkommensteuergesetz  vom4.  Juni  1848 
und  das  badische  vom  28.  Juli  1848.  Diese  nahmen  etwa  den 
Standpunkt  des  österreichischen  Gesetzes  von  1896  ein,  indem  sie 
zum  mindesten  alle  regelmassigen  Bezüge  aus  Schenkungen,  Ver- 
mögensübergaben und  letzten  Willensverordnungen  als  steuer- 
pflichtiges Einkommen  erklärten. 

Auf  die  unseres  Erachtens  durch  nichts  begründete,  verschieden- 
artige Behandlung  von  Trinkgeldern,  kleineren  Geschenken,  Grati- 
fikationen etc.  wollen  wir  nicht  eingehen.  Wir  verweisen  in  dieser 
Beziehung  auf  Fuisting's  oben  erwähnten  Kommentar  zum  Preussi- 
schen  Einkommensteuergesetz,  Schanz'  Abhandlung  im  Jahrgang 
1896  des  Finanzarchivs  (S.  i  —  87)  und  schliesslich  auf  eine  Abhand- 
lung von  Maatz,  betitelt:  Das  preussische  Einkommensteuer-Gesetz 
von  1891  in  der  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts 
(Finanzarchiv,  1899,  S.  653.  ff.). 

Schanz  sagt  zu  diesem  Punkte  sehr  richtig  (a.  a.  O.  S.  85): 
„So  martert  man  sich  ab,  um  Grenzlinien  zu  finden,  wo  keine  sind, 
und  vergisst  schliesslich  ganz,  dass  jeder  steuern  soll  nach  Mass- 
gabe der  in  der  Steuerperiode  gehabten  Leistungsfähigkeit,  und 
dass  dazu  im  Leben  in  sehr  reichem  Masse  auch  die  verschiedenen 
Geschenkzuilüsse  gehören.  Oder  ist  es  etwa  recht,  dass  man  zwei 
Postboten  mit  gleichem  Gehalt,  von  denen  der  eine  noch  400  Mk, 
Trinkgelder,   der   andere    keine  50  M.    erhält,    gleich   behandelt?" 

Fassen  wir  das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  über  den  Ein- 
komraensbegrifF,  wie  er  in  der  Steuer-  und  spezieil  der  Einkommen- 
steuer-Gesetzgebung zum  Ausdruck  gelangt  ist,  kurz  zusammen, 
so  lässt  sich  feststellen,  dass  in  der  Gesetzgebung  bezüglich  der 
sogen.  „Vermehrungen  des  Stammvermögens",  obwohl  vielfach  ein 
Gesetz  dem  anderen  als  Muster  gedient  hat,  keineswegs  vollständige 
Übereinstimmung  herrscht,  dass  vielmehr  manche  Gesetze  den  ge- 
wöhnlichen Einkommensbegriff  fallen  gelassen  und  ihn  beträchthch 
erweitert  haben,  und  dass  mehr  und  mehr  die  Tendenz  sich  be- 
merkbar macht,  nicht  nur  die  „ordentlichen",  sich  regelmässig 
wiederholenden  Einnahmen  zum  „Einkommen"  zu  rechnen,  sondern 
auch  die  einmaligen,  zufälligen  Reineinkünfte,  die  „ausserordent- 
lichen Einnahmen",  der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen.  Man 
hat  eben  instinktiv  herausgefunden,  dass  bei  unserer  heutigen,  gross- 
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artigen  Differenzierung  des  wirtschaftlichen  Lebens  und  bei  unserer 
die  gesamte  Volkswirtschaft  beherrschenden  Geld-  und  Kreditwirt- 
schaft die  in  den  meisten  Einkommensteuergesetzen  noch  vertretene 
Auffassung  vom  „Einkommen*  nicht  hinreicht,  um  —  soweit  als  möglich 
—  samtliche  die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  erhöhenden 
Reinvermögenszugänge,  einerlei  welcher  Herkunft  und  Entstehung, 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen,  dass  vielmehr  allenthalben 
noch  Lücken  nach  dieser  Richtung  bestehen,  die  um  so  empfind- 
licher in  die  Wagschale  fallen,  als  vielfach  gerade  die  wirtschaft- 
lich und  steuerlich  leistungsfähigsten  und  die  reichsten  Steuerpflich- 
tigen durch  diese  Lücken  den  wirtschaftlich  Schwächeren  gegen- 
über in  bezug  auf  gerechte  Steuerverteilung  begünstigt  werden. 
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III.  Abschnitt. 

Die  direkten  Steuern,  ihre  gesehiehtliehe 

Entwiekelung  und  ihr  gegenwärtiger 

Stand  im  Deutsehen  Reiche  und  in  dessen 

Nachbarländern 

(unter  besonderer  Berüeksiohtigung  der  die  Wald- 
wirtsehaft  treffenden  Steuern). 


In  den  vorausgegangenen  Abschnitten  haben  wir  die  wich- 
tigsten, steuerpolitischen  Grundsatze  einer  Betrachtung  unterzogen, 
und  hierbei  gefunden,  dass  eine  Steuergesetzgebung,  welche  bei 
der  Verteilung  der  Steuern  auf  die  Einzelwirtschaften  die  persön- 
liche, wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit,  d.  i.  die  Steuerfähigkeit, 
des  einzelnen  als  Hauptgrundlage  und  Massstab  der  Besteuerung 
betrachtet,  vor  allem  einen  möglichst  scharf  umgrenzten  Begriff 
vom  Einzel-Einkommen  nicht  entbehren  kann,  denn  in  diesem 
drückt  sich  die  wirtschaftliche  Kraft  der  Einzelperson  oder  Einzel- 
wirtschaft in  erster  Linie  aus.  Die  persönliche  Leistungsfähigkeit 
findet  ihren  Ausdruck  in  der  Menge  von  Sachgütern,  die  dem 
einzelnen  zur  Verfügung  stehen,  am  vollkommensten  aber  im 
, Einkommen".  Manche  behaupten  sogar,  im  Grunde  genommen 
sei  das  Einkommen  der  alleinige  Massstab  der  persönlichen  und 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit.  Diese  Behauptung  geht  jedoch 
zu  weit;  sie  entspricht  nicht  den  tatsächlichen  Verhältnissen,  denn 
neben  dem  Einkommen  verleiht  auch  das  Vermögen,  selbst  das 
ertragsiose  Vermögen,  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit. 
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Die  jedem  einzelnen  zur  Verfügung  stehende  Menge  von 
Sachgütern  kann  nun  aber  in  verschiedener  Weise  als  Grundlage 
der  Besteuerung  benutzt  werden. 

Zunächst  muss  hierbei  unterschieden  werden  zwischen  direkten 
und  indirekten  Steuern.  Es  ist  dies  eine  Unterscheidung,  die  wir 
zwar  überall,  sowohl  in  der  Theorie  wie  ganz  besonders  in  der 
Steuerpraxis  finden,  die  aber  in  verschiedenem  Sinne  gebraucht 
wird.  Fuisting  sucht  den  inneren  Grund  für  diese  allgemein  ge- 
wordene Unterscheidung  in  dem  Gegensatze,  der  zwischen  dem 
Grundsatze  der  Besteuerung  nach  der  persönlichen  Leistungsfähig- 
keit und  dem  Grundsatze  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  be- 
steht. Er  sagt  (a,  a.  O.  S.  22);  „Die  Anforderungen  der  Gerech- 
tigkeit lassen  sich  vielmehr  nur  verwirklichen,  wenn  neben  den 
der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  angepassten  auch  solche  Steuer- 
formen zugelassen  werden,  welche  ohne  Berücksichtigung  der 
Leistungsfähigkeit  die  Forderung  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung 
zu  erfüllen  geeignet"  sind.  Hierin  allein  liegt  der  durchschlagende, 
'  innere  Unterscheidungsgrund. 

In  dem  nach  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  gestalteten 
Steuersysteme  sind  diejenigen  Steuerformen,  welche  die 
Forderung  der  Besteuerung  nach  der  persönlichen 
Leistungsfähigkeit  verwirklichen  sollen,  direkte,  d a - 
gegen  diejenigen,  welche  nicht  der  persönlichen  Lei- 
stungsfähigkeit angepasst,  sondern  nur  die  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  zu  erfüllen  bestimmt 
sind,  indirekte  Steuern. 

Die  Steuerkraft  wird  bei  Anpassung  an  die  persönliche  Lei- 
stungsfähigkeit unmittelbar,  sonst  auf  einem  Umwege ,  also 
mittelbar,  erfasst,  so  dass  die  Unterscheidung  zugleich  der 
äusserlichen  Bezeichnung  entspricht." 

Die  direkten  und  die  indirekten  Steuern  stehen  sich  im  Steuer- 
wesen als  zwei  völlig  verschiedene  Gruppen  gegenüber.  Sie  sollen 
sich  gegenseitig  ergänzen;  die  Zwecke,  welche  sich  mittelst  der 
direkten  Steuergruppe  nicht  erreichen  lassen,  sollen  durch  die  in- 
direkten Steuern  erfüllt  werden. 

Die  direkten  Steuern,  die  uns  allein  hier  interessieren,  ge- 
statten —  nach  Fuisting  —  „nur  die  Belastung  solcher  Steuer- 
träger, welche  nach  ihren  persönlichen,  wirtschafthchen  Verhält- 
nissen einen  hinreichenden  Grad  von  Leistungsfähigkeit  zur  un- 
mittelbaren Beteiligung  an  den  Staatslasten  haben.  Die  Höhe  der 
Steuerlast  wird  nach  dem  Grade  der  persönlichen  Leistungsfähig- 
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keit  und  des  besonderen  Interesses  abgestuft.    Die  g^rosse  Masse 
der  persönlich  Leistungsunfähigen  wird  hier  völlig  verschont." 

Den  d  irekten  Steuern  fällt  hiernach  im  Systeme  die  Aufgabe 
zu,  den  Grundsatz  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
auf  den  Grundlagen  der  persönlichen  Leistungsfähig- 
keit und  des  besonderen  Interesses  zu  verwirklichen". 

Da  nun  die  persönliche  Leistungsfähigkeit  einer  Person  sich 
nur  im  Besitze  von  Sachgütern  äussert,  so  kann  bei  der  direkten 
Besteuerung  nur  das  Vermögen  im  weitesten  Sinne  des  Wortes, 
d.  h.  —  rein  ökonomisch  aufgefasst  —  der  in  einem  Zeitpunkte 
vorhandene  Vorrat  wirtschaftlicher  Güter  als  realer  Fonds  für  die 
Bedürfnisbefriedigung  (A.  Wagner),  als  Gnmdlage  und  Massstab 
in  Frage  kommen.  Das  Vermögen  zeigt  jedoch,  als  Besitz  der 
Einzelperson  betrachtet,  verschiedenen,  wirtschaftlichen  Charakter, 
und  man  kann  daher  zunächst  weiter  unterscheiden  zwischen  Einkom- 
men undVermögen  (Stammvermögen),  unter  welch'  letzterem  die  in 
einem  bestimmten  Zeitpunkte  —  im  Steuerwesen  bei  Beginn  des  . 
Steuerjahres  oder  zur  Zeit  der  Steuerveranlagung  —  im  Besitze 
bezw.  Eigentum  einer  Person  stehende  Menge  von  wirtschaftlichen 
SachgOtern  zu  verstehen  ist,  während  von  uns  als  Einkommen,  ab- 
gesehen von  Naturalnutzungen,  der  im  Laufe  eines  Jahres  zum 
Stammvermögen  hinzutretende,  reine  Vermögenszuwachs  angesehen 
wird,  der  ohne  Schmälerung  des  bei  Beginn  des  Steuerjahres 
bezw,  der  betr.  Wirtschaftperiode  vorhandenen  Stammvermögens 
zur  Bedürfnisbefriedigung  verwendet  werden  kann.  Fasst  man 
ferner  das  Einkommen  nicht  in  seiner  Gesamtheit  in's  Auge,  son- 
dern betrachtet  es  in  seinen  einzelnen  Bestandteilen,  so  kann  man 
wieder  unterscheiden  zwischen  den  periodisch  und  meist  in  ge- 
wisser Regelmässigkeit  wiederkehrenden  Erträgen  der  Einzel- 
quellen und  den  zufälligen,  „nicht  queUenmässigen"  Reineinkünften, 
die  noch  nicht  allseits  als  Einkommensteile  anerkannt  sind  und 
daher  bis  jetzt  auch  nur  ausnahmsweise  der  Einkommenbesteue- 
rung unterliegen, 

Einkommen,  Erträge  und  Vermögen  sind  hiernach  die  haupt- 
■  Sächlichsien  bezw.  die  alleinigen  Grundlagen  und  Massstäbe  der 
direkten  Besteuerung,  Die  Steuerpflicht  knüpft  sich  zwar  stets 
an  die  einzelne  Person,  aber  das  eine  Mal  als  Bezieher  von 
Einkommen,  das  andere  Mal  als  Besitzer  oder  Eigentümer  von 
Ertragsquellen  und  das  dritte  Mal  als  Inhaber  von  Vermögen,  und 
je  nachdem  nun  die  direkte  Besteuerung  die  Erträge  der  verschie- 
denen Einzelquellen  oder  das  gesamte  Einkommen  oder  das  Ver- 
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mögen  einer  Person  als  Grundlage  benutzt ,  unterscheidet  man 
zwischen  den  Ertragssteuern,  der  Einkommensteuer  und  der  Ver- 
mögenssteuer. Bei  der  Ertragsbesteuerung  wird  die  einzelne 
Quelle  für  sich  als  Grundlage,  und  der  Ertrag  oder  die  Ertrags- 
fahigkeit  derselben  als  Massstab  der  Besteuerung  benutzt;  bei  der 
Einkommenbesteuerung  dagegen  soll  das  gesamteEinkommen 
einer  Person  gleichzeitig  die  Grundlage  und  den  Massstab  der 
Besteuerung  bilden,  und  je  nach  der  Ausdehnung,  die  man  dem 
Begriffe  Einkommen  gibt,  erstreckt  sich  die  Einkommenbesteuerung 
entweder  nur  auf  die  Gesamtheit  der  „quellenmässigen"  Reinerträge, 
d.  h.  der  Erträge,  die  in  der  Person  des  Quelleninhabers  zu- 
sammenlliessen,  insoweit  sie  „Einkommen"  bilden,  oder  auf  sämt- 
liche Reinvermögenszugänge.  Während  es  hiernach  so  viele 
Ertragssteuern  gibt,  als  man  Arten  von  Gtlterquellen  unterscheidet, 
kann  man  —  streng  genommen  —  nur  von  einer  (allgemeinen) 
Einkommensteuer  sprechen.  Ebenso  gibt  es  nur  eine  einzige  Ver- 
mögenssteuer, die  das  gesamte  zu  Beginn  des  Steuerjahres  oder 
bei  der  Veranlagung  vorhandene  Reinvermögen  des  Steuer- 
pflichtigen steuerlich  erfassen  soll,  sich  aber  heute  zumeist  noch 
auf  die  Besteuerung  des  sogen.  Erwerbsvermögens  im  Gegensatze 
zum  sogen.  Gebrauchsvermögen  beschränkt. 

Es  fragt  sich  nun,  auf  welchem  Wege  die  Aufgabe  der 
direkten  Steuern,  im  Sinne  der  Forderung  ausgleichender  Gerech- 
tigkeit jeden  einzelnen  Steuerpflichtigen  nach  seiner  persönlichen 
Leistungsfähigkeit  zu  besteuern,  am  vollkommensten  erfüllt  werden 
kann,  wie  das  direkte  Steuerwesen  eingerichtet  sein  muss,  um  den 
Forderungen  der  Hauptsteuergrundsätze,  der  Allgemeinheit  und 
verhältnismässigen  Gleichheit  der  Besteuerung,  unter  gleichzeitiger 
Berücksichtigung  des  besonderen  Interesses  der  Steuerpflichtigen, 
gerecht  zu  werden? 

Da  das  Einkommen  die  persönhche  Leistungsfähigkeit  am 
vollkommensten  zum  Ausdruck  bringt,  und  da  die  Steuer  in  der 
Regel  aus  dem  Einkommen,  nicht  aus  dem  Vermögen,  zu  entrichten 
ist,  so  ist  es  einleuchtend,  dass  die  direkte  Besteuerung  um  so 
vollkommener  und  gerechter  sein  wird,  je  mehr  sie  den  Einkommens- 
verhältnissen der  einzelnen  Steuerpflichtigen  Rechnung  trägt,  je 
besser  sie  sich  dem  Einkommensbegriffe  anschmiegt. 

Von  den  drei  Arten  der  direkten  Steuern  tut  dies  zweifellos 
am  besten  die  allgemeine  Einkommensteuer.  Sie  sucht  das  ge- 
samte wirkliche  und  reine  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  so 
scharf  wie  möglich  zu  erfassen,  und  ihr  muss  deshalb  auch,  vom 
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Gesichtspunkte  der  Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit aus,  entschieden  der  Vorzug  vor  den  Ertragssteuern  und 
der  Vermögenssteuer  eingeräumt  werden. 

Bei  den  Ertragssteuern  wird  die  einzelne  Einnahmequelle  selbst 
besteuert;  nicht  der  Einkommensteil,  den  sie  einer  bestimmten 
Person  in  Wirklichkeit  gewährt,  sondern  der  Ertrag  (Roh- 
oder Reinertrag),  den  die  Quelle  bei  gemeinüblicher  Be- 
nutzung hervorzubringen  pflegt ,  und  den  sie  daher  jede 
Besitzer  bringen  kann,  ohne  Rücksicht  auf  die  durch  die  be- 
sonderen,  individuellen  Verhältnisse  des  einzelnen  Inhabers  be- 
gründeten Ausgaben,  mit  anderen  Worten  die  Ertragsfähigkeit 
oder  doch  —  wo  der  F>trag  nicht  anders  als  konkret  geschätzt 
werden  kann  —  der  Rohertrag,  ohne  Rücksicht  auf  die  nach 
der  Individualität  des  Besitzers  verschieden  hohen  Kosten  und 
Lasten,  bildet  die  Grundlage  und  den  Massstab,  nach  der  Auf- 
fassung vieler  sogar  direkt  den  Gegenstand  der  Besteuerung  — 
daher  der  Name  Objektsteuern,  Aber  weder  der  Rohertrag, 
noch  die  Ertragsfähigkeit  bezw.  der  mutmassliche,  durchschnitt- 
liche Reinertrag  lassen  einen  zuverlässigen  Rückschluss  auf  das 
wirkliche  Einkommen  und  damit  auf  die  persönliche  Leistungs- 
fähigkeit und  die  individuelle  Steuerkraft  des  Besitzers  der  Ein- 
nahmequelle zu.  Selbst  die  Gesamtheit  der  individuellen  Rein- 
erträge, die  in  der  Hand  des  Besitzers  der  Einzelquellen  zusammen- 
fliessen,  stellt  im  allgemeinen  keinen  Massstab  für  die  persönliche 
Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  dar,  weil  die  sogen.  Passiv- 
leistungen desselben  hierbei  noch  nicht  in  Berücksichtigung  gezogen 
sind.  Die  Ertragssteuern  leiden  ihrer  Natur  nach  an  dem  grossen 
Mangel,  dass  sie  das  Steuersubjekt,  die  steuerpflichtige  Person, 
von  der  Einnahmequelle  —  dem  „Steuerobjekt"  —  gänzUch  loslösen, 
da  sie  grundsätzlich  nur  den  mutmasslichen,  durchschnittlichen, 
—  nicht  den  tatsächlichen  —  Ertrag  erfassen  wollen,  den  jeder  Wirt- 
schafter nach  der  landesüblichen  Betriebsweise  erzielen  kann.  Sie 
belasten  daher  schon  aus  diesem  Grunde  die  einzelnen  Steuersub- 
jekte ungleichmässig.  da  sie  den  Einfluss  nicht  berücksichtigen,  den 
die  Persönlichkeit  des  einzelnen  Wirtschafters  und  die  Grösse  des 
ihm  zur  Verfügung  stehenden  Betriebskapitals  auf  die  Höhe  des 
Reinertrags  ausüben.  Auch  Ist  der  Abzug  der  Schuldzinsen  im 
Rahmen  der  strengen,  reinen  Ertragssteuer  nicht  durchführbar, 
denn  der  Abzug  tatsächlich  bestehender  Schuldzinsen  setzt  ein 
wirkliches,  tatsächliches  Einkommen  voraus,  nicht  dagegen  mittlere 
und  geschätzte,  mutmassliche  Erträge,  wie  sie  z.  B.  die  Grund- 
steuerkataster   enthalten.      Mutmassliche    Erträge    und    wirkliche 
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Schuldzinsen  sind  unvergleichbare  Grössen,  und  reine  Ertrags- 
steuern und  die  Berücksichtigung  der  persönlichen  Leistungsfähig- 
keit sind  daher  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unvereinbare 
Gegensätze. 

Ähnlich  wie  die  Ertragssteuern  verhalt  sich  die  Vermögens- 
steuer zur  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen. 
Auch  das  Vermögen  bildet  nur  einen  unvollkommenen  Massstab 
für  das  wirkliche  Einkommen  und  damit  auch  für  die  steuerliche 
Leistungsfähigkeit  Der  Reinertrag  als  Einkommensbestandteil 
hängt  nicht  allein  von  der  Grösse  der  Einnahmequelle  bezw.  des 
Vermögeiis  ab,  sondern  ausserdem  von  einer  ganzen  Reihe  anderer 
Momente,  die  in  der  höheren  oder  geringeren  Rentabilität  ihren 
Ausdruck  finden.  Ein  kleines  Vermögen  liefert  sehr  häufig  höhere 
Erträge  als  ein  grosses;  ja  es  gibt  genug  Vermögen  bezw.  Ver- 
mögensteile, welche  trotz  hohen  Wertes  gar  keine  Erträge  ge- 
währen, unter  Umständen  sogar  noch  Ausgaben  verursachen,  wie 
z.  B.  leer  stehende  Häuser,  Parks  etc.  Die  Erträge  hängen,  was 
ihre  Höhe  anlangt,  gänzlich  von  der  Art  der  Kapitals-  bezw.  Ver- 
mögensanlage ab.  Der  Wert  des  Vermögens,  der  als  Massstab 
für  die  Vermögensbesteuerung  in  Betracht  kommt,  übt  nicht  immer 
einen  Einfluss  auf  den  Ertrag  aus. 

So  besteht  also  einmal  kein  Zweifel  darüber,  dass  die  allge- 
meine Einkommen^euer  von  den  direkten  Steuern  diejenige  Steuer- 
forra  ist,  welche  der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  am  vollkommen- 
sten Rechnung  trägt,  wie  auch  ferner  in  der  neueren  Steuerlehre 
fast  allgemeine  Übereinstimmung  darüber  herrscht,  dass  das  fun- 
dierte Einkommen  eine  besondere  steuerliche  Belastung  oder  eine 
höhere  Besteuerung  als  das  Arbeitseinkommen  verträgt,  entweder 
aus  dem  Grunde,  weil  es  eine  höhere  Leistungsfähigkeit  darstellt, 
oder  weil  die  Besitzenden  wegen  des  Vermögensschutzes  ein  be- 
sonderes Interesse  an  den  Staatseinrichtungen  haben.  Stellt  man 
die  erste  Begründung  in  den  Vordergrund  und  spricht  man  nur 
dem  Besitzeinkommen,  nicht  aber  dem  Vermögen  an  und  für 
sich  eine  höhere,  wirtschaftliche  Leistungsl^higkeit  zu,  so  liegt 
es  natürhch  näher,  und  es  ist  auch  richtiger,  lediglich  das  Ein- 
kommen als  Grundlage  und  Massstab  der  Besteuerung  zu  wählen 
und  demgemäss  sowohl  das  Prinzip  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  wie  auch  die  Höherbesteuerung  des  Besitzein- 
kommens durch  die  allgemeine  Einkommensteuer  allein  zu  verwirk- 
lichen, und  zwar  in  der  Weise,  dass  zunächst  jeder  Steuerpflichtige 
nach  der  Höhe  des  Einkommens  besteuert  wird ,  und  daneben  die 
Bezieher   von   Besitzeinkommen   für   dieses   nochmals   von   einem 
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entsprechenden  Zuschlags-Steüersatze  getroffen  werden.  Huldigt 
man  jedoch  der  Ansicht,  dass  der  Besitz  an  und  fllr  sich  schon 
eine  grössere  Leistungsfähigkeit  verleiht,  auch  wenn  er  vorüber- 
gehend keinen  Ertrag,  also  auch  kein  Einkommen  liefert,  dann  er- 
scheint es  richtiger,  neben  die  allgemeine  Einkommensteuer  eine 
Vermögenssteuer  treten  zu  lassen. 

Begründet  man  dagegen,  wie  Fuisting,  die  Höherbesteuerung 
des  fundierten  Einkommens  bezw,  des  Besitzes  mit  dem  höheren 
Interesse  der  Besitzenden  an  dem  Staate  und  seinen  Einrichtungen, 
so  kann  man  dieses  Ziel  sowohl  im  Rahmen  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer, wie  auch  auf  dem  Wege  der  Vorbetastung  des 
Besitzes  durch  Ergänzungssteuem  —  Ertrags-  oder  Vermögens- 
steuer —  erreichen.  Nach  Fuisting  würde  aber  auch  hierbei 
„die  einzige  aligemeine  Einkommensteuer  mit  Zuschlagsbelastung 
des  Besitzeinkommens  weitaus  den  Vorzug  verdienen'.  ,AUein", 
sagt  er  weiter,  „dieses  Ideal  direkter  Besteuerung  wird  sich  bei 
der  gegenwärtigen  Unvollkommenheit  der  Gesetzgebungen  und  der 
praktischen  Steuereinrichtungen  so  bald  nicht  verwirkhchen  lassen," 
„Die  Einkommensteuer  ist  nicht  nur  die  vollkommenste,  sondern 
zugleich  auch  die  feinste  und  schwierigste  Steuerform,'  Soll  die 
Einkommenbesteuerung  allein  die  wirtschaftliche  Leistungsfähig- 
keit der  einzelnen  in  genügender  Weise  berücksichtigen,  dann  muss 
sie  äusserst  fein  ausgebaut  und  nach  verschiedenen  Richtungen  hin 
abgestuft  sein.  Eine  solche  Einkommensteuer  müsste  sämtlichen 
Steuergrundsätzen  in  gleicher  Weise  gerecht  werden,  und  sie  würde 
deshalb  sowohl  an  die  Gesetzgebung  wie  an  die  Steuerpraxis  un- 
geheuere Anforderungen  stellen,  denen  man  sich  heute  wohl  noch 
nicht  gewachsen  fQhlt. 

Aus  diesem  Grunde  hat  man  bis  jetzt  Oberall  davon  Abstand 
genommen,  die  Einkommensteuer  als  alleinige  direkte  Steuer  ein- 
zuführen, sondern  man  wendet  neben  ihr  noch  andere  Steuerarten 
an,  um  mit  Hilfe  dieser  das  zu  erzielen,  was  man  mit  der  Einkommen- 
steuer allein  noch  nicht  erreichen  zu  können  glaubt.  Man  ist  all- 
mähhch  aber  fast  in  allen  deutschen  Staaten  dahin  gelangt,  die 
allgemeine  Einkommensteuer  als  grundlegende  Hauptsteuer  zu 
betrachten  und  dieselbe  durch  andere  direkte  Steuern  —  Ertrags- 
steuem  oder  Vermögenssteuer  —  zu  ergänzen,  während  früher 
vielfach  das  umgekehrte  Verhältnis  bestand,  insofern  als  die  Ein- 
kommensteuer als  ErgSnzungssteuer  bei  einem  Ertragssteuersysteme 
wirkte.  Wir  betrachten  heule  sowohl  ein  Steuersystem  mit  aus- 
schliesslicher Besteuerung  der  Erträge  wie  auch  ein  solches,   in 


DigmzcdbyGoOgle 


147 

welchem  die  allgemeine  Einkommensteuer  lediglich  als  Ergänzungs- 
steuer fungiert,  als  veraltet. 

Statt  einer  einzigen,  allgemeinen  Einkommensteuer  hat  man 
also  ein  System  von  direkten  Steuern.  Ein  solches  erscheint  auch 
nach  dem  heutigen  Stande  der  Steuerpraxis  zur  Erfassung  des 
gesamten  Einkommens  in  allen  seinen  einzelnen  Kanälen  und 
Adern  geeigneter  als  eine  einzige,  allgemeine  Einkommensteuer, 
wie  sie  vielfach  von  Nichtfachmannern  vorgeschlagen  und  als  das 
Ideal  einer  Steuerform  angepriesen  wird.  Das  Einkommen  tritt 
im  Leben  der  Persönlichkeit  nicht  als  eine  feste  Grösse  in  die 
Erscheinung,  und  es  fohrt  deshalb  eine  Mehrheit  oder  —  besser 
gesagt  —  ein  planmässiges  System  von  Steuern  eher  zum  Ziele 
gerechter  Besteuerung,  als  eine  einzige,  allgemeine  Einkommen- 
steuer. Nicht  die  Summe  einer  einzelnen  Steuer,  sondern  der 
Gesamtsteuerbetrag  hat  sich  dann  in  erster  Linie  nach  dem  Ein- 
kommen des  Steuerpflichtigen  zu  richten,  und  dementsprechend 
muss  das  ganze  Steuersystem  konstruiert  sein. 

Der  einheitliche  Massstab  für  das  gesamte  Steuersystem  ist 
die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  und  zunächst  das  Einkommen, 
und  dieser  Massstab  lässt  sich  leichter  zur  Anwendung  bringen  bei 
einem  gut  gewählten  Steuersystem  als  bei  einer  einzigen,  allge- 
meinen Einkommensteuer,  insbesondere  auch  wegen  der  übrigen 
die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  bedingenden  Faktoren  {fun- 
diertes und  unfundiertes  Einkommen,  Existenzminimum,  zufälliges 
Einkommen  etc.). 

Die  Praxis  der  Steuergesetzgebung  hat  denn  auch  unausgesetzt 
eine  Mehrheit  von  Steuern  als  unentbehrlich  bezeichnet,  und  die 
Theorie  hat  sich,  diese  Forderung  der  Praxis  als  berechtigt  an- 
erkennend, mehr  und  mehr  der  Aufgabe  zugewandt,  an  dem  Bau 
eines  Steuersystems  mitzuarbeiten,  das  den  herrschenden  Steuer- 
grundsätzen  in  möglichster  Vollkommenheit  entspricht. 

Überblickt  man  nun  die  geschichtliche  Entwickelung  und  den 
gegenwärtigen  Stand  des  Steuerwesens  der  deutschen  und  der 
übrigen  modernen  Staaten  Europas,  so  wird  man  finden,  dass  die 
Verschiedenheit  der  Steuersysteme  zwar  eine  noch  recht  erhebliche 
ist,  aber  es  lässt  sich  doch  zweifellos  feststellen,  dass  allmählich 
eine  gegenseitige  Annäherung  derselben  stattgefunden  hat.  Immer- 
hin überwiegen  z.  B.  in  Frankreich  und  England  die  indirekten 
Steuern  bei  weitem  die  direkten,  während  dies  in  den  deutschen 
Staaten  in  geringerem  Masse  der  Fall  ist.  Hier  spielen  die  direkten 
Steuern  im  allgemeinen  eine  g^rOssere  Rolle  als  in  Frankreich  und 
Grossbritannien. 


DigmzcdbyGoOgle 


148 

Was  Deutschland  speziell  anlangt,  so  lasst  sich  der  allgemeine 
Gang  der  Entwickelung  des  direkten  Steuerwesens  kurz  zusammen- 
fassen wie  folgt:  Die  älteste  Steuerform,  die  sogenannten  „Beden", 
waren  rohe  Vermögenssteuern,  was  sich  aus  der  Tatsache  erklärt, 
dass  bei  noch  wenig  entwickelter  Kulturstufe  eines  Volkes  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  und  die  Steuerkraft  des  einzelnen 
im ,  Vermögen  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  gelangt.  Es  lässt 
sich  denn  auch  feststellen,  dass  in  den  Uranfängen  der  Staaten- 
bildungen fast  allgemein  das  Vermögen  als  Grundlage  und  Mass- 
stab der  Besteuerung  bezw.  der  sleuerartigen  Charakter  tragenden 
Abgaben  benutzt  wird. 

Allmählich  entwickelten  sich  jedoch  die  alten,  das  Gesamt- 
vermögen treffenden  Vermögenssteuern,  indem  sie  sich  an  die  ein- 
zelnen scharf  unterscheidbaren  Teile  des  Vermögens,  vor  allem  also 
an  den  Grund  und  Boden  sowie  an  den  Hausbesitz  anlehnten,  zu 
VermOgensertragssteuern,  die  durch  Kopfsteuern,  die  roheste 
Form  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  und  durch  sonstige  ein- 
kommen-  und  gewerbesteuerartige  Abgaben  ergänzt  wurden. 

Die  Hauptsteuer  des  platten  Landes  wurde  mehr  und  mehr 
die  Grundsteuer,  während  sich  in  den  Städten  eine  Einheitlichkeit 
der  Steuerformen  viel  weniger  feststellen  lässt,  denn  in  der  soge- 
nannten Akzise,  die  hier  schliesslich  die  Oberhand  gewann,  tritt 
uns  kein  bestimmtes  Steuersystem  entgegen.  Auf  dieser  Stufe  blieb 
das  Sieuerwesen  im  grossen  ganzen  stehen  bis  ins  19.  Jahrhundert, 
dessen  Sleugesetzgebung  es  vorbehalten  blieb,  unter  dem  Einflüsse 
der  neueren,  volkswirtschaftlichen  Lehre  das  Steuerwesen  systema- 
tisch auszubauen. 

Während  aber  hierbei  die  süddeutschen  Staaten  —  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  —  schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  des 
19.  Jahrhunderts  ein  reines  Ertragssteuersystem  auszubilden  suchten, 
zeigt  sich  in  fast  sämtlichen  übrigen  deutschen  Staaten  das  Be- 
streben, die  allgemeine  Einkommensteuer  in  verschiedener,  zunächst 
allerdings  unvollkommener  Form  zur  Hauptsteuer  auszugestalten 
und  sie  durch  einzelne  Ertragssteuern  zu  ergänzen,  meist  jedoch 
unter  Ausschluss  der  Kapitalrentensteuer,  die  erst  viel  später  m 
das  Steuersystem  als  ergänzende  Ertragssteuer  aufgenommen  wurde. 

Die  Einführung  der  allgemeinen,  individuellen  Einkommensteuer 
im  Königreich  Sachsen  durch  das  Gesetz  vom  22.  Dezember  1874 
bezw.  vom  2.  Juli  1878  bedeutet  den  Ausgangspunkt  einer  Ent- 
wickelung des  Steuerwesens,  die  in  immer  steigendem  Grade  dem 
Grundsatze  der  Besteuerung  nach  der  persönlichen  Leistungsfähig- 
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keit  Rechnung  trägt,  und  die  ihren  Abschluss  noch  nicht  erreicht 
hat,  inmitten  der  wir  vielmehr  jetzt  noch  stehen.  Mehr  und  mehr 
ist  die  allgemeine  Einkommensteuer  an  die  Stelle  der  Ertrags- 
steuern getreten ,  und  dieser  Prozess  ist  noch  nicht  beendet ,  er 
schreitet  noch  fort.  Die  neueste  Etappe  in  der  Entwickelung  des 
direkten  Steuerwesens  schliesslich  wird  gekennzeichnet  durch  die 
Wiedereinführung  der  Vermögenssteuer,  jedoch  nicht  als  Haüpt- 
steuer  wie  in  den  ältesten  Zeiten,  sondern  als  Ergänzungssteuer 
an  Stelle  der  Mehrheit  von  Ertragssteuern  zum  Zwecke  der  Voraus- 
belastung des  sogenannten  fundierten  Einkommens.  Hiermit  hat 
Preussen  im  Jahre  1893  den  Anfang  gemacht,  andere  Staaten  sind 
bereits  gefolgt,  und  auch  nach  dieser  Richtung  hin  scheint  ein 
Abschluss  in  der  Entwickelung  des  Steuerwesens  im  übrigen  Deutsch- 
land noch  nicht  erreicht  zu  sein. 

Was  insbesondere  die  Frage  der  Besteuerung  des  Waldes 
bezw.  der  Waldwirtschaft  betrifft,  so  kommt  hierbei  überhaupt 
nur  eine  sehr  begrenzte  Anzahl  von  Steuern  in  Betracht.  Die  in- 
direkten Verbrauchssteuern  stehen  in  keiner  direkten  Beziehung 
zum  Walde.  Die  Zölle  auf  aus  fremden  Ländern  eingeführte  Hölzer 
beeinflussen  allerdings  indirekt  die  Waldwirtschaft,  jedoch  nicht  in 
belastendem  Sinne,  sondern  in  günstiger  Weise,  da  sie  ein  Steigen 
der  inländischen  Hotz-  etc.  Preise  bewirken;  Holzexportzölle  aber 
besitzen  wir  in  Deutschland  nicht.  Wohl  ist  es  denkbar,  dass  auch 
noch  andere  Aufwandsteuern  in  gewissem  Sinne  mittelbar  (z.  B.  durch 
Steuerüberwälzung  oder  -abwälzung)  auf  die  Forstwirtschaft  ein- 
wirken, aber  von  der  Behandlung  solcher  Steuern  muss  hier  natür- 
lich abgesehen  werden.  Hier  handelt  es  sich  lediglich  um  die  den 
Waldbesitzer  als  solchen  treffenden  Steuern,  vor  allem  also  um  die 
allgemeine  Einkommensteuer,  die  Grundsteuer  und  die  Vermögens- 
steuer. Des  weiteren  kommen  noch  in  Betracht  die  Erbschaftssteuer 
und  die  verschiedenen  auf  dem  Immobiliarvermögen  lastenden  Ver- 
mögensverkehrssteuem.  Da  diese  Steuern  jedoch  keine  regelmässig 
und  ständig  die  Waldwirtschaft  belastenden  sind,  und  da  die  be- 
sonderen Eigentümlichkeiten  des  Waldvermögens  gegenüber  dem 
sonstigen  Vermögen,  insofern  sie  auch  bei  jenen  Steuern  zu  berück- 
sichtigen sind,  bei  der  eigentlichen  Vermögens-  oder  Vermögens- 
besitzsteuer zur  Erörterung  gelangen  werden,  so  liegt  kein  Grund 
vor,  auf  die  Erbschaftssteuer  und  die  Vermögensverkehrssleuern 
hier  einzugehen.  Es  soll  sich  daher  bei  der  Schilderung  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  und  des  Standes  der  direkten  Steuer- 
gesetzgebung auf  die  allgemeine  Einkommensteuer,  auf  die  Grund- 
steuer und  auf  die  Vermögenssteuer  beschränkt  werden. 
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Da  wir  die  Hermann-Schmoller'sche  Einkommenslehre 
im  Sinne  der  Schanz'schen  Auffassung  für  die  richtige  halten, 
so  baut  sich  unsere  Auffassung  von  einer  gerechten  Besteuerung, 
sowohl  im  allgemeinen  wie  speziell  auch  hinsichtlich  der  Wald- 
wirtschaft, in  erster  Linie  auf  dem  „erweiterten"  Einkommensbegriffe 
auf,  der  nicht  nur  die  periodischen,  „quellenmässigen"  Erträge  um- 
fasst,  sondern  alle  Reinvermögenszugange  eines  Jahres. 

Wenn  nun  das  Einkommen,  ganz  allgemein  betrachtet,  schon 
«in  vorzügliches,  ja  man  darf  ruhig  sagen,  das  weitaus  beste  und 
das  erste  Hilfsmittel  zur  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Be- 
steuerung nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  der 
verhältnismässigen  Opfergleichheit  ist,  so  gilt  dies  natürlich  ganz 
besonders  für  eine  Wirtschaft,  bei  der  es  sich  nur  um  Besitz-  oder 
Renteneinkommen,  um  Einkommen  aus  Erwerbsvermögen  handelt, 
wie  bei  der  Waldwirtschaft,  und  bei  welcher  die  Frage  des  Existenz- 
minimums fast  gar  keine,  und  auch  die  übrigen  obengenannten 
Faktoren,  welche  die  steuerUche  Leistungsfähigkeit  beeinflussen, 
nicht  die  Rolle  spielen,  wie  beim  geringen  Arbeitseinkommen. 

Es  soll  damit  nicht  gesagt  werden,  dass  diese  Faktoren  bei 
der  Besteuerung  der  Waldbesitzer  ganz  ausser  acht  zu  lassen  sind. 
Keineswegs!  Auch  bei  der  Veranlagung  der  Waldbesitzer  zu  den 
direkten  Steuern  sind  neben  dem  Einkommen  alle  übrigen  die  per- 
sönliche, wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  mitbestimmenden  Momente 
und  Verhältnisse  zu  berücksichtigen,  aber  in  vorderster  Linie  han- 
delt es  sich  doch  hierbei  um  die  Höhe  des  Einkommens  oder  — 
besser  gesagt  —  des  Reinertrags  bezw.  des  Reingewinnes  aus  dem 
forstlichen  Betriebe  als  einem  Teile  des  Gesamteinkommens  des 
Waidbesitzers,  und  es  genügt  daher,  hier  auf  jene  Faktoren  und 
deren  Berücksichtigung  bei  der  Steuerveranlagung  hingewiesen 
zu  haben. 

Wie  viele  Hauptgruppen  von  Systemen  der  direkten  Besteue- 
rung bestehen  nun  in  Deutschland  und  seinen  Nachbarländern? 

Mit  Ausnahme  von  Bayern,  Elsass-Lochringen  und  den  beiden 
Grossherzogtümern  Mecklenburg,  die  ausgebildete  Ertragssteuer- 
systeme besitzen,  ist  in  Deutschland  überall  die  aligemeine  Einkom- 
mensteuer als  Hauptsteuer  eingeführt.  Neben  ihr  sind  aber  noch 
besondere  Ertragssteuern  oder  die  Vermögenssteuer  als  Ergänzungs- 
steuern in  Geltung  zwecks  Vorausbelastung  des  fundierten  Ein- 
kommens. In  Braunschweig,  Oldenburg  und  Sachsen-Gotha  bestehen 
neben  der  Einkommensteuer  die  Vermögenssteuer  und  die  Grund- 
steuer. Auch  in  Sachsen  ist  dies  der  Fall,  allein  die  Vermögenssteuer 
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trifft  dort  im  wesentlichen  nur  das  bewegliche  Vermögen.  Bezüglich 
des  Einkommens  aus  dem  Forstbetriebe  kann  auch  Reuss  ä.  L.  zu 
den  Staaten  mit  ausschliesslichem  Ertragssteuersystem  gerechnet 
werden. 

In  Österreich  gilt  neben  der  Einkommensteuer  ein  Ertrags- 
steuersystem, in  England  besteht  ein  Ertragssteuersystem  in  der 
äusseren  Form  der  Einkommensteuer.  Ebenso  haben  Frankreich, 
Belgien  und  Luxemburg  Ertragssteuersysteme.  In  Italien  unter- 
liegt das  Einkommen  aus  der  Waldwirtschaft  lediglich  der  Grund- 
steuer, und  in  den  Niederlanden  der  Grundsteuer  und  der  Ver- 
mögenssteuer. 

Hiernach  lassen  sich  die  deutschen  und  die  aufgeführten, 
ausserdeutschen  Staaten  hinsichtlich  der  Besteuerung  des 
Einkommens  aus  der  Forstwirtschaft  in  folgende  Gruppen 
zusammenfassen : 

1.  Neben  der  allgemeinen  Einkommen  Steuer  als  Haupt- 
steuer besteht  die  Vermögenssteuer  als  Ergänzungssteuer  in 
Preussen,  Hessen  und  Baden '). 

2.  Die  allgemeine  Einkommensteuer  und  die  Grund- 
steuer sind  nebeneinander  in  Geltung  in  Sachsen,  Württemberg, 
Sachsen-Weimar-Eisenach,  Sachen -Koburg,  Sachsen -Meiningen, 
Sachsen  -  Altenburg ,  Anhalt ,  beiden  Schwarzburg ,  Waldeck, 
Reuss  j.  L.,  beiden  Lippe,  Hamburg,  Bremen,  Lübeck;  ausserdem 
in  Österreich. 

3.  In  Oldenburg,  Braunschweig  und  Sachsen-G  otha 
ist  der  Grundbesitz  durch  dieallgemeine  Einkommensteuer,  die 
Vermögenssteuer  („Ergänzungssteuer")  und  die  Grundsteuer 
belastet. 

4.  Das  Einkommen  aus  dem  Waldbesitze  unterliegt  ledig- 
lich der  Grundsteuer  in  Bayern,  EIsass-Lothringen,  in 
den  beiden  Grossherzogtümern  Mecklenburg  und  in  Reuss  ä.  L., 
ausserdem  in  Luxemburg,  Frankreich,  Belgien,  Italien 
und  England. 

5.  In  den  Niederlanden  schliesslich  wird  das  Einkommen 
aus  Forsten  von  der  Vermögenssteuer  und  der  Grund- 
steuer getroffen. 


1)  Die  Angabe  von  Endres  (Forst politik,  S.  771),  dass  auch  im  Herzogtum 
isen-Koburg-Gotha   die  Waldwirlsciiaft   von   der   allgemeinen  Einkom- 
r  und  von  der  Vermögenssteuer  getroiTen  werde,  entspricht  nicht  dem 
wirklichen  Stande  der  Steuergesetzgebung  in  diesen  beiden  Herzogtamem. 
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A.  Staaten,  in  welchen  das  Waldvennögen  neben  der  allge- 
meinen Einkommensteuer  noch  der  Vermögenssteuer  (,^r* 
gänzungssteuer")  imterliegt 

I.  Preussen.  Nach  dem  Zusammenbruche  Preussens  in  den 
Jahren  1806  und  1807  wurde  wie  die  gesamte  Verwaltung  so  auch 
die  Besteuerung  einer  durchgreifenden  Reform  unterzogen,  die  in 
gewissem  Sinne  einen  ersten  Abschluss  am  30.  Mai  1820  erfuhr. 
Neben  den  vorher  schon  bestandenen  Ertragssteuern  —  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  —  wurde  eine  allgemeine  Personal- 
steuer in  der  Form  einer  Klassen  Steuer  eingeführt.  Letztere 
galt  jedoch  nur  für  die  kleineren  Städte  und  für  das  platte  Land, 
wahrend  für  die  grösseren  Städte  die  alte  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
weiter  bestehen  blieb.  Die  aus  der  alten  Kopfsteuer  hervorge- 
gangene Klassensteuer  mit  nur  wenigen  Steuerklassen  war  nach 
unseren  heutigen  Begriffen  von  gerechter  Steuerverteihing  eine  sehr 
ungerechte;  sie  richtete  sich  nur  ganz  allgemein  nach  den  äusseren 
Lebensverhältnissen  der  Steuerpflichtigen  und  war  infolgedessen  weit 
davon  entfernt,  dem  Grundsatze  der  Besteuerung  nach  der  wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit  zu  entsprechen.  Besonders  die 
höheren  Einkommen  traf  sie  gegenüber  den  geringeren  zu  schwach. 

Einen  weiteren  Schritt  vorwärts  im  preussischen  Steuerwesen 
bedeutete  das  Gesetz  vom  i.  Mai  1851,  durch  welches  alle  Jahres- 
Einkommen  physischer  Personen  von  loooTalern  an  einer  „klassi- 
fiziertenEinkommens teuer"  unterworfen  wurden,  während  für 
die  niedrigeren  Einkommen  in  den  grösseren  Städten  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer,  in  den  kleineren  Städten  und  auf  dem  platten  Lande 
dagegen  die  Klassensteuer  weiter  in  Geltung  blieb. 

In  der  Grundbesteuerung  erfolgte  eine  Umgestaltung  erst 
durch  die  Gesetze  vom  21.  MaiiSöi,  betreffend  „die  anderweite 
Regelung  der  Grundsteuer"  und  betreffend  „die  für  die  Aufhebung 
der  Grundsteuerbefreiungen  und  -Bevorzugungen  zu  gewährende 
Entschädigung".  Hierdurch  wurden  die  alten  Steuerfreiheiten  des 
privilegierten  Grundbesitzes  im  Osten  der  Monarchie  beseitigt,  die 
Gebäudesteuer  wurde  von  der  Grundsteuer  ganz  getrennt,  und  für 
die  letztere  wurde  eine  neue  Parzellarkatastrierung  mit  etwas  höheren 
Erträgen,  als  sie  dem  früheren  Kataster  zugrunde  lagen,  vorgenom- 
men. Diese  Gesetze  bildeten  neben  dem  Ergänzungsgesetz  vom 
8.  Febr.  1867  und  dem  Gesetz  vom  11.  Febr.  1870,  wodurch  das 
Grundsteuergesetz  von  1861  auf  die  in  1866  annektierten  Provinzen 
ausgedehnt  wurde,  die  Grundlage  des  preussischen  Grundsteuer- 
systems bis  in  die  neueste  Zeit. 
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Die  Grundsteuer  wurde  auf  den  Betrag  von  13,2  Mill.  Talern 
^=  2,7  "/o  der  gesamten  Staatseinnahmen  kontingentiert,  und  die  Ver- 
teilung fand  nach  Massgabe  des  katastrierten  Reinertrags  der  ein' 
zelnen  Grundstücke  statt  —  kontingentierte  Quotitätssteuer  bezw. 
Repartionssteuer  — ,  Die  Katastrierung  wurde  so  rasch  durchge- 
führt, dass  sie  schon  vom  i.  Jan.  1865  als  Grundlage  der  Grund- 
steuererhebung dienen  konnte. 

Nachdem  dann  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873,  mit  Wir- 
kung vom  I.  Jan.  1875  an,  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  als  Staats- 
steuer gänzlich  aufgehoben  und  auch  für  die  Einkommen  unter 
1000  Talern  in  den  grösseren  Städten  durch  die  etwas  modifi- 
zierte Klassensteu  er  ersetzt  worden  war,  hatte  sich  das  direkte 
Besleuerungssystem  die  Alleinherrschaft  errungen.  Neben  den  Er- 
tragssteuern war  nun  im  ganzen  Staate  die  Klassen-  und  klassi- 
fizierte Einkommensteuer  in  Geltung, 

Dem  Reiche  waren  die  indirekten  Verbrauchssteuern  und  Zölle 
als  Einnahmen  überwiesen  worden. 

"  So  blieb  der  Stand  der  Steuerfrage  bis  zur  Ära  des  Finanz- 
ministers v.Miquel,  der  die  von  allen  Seiten  als  notwendig  erkannte, 
durchgreifende  Steuerreform  zu  Anfang  der  1890er  Jahre  durchführte. 
In  erster  Linie  galten  diese  Reformen  einer  gerechteren  Verteilung 
der  bestehenden  Steuerlast,  namentlich  einer  Entlastung  der  unteren 
Volksklassen,  die  durch  die  Reichs- Verbrauchssteuern  und  -Zölle 
besonders  hart  getroffen  wurden.  Preussen,  das  in  seiner  direkten 
Staatssteuerpolitik  von  anderen  deutschen  Staaten  überflügelt  worden 
war,  trat  durch  den  Erlass  des  Einkomm  ens.teuer-Gesetzes 
vom  24.  Juni  1891  und  dreier  weiterer  Gesetze  vom  14.  Juli  1893, 
nachdem  schon  durch  Gesetz  vom  26.  März  1883  die  Einkommen 
bis  zu  900  M.  von  der  Steuer  befreit  worden  waren,  wieder  an  die 
führende  Stelle  im  Staatssteuerwesen  und  gab  durch  seine  Gesetz- 
gebung den  übrigen  deutschen  Staaten  Veranlassung,  seinem  Bei- 
spiele auf  dem  Wege  zweckmässiger,  zeitgemässer  Steuerreformen 
zu  folgen.  Besonders  das  Einkommensteuer-Gesetz  von  i8gi  ist  als 
ein  grosser  Fortschritt  in  der  Annäherung  an  die  obersten,  theore- 
tischen Grundsätze  der  Besteuerung  zu  bezeichnen.  Die  Bedeutung 
der  M  i q u  e  1  'sehen  Steuerreformen  der  1890 er  Jahre ,  die  einen 
entschiedenen  Sieg  der  allgemeinen  Einkommen-  (Subjekt-)  Be- 
steuerung über  die  unseren  heutigen  Verhältnissen  wenig  ent- 
sprechende Ertrags-  oder  Objektbesteuerung  darstellen,  reicht  weit 
über  die  Grenzen  Preussens  hinaus. 

Das  eine  der  drei  Steuergesetze  vom  14.  Juli  T893  setzte  die 
Ertragssteuern,    also  neben  der  Gewerbe-  und  Betriebssteuer  vor 
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allem  die  Grund-  und  Gebaudesteuer ,  als  Staatssteuem  ausser 
Hebung,  das  zweite  führte  in  gewissem  Sinne  (Höherbesteuerung 
des  fundierten  Einkommens)  als  Ersatz  dafOr  die  Vermögens- 
steuer („Erganzungsteuer")  ein  —  es  wird  also  damit  das  zweit- 
wichtigste Moment  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  ge- 
troffen — ,  und  das  dritte  endlich ,  das  Kommunalabgabengesetz, 
ordnete  das  Kommunalsteuerwesen  neu,  indem  es  den  Kom- 
munen (Gemeinden  und  Gutsbezirke)  die  vom  Staate  freigegebenen 
Ertragssteuer  -  Quellen  Oberwies ,  die  Gemeindeeinkommensteuer 
regelte  und  damit  die  dem  Staate  einerseits  und  die  den  Gemeinden 
andererseits  vorzugsweise  vorbehaltenen  Gebiete  der  Besteuerung 
sachgemSss  gegeneinander  abgrenzte. 

Den  Kommunen  steht  es  hiemach  frei,  die  Veranlagung  der 
Grundsteuer  nach  dem  Gesetze  von  1861,  das  seitdem  nicht  geändert 
wurde,  oder  nach  einer  anderen  Bemessungsgrundlage,  etwa  nach 
dem  gemeinen  Werte  oder  Pachtwerte,  vorzunehmen. 

Zum  Einkommensteuergesetz  von  1891  sind  Anweisungen  zur 
Ausführung  desselben  erlassen  worden  unter'm  5.  Aug.  1891  und 
6.  Juli  1900,  und  zum  Ergänzungssteuergesetz  von  1893  eine  „Tech- 
nische Anleitung"  vom  26,  Dez,  1893  und  Ausführungs- An  Weisungen 
vom  3.  April  1894  und  vom  6.  Juli  1900.  Auf  beide  Gesetze  bezieht 
sich  die  Anweisung  vom  31.  Aug.  1894. 

Durch  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1892  sind  die  Häupter  und 
Mitglieder  der  Familien  vormals  unmittelbarer  deutschen  Reichs- 
stände sowie  der  gleichgestellten  Familien  für  die  Aufhebung  der 
Befreiung  von  ordentlichen  Personalsteuern  oder  der  Bevorzugung 
hinsichtiich  derselben  entschädigt  worden,  und  die  Novelle  vom 
19.  Juni  1906  zum  Einkommensteuergesetz  von  1891  und  zum  Er- 
gänzungssteuergesetz  von  1893  —  Gesetz,  betreffend  die  Abänderung 
des  Einkommensteuergesetzes  und  des  Ergänzungssteuergesetzes  — 
hat  zahlreiche  und  zum  Teil  tiefeingreifende  Änderungen  in  den 
Vorschriften  des  Einkommen-  und  des  Ergänzungssteuergesetzes 
bewirkt.  Beispielsweise  ist  §  4  des  Einkommensteuergesetzes  von 
189t  auf  Grund  des  oben  erwähnten  Gesetzes  vom  18.  Juli  1692 
ganz  weggefallen,  und  die  §§9  und  10,  welche  die  Abzüge  vom 
Roheinkommen  und  die  Berechnung  bezw.  Schätzung  des  Ein- 
kommens betreffen,  haben  eine  gänzliche  Umgestaltung  erfahren. 

Durch  Bekanntmachung  des  Finanzministers  vom  19.  Juni  1906 
sind  die  beiden  Gesetze  in  neuer  Fassung  herausgegeben  worden, 
und  unter'm  25.  Juli  1906  ist  eine  neue  AusfÜhrungsanweisung  des 
Finanzministers  zum  neuen  Einkommensteuergesetz  erschienen. 
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2.  Hessen.  Das  Grundsteuer-Gesetz  vom  13.  April  1824, 
das  die  von  1803  an  eingeführten  Grundsteuerprovisorien  endgültig 
ersetzte,  ordnete  die  Vollendung  des  Immobiliarkatasters  nach  dem 
Prinzipe  des  ParzeÜen-Reinertragskatasters  an,  auf  dem  sich  die 
Veranlagung  und  Umiegung  der  Grundsteuer  aufbaute  (Bonitierungs- 
Instruktion  hierzu  vom  31.  Januar  1825). 

Die  Einschätzung  der  Reinerträge  der  einzelnen  Parzellen  er- 
folgte durch  Vergleichung  mit  denjenigen  von  Muster-(Normal-}grun(J- 
stücken.  Im  Laufe  der  Zeit  ergab  jedoch  diese  Katastrierung  ein 
zu  günstiges  Steuerverhältnis  für  die  Waldungen  gegenüber  den 
übrigen  Kulturarten,  weshalb  im  Jahre  1864  die  Steuerkapitalien 
der  Waldungen  eine  Erhöhung  erfuhren.  Ferner  veranlassten  die 
starken  Ertragssteigerungen  der  Eichenschälwaldungen  eine  neue 
Bonitierung  dieser  Waldungen  auf  Grund  einer  Bestimmung  des 
Finanzgesetzes  vom  26.  Septbr.  1867.  Derselben  wurden  die  im 
Zeiträume  1862  bis  mit  1867  erzielten  Rindenpreise  zugrunde  gelegt. 

Nach  französischem  Vorbilde  wurde  durch  das  Personal- 
steuergesetz  vom  15.  Juni  1827  eine  allgemeine  Steuer  der 
ganzen  Bevölkerung  eingeführt,  nämlich  eine  Klassensteuer  als 
rohe  Form  einer  allgemeinen  Einkommensteuer. 

In  1848  wurde  ein  Versuch  mit  der  Einführung  einer  progres- 
siven, auf  Deklarationspflicht  beruhenden  Einkommensteuer  für  die 
nicht  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  unterliegenden  Einkünfte  ge- 
macht, der  aber  infolge  seiner  ungünstigen  Ergebnisse  als  wenig 
gelungen  zu  bezeichnen  ist. 

Durch  das  nur  kurze  Geltungsdauer  besitzende  Einkommen- 
steuer-Gesetz vom  II.  April  1868  wurde  eine  wirkliche  Personal- 
und  Einkommensteuer  eingeführt,  und  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni 
i86g  gelangte  das  Prinzip  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
zur  vollständigen  Anerkennung  und  Geltung,  wobei  die  preussische 
Personalsteuer-Gesetzgebung  vielfach  als  Muster  diente.  Die  Ein- 
kommensteuer wurde  dann  durch  das  Gesetz  vom  8,  Juli  1884  einer 
Revision  unterzogen,  wodurch  eine  Progressiv-Steuerskala  zur 
Einfuhrung  gelangte.  Ausserdem  wurde  die  Gewerbesteuer  refor- 
miert ,  und  eine  Kapitalrentensteuer  als  dritte  Ertragssteuer  mit 
personal  Steuer  artigem  Charakter  —  daher  besser  als  partielle  Ein- 
kommensteuer zu  bezeichnen  —  eingeführt.  Das  Einkommensteuer- 
gesetz vom  25,  Juni  1895  nebst  Verordnung  vom  30.  Juli  1895  und  zu- 
gehöriger Instruktion  des  Finanzministeriums  vom  31.  Juh  1895 
brachte  die  Deklarationspflicht  für  die  I.  Abteilung  der  Steuerpflich- 
tigen unJ die  Progression  bis  zum  Höchstsatze  von  ^"ja,  und  durch 
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das  Gesetz  vom  12.  August  1899,  betreffend  die  Abänderung  des 
Einkommensteuer-Gesetzes  vom  25.  Juni  1895.  nebst  Bekanntmachung 
vom  12.  August  1899,  wurde  die  Progression  bis  zum  Satze  von 
ca.  s"/«  erhöht.  Ausserdem  fielen  in  formeller  Hinsicht  die  sogen. 
Steuerkapitalien  weg. 

Ein  weiteres  Gesetz  vom  12.  Aug.  1899,  betreffend  die  Ver- 
mögenssteuer, mit  dazu  gehöriger  Ausfohrungs-Anweisung  vom 
gleichen  Datum,  hob  die  Ertragssteuern  als  Staatssteuem  auf  und 
führte  zum  Zwecke  höherer  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens 
nach  preussischem  Muster  die  Vermögenssteuer  als  Ergänzungs- 
steuer zur  Einkommensteuer  ein.  Damit  war  der  Übergang  vom 
Ertragssteuersystem  zur  alleinigen  direkten  Personalbesteuerung  in 
Form  der  allgemeinen  Einkommensteuer  nebst  Vermögenssteuer 
auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Steuerwesens  vollzogen. 

Die  Grundsteuer  besteht  vorläufig  wie  die  Gewerbe-  und 
Kapitalrentensteuer  noch  als  Gemeindesteuer  weiter. 

3.  Baden.  Die  Neuregelung  des  direkten  (Ertrags-)Steuerwesens 
vollzog  sich  in  Baden  in  den  Jahren  1807— 1815. 

Für  die  Grundsteuer-Veranlagung  galt  die  Grundsteuer- Ver- 
ordnung vom  28,  Juli  i8io,  welche  durch  die  Gesetze  vom  23.  März 
1854  -  Waldgrundsteuer  —  und  vom  7.  Mai  1858  —  Grundsteuer 
von  landwirtschafdichem  Gelände  —  sowie  durch  die  Ergänzungs- 
gesetze vom  14.  Dezember  1878  und  vom  25.  März  1886  allmählich 
den  veränderten  Verhältnissen  entsprechend  (Erneuerung  des  Kata- 
sters) verbessert  wurde.  Das  Gesetz  vom  9.  August  1900  (s.  u.) 
traf  Bestimmungen  über  eine  neue  Einschätzung  der  Grundstücke 
und  Gebäude. 

Neben  den  Realsteuern  bestand  ferner  noch  in  mehrfach  wech- 
selnder Form  (Klassensteuer;  „Erwerbs "Steuer  —  Vereinigung  der 
Klassen-  und  Gewerbesteuer  — )  eine  Ertragsbesteuerung  des  per- 
sönlichen Verdienstes  —  Parlial-Einkommensteuer  —  und  eine 
Kapitalsteuer  bezw.  eine  Kapitalrentensteuer.  Das  Gesetz  vom 
28.  JuH  1848,  betreffend  die  „Einführung  einer  wachsenden  Ein- 
kommensteuer" ist  nie  in  Kraft  getreten.  Die  allgemeine  Einkommen- 
steuer gelangte  erst  viel  später,  nämlich  durch  das  Gesetz  vom 
20.  Juni  1884  nebst  Ausfuhr ungs- Verordnung  vom  17.  Februar  1B85, 
am  I.  Januar  1886  zur  Einführung.  Zuerst  war  sie  noch  als  Zusatz- 
oder Ergänzungssteuer  zu  den  Ertragssteuern  gedacht,  schon  sehr 
bald  aber  bildete  sie  sich  zum  Hauptbestandteil  des  Steuersystems, 
zur  Hauptsteuer  aus,  während  die  Grundsteuer  sowie  die  drei  übri- 
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gen  Ertragssteuern  (Häuser-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer) 
nach  ihrer  Umgestaltung  —  Herabsetzung  des  Steuerfusses  —  all- 
mählich von  Hauptsteuern  zu  Ergänzungs-  oder  Zusatzsteuern 
herabgedrückt  worden  sind. 

Zum  Einkommensteuergesetz  sind  inzwischen  die  Novellen 
vom  6.  Mai  1Ö92,  vom  26.  Juni  1894  —  wesentliche  Verschärfung 
der  Progressionsskala  —  und  vom  9,  August  1900  erschienen. 
Unter'm  20.  November  1900  wurde  das  neuredigierte  Gesetz  ver- 
öffentlicht.   , 

Die  Einführung  der  Vermögenssteuer  an  Stelle  der  alten  Er- 
tragssteuern (Gesetzentwurf  vom  7.  November  1897)  oder  ~  besser 
gesagt  —  einer  „vermögenssteuerähnlichen  Um-  und  Fortbildung  der 
Ertragssteuern"  mit  getrennten  Katastern  nach  den  Unterarten  des 
Vermögensbesitzes  —  land-  und  forstwirtschaftliche  Grundstöcke; 
Gebäude ;  gewerbliches  Betriebskapital ;  sonstiges  bewegliches 
Kapitalvermögen  ~.  wie  bisher  für  die  Ertragssteuern  (partielle 
Vermögenssteuern),  wurde  zunächst  im  Jahre  1900  abgelehnt. 
Nur  der  Teil  des  Vermögenssteuer  Gesetzentwurfes,  welcher  die 
Einschätzung  der  Grundstücke  und  Gebäude  betrifft,  wurde  unter'm 
9,  August  1900  zum  Gesetz  erhoben  (s.  o.).  Ferner  wurden  noch 
die  beiden  gleichzeitig  vorgelegten  Gesetzentwürfe,  erstens  betreffend 
das  Verfahren  bei  der  Veranlagung  zu  den  direkten  Steuern  (Ver- 
anlagungsgesetz), und  zweitens  betreffend  die  Abänderung  des 
Einkommen-,  Gewerbe-,  Wandergewerbe-  und  Kapitalrentensteuer- 
Gesetzes,  unter'm  6.  bezw.  9.  August  1900  angenommen.  Erst 
6  Jahre  später  wurde  durch  Gesetz  vom  28.  September  1906  eine 
Vermögenssteuer  eingeführt,  die  jedoch  insofern  von  der  Freussischen, 
Hessischen  etc.  Vermögenssteuer  abweicht,  als  sie  sämtliche  vier 
Glieder  der  alten  Ertragsbesteuerung  vollständig  ersetzt  und 
dadurch  das  Ertragssteuerprinzip  gänzlich  verdrängt  hat  (auch  in 
der  Kommuralsteuergesetzgebung).  Diese  Vermögenssteuer  ist  am 
I,  Januar  1908  in  Wirksamkeit  getreten.  Zu  dem  Gesetz  ist  eine 
Vollzugs  Verordnung  vom  24.  November  1906  erschienen. 

Das  Badische  Grundsteuersystem  unterschied  sich  von  dem- 
jenigen der  anderen  grösseren  deutschen  Staaten  dadurch,  dass 
dort  der  Veranlagung  ein  Wertkataster  —  allerdings  streng  ge- 
nommen nur  für  die  landwirtschaftlich  benutzten  Grundstücke  — 
zugrunde  lag  (früher  —  vor  1886  -  auch  noch  dadurch,  dass  die 
Grundbesitzer  dort  neben  der  Grundsteuer  noch  eine  besondere 
Erwerbssteuer  vom  Landwirtschaftsbetriebe  zu  zahlen  hatten). 
Ausserdem  war  die  Badische  Grundsteuer  in  zwei  Bestandteile  ge- 
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trennt;  der  eine  bezog  sich  auf  die  Waldungen,  der  andere  auf 
die  Qbrigen  KuUurarten,  und  die  ganze  Materie  war  sogar  in  zwei 
Gesetzen  behandelt:  Gesetz,  betreffend  die  Steuer  von  Waldungen 
und  Waldlasten,  vom  23.  März  1854,  und  Gesetz,  betreifend  die 
Steuer  von  landwirtschaftlichem  Gelände,  vom  7.  Mai  1858. 

Schon  die  Grundsteuer-Veranlagung  von  181Q  basierte  auf 
einem  Wert kataster:  der  mittlere  Kaufwert  der  landwirtschaft- 
lichen Grundstöcke  war  abgeleitet  aus  dem  Durchschnitte  der  im 
Zeitraum  von  1780  bis  mit  1789  und  von  1800  bis  mit  1809  bei 
den  betreffenden  Gütern  vorgekommenen  Kaufpreise.  Dieser  Wert 
ergab  den  sogenannten  „  Steueranschlag "  pro  Morgen.  Bei  der 
Steuerveranlagung  der  Waldungen  griff  dagegen  ein  hiervon 
abweichendes  Verfahren  Platz.  Die  Vermessung  der  Waldungen 
wurde  durch  das  Forstgesetz  vom  15.  November  1833  angeordnet. 

Bei  der  Veranlagung  der  Grundsteuer  von  landwirtschaft- 
lichem Gelände  nach  dem  Gesetze  von  1858  wurden  die  Steuer- 
kapitalien des  Grund  und  Bodens  einerseits  und  der  auf  den  Grund- 
stücken ruhenden  Grundlasten  andererseits  (aus  dem  18-  bezw.  25- 
fachen  des  Jahresbetrages)  ermittelt,  und  hiernach  wurde  die 
Grundsteuer  zwischen  den  Grundbesitzern  und  den  Berechtigten 
ausgeschlagen.  Der  Steuerkapital-(SteueranschIag-)ErmitteIung  — 
Kapital  des  Reinertrages!  —  lagen  die  mittleren  Kaufwerte  nach 
dem  Durchschnitt  der  Goterpreise  aus  dem  Zeiträume  von  1828 
bis  mit  1847  zugrunde.  Ausnahmsweise  wurde  in  zweiter  Linie 
das  25  fache  des  durchschnittlichen  Pachtertrages  und  in  dritter  Linie 
das  25  fache  des  zu  schätzenden  Reinertrages  als  Steuerkapital  an- 
genommen. Für  Schäden,  hervorgerufen  durch  „ausserordentliche 
UmglUcksfälle"  (Hagelschlag,  Wolkenbruch,  Überschwemmung,  bei 
Rebgelände  ausserdem  auch  Frost),  war  die  Bewilligung  von  Grund- 
steuer-Nachlässen gestattet,  nach  dem  Gesetz  vom  12.  Mai  1892. 
Bei  Weinbergen  konnte  als  Maximum  der  ganze  Jahressleuerbetrag 
nachgelassen  werden. 

Die  Grundsteuer  beider  Teile  (landwirtschaftliche  Grundstücke 
und  Waldungen)  wurde  alljährlich  auf  Grund  des  Verhältnisses 
zwischen  dem  Steuerkapital  des  ganzen  Grundbesitzes  des  Landes 
und  dem  durch  das  Finanzgesetz  bewilligten  Steuerertrage  festgestellt. 

Durch  das  Gesetz  vom  9.  August  1900  wurde  die  Neuein- 
schätzung der  Steuerkapitalien  angeordnet.  Die  landwirtschaft- 
lichen Grundstücke  wurden,  nach  Gemarkungen  und  Kultur- 
klassen getrennt,  auf  Grund  der  von  1895  bis  1899  erzielten,  durch- 
schnittlichen Kaufpreise,  der  üblichen  Pachlzinse,  der  Lage  und 
Ertragsfähigkeit  der  Grundstücke  und  anderer  Umstände  eingeschätzt. 
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B.  Staaten,  in  welchen  das  WaldvermOgen 

von  der  allgemeinen  Einkonunensteuer  und  der  Grundsteuer 

betroffen  wird. 

4.  Sachsen.  An  Stelle  des  veralteten  direkten  Steuersystems 
trat  durch  Erlass  des  Gesetzes  vom  22.  November  1834  eine  ein- 
heitliche Gewerbe-  und  Personalsteuer  und  die  die  Gebäude  nicht 
umfassende  Grundsteuer.  Der  Personalsteuer  unterlagen  sämt- 
liche Nichtgewerbetreibende,  also  auch  die  Waldbesitzer. 

Das  Gesetz  vom  9.  September  1843,  die  Einführung  des  neuen 
Grundsteuersystems  betreffend ,  ersetzte  eine  Reihe  von  Grund- 
abgaben, vor  allem  auch  die  im  Landtagsabschied  von  1834  ge- 
gebene Grundlage  der  Sächsischen  Grundsteuergesetzgebung,  durch 
eine  für  die  damalige  Zeit  sehr  gute,  einheitliche  Grundsteuer,  Diese 
war  eine  reine  Ertragssteuer  mit  stabilem  Parzellar-  und  Ertrags- 
kataster für  die  ländlichen  Grundstücke. 

Das  System  der  Gewerbe-  und  Personalsteuer  blieb,  mehrfach 
ziemlich  erheblich  umgestaltet,  aber  auch  durch  Erhöhung  der 
Steuersätze  etc.  technisch  noch  unvollkommener,  in  seinen  wesent- 
lichen GrundzQgen  bis  Ende  1878  bestehen.  Das  Gesetz  vom 
22.  Dezember  1874,  das  eine  allgemeine  Einkommensteuer  einführte, 
sollte  die  bestehenden  direkten  Steuern  nur  zum  Teil  ersetzen 
{Ergänzungssteuern),  die  Grundsteuer  wurde  unverändert  beibehalten, 
und  die  Gewerbe-  und  Personalsteuer  nur  reformiert.  Allein  das 
1874^  Einkommensteuergesetz  trat  nur  für  kurze  Zeil  —  seit  1877 

—  in  Wirkung.  Die  Ausführung  des  Gesetzes  zeigte  die  Not- 
wendigkeil einiger  Änderungen,  und  diesen  wurde  durch  das  Gesetz 
vom  2.  Juli  1878  nebst  Ausführungs-Verordnung  vom  11.  Oktober 
1878  und  durch  die  dazu  gehörige  Instruktion  vom  7.  Dezember  1878 
Rechnung  getragen.  In  forstlicher  Beziehung  änderte  sich  jedoch 
eigentlich  nichts  Grundsätzliches  am  1874^  Gesetze. 

Durch  diese  Gesetze  trat  die  allgemeine  Einkommensteuer 
ganz  an  die  Stelle  der  Gewerbe-  und  Personalsteuer,  sie  wurde 
zur  Hauptsteuer  des  direkten  Staatssteuersystems,  die  Grundsteuer 
wurde  gleichzeitig  von  9^/0  auf  4^0  Normalsatz  ermässigt.  In  der 
Folge  wurde  die  Einkommensteuer  zunächst  durch  die  Novelle  vom 
10.  März  1894  in  einigen  Punkten  —  u.  a.  in  bezug  auf  den  Steuer- 
tarif (Steigerung  des  Maximalsatzes  von  3  auf  4*/o)  —  geändert, 
wahrend  die  Grundsteuer  von  1843,   im  wesentlichen  unverändert 

—  kleine  Modifikationen  durch  Gesetz  vom  3.  Juli  1878,  die  direkten 
Steuern   betreffend  — ,  bis  heute  als  Ergänzungssteuer  für  die  all- 
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gemeine  Einkommensteuer  bestehen  geblieben  ist.  Die  Hälfte  des 
Ertrages  der  bereits  wesentüch  ermässigten  Grundsteuer  fliesst  seit 
1886  —  Finanzgesetz  vom  27.  März  —  den  Schulgemeinden  zu. 

Die  Grund-  und  Gebaudesteuer  bestehen  hiernach  in  Sachsen 
nicht  als  Teile  eines  mehr  oder  minder  entwickelten  Ertragssteuer- 
Systems,  sondern  sie  bilden  das  einzige  Glied,  den  Rest  von  Ertrags- 
steuern,  welcher  neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  geblieben 
ist.  Der  Grund  und  Boden  war  in  Sachsen  im  Verein  mit  den 
Gebäuden  bis  vor  kurzem  allein  vom  Vermögen  einer  beson- 
deren Belastung  unterworfen. 

Von  den  grösseren  deutschen  Staaten  ist  sonach  zuerst  in 
Sachsen  die  allgemeine  Einkommenbesteuerung  mit  progressiver 
Skala,  wenn  auch  nach  langen,  schweren  Kämpfen,  siegreich  gegen 
die  Realbesteuerung  durchgedrungen.  Sachsen  erwarb  sich  damit 
—  wie  A.  Wagner  sagt  -  den  Ruhm  des  „Pioniers  des  steuer- 
politischen und  steuertechnischen  Fortschrittes  auf  dem  Gebiete  der 
direkten  Besteuerung  in  Deutschland".  Die  Sächsische  Einkommen- 
steuer von  1874/78  mit  ihrem  Prinzip  des  Deklarationszwanges  hat 
sich  bewährt  und  ist  für  die  Gesetzgebung  der  übrigen  deutschen 
Staaten  geradezu  vorbildlich  und  bahnbrechend  geworden.  Die 
meisten  der  deutschen  allgemeinen  Einkommensteuergesetze  haben 
mehr  oder  weniger  die  Sächsische  Einkommensteuergesetzgebung 
zum  Muster. 

Der  durch  die  Einbringung  von  fünf  Gesetzesvorlagen  vom 
7.  November  1897  unternommene  Versuch  der  Staatsregierung,  das 
direkte  Steuersystem  einer  umfassenden  Reform  zu  unterwerfen, 
insbesondere  die  staatliche  Grundsteuer  durch  die  Vermögenssteuer 
zu  ersetzen,  die  Erträge  der  Grundsteuer  ganz  den  Schul gemeinde- 
kassen  zu  überweisen  und  eine  rationelle  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
steuer einzuführen,  scheiterte  in  der  Hauptsache.  Die  Vermögens- 
steuer und  die  Reform  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer 
wurden  abgelehnt,  und  die  Regierung  zog  hierauf  ihren  Vorschlag, 
die  dem  Staate  noch  verbliebene  Hälfte  der  Grundsteuer  den  Schul- 
gemeinden zu  überweisen,  zurück. 

Nach  diesem  Reformplane  sollte  sich  das  staatliche  direkte 
Steuersystem  zusammensetzen  aus  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer, der  Vermögenssteuer,  der  auch  Deszendenten,  Aszendenten 
und  Ehegatten  treffenden  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  mit 
progressiven  Sätzen  und  der  Steuer  vom  Gewerbebetriebe  im 
Umherziehen.  Es  wären  dann  durch  das  geplante  Steuersystem 
die  die  Steuerkraft  bedmgenden  Hauptmomente,  nämlich  das  dauern 
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den  Quellen  entstammende  Einkommen ,  das  Vermögen  und  der 
nicht  aus  steuerpflichtigem  Einkommen  entstehende  Vermögens- 
zuwachs —  zufällige  Reinvermögenszugänge!  —  in  möglichst  ge- 
rechter Weise  steuerlich  erfasst  worden.  Zur  Geschlossenheit  des 
Systemes  hätte  dann  nur  noch  die  Steuer  vom  Konjunkturengewinn 
gefehlt.  Der  leitende  Hauptpunkt  der  geplanten  Reform  war  die 
höhere  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens.  —  Was  in  1897/98 
fehlschlug,  gelang  jedoch  einige  Jahre  später;  im  Zeitraum  1900 
bis  1902  wurde  die  abermals  vorgeschlagene  Reform  der  direkten 
Besteuerung  Sachsens  durchgeführt.  Die  Novellen  zum  Einkommen- 
steuergesetz vom  zo.  und  23.  Juli  1900  {neuredigiertes  Einkommen- 
steuergesetz vom  24.  Juli  1900)  veränderten  und  verbesserten  die 
Einkommensteuer  in  zahlreichen  Punkten.  Für  die  Finanzperiode 
1904— 1907  erhielt  der  Sleuertarif  durch  das  Gesetz  vom  i.  Juli  1902 
eine  Steigerung  um  25% ,  d.  h.  bis  zum  Maximalsatze  von  ^"U- 
Vom  I,  Januar  1908  an  soll  aber,  sofern  nicht  durch  Gesetz  etwas 
anderes  bestimmt  wird,  der  im  Gesetz  vom  24.  Juli  1900  enthaltene 
Tarif  wieder  in  Wirksamkeit  treten.  Durch  das  Gesetz  vom 
II.  Dezember  1907  ist  jedoch  bestimmt  worden,  dass  der  erhöhte 
Steuertarif  von  1902  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1908  in  Kraft 
bleibt.  Gleichzeitig  wurde  durch,  das  „Ergänzungssteuergesetz"  vom 
2.  Juli  1902  die  Vermögenssteuer  in  Sachsen  eingeführt,  welche 
baer  nur  das  von  der  Grundsteuer  nicht  betroffene,  das  sogenannte 
„ergänzungssteuerpflichtige"  Vermögen  —  im  wesentlichen  also  das 
bewegliche  Vermögen  —  trifft,  indem  die  Grundsteuer  entgegen 
dem  Regierungsentwurf  als  Ergänzungssteuer  für  den  Grundbesitz, 
das  Immobiliarvermögen,  weiter  bestehen  bleibt.  Das  Ergänzungs- 
steuergesetz berührt  sonach  die  Waldwirtschaft  nicht  oder  nur  in 
ganz  geringem  Grade,  und  aus  diesem  Grunde  musste  Sachsen 
auch  trotz  des  Bestehens  einer  Vermögenssteuer  in  die  Gruppe  B 
hier  eingereiht  werden. 

5.  'Württemberg.  Das  Steuerwesen  Württembergs  gestaltete 
sich  im  Zeiträume  von  1817  bis  1821  in  einer  Form  —  ausgebildetes, 
zweigTuppiges  Ertragssteuersystem:  I.  Realsteuergruppe  oder 
Katastersteuern:  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer;  II.  Personal- 
steuergruppe :  Kapitalrenten-  und  partielle  Einkommensteuer  ^, 
welche  es  im  wesentlichen  —  allerdings  vielfach,  wenn  auch  nicht 
grundsätzlich,  geändert  und  verbessert  —  bis  zum  Jahre  1903  bei- 
behalten hat.  Durch  das  Steuerkataster-Gesetz  vom  15.  Juli  1821 
wurde  die  Aufstellung  eines  provisorischen  Grundsteuer katasters 
auf  Grundlage  der  Gesamtreinerträge  der  Ortsgemarkungen  ange- 
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ordnet  mit  der  Massgabe,  dass  die  Verteilung  der  Gemeindesteuer- 
quoten auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  im  wesentlichen  den  Ge- 
meinden überlassen  wurde.  Diese  Umlage  geschah  nach  örtlichem 
Herkommen.  Der  endgültigen  Ordnung  der  Katastersteuern  sollte  die 
trigonometrische  Landesvermessung  vorangehen.  Man  begann  mit 
dieser  zwar  schon  im  Jahre  1818,  aber  erst  im  Jahre  1849  konnte 
sie  zu  Ende  geführt  werden.    (Kostenaufwand  öVs  Mill.  M.). 

Neben  dieser  Grundsteuer  bezw.  den  drei  Real-  oder  Kataster- 
steuern war  durch  das  Abgaben-Gesetz  vom  22.  Juni  1820  noch  eine 
Kapital-  und  Besoldungssteuer  (Ertrags-  oder  partielle  Einkommen- 
steuer) zum  Teil  mit  hohen,  progressiven  Sätzen  (im  Jahre  1849 
20"/»),  eingeführt  worden,  die  sich  allmählich  zu  einer  Kapital-, 
Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer  entwickelte  und  durch 
das  Gesetz  vom  ig.  Septbr.  1852  einer  gründlichen  Reform  unter- 
zogen wurde,  sodass  von  da  an  für  alle  nicht  von  den  Ertragssteuern 
erfassten  Einkommensteile  (Kapital-,  Dienst-  und  Berufseinkommen) 
eine  einheitliche  Partial-  oder  Spezial-Einkommensteuer  mit  ver- 
änderlichem —  Erganzungsteuerl  — ,  aber  für  die  verschiedenen 
Arten  von  Einkommen  gleichem  Steuerfusse  bestand,  deren  Ver- 
anlagung die  obligatorische  Deklarationspflicht  der  Steuerpflichtigen 
zur  Grundlage  hatte. 

Nach  wiederholt  gemachten,  vergeblichen  Versuchen,  die  Grund- 
steuer sowie  die  übrigen  Realsteuern  mit  ihren  provisorischen  Ka- 
tastern weiter  auszubilden,  d.  h.  definitive  und  richtige  Kataster  zu 
erlangen,  erfolgte  endlich  im  Gesetz  vom  28.  April  1873  eine  Neu- 
regelung und  ein  gewisser  Abschluss  der  Grundsteuergesetzgebung 
durch  Einführung  eines  Pazellarertragskatasters  (Grundsteuerkatas- 
ter und  Gefällkataster);  aber  erst  nach  Beendigung  der  Neukatastrie- 
rung  und  nach  langen  und  heftigen  Redekämpfen  in  der  Stände- 
versammiung  wurde  das  Repartionssystem  durch  das  Finanzgesetz 
vom  14.  Juni  1887  abgeschafft  und  die  gleichmassige  Quotitätsbe- 
steuerung  mit  einem  jeweils  für  eine  Finanzperiode  durch  das 
Finanzgesetz  festzusetzenden  Steuerfuss  (bisher  meist  3,9*/«)  vom 
Reinertrage)  mit  Wirkung  vom  i.  April  1887  an  eingeführt.  Erst 
von  diesem  Zeitpunkte  an  besteht  überall  in  Württemberg  ein  in 
der  Hauptsache  nach  den  Grundsätzen  der  Ertragsbesteuerung 
geordneter  Zustand  des  direkten  Steuerwesens. 

Die  Grundbesteuerung  erfolgt  nach  dem  Reinertrage,  für 
dessen  Einschätzung  besondere  Vorschriften  bezüglich  der  Wal- 
dungen und  der  sonstigen  Güter  bestehen.  Für  letztere  ist  eine 
Klassen-Einteilung  nach  Kulturarten  und  nach  der  BodengOte  vor- 
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genommen  worden,  auf  Grund  welcher  die  Ermittlung  der  Jahres- 
Re  in  ertrage  pro  ha  bezw.  Morgen  — -  Steueranschläge  —  unter 
Leitung  einer  Kommission  von  Sachverständigen  (der  Landesschätzer) 
erfolgte.  Hieraus  wurden  die  Steuerkapitale  der  einzelnen  Parzellen 
nach  Abzug  der  Grundlasten  berechnet.  Der  Ermittlung  der  Steuer- 
anschläge sollte  die  Berechnung  der  mittleren  Roherträge  und  der 
Kulturkosten  vorausgehen,  denn  die  den  reinen  Jahresertrag  der 
Grundstücke  darstellenden  Steueranschläge  wurden  gefunden  durch 
Abzug  der  Kulturkosten  vom  mittleren  Rohertrage.  Die  Einschätzung 
der  einzelnen  Grundstücke  sollte  an  der  Hand  von  in  jedem  Haupt- 
Schatzungsbezirke  ausgeführten,  besonderen  „Musterschätzungen " 
vorgenommen  werden. 

Diese  Arbeiten  fanden  in  den  Jahren  1875  bis  1886  statt,  und 
zwar  unter  Zugrundelegung  der  Verhältnisse  des  Zeitraumes  von 
1855  bis  1869.  Auf  die  individuellen  Verhältnisse  der  Besitzer  und 
der  Grundstücksbewirtschaftung  wurde  bei  der  Katastrierung  keine 
Rücksicht  genommen.  Steigerung  oder  Minderung  des  Ertrages 
durch  besonderen  Fleiss  oder  besondere  Nachlässigkeit  des  Besitzers 
blieben  unbeachtet, 

Steuernachlässe  werden  für  Elementar-  {Gewitter-  und  Über- 
schwemmungs-)  Schäden  auf  Grund  eines  besonderen  Verfahrens 
gewährt. 

Die  seit  langer  Zeit  schon  gemachten  Versuche  einer  durch- 
greifenden Reform  des  gesamten  direkten  Steuerwesens  waren  endlich 
nach  achtjährigen  Kammerverhandlungen  durch  Einführung  der 
allgemeinen,  progressiven  Einkommensteuer  und  durch  Ab- 
änderung des  Grundsteuergesetzes  von  1873  —  Gesetze  vom 
8.  August  1903  —  von  Erfolg  begleitet.  Die  hauptsächliche,  direkte 
Steuer  ist  mit  Wirkung  vom  i.  April  1905  auch  in  Württemberg 
die  allgemeine  Einkommensteuer.  Die  Grundsteuer  ist  gleichwie 
die  übrigen,  eigentlichen  Ertragssteuern,  nämlich  die  Gebäudesteuer 
und  die  Gewerbesteuer,  und  wie  die  Kapitalsteuer,  die  ebenfalls 
Ertragssteuer- Charakter  besitzt,  nur  noch  als  Ergänzungssteuer 
zum  Zwecke  der  Höherbelastung  des  fundierten  Einkommens  zu 
betrachten. 

Was  speziell  die  Novelle  vom  8.  Aug.  1903  zum  Gesetz  vom 
2B.  April  1873,  betreffend  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer, anlangt,  so  hat  die  Grundsteuer,  abgesehen  von  am  Kataster 
vorzunehmenden,  summarischen  Abstrichen,  Änderungen  im  mate- 
rieller Hinsicht  nicht  erfahren.  Diese  Abstriche  betrugen  für  Wein- 
berge   40"/'),    für    alle   übrigen    Kulturarten,    mit    Ausnahme    der 
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Waldungen,  2o''/o;  bei  den  Waldungen  und  den  Gefällen  wurde 
ein  Abstrich  am  Grundkataster  nicht  vorgenommen.  Die  Novelle 
zum  1873  ?E  Gesetz  hat  übrigens  nur  eine  Gültigkeitsdauer  von 
5  Jahren  erhalten,  ein  Zeichen  dafür,  dass  die  Steuergesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  der  Vorausbelastung  des  fundierten  Einkommens 
noch  nicht  zum  Abschluss  gelangt  ist.  Sollte  vor  Ablauf  dieses 
Zeitraumes  eine  Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  des  Gesetzes 
oder  die  Verabschiedung  eines  neuen  Gesetzes  nicht  erfolgt  sein, 
so  treten  die  früheren  Grundsteuer-Vorschriften  wieder  in  Wirk- 
samkeit. 

6.  Sachsen-Weimar-Eisenach.  Die  erste  Reform  der  Be- 
steuerung fand  hier  durch  die  Gesetzgebung  vom  Jahre  1821  (Gesetze 
vom  29.  April  1821)  statt,  bestehend  in  der  Schaffung  einer  „allge- 
meinen" Einkommensteuer  —  eine  der  ältesten  in  Deutschland  — 
als  Hauptsteuer  und  einer  fixierten,  reallastartigen «  gegen  früher 
stark  ermässigten  Grundsteuer  als  feste,  unveränderliche  und 
bleibende  Vorausbelastung  des  Grundbesitzes  und  als  Nebensteuer 
(die  sogen,  „alte  Grundsteuer"  oder  „alte  Landsteuer"). 

Durch  das  Grün  dsteuergesetz  vom  13.  April  1901  wurde 
die  Grundsteuer,  die  bis  dahin  auf  den  Bestimmungen  des  Steuer- 
verfassungsgesetzes vom  18.  März  1869  und  der  Nachtragsgesetze 
vom  28.  Febr.  1872  und  6.  Mai  1874  fusste,  als  Staatssteuer  vom 
I.  Januar  1901  an  aufgehoben,  und  statt  der  früheren  8Vs  Termine 
werden  nur  noch  6  Termine  jahrlich  erhoben.  Die  Grundsteuer- 
betrage sollen  zu  kommunalen  Zwecken  verwendet  werden ;  diese 
Frage  harrt  aber  noch  der  endgültigen,  gesetzlichen  Regelung,  und 
vorläufig  verwaltet  daher  das  Staat  min  isterium  die  zur  Erhebung 
gelangenden  Steuerbeträge  „zur  Bestreitung  laufender,  etatsmässiger 
Ausgaben". 

Die  sogen,  „allgemeine"  Einkommensteuer  war  aller- 
dings streng  genommen  nur  eine  Reihe  von  direkten  Steuern,  welche 
teilweise  noch  mehr  Ertragssteuern  glichen,  auch  insofern  als  sie 
keinen  Abzug  von  Schuldzinsen  gestatteten.  Schon  im  Jahre  1823 
wurde  ein  eigenartiges  Ortssteucrquoten-System  in  Verbindung  mit 
der  Repartition  eines  Gesamtsteuerbetrages  eingeführt,  das  ver- 
schiedentlich verbessert  wurde.  Aber  erst  durch  das  Gesetz  vom 
10.  September  1883  im  Zusammenhang  mit  dem  dasselbe  hinsicht- 
lich der  Steuerskala  ergänzenden  Steuergesetz  vom  24.  Dezbr,  1883 
und  der  Verordnung  vom  10.  Dezbr.  1884  erfolgte  eine  durchgreifende 
Reform  des  Steuersystems  in  Gestalt  der  Einführung  einer  wirklichen, 
allgemeinen  Einkommensteuer,  und  schliesslich  veranlasste  die  preus- 
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sische  Steuerreform  zu  Anfang;  der  1890«;  Jahre  auch  in  Sachsen- 
Weimar  eine  Fortbildung  der  Personalsteuergesetzgebung  durch 
den  Erlass  des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1897,  das  den  Deklarations- 
zwang weiter  ausdehnte,  eine  stärkere  Progression  der  Steuerskala 
einführte  und  Oberhaupt  sozialere  Gesichtspunkte  zur  Geltung  brachte. 
Die  Steuerskala  wird  in  jeder  Finanzperiode  durch  ein  besonderes 
Steuergesetz  geregelt.  Für  die  Finanzperiode  1899 — 1901  begann 
der  Steuersatz  mit  0,8  "/o  und  stieg  bis  auf  4  "/o. 

Eine  hier  besonders  interessierende  Eigentümlichkeit  des  Wei- 
marischen Einkommensteuergesetzes  bildet  die  Zerlegung  des  Ein- 
kommens bezw.  des  Reinertrags  aus  selbstbewirtschafteten,  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Besitzungen  in  das  „Grundeinkommen"  (Grund- 
rente) und  in  das  „Feldgewerbeeinkommen"  (Arbeits-  und  Kapi- 
talrente). 

7.  Sachsen -Koburg.-  Zwischen  den  beiden  Herzogtümern 
Sachsen-Koburg  und  Sachsen-Gotha  besteht  keine  volle  Staatsein- 
heil; diese  Tatsache  ist  auch  für  die  Finanzvvirtschaft  und  insbeson- 
dere für  das  Steuerwesen  zu  beachten,  Jedes  Herzogtum  hat  seine 
eigene  Gesetzgebung. 

Im  Herzogtum  Sachsen-Koburg  gilt  zurzeit  das  Gesetz 
vom  16.  Juni  1874  über  die  Einkommen-  und  Klassen  Steuer, 
das  an  die  Stelle  des  Klassen-  und  Einkommensteuergesetzes  vom 
3.  Dezbr.  1850  mit  Novellen  aus  den  Jahren  1858,  1866,  1868  und 
1870  getreten  ist.  Am  14.  Novbr.  1901  wurden  dem  Landtage 
des  Herzogtums  Vorlagen  über  eine  einheitliche,  allgemeine  Ein- 
kommensteuer und  eine  Vermögenssteuer  gemacht,  beide  gelangten 
aber  nicht  zur  Verabschiedung.  Nach  einer  Mitteilung  des  Herzogl, 
Staatsministeriums  wird  dem  im  Jahre  190g  zusamment;retenden 
Landtage  ein  umgearbeiteter  Gesetzentwurf  wegen  Einführung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  vorgelegt  werden.  Ausserdem  he- 
steht  noch  die  Grundsteuer  nach  den  Gesetzen  vom  25.  Mai 
1860  und  vom  26.  Juni  1893  nebst  den  Gesetzen  über  die  Erneue- 
rung der  Steueranschlage  vom  ig,  Januar  1867  und  vom  15.  Mai 
1888  (mit  Abänderung  vom  37,  Aug.  1897}.  Die  Grundsteuer  wird 
jedoch  seit  2  Finanzperioden  nur  mit  dem  hälftigen  Betrage  für  die 
Staatskasse  erhoben. 

8.  Sachsen  •  Meiningen.  Durch  das  Gesetz  vom  18.  Juli 
1867  war  eine  Klassen-  und  Einkommensteuer  in  Meiningen  ein- 
geführt worden,  Novellen  zu  diesem  Gesetze  erschienen  unter'm 
6.  Januar  1869  und  27.  November  1874.  An  die  Stelle  dieser 
Klassen-  und  Einkommensteuer  trat  durch  Gesetz  vom  18.  März  1890 
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nebst  Ausföhrungs-Ausschreiben  vom  25.  April  1890  die  allgemeine 
Einkommensteuer,  ein  Fortschritt  in  der  Richtung,  welche  die 
neuere  Einkommensteuergesetzgebung  besonders  seit  der  Preussi- 
schen  Steuerreform  von  1891  in  Deutschland  allgemein  einge- 
schlagen hat. 

Steuerfrei  sind  die  Einkommen  unter  6»  Mk-  Die  Steuerskala  beginnt 
mit  ofi"!»  und  steigt  bis  zu  einer  MaximalhAhe  von  40.11.  Es  sind  keine  Steuer- 
klassen oder  -Stufen  mit  festen  Steuersätzen  gebildet,  sondern  die  Steuer  steigt 
auch  innerhalb  der  Steuerstufen  prozentual  an. 

DieGrundsteuer,  im  wesentlichen  nach  preussischem  Muster 
eingerichtet  —  Gesetze  vom  13,  Februar  1869  und  vom  2g.  Februar 
1872  — ,  stellt  eine  Präzipualbesteuerung  des  Grundbesitzes  bezw, 
des  daraus  erzielten,  fundierten  Einkommens  dar. 

Der  aus  der  Mitte  des  Landtages  hervorgegangene  Antrag, 
die  Grund-  und  Gebaudesteuer  durch  eine  Vermögens-(Erganzungs-) 
Steuer  zu  ersetzen,  wurde  von  der  Regierimg  nicht  befürwortet 
imd  abgelehnt. 

9,  Sachsen -Altenburg.  Das  Gesetz,  betreffend  die  Klassen- 
steuer und  die  klassifizierte  Einkommensteuer  vom  17.  März  1868 
nebst  Ausführungs- Verordnung  vom  15.  Juni  1868  sowie  den  Zu- 
sätzen und  Novellen  vom  31.  Mai  1870,  vom  24.  Juni  1872  und  vom 
2.  Mai  1890,  welch'  letztere  bereits  die  allgem^eine  Einkommen- 
steuer einführte,  wurde  ersetzt  durch  das  Gesetz  vom  24.  April 
1896  über  die  allgemeine  Einkommensteuer  nebst  Ausführungs- 
Verordnung  vom  30.  April  1896.  Hierzu  sind  die  Novellen  vom 
23.  Dezember  1899  und  vom  26.  Dezember  1901  erschienen. 
Das  1896er  Einkommensteuergesetz  folgt  in  erster  Linie  der  Preussi- 
schen  und  in  zweiter  Linie  der  Sachsischen  Einkommensteuergesetz, 
gebung.  ^ 

Der  progressive  Steuertaiif  beginnt  mit  0,6%  (1,80  Mk.  Steuer  bei  300  Mk. 
Einkommen)  und  steigt  bis  zu  4°,(i  der  unteren  Grenze  jeder  Steuerstufe  von 
tSooo  Mk.  Einkommen  an. 

Ausserdem  gilt  noch  das  Gesetz  vom  21.  Februar  1855  Ober 
die  Grund-(ünd  Gebäude-)Steuer  als  Nebensteuer,  das  durch  das 
Gesetz  vom  20.  Juni  1902  eine  Abänderung  in  bezug  auf  die  Fest- 
stellung der  Zahl  der  jährlichen  Grundsteuerlermine  erfahren  hat. 

Die  sogenannte  „Ergänzungssteuer"  nach  dem  gleichen  Ge- 
setze vom  20.  Juni  1902  zerfällt  in  die  Gewerbesteuer  und  in  die 
Kapitalrentensteuer  und  berührt  die  Waldwirtschaft  nicht. 

to.  Anhalt.  Nach  dem  Gesetze  vom  24.  April  1866  mit 
Nachträgen  vom  i.  März  1868,  15.  JuH  1871,  28.  Oktober  1874  und 
9.  April  1878  bestand  in  Anhalt  ein  Ertragssteuersystem  {^Ergan- 
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zungssteuer")  in  zwei  Hauptgruppen  —  Steuer  aus  dem  Grund- 
einkommen  und  aus  dem  persönlichen  Einkommen  —  auf  der 
Grundlage  von  Steuereinheiten.  (Waldungen  und  Holzungen  hatten 
zu  jeder  Einheit  '/«"/o  des  landwirtschaftlichen  Reinertrages  zu 
steuern.) 

Durch  Gesetz  vom  i8.  April  1886  nebst  Ausführungs- Verord- 
nung vom  20.  Juli  1886  wurde  nach  sächsischem  Muster  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  eingeführt.  Hierzu  sind  Novellen 
erschienen  unter'm  12.  April  1890  und  31.  März  1896. 

Ausserdem  besteht  nach  demselben  Gesetz  noch  eine  „feste 
Grundsteuer"  —  ein  Rest  der  bisherigen  ländlichen  „Ergänzungs- 
steuer" —  als  eine  Art  Präzipualsteuer  des  ländlichen  Grundbesitzes, 
zu  der  neuerdings  (1897)  aber  auch  eine  Extrabelastung  eines  Teiles 
des  übrigen  fundierten  Einkommens  hinzugetreten  ist  durch  die  Ein- 
fQhrung  einer  grossindustriellen  (von  loooo  Mk.  Reinertrag  an  auf- 
wärts) Gewerbesteuer  und  einer  Kapitalrentensteuer  für  Renten- 
beträge von  5000  Mk.  an  (Höherbesteuerung  des  grösseren  Besitzes 
in  gewerblichen  Unternehmungen  und  des  beweglichen  Kapitals). 
Es  fehlt  hiernach  lediglich  die  Vorausbelastung  des  Einkommens 
aus  Gebäuden,  um  die  höhere  Besteuerung  des  fundierten  Ein- 
kommens zu  vervollständigen.  Eine  Gebäudesteuer  besteht  zwar, 
aber  der  Ertrag  steht  den  Gemeinden  zu. 

Infolge  des  stetig  steigenden  Staatssteuerbedarfs  wurde  der 
Einkommensteuertarif  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1903  in  der  Weise 
umgestaltet,  dass  die  Progression  von  4500  Mk.  Einkommen  an 
verschärft  wurde;  weitere  Änderungen  in  der  Einkommensteuer- 
gesetzgebung Anhalts  erfolgten  durch  das  Gesetz  vom  4.  Mai  1904 
(Neufassung  vom  20.  Juni  1904  nebst  Ausführungs  -Verordnung 
vom  12.  Juli  1904).  Durch  Gesetz  vom  i.  Mai  1905  wurde 
auch  die  Kapitalrentensteuer  umgestaltet  Sie  trifft  jetzt  die 
Kapitalrenten  von  2000  M.  an.  Die  „feste  Grundsteuer"  ist 
durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1904  auf  drei  Steuereinheiten  fest- 
gelegt worden. 

11.  Schwarzburg  •  Rudolstadt.  Durch  das  Gesetz  vom 
2.  Januar  1850  wurde  die  neuere  Steuergesetzgebung  eingeleitet. 
Das  Gesetz  vom  2.  September  1852  führte  eine  Klassen-  und  klassi- 
fizierte Einkommensteuer  ein,  welche  durch  die  Gesetze  vom  25.  Juli 
und  vom  16.  Dezember  1887  fortgebildet  wurde  und  durch  das  Ein- 
kommensteuergesetz vom  25.  März  1893  nebst  zugehöriger  Aus- 
fnhrungs-Verordnung  vom  26.  März  18^  eine  Umgestaltung  teils 
nach  preussischem ,  teils  aber  auch  nach  sächsischem,   Weimarer 


und  Meininger  Muster  erhielt.  Dieses  Gesetz  wurde  aufgehoben 
und  durch  das  Einkommensteuergesetz  vom  31.  Mai  1902 
ersetzt. 

Der  jetzige  Einkommensteuertarir  beginnt  mit  0,17  °,o  und  steigt  von 
18000  Mk.  Einkommen  an  auf  3,6°  u. 

Neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  bestehen  noch  als 
Nebensteuern  des  Realbesitzes  die  t^rund-  und  Gebäudes  teuer 
(Gesetze  vom  19.  Januar  1872  und  vom  23.  Dezember  1896)  und 
die  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetze  vom  7.  MSrz  1893,  letztere 
gleichfalls  in  Ertragssteuerform. 

12.  Schwarzburg-Sondershausen.  Hier  wurde  durch  das 
allgemeine  Steuergesetz  vom  24.  April  1850  die  Personalbe- 
steuerung neben  der  Steuer  auf  den  Grundbesitz  eingeführt.  Die 
Klassensteuer  nach  dem  Gesetze  vom  2.  Januar  1853  wurde  durch 
Novellen  vom  22.  Dezember  1871,  13.  Juli  1882  und  26.  August  1892 
modifiziert,  und  schliesslich  trat  durch  den  Erlass  des  Gesetzes  vom 

I.  Februar  1894  an  deren  Stelle  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer, nach  dem  Meininger  und  teilweise  auch  nach  preussischera 
Muster,  Die  Novellen  vom  18.  August  1896  und  vom  14.  Juli  1897 
haben  einige  Änderungen  gebracht,  so  dass  unter'm  11.  Dezember 
1897  eine  Neuredaktion  des  Gesetzes  erfolgte  und  eine  Ausführungs' 
Verordnung  vom  gleichen  Datum  erlassen  wurde. 

Steuerrrei  sind  alle  Einkommen  bis  zu  300  Mk.  Die  Steuerskala  beginnt 
mit  o,35".o  (i  Mk.  Steuer  für  400  Mk.  Einkommen)  und  steigt  bis  zu  3'',<i  des  Ein- 
kommens, l'ür  die  untere  Grenze  jeder  Steuerstufe  berechnet. 

Neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  als  Hauptsteuer  besteht 
noch  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  als  Nebensteuer  in  der 
Form  der  Ertragssteuer  nach  den  Gesetzen  vom  8.  Juli  1868  und 
vom  25.  Januar  1870.  Die  eigentliche  feste  Grundsteuer,  von  der 
die  Gebäudesteuer  seit  1868  abgetrennt  ist,  wirkt  wie  eine  Reallast. 

13.  Waldeck.  Das  Grundsteuergesetz  vom  14.  Juni  1850 
erfuhr  verschiedene  Abänderungen  durch  die  Gesetze  vom  24.  Ja- 
nuar 1851,    20.  Juli   1853,    4.  Januar   1862,    3.  Januar  1879    und 

II.  Dezember  1899. 

Ebenso  wurde  die  Personalsteuergesetzgebung,  die  durch  das 
Klassensteuergesetz  vom  22.  Dezember  1825  eingeleitet  wurde,  mit 
der  Zeit  weiter  ausgebaut  durch  Gesetze  aus  den  Jahren  1862  und 
1864,  besonders  aber  durch  das  Gesetz  vom  7.  Januar  1865  und 
die  Novelle  vom  25.  Februar  1881.  Das  jetzt  gültige  Klassen- 
steuergesetz vom  6.  März  1893  erfuhr  eine  Revision  durch  das 
Gesetz  vom  27.  Dezember  1897. 
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Die  Grundsteuer  stellt  jetzt  auch  in  Waldeck  eine  Voraus- 
belastung des  Immobiliarvermögens  in  Ertragssteuerform  dar  neben 
der  personalen  Klassensteuer,  die  von  der  zweiten  der  vier  Haupt- 
klassen der  Zensiten  und  900  Mk.  Einkommensbetrag  an  als  wirk- 
liche, nominelle  und  allgemeine  Einkommensteuer  zu  bezeichnen 
ist,  wenn  sie  auch  noch  die  Form  der  Klassensteuer  trägt. 

14.  Reuss  j.  L.  Durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1868  trat  an 
Stelle  der  früher  mit  der  Gewerbesteuer  verbundenen  Personal- 
steuer eine  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer,  welche 
durch  das  Gesetz  vom  13.  April  1874  mit  Nachtragen  besser  aus- 
gebaut und  durch  die  weiteren  Gesetze  vom  16.  Juni  1890  und  vom 
4.  Juni  1898  {nebst  Ausführungs- Verordnung  vom  24.  August  1898) 
zu  einer  modernen,  allgemeinen  Einkommensteuer  als  Haupt- 
steuer des  Steuersystems  umgestaltet  wurde.  Ausserdem  gilt  noch 
als  Nebensteuer  die  Grundsteuer  zum  Zwecke  der  Voraus- 
belastung des  Einkommens  aus  dem  Grundbesitz,  einschliesslich 
Gebäuden,  nach  dem  Gesetz  betreffend  Grundsteuerregelung  vom 
20.  März  1850. 

Die  Einkommensteuer-Slcala.  beginnt  mit  o,a°o  (0,60  Mk,  Steuer  fllr 
300  Mk.  Einkommen)  oder,  da  die  drei  untersten  Steueretufen  vom  Staate  nicht 
erhoben  werden,  mit  0,55°  «  (3,60  Mk.  Steuer  für  650  Mk.  Einkommen)  und  steigt 
■bb  zum  Höchstbetrage  von  4°,«  der  unteren  Grenze  jeder  Steuerstufe. 

Nach  §  11  des  Einkommensteuergesetzes  von  1898  hat  hin- 
sichtUch  grösserer  Waldungen  in  der  Regel  der  nach  dem  üblichen 
Wirtschaftsplane  sich  ergebende  Jahresertrag  in  Ansatz  zu  kommen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  dass  vielleicht  in  dem  einen  Jahre  die  zu- 
lässige Hotzfällung  ausgesetzt  wird,  in  einem  anderen  Jahre  dagegen 
in  einem  grösseren  als  für  gewöhnlich  zulassigen  Masse  stattfindet. 

15.  Lippe  (Detmold).  Die  Einkommensteuer  hat  sich 
auch  hier  aus  der  älteren  Personalsteuer  und  der  Klassen-  und 
Einkommensteuer  allmählich  zur  modernen  Personal-,  d.  h.  zur  all- 
gemeinen Einkommensteuer  nach  preussischera  Muster,  entwickelt. 
Zu  nennen  sind  das  Gesetz  über  Klassen-  und  Einkommensteuer 
vom  19.  August  1851  sowie  vom  6.  Juni  1868  und  das  neue  Gesetz 
über  die  staatliche  Einkommensteuer  vom  28.  August  1894  nebst 
AusfOhrungs-Anweisung  vom  24.  Oktober  1894  und  Abänderung 
vom  9.  März  1897. 

Der  einfache  Hebungssatz  der  progressiven  Steuerskala  beginnt  mit  0,03  % 
und  steigt  bis  zu  '.'s'.'o.  Die  Zahl  der  einfachen  Hebungssatze  wird  bei  der  Be- 
ratung des  Etats  mit  dem  Landtage  vereinbart. 

Ausserdem  bestehen  noch  die  Grund-  und  die  Gebäudesteuer 
sowie  die  Gewerbesteuer  als  Ertragssteuern. 

Die  Grundsteuer  fusst'auf  dem  Gesetze  vom  8.  April  1874 
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mit  Ausführungs-Anweisung,  wodurch  die  eigenthche  Grundsteuer 
von  der  Gebäudesteuer  getrennt  wurde,  und  fernerauf  dem  Gesetz 
vom  12.  September  1877.  Ausserdem  sind  noch  2U  nennen :  Gesetz 
und  Verordnung  vom  9.  November  1882  und  die  Verordnungen 
vom  28.  Dezember  1882  und  vom  21.  Juni  1883.  Die  Lippesche 
Grundsteuer  ist  die  übliche  Reinertragssteuer. 

16.  Schaumburg*Lippe.  Die  Steuergesetzgebung  dieses  klei- 
nen Landes  entsprach  bis  zum  i.  April  1902  derjenigen  Preus- 
sens  vor  dem  Jahre  1891, 

An  Stelle  des  Gesetzes  tlber  die  klassifizierte  Einkommensteuer 
vom  3,  Februar  1871  war  das  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Ja- 
nuar 1885  mit  Ausführungs-Verordnung  vom  26.  Februar  1885  ge- 
treten. Hinzu  trat  dann  die  Novelle  vom  18.  Mai  1899,  die  eine 
Neuredaktion  des  1885er  Gesetzes  unter'm  25.  Mai  1899  veranlasst 
hatte.  Das  jetzt  gültige  Einkommensteuer-Gesetz  vom  3  Mai 
igoi  mit  obligatorischer  Selbsteinschätzung  ist  im  grossen  ganzen 
dem  Preussischen  Einkommensteuergesetze  von  1891  nachgebildet. 

Die  Steuerpflicht  beginnt  jedocli  schon  mit  300  Mit.  Einkommen.  Der 
Steuertarif  ist  progressiv,  fängt  mit  0,4 "o  an  und  steigt  bis  zum  Höchstsätze  von 
4"  0  der  unteren  Grenze  der  Steuerstufen. 

Ausserdem  ist  für  den  Grundbesitz  von  Bedeutung  das  Gesetz 
über  Einführung  einer  gleich  massigen  Grundsteuer  vom  20.  Ja- 
nuar 1885  für  die  nach  dem  Gesetz  vom  3.  Januar  1873,  betreffend 
Vermessung,  Bonitierung,  Katastrierung  des  Landes,  in  ihrem  Rein- 
ertrage ermittelten  Grundstücke.  Die  Grundsteuer  belastet  den 
katastrierten  Reinertrag  mit  einem  Satze  von  ^"Ig. 

17.  Hamburg.  Die  direkten  Steuern  Hamburgs  sind  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  und  die  Grundsteuer. 

An  Stelle  des  älteren  Einkommensteuergesetzes  vom  26.  März 
1866  mit  einer  Novelle  vom  9.  Januar  1871  ist  das  Gesetz  vom 
7,  März  1881  nebst  der  Novelle  vom  25,  Juli  1888  getreten,  und 
gegenwärtig  gilt  nac^  Aufhebung  des  1881  er  Gesetzes  sowie  auch 
des  an  seine  Stelle  getretenen  Gesetzes  vom  22.  Februar  1895  das 
Einkommensteuer-Gesetz  vom  2.  Februar  1903. 

Die  Einheitssatze  der  Einkommensteuer  werden  alljahrhch  durch 
Beschluss  von  Senat  und  Bürgerschaft  bestimmt. 

Das  Grundsteuergesetz  von  1832  nebst  seinen  Nachträgen 
wurde  ersetzt  durch  das  Gesetz  vom  16.  November  I864,  und  an 
dessen  Stelle  ist  das  revidierte  Gesetz  vom  4.  Juli  1881  nebst  No- 
velle vom  3.  November  1884,  welche  die  Waldwirtschaft  übrigens 
nicht  betrifft,  und  dazu  für  die  ländliche  (agrarische)  Grundsteuer 
das  Bonitierungsgesetz  vom  4.  Juli  1881  getreten. 
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Die  Hamburgische  Grundsteuer  stellt  jetzt  nach  A.  Wagner 
wesentlich  die  direkte  Besteuerung  des  städtischen  Grund  und 
Bodens  und  der  Hauser  mittelst  einer  Ertragssteuer  dar,  aber  in 
der  Form  einer  daraus  gebildeten  Kapitalwertsteuer,  und  enthalt  da- 
neben als  Landgrundsteuer  eine  Ertragssteuer  nach  dem  Rein- 
ertragsprinzip, doch  ebenfalls  unter  Festhaltung  der  äusseren 
Form  des  Wertkatasters.  Sie  gehört  also  doch  zu  den  Steuern 
nach  dem  Systeme  des  Reinertragskatasters. 

Wagner  beanstandet  am  Hamburger  Steuerwesen  -  allerdings 
unter  der  Herrschaft  des  iSgs^i  Einkommensteuergesetzes,  dessen 
Maxiraal-Einheits-Steuersatz  nur  i  "/o  betrug  —  die  nicht  genügend 
hohe  Besteuerung  der  höheren  Einkommen,  und  insbesondere  des 
fundierten  Einkommens,  also  die  nicht  genügende  Beachtung  des 
Grundsatzes  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  auf  der 
einen  Seite,  andererseits  gibt  er  aber  auch  der  Ansicht  Ausdruck, 
dass  dieser  Grundsatz  den  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  Leistung 
und  Gegenleistung  etwas  zu  sehr  in  die  Nebenstelle  gedrängt  habe, 
eine  Entwickelung,  welche  in  einem  so  stark  städtischen  und  Handels- 
und Seeplatzhaushalte  wie  dem  Hamburgischen  nicht  in  gleichem 
Masse  berechtigt  sei  wie  in  einem  wirklichen  grösseren  Staatshaus- 
halte mit  grossen  Gesamtausgaben  für  die  Allgemeinheit. 

i8.  Bremen.  An  die  Stelle  des  früheren  Einkommenschosses 
trat  die  Einkommensteuer  nach  dem  Gesetz  vom  17.  Dezember 
1Ö74  und  den  Novellen  vom  13.  April  und  vom  16.  November  1880, 

19.  April  1885,  26.  März  1892,  5.  Januar  1893  und  8.  Februar  1895. 
Diese  Gesetze  wurden  ersetzt  durch  das  Einkommensteuergesetz 
vom  27.  Juli  1900,  das  wieder  durch  die  Novelle  vom  20.  April  1905 
eine   Abänderung   erfahren    hat,    und    mit   Bekanntmachung    vom 

20.  April  1905  in  neuer  Fassung  erschienen  ist. 

Die  Grundsteuer  umfasst  auch  die  Gebäudesteuer  und  ist 
1808  eingeführt  worden.  Eine  Weiterentwickelung  erfuhr  dieselbe 
durch  das  Gesetz  vom  26.  Februar  1865  und  durch  das  Gesetz  vom 
13.  März  1873  (für  die  Stadt  Bremen  und  einen  Teil  des  Land- 
gebietes) mit  der  Novelle  vom  13.  Dezember  1874,  wodurch  das 
Prinzip  der  Besteuerung  nach  dem  Verkaufswerte  allgemein  ein- 
geführt wurde.  An  die  Stelle  des  Gesetzes  von  1873/74  'rat  das 
Gesetz  vom  11.  Oktober  1878  mit  einer  Novelle  vom  18.  Juh  1899, 
nach  welcher  5'/4''/o  des  Reinertrags  als  Grundsteuer  erhoben 
werden.  Die  Gebäudesteuer  wird  nach  dem  Kapitalwert  aufgelegt 
(2Vjo  vom  Tausend). 

Ausser  der  Einkommensteuer  und  der  Grundsteuer  wird  von 
Zeit   zu  Zeit  noch    als   ausserordentliche  Steuer  der  sogenannte 
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„Vermögensschoss"  (Selbsteinschätzung  nach  Eid  und  Gewissen, 
verbunden  mit  geheimer  Zahlung)  erhoben  auf  Grund  der  revi- 
dierten Schossordnung  vom  23.  Oktober  18^8  nach  dem  Gesetze 
vom  23.  Mai  1848  und  Abänderungen  hierzu  im  Gesetz  über  Ver- 
mögensschoss  vom  13.  Juni  1874.  Dieser  veraltete  Vermögens- 
schoss  wurde  jedoch  zum  letzten  Male  in  1876  erhoben. 

ig.  Lübeck.  Als  wichtigere  Einkommensteuer gesetze 
sind  zu  nennen:  die  Gesetze  vom  26.  Juni  1816  und  2.  April  1817, 
vom  18.  Oktober  1869,  vom  27.  Mai  1872  nebst  Novelle  vom 
23.  September  1874  und  das  heute  noch  gültige  Gesetz  vom 
27.  Mai  1889  nebst  Gesetz  vom  gleichen  Tage  über  die  Verwaltung 
der   Einkommensteuer    und    den    Nachträgen   vom    17.  Juni   1895, 

17.  Februar  1896,  .jg  ^^^^1897  '  =•  I'««"»''^''  ^903.  6.  Juni  1904 
und  18.  Juli  T904. 

Für  die  Stadt  Lübeck  und  deren  Vorstädte  gilt  ausserdem  das 
Gesetz  vom  8.  November  1886 ,  betreffend  die  Ermittelung  des 
Nutzungswertes  der  Grundstücke  und  Gebäude,  ferner  das  Gesetz, 
betreffend  die  Grund-  und  Gebäudesteuer,  vom  24,  November  1890 
und  der  Nachtrag  vom  17.  Juni  1895,  sowie  schHessHch  für  die 
Stadt  Lübeck  allein  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1890,  betreffend  die 
Vermessung  und  Katastrierung  der  innerhalb  der  Stadt  Lübeck 
belegenen  Grundstücke. 

Das  Gesetz  vom  17.  Mai  1876,  betreffend  die  Vermessung  sowie 
die  Ermittelung  und  Feststeilung  des  landwirtschaftlichen  Reinertrags 
der  in  den  Vorstädten  der  Stadt  Lübeck  und  in  den  Landbezirken 
befindlichen  Liegenschaften,  hat  mit  der  Besteuerung  nichts  zu  tun. 

Die  Grundsteuer  fungiert  hiernach  im  wesentlichen  als  Ge- 
meindesteuer, so  dass  staatlicherseits  der  Grundbesitz,  abgesehen 
von  einer  Umsatzsteuer,  eigentlich  nur  der  Einkommenbesteuerung 
unterliegt. 

20.  Österreich.  Im  Anfange  des  XIX.  Jahrhunderts  bestand 
in  Österreich  ein  Ertragssteuersystem.  Für  den  Grundbesitz  galt 
das  Grundsteuergesetz  vom  23.  Dezember  1817  mit  einem 
stabilen  Parzellarreinertragskataster.  Daneben  bestand  bis  zum 
Jahre  1829  noch  eine  Personalsteuer.  Im  Jahre  18^9  wurde  durch 
Gesetz  vom  29.  Oktober  eine  spezielle  Einkommensteuer  (Ertrags- 
steuer) neben  dem  bereits  bestehenden ,  dreigliedrigen ,  direkten 
Steuersystem  (Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbssteuer)  eingeführt, 
und  eine  Reform  der  Grundsteuer  (Neukatastrierung)  fand  mit  dem 
österreichisch-ungarischen  Ausgleiche  durch  den  Erlass  des  Gesetzes 
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über  die  Regelung  der  Grundsteuer  vom  24.  Mai  1869  statt  Die 
Novellen  vom  28.  März  1880  und  vom  7.  Juni  1881  verwandelten 
die  seitherige  Quotitätsbesteuerung  teilweise  in  eine  Repartitions- 
steuer;  ausserdem  wurde  angeordnet,  dass  alle  15  Jahre  eine  Er- 
neuerung (Revision)  des  Katasters  stattfinden  solle.  Jedoch  erfolgte 
durch  die  auf  Grund  des  Revisions-Gesetzes  vom  12,  Juli  1896 
angeordnete  Revision  nicht  eine  individuelle  Steuereinschätzung 
aller  Parzellen,  sondern  nur  eine  auf  allgemeine  Erhebungen  sich 
stützende  Beseitigung  der  zutage  getretenen  Ungleichmässigkeiten 
in  der  Grundsteuerveranlagung.  Durch  das  Gesetz  vom  12.  Juli  1896 
wurde  ferner  der  bis  dahin  auf  37,5  Millionen  Gulden  kontingentierte 
Betrag  der  Steuer  auf  35  Millionen  Gulden  herabgesetzt.  Infolge 
eines  durch  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896  bewilligten  Nachlasses 
von  lo"/,,  und  anderweitiger  Abschreibungen  erträgt  die  Steuer 
jedoch  tatsächlich  nur  28,7  Millionen  Gulden. 

Die  allgemeine  Einkommensteuer  und  damit  eine  durch- 
greifende Reform  der  Personalsteuern  kam  erst  durch  das  Personal- 
steuergesetz vom  25.  Oktober  1896  (Vollzugsvorschriften  vom 
24.  April  1897)  zustande,  indem  neben  die  bisher  bestandenen  und 
entsprechend  ermässigten  Ertragssteuem  —  Österreich  unterscheidet 
zwischen  „Realsteuern"  und  „persönlichen  Ertragssteuern"  —  die 
Personaleinkommensteuer  gesetzt  wurde,  der  das  gesamte 
Einkommen  der  Steuerpflichtigen  unterliegt,  ähnlich  wie  nach  dem 
Preussischen  Einkommensteuergesetze,  nur  mit  dem  Unterschiede, 
dass  sie  ausser  der  allgemeinen  Einkommensteuer  noch  eine  er- 
gänzende „Besoldungssteuer"  umfasst,  welche  die  „Empfänger  von 
Dienstbezügcn"  im  Betrage  von  wenigstens  3200  Gulden  besonders 
trifft  und  hiermit  doppelt  belastet.  Die  übrigen  Einkommen  werden 
durch  die  Ertragssteuern  voraus-  oder  doppelt  belastet. 

C.  Staaten,  in  welchen  das  WaldvermOgen  der  allgemeinen 

Einkommensteuer,  der  Vermögenssteuer  und  der  Grundsteuer 

unterliegt. 

21.  Oldenburg.  Die  Besteuerung  ist  für  das  ganze  Gross- 
herzogtum noch  keine  einheitliche,  da  das  alle  „Herzogtum"  Olden- 
burg und  die  beiden  Fürstentümer  Lübeck  und  Birkenfeid  neben 
einer  einheitlichen  Zentrallandeskasse  noch  getrennte  Finanzver- 
waltung haben. 

Eine  allgemeine  Personalsteuer  wurde  im  Herzogtum 
Oldenburg  und  im  Fürstentum  Birkenfeld  in  1859  (Gesetz  vom 
24.  Juni)  und  im  Fürstentum  Lübeck  in  1861  eingeführt,  und  zwar 
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in  der  Form  einer  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  — 
ähnlich  wie  in  Preussen.  Diese  als  Provisorium  gedachte  Personal- 
steuergesetzgebung wurde  ersetzt  im  Herzogtum  Oldenburg  durch 
die  allgemeine  Einkommensteuer  als  Ergänzungssteuer  zu 
den  Ertragssteuern  —  Gesetz  vom  6.  April  1864  und  Instruktion 
hierzu  vom  15.  April  1864  — ;  für  Lübeck  und  Birkenfeld  erschienen 
besondere,  aber  materiell  gleiche  Gesetze  in  1864  und  1865.  In- 
zwischen hat  eine  Weiterbildung  der  Einkommensteuergesetzgebung 
stattgefunden  durch  die  Novellen  vom  13,  August  1870 ,  vom 
28.  März  1876,  vom  i.  Dezember  1884,  vom  2.  Dezember  1887,  vom 
II.  März  1891  nebst  Instruktion  hierzu  vom  13.  März  1891,  ferner 
durch  das  Gesetz  für  das  Herzogtum  Oldenburg  vom  17,  März  1903, 
betreffend    die    Abänderung    des    Einkommensteuergesetzes    vom 

"  *— sf-  — ^^f  und  schliesslich  durch  das  neue  Einkommensteuer- 

11.  März  1891 ' 

gesetz    vom    12.  Mai  1906  nebst    Ausführungsbestimmungen    vom 

12.  Februar  1907. 

Die  Grundsteuer  hat  im  Herzogtum  Oldenburg  erst  seit 
der  Mitte  der  iBsoer  Jahre  in  der  Gesetzgebung  ihre  jetzige  Gestal- 
tung erhalten  auf  Grundlage  eines  Parzellar-Reinertrags-  und  Klassen- 
katasters  —  Gesetze  vom  18.  Mai  1855  und  vom  i.  April  1879  — . 
Die  neue  Grundbesteuerung  trat  jedoch  erst  nach  Beendigung  der 
Katasterarbeiten  in  1866  in  Kraft.  In  den  Fürstentümern  Lübeck 
und  Birkenfeld  hat  sich  die  Ertragssteuergesetzgebung  verschieden 
entwickelt,  worauf  aber  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann. 

Mit  dem  neuen  Einkommensteuergesetz  ist  auch  das  Ver- 
mögenssteuergesetz vom  12.  Mai  1906  nebst  Ausführungsbe- 
stimmungen vom  12.  Februar  1907  am  i.  Mai  1907  in  Kraft  getreten. 
Eine  Folge  dieses  Gesetzes  ist,  dass  die  Grundsteuer  von  den- 
jenigen Grundstücken,  die  auch  von  der  Vermögenssteuer  getroffen 
werden,  nur  noch  zu  */,j  des  Katastralbetrags  zu  erheben  ist  Vom 
I.  Mai  1909  an  soll  sie  sich  auf  Vu  bezw.  */,g  bezw,  '1^  ermässigen, 
je  nachdem  die  Reineinnahme  an  Vermögenssteuer  für  das  Steuer- 
jahr 1908  die  Höhe  von  830000  Mk.  bezw.  915000  Mk.  bezw. 
i  000000 Mk.  erreicht.  Die  Grundsteuer  an  sich  hatkeine  Veränderung 
erfahren;  sie  ist  lediglich  zu  einem  Teil  ausser  Hebung  gesetzt 

22.  Braunschweig.  Die  direkte  Besteuerung  des  Herzogtums 
war  bis  zur  jüngsten  Steuerreform  im  wesentlichen  eine  Ertrags- 
besteuerung in  zwei  Gliedern  —  Grund-  bezw.  Grundbesitzsteuer 
und  Gewerbesteuer.  Ferner  bestand  noch  eine  Personalsteuer  in 
Form  einer  klassifizierten  Einkommen-,  Berufs-  und  Standessteuer 


als  Erganzungssteuer  mit  sehr  massigen  Sätzen  nach  der  Verord- 
nung vom  29.  Oktober  1821  und  dem  Gesetz  vom  29.  Juni  1864 
nebst  Novelle  vom  11.  April  1870.  Diese  Personalsteuer,  deren 
Höchstbetrag  jahrlich  120  Mit,  war,  entsprach  den  Ansprüchen 
einer  gerechten,  gleichmassigen  Besteuerung  nach  dem  Grundsatze 
der  Leistungsfähigkeit  in  keiner  Weise.  Ein  Gesetz  über  die  Ein- 
führung einer  wirklichen  allgemeinen  Einkommensteuer  aus  dem 
Jahre  1849  war  nicht  zur  Ausführung  gelangt. 

Eine  durchgreifende  Reform  des  direkten  Besteuerungswesens 
fand  nach  preussischem  Muster  in  den  lögofr  Jahren  statt.  Die 
beiden  neuen,  direkten  Steuern  —  reine  Personalsteuern  —  sind 
die  allgemeine  progressive  Einkommensteuer  nach  dem  Gesetz 
vom  16.  April  1896  und  der  Novelle  hierzu  vom  11.  März  1899  und 
die  „Erganzungssteuer"  (Vermögenssteuer)  nach  dem 
Gesetz  vom  11.  März  1899.  Zum  Einkommensteuergesetz  vom 
16.  April  1896  sind  unter'm  27.  August  1896  und  zum  Ergänzungs- 
steuergesetz vom  II.  März  1899  unter'm  gleichen  Datum  Aus- 
führungsvorschriften erlassen  worden. 

Die  Grundsteuer  nach  dem  Grundsteuergesetz  vom 
24.  August  1849  '"'^  verschiedenen  Nachtragen  (erst  von  1859  bezw. 
1877  (Stadt  Braunschweig)  an  in  Kraft)  ist  zwar  bestehen  geblieben, 
aber  es  fällt  nur  noch  '/«  des  Jahresbetrags  derselben  an  den  Staat, 
der  Rest  ist  den  Gemeinden  Oberwiesen  worden.  Die  Grundsteuer 
ist  also  auch  hier  mehr  zur  Kommunalsteuer  geworden,  und  die 
direkte  Steuergesetzgebung  Braunschweigs  ist  somit  nur  sehr  wenig 
verschieden  von  der  preussischen  und  hessischen. 

Die  Grundsteuer  ist  eine  Besteuerung  des  Reinertrags  nach 
Ertragsklassen.  10%  des  Steuerkapitals  oder  des  klassifizierten 
Reinertrags  bilden  den  Steuersatz.  Wie  die  meisten  Grundsteuern 
ist  sie  stabil. 

23.  Sachsen-Gotha.  Im  Herzogtum  Sachsen-Gotha  wurde 
die  Einkommen-  und  Klassensteuer  schon  durch  Gesetz  vom 
31.  Aug.  1850  eingeführt  und  ersetzt  durch  Gesetz  vom  10.  Januar 
1854.  Hierzu  sind  die  Novellen  vom  15.  Juli  1858,  24.  Juni  1859, 
4.  Dezbr.  1870,  22.  Juli  1871,  10.  Dezbr.  1877,  9.  Aug.  1894,  22.  Juni 
1895  und  16.  Dezbr.  1899  erschienen,  ausserdem  Verordnungen  vom 
24.  März  1854,  3.  Aug.  1858,  I.  Febr.  1895  und  14.  Dezbr.  1895. 

Hiernach  begann  die  Einkommensteuer  bei  2400 M.;  für  Em- 
kommen  unter  diesem  Betrage  bestand  die  Klassensteuer  mit  18  Steuer- 
stufen in  3  Hauptklassen.  Die  Einkommensteuerskala  war  progressiv 
und  hatte  die  asymptotische  Skala  —  vielfach  auch  die  Gothaische 
genannt  — . 
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Der  Steuerfuss  betrug  fbr  alle  Einkommen  von  3400  M.  an  bis  zum  Be- 
trage von  3600  M.  3"/«,  für  den  Mehrbetrag  dagegen  je  nach  der  Höhe  des  Ge- 
samteinkommens bezw,  des  3600  M.  Qbersteigenden  Betrags  3'/« — 4%. 

Seit  1894  besteht  obligatorische  Deklarationspflicht  für  Steuer- 
pflichtige mit  1500  M.  Einkommen  und  mehr,  und  ausserdem  für 
solche,  die  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  aufgefordert  werden. 

Durch  das  Gesetz  vom  12.  März  1902  wurde  die  Einkommen- 
und  Klassensteuer  nach  preussischem  Muster  in  eine  einheitliche, 
allgemeine  Einkommensteuer  umgestaltet. 

Die  Progressivsicala  beginnt  jetzt  mit  o,25''/d  (i  M.  bei  400  M.  Einkommen) 
und  steigt  bis  zum  Maximum  von  annähernd  5%  (von  90000  M.  Einkommen  an 
in  Stufen  von  500  M,  um  je  25  M.  steigend). 

Neben  der  Einkommensteuer  bestand  bis  zum  i.  Juli  1902  die 
Grundsteuer  als  alleinige  Nebensteuer  zum  Zwecke  der  üblichen 
Vorausbelaslung  des  Realbesitzes.  Durch  das  Gesetz  vom  12.  März 
1902,  betrefTend  die  Ergänzungssteuer,  wurde  jedoch  eine  Ver- 
mögenssteuer eingeführt,  und  von  den  g  Terminsbezügen  der 
Grundsteuer  wurden  zunächst  5  ausser  Hebung  gesetzt,  so  dass  gegen- 
wärtig in  Gotha  der  Grundbesitz  ausser  von  der  Einkommensteuer 
noch  von  der  Grundsteuer  und  der  Vermögenssteuer  getroffen  wird. 

D.  Staaten,  in  welchen  das  WaldvermAgen  lediglich  von  der 
Grundsteuer  belastet  wird. 

24.  Bayern.  Hier  war  durch  die  Gesetze  vom  4  Juni  1848 
und  vom  11.  Juli  1950  eine  allgemeine  progessive  Einkommen- 
steuer eingeführt  worden.  Da  sich  dieselbe  aber  infolge  vielfach 
zu  niedrig  abgegebener  Fassionen  finanziell  nicht  bewährte,  so  wurde 
sie  durch  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1856  wieder  beseitigt  und  durch 
eine  partielle  oder  spezielle  Einkommensteuer  ersetzt,  als  Ergänzungs- 
steuer und  fünftes  Glied  des  bestehenden  Ertragssteuersystems,  Mit 
dem  Erlass  dieses  Gesetzes  war  in  Bayern  die  Abwendung  von 
der  allgemeinen  Einkommensteuer,  und  der  konsequente  Ausbau 
des  Ertragssteuersystems  erfolgt.  Die  bayerische  „Einkommensteuer", 
die  das  System  der  Progression  grundsätzlich  fallen  Hess,  trifft  alle 
diejenigen  Einkommen,  die  noch  zu  keiner  anderen  direkten  Steuer 
herangezogen  sind,  und  ist  in  der  Hauptsache  eine  Lohn-  und  Be- 
soldungssteuer oder  eine  Steuer  vom  Arbeitsertrag.  Sie  ist  das 
letzte  ergänzende  Glied  eines  rationellen  Ertragssteuersystems,  wie 
es  in  Bayern  heute  noch  besteht. 

Im  wesentlichen  ist  das  Gesetz  von  1856,  das  übrigens  den 
Waldbesitzer  als  solchen  nicht  weiter  berührt,  zurzeit  noch  in 
Geltung;  die  späteren  Reformen  haben  nur  einzelne  Verbesserungen 
gebracht,  vom  Prinzip  des  1856er  Gesetzes  ist  man  nicht  abgewichen. 
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Ein  allgemeines  Einkommensteuer-Gesetz,  dem  sächsischen  Gesetze 
nachgebildet,  das  im  Jahre  1879  von  der  Regierung  neben  Gesetz- 
entwürfen über  die  Kapitalrenten-,  Gewerbesteuer  und  einigen 
Abänderungen  des  Grund-  und  Haussteuergesetzes  in  Vorlage  ge- 
bracht wurde,  um  zum  kombinierten  oder  gemischten  Steuersystem 
—  allgemeine  Einkommensteuer  neben  Ertragssteuern  —  überzugehen, 
ist  nicht  verabschiedet  worden.  Das  Ertragssteuersystem  hat  ledig- 
lich im  Jahre  1881  durch  die  Gesetze  vom  19.  Mai  eine  nicht  uner- 
hebliche Weiterbildung  in  verbesserndem  Sinne,  besonders  auch 
nach  der  formellen  Seite  hin,  erfahren. 

Wie  der  Versuch  der  Einführung  einer  allgemeinen  Einkom- 
mensteuer mit  Ertragssteuern  als  Ergänzungssteuern  scheiterte,  so 
wurden  auch  die  Anträge  auf  Einführung  der  allgemeinen  Einkom- 
mensteuer in  Verbindung  mit  einer  Vermögenssteuer  in  den  1890«: 
Jahren  —  von  der  Reichsratskammer  —  abgelehnt,  und  es  kam 
schliesslich  unter'm  9.  Juni  1899  nur  eine  Reform  der  bestehenden 
speziellen  „Einkommensteuer"-,  der  Kapitalrentensteuer-  und  der 
Gewerbesteuer-Gesetzgebung  zustande,  die  als  ein  Versuch  zu  betrach- 
ten ist,  diese  drei  Ertragsteuern  mit  einkommensteuerartigen  Mo- 
menten —  Berücksichtigung  der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  in 
gewissem  Umfange  —  zu  durchsetzen.  Diese  Revision  des  Ertrags- 
steuersystems ist  aber  nicht  als  ein  Abschluss,  sondern  nur  als  eine 
Etappe  zur  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  zu  be- 
trachten. Erfolgt  diese  nicht  bald,  so  würde  zum  mindesten  eine 
Revision  der  gänzlich  veralteten  Grund-  und  Gebäudesteuer  im 
Sinne  der  Reform  der  drei  anderen  Ertragssteuern  geboten  sein. 

Der  Waldbesitz  wird  hiernach  in  Bayern  z.  Zt.  nur  von  der 
Grund  Steuer  getroffen.  Durch  das  Edikt  (Verordnung)  vom  13, Mai 
1808  über  das  allgemeine  Steuerprovisorium  wurde  unter  gleich- 
zeitiger Beseitigung  der  einzelnen  Provinzialsteuern  eine  allgemeine 
Grundsteuer  eingeführt,  welche  zunächst  auf  der  Grundlage  eines 
Provisoriums  veranlagt  werden  sollte,  durch  das  unter  Zugrunde- 
legung des  sogen,  „Kurrentwertes"  der  Grundstücke  der  Rein- 
ertrag getroffen  wurde,  der  dem  Kapitalwerte  der  Ertragsobjekte 
entsprach.  Die  definitive  Neugestaltung  der  Grundsteuergesetzgebung 
fand  erst  29  Jahre  später  durch  Gesetz  vom  15,  Aug.  1828  (Defini- 
tivum) statt,  welches  auf  Grund  eines  Parzellenkatasters  —  im 
wesentlichen  im  Anhalt  an  die  Dreifelderwirtschaft  —  den  Roh- 
ertrag bezw.  die  Ertragsfähigkeit  der  Grundstücke  besteuert 
und  in  der  Hauptsache  sein  Gepräge  bis  heute  behalten  hat.  Die 
Grundlage  des  Kurrentwertes  war  also  im  Definitivum  gegenüber 
dem  Ertrag  in  seiner  unmittelbaren   Gestalt  aufgegeben  worden. 

Weber,  Die  Beateuening  d«  Wnld«. 
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Die  Katastervermessung  wurde  von  1808—1853  im  ganzen  Staats- 
gebiete durchgeführt.  Es  bdarf  keiner  näheren  Ausführung,  dass 
ein  auf  den  vor  80  Jahren  bestandenen  Ertrags-  und  Wirtschafts  Ver- 
hältnissen sich  aufbauendes  Steuersystem  gänzlich  veraltet  ist  und 
deshalb  dringend  einer  Reform  bedarf.  Die  Novelle  von  1881  — 
Gesetz  vom  19.  Mai  —  zur  Grundsteuer  hat  tiefergreifende  Abän- 
derungen der  steuertechnischen  Grundlagen  auf  diesem  Gebiete 
nicht  gebracht,  Sie  war  nicht  von  prinzipieller  Bedeutung,  sondern 
hat  nur  Einzelheiten  verändert. 

25.  Eisass  -  Lothringen.  Das  ältere,  franzözische,  sehr  un- 
vollkommene und  fiskalische  Steuersystem  mit  seinen  vier  grossen, 
im  wesentlichen  veralteten,  direkten  Steuern,  nämlich  der  Grund- 
(und  Gebäude-)  Steuer  (Gesetz  vom  3.  frimaire  VII.),  der  Personal- 
Mobiliarsteuer,  der  Tür-  und  Fenstersteuer  und  der  Gewerbe-  oder 
Patentsteuer,  ist  unter  deutscher  Herrschaft  allmählich  in  ein  voll- 
ständiges, modernes  und  rationelles  Ertragssteuersystem  mit  seinen 
Vorzügen  und  Nachteilen  ausgebaut  worden. 

Die  Erträgnisse  der  einzelnen  Quellen  sind  vollständiger  und 
richtiger  erfasst,  und  zwischen  den  einzelnen  Steuerarten  ist  eine 
der  tatsächlichen  Leistungsfähigkeit  entsprechende,  gerechtere 
Ausgleichung  der  Steuerfüsse  herbeigeführt  (Schanz,  Finanzarchiv, 
19.  Band,  S.  151). 

Das  jetzige  Ertragssteuersystem  Elsass-Lothringens ,  das  in 
den  Jahren  1896  bis  1903  schrittweise  in  Wirksamkeit  trat,  besteht 
aus  der  Grundsteuer,  der  Gebäudesteuer,  der  Kapitalsteuer,  der 
Lohn-  und  Besoldungssteuer,  der  Gewerbesteuer,  der  Wanderge- 
werbesteuer, der  Bergwerkssteuer  und  der  Abgabe  der  toten  Hand. 

Die  (agarische)  Grundsteuer  wurde  teilweise  in  ihren 
Grundlagen  erneuert  und  verbessert,  sie  wurde  aus  einer  Kontingents- 
oder Repartionssteuer  in  eine  Quotitätssteuer  umgestaltet  und  die 
Gebäudesteuer  von  ihr  getrennt.  Die  Waldwirtschaft  ist  nur  zur 
Grundsteuer  herangezogen,  und  zwar  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
13.  Juli  1901,  durch  welches  die  Grundsteuer  insgesamt  um  etwa 
900000  M.  ermässigt  wurde,  mit  einem  Steuersatze  von  3'/*%  vom 
neu  ermittelten  Reinertrage. 

Zuerst  ordnete  das  sogen.  Katastergesetz  vom  31.  März  1884 
eine  allgemeine  Erneuerung  (Bereinigung)  des  Grundsteuerkatasters 
und  die  allgemeine  Revision  und  Ausgleichung  der  Grundsteuer- 
reinerträge (Ausgleichung  der  Grundsteuer)  an,  welch'  letztere  auf 
Grund  der  Marktpreise  des  Zeitraums  1874  bis  einschl.  1885  unter 
Ausschluss  des  je  teuersten  und  billigsten  Jahres  ermittelt  werden 
sollten.    Die  anfangs  geplante,  getrennte  Vornahme  der  Erneuerung 


des  Katasters  und  der  Neueinschätzung  der  Grundsteuerreinerträge 
(Im  Anschluss  an  die  Katastererneuerung)  erwies  sich  aber  als  zu 
langwierig,  und  infolgedessen  wurde  durch  die  Novelle  zum  iQ84er 
Gesetz  vom  6.  April  1892  die  Vereinigung  beider  Arbeiten  für  die 
Grundstücke  angeordnet,  und  die  Abtrennung  der  Gebäudesteuer 
von  der  Grundsteuer  eingeleitet,  noch  bevor  die  Arbeiten  nach  dem 
Gesetze  von  1884  beendet  worden  waren.  Durch  Gesetz  vom 
13.  Juni  1900  wurde  jedoch  wieder  bestimmt,  dass  die  Neuein- 
schätzung der  Grundslücke  unabhängig  von  der  Katasleremeuerung 
für  die  Gemeinden  des  Landes  im  unmittelbaren  Anschluss  an  die 
Schätzung  der  Mustergemarkungen  zu  erfolgen  habe.  Ausführ- 
liche Bestimmungen  für  das  Verfahren  bei  der  Neueinschätzung 
der  „nicht  bebauten"  Liegenschaften  wurden  erlassen  unter'm  27.  Ok- 
tober 1897  und  24.  Mai  1899. 

Durch  das  Gesetz  von  1892  wurden  die  Durchschnittsmarkt- 
preise von  1880— 1891  und  nach  den  neuesten,  gesetzlichen  Be- 
stimmungen (Gesetz  vom  26.  Juli  1896)  diejenigen  von  1884  bis 
einschl.  1895,  unter  Weglassung  des  billigsten  und  teuersten  Jahres, 
zur  Grundlage  der  Ermittlungen  gemacht. 

Die  landwirtschaftlichen  Reinerträge  wurden  im  Anhalt  an  die 
Schätzungsergebnisse  von  speziell  ausgewählten  Mustergemarkungen 
eingeschätzt.  Nach  Beendigung  der  Neueinschätzung  der  Reiner- 
träge der  Grundstücke  wurde  das  Gesetz,  betr.  die  Grundsteuer 
vom  14.  Juli  T903  erlassen,  das  die  Richtigstellung  der- Grundsteuer- 
reinerträge und  der  neuen  Kataster  infolge  von  Kulturverände- 
rungen  regelt, 

26.  Mecklenburg  •  Schwerin  und  Mecklenburg  ■  StreUtz. 
Beide  Grossherzogtümer  besitzen  seit  1870  in  der  ediktmässigen 
Kontribution ,  in  welcher  die  Hauptteile  der  älteren ,  direkten 
Steuern  zusammengezogen  und  fortgebildet  worden  sind,  ein  aus 
7  (bezw.  bei  Einschluss  der  Hundesteuer  aus  8)  Gliedern  bestehendes 
Ertragssteuersystem  —  ,  Ertragsteilsteuern'  oder  „Faktorenbesteue- 
ruDg"  — ;  dieses  ist  bis  zur  Gegenwart  verschiedentlich,  so  1874, 
1886,  1888  und  1892,  1897  und  1898  modifiziert  und  vorläufig  durch 

den  Erlass  des  Gesetzes  (Kontributionsedikts)  vom       V  ,----- 

15.  Febr.  1905 
zu  einem  gewissen  Abschluss  gebracht  worden. 

Vom  Interesse  ist  hier  nur  die  sogen,  „landwirtschaftliche. 
Steuer",  welche  von  allem  ländhchen  Grundbesitz  und  Landwirt- 
schaftsbetrieb zu  zahlen  ist  und  sich  an  die  alte  Hufensteuer  an- 
schliesst.  Sie  ist  keine  eigentliche  (reine)  Grundsteuer,  von  der  die 
„landwirtschafthche   Steuer"  u.  a.  auch   darin  abweicht,  dass  bei 
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Pachtverhältnissen  für  dasselbe  Grundstück  bezw.  Gut  sowohl  der 
Eigentümer  als  Verpächter  wie  der  Wirtschafter  als  Pächter  Steuer 
zu  tragen  hat.  Die  Steuer  der  ländlichen  Grundbesitzer  richtet  sich 
nach  dem  Grundbesitze,  die  Pächter  ländlicher  Grundstücke  werden 
dagegen  nach  Massgabe  der  Pachtsumme  besteuert. 

27.  Reuss  ä.  L.  Durch  Gesetz  vom  8.  Aug.  1870  trat  die 
Einkommensteuer  an  die  Stelle  der  früheren  Gewerbe-  und  PersO' 
nalsteuer  des  Gesetzes  vom  17.  Dezbr.  1855  nebst  Nachträgen, 
Zum  Gesetz  von  1870  erschienen  mehrere  Novellen,  und  durch  das 
Einkommensteuergesetz  vom  4.  Januar  1893  nebst  Ausführungs- 
Verordnung  vom  II.  Jan.  1893  ist  diese  Steuer  neu  geregelt  worden, 
und  zwar  zumeist  im  Sinne  der  neueren  sächsischen  und  weima- 
rischen Einkommensteuergesetzgebung,  jedoch  mit  dem  Unterschiede, 
dass  das  Einkommen  aus  „hierländischen  Grundbesitz' 
einkommensteuerfrei  ist.  Wir  haben  es  somit  streng  genom- 
men  nur  mit  einer  partiellen  Einkommensteuer  (Ertragssteuer)  zu 
tun.  Auch  dürfen  Schuldzinsen  nur  beim  Einkommen  (Ertrag)  aus 
Handel  und  Gewerbe,  einschl.  Bergbau,  in  Abzug  gebracht  werden 
(hier  ist  nämlich  der  Reingewinn  massgebend  und  nach  den  Grund- 
sätzen zu  berechnen,  wie  solche  für  die  Inventur  und  Bilanz  durch 
das  Handelsgesetzbuch  vorgeschrieben  sind  und  sonst  dem  Gebrauch 
eines  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen), 

Die  Einkommensteuer  wird  ergänzt  durch  die  Grundsteuer, 
welche  die  wichtigste  Nebensteuer  und  die  einzige  Steuer  des 
Grundbesitzers  als  solchen  ist.  Dieselbe  ist  durch  Gesetz 
vom  9.  Mai  1857  neu  geregelt,  umfasst  die  Gebäude  mit  und  trifft 
nach  dem  Gesetz  vom  13.  Juni  1865  bei  Grundstücken  den  Rein- 
ertrag, bei  Gebäuden  dagegen  den  Nutzungswert. 

Der  selbstwirtschaftende  Landwirt  unterliegt  allerdings  dadurch, 
dass  das  Einkommensteuergesetz  ein  besonderes  „Feldgewerbe"  in 
der  Kategorie  von  Handel  und  Gewerbe  unterscheidet,  auch  der 
Einkommensteuer.  Der  Besteuerung  dieses  Feldgewerbes  wird  ein 
fingiertes  Einkommen  zugrunde  gelegt,  nämlich  der  Lohn  oder 
das  Gehalt,  welches  für  die  Bewirtschaftung  des  betr.  Grundstücks 
oder  Gutes  einem  Dritten  nach  den  ortsüblichen  Preisen  gezahlt 
werden  müsste. 

28.  Luxemburg,  Auch  in  diesem  Lande  unterliegt  der 
Waldbesitzer  als  solcher  nur  der  Grundsteuer,  denn  nach  dem 
Gesetze  vom  9.  Februar  1891  über  die  Mobiliar-  und  Personalsteuer 
trifft  die  Mobilarsteuer  alles  Einkommen,  welches  der  Grundsteuer 
unterworfen  ist,  nicht,  und  die  jeden  Einwohner  des  Grossherzog- 
tums, der  im  Vollgenusse  seiner  Rechte  steht  und  nicht  als  dürftig 
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angesehen  wird,  mit  2  Frs.  treffende  Personalsteuer  steht  in  Iteinem 
Zusammenhang  mit  dem  Einkommen  oder  dem  Ertrage  aus  dem 
Waldbesitz. 

Die  Grundsteuer,  einschl.  der  Gebäudesteuer,  war  bis  zum 
Jahre  1849  eine  Umlage-  oder  Repartitignssteuer,  wurde  dann  in 
eine  Quotitätssteuer  umgewandelt  und  auf  lo^/o  des  Katastralrein- 
ertrags  festgesetzt  Sie  trägt  den  Charakter  einer  Steuer  von 
der  Bodenrente  und  ist  durch  das  Gesetz  vom  7,  Februar  i863  auf 
S^/o  des  Katastralreinertrages  herabgesetzt  worden. 

29.  Frankreich.  Frankreich  besitzt  ein  ausgebildetes  Er- 
tragssteuersystem, darunter  die  Grundsteuer  nach  dem  Gesetz 
vom  23.  November  1798  (3.  Frimaire  VII),  welches  das  Gesetz  vom 
I.  Dezember  1790  ersetzt  hat. 

Die  französische  Grundsteuer,  die  im  Laufe  der  Zeit  zahreiche 
Revisionen  erfahren  hat,  beruht  auf  einem  Parzellenreinertrags- 
kataster und  ist  reine  Repartitionssteuer,  deren  Kontingent  alljähr, 
lieh  vom  gesetzgebenden  Körper  im  Finanzgesetz  in  der  Haupt- 
summe und  in  den  Einzelanteilen  der  Departements  ausgeschrieben 
wird.  Die  Grundlage  der  Repartition  bildet  das  Kataster,  dessen 
Aufstellung  durch  das  Katastergesetz  vom  15.  Sept.  1807  angeord- 
net und  durch  mehrere  spätere  Gesetze  abgeändert  worden  ist. 
Die  letzte  Grundsteuer-Regulierung  fand  durch  das  Gesetz  vom 
8.  August  1890  statt,  wodurch  auch  die  Gebäudegrundsteuer  von 
der  eigentlichen  allgemeinen  Grundsteuer  getrennt  wurde. 

Den  Gegenstand  der  Grundbesteuerung  bildet  der  durch- 
schnittliche, reine  Ertrag  von  den  Grundstücken,  d.  h.  der  Roher: 
trag  abzüglich  der  Kultur-,  Säe-,  Ernte-  und  Unter haltskosten. 

Ausserdem  gilt  noch  die  Steuer  von  den  Gütern  der  toten 
Hand  nach  dem  Gesetze  vom  20.  Februar  1849. 

Die  Versuche,  eine  allgemeine  Einkommensteuer  in  Frankreich 
einzufahren,  sind  bis  jetzt  stets  gescheitert.  Vielleicht  gelingt  es 
aber  dem  derzeitigen  Finanzminister,  die  gegenwärtig  {März  igo8)  der* 
Deputiertenkammer  zur  Beratung  und  ßeschlussfassung  vorliegende 
Gesetzesvorlage  der  Regierung  in  den  sicheren  Hafen  zu  steuern. 

30.  Belgien,  Die  direkten  Steuern  Belgiens  bestehen  aus 
vier  Abgaben,  der  Grundsteuer,  der  Personalsteuer,  der  Patent- 
steuer und  den  Bergwerksabgaben. 

Die  Waldwirtschaft  wird  hiernach  nur  von  der  Grundsteuer 
(Contribution  foncifere)  getroffen. 

Diese  Steuer  beruht  auf  den  Gesetzen  vom  3.  Frimaire  an 
VII,    19.  VentOse  an   IX,    15.  September  1807   und    einer   ganzen 
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Reihe  anderer  Gesetze  bezw,  Novellen,  wovon  die  letzten  aus  den 
Jahren  1889  und  1895  stammen. 

Vor  dem  Jahre  1868  war  die  Grundsteuer,  die  gleichzeitig 
auch  Gebäudesteuer  ist,  eine  Repartitionssteuer,  durch  Gesetz  vom 
7.  Juni  1867  ist  sie  aber  zu  einer  Quotitätssteuer  umgestaltet  wor- 
den. Seit  1873  betragt  der  Steuerfuss  j'^lo  des  steuerbaren  Ka- 
tasteralreinertrags,  der  aus  einer  bestimmten  Anzahl  von  Jahren 
berechnet  wird.  Die  Grundlage  dieser  Reinerträge  bilden  bis  heute 
noch  die  gänzlich  veralteten  Pacht-  und  Kaufpreise  aus  dem  lojab- 
rigen  Zeiträume  1849  bis  1858. 

31.  Italien.  Hier  besteht  neben  der  auch  die  Gebäude 
belastenden  Grundsteuer  die  Einkommensteuer  vom  24.  August 
1877,  der  die  englische  General  Property  and  Income  Tax  als 
Muster  gedient  hat,  die  sich  aber  im  Laufe  ihrer  Entwickelung 
immer  mehr  von  diesem  Vorbilde  entfernt  und  sich  der  deutschen 
Einkommensteuer  genähert  hat. 

Der  italienischen  Einkommensteuer  unterliegen  alle  Ein- 
künfte mit  Ausnahme  derjenigen  aus  Grundstücken  und  Gebäuden, 
die  von  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  getroffen  werden. 
Sie  ist  eine  „nach  den  Grundsätzen  der  Einkommensteuer  angelegte 
Erwerbssteuer  in  Verbindung  mit  einer  Renten-  sowie  mit  einer 
durch  Abzug  erhobenen  Koupon-  und  Besoldungssteuer"  (Burk- 
hard), oder  eine  einkommensteuerartig  angelegte  Abgabe  vom 
beweglichen  Kapital  mit  Einschluss  einer  partiellen  Einkommen- 
steuer. Das  Prädikat  einer  wirklichen,  allgemeinen  Einkommen- 
steuer kann  sie  also  nicht  beanspruchen  (von  Heckel). 

Der  Waldbesitz  wird  hiernach  nur  von  der  Grundsteuer 
getroffen.  Diese  aber  ist  keine  für  das  ganze  Land  gleichmassige, 
indem  nach  der  Gründung  des  Königsreichs  die  in  den  einzelnen 
Teilen  des  Landes  bestandenen  Systeme  der  Grund  besteuerung, 
wenigstens  ihrem  Ertrage  nach,  in  der  nunmehrigen  kontingentierten 
,  Grundsteuer  beibehalten  wurden.  Nach  Massgabe  der  früher  in 
den  einzelnen  Landesteilen  erzielten  Grundsteuerertrage  ist  das 
Kontingent  (107000000  Lire)  auf  die  nunmehrigen  Provinzen  verteilt. 
Die  Belastung  des  Grundbesitzes  ist  infolgedessen  eine  provinziell  sehr 
verschiedene,  aber  alle  bisher  von  der  Regierung  unternommenen 
Versuche,  eine  gleichmassigere  Verteilung  der  auf  dem  Grund- 
besitze ruhenden  Steuerlast  durch  Herstellung  eines  einheitlichen 
Parzellarertragskatasters  herbeizuführen,  sind  am  Widerstände  der- 
jenigen Provinzen  gescheitert,  welche  eine  Vergrösserung  ihrer 
Steuerlast  im  Falle  der  Verwirklichung  der  Neuregelung  der 
Grundsteuer  zu  befürchten  haben. 
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32.  England,  Durch  das  Einkominensteuer-Grund- 
gesetz  —  Parlamentsakte,  IncomeTax  Act  — von  1842  wurde 
die  zuerst  im  Jahre  1798  eingeführte  und  in  1816  nach  dem  Falle 
Napoleons  aufgehobenen  Eigentum-  und  Einkommensteuer,  die  ur- 
sprünglich den  Charakter  einer  ausserordenlichen  Kriegssteuer 
trug,  wieder  eingeführt,  und  damit  dem  direkten  Steuerwesen,  das 
gegen  das  indirekte  bisher  in  den  Hintergrund  getreten  war,  wieder 
eine  grössere  Bedeutung  gegeben.  Sie  war  nun  zwar  ihres  Cha- 
rakters als  einer  Kriegssteuer  entkleidet,  aber  zunächst  doch  nur  als 
eine  vorübergehende  Aushilfe  geplant;  trotz  ihrer  verschiedenen 
Mängel  im  einzelnen  ist  sie  aber  unverändert  bestehen  geblieben 
und  allmählich  zu  einem  unentbehrlichen  Gliede  des  britischen 
Steuerwesens  geworden.  Einige  Neuerungen  und  Zusätze  wurden 
besonders  in  den  Jahren  1894,  1896  und  1898  durchgeführt. 

Die  englische  Einkommensteuer  —  General  Property  and 
Jncorae  Tax  —  ist  eigentlich  keine  allgemeine  Einkommensteuer 
in  unserem  Sinne,  sondern  sie  stellt  mehr  ein  System  von  Ertrags- 
steuern in  der  äusseren  Form  einer  Einkommensteuer  mit  einer 
eigenartigen  Mischung  direkter  und  indirekter  Steuerformen  dar. 
Nach  dem  zweiten  HauptgTundge.setz  —  Jncome  Tax  Act  —  von 
1853  unterscheidet  sie  5  grosse  Ertragsabteilungen  —  Einkommens- 
quellen-Verzeichnisse, Schedules  - . 

Alles  Einkommen  unter  160  jß  =  3200  Mk,  ist  steuerfrei. 
Auch  bei  höheren  Einkommen  wird  die  persönliche  Leistungsfähig- 
keit des  einzelnen  in  weitgehendem  Masse  berücksichtigt,  so  dass 
schliesslich  doch  trotz  der  Anknüpfung  der  Besteuerung  an  die 
einzelnen  Ertragsquellen   eine  Einkommensbesteuerung    stattBndet 

Ausser  der  Einkommensteuer  besteht  in  England  eine  Erb- 
schaftssteuer, die  allerdings  auf  sehr  umständliche  Weise  zu  einer 
Art  Vermögenssteuer  ausgebildet  und  durch  Gesetz  von  1894  neu 
gestaltet  ist,  und  femer  die  alte  Landsteuer  —  Land  Tax  —  von 
1692,  gewissermassen  als  Grundsteuer.  Allerdings  ist  diese 
Land  Tax  keine  allgemeine  Grundsteuer  in  unserem  Sinne;  sie 
hat  vielmehr  dort,  wo  sie  noch  besteht,  seit  1798  den  Charakter 
einer  ablösbaren  Reallast  angenommen. 

Der  Ertrag  des  Grund  und  Bodens  und  damit  das  Einkommen 
des  Waldbesitzers  als  solchen,  wird  hiernach  in  England  allgemein 
nur  von  der  Einkommensteuer,  und  zwar  den  Schedules  A  und  B, 
getroffen.  Beide  gehören  eng  zusammen,  und  zwar  ist  in  Sche- 
dula  A  Steuerobjekt  das  Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  selbst, 
während  in  Schedula  B  das  Einkommen  aus  der  auf  die  Bewirt- 
schaftung von  Grundstücken   verwendeten  Arbeit  besteuert  wird. 


Schedula  A  umfasst  also  die  Einkommen  an  Pacht-  und  Mietzinsen 
resp.  im  Falle  der  Selbstbewirtschaftung  denjenigen  Teil  des  aus 
den  Grundstocken  gewonnenen  Einkommens,  der  dem  Pacht-  bezw. 
Mietzins  entspricht.  Schedula  B  ist  auf  diese  Weise  eine  Sonder- 
besteuening  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke;  nur  derjenige  Teil 
des  Einkommens  wird  hier  besteuert,  welcher  den  durch  Verpach- 
tung erzielten  Preis  übersteigt.  Schedula  A  kann  man  kurz  als  eine 
Art  Grundsteuer  und  Schedula  B  als  eine  Pächtersteuer  bezeichnen. 

E.  Staaten,  is  welchen  das  Waldvermögen  von  der  Ver- 
mögenssteuer und  der  Grundsteuer  getroffen  wird. 
33.  Niederlande.  In  den  Niederlanden  unterliegt  die 
Waldwirtschaft  neben  der  Grundsteuer  nach  dem  Gesetze  vom 
31.  Dezember  189z  noch  der  Vermögenssteuer  nach  dem  Ge- 
setze vom  27.  September  1892.  Diese  Vermögenssteuer  ist 
jedoch  keine  Ergänzungssteuer  wie  die  deutschen  Vermögens- 
steuern, welche  in  der  Hauptsache  den  Zweck  verfolgen,  das  fun- 
dierte Einkommen  vorauszubelasten,  sondern  die  niederländische 
Vermögenssteuer  soll  im  Prinzip  gemeinsam  mit  der  Gewerbesteuer 
(Gesetz  vom  2.  Oktober  1893,  betr.  die  Steuer  von  den  Einkünften 
aus  Beruf  usw.)  das  gesamte  Einkommen  der  Steuerpflichtigen 
treffen.  Die  Vermögenssteuer  hat  altein  das  aus  dem  Vermögen 
fliessende  Einkommen  zum  Gegenstand,  oder  richtiger  gesagt,  das 
Vermögen  selbst  als  Quelle  des  Einkommens,  das  aus  ihm  gezogen 
wird  oder  gezogen  werden  kann,  während  die  Steuer  auf  das  Ein- 
kommen aus  Gewerben  und  anderen  Quellen  —  kurz  Gewerbe- 
steuer genannt  —  das  aus  Verdienst  und  Besoldungen  etc.  fliessende, 
also  jegliches  Einkommen  trifft,  insoweit  es  nicht  unter  die  Ver- 
mögenssteuer fällt,  mit  anderen  Worten  das  Arbeitseinkommen. 

Die  Grundsteuer  besteht  in  ö'^/o  des  Ertragswertes  der  un- 
bebauten Grundstücke.  Durch  sie  ist  allein  das  Vermögen  ausGrund- 
besitz in  den  Niederlanden  doppelt  beiastet,  aber  man  ging  hierbei 
von  dem  Reallast  -  Charakter  der  Grundsteuer  aus,  die  an  dem 
Boden  hafte  und  vom  gegenwärtigen  Besitzer  nicht  getragen  werde. 
Die  Vermögenssteuer  las  st  Vermögen  unter  13000  fl.  steuerfrei;  Ver- 
mögen von  13000—14000  il,  (exkl.)  zahlen  a  fl,,  von  14000—15000  (1.  (exkl.) 
4  fl.  Steuer  und  von  15000  — aooooo  fl.  (exkl.)  Vermögen  sind  1,25  fl.  Steuer  zu 
entrichten  für  jede  1000  fl.,  um  welche  das  Vermögen  den  Betrag  von  looooß. 
übersteigt.  Für  ein  Vermögen  von  200000  fl.  sind  also  237,50  fl.  Steuer  zu  ent- 
richten. Dieser  feste  Satz  bleibt  auch  fDr  die  höheren  Vermögen  bestehen, 
ausserdem  sind  aber  für  jede  den  Betrag  von  aooooo  fl.  öt>ersteigende  1000  fl. 
3  n.  Steuer  zu  entrichten. 
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IV.  Abschnitt. 

Die  Besteuerung  des  Einkommens 

aus  der  Waldwirtschaft  auf  Grund  der 

allgemeinen  Einkommensteuer. 

I.  Kapitel. 

Das  Wesen  der  allgemeinen  Einkommensteuer. 

Die  Einkommensteuer  hat  den  Zweck,  das  gesamte  wirkliche, 
reine  Jahreseinkommen  des  Steuerpflichtigen  so  scharf  als  möglich 
zu  erfassen.  Ihre  hervorragende  Bedeutung  im  modernen  Steuer- 
wesen beruht  darauf,  dass  das  Einkommen  der  vollkommenste 
Ausdruck  für  die  persönliche  und  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit 
des  Steuerpflichtigen,  also  auch  für  dessen  Steuerkraft  ist,  und  dass 
infolgedessen  eine  Steuer,  die  sich  auf  dem  Einkommen  als  Grund- 
lage und  Massstab  aufbaut,  am  meisten  der  Forderung  gerechter, 
gteichmässiger  Steuerverteilung  entspricht 

Die  Einkommensteuer  ist  eine  nach  der  wirtschafthchen  Leistungs- 
fähigkeit des  einzelnen  zu  bemessende  Personal-  oder  Subjektsteuer 
und  soll  grundsätzlich  keinen  Teil  des  Einkommens  des  Steuer- 
pflichtigen unbelastet  lassen,  mag  er  nun  herstammen  aus  beweg- 
lichem oder  unbeweglichem  Vermögen,  aus  Arbeit  oder  Unter- 
nehmung oder  sonstwoher,  mögen  die  Einkünfte  dauernde,  sichere 
und  feste  sein  oder  nur  zeitweilige,  unsichere  und  veränderliche. 
Ob  die  Einkommensquellen  dauernde  sind  oder  vorübergehende, 
ist  für  die  Frage  der  Besteuerung  gleichgültig.  Jeder  Einkommens- 
teii  erhöht  die  persönliche  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen 
und  muss  deshalb  besteuert  werden. 
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Alle  Einkommensteuergesetze  haben  das  Gemeinsame,  dass 
sie  prinzipiell  das  wirkliche  Einkommen  des  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen zu  treffen  suchen.  Es  spielt  keine  Rolle,  was  für  ein 
Einkommen  der  Steuerpflichtige  unter  anderen  —  normalen  —  Ver- 
hältnissen haben  könnte,  sondern  lediglich  das  Einkommen,  welches 
er  in  Wirklichkeit  hat,  kann  von  der  Einkommensteuer  getroffen 
werden.  Das  ist  ein  Hauptunterscheidungszeichen  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  von  den  Ertragssteuern,  und  ein  grosser  Vorzug 
und  Fortschritt  nicht  nur  gegenüber  den  Ertragssteuern ,  sondern 
auch  gegenüber  den  früheren  rohen  und  veralteten  Formen  def 
Einkommen besteuerung,  den  Klassensteuern  und  den  klassifizierten 
Einkommensteuern,  die  durchschnittliche,  gemeingewöhnliche,  ge- 
gendübliche, objektive  etc.  Verhältnisse  unterstellen  und  allgemeine 
Voraussetzungen  bei  der  Ermittelung  der  Erträge  machen,  welche 
die  besonderen  Verhältnisse  der  Einzelwirtschaften  und  einzelnen 
Steuerpflichtigen  nicht  berücksichtigen  und  deshalb  von  einer  ge- 
wissen Willkür  und  Ungerechtigkeit  nicht  freizusprechen  sind. 
„Individualität  und  Subjektivität",  sagt  Fuisting'),  „sind 
die  unerlässlichen  Vorbedingungen  einer  vollkommenen  Einkommen- 
besteuerung." „Hierauf  allein  beruht  ihr  Übergewicht  Ober  die 
durchweg  nach  solchen  allgemeinen  Kennzeichen  objektiver  Ertrags- 
fähigkeit bemessenen,  Ubhchen  Formen  der  Ertragsbesteuerung. 
Hier  Fiktion  und  Möglichkeit,   dort  Wahrheit  und  Wirklichkeitl" 

Je  nach  dem  Umfange,  den  der  Gesetzgeber  dem  Begriffe 
„Einkommen*  gibt,  trifft  die  Einkommensteuer  nur  die  regelmässig 
wiederkehrenden  Reinerträge  bezw.  Reineinkünfte  oder  die  dauern- 
den Quellen  der  Gütererzeugung  entstammenden  Erträge  oder  ausser 
diesen  auch  noch  die  zufälligen,  nicht  aus  dauernden  Quellen  her- 
rührenden, reinen  Vermögenszugänge  ganz  oder  nur  zum  Teil, 

Die  meisten  zurzeit  gültigen  Einkommensteuergesetze  be- 
schranken sich,  wie  wir  im  II.  Abschnitte  gesehen  haben,  auf  die 
Besteuerung  der  sogenannten  „quellenmässigen"  JahreseinkOnfte  und 
scheiden  alle  ausserordentlichen  Reinvermögenszugänge  als  nicht 
quellen  massige  vom  Einkommensbegriffe  und  damit  von  der  Er- 
fassung durch  die  Einkommensteuer  aus.  Sie  betrachten  diese 
Eingänge  —  angeblich  aus  wirtschaftlichen  Gründen  —  als  zum 
Stammvermögen  gehörig,  das  vom  Einkommen  scharf  zu  trennen  ist. 

Da  wir  die  Hermann-Schmoller'sche  Einkommenslehre 
im  Sinne  der  Schanz'schen  Auffassung  sowohl  im  allgemeinen 
wie  ganz  besonders  für  die  dem  Grundsatze  der  Besteuerung  nach 
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der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  Rechnung  tragende  Steuerlehre 
für  richtig  halten,  so  baut  sich  unsere  Auffassung  von  einer  ge- 
rechten Einkommenbesteuerung,  im  allgemeinen  sowohl  wie  auch 
hinsichtlich  der  Waldwirtschaft,  in  erster  Linie  auf  dem  Einkommens- 
begriffe im  weitesten  Umfange  auf. 

Die  volkswirtschaftlichen  Einkommensquellen ,  deren 
Ertrage  allein  die  meisten  Einkommensteuergesetze  erfassen,  sind 
allerdings  Grund  und  Boden,  Kapital,  Arbeit  und  Unternehmung 
(s.  z.B.  Endres,  Forstpolitik,  S.  785),  allein  die  Einkommensteuer 
soll  nicht  die  „Volkswirtschaft  im  ganzen",  d.  h.  die  Gesamtheit  des 
Volkes,  treffen,  sondern  jedes  einzelne  selbständige  Glied  der 
Volkswirtschaft,  jede  Einzelwirtschaft  oder  Einzelperson.  Zu  den 
Einnahme-  oder  Einkommensquellen  der  Einzelwirtschaft  aber  ge- 
hören ausser  den  vier  genannten  noch  andere  Quellen,  wenn  man 
nicht  den  Begriff  Unternehmung  so  weit  fassen  will,  dass  Spiel, 
Wette,  Veräusserungen,  Erbübergange  etc,  auch  dahin  ?u  rechnen 
sind.  Ob  jemand  sein  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  oder  aus 
Arbeit  oder  aus  Lotteriespiel  etc.  bezieht,  sollte  für  die  Besteue- 
rungsfrage ganz  gleichgültig  sein.  Das  Entscheidende  und  das 
Massgebende  ist,  dass  jeder  Reinvermögenszugang  für  den  Emp- 
fänger eine  Erhöhung  seiner  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  im 
fraglichen  Jahre  um  den  Betrag  jenes  Zuganges  bedeutet,  dass  er 
diesen  Anfall  verbrauchen  kann,  ohne  sein  bei  Beginn  des  Jahres 
oder  der  Wirtschaftsperiode  vorhandenes  Vermögen  zu  schmälern. 
Unrichtig  ist  es,  dass  die  ausserordentlichen  Jahreseinkünfte  beim 
Empfänger  Stammvermögenszuwachs  sind.  Sie  können  beim 
Vorbesitzer  Vermögen  gewesen  sein,  brauchen  es  aber  nicht.  Beim 
Empfänger  aber  sind  sie  zunächst  weiter  nichts  als  Einnahmen  oder 
Einkünfte;  ob  sie  hier  dem  Stammvermögen  zuwachsen  und  dieses 
dadurch  vermehren,  das  hängt  ganz  und  gar  von  den  Verhältnissen 
und  vor  allem  vom  Willen  des  Empfängers  ab.  In  vielen,  ja  in 
den  meisten  Fällen  werden  ja  wohl  Erbschaften,  Gewinne  etc.  zum 
Stammvermögen  als  werbendes  Kapital  geschlagen  werden,  aber 
es  liegt  kein  Zwang  nach  dieser  Richtung  hin  vor,  und  es  kann 
nicht  immer  als  unwirtschaftlich  bezeichnet  werden,  wenn  derartige 
ausserordentliche  Einnahmen  im  Jahre  ihres  Anfalles  vom  Emp- 
fänger verbraucht  werden.  Für  die  Besteuerung  nach  der  persön- 
lichen Leistungsfähigkeit  darf  der  wirtschaftliche  Gesichtspunkt 
übrigens  auch  eine  Rolle  nicht  spielen;  hier  entscheidet  lediglich 
die  Tatsache  der  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit.  Ob  der  Emp- 
fänger die  Einnahme  verbraucht  oder  kapitalisiert,  d.  h.  zum  werben- 
den Vermögen   schlägt,  das  ist  seine  Sache,  das  geht  den  Staat 
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als  Steuerempfönger  nichts  an.  Verbraucht  der  Steuerpflichtige 
den  betreffenden  Betrag,  so  hat  er  im  nächsten  Jahre  keinen  Ertrag 
davon,  und  zahlt  deshalb  unter  sonst  gleichen  Umständen  auch 
keine  höhere  Einkommensteuer  als  im  Jahre  vor  dem  ausserordent- 
lichen Anfalle.  Legt  er  diesen  dagegen  werbend  an,  so  hat  er  im 
kommenden  Jahre  vom  Ertrage  des  Vermögenszuwachses  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten.  Ob  der  Staat  im  kommenden  Jahre 
durch  den  Verbrauch  der  Einnahme  eine  Einbusse  an  Steuer  oder 
durch  die  werbende  Anlage  einen  Gewinn  an  Steuer  hat,  das  hangt 
ganz  von  den  volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  und  Erscheinungen 
ab,  unter  denen  sich  der  Besitzwechsel  bezw.  der  Verbrauch 
vollzieht. 

Jedes  reine  Aktivum,  jede  Reineinnahme  der  Einzelwirtschaft 
bedeutet  für  diese  eine  Erhöhung  ihrer  wirtschaftlichen  Kraft,  ist 
zunächst  im  Jahre  des  Anfalles  bezw.  des  Bildungsprozesses  Ein- 
kommen und  aus  diesem  Grunde  der  Einkommensteuer  in  dem 
betreffenden  oder  im  folgenden  Jahre  zu  unterwerfen.  Nachdem 
dies  geschehen,  spielt  der  Betrag,  wenn  verbraucht,  beim  Ver- 
braucher keine  Rolle  mehr,  oder  wenn  werbend  angelegt,  ist  er 
zu  Stammvermögen  geworden  und  wird  in  Zukunft  nur  noch  mit 
seinem  Reinertrage  zur  Einkommensteuer  herangezogen. 

Der  Begriff  „dauernde  Quelle"  oder  „Quelle",  der  einen  dauern- 
den Zustand  voraussetzt,  und  mit  dem  ein  fortwährendes,  ununter- 
brochenes Fliessen  von  Einnahmen  (oder  Einkommen)  verknüpft 
ist,  wirkt  unseres  Erachtens  in  der  Steuerlehre  verwirrend  und  führt 
zu  unhaltbaren  Folgerungen.  „Regelmässigkeit  und  Ergiebigkeit 
einer  Einnahme"  sollen  allerdings  „für  ihren  Charakter  steuerlich 
ohne  Bedeutung"  sein  (E.  in  St.  I.  34);  dann  passt  aber  auch  der 
Ausdruck  „dauernde  Quelle"  nicht  für  die  Einkommenslehre,  denn 
wenn  eine  Quelle  versiegt  und  zu  fliessen  aufhört,  dann  kann  von 
einer  „dauernden  Quelle'  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Will  man 
den  Ausdruck  „Quelle"  in  der  Steuerlehre  nicht  aufgeben,  so  muss 
er  unseres  Erachtens  sehr  weit  gefasst  werden ,  das  Adjektiv 
„dauernde"  aber  muss  unter  allen  Umständen  fallen.  Unter  „quellen- 
mässigen"  Einnahmen  würden  dann  eben  alle  Einnahmen  einer 
Einzelwirtschaft  zu  verstehen  sein,  denn  irgend  eine  Herkunft  hat 
jeder  Geld- 'oder  geldwerte  Eingang,  auch  Erbschaften,  Lotterie- 
gewinne etc. 

Aus  dem  Umstände,  dass  Endres  auf  S.  785  seiner  Forst- 
politik den  Hermann-Schmoller'schen  Einkommensbegriff  an 
die  Spitze    des  Abschnittes  Ober  „Allgemeine  Einkommensteuer" 
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stellt,  darf  geschlossen  werden,  dass  er  diese  Definition  für  richtig 
halt,  denn  sonst  wQrde  er  ausdrückhch  betont  haben,  dass  sie  ihm 
nicht  scharf  und  präzis  genug  erscheine.  In  dieser  Definition  kommt 
aber  weder  das  Wort  „Quelle"  oder  ,Güterquelle'  bezw.  „dauernde 
Quelle"  etc.  vor,  sie  enthält  überhaupt  nichts  über  den  Herkunfts- 
ort und  die  Entstehung  der  wirtschaftlichen  Güter,  sondern  setzt 
nur  voraus,  dass  sie  ohne  Schmälerung  des  Vermögens  einer  Person 
in  einem  gewissen  Zeiträume  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
verwendet  werden  können.  Es  ist  daher  unlogisch,  wenn  Endres 
im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  diese  Definition  vom  Einkommen 
auf  die  volkswirtschaftlichen  Einkommens- „Quellen"  zu  sprechen 
kommt  und  im  weiteren  Verlaufe  seiner  Ausführungen  im  Sinne 
der  Rechtsprechung  des  Kgl.  Preussischen  Oberverwaltungsgerichtes 
und  des  F u  i  s t i  n  g  'sehen  Kommentars  zum  Preussischen  Ein- 
kommensteuergesetz der  „Quellentheorie"  das  Wort  redet.  Kuisting 
ist  in  diesem  Punkte  logischer  verfahren,  wie  aus  folgenden  Sätzen 
hervorgeht'):  „Einkommen  ist  ein  rein  wirtschaftlicher  Begriff, 
für  dessen  Ausgestaltung  also  auch  überall  nur  wirtschaftliche 

Rücksichten  massgebend  sein  dürfen Dies  gilt  namentlich 

für  die  Unterscheidung  des  Einkommens  vom  Vermögen;  beide  sind 
wirtschaftliche  Gegensätze.  Soll  das  Einkommen  die  Grundlage 
und  den  Massstab  der  Besteuerung  bilden,  so  muss  es  begrifflich, 
und  zwar  nach  allgemeiti  wirtschaftlichen  Rücksichten,  scharf 
des  abgegrenzt  werden  von  der  Vermehrung  und  Verminderung 
Vermögens." 

„Dieser  Anforderung  genügt  aber  nicht  die  in  der  volkswirt- 
schaftlichen Lehre  übliche,  wenn  auch  mehrfach  angefochtene  Be- 
griffsbestimmung (nach  Hermann  und  Schmoller),  wonach  Ein- 
kommen die  Summe  der  wirtschaftlichen  Güter  darstellt,  die  eine 
Person  in  einer  gewissen  Periode  (Jahr)  zur  Befriedigung  ihrer 
Bedürfnisse  ohne  Schmälerung  des  Vermögens  verwenden  kann." 

„Diese  Begriffsbestimmung  berücksichtigt  nur  den  Zweck,  nicht 
aber  die  Entstehung  des  Einkommens  und  gibt  mit  der  Aus- 
schliessung der  VermögensschmSlerung  ein  rein  negatives  Merkmal, 
welches  nicht  erkennen  lässt,  ob  ein  Zuwachs  oder  ein  Verlust  von 
Gütern  das  Einkommen  oder  das  Vermögen  berührt,  z.  B. 
ob  und  inwieweit  auf  der  einen  Seite  Erbschaften,  Vermächtnisse, 
Schenkungen  unter  Lebenden,  Glücksanfälle,  Wertsteigerungen  und 
vorteilhafte  Veräusserungen  von  Vermögensstücken  etc.  Einkommen 
oder  Vermögen   bilden,  auf  der  anderen  Seite  Eirtbussen  an  und 
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Aufwendungen  aus  dem  vorhandenen  Vermögen  das  Einkommen 
oder  das  Vermögen  schmälern.  Unterscheidende  Merkmale  von 
solcher  Wichtigkeit  müssen  aber  in  dem  Begriffe  selbst  Berück- 
sichtigung finden."  Fuisting  schliesst  sich  also  keineswegs  der 
Hermann-Schmoller'schen  Begriffsdefinition  an,  versteht  viel- 
mehr unter  Einkommen  „die  Gesamtheit  der  SachgOter,  welche  in 
einer  bestimmten  Periode  (Jahr)  dem  einzelnen  als  Ertrage  dauern- 
der Quellen  der  Gütererzeugung  zur  Bestreitung  der  persönlichen 
Bedürfnisse  für  sich  und  für  die  auf  den  Bezug  ihres  Lebensunter- 
haltes von  ihm  gesetzlich  angewiesenen  Personen  (Familie)  zur 
Verfügung  stehen". 

In  dieser  Definition  tritt  uns  eine  durchaus  verschiedene  Auf- 
fassung von  der  imsrigen  entgegen.  Fuisting  rühmt  ihr  nach, 
dass  sich  mit  der  Anknüpfung  des  Einkommenbegriffes  an  die 
Ertragsquellen  alle  grundsätzlichen  Zweifel  lösen,  doch  darin 
können  wir  ihm  —  wie  oben  dargetan  —  keineswegs  beistimmen. 
Wir  sind  im  Gegenteil  der  Ansicht,  dass  die  Anknüpfung  an  die 
Entstehungsart  der  Einkünfte  die  Einkommensermittelung  sehr  er- 
schwert' und  eine  Menge  von  Zweifeln  wachruft ,  während  die 
Hermann-Schmoller'sche  Definition  in  der  Schanz'schen 
Auslegung,  die  nach  der  Entstehungsweise  der  Einnahmen  nicht 
fragt,  sondern  lediglich  die  Tatsache  ihres  Bestehens  betrachtet, 
Zweifel  Ober  die  Abgrenzung  des  Einkommens  vom  Stammvermögen 
überhaupt  nicht  aufkommen  ISsst.  Jeder  reine  Zuwachs  von  Gütern 
ist  eben  hiernach  im  Entstehungsjahr  als  Einkommen  und  jeder 
Verlust,  erfolge  er  nun  im  laufenden  Betriebe  direkt  am  Einkommen 
oder  aber  am  Stammvermögen,  als  Einkommensschmälerung  zu 
betrachten.  Die  Einnahmen  sind  nur  insoweit  wirkliches  Ein- 
kommen, als  das  Stammvermögen  dadurch  nicht  vermindert  wird; 
dieses  „negative  Merkmal"  bedarf  keines  Ersatzes  durch  ein  „posi- 
tives Kennzeichen",  Der  Begriff  „dauernde  Quelle"  führt  zum  Er- 
trag, aber  nicht  zum  Einzel-Einkommen,  und  damit  zur  Ertrags- 
besteuerung:, die  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  nur 
wenig  Rechnung  trägt. 

Fuisting  sagt'):  „Ebenso  entbehrlich  ist  die  auf  der  volks- 
wirtschaftlichen Produktionslehre  beruhende  Unterscheidung  von 
ursprünglichem  und  abgeleitetem  Einkommen.  Diese  Unter- 
scheidung mag  für  die  Berechnung  des  Volkseinkommens  von 
Wert  sein;  für  das  individuelle  Einkommen  hat  sie  keine  Bedeutung; 
das  letztere  setzt  sich  aus  den  Erträgen  der  dem  einzelnen  zur 

1}  a.  a.  O.,  IV.  Band,  S.  192. 
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Verfügung  stehenden  Quellen  zusammen  ohne  jede  Rücksicht  darauf, 
ob  nach  der  Produktionslehre  aus  den  Quellen  neue  Goter  im 
volkswirtschaftlichen  Sinne  entstehen  (ursprüngliches  Einkommen), 
oder  ob  nur  eine  quellenmassige  Aneignung  bereits  vorhandener 
Güter  (abgeleitetes  Einkommen)  stattfindet."  Alles  das,  wasFuisting 
hier  sagt,  unterschreiben  wir  bis  auf  das  eine  Wort  „quellenmässige" 
(Aneignung)  im  Sinne  Fuisting's,  Dieses  Wort  möchten  wir 
entweder  gestrichen  wissen,  oder  der  Begriff  desselben  ist  so  weit 
als  irgend  möglich  zu  fassen,  dann  erscheint  es  allerdings  überflüssig. 

Da  die  Einkommensteuer  nur  das  wirkliche  individuelle  Ein- 
kommen treffen  soll,  so  ist  es  einleuchtend,  ja  selbstverständlich, 
dass  zunächst  alle  auf  die  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung 
des  Einkommens  verwendeten  Ausgaben,  d.  h.  die  Betriebs-  oder 
Werbungskosten,  vom  Gesamt-  oder  Brutto-Einkommen  in  Abzug 
gebracht  werden,  denn  diese  Ausgaben  dienen  dem  Bezieher  des 
Einkommens  weder  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse,  noch  zur 
Vermögensvermehrung.  Sie  werden  an  andere  Personen  und  zu 
deren  Nutzen  verausgabt  und  bilden  für  diese  Einkommen.  Ebenso 
verhalt  es  sich  mit  den  Schuldzinsen.  Auch  die  regelmassigen 
Abschreibungen  für  die  Abnutzung  von  Gebäuden,  Maschinen  etc. 
müssen  vom  Gesamteinkommen  abgezogen  werden,  denn  sie  stellen 
Verluste  an  einzelnen  Teilen  des  Stammvermögens  dar. 

Alle  Verwendungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des 
Stammvermögens  dagegen ,  wie  zu  Betriebserweiterungen ,  Neu- 
anlagen, sind  Vermögensmehrungen  und  erscheinen  bei  kaufmänni- 
scher Buchführung  als  Aktiva.  Sie  dürfen  daher  nicht  als  Betriebs- 
kosten betrachtet  und  vom  Brutto-Einkommen  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht werden. 

Der  auf  Grund  kaufmännischer  Buchführung  und  der  am 
Schlüsse  des  Jahres  aufgestellten  Inventur  und  Bilanz  berechnete 
Reingewinn  eines  Geschäftes  stellt  das  Einkommen  des  Geschäfts- 
inhabers aus  dieser  Einnahmequelle  dar.  Analog  dieser  Berechnung 
muss  aber  t>ei  jeder  Einkommensermittelung  zu  Steuerzwecken 
verfahren  werden.  Die  Haushaltung  und  der  Erwerbszweig  des 
Steuerpflichtigen  müssen  bei  der  Einkommensberechnung  grund- 
satzlich und  scharf  voneinander  getrennt  werden,  und  alle  Ver- 
mögensmehrungen und  -einbussen  sind  bei  der  Berechnung  des 
Einkommens  zu  berücksichtigen.  Wird  in  dieser  Weise  verfahren, 
dann  können  Zweifel  überhaupt  nicht  auftauchen,  und  jeder  Steuer- 
pflichtige wird  besteuert  nach  der  ihm  in  dem  betreffenden  Jahre 
eigenen  Leistungsfähigkeit  in  wirtschaftlicher  und  steuerlicher 
Hinsicht 
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Im  Gegensatz  zu  den  Ertrags-  oder  Objektsteuern,  die  den 
Ertrag  einer  Quelle  ohne  Rücksicht  auf  die  Person  des  Inhabers, 
gewissermassen  losgelöst  von  dieser,  steuerlich  erfassen,  insbesondere 
also  der  Verschuldung  keine  Rechnung  durch  Zinsenabzug  tragen, 
ist  bei  der  personellen  Einkommensteuer  die  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Steuerpflichtigen  zu  bemes^ende  Besteuerung  auf  die 
gesamten  Reinerträge  und  Reineinkünfte,  nach  Abzug  der  „Passiv- 
leistungen", d.  h.  auf  den  Gesamt-Reingewinn ,  beschränkt,  also 
namentlich  der  Schuldzinsenabzug  gestattet. 

Da  das  Einkommen  eine  rechnerische  Grösse  ist,  so  hängt  es 
natürlich  von  der  Grösse  der  Reinerträge  der  Erwerbsbetriebe, 
z.  B.  von  den  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  erzielten  ab,  aber 
es  wäre  durchaus  falsch,  wollte  man  aus  diesem  Grunde  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  mit  den  Ertragssteuern  identifizieren. 
Sie  ist  grundverschieden  von  diesen,  denn  die  Reinerträge  des 
Betriebes  oder  des  Geschäftes  sind  nicht  unbesehen  der  Einkommen- 
steuer zu  unterwerfen,  sondern  nur  insoweit,  als  sie  für  den  Besitzer 
der  betreffenden  Ertragsquellen  einkommenbildend  sind,  d.  h.  ohne 
Schmälerung  seines  Stammvermögens  zur  Befriedigung  seiner  Be- 
dürfnisse verwendet  werden  können.  Die  persönlichen  Verhältnisse 
des  Besitzers  der  betreffenden  Steuerobjekte  werden  also  bei  der 
Einkommenbesteuerung  berücksichtigt,  bei  den  reinen  Ertragssteuern, 
z.  B,  bei  der  Grundsteuer,  geschieht  dies  dagegen  nicht. 

Ihrer  ganzen  Idee  und  ihrem  Zwecke  nach  ist  die  Einkommen- 
steuer jeder  anderen  Form  der  Besteuerung,  insbesondere  auch  der 
direkten  Steuern,  überlegen;  sie  aHein  gewährt  die  Möglichkeit,  den 
persönlichen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  Steuerpflichtigen  in 
vollem  Masse  Rechnung  zu  tragen  und  damit  jeden  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen nach  seiner  Leistungsfähigkeit  zu  treffen.  So  gestattet 
sie  auch,  das  sogenannte  Existenzminimum  ganz  von  der  Steuer 
zu  befreien,  was  den  reinen  Ertragssteuern  nicht  möglich  ist.  Sie 
ist  ferner  leicht  abzustufen  und  bildet,  da  der  Steuerfuss  dem 
Finanzbedarfe  des  Staates  entsprechend  jederzeit  veränderlich  ist, 
das  bewegliche  Glied  im  Steuersystem. 

Dem  Grundsatze  der  Besteuerung  nach  der  persönlichen 
Leistungsfähigkeit  entsprechend  sollte  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer stets  progressiv  sein,  d.h.  sie  sollte  die  höheren  Einkommen 
relativ  oder  prozentual  stärker  trefien  als  die  kleineren.  Dieser 
Forderung  gerechter  Steuerverteilung  tragen  denn  auch  die  moder- 
nen Einkommensteuergesetze  wohl  sämtlich  Rechnung,  jedoch  war  dies 
nicht  immer  der  Fall,  und  die  Bemerkung  von  Endres  (a.  a.  O. 
S.  786),  ,die  Einkommensteuer  ist  immer  progressiv,"  erscheint 


daher  nicht  ganz  richtig.  Nur  bei  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer kann  übrigens  die  Frage  der  Progression  in  der  Steuerskala 
in  befriedigender  Weise  gelöst  werden.  Insbesondere  ist  die 
Grundsteuer  hierzu  durchaus  ungeeignet. 

Endres  hebt  (a.  a.  O.  S.  786)  noch  als  besonderen  Vorzug 
der  allgemeinen  Einkommensteuer  hervor,  dass  sie  ihrem  sub- 
jektiven Charakter  entsprechend  nur  „beim  wirklichen  Anfall  des 
Einkommens  erhoben  werde".  Das  ist  richtig,  wenn  der  Begriff 
„wirklicher  Anfall"  nicht  zu  eng  gefasst  wird.  Endres  tut  dies 
aber,  denn  er  versteht  unter  „wirklich  anfallendem  Einkommen  nur 
solches,  welches  als  flüssiges  Geld-  oder  geldwertes  Kapital  in  den 
Besitz  des  Steuerpflichtigen  gelangt,  derart,  dass  dieser  es  zur 
Bedürfnisbefriedigung  sofort  verwenden  kann.  Dieser  Auffassung 
können  wir  nicht  beitreten.  Dem  Begriffe  des  Einkommens  ent- 
sprechend muss  der  Steuerpflichtige  die  betr.  Güter  zur  Befriedigung 
von  Bedürfnissen  verwenden  können  ohne  Schmälerung  seines 
Vermögens.  Dies  ist  aber  sehr  häufig  der  Fall ,  ohne  dass  das 
Einkommen  im  Endres 'sehen  Sinne  wirklich  anfällt,  ohne  dass 
der  Bezugsberechtigte  die  Mittel  zur  Bezahlung  der  Steuer  unmittel- 
bar zur  Verfügung  hat.  Man  denke  z.  B.  an  den  sparenden  Ka- 
pitalisten, der  die  Zinsen  seines  Kapitales  nicht  bezieht,  sondern 
dem  Kapitale  zuschreiben  lässt,  oder  an  den  Landwirt,  der  einen 
Teil  seines  eigentlichen  Jahres-Einkommens  nicht  wirklich  in  bar 
bezieht,  sondern  in  die  Wirtschaft  steckt  zur  Verbesserung  oder 
Erweiterung  derselben.  In  beiden  Fällen  findet  kein  wirklicher 
„Anfall"  statt,  trotzdem  aber  haben  wir  es  nach  den  Einkommen- 
steuergesetzen mit  steuerpflichtigem  Einkommen  zu  tun.  Selbst 
die  jährlichen  Wertmehrungen  unverzinslicher  Anlehens-Lose,  die 
darin  ihren  Ausdruck  finden,  dass  die  Lose  von  Jahr  zu  Jahr  mit 
höheren  Beträgen  bei  den  Losziehungen  herauskommen,  werden 
als  „Einkommen"  betrachtet  und  von  der  Steuer  getroffen.  So 
bestimmt  z.  B.  §  11  des  Preussischen  Einkommensteuergesetzes: 
„Mit  dieser  Massgabe  gelten  als  Einkommen  aus  Kapitalvermögen 
insbesondere : 

c)  Zinsen,  welche  in  unverzinslichen  Kapitalforderungen, 

bei  denen  ein  höheres  als  das  ursprünglich  gegebene  Kapital 

zurückgewährt  wird,  einbegriffen  sind." 

Auch  das  Kgl.  Preussische  Ober  Verwaltungsgericht  hat  in  einer  Ent- 
scheidung vom  3.  Juli  1894  {E.  in  St  UI.  Nr.  20  S.  87)  dahin  entschieden,  dass 
für  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  zugesicherte  Zinsen  von  Kapitalien  zum  steuer- 
pflichtigen Einkommen  hinzuzurechnen  sind,  der  Zeitraum,  för  welchen  sie 
zugesichert  sind,  massgebend  ist,  und  nicht  der  Zeitpunkt  der  Fälligkeit.    In  der 

Weber,  Die  Besteuemng  d«  Waldes.  13         -, 

DigitizcdbyGoOgle 


191 

BegrOndung  der  Entscheidung  heisst  es  u.  a.:  ,FQr  die  Annahme  eines  Ein- 
kommens aus  Kapitalvermögen  ist  es  nicht  entscheidend,  in  welchem  Zeit- 
punkte die  Zinserträge  dieses  Vermögens  dem  Steuerpflichtigen  zufliessen,  son- 
dern für  welchen  Zeitraum  sie  ihm  zustehen.  Ist  dem  Steuerpflichtigen  für  das 
in  Betracht  kommende  Steuerjahr  ein  Zinsenbetrag  zugesichert  worden,  so 
stellt  dieser  Betrag  sich  als  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  ftir  das  bezDgliche 
Steuerjahr  auch  dann  dar,  wenn  der  Steuerpflichtige  nach  Inhalt  des  Vertrages 
erst  nach  Ablauf  dieses  Jahres  die  Zahlung  des  Zinsbetrages  oder  die  Verfügung 

über  ihn  erhalten  soll." '.  .     „Wie  in  diesem  Falle  (§  lac  [jetzt  11c] 

des  Eink.-St.-G.)  der  ausbedungene  Kapitalzuwachs  als  ein  auf  den  bezQg- 
lichen  Zeitraum  zu  verteileodes  Einkommen  gilt,  derart,  dass  ein  ent- 
sprechender Teil  dieses  Zuwachses  in  jedem  der  in  jenen  Zeitraum  fallenden 
Jahre  als  steuerpflichtiges  Einkommen  zu  behandeln  ist,  so  muss  auch  der  fllr 
ein  bestimmtes  Steuerjahr  zugesicherte  Zinsenbetrag  als  ein  auf  dieses  Steuer- 
jähr  entfallendes  Einkommen  betrachtet  werden,  wenn  seine  Zahlung  vertrags- 
massig auch  erst  beim  Beginn  des  nächsten  Jahres  erfolgen  soll.  Der  Zeitpunkt 
der  Fälligkeit  der  Zahlung  kommt  hierbei  für  die  Frage  nach  der  Zulässigkeit 
der  Anrechnung  des  Zinsbetrages  auf  das  Einkommen  desjenigen  Jahres,  bezüg- 
lich dessen  jener  die  Gegenleistung  für  die  entzogene  Kapital nuCzung  darstellt, 
ebenso  wenig  in  Betracht  wie  bei  Feststellung  eines  Einkommens  aus  Handel 
und  Gewerbe  der  Zeitpunkt  der  Zahlung  des  Preises  für  die  auf  Kredit  ver- 
kauften Waren  oder  Erzeugnisse.  Entscheidend  ist  vielmehr  hier  wie 
dort,  fQr  welchen  Zeitraum  die  Leistung  sich  als  das  wirtschaft- 
liche Ergebnis,  als  die  Frucht  der  Steuerquelle  darstellt." 

Fragen  wir  uns,  was  ist  das  Gemeinsame  aller  dieser  Fälle, 
in  welchen  von  einem  , wirklichen  Anfalle"  des  Einkommens  nicht 
die  Rede  sein  kann,  so  kann  es  nur  darin  gefunden  werden,  dass 
eine  Vermögensmehrungim  Sinne  kalifmän  nischer  Buchführung 
und  Rechnung  in  dem  betr.  Jahre  stattgeliinden  hat,  und  diese 
bildet  das  entscheidende  Moment,  das  Kriterium  für  jegliches  Ein- 
kommen. Alle  diejenigen  wirtschaftlichen  Güter,  welche  vom 
Steuerpflichtigen  im  Haushalte  etc.  verbraucht  werden  oder  zur 
Vermögensvermehrung  dienen,  sind  „Einkommen".  Selbst  die  Ver- 
brauchsgüter stellen  vor  dem  Verbrauch  eine  vorübergehende  Ver- 
mehrung des  „Vermögens"  dar  und  können  insofern  ebenfalls  jenem 
Kriterium  subsummiert  werden.  Für  das  „Erwerbsgeschaft  im 
weitesten  Wortsinne  im  Gegensatze  zur  Haushaltung  sind  ja  die 
vom  Steuerpflichtigen  in  seinem  Haushalte  verbrauchten  SachgOter 
stets  eine  wirkliche  Vermögensmehrung,  die  in  der  Jahresbilanz  in 
die  Erscheinung  tritt. 
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II.  Kapitel. 
Das  Einkommen  aus  der  Waldwirtschaft. 

I.  Begriff  des  forstlichen  Einkommens. 

Wie  wir  im  vorausgegangenen  gesehen  haben,  sind  Ver- 
mögen und  Einkommen  wirtschaftliche  Gegensätze,  und  gerade  die 
Besteuerung  des  Einkommens  verlangt  daher  grundsatzlich  eine 
scharfe  Trennung  zwischen  Vermögen  (Stammvermögen)  und  Ein- 
kommen. Ganz  besonders  gilt  dies  nun  für  den  forstlichen  Betrieb, 
der  mit  sehr  langen  Produktionszeiträumen  zu  rechnen  gezwungen 
ist,  und  bei  dem  nicht  wie  bei  anderen  Betrieben  das  Erzeugnis  all- 
jährlich vom  Erzeugungsmittel  getrennt  werden  kann ,  weil  das 
Hauptprodukt  der  Forstwirtschaft  nicht  im  Verlaufe  eines  Jahres 
seine  Nutzungsreife  erlangt. 

Ähnlich  wie  bei  der  Behandlung  vieler  anderer  in's  Gebiet  der 
forstlichen  Betriebslehre  einschlagenden  Fragen,  spielt  daher  auch 
bei  der  rechnerischen  Ermittlung  des  Einkommens  aus  der  Wald- 
wirtschaft der  Umstand  eine  grosse  Rolle  dass  der  grösste 
Teil  des  im  forstlichen  Betriebe  werbend  angelegten  Kapitalver- 
mögens aus  dem  gleichem  Stoffe  besteht  wie  die  erntereifen  Früchte 
dieser  Form  der  Bodenwirtschaft,  nämlich  aus  Holz.  Es  kann  daher 
nicht  Wunder  nehmen,  dass  die  Meinungen  über  das,  was  in  der 
Forstwirtschaft  als  Produktionsmittel  und  was  als  Produkt  (Erzeug- 
nis, Frucht)  zu  gelten  hat,  vielfach  auseinandergehen,  viel  häufiger 
als  in  anderen  Betrieben,  z.  B.  auch  in  der  Landwirtschaft  Jener 
Umstand  bildet  für  die  Berechnung  des  Einkommens  aus  der  Forst- 
wirtschaft eine  nicht  zu  unterschätzende  Schwierigkeit,  und  die 
Frage,  auf  welchem  Wege  diese  Schwierigkeit  zu  überwinden  ist, 
ohne  dass  dabei  das  Prinzip  gerechter  Steuerverteilung,  vor  allem 
der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  persönlichen,  wirtschaft- 
lichen und  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen, 
verletzt  wird,  bildet  geradezu  den  Kernpunkt  der  ganzen  Wald- 
besteuerungsfrage. 

Es  handelt  sich  also  zunächst  hier  um  die  Frage:  Was  ist 
unter  den  Produktionsmitteln  und  was  unter  den  Erzeugnissen  der 
Forstwirtschaft  vom  wirtschafUichen  und  vom  steuerlichen  Stand- 
punkte aus  zu  verstehen? 
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Sowohl  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftslehre  wie  auf  dem 
der  Steuerlehre  gilt  der  Zeitraum  eines  Jahres  als  derjenige,  auf 
welchen  sämtliche  Wirtschaftsrechnungen  zu  beziehen  sind.  Das 
Jahr  ist  als  die  Einheit  aller  wirtschaftlichen  Produktionsvorgänge 
zu  betrachten.  Was  daher  zu  Beginn  eines  Wirtschafts-  oder 
Betriebsjahres  in  irgend  einem  auf  Erwerb  gerichteten  Betriebe 
in  Form  von  Geld  oder  Geldeswert  vorhanden  ist,  muss  als  Pro- 
duktionsmittel oder  werbendes  Vermögen  des  betr.  Jahres  ange- 
sehen werden ,  und  was  am  Ende  des  Jahres  nach  -Abzug  der 
Produktions-  oder  Werbungskosten  an  Geld  oder  Geldeswert  vor- 
handen ist,  das  setzt  sich  zusammen  aus  dem  zu  Beginn  des  Jahres 
vorhandenen  Stammvermögen  und  dem  Jahres-Erzeugnisse,  Die 
Differenz  des  End-  und  des  Anfangswertes  ergibt  also  den  Wert 
des  in  dem  betr.  Jahre  erzeugten  Produkts,  den  Reinertrag  bezw. 
Reingewinn  der  Wirtschaft.  Dieser  Reinertrag  aber  ist  als  Jahres- 
produkt nichts  anderes  als  der  Einkommensteil  des  Inhabers  aus 
der  betr.  Wirtschaft.  Auf  den  forstlichen  Betrieb  angewandt,  sind 
sonach  alle  im  Verlaufe  eines  Wirtschafts-  oder  Betriebsjahres  er- 
erzeugten Werte,  d.  i.  —  forstlich  ausgedrückt  —  der  gesamte 
nach  Abzug  der  Produktionskosten  verbleibende,  reine  Jahres- 
Wertszuwachs  des  Waldes,  als  Reinertrag  und  als  Einkommen  aus 
dem  Betriebe  der  Forstwirtschaft  zu  betrachten.  Dies  ist  der  erste 
Hauptsatz,  auf  dem  sich  unsere  Auffassung  von  der  Besteuerung 
des  Waldes  aufbaut,  und  ihm  tritt  ein  zweiter  zur  Seite,  der  die 
Antwort  auf  die  Frage  darstellt:  welche  Kosten  sind  als  Produktions- 
kosten anzusehen  und  zu  verrechnen? 

Hinsichtlich  dieses  Punktes  ist  nun  streng  zu  unterscheiden 
zwischen  dem  Standpunkte  des  Unternehmers  und  demjenigen  des 
Steuerempfängers,  d.  h.  hier  des  Staates.  Will  der  Betriebsinhaber 
berechnen,  welchen  Unternehmergewinn  er  im  abgelaufenen  Wirt- 
schaftsjahre in  seinem  Betriebe  erzielt  hat,  so  muss  er  vom  Rohertrage 
sämtliche  Produktionskosten,  d.  h.  die  Summe  aller  im  Laufe  des 
Jahres  verbrauchten  Produktionsmittel,  in  Abzug  bringen.  Dazu 
gehören  aber  auch  die  Zinsen  des  gesamten  Produktionsaufwands 
oder  Produktionskapitals,  mag  dasselbe  nun  dem  Unternehmer 
selbst  eigentümlich  zustehen  oder  einem  anderen  (auf  dem  Betriebe 
ruhende  Schulden).  Was  vom  Rohertrage  nach  Abzug  aller  Pro- 
duktionskosten übrig  bleibt,  ist  als  Unternehmergewinn  zu  betrachten, 
während  der  Reinertrag  der  Wirtschaft  —  objektiv  genommen  — 
die  Zinsen  des  Produktionsaufwands  noch  einschliesst  Auf  den 
forstlichen  Betrieb  angewandt,  sind  also  vom  Rohertrage,  vom 
rauhen  Jahreswertszuwachse,    des  Waldes   die  Zinsen    des  Werts 
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der  zu  Beginn  des  Jahres  vorhandenen  Betriebs-  oder  Produktions- 
mittel in  Abzug  zu  bringen,  um  den  Unternehmergewinn  des  Jahres 
zu  ermitteln.  Zu  den  forstlichen  Produktionsmitteln  gehören  aber, 
einerlei  ob  man  sie  als  Anlage-  oder  Betriebskapitalien  bezeichnet, 
unzweifelhaft  sowohl  der  Wert  des  Grund  und  Bodens  wie  der  zu 
Beginn  des  Jahres  vorhandene  Wert  des  im  Walde  stockenden 
Holzvorrates,  Beide  Werte  zusammen  bilden  das  Waldvermögen, 
und  die  Zinsen  dieses  Waidvermögens  bilden  für  den  Betriebsin- 
haber Produktionskosten.  Auf  Grund  dieser  Erwägungen  gelangt  man 
bekanntlich  zu  der  Forderung,  dass  in  forstlichen  Rentabilitätsfragen 
der  Unternehmergewinn,  und  nicht  die  aus  Unternehmergewinn,  Zins 
des  Bodenkosten-  oder  Ankaufswertes  und  Rente  oder  Zins  des 
Holzvorratswertes  sich  zusammensetzende  Waldrente  (Waldrein- 
ertrag), der  entscheidende  Faktor  sein  soll.  Da  der  Zins  des 
Bodenkosten-  oder  Ankaufswertes  aber  beim  Vergleich  verschiedener 
Wirschaftsverfahren  konstant  bleibt,  so  kann  zum  Untemehmerge- 
winn  auch  dieser  Zins  addiert  werden,  ohne  das  Rechnungsergebnis 
dadurch  zu  verandern,  und  damit  gelangt  man  zur  Forderung  der 
grösstenBodenrente=Untemehmergewinn  plus  Zins  des  Bodenkosten- 
oder Ankaufswertes.  Ganz  anders  liegt  die  Sache  dagegen  vom 
Standpunkte  des  Steuerfiskus  und  vom  Gesichtspunkte  gerechter 
Steuerverteilung  aus.  Bei  der  Einkommenbesteuerung  kommt  es 
darauf  an,  die  dem  Steuerpflichtigen  aus  sämtlichen  ihm  zur  Ver- 
fügung stehenden  Produktionsmitteln  zufliessenden  Reinerträge,  nach 
Abzug  der  anderen  Personen  rechtlich  zukommenden  An- 
teile an  diesen  Reinerträgen,  festzustellen!  Der  Begriff  der 
Produktionskosten  ist  also  im  steuerlichen  Sinne  ein  begrenzterer, 
und  was  sich  hier  als  Differenz  ergibt,  das  ist  der  Reingewinn  des 
Wirtschafts-  oder  Geschäftsinhabers,  d.  h.  das,  was  ihm  zur  Befrie- 
digung seiner  Jahresbedürfnisse  verbleibt,  also  Einkommen. 

Streng  zu  unterscheiden  ist  hiernach  zwischen  dem  Reinge- 
winn des  Wirtschafts-  oder  Geschäftsinhabers  (Unternehmers)  und 
dem  „Unternehmergewinn",  der  mitunter  auch  als  Reingewinn 
bezeichnet  zu  werden  pflegt.  Es  dürfte  sich  empfehlen,  diesen 
Unterschied  auch  in  der  nationalökonomischen  Terminologie  schärfer 
als  dies  bisher  geschehen  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Den  steuerlichen  Standpunkt  auf  die  Forstwirtschaft  angewandt, 
unterliegt  der  reine  Jahres- Wertzuwachs  des  Waldes  als  wirklicher 
Reinertrag,  abzüglich  etwaiger  auf  dem  Walde  lastenden  Schuld- 
zinsen etc.,  der  Einkommenbesteuerung.  Der  reine  Jahres- Wertszu- 
wachs des  Waldes  wird  aber  in  der  forstlichen  Terminologie  als 
Waldrente  bezeichnet 
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Während  sonach  vom  Rentabilitäts-Standpunkte  aus  der 
Unternehmergewinn  oder  die  Bodenrente  als  massgebender  Faktor 
zu  betrachten  ist,  muss  vom  Standpunkte  des  Steuerwesens  aus 
zweifellos  die  Waldrente  als  diejenige  Grösse  angesehen  werden, 
welche  der  Steuer  zu  unterwerfen  ist. 

Mit  diesem  Nachsatze  wird  keineswegs  eine  Abkehr  vom  oder 
eine  Modifikation  des  Bodenreinertragsprinzips  ausgedrückt,  sondern 
es  wird  mit  demselben  lediglich  dem  Besteuerungsprinzipe  der 
Gerechtigkeit  Rechnung  getragen,  wonach  sämtliche  Reineinkünfte 
des  Steuerpflichtigen,  also  auch  die  des  Waldbesitzers  aus  seinen 
Forsten,  zu  besteuern  sind.  Der  Steuerstandpunkt  hat  mit  dem 
Rentabilitätsstandpunkte  gar  nichts  zu  tun.  Es  würde  im  höchsten 
Grade  ungerecht  sein,  wollte  man  von  der  Waldrente  den  Zins  des 
dem  Waldeigentümer  gehörigen  Holzvorrates  abziehen ,  also  die 
Bodenrente  zurunde  legen ,  um  das  Einkommen  zu  ermitteln. 
Die  Konsequenz  einer  solchen  Einkommensberechnung  würde  sein, 
dass  auch  beim  Landwirte  oder  beim  Gewerbetreibenden  die  Zinsen 
der  eigenen  Betriebskapitalien  vom  Reinertrage  abgezogen  werden 
müssten,  um  das  Einkommen  derselben  festzustellen.  Darauf  wird 
und  kann  aber  keine  Steuerverwaltung  eingehen,  weil  dadurch  das 
Prinzip  der  Einkommenbesteuerung  vollkommen  durchbrochen  wer- 
den würde. 

Für  die  Frage  der  Besteuerung  des  Waldes  und  speziell  des  Ein- 
kommens aus  demselben  handelt  es  sich  also  nun  in  der  Hauptsache 
darum,  den  Jahres -Wertzuwachs  der  forstlichen  Wirtschaft  fest- 
zustellen, und  zwar  auf  möglichst  einfache  Art  und  Weise. 

In  der  Forstwissenschaft  und  namentlich  in  der  forstlichen 
Betriebslehre  ist  allgemein  die  Unterscheidung  zwischen  jährlichem 
und  aussetzendem  Forstbetriebe  üblich.  Allein  weder  vom  wirt- 
schafdichen  Standpunkte  —  im  Sinne  der  Bodenreinertragslehre  — 
aus  noch  vom  Standpunkte  der  steuerlichen  Behandlung  aus  kann 
ein  grundsätzlicher  Unterschied  zwischen  den  beiden  Betriebsformen 
gefunden  werden.  Der  Hauptgrundsatz,  auf  den  sich  die  Boden- 
reinertragslehre stützt,  nämlich  der  Satz,  dass  ein  im  jährlichen 
Nachhaltsbetriebe  stehender  Wald  als  ein  Komplex  von  Beständen 
zu  betrachten  ist,  von  denen  jeder  einzelne  im  aussetzenden  Be- 
triebe bewirtschaftet  wird,  gilt  ebensowohl  für  die  Wirtschaftslehre 
wie  für  die  Steuerlehre,  und  wenn  dieser  Satz  richtig  ist,  dann  darf 
auch  ein  grundsätzlicher  Unterschied  in  der  Besteuerung  beider 
Betriebsformen  nicht  bestehen.  Beide  müssen  ganz  nach  dem 
gleichen  Prinzipe  steuerlich  behandelt  werden.  Wer  zu  der  Ansicht 
gelangt,  dass  der  aussetzende  Betrieb  nach  der  Bodenrente,  der 
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jährliche  Nachhaltsbetrieb  dagegen  nach  der  Waldrente  zu  besteuern 
ist,  der  muss  daraus  unbedingt  die  Folgerung  ziehen,  beide  Betriebs- 
formen seien  grundsätzlich  voneinander  verschieden,  und  der  obige 
Satz  sei  nicht  richtig,  sondern  durchaus  zu  verwerfen.  Also  ent- 
weder Anerkennung  der  Richtigkeit  des  Satzes  und  gleichmässige 
Besteuerung  der  beiden  Betriebsformen  oder  Bestreitung  der  Richtig- 
keit des  Satzes  und  verschiedene  steuerliche  Behandlung  der  beiden 
Betriebe.    Ein  Drittes  gibt  es  unseres  Erachtens  nicht! 

Die  Ermittelung  des  Jahres-Einkommens  aus  dem  forstlichen 
Jahres-Nachhaltsbetriebe  bietet  dann  keine  Schwierigkeiten,  wenn 
der  sogenannte  Normalzustand  des  Waldwirtschaftsganzen  gegeben 
ist  Das  Wirtschaftsganze  oder  die  Wirtschaftseinheit,  das  ist  der 
einem  Eigentümer  oder  Besitzer  gehörige  und  einemund  demselben 
Wirtschafiisbeamten  unterstellte  Komplex  von  Holzbeständen,  besteht 
aus  einer  oder  mehreren  Betriebsklassen.  Unter  Betriebsklasse  ist 
die  Einheit  der  Altersstufen-  und  Schlagordnung  oder  die  Gesamt- 
heit aller  der  aus  der  gleichen  Holzart  oder  Holzartenmischung 
bestehenden,  einer  Betriebsart  (Hochwald,  Niederwald,  Mittelwald) 
zugeteilten  und  in  derselben  Umtriebszeit  bewirtschafteten  Bestände 
innerhalb  eines  Wirtschaftsganzen  zu  verstehen').  Die  froher  als 
Kriterium  der  Betriebsklasse  noch  aufgestellte  Bedingung,  dass  für 
den  betreffenden  Beständekomplex  ein  besonderer  Etat  oder  Hiebs- 
satz ermittelt  und  festgestellt  wird,  ist  in  der  modernen  Wald- 
ertragsregelungslehre  mehr  und  mehr  fallen  gelassen  worden.  In 
der  IV.  Auflage  seiner  Forsteinrichtung')  gibt  Judeich  noch  an, 
dass  es  erforderlich  sei,  für  jede  Betriebsklasse  alle  die  Ertrags- 
regelung direkt  betreffenden  Rechnungen  getrennt  vorzunehmen. 
Doch  auch  daran  hält  man  in  neuester  Zeit,  hervorgerufen  —  wie 
uns  scheint  —  gerade  durch  die  Judeich'sche  Bestandeswirtschaft, 
nicht  mehr  streng  fest.  Jedenfalls  stellt  man  heute  nach  den  meisten 
Ertragsregelüngsvorschriften  nicht  mehr  für  jede  Betriebsklasse 
einen  besonderen  Hiebssatz  auf,  sondern  man  lässt  die  verschiedenen 
Betriebsklassen  eines  Wirtschaftsganzen  sich  gegenseitig  ergänzen. 

Ein  aus  verschiedenen  Betriebsklassen  zusammengesetzter 
Wald  befindet  sich  im  Normalzustande,  wenn  jede  einzelne  Betriebs- 
klasse für  sich  betrachtet  normal  ist.  Letzteres  ist  dann  der  Fall, 
wenn  die  Grundbedingungen  des  forstlichen  Normalzustandes,  der 
normale  Zuwachs,  die  normale  Altersstufenfolge  und  Schlagreihe 
und  der  normale  Holzvorrat  vorhanden  sind. 

1)  R.  Hess:  Enzyklopädie  und  Methodologie  der  Forstwissenschaft.  III. Teil: 
Die  forstliche  Betriebslehre.    Mönchen  1892.  S.  46  und  47. 

*)  F.  Judeich;  Die  Forstein  rieh  tung.  IV.  Aufl.    Dresden  1885.  S.  153. 
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Haben  wir  nun  einen  solchen  Normalwald  bezw,  eine  normale 
Betriebsklasse  vor  uns,  und  soll  dieser  Normalzustand  des  Waldes 
auch  weiterhin  erhalten  werden,  so  muss  jährlich  der  normale  Zu- 
wachs genutzt  werden,  der  jährliche  Hiebssatz  muss  gleich  dem 
Jahreszuwachs  des  Waldes  sein.  Der  zu  Beginn  des  Wirtschafts- 
jahres vorhandene  Normaivorrat  erhöht  sich  innerhalb  des  Jahres 
um  den  normalen  Zuwachs  des  Waldes  bezw.  der  Betriebsklasse, 
dieser  wird  am  Ende  des  Wirtschaftsjahres  in  Form  des  ältesten 
Schlages  genutzt,  und  zu  Beginn  des  kommenden  Wirtschaftsjahres 
ist  dann  der  normale  Holzvorrat  wieder  vorhanden.  Unter  diesen 
normalen  Verhältnissen  stellt  der  Wert  des  jährlichen  Hiebssatzes 
gleich  dem  Werte  des  jährlichen  Holzzuwachses  (Wertszuwachs) 
die  Rente  des- Waldes  oder  den  sogenannten  Waldreinertrag  dar. 
Diese  „Waldrente"  setzt  sich  zusammen  aus  der  Bodenrente  und 
dem  Zins  des  normalen  Holzvorratskapitals  und  bildet  das  Ein- 
kommen des  Waldbesitzers  aus  seinem  im  Normalzustande  befind- 
lichen Walde.  Man  hat  in  diesem  Falle  zwecks  Ermittelung  des 
Jahres-Einkommens  aus  der  Waldwirtschaft  nicht  nötig,  den  reinen 
Wertszuwachs  des  Waldes  bestandsweise  festzustellen,  sondern,  da 
die  Jahresnutzung  den  Wertszuwachs  repräsentiert,  so  ist  nichts 
weiter  erforderlich,  als  den  Geldwert  sämtlicher  Nutzungen  ein- 
schliesslich aller  im  Haushalt  und  in  anderen  Betrieben  des  Steuer- 
pflichtigen verbrauchten  Walderzeugnisse  in  Einnahme  zu  stellen 
und  hiervon  als  Ausgabeposten  alle  für  die  Erwerbung,  Sicherung 
und  Erhaltung  dieses  Waldrohertrages  gemachten  Aufwendungen 
in  Abzug  zu  bringen.  Die  verbleibende  Differenz  bildet  den  Rein- 
ertrag bezw.  die  Rente  des  Normalwaldes,  von  der  dann  nur  noch 
die  etwaigen  Schuldzinsen  etc.  abgezogen  werden  mUssten,  um  das 
Einkommen  des  Waldbesitzers  aus  seinem  forstlichen  Betriebe 
zahlenmassig  zu  erhalten. 

Da  dem  Waldbesitzer  in  der  Regel  auch  noch  andere  Ein- 
nahmequellen zur  Verfügung  stehen,  so  erscheint  es  zweckmässiger, 
die  Schuldzinsen  erst  am  Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen 
in  Abzug  zu  bringen,  und  aus  diesem  Grunde  werden  wir  im 
folgenden  den  selbstverständlichen  Schuldzinsenabzug  nicht  mehr 
weiter  erwähnen;  wir  betrachten  also  gewissermassen  den  Rein- 
ertrag oder  die  Rente  des  Waldes  als  den  aus  der  forstlichen 
Wirtschaft  fliessenden  Einkommensteil  des  Waldbesitzers,  der  mit  den 
übrigen  Einkommensteilen  zusammen  das  „Roheinkommen*  bildet, 
von  welchem  schliesslich  noch  die  „ Passivleistungen "  („persönliche" 
Abzüge)  in  Abzug  gebracht  werden  müssen,  um  das  zur  Bestreitung 
der  Lebensbedürfnisse  verbleibende  .Einkommen"   zu  erhalten. 
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Da  die  Einkommensteuer  das  wirkliche  Einkommen  des  Steuer- 
pflichtigen treffen  soU,  die  Holzpreise  etc.  des  Steuerjahres  aber 
bei  der  Steuerveranlagung  noch  nicht  bekannt  sind,  so  muss  be- 
züglich des  Einkommens  aus  dem  Forstbetriebe  natürlich  von  einer 
„Vorausbesteuerung"  abgesehen  werden.  Es  kann  sich  hier  vielmehr 
nur  darum  handeln,  entweder  die  Wirtschaftsergebnisse  des  dem 
Steuerjahr  bezw.  der  Veranlagungszeit  vorausgegangenen  Wirt- 
schafts- oder  Kalenderjahres  oder  das  Durchschnittsergebnis  meh- 
rerer verflossener  Wirtschaftsjahre  zugrunde  zu  legen.  Mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  die  Einnahmen  sowohl  wie  die  Ausgaben  der 
Forstwirtschaft  infolge  der  schwankenden  Holzpreise,  Löhne  und 
sonstigen  Ausgaben  auch  bei  jährlich  gleicher  Nutzungsgrösse  nicht 
feststehen,  sondern  mitunter  erheblich  voneinander  abweichen, 
schreiben  wohl  die  meisten  Einkommensteuergesetze  die  Berechnung 
des  forstlichen  Reinertrages  aus  dem  Durchschnittsergebnisse  der 
drei  vorausgegangenen  Wirtschaftsjahre  vor. 

Im  vorstehenden  wurde  die  Unterstellung  gemacht,  dass  der 
zu  besteuernde  Wald  bezw.  die  Betriebsklasse  sich  im  Normal- 
zustande befinde.  Ein  solcher  Wald  existiert  aber  nur  in  der  Idee, 
in  Wirklichkeit  kommt  er  —  das  bedarf  kaum  des  Nachweises  — 
nirgends  vor,  zumal  wenn  es  sich  um  grössere,  nachhaltig  und  in 
höheren  Umtrieben  bewirtschaftete  Hochwald wirtschafisganze  han- 
delt. Unsere  Waldungen  sind  sämtlich  in  abnormem  Zustande, 
der  Normalwald  ist  als  das  Ideal  anzusehen,  das  wir  wohl  anstreben, 
aber  niemals  erreichen  werden,  denn  der  Ursachen,  welche  die 
Erreichung  des  Normalzustandes  verhindern,  sind  so  unendlich 
viele,  dass  wir  froh  sein  müssen,  wenn  wir  uns  dem  Normal-  oder 
Idealzustande  möglichst  nahern. 

Wenn  nun  vollkommen  normale  Waldwirtschaftsganze  oder 
Betriebsklassen  nirgends  vorhanden  sind,  so  wird  jene  Beziehung 
zwischen  dem  Wertszuwachse  bezw.  der  Rente  des  Waldes  und 
dem  Werte  der  Jahresnutzung,  dem  sogenannten  Waldreinertrage, 
auch  nur  höchst  ausnahmsweise  bestehen.  Es  dürfte  als  Zufall  zu 
betrachten  sein,  wenn  die  Jahresnutzung  dem  Wertszuwachse  des 
Waldes  genau  gleich  kommt,  in  der  Regel  ist  der  wirkliche  Rein- 
erlös (Überschuss)  des  Wirtschaftsganzen  grösser  oder  kleiner  als 
der  reine  Jahres-Wertszuwachs  oder  die  wirkliche  Waldrente.  In- 
folgedessen kann  aber  auch  der  wirkliche  reine  Gelderlös  bezw. 
Geldwert  des  dem  Steuerjahre  vorangegangenen  Wirtschafts-  oder 
Kalertderjahres  oder  der  Durchschnitt  dreier  Wirtschaftsjahre  nicht 
als  Jahreseinkommen  aus  dem  Waldwirtschaftsbetriebe  gellen,  denn 
nach  unserer  Ansicht  besteht  das  Einkommen  aus  dem  Walde  nicht 
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aus  dem  tatsächlichen  jährlichen  Reinerlöse,  d.  h.  den  wirklichen 
Roheinnahmen  abzüglich  der  „Werbmigskosten",  sondern  aus  dem 
reinen  Wertszuwachse  des  Waldes.  Dieser  stellt  die  reine  Wald- 
vermögensmehrung und  damit  den  wirklichen  Reinertrag  oder  die 
Waldrente  des  betreffenden  Jahres  dar. 

Nicht  alle  Waldungen  werden  jedoch  im  jahrlichen  Nachhalts- 
betriebe bewirtschaftet.  Nur  die  grösseren  Wirtschaftsganzen  be- 
sitzen einen  derartigen  Holzvorrat  und  weisen  solche  Bestands- 
verhaltnisse auf,  dass  alljährlich  auf  Grund  von  Wirtschaftsplänen 
gleiche  bezw.  annähernd  gleiche  Holzmassen  genutzt  werden  können. 
Ein  grosser  Teil  des  Waldbesitzes  befindet  sich  im  sogenannten 
aussetzenden  Betriebe.  Hier  fallen  nicht  alljährlich  Holznutzungen 
an,  meist  wird  nicht  auf  Grund  eines  Betriebsplanes  gewirtschaftet, 
sondern  der  Besitzer  des  Waldes  schlägt  die  einzelnen  Bestände 
unter  ausgiebiger  Benutzung  der  Konjunktur-,  vor  allem  der  Holz- 
preis-Verhältnisse,  wenn  es  ihm  im  Hinblick  auf  seine  persönlichen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  etc.  am  zweckmässigsten  und  vorteil- 
haftesten erscheint. 

Die  Jahres-Rente  eines  solchen  Waldes,  der  aus  einem  oder 
mehreren,  aber  aus  weniger  als  u  (Umtriebszeit)  —  Jahresschlag- 

betrieb  —  oder  -  -  {v  =  VerjQngungszeitraum)    —    Femelschlag- 

betrieb  —  gleichaltrigen  oder  höchstens  einen  Altersunterschied 
von  V  Jahren  aufweisenden  Beständen  sich  zusammensetzt,  zu  er- 
mitteln, ist  natürlich  ebenso  schwierig  wie  die  Feststellung  der 
Rente  eines  nicht  normal  beschaffenen,  im  jährlichen  Nachhalts- 
betriebe stehenden  Waldes.  Hier  wie  dort  ist  eben  nicht  der 
wirkliche  jährliche  Holzeinschlag  für  die  Einkommensberechnung 
massgebend,  sondern  der  jährliche  Wertszuwachs,  d.  h.  die  eigent- 
liche Rente  des  Waldes. 

Da  diese  Rente  nun  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  infolge  der 
überall  bestehenden  Abnormität  unserer  Waldungen  nur  ganz  zu- 
fällig in  jedem  Jahre  in  flüssiges  Geld  umgesetzt  wird,  da  der 
wirkliche  Holzeinschlag  stets  mehr  oder  weniger  von  der  wahren 
Waldrente  abweicht,  so  ist  es  einleuchtend,  dass  unter  allen  Um- 
ständen der  reine  jährliche  Wertszuwachs  des  Waldes  behufs  Er- 
mittelung des  Reingewinnes  aus  der  Waldwirtschaft  festzustellen  ist. 

Selbst  für  grosse  Waldwirtschaften,  die  sehr  wohl  annähernd 
gleiche  Jahreserträge  im  Sinne  der  strengsten  Nachhaltigkeit  zu 
liefern  imstande  sind,  und  zwar  nicht  nur  für  Priv^forstbetriebe, 
sondern  sogar  für  die  an  und  für  sich  am  konservativsten  bewirt- 


schafteten  Staatsforstverwaltungen,  geht  die  Tendenz  der  Forst- 
einrichtung neuerdings  bereits  dahin,  von  den  Grundsätzen  der 
strengsten  Nachhaltigkeit  mehr  und  mehr  abzuweichen  und  die 
Konjunkturverhältnisse  besser  auszunutzen  als  bisher.  Man  nähert 
sich  dadurch  dem  aussetzenden  Betriebe.  Diese  Tendenz  ergibt 
sich  nicht  nur  aus  verschiedenen  Stimmen  in  der  Literatur,  sondern 
auch  aus  Massnahmen  bezw.  Vorschlägen  einiger  Forstverwaltungen. 

So  schreibt  Weise  (Z.  f.  F.  u.  J.  W.,  1908,  S.  3)  in  einem 
„Zur  zeitgemassen  Betriebsregelung"  betitelten  Artikel:  „Die  jähr- 
lich gleichmässige  Materialabnutzung  hatte  einen  Sinn,  solange  wir 
fast  nur  mit  Lokalmarktverhältnissen  zu  rechnen  hatten,  solange 
grosse  Gebiete  mit  dem  Bezüge  von  Brennholz  aus  bestimmten 
Waldungen  zu  rechnen  hatten.  Ftir  unsere  Zeit,  in  der  die  Kohle 
das  Brennholz  fast  verdrängt  hat,  für  unsere  Zeit,  wo  Nutzholz 
mehr  und  mehr  Weltmarktsware  ist,  wird  die  Vernunft,  die  in  der 
jährlich  gleichmässigen  Abnutzung  lag,  fast  zum  Unsinn.  Denn  der 
Jahresbedarf  an  Holz  ist  verschieden.  Er  steigt  im  allgemeinen, 
wenn  Handel  und  Wandel  im  Aufschwung  sind,  und  er. fällt,  wenn 
die  Hochkonjunktur  vorüber  ist.  Die  jährlich  gleichmässige  Ab- 
nutzung, zu  der  wir  uns  noch  bekennen,  zwingt  unsere  Industrie 
gerade  in  ihren  besten  Zeiten  zum  Bezüge  von  Holz  aus  anderen 
Staaten  und  drängt  unsere  holzverarbeitenden  Gewerbe  dazu,  selbst 
in  schlechten  Zeiten  den  Zuzug  vom  Auslande  aufrecht  zu  erhalten, 
um  ihn  jederzeit  wieder  verstärken  zu  können." 

Weise  weist  dann  darauf  hin,  dass  die  Methode  der  jährlich 
gleichmässigen  Holznutzung  den  waldbaulichen  Anforderungen  und 
Bedürfnissen,  insbesondere  bei  natürlicher  Verjüngung,  nicht  genüge. 
Diese  Nutzungsart  habe  uns  mehr  als  alles  andere  in  den  Kahl- 
schlagbetrieb hineingeführt  und  habe  mehr  für  Nadelholzanbau 
geleistet,  „als  nur  irgend  ein  Fichtenoberförster  oder  Fichtenrat 
leisten  konnte".  Auch  gegen  die  jährlich  gleichmässige  Geldauf- 
bringung aus  dem  Walde  wendet  er  sich,  indem  er  schliesslich  die 
Frage  aufwirft:  „Was  mag  wohl  unter  heutigen  Verhältnissen 
Deutschland  im  Laufe  eines  Jahrzehntes  die  gleichmässig  hohe, 
jährliche  Material-  und  Geldrente  kosten,  trotzdem  sie  ja  nicht  voll 
durchgeführt  werden  kann,  sondern  nur  grundsätzlich  besteht  und 
gleichsam  das  Ideal  der  Wirtschaft  ist? 

Die  Antwort  in  Zahlen  wird  nie  gegeben  werden.  Man  kann 
sie  nur  ahnen." 

Aber  auch  in  der  Praxis  gewinnt  die  Ansicht,  dass  die  ge- 
samte Forstwirtschaft  mehr  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  zu 
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leiten  sei,  mehr  und  mehr  an  Boden.  Nachdem  schon  vor  Jahren 
im  Grossherzogtum  Sachsen-Weimar-Eisenach  von  der  obersten 
Staatsforstbehörde  dem  Landtage  die  Vorlage  gemacht  worden 
war,  nach  welcher  aus  Einnahme-Überschüssen  ein  Forstreserve- 
fonds zu  bilden  sei,  dieser  Vorschlag  aber  abgelehnt  worden  war, 
ist  Württemberg  mit  der  Schaffung  eines  solchen  Reservefonds 
im  Jahre  1905  vorangeschritten.  Dieser  Fonds  hat  den  Zweck, 
Schwankungen  in  den  Reinerträgen  des  Staatsforstbetriebes  aus- 
zugleichen und  der  Forst  Verwaltung  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
günstige  Holzpreiskonjunkturen  durch  Erhöhung  des  Holzeinschlages 
tunlichst  auszunutzen,  ungünstigen  Konjunkturen  dagegen  durch 
Einschränkung  der  Holznutzung  zu  entsprechen.  Zwecks  Bildung 
des  Reservefonds  sollen  innerhalb  des  Zeitraumes  von  1905  bis  1917 
in  den  Württembergischen  Staatsforsten  ausserordentliche 
Holznutzungen  bis  zum  Gesamtbetrage  von  300000  Fm  Derbholz 
zum  Einschlag  gebracht  werden. 

In  allerjüngster  Zeit  hat  ein  der  Bayerischen  Kammer  der 
Reichsräte  vorgelegter  Antrag  des  Reichsrates  Grafen  zu  Törring, 
der  gegen  die  Bayerische  Staatsforstverwaltung  scharfe  Vorwürfe 
wegen  ihrer  hyperkonservativen  Wirtschaft  erhebt,  viel  Staub  bis 
weit  über  die  Grenzen  Bayerns  hinaus  aufgewirbelt.  Und  worin 
gipfelt  dieser  Antrag?  In  dem  Vorschlage,  aus  den  Einnahmen 
von  innerhalb  der  nächsten  30  Jahre  vorzunehmenden,  ausser- 
ordentlichen Holzhieben,  in  der  Höhe  von  jährlich  1,6  Milüonen  Fm 
mit  einem  geschätzten  erntekostenfreien  Jahreserlös  von  19,5  Mil- 
lionen Mark,  einen  Forstreservefonds  von  50  Millionen  Mark 
zu  bilden  und  ausserdem  eine  Reihe  ausserordentUcher  Ausgaben, 
wie  Ablösung  von  Forstberechtigungen,  Ankauf  von  Aufforstungs- 
gelände,  Verbesserung  der  forstlichen  Transportanstalten,  Reform 
des  Forsteinrichtungswesens,  Tilgung  der  Staatsschulden  etc.,  damit 
zu  bestreiten.  Die  Ansammlung  des  Reservefonds  soll  den  Zweck 
haben,  in  Jahren  sinkender  Konjunktur  zu  verhindern,  dass  Minder- 
einnahmen durch  Mehrfällungen  ausgeglichen  werden.  Nur  noch 
eines  kleinen  Schrittes  weiter  vorwärts  bedarf  es  also,  und  das 
Prinzip  des  strengsten  jährlichen  Nachhaltsbetriebes,  das  uns  immer- 
hin als  Ideal  weiter  vorschweben  kann,  ist  durchbrochen.  Die 
Konjunkturverhältnisse  werden  auf  die  Grösse  der  Jahres-Holz- 
nutzung  nicht  nur  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  einen  starken 
Einfluss  ausüben,  sondern  auch  bei  den  zum  jährlichen  Nachhalts- 
betriebe bestimmten  und  eingerichteten  Waldwirtschaften.  Erhöhung 
■der  Nutzung  über  den  jährhchen  Wertszuwachs  des  Waldes  hinaus 
in  Zeiten  steigender  Konjunktur  und  Einschränkung  des  Holzein- 
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Schlages  während  wirtschaftlicher  Kriseperioden,  das  wird  in  Zukunft 
die  Losung  einer  rationell  geleiteten  modernen  Forstwirtschaft  sein. 

Bei  solcher  Sachlage  der  Waldwirtschaft  wird  natürlich  die 
Frage  immer  brennender  werden :  Auf  welche  Weise  hat  die  Er- 
mittlung des  forstlichen  Jahres-Reinertrags  oder  Reingewinns,  der 
wirklichen  Waldrente,  zu  erfolgen? 

Es  kann  nun  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  bei  Betrieben 
mit  kaufmännischer  Buchführung  die  Jahresbilanz  allgemein  als 
diejenige  Aufstellung  angesehen  wird,  welche  den  Reingewinn  bezw. 
das  Einkommen  aus  der  Unternehmung  am  richtigsten  und  zuver- 
lässigsten angibt. 

Aus  diesem  Grunde  schreiben  denn  auch  die  meisten  modernen 
Einkommensteuergesetze  ausdrücklich  vor,  dass  für  Handel-  und 
Gewerbetreibende  der  Geschäftsgewinn ,  berechnet  in  den  sogen. 
Handelsbüchern  nach  den  Grundsätzen,  wie  sie  für  die  Inventur 
und  die  Bilanz  durch  das  Handelsgesetzbuch  vorgeschrieben  sind 
und  sonst  dem  Gebrauch  eines  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen, 
als  Einkommen  zu  gelten  habe.  In  analoger  Weise  sollen  für  solche 
land-  und  forstwirtschaftliche  Betriebe,  welche  geordnete,  den 
Reinertrag  ziffermassig  nachweisende  Bücher  führen,  diese  Bücher 
die  Grundlage  für  die  Reinertrags-  bezw.  Einkommensberechnung 
bilden.  Daraus  geht  hervor,  dass  man  auch  für  den  Forstbetrieb 
die  kaufmännische  Buchführung  als  diejenige  betrachtet,  welche 
den  reinen  Geschäftsgewinn  am  richtigsten  und  genauesten  angibt. 
Wenn  die  kaufmännische  Buchführung  aber  allgemein  als  das  zu- 
verlässigte  Mittel  zur  Ermittlung  des  Einkommens  oder  Reingewinns 
aus  geschäftlichen  Unternehmungen  anerkannt  wird,  dann  erscheint 
es  doch  nur  logisch,  wenigstens  die  Grundsätze  der  kaufmän- 
nischen Buchführung  soviel  als  irgend  möglich  auch  auf  diejenigen 
Betriebe  anzuwenden,  welche  keine  kaufmännische  oder  geordnete 
Buchführung  besitzen.  Nur  dort,  wo  es  gar  nicht  anders  geht, 
sollte  man  von  diesen  Grundsätzen  abweichen. 

Nach  welchen  Grundsätzen  wird  nun  bei  der  kaufmännischen 
Buchführung  verfahren? 

§  39  des  Handelsgesetzbuchs  bestimmt: 

„Jeder  Kaufmann  hat  bei  dem  Beginne  seines  Handelsgewerbes 
seine  Grundstücke,  seine  Forderungen  und  Schulden,  den  Betrag 
seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Vermögensgegenstände 
genau  zu  verzeichnen,  dabei  den  Wert  der  einzelnen  Vermögens- 
gegenstände anzugeben  und  einen  das  Verhältnis  des  Vermögens 
und  der  Schulden  darstellenden  Abschluss  zu  machen. 
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Er  hat  demnächst  für  den  Schluss  eines  jeden  Geschäftsjahres 
ein  solches  Inventar  und  eine  solche  Bilanz  aufzustellen;  die  Dauer 
des  Geschäftsjahres  darf  zwölf  Monate  nicht  überschreiten.  Die 
Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  ist  innerhalb  der  einem 
ordnungsmässigen  Geschäftsgang  entsprechenden  Zeit  zu  bewirken." 

Im  §  40  heisst  es  u.  a. : 

„Bei  der  Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  sind  sämt- 
liche Vermögensgegenstände  und  Schulden  nach  dem  Werte  anzu- 
setzen, der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für  welchen  die 
Aufstellung  stattfindet." 

Unter  Inventar,  versteht  also  das  Handelsgesetzbuch  ein  Ver- 
zeichnis sämtlicher  Vermögensstücke  und  Schulden  mit  Angabe 
der  Werte,  während  die  Bilanz  der  das  „Verhältnis  des  Vermögens 
und  der  Schulden  darstellende  Abschluss*  ist.  Die  Handelsbücher 
haben  ohne  Zweifel  den  Zweck ,  durch  Vergleich  der  Aktiva  mit 
den  Passiva  die  Lage  des  Vermögens  vollständig  ersehen  zu 
lassen.  Allein  sie  stellen  nicht  bloss  den  Vermögenszustand  in 
einem  bestimmten  Zeitpunkte  zahlenmassig  dar,  sondern  sie  geben 
auch  durch  die  Vergleichung  des  Verraögenszustandes  in  der  Bilanz 
am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  mit  dem  Vermögenszustande 
zu  Beginn  des  Geschäftsjahres  {vorjährige  Bilanz  bezw.  Eröff- 
nungsbilanz, wenn  die  Unternehmung  nur  seit  einem  Jahre  besteht) 
den  Vermögensgewinn  oder  -Verlust  im  Geschäfte  an.  Dieser 
Geschäfts  Vermögensgewinn  ist  aber  doch  nichts  anderes  als  der 
Geschäftsgewinn,  denn  wenn  das  Geschäft  ganz  getrennt  für 
sich  behandelt  wird,  das  Kapitalvermögen  des  Geschäftsinhabers 
z.  B.  bei  der  Inventur  ausgeschlossen  bleibt,  dann  gibt  doch  die 
Differenz  der  beiden  Vermögensstände  am  Schlüsse  und  zu  Beginn 
des  Geschäftsjahres  den  in  der  Unternehmung  erzielten  Geschäfts- 
gewinn an.  Hat  der  Unternehmer  im  Laufe  des  Jahres  aus 
seinem  eigenen  sonstigen,  nicht  zum  Geschäftsvermögen  gehörigen 
Vermögen,  z.  B,  aus  seinem  Kapitalvermögen,  Neueinlagen  in's 
Geschäft  gemacht,  so  erscheinen  diese  bei  Aufstellung  der  Jahres- 
schluss-ßilanz  entweder  sowohl  als  Aktiva  wie  als  Passiva,  oder 
wenn  sie  als  Passiva  nicht  gebucht  sein  sollten,  so  müssen  sie 
bei  Feststellung  des  eigentlichen  Jahres-G  e  s  c  h  ä  f  t  s  gewinnes 
natürlich  in  Abzug  gebracht  werden. 

Es  fragt  sich  nun  weiter,  in  welcher  Weise  die  Grundsätze 
der  kaufmännischen  Buchführung  auf  die  Einkommensberechnung 
zu  steuerlichen  Zwecken  Anwendung  finden  sollen? 

Das  preussische  Einkommensteuergesetz,  das  ja  in  allen  diesen 
Fragen  vielen  anderen  Einkommensteuergesetzen  als  Muster  gedient 


hat,  und  dessen  Auslegung  durch  die  obersten  Gerichtshofe,  ins- 
besondere durch  das  Oberverwaltungsgericht,  heute  als  tonan- 
gebend für  alle  allgemein-steuerrechtlichen  Fragen  zu  s'^'ten 
hat,  bestimmt  in  seinem  §  13:  „Als  Einkommen  aus  Handel,  Ge- 
'  werbe  und  Bergbau  gilt  der  Geschäftsgewinn.  Bei  Steuerpflichtigen, 
welche  Handelsbücher  nach  Vorschrift  der  §  §  38  ff.  des  Handels- 
gesetzbuchs führen,  ist  der  Gewinn  unter  Beachtung  der  Vorschriften 
im  §  7  und  §  8  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche 
fOr  die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  Handelsgesetzbuch  vorge- 
schrieben sind  und  sonst  dem  Gebrauch  eines  ordentlichen  Kauf' 
manns  entsprechen.  Insbesondere  gilt  dies  einerseits  von  dem 
Zuwachse  des  Anlagekapitals  und  andererseits  von  den  regelmässigen, 
jährlichen  Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen  Berücksich- 
tigung der  Wertverminderung  entsprechen." 

Von  Interesse  ist  es  nun  für  uns,  zu  sehen,  welche  Auslegung 
diesem  Gesetzesparagraphen  gegeben  worden  ist? 

Fuisting  äussert  ^ch  hierzu  (a.  a.  O.  I.  Band,  VII.  Aufl.,  S.  235  fT.) 
wie  folgt; 

.Nach  dem  Satze  3  des  Abs.  i  gelten  die  handelsrechtlichen  Grund- 
Sätze  (s.gilt  dies"')  „einerseits  von  dem  Zuwachse  des  Anlagekapitals  und 
anderseits  von  den  regelmässigen  jährlichen  Abschreibungen'"  usw.  Es  kommt 
also  nur  darauf  an,  die  handelsrechtlichen  Grundsatze  hierdber,  welche 
auch  steuerrech  [lieh  Anwendung  finden  mQssen,  richtig  zu  entwickeln.  Zu 
diesem  Zwecke  musa  man  von  dem  Begrifie  des  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital es  ausgehen,  die  beiden  hierin  enthaltenen,  ganz  ungleichartigen  Gruppen 
des  Anlagekapitals  (Anlagen)  und  des  Betriebskapitals  scharf  voneinander 
unterscheiden  und  hiernach  prüfen,  inwieweit  die  Änderungen  innerhalb  jeder 
einzelnen  Gruppe  das  Gebiet  des  Vermögens  oder  des  Ertrags  berühren." 

Hinsichtlich  der  Veränderungen  in  den  Werten  des  Anlagekapitals  sagt 
dann  Fuisting  weiter'):  „Das  gewerbliche  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital im  kaufmännischen  und  wirtschaftlichen  Sinne  ist  das  gesamte,  in  dem 
einzelnen  Betriebe  werbende,  d.  i.  zur  Erzielung  des  gewerblichen  Ertrags 
unter  Mitwirkung  von  Arbeit  tatsächlich  verwendete  oder  bestimmte  Ver- 
mögen. Es  zerfällt  in  zwei  ihrer  Bedeutung  nach  völlig  verschiedene  Gruppen: 
die  bestimmungsmassig  dem  Betriebe  dauernd  zu  erhaltenden  Bestand- 
teile (Anlage-  oder  stehendes  Kapital),  wie  eigene  gewerbliche  Grundstüdce, 
Gebäude-  und  bauliche  Anlagen,  Maschinen,  Betriebsutensilien,  Gerätschaften  und 
Werkzeuge,  Wasser-  und  Zugkräfte,  Patent-,  Verlags-  usw.  Rechte  und  dergl.; 
weiter  die  bestimmungsmässigfort  laufend  dem  Verbrauche,  dem  Wechsel 
oder  der  Form  Veränderung  dienenden  Bestandteile  (Betriebs-  oder 
umlaufendes  Kapital),  wie  Vorräte  an  fertigen  Waren,  Roh-  und  Hilf 
Stoffen,  an  Heizungs-,  Beleuchtungs-  und  Futtermitteln,  Wertpapiere,  Wechsel, 
bares  Geld,  Forderungen  (Aussenstände)  und  Schulden." 

„Die  Gegenstände  des  A  niage  kapitals  gehsren  als  dauernde  Bestandteile 
der  Quelle  nur  zum  quellenmassigen  Vermögen,  wahrend  die  Gegen- 

I)  S.  auch  Fuisting:  Die  direkten  Steuern,  Band  IV,  §  69,  S.  170. 
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Stande  des  Betriebskapitals  einzeln  fttr  sich  ihrer  Bestimmung  nach  nicht  der 
Quelle  erhalten  bleiben,  sondern  im  Gegenteile  so  rasch  und  so  oft  als  möglich  in 
andere  Werte  umgesetzt  werden  sollen,  um  hierdurch  Ertrag  zu  erzielen.  Nur  die 
Werte,  nicht  aber  die  einzelnen  Gegenstände  des  bereits  vorhandenen  Betriebs- 
kapitals kommen  hier  in  Betracht,  während  sich  in  den  erzielten  Mehrwerten 
der  Ertrag  darstellt. 

Es  liegt  deshalb  im  Wesen  des  Gewerbebetriebes,  sämtliche  Vot^änge 
im  Bereiche  des  B  etriebskapitaies  wahrend  des  laufenden  Geschäftsjahres  zu 
berücksichtigen,  und  i>ei  kaufmännischer  Buchführung  kann  auch  nicht  unter- 
schieden werden,  ob  die  Ursachen  der  Vorgänge  in  frühere  Jahre  zurückreichen : 

„„Es  kann  gar  keinem  Zweifel  unterhegen,  dass  alle  das  Betriebs- 
kapital eines  Kaufmanns  berOhrenden  Geschäftsvorgänge,  welche  die  Einnahmen 
oder  Ausgaben  des  laufenden  Betriebsjahres  vermehren  oder  vermin- 
dern, mögen  die  Ursachen  dieser  Vorgange  im  laufenden  Jahre  entstanden 
sein  oder  in  frühere  Betriebsjahre  zurückreichen,  nach  den  auch  steuer- 
rechtlich massgebenden  Grundsätzen  über  Inventur  und  Bilanz  für  das  laufende 
Betriebsjahr  berücksichtigt  werden  müssen.  Sonst  würde  die  handelsrechtliche 
Grundregel,  dass  bei  Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  sämtliche  Ver- 
möge negegenst&nde  und  Schulden  nach  ihrem  wirklichen,  zeitigen  Werte  an- 
zusetzen sind,  verletzt  werden."  (Entscheidung  in  Staatssteuersachen, 
12.  125  126.) 

,Die  Wertminderungen  der  Anlagen  infolge  des  Betriebes 
werden  durch  die  Abschreibungen  ausgeglichen.  Dagegen  berühren  die 
nicht  als  unmittelbare  Folge  des  Betriebes  erscheinenden  Änderungen 
in  den  Werten  des  Anlagekapitals  nur  das  Vermögen.  Dies  gilt  sowohl 
für  den  Verlust,  als  auch  iör  den  Zuwachs  an  Werten  des  Anlagekapitals. 
Der  Verlust  darf  als  Minderung  des  Ertrages  nur  soweit  in  Betracht  kommen, 
als  die  Vermögenssubstanz  infolge  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der 
Anlagen  im  Betriebe  eine  Wertminderung  erfahren  bat;  dies  geschieht  mittelst 
der  Abschreibungen.  Der  Zuwachs  muss  dagegen  bei  Berechnung  des  Er- 
trages ganz  unberücksichtigt  bleiben.' 

Aus  vorstehenden  Zitaten  geht  hervor,  dass  Fuisting  die 
Geschäftsvorgänge,  welche  das  Betriebskapital  berühren,  beider 
Geschäfts- Reingewinnberechnung  samtlich  berücksichtigt  haben 
will,  dagegen  sollen  von  den  Änderungen  in  den  Werten  des 
Anlagekapitals  nur  diejenigen  Wertminderungen,  die  als  unmittel- 
bare Folge  der  bestimmungsgemässen  Verwendung  der  Anlagen  im 
Betriebe  zu  betrachten  sind,  in  Form  der  kaufmännischen  Abschrei- 
bungen  als  negatives  Einkommen  des  Geschäfts,  als  Werbungs- 
kosten oder  sachliche  Abzüge,  behandelt  werden.  Alle  anderen 
Verluste  und  sämtliche  Zuwachse  am  Anlagekapital  sollen  hingegen 
bei  der  Berechnung  des  Reinertrages  des  Geschäfts  unberücksich- 
tigt bleiben. 

Fuisting  ist  der  Ansicht  (a.  a.  O.  IV.  Band,  S.  i72>,  dass 
die  Einheit  und  Gleichmassigkeit  durchbrochen  werden  würde,  und 
die  Besteuerung   der  Gewerbetreibenden  nicht  nach  dem  Ertrage, 
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sondern  nach  dem  Vermögenszuwachse  erfolgen,  also  Oberhaupt 
keine  Einkommen- ,  sondern  eine  Vermögenszuwacfassteuer  sein 
werde,  wenn  das  Ergebnis  der  Vermögensbilanz  durchweg  den 
steuerlichen  Ertrag  darstellen  sollte.  Er  fürchtet  eine  völlige  Preis- 
gabe des  allgemeinen  Einkommensbegriffs  im  Sinne  der  Quellen- 
theorie im  Bereiche  des  Gewerbebetriebes,  und  will  daher  den  in 
den  handelsrechtlichen  Bilanzen  sich  darstellenden  Geschäftsgewinn 
nur  insoweit  als  steuerlichen  Ertrag  gelten  lassen,  als  es  mit  dem 
allgemeinen  Einkommensbegriffe  (im  Sinne  der  Quellentheorie)  ver- 
einbar ist. 

Ob  diese  Auslegung  der  Gesetzesvorschriften  die  richtige  ist, 
erscheint  uns  um  so  fraglicher,  als  die  Rechtsprechung  des  Ober- 
verwaltungsgerichts derselben  früher  nicht  entsprach,  sondern  sich 
erst  allmählich  mit  der  im  Kommentar  etc.  immer  schärfer  hervor- 
tretenden Betonung  der  Quellentheorie  ihr  angepasst  hat.  Fuisting 
selbst  sagt  (I.  Band,  VII.  Aufl.,  S.  237),  dass  das  Oberverwaltungs- 
gericht in  der  älteren  Rechtsprechung  dazu  geneigt  habe,  die 
Wertsteigerungen  des  Anlage  kapitales  als  Ertrag  anzu- 
rechnen und  zitiert  zum  Beweise  dessen  die  Entscheidungen  Nr.  57 
im  Band  IV  und  Nr.  73  im  Band  VII,  aber  selbst  aus  der  oben 
zitierten  Stelle  der  Begründung  der  Entscheidung  vom  6.  April  1905, 
Band  XII  Nr.  46,  II,  S.  125/126  geht  hervor,  dass  das  Oberverwal- 
tungsgericht sich  damals  der  Fuisting  'sehen  Auslegung  noch 
nicht  anschloss,  denn  unter  „sämtliche  Vermögensgegenstände" 
sind  doch  zweifellos  auch  die  Gegenstände  des  Anlagekapitals 
zu  rechnen. 

Auch  die  Ausführungs-Anweisung  des  Finanzministers  vom 
25.  Juli  1906  steht  mit  der  Fuisting'schen  Auslegung  unseres  Er- 
achtens  im  Widerspruch.  Wenn  der  dritte  Satz  des  ersten  Absatzes 
des  §  13  des  Einkommensteuergesetzes  bei  ungezwungener  und 
ungekünstelter  Auslegung  besagt ,  dass  sowohl  der  Zuwachs  des 
Anlagekapitals  wie  die  regelmässigen,  jährlichen  Abschreibungen, 
welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der  Wertverminderung 
entsprechen,  bei  der  Ermittlung  des  Geschäftsgewinnes  nach  handels- 
rechtlichen Grundsätzen  in  Rechnung  gestellt  werden  sollen,  so 
mag  er  vielleicht  —  für  uns  ist  auch  das  noch  nicht  bewiesen  — 
im  Gegensatz  zu  den  Bestimmungen  der  §§7  und  8,  also  auch  zum 
zweiten  Satze  des  ersten  Absatzes  des  §13.  stehen;  in  der  Anwei- 
sung des  Finanzministers  findet  sich  dagegen  nicht  der  geringste 
Widerspruch  in  den  verschiedenen  Bestimmungen.  Artikel  19,  der 
von  der  Gewinnberechnung  bei  kaufmännischer  Buchführung  han- 
delt, bestimmt,  dass  der  Gewinnberechnung  die  Bücherabschlüsse 


der  drei  letztabgeschlossenen  Geschäftsjahre  nebst  den  vorschrifts- 
massig  angefertigten  Bilanzen  zugrunde  zu  legen  sind,  soweit  nicht 
entgegenstehende  Bestimmungen  der  §§7  und  8  des  Gesetzes  eine 
Berichtigung  erforderUch  machen.  Die  beiden  dann  folgenden  Bei- 
spiele, welche  zur  Erläuterung  der  entgegenstehenden  Bestimmungen 
der  §§7  und  8  dienen  sollen,  stehen  auch  im  Gegensatz  zu  den 
handelsrechtlichen  Grundsätzen  kaufmännischer  Buchführung.  Zinsen 
des  im  Handels-  oder  Gewerbebetrieb  angelegten,  eigenen  Kapitals 
des  Gewerbetreibenden  sind  auch  handelsrechtlich  Teile  des  Ge- 
schäftsgewinns, dürfen  also  nicht  abgezogen  werden,  und  zu  den 
Ausgaben,  deren  Abzug  gemäss  Artikel  4  111  überhaupt  unzu- 
lässig ist,  köimen  Vermögens-  und  Kapitalverluste,  die  allein  hier 
in  Betracht  kommen,  nicht  gerechnet  werden,  denn  sie  sind  keine 
Ausgaben. 

Überhaupt  muss  hervorgehoben  werden,  dass  der  Abzug  von 
Ausgaben  bei  der  Aufstellung  einer  handelsrechtlichen  Bilanz  selbst 
und  bei  der  hierauf  basierenden  Reingewinnsberechnung  gar  keinen 
Platz  hat.  Hier  handelt  es  sich  um  eine  Gegenüberstellung  der 
Geschäfts-Aktiva  und  -Passiva.  Allerdings  können  die  Aktiva  durch 
Ausgaben  vermindert  oder  die  Passiva  vermehrt  worden  sein. 
Allein  von  den  nach  Artikel  4 III  nicht  abzugsfähigen  wirklichen 
Ausgaben  scheiden  die  unter  2.  genannten  Haushaltungskosten 
bei  vollständiger  Trennung  von  Geschäft  und  Haushalt  vollständig 
aus,  die  unter  i.  aufgeführten  Verwendungen  zur  Verbesserung 
und  Vermehrung  des  Vermögens  etc.  haben  in  der  Bilanz  die 
Aktiva  an  einer  Stelle  um  mindestens  den  gleichen  Betrag  erhöht, 
um  welchen  sie  diese  an  einer  anderen  Stelle  vermindert  oder  die 
Passiva  erhöht  haben,  und  die  unter  4.  und  5.  genannten  Ausgaben 
gehören  streng  genommen  auch  nicht  in  die  Geschäftsbücher.  Sie 
betreffen  den  Steuerpflichtigen  nicht  als  Geschäftsinhaber,  sondern 
als  Staats-  oder  Gemeindeangehörigen  etc.  Die  unter  3.  angegebenen 
Vermögens-  und  Kapitalverluste  schliesslich  sind  keine  eigenthchen 
Ausgaben,  sie  fallen  also  auch  nicht  unter  den  Artikel  19,  der  allein 
von  der  Gewinnberechnung  bei  kaufmännischer  Buchführung  han- 
delt. Diese  hat  ja  gegenüber  der  sonstigen  Gewinnberechnung  ihre 
Besonderheiten  nach  verschiedener  Richtung,  so  auch  hier,  wo 
z.  B.  im  Geschäftsbetriebe  durch  Kursrückgang  entstehende  Verluste 
an  Wertpapieren  den  Geschäftsgewinn  vermindern,  während  dies 
sonst  —  beim  Nichtkaufmann  —  nicht  der  Fall  ist. 

„Mit  dieser  Massgabe",  heisst  es  im  Artikel  19  weiter,  „ist  der 
Reingewinn  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für 
die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  Handelsgesetzbuch  vorgeschrieben 
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sind  und  sonst  dem  Gebrauch  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ent- 
sprechen. Insbesondere  gilt  dies  einerseits  von  dem  Zuwachs  des 
Anlagekapitals  und  anderseits  von  den  regelmässigen,  jahrlichen 
Abschreibungen,  weiche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der 
Wertvermindening  entsprechen ,  sowie  von  den  regelmässigen, 
jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden,  Maschinen, 
Betriebsgerätschaften  usw." 

Auffallend  erscheint  es,  dass  neben  den  „regelmässigen,  jähr- 
lichen Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung 
der  Wert  Verminderung  entsprechen",  nochmals  besonders  die  „regel- 
mässigen, jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden, 
Maschinen  etc."  angegeben  werden,  auffallend  aus  dem  Grunde, 
weil  die  erstgenannten,  „kaufmännischen  Abschreibungen"  auf  Grund 
handelsrechtlicher  Buchführung  sich  auf  alle  Teile  des  Anlage- 
und  Betriebskapitals  erstrecken  und  alle  Wertverminderungen  er- 
fassen sollen,  also  auch  die  regelmässigen,  jährlichen  Absetzungen 
für  Abnutzung  von  Gebäuden  etc.  umfassen,  die  doch  der  Wert- 
verminderung entsprechen  sollen,  welche  die  Gebäude,  die  Maschinen 
oder  das  Inventar  durch  den  bestimmungsmässigen  Ge- 
brauch im  regelmässigen  Verlauf  der  Dinge  innerhalb  der  für 
die  Veranlagung  massgebenden  Zeitperiode  erlitten  haben.  Wenn 
nach  der  Auffassung  Fuisting's  die  Wertminderungen  oder 
-Verluste  an  den  Anlagen  infolge  des  Betriebs,  welche  durch  die 
„Abschreibungen"  ausgeglichen  werden,  nur  insoweit  als  Minderung 
des  Ertrags  in  Betracht  kommen  können,  als  die  Vermögenssubstanz 
infolge  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der 
Anlagen  im  Betriebe  eine  Wertverminderung  erfahren  hat,  dann 
sind  die  Worte  „sowie  von  den  regelmässigen,  jährlichen  Ab- 
setzungen   "  durchaus  überflüssig,  denn  die  „Abschreibungen" 

am  Anlagekapital  sind  ja  dann  voUstangig  identisch  mit  den  „Ab- 
setzungen" ;  allerdings  halten  wir  die  betr.  Worte  auch  dann  für 
Oberflüssig,  wenn  man  den  „Abschreibungen"  bezüglich  des  Anlage- 
kapitals eine  andere  Auslegung  alsFuisting  gibt,  immerhinkann 
man  in  diesem  Falle  aber  doch  eher  verstehen,  aus  welchem  Grunde 
man  von  „Absetzungen"  und  von  „Abschreibungen"  spricht,  näm- 
lich weil  beide  Ausdrücke  dann-  nicht  identisch  sind  und  weil  unter 
„Abschreibungen"  speziell  des  Anlagekapitals  solche  Wertvermin- 
derungen verstanden  werden  können,  welche  durch  Konjunkturen 
etc.  verursacht  werden.  Unseres  Erachtens  liegt  jedenfalls  kein 
Grund  vor,  die  Ausführungs- Anweisung  des  Finanzministers  dahin 
zu  interpretieren,  dass  der  Zuwachs  und  der  Verlust  an  den  Werten 
des  Anlagekapitals,  welche  nicht  als  unmittelbare  Folge  des 
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Betriebs  erscheinen,  die  Höhe  des  Reinertrags  bezw.  Reingewinns 
nicht  berühren,  sondern  lediglich  das  Vermögen.  Wir  halten  sogar 
die  allgemeine  Berücksichtigung  dieser  Veränderungen  am  Ver- 
mögen —  nicht  nur  beim  Gewerbebetrieb  mit  kaufmännischer 
Buchführung  —  bei  der  Einkommenberechnung  für  richtig,im  Sinne 
einer  gerechten  Steuerverteilung  nach  dem  Grundsatze  der  per- 
sönlichen, wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit,  und  wir  sind  nicht 
der  Ansicht,  dass  man  dann  nicht  mehr  von  einer  Einkommen-, 
sondern  von  einer  Vermögenszuwachssteuer  reden  könne,  denn  für 
uns  ist  Vermögenszuwachs  nichts  anderes  als  Einkommen. 

Ganz  abgesehen  von  dieser  das  Anlagekapital  berührenden 
Streitfrage,  handelt  es  sich  aber  im  vorliegenden,  das  Einkommen 
aus  der  Forstwirtschaft  betreffenden  Falle,  in  der  Hauptsache  um 
Betriebskapitalien,  über  deren  steuerliche  Behandlung  bei  kauf- 
männischer Buchführung  ja,  wie  wir  gesehen  haben,  vollständige 
Übereinstimmung  nach  der  Richtung  besteht,  dass  Veränderungen 
an  dem  Werte  der  Betriebskapitalien,  mögen  sie  herrühren,  woher 
sie  wollen,  mögen  sie  im  regelmässigen  Betriebe  entstanden  oder 
durch  ausserordentliche  Vorgänge  verursacht  sein,  bei  der  Ein- 
kommensfeststellung zu  berücksichtigen  sind.  Das  aber  das  in  den 
Holzbeständen  des  Waldes  werbend  angelegte  Kapital  bezw.  Ver- 
mögen zu  den  Betriebskapitalien  der  Waldwirtschaft  im  wirt- 
schaftlichen und  steuerlichen  Sinne  zu  rechnen  ist,  dürfte  kaum  in 
Abrede  zu  stellen  sein'). 

Fuisting  sagt  über  den  Charakter  des  Betriebs  kapitales 
{a.a.O.  Band  IV,  §  70,  S.  173)*)  folgendes:  „Regelmässig  ist  für 
den  Gewerbebetrieb  das  Vorhandensein  eines  den  Bedürfnissen  des 
einzelnen  Betriebes  entsprechenden  Betriebskapitales  nicht  nur 
die  notwendige  Voraussetzung  der  Ertragserzielung,  sondern  auch 
ein  die  Höhe  des  Ertrages  wesentlich  bestimmender  Faktor.  Das 
Betriebskapital,  d.h.  das  umlaufende  oder  flüssige  Kapital  im 
Gegensatze  zu  dem  Anlagekapitale,  ist  seiner  Bestimmung  gemäss 
einem  fortwährenden  Umlaufe  und  stetigen  Wechsel 
seiner  Bestandteile  unterworfen.  Es  ist  derartig  mit  dem  Be- 
triebe und  seinen  Anlagen  verflochten,  dass  sich  erst  aus  dem 
Abschlüsse  am  Ende  des  Geschäftsjahres  erkennen  lässt,  inwieweit 
es  noch  vorhanden  und  ein  darüber  hinausgehender  Mehrbetrag 

1)  Der  Uiusland,  dass  die  Holzbestande  in  der  Vermögenssteuer-Gesetz- 
gebung als  „Zubehör*  des  Grund  und  Bodens  angesehen  werden,  kann  an  dem 
Betriebskapitat-Charahter  der  Holzbestände  nichts  andern, 

*)  S.  auch  Band  1-,  VII.  Aufl.,  S.  223. 
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an  Geld  und  Geldeswert  erzielt  ist.  Nur  dieser  Mehrbetrag 
erscheint  wirtschaftlich  und  steuerlich  als  gewerblicher 
Ertrag.  Das  beim  Beginne  des  Jahres  vorhandene  Betriebs- 
kapital muss  also  aus  den  finanziellen  Ergebnissen  des  Geschäftes 
in  vollerHöhe  ausgesondert  werden,  bevor  sich  überhaupt 
ein  Ertrag  ergeben  kann.  Hierbei  handelt  es  sich  gar  nicht  um 
Vermehrung  oder  Verminderung  des  Stammvermögens,  sondern 
um  die  Ermittelung  des  gewerblichen  Ertrages  im  wirtschaftlichen 
und  steuerlichen  Sinne." 

„Der  Ertrag  ergibt  sich  also  unmittelbar  aus  der  Vergleichung 
aller  Bestandteile  des  Betriebskapitales  und  ihrer  Werte  beim  Be- 
ginne und  am  Schlüsse  des  Jahres  unter  Berücksichtigung  einerseits 
der  im  Laufe  des  Jahres  aus  den  Betriebsmitteln  für  nicht  gewerb- 
liche Zwecke,  insbesondere  für  persönliche  Zwecke  des  Inhabers 
entnommenen  und  hiermit  zum  Einkommen  gewordenen  Beträge, 
andererseits  der  Abschreibungen  auf  das  Anlagekapital.  Die  Be- 
wertung erfolgt  überall  nach  dem  jeweiligen  wirklichen  Werte 
bei  Fortsetzung  des  Betriebes." 

„Bei  einer  solchen,  auf  Vergleichung  der  Anfangs-  und 
Endergebnisse  beruhenden  Ertragsermittelung  finden  alle  einzelnen 
für  die  Erzielung  des  Ertrages  wesentlichen  Vorgänge  im  Laufe 
des  Jahres,  alle  Einnahmen  und  Ausgaben,  Wertsteigerungen  und 
Verluste  im  ganzen  Bereiche  des  Betriebskapitales,  von  selbst  ihre 
Berücksichtigung.  Hierauf  beruht  die  Bedeutung  der  kaufmännischen 
Inventur  und  Bilanz  für  die  Ertragsberechnung." 

Diese  ganze  Darstellung  des  Betriebskapitales  passt  Wort 
für  Wort  für  das  im  Walde  steckende  Holzvorrat^apital,  und 
da  an  der  Fuisting'schen  Charakterisierung  des  Betriebskapitales 
nichts  zu  beanstanden  ist,  so  muss  auch  das  Holzvorratskapital, 
wie  das  ja  auch  seitens  der  Anhänger  der  forstlichen  Bodenrein- 
ertragslehre zu  geschehen  pflegt,  unbedingt  zu  den  Betriebskapitafien 
des  forstlichen  Gewerbes  gerechnet  werden. 

Besteht  aber  über  diesen  Punkt  Klarheit,  so  folgt  daraus,  dass 
auch  die  Berechnung  des  Reingewinns  oder  Reinertrags  aus  der  Wald- 
wirtschaft am  richtigsten  und  zuverlässigsten  nach  den  Grundsätzen 
der  handelsrechtlich  vorgeschriebenen,  sogenannten  kaufmännischen 
Buchführung  erfolgt. 

Dies  anerkennend,  aber  wohl  wissend,  dass  die  kaufmännische 
Buchführung  im  forstlichen  Betriebe  noch  sehr  wenig  Eingang  ge- 
funden, hat  man  daher  von  der  im  §  9  Ziffer  3  des  Preussischen 
Einkommensteuergesetzes  für  die  dort  vorgeschriebene  Einkommens- 


berechnung  aus  Handel  und  Gewerbe  gemachten  Voraussetzung  — 
der  vorschriftsmassigen  Führung  von  Handels  büchern  —  für  die 
Berechnung  des  Reinertrages  aus  Land-  und  Forstwirtschaft  Ab- 
stand genommen  und  die  Anwendung  jener  Berechnungsart  an  eine 
andere  leichter  zu  erfüllende  Voraussetzung  geknüpft,  an  die  Voraus- 
setzung, dass  über  den  Betrieb  geordnete,  den  Reinertrag  ziffer- 
massig nachweisende  Bücher  geführt  werden.  Sind  solche  Bücher 
vorhanden,  dann  sollen  nach  Ziffer  4  des  §  9  die  für  Handel  und 
Gewerbe  mit  kaufmännischer  Buchführung  geltenden  Vorschriften 
auch  für  die  Land-  und  Forstwirtschaft  sinngemässe  Anwendung 
finden. 

Da  aber  doch  ohne  Zweifel  die  Handelsbücher  als  die  am 
besten  „geordneten,  den  Reinertrag  ziffermässig  nachweisenden 
Bücher"  zu  gelten  haben,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  Geschäfts- 
bücher, welche  den  handelsrechtlich  vorgeschriebenen  Grundsätzen 
entsprechen,  welche  also  alljährlich  eine  Inventur  und  eine  Bilanz 
aufstellen,  in  allererster  Linie  der  Reinertrags-  oder  Reingewinns- 
Berechnung  aus  Forst-  und  Landwirtschaft  zugrunde  gelegt  werden 
dürfen,  und  dass  man  nur  deshalb  von  einer  dahinlautenden  all- 
gemeineren Vorschrift  abgesehen  hat,  weil  es  bis  jetzt  in  der  Land- 
wirtschaft noch  verhältnismässig  wenig  und  in  der  Forstwirtschaft 
so  gut  wie  gar  nicht  Gebrauch  ist,  das  Rechnungswesen  in  Form 
der  kaufmännischen  Buchführung  zu  gestalten. 

Auch  Fuisting  erkennt  in  seinem  Kommentar  an,  dass  die  kaufmännische 
Buchführung  auch  für  die  Land-  und  Forstwirtschaft  die  zuverlässigste  sei.  Er 
sagt  dort  bei  der  Besprechung  der  Abschreibungen  (VII.  Aufl.  5.  96)  hierOber 
folgendes : 

.Die  Vorschrifl  im  §  9  Nr.  4  (des  Preussischen  Einkommensteuergesetzes 
von  1906)  gilt  für  Land-  und  Forstwirte,  welche  „„Ober  den  Betrieb  geordnete, 
den  Reinertrag  ziffermässig  nachweisende  Bücher"  führen;  unter 
dieser  Voraussetzung  sollen  die  Vorschriften  des  §  9  Nr.  3  über  Kaufleute  mit 
handelsrechtlicher  Buchl&hrung  sinngemäss  Anwendung  finden.  Die  am  zuver- 
lässigsten geordnete  und  den  Reinertrag  zahlen  massig  nachweisende  Buch- 
führung der  Land-  und  Forstwirte  besteht  aber  in  einer  der  handelsrecht- 
lichen nachgebildeten  und  ihr  im  wesentlichen  gleichwertigen 
Buchführung  mit  jährlicher  Inventur  und  Bilanz  unter  BcrQck- 
sichtigung  namentlich  der  Wertsteiger ungen  und  -minderungen 
des  lebenden  Inventars  durch  Zu-  und  Abschreibungen.  Es  wäre  onveraOnfüg, 
einer  solchen,  in  Wirklichkeit  allein  den  Reinertrag  zahlenmassig 
nachweisenden  Buchführung  von  Land-  und  Forstwirten  die  Anerken- 
nung zu  versagen,  und " 

Erkennt  man  nun  aber  an,  dass  die  Grundsätze  der  handels- 
rechtlichen Buchführung  am  besten  geeignet  sind,  um  den  Rein- 
ertrag eines  kaufmännischen,  sowie  eines  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Betriebes  richtig  und  zuverlässig  festzustellen,  so  muss  man 
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natürlich  auch  zu  der  Forderung  gelangen,  dass  diese  Grundsätze 
überall  dort  zur  Anwendung  gelangen  sollten,  wo  dies  dem  ganzen 
Stande  der  Wirtschaft  entspricht.  Man  wird  aber  nicht  bestreiten 
können,  dass,  so  gut  man  in  den  grösseren,  landwirtschaftlichen 
Betrieben  bereits  zur  Einführung  einer  streng  kaufmännischen 
Buchführung  mit  alljährlicher  Inventur-  und  Bilanzaufstellung  über- 
gegangen ist,  es  alich  möglich  ist,  den  forstlichen  Reinertrag  nach 
den  Grundsätzen  der  handelsrechtlich  vorgeschriebenen  Buchführung 
zu  ermitteln.  Es  gilt  dies  zum  mindesten  für  die  grösseren  Forst- 
betriebe, an  deren  Spitze  überall  in  Deutschland  akademisch  ge- 
bildete Beamte  stehen,  denen  die  Einrichtung  und  Führung  von 
Geschäftsbüchern  nach  den  Grundsätzen  der  Vorschriften  des 
Handelsgesetzbuches  nicht  schwer  fallen  kann  und  wird.  Aber  auch 
auf  die  mittleren  und  kleineren  Betriebe  können  diese  Grundsätze 
in  der  Hauptsache  zumal  in  jenen  Staaten  Anwendung  finden,  in 
denen  neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  die  Vermögens- 
steuer als  Ergänzungssteuer  zur  Vorausbelastung  des  fundierten 
Einkommens  eingeführt  ist,  und  in  denen  deshalb  die  Vermögens- 
werte jedes  Steuerpflichtigen  in  kürzeren  Perioden  neu  berechnet 
bezw.  neu  eingeschätzt  werden  müssen,  um  den  vorkommenden 
Veränderungen  Rechnung  zu  tragen.  Hier  sind  die  Grundlagen 
zur  Aufstellung  einer  Jahresbilanz  in  den  beim  Beginne  und  beim 
Schlüsse  des  Wirtschaftsjahres  vorhandenen  Waldvermögenswerten 
gegeben,  und  die  Differenz  beider  Werte,  welche  den  Wertzuwachs 
des  Waldes  darstellt,  ist  als  der  Reingewinn  oder  -ertrag  des 
Betriebes  anzusehen. 

Stellen  wir  uns  nun  die  Frage,  in  welcher  Weise  das  Ein- 
kommen aus  dem  forstlichen  Betriebe,  d.  h.  die  Waldrente,  nach 
den  bestehenden  Einkommensteuergesetzen  ermittelt  wird,  so  muss 
zugestanden  werden,  dass  vorläufig  die  vorstehend  geäusserte  Auf- 
fassung, wonach  es  allein  richtig  ist,  den  jährlichen  Waldvermögens- 
zuwachs, den  reinen  Wertszuwachs  des  Waldes,  als  Einkommen  " 
des  Waldbesitzers  als  solchen  zu  betrachten  und  demgemäss  zur 
Einkommensteuer  heranzuziehen,  in  den  weitaus  meisten  Einkommen- 
steuergesetzen noch  keinen  Eingang  gefunden  hat.  Es  hängt  dies 
zweifellos  mit  der  landläufigen,  aber  unrichtigen  Ansicht  zusammen, 
dass  nur  wirkliche  Anfälle  von  Geld-Einnahmen  als  Einkommen  zu 
betrachten  seien,  während  die  Bildung  und  Entstehung  des  Er- 
trages und  des  Vermögenszuwachses  das  entscheidende  Kriterium 
für  den  Begriff  des  Einkommens  aus  Waldungen  darstellt.  Da  die 
Ermittelung  des  forstlichen  Einkommens  auf  Grund  von  Inventur 
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und  Bilanz  heute  noch  nicht  oder  höchstens  ganz  ausnahmsweise 
in  Übung  steht,  so  wollen  wir  uns  bei  unserer  weiteren  Betrachtung 
Ober  das  Einkoramen  aus  der  Waldwirtschaft  an  die  heute  noch 
allgemein  herrschende  Berechnungsart,  die  durch  die  Gegenüber- 
stellung der  Einnahmen  und  Aufwendungen  des  Betriebes  charakte- 
risiert ist,  anlehnen;  wir  wollen  daher  untersuchen,  auf  welche 
Weise  der  Rohertrag  und  der  Reinertrag  bezw.  der  Reingewinn 
aus  dem  forstlichen  Betriebe  berechnet  zu  werden  pflegen,  und  ob 
diese  Berechnungsarten  dem  richtigen  Einkommensbegriffe  ent- 
sprechen. 

3.  Rohertrag. 

A.   Im  allgemeinen. 

Die  Frage,  was  vom  wirtschafdichen  und  steuerlichen  Stand- 
punkte aus  als  forstlicher  Rohertrag  anzusehen  ist,  wird  am  besten 
dadurch  beantwortet,  dass  wir  uns  klar  darüber  werden,  ob  als 
Ertrag  nur  die  in  Geld  umgesetzten  Erzeugnisse  des  Waldes  zu 
gelten  haben  oder  aber  die  Forstprodukte  schlechthin.  Haben  wir 
scharf  zu  dieser  letzteren  Frage  Stellung  genommen,  so  bietet  auch 
die  Beantwortung  der  Frage,  was  unter  den  forstlichen  Rohertrag 
einzubegreifen  ist  und.  was  nicht,  keine  Schwierigkeit  mehr. 

Die  bis  heute  noch  vorherrschende  Beantwortung  der  grund- 
legenden Frage  tritt  uns  z.  B.  klar  entgegen  in  der  Entscheidung 
der  vereinigten  Steuersenate  des  Preussischen  Oberverwaltungs- 
gerichtes  vom  2.  Mai  1899  (E.  in  St.,  Band  VlII.,  S.  50  ff.). 

Hier  heissl  es  in  der  Begründung  der  Entscheidung: 

„Die  Anrechnung  von  Einkommen  aus  Holzungen  setzt  zunächst  eine  tat- 
sächliche Nutzung  voraus.  Das  aufstehende  Hotz  bildet  niemals  Ein- 
kommen. Insbesondere  kann  auch  nicht  etwa  der  Wert  des  jährlichen  Zu- 
wachses als  Einkommen  im  steuerrechtlichen  Sinne  betrachtet  werden.  Dieser 
Grundsatz  ergibt  sich  schon  aus  dem  in  den  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni  1691  erkennbaren  Einkomm ensbegrifie. 
^ach  §  7  gelten  als  Einkommen  „»die  gesamten  Jahreseinkflnlte  in  Geld  und 
Geldeswert""  aus  den  daselbst  angegebenen  Einkommensquellen  (Kapitalver- 
mögen, Grundvermögen  usw.).  Im  §  8  werden  diesem  Einkommen  „ausser- 
gewöhnliche  Einnahmen"'  aus  Erbschaften,  Schenkungen  und  ähnlichen  Erwer- 
bungen, die  nicht  als  steuerpflichtiges  Einkommen  gelten  sollen,  gegen Qbergest eilt, 
und  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  ist  als  ein  wesentliches  Unter- 
scheidungsmerkmal angefahrt,  dass  die  ausserordentlichen  Einnahmen  nach  wirt- 
schaftlichen Grundsätzen  nicht  zum  Zwecke  der  Befriedigung  laufender  Be- 
ddrfnisse  dienen.  Dieser  wirtschaftliche  Zweck,  zur  Befriedigung  der  laufenden 
Bedürfnisse  des  Empfängers  zu  dienen,  und  also  auch  die  Möglichkeit,  dazu  ver- 
wendet zu  werden,  ist  demnach  ein  wesentliches  Merkmal  der  das  steuerpflichtige 
Einkommen  bildenden  Einkünfte.    Dazu  gehOrt  aber,  soweit  es  sich  um  das  Ein- 
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kommen  aus  fruchttragenden  Sachen,  insbesondere  aus  dem  land-  und  forstwirt- 
schaftlich benutzten  Grund vermAffen  handelt,  dass  die  Erzeugnisse  zur  selbstän- 
digen Verwendung  oder  Verwertimg  bereitgestellt  Hnd,  dass  also  die  tatsäch- 
liche Nutzung,  insbesondere  bei  den  Holzungen,  durch  den  Abtrieb  oder  den 
Verkauf  zum  Abtnebe,  stattgefunden  hat.  Erst  durch  diese  Nutzung  wird  wirk- 
liches, f&r  die  Befriedigung  der  laufenden  BedOrfnisse  des  Nutzers  verwendbares 
ankommen  geschaffen  und  seinem  Umfange  und  Werte  nach  bestimmt.  Hiermit 
steht  auch  der  Wortlaut  des  §  13  im  Einklang,  wonach  das  Einkommen  aus 
Grundvermögen  die  Erträge  der  samtlichen  Grundstücke  umfasst,  und  insbe- 
sondere bei  der  Schätzung  des  Einkommens  aus  nicht  verpachteten  Besitzungen 
der  durch  die  eigene  Bewirtschaftung  erzielte  Reinertrag  zugrunde  zu  legen  ist," 
In  gleichem  Sinne  spricht  sich  Endres  aus,  wenn  er  {a.  a,  O.  S.  787) 
sagt:  n^'c  hervorragendste  Eigenschaft  der  Einkommensteuer  liegt  darin,  dass 
der  Pflichtige  nur  aus  den  gesetzlichen  Einkommensquellen  dann  Steuer  zu  be- 
zahlen hat,  wenn  er  tatsachlich  ein  Einkommen  von  bestimmter  Höhe  bezieht, 
oder  mit  anderen  Worten,  wenn  er  die  Mittel  zur  Bezahlung  der  Steuer 
zur  Verfügung  hat.  Diese  im  innersten  Wesen  der  Einkommensteuer  be- 
gründete Eigenschaft  ist  zugleich  der  unbestreitbare  Vorzug  derselben  gegen- 
über dem  Ertragssteuersystem,  das  ohne  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des 
Menschen  nur  das  steuerpflichtige  Objekt  im  Auge  hat  und  von  dem  Besitzer 
desselben  bedingungslos  jährlich  die  gleiche  Steuer  fordert.  Die  weitaus  meisten 
und  namentlich  die  grössten  Staaten,  welche  die  Einkommensteuer  eingefhhrt 
haben,  machen  in  dieser  Richtung  gegenüber  der  Besteuerung  des  Einkommens 
aus  Waldbesitz  mit  Recht  keine  Ausnahme  Der  Waldbesitzer  hat  nur  dann 
Steuer  zu  bezahlen,  wenn  ihm  sein  Wald  eine  Reineinnahme  (Rein- 
gewinn) abwirft.  Dadurch  fällt  der  der  Grundsteuer  anhaftende,  missliche  Um- 
stand weg,  dass  er  beim  aussetzenden  Betrieb  auch  zu  Zeiten  jährlich  Steuer 
bezahlen  muss,  in  denen  er  keine  Einnahme  haL" 

Ohne  weiteres  gestehen  wir  ein:  diese  an  sich  klare  Auf- 
fassung von  der  Einkommensteuer  bezw.  vom  Einkommen  klingt, 
wenn  man  sie  liest,  sehr  plausibel,  sie  hat  geradezu  etwas  Be- 
stechendes an  sich.  Aber  sie  entspricht  doch  nicht  dem  wissen- 
schaftlichen, richtigen  Begriffe  vom  Einkommen,  und  sie  verfährt, 
wie  wir  noch  mehrfach  nachweisen  werden,  bei  ihrer  Anwendung 
auf  Einzelheiten  des  Betriebes  durchaus  unlogisch.  Es  ist  ja  vom 
theoretischen  Standpunkte  aus  einleuchtend,  dass  das  Einkommen 
nur  dann  versteuert  werden  soll,  wenn  es  tatsächlich  bezogen  wird. 
Aber  der  Ausdruck  „beziehen"  darf  nicht  zu  eng  gefasst  werden; 
es  darf  darunter  nicht  nur  die  Einnahme  von  flüssigem  Gelde 
verstanden  werden.  Das  entspricht  unseren  heutigen  Wirtschafts-, 
Geld-  und  Kreditverhältnissen  durchaus  nicht  mehr.  Eine  solche 
Auffassung  rechnet  nicht  mit  der  Wirklichkeit,  sie  ist  deshalb  als 
eine  rückstandige  zu  bezeichnen.  Bei  jeder  Erwerbswirtschaft  des 
modernen  Kulturlebens,  also  auch  bei  der  modernen  Forstwirtschaft, 
muss  die  Produktion  des  Betriebs-  oder  Steuerjahres,  das  ent- 
standene Bodenerzeugnis,  das  Geldes-  und  Vermögenswert  be- 
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sitzt  und  die  Leistungsfähigkeit  des  Beziehers  in  wirtschaftlicher 
Hinsicht  erhöht,  als  Ertrag  betrachtet  werden,  einerlei  ob  es  noch 
in  dem  Erzeugungsjahre  in  das  allgemeine  Zahlungsmittel,  in  Geld, 
umgesetzt  wird  oder  nicht.  Selbst  das  Moment  des  Zwanges  bezw. 
der  Verpflichtung,  möge  es  nun  wirtschaftlicher  oder  rechtlicher 
bezw.  gesetzlicher  Natur  sein,  bedingt  hierin  keinen  Unterschied. 
Bei  der  Feststellung  des  forstlichen  Rohertrages  sind  daher 
alle  in  dem  betreffenden  Jahre  gewonnenen  Erzeugnisse  des  Waldes 
anzusetzen,  mögen  sie  nup  verkauft  oder  unmittelbar  zur  Befriedi- 
gung von  Bedürfnissen  des  Steuerpflichtigen  und  seiner  Familie 
verwendet  oder  schliesslich  in  Form  des  Naturalproduktes  auf- 
bewahrt oder  aufgespeichert,  d.  h,  auf  das  nächste  Wirtschaftsjahr 
als  Betriebskapital  und  Vermögensobjekt  Obertragen  werden  mit 
der  bestimmten  Absicht,  sie  erst  später,  zu  einer  dem  Wirischafter 
geeigneter  erscheinenden  Zeit,  entweder  unmittelbar  im  Haushalte 
zu  verbrauchen  oder  in  Geld  umzusetzen  und  dadurch  Mittel  zur 
Befriedigung  von  Bedürfnissen  zu  gewinnen.  Alle  diese  Erzeug- 
nisse sind  Bestandteile  des  Einkommens  des  betreffenden 
Jahres,  und  werden  sie  nicht  im  Haushalte  des  Besitzers  verzehrt, 
so  gehen  sie  in  das  kommende  Jahr  als  Teile  des  Stammvermögens 
über;  sie  können  deshalb  von  da  an  auch  nicht  mehr  der  Einkommen- 
steuer, sondern  höchstens  der  Vermögenssteuer  unterliegen.  Mit 
dieser  Auffassung  stehen  wir  ganz  auf  dem  Boden  der  für  die 
ausgebildete  kaufmännische  Buchführung  geltenden  Grundsätze,  denn 
hier  besteht  der  Reingewinn  des  Jahres  in  der  Differenz  der  am 
Schlüsse  bezw.  zu  Beginn  des  Jahres  vorhandenen  Vermögens- 
werte. Diese  Differenz  aber  enthält  alles,  was  in  dem  betreffenden 
Jahre  neu  zu  dem  Vermögen  zugegangen  ist. 

B.   In  der  Gesetzgebung. 

Ganz  oder  doch  annähernd  richtig  im  Sinne  unserer  Auf- 
fassung wird  das  Einkommen  aus  Waldungen  und  speziell  aus  im 
jährlichen  Nachhaltsbetriebe  stehenden  Forsten  nur  in  einigen 
wenigen  Kleinstaaten  Deutschlands  erfasst,  nämlich  in  Oldenburg, 
Sachsen-Weimar  und  Reuss  j.  L. 

So  bestimmt  bereits  das  Oldenburgische  Einkommensteuergesetz  vom 

,;- — „      im  Artikel  7:    -Das  steuerbare  Einkommen  aus  den  Holzuneen 
II.  März  1891  '      "  " 

besteht  in  der  fUr  das  Veranlagungsjahr  nach  Abzug  der  an  dritte  veraus- 
gabten Kulturkosten  verbleibenden  Vermehrung  des  Kapitalswerls,  dem 
Jahreszuwachs.' 

Hiermit  ist  klar  und  deutlich  ausgesprochen,  dass  nicht  der 
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Umsatz  des  jährlichen  Holzzuwachses  in  flüssiges  Geldkapital,  also 
der  wirkhche  Gelderlös,  sondern  die  Erzeugung  bezw.  Entstehung 
des  Holzzuwachses  für  die  Frage,  ob  und  in  welchem  Masse  Ein- 
kommen entstanden  ist  oder  nicht,  massgebend  und  entscheidend 
sein  soll. 

Noch  scharfer  und  hinsichtlich  des  Kulturkostenabzugs  im  Grunde  ge- 
nommen auch  richtiger  drückt  sich  das  neue  Oldenburgische  Einkommen- 
steuergesetz vom  13.  Mai  1906  im  Artikel  16,  111.  4  aus:  ,Der  Ertrag  aus 
Holzungen  besteht: 

a)  in  der  unter  Berücksichtigung  des  Alters,  Standes  und  der  sonstigen 
Verhaltnisse  der  Holzungen  durch  Schätzung  zu  findenden  Jahresver- 
grOsscrung  des  Kapitalwerts  (Jahreazuwachs); 

b)  in  dtn  xu  Ziffer  i  nicht  zu  berücksichtigenden,  jährlichen  sogen,  kleinen 
Nützungen  {Holzweide,  Laub,  Straucher,  Durch forstiuigsholz  usw.)". 

Und  die  Ausführungsbestimmungen  vom  la.  ^ebruar  1907  ftlgen  im  §  16, 
Ziffer  24  erläuternd  hinzu : 

,Da  bei  Holzungen  der  Jahreszuwachs  zu  besteuern  ist,  so  sind  die 
AüfTorstu ngsk Osten ,  auch  soweit  sie  zur  Erhaltung  des  Forstbestandes  aurge- 
wandt werden,  nicht  abzuziehen.  Die  Aufforstung  bedeutet  nur  eine  Kapital- 
anlage, we  der  Abtrieb  eine  Kapitalau inahme. ' 

Ziffer  35  und  36  geben  dann  noch  weitere  Aufklärung  Ober  die  Auffassung 
des  Gesetzgebers  vom  Einkommen  aus  Forsten. 

§16,  Ziffer  25  lautet;  „Der  Jahreszuwachs  ist  unter  Vergleichung  der  beim 
Verkauf  auf  dem  Stamme  bei  mittlerer  Konjunktur  zu  erzielenden  Preise  zu 
finden.  Es  kOnnen  demnach  daneben  Abtriebskosten  nicht  in  Abzug  gebraut 
werden." 

§  16,  Ziffer  26:  „Die  Betriebskosten,  welche  zur  Gewinnung  der  steuer- 
baren, sogen,  kleinen  Nutzungen  aufgewandt  werden,  sind  abzuziehen." 

Bei  oberflächlicher  Betrachtung  dieser  Bestimmungen  könnte 
es  scheinen,  als  ob  in  dem  Umstände,  dass  die  Kultur-  und  Abtriebs- 
kosten als  nicht  abzugsfähig  gelten,  während  die  Kosten  zur  Ge- 
winnung der  sogenannten  kleinen  Nutzungen  abgezogen  werden, 
ein  Widerspruch  läge,  denn  alle  diese  Kosten  fallen  doch  unter 
den  Begriff  der  „Betriebskosten".  Allein  es  liegt  trotzdem  hier 
kein  Widerspruch  vor.  Man  muss  sich  nur  klar  machen,  auf  welche 
Art  das  Einkommen  aus  Holzzuwachs  und  aus  den  sogenannten 
kleinen  Nutzungen  berechnet  werden  soll.  Das  erstere  wird 
auf  bilanzmässige  Art  und  Weise  gefunden;  der  Wald  wird  ganz 
getrennt  für  sich  betrachtet,  und  die  Differenz  zwischen  dem  Wald- 
werte zu  Ende  und  demjenigen  zu  Beginn  des  Veranlagungsjahres 
stellt  den  Jahreszuwachs  dar.  Die  zum  Zwecke  derHoIzzucht 
verausgabten  Betriebskosten  müssen  nach  dieser  Auffassung  bei 
anderen  Einkommensquellen  als  Vermögensminderungen  in  die 


Erscheinung  treten '),  Das  Einkommen  aus  den  sogenannten  kleinen 
Nutzungen  wird  dagegen  durch  die  Gegenüberstellung  von  Geld- 
Einnahmen  und  Geld-Ausgaben  ermittelt,  und  bei  dieser  Berechnung 
müssen  natürlich  die  zum  Zwecke  der  Erzielung  der  kleinen  Nut- 
zungen aufgewendeten  Betriebskosten   in  Abzug  gebracht  werden. 

Nicht  so  deutlich  und  klar  wie  in  diesem  Gesetze  finden  wir 
die  richtige  Auffassung  vom  Einkommen  aus  der  Waldwirtschaft 
im  Sachsen-Weimarischen  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juni 
1897  zum  Ausdruck  gebracht. 

I^^i"  §  53  di^es  Gesetzes  bestimmt  im  Absatz  4: 

„Die  Schätzung  des  Einkommens  aus  Holzgrundstücken  er/oljtt  unter  Zu- 
grundelegung des  durchschnittlichen  Jahresertrags  nach  wirtschall- 
lichem  Nut zungsansch läge." 

Schliesslich  sehreibt  das  Einkommensteuergesetz  von  Reuss  j.  L.  vom 
4.  Juni  1898  im  §  u,  Absatz  6  vor: 

^Hinsichtlich  grösserer  Waldungen  hat  in  der  Regel  der  nach  dein 
Oblichen  Wirtschaftsplane  sich  ergebende  Jahresertrag  in  Ansatz 
zu  kommen,  ohne  ROcksicht  darauf,  dass  vielleicht  in  dem  einen  Jahre  die  zu- 
lassige Holzfällung  ausgesetzt  wird,  in  einem  anderen  Jahre  dagegen  in  einem 
grosseren,  als  fOr  gewöhnlich  zulassigen  Masse  stattfindet". 

Diese  Auffassung  ist  zwar  nicht  ganz  die  richtige,  aber  sie 
läuft  doch  darauf  hinaus;  man  kann  aus  der  Vorschrift  herauslesen, 
dass  man  die  wirkliche  Waldrente  als  Einkommen  zu  treffen  be- 
absichtigt, ohne  Rücksichtnahme  auf  den  mehr  oder  weniger  von 
zufälligen  Verhältnissen  abhängigen,  tatsächlichen  Jahresanfall. 

Auch  die  frühere  Preussische  Einkommensteuergesetz- 
gebung nahm  den  richtigen  Standpunkt  zur  Einkommensfrage  ein. 
Nach  dem  §  7  der  ministeriellen  Instruktion  vom  3.  Januar  1877 

zum    Klassen-    und    Einkommensteuergesetze    vom    — '-  .,  .     „ 

^  25.  Mai  1873 

bildete  der  nach  dem  „landesüblichen  Wirtschaftsplane" 
sich  ergebende  Jahresertrag  ohne  Rücksicht  auf  die  tat- 
sächliche Holzgewinnung  das  massgebende  Einkommen  aus 
den  Holzungen.  Es  konnte  also  hiernach  in  dem  einen  Jahre  die 
zulässige  Holzfällung  ausgesetzt  werden  und  in  einem  späteren 
Jahre  in  einem  grösseren  als  dem  für  gewöhnlich  zulässigen  Masse 
stattfinden,  ohne  dass  dadurch  das  Jahreseinkommen  eine  Ände- 
rung erfuhr. 

1)  Das  Oldenburgische  Einkommensteuergesetz  bleibt  sich  allerdings 
hinsichtlich  der  Einkommensberechnung  nicht  konsequent,  da  es  nicht  überall  die 
bilanzmassige  Ermittelung  des  Einkommens  vorschreibt  und  infolge  dieser  Inkon- 
sequenz k&nnen  natürlich  Fehler  unterlauren.  Die  Richtigkeit  der  AufTaBSung 
om  Einkommen  aus  Holzungen  wird  dadurch  aber  nicht  alteriert. 
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Anders  verfahren  die  übrigen  gültigen  Einkommensteuergesetze, 
allen  voran  z.B.  das  Preussische. 

Dieses  beslimmt  im  §  12:  „Bei  Schätzung  des  Einkommens  aus  nicht  ver- 
pachteten Besitzungen  ist  der  durch  die  eigene  Bewirtschaftiinfr  erzielte  Rein- 
ertrag zugrunde    zu  legen Bei  Waldstücken,   die    nicht  nach  einem 

forsl massigen  Plane  bewirtschaftet  werden,  sind  die  Ergebnisse  von  Abtrieben 
nicht  anzurechnen,  wenn  und  soweit  dieselben  sich  in  einem  Jahr  auf  mehr  als 
den  zehnten  Teil  des  Wertes  des  vorhandenen  Holzes  erstrecken." 

Auf  welche  Weise  aber  dieser  Reinertrag  bezw,  das  Ein- 
kommen aus  Forsten  zu  berechnen  ist,  geht  aus  Artikel  13  der 
Ausführungsanweisung  des  Finanzministers  hervor. 

Hier  heisst  es:  „Bei  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  aus 
Forsten  (Holzungen)  sind 

I.   in  Einnahme  zu  stellen; 

der  Erlös  für  die  in  dem  massgebenden  Zeitraum  (Artikel  5)  aus 
dem  regelmässigen,  wenn  auch  infolge  früherer  Aufsparung  ver- 
stärkten Abtriebe,  den  Zwischen-  und  Nebennutzungen  erzielten  Produkte, 


3.   Ausser  Anrechnung  bleiben  die  Ergebnisse  aller  aussergewöbn- 
liehen,  d.  h.  solche  Abtriebe,  weiche  als  eine  Verminderung  des  Holz- 
bestandskapitats   anzusehen    sind.     Bei  Waldstücken,   die    nicht  nach 
einem  forstmäss^en  Plane  bewirtschaftet  werden ,   gelten  als   ausser- 
gewAhnlich  und  bleiben  daher  ausser  Ansatz  die  Ergebnisse  von  Ab- 
trieben, wenn  und  soweit  sie  in  einem  Jahre  sich  auf  mehr   als  den 
zehnten  Teil  des  Wertes  des  vorhandenen  Holzes  erstrecken." 
Aus  dem  Worte  „Erlös"   geht  zunächst  mit  voller  Klarheit 
hervor,  dass  das  Preussische  Einkommensteuergesetz  auf  einer  der 
unsrigen    entgegengesetzten    Auffassung    steht.      Nur    tatsächliche 
Geld-Einnahmen  —  denn   solche  sind  unter  „Erlös"  zu   ver- 
stehen —  sollen  als  Einkommen  gelten.    Nutzt  der  Waldbesitzer 
in  einem  Jahre  nichts  oder  weniger  als  den  Zuwachs  in  seinem 
Walde,  unterlässt  er  also  die  Einschlage  oder  schrankt  er  sie  gegen- 
über den    ihm    vermögensrechtlich    zustehenden  ein,   einerlei  aus 
welchem  Grunde,  z.  B.  weil  er  sich  für  ein  oder  wenige  Jahre  der 
Zukunft  höhere  Geldeinnahmen  reservieren,  oder  weil  er  zu  einem 
höheren  Umtriebe  übergehen  will,   womit  ja  auch  später  höhere, 
dauernde  und  regelmässige  Einnahmen  verknüpft  sind,  so  hat  er 
nach  dieser  Auffassung  kein  oder  nur  dasjenige  Einkommen,  welches 
dem  verminderten  Einschlage,  nicht  aber  der  wirklichen  Waldrente, 
dem  tatsächlichen  Jahres- Wertszuwachs ,    entspricht.    Darin  drückt 
sich  ein  grundsätzlicher  Unterschied  gegenüber  unserer  Auffassung 
aus.     Würde  man  auf  diesem,   wenn  auch  nicht  richtigen,  so  doch 
klaren  Standpunkte  stehen  bleiben,  so  würde  man  zwar  nicht  mehr 
von  einer  Besteuerung  des  Einkommens  aus  dem  Walde,  sondern 
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nur  von  einer  Besteuerung  der  Einnahmen  aus  der  Forstwirtschaft 
sprechen  können ,  aber  man  würde  sich  doch  dann  konsequent 
bleiben,  und  es  würde  ein  Steuerpflichtiger  wie  der  andere  behandelt 
werden,  einer  so  gerecht  oder  ungerecht  wie  der  andere. 

Auf  diesem  grundsätzlichen  Standpunkte  steht  jedoch  die 
Preussische  Einkommensteuergesetzgebung  nicht ,  bezw.  die 
Rechtsprechung  ist  nicht  darauf  stehen  geblieben.  In  der  Ziffer  3 
der  Ausführungsanweisung  hat  sie  ein  anderes  Moment  als  Kriterium 
für  das  Einkommen  aus  Forsten  aufgenommen,  den  Unterschied 
zwischen  Stammvermögen  und  Rente,  der  zu  dem  tatsächlichen 
Gelderlöse  in  einem  vollständigen  Gegensatze  steht.  Der  Grundsatz, 
als  Einkommen  sei  der  „Erlös"  zu  betrachten,  lässt  sich  daher  mit 
dem  Grundsatze,  nur  die  Rente,  nicht  auch  noch  ein  Teil  des 
Stammvermögens,  habe  als  Einkommen  zu  gelten,  niemals  in  Über- 
einstimmung bringen.  Die  gleichzeitige  Anwendung  beider  Prinzipien 
in  ein  und  demselben  Gesetze  ist  identisch  mit  Uneinheitlichkeit  und 
Ungerechtigkeit,  sie  bedeutet  das  Aufgeben  eines  festen  Richt- 
punktes. Hier  kann  nur  eine  reinliche  Scheidung  der  beiden  Grund- 
sätze zum  Ziele  einer  einheitlichen  Steuerverteilung  führen,  deshalb 
muss  es  heissen :  entweder  das  eine  Prinzip  oder  das  andere 
fallen  lassen. 

Wenn  die  Preussische  Einkommensteuergesetzgebung,  die 
Rechtsprechung  auf  diesem  Gebiete,  sowie  auch  Fuisting  (a.  a.  O. 
VIl.  Aufl.  S.  197)  als  Einkommen  aus  einer  fruchttragenden  Sache, 
mithin  auch  aus  dem  Forstbetriebe,  nicht  dasjenige  Einkommen 
gelten  lassen  wollen,  welches  der  Nutzungsberechtigte,  also  hier 
der  Waldbesitzer,  daraus  möglicherweise  erzielen  kann,  sondern 
nur  dasjenige,  welches  er  tatsächlich  bezieht,  so  könnte  man 
sich  mit  diesem  Grundsatze  unter  der  Voraussetzung  vollkommen 
einverstanden  erklären,  dass  man  den  Worten  „mögli  cherweise 
erzielen  kann"  und  „tatsächlich  bezieht"  den  dem  richtigen 
wissenschaftlichen  Einkommensbegriffe  entsprechenden  Sinn  bei- 
legen würde.  Das  geschieht  aber  keineswegs!  Würde  man  nichts 
weiter  darunter  verstehen,  als  was  der  a,  a.  O.  weiter  folgende 
Satz  ausdrückt,  „will  der  Eigentümer  sein  Grundstück  nicht  aus- 
nützen, lässt  2,  B.  ein  Grundbesitzer  einen  Teil  seines  Gutes  un- 
bestellt Hegen,  weil  ihm  die  Bewirtschaftung  einen  lohnenden 
Ertrag  nicht  einbringen  würde,  so  kann  ihm  ein  Einkommen  daraus 
nicht  angerechnet  werden",  dann  läge  kein  Grund  vor,  diese  Auf- 
fassung vom  Einkommen  zu  bekämpfen.  Aliein  man  versteht  unter 
„tatsächlichem  Beziehen"  von  Einkommen  den  Umsatz  des  Natural- 
erzeugnisses  in  Geld,  und  das  heisst  den  Begriff  des  Einkommens 
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viel  zu  eng  fassen.  Nützt  denn  etwa  der  Waldbesitzer,  der  in 
seinem  Walde  in  einem  Jahre  keinen  Einschlag  vornehmen  lässt, 
sein  Waldgrundstück  nicht  aus,  ist  dasselbe  denn  unbestellt?  Oder 
bringt  es  ihm  nicht  vielmehr,  ganz  unabhängig  davon,  ob  er  eine 
Nutzung  vornimmt  oder  nicht,  einen  Ertrag  in  Form  des  Holz- 
zuwachses, welcher  Ertrag  zwar  nicht  alsbald  in  seiner  ursprüng- 
lichen Form,  ausgenommen  bei  Weidenanlagen,  realisiert,  d.  h. 
flüssig  gemacht  werden  kann,  aber  nichtsdestoweniger  Ertrag  ist, 
der  die  Leistungsfähigkeit  und  das  Vermögen  des  Waldbesitzers 
erhöht,  und  den  er  sogar  durch  Anleihen  in  gewissem  Sinne  in 
Geld  umsetzen  kann?  Hier  handelt  es  sich  doch  keineswegs  um 
eine  „mögliche  Erzielung",  sondern  um  einen  „tatsächlichen"  Bezug, 
allerdings  zumeist  in  Naturalform;  aber  auch  die  Naturalerträge 
sind  und  bleiben  Erträge  und  gehören  damit  zum  Naturaleinkommen 
bezw.  zum  Einkommen  schlechthin.  Nicht  die  Nutzung  in  dem 
gewöhnlich  gebrauchten  Sinne  ist  Vorbedingung  für  das  Erzielen 
von  Einkommen,  sondern  die  Tatsache  der  Entstehung  des  Ertrages, 
Aus  welchem  Grunde  will  man  einen  Unterschied  machen  zwischen 
dem  „genutzten",  d.  h.  eingeschlagenen,  aber  nicht  verkauften,  son- 
dern auf  dem  Holzlagerplatze  des  Waldbesitzers  sich  befindenden 
Baumstamme  und  dem  im  Walde  verbleibenden  Baume?  Der  eine 
bildet  so  gut  wie  der  andere  ein  Vermögensobjekt  des  Wald- 
besitzers, und  der  Umstand,  dass  er'  im  einen  Falle  vom  Boden 
getrennt  wird,  im  anderen  dagegen  nicht,  ändert  nichts  an  der 
Kapitaleigenschaft  des  Baumes  und  seiner  Zugehörigkeit  zum  Be- 
triebskapitale des  Waldbesitzers,  Insoweit  das  Betriebskapital  aber 
in  dem  massgebenden  Jahre  oder  Zeitraum  erzeugt  wurde,  ist  es 
als  Einkommen  anzusprechen,  einerlei  ob  es  nun  eingeschlagen 
wird  oder  nicht. 

Auf  welch'  schwachen  Füssen  das  Preussische  Einkommen- 
steuergesetz und  die  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichtes 
hinsichtlich  der  Auffassung  vom  Einkommen  aus  Forsten  steht,  wie 
unbestimmt  und  schwankend  der  BegrilT  des  Einkommens  aus 
Forsten  hiernach  ist,  geht  aus  einem  Vergleiche  der  betreffenden 
Bestimmungen  in  den  verschiedenen  zum  Einkommensteuergesetze 
erlassenen  Anweisungen  des  Finanzministers  und  in  den  verschie- 
denen Auflagen  des  Fuisting'schen  Kommentars  hervor. 

In  der  Anweisung  vom  6.  Juli  1900,  die  in  diesem  Punkte  gegenüber  der 
ersten  Anweisung  des  Finanz  min  isters  zum  1891^  Einkommensteuergesetz  vom 
5,  August  1891  keine  Änderung  erfahren  hat,  heisst  es  in  Ziffer  3  des  Artikels  13 
lediglich:  , Ausser  Rechnung  bleiben  die  Ergebnisse  aller  ausserge wohnlichen, 
d.  h.  solcher  Abtriebe,  welche  als  eine  Verminderung  des  Hc 
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kapitals  anzusehen  sind."  Und  hierzu  gibt  die  VerfiDgunK  vom  lo.  Dezbr.  1891 
Tolgende  Erläuterung:  ^Als  aussergewOhnliche  Abtriebe,  deren  Ergebnisse  nicht 
einen  Reinertrag  aus  dem  Betriebe  der  Forstwirtschaft  darsteilen 
und  daher  gemäss  der  i'estiinmung  unter  Nr.  3  des  Art.  13  bei  Ermittelung 
dieses  Reinertrages  ausser  Anrechnung  bleiben  sollen,  ^Iten  nur  diejenigen  Ab- 
triebe, welche  —  ohne  Einhaltung  eines  nach  forstlichen  Grundsätzen  aufgestellten 
Bewirtschaflungsplanes  —  eine  Verminderung  des  Holz  best  andskapitals  herbei- 
führen, sei  es,  dass  der  Abtrieb  durch  Naturereignisse  (Windbrüche  und  dergl^) 
veranlasst  ist,  sei  es,  dass  der  Eigentümer  den  Abtrieb  vornimmt,  um  die  Kultur- 
art der  bisherigen  Waldfläche  zu  ändern,  oder  um  dieselbe  als  Bauplatz  zu  ver- 

Hierdurch  wird  indessen  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Erlös  aus  einem 
Abtriebe  der  letztgedachten  Art  als  Gewinn  aus  einem  Spekulations- 
geschäfte und  daher  aus  diesem  Grunde  dem  steuerpflichtigen  Einkommen 
hinzuzurechnen  bL  Ob  die  Voraussetzungen  hierfür  vorliegen,  muss  nach  den 
Umstanden  eines  jeden  einzelnen  Falles  beurteilt  werden. 

Alle  Abtriebe,  welche  eine  Vermindening  des  Holzbeslandskapitab  nicht 
bedingen,  gehören  zu  den  ,, regelmässigen""  und  sind  daher  gemäss  der  Vor- 
schrift im  Art.  13  Nr.  1  bei  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  aus 
der  Forstwirtschaft  zu  berücksichtigen,  ohne  dass  es  darauf  ankommt,  ob  der 
Abtrieb  jahrlich  oder  in  anderen  Zwischenräumen  stattfindet. 

Sofern  also  beispielsweise  ein  Forst eigentOmer  den  in  seinem  Bewirt- 
schaftungsplane forstgerecht  vorgesehenen  Abtrieb  wahrend  eines  oder  mehrerer 
Wirtschaftsjahre  ganz  oder  teilweise  unterlässt,  sind  zwar  fitr  die  betreffenden 
Jahre  nur  die  Ergebnisse  des  wirklichen  Abtriebes  —  nicht  etwa  die  Erträge, 
welche  durch  den  planmässigen  Abtrieb  hatten  erzielt  werden  können  —  bei  der 
Einkommen  Steuerveranlagung  in  Betracht  zu  ziehen.  Findet  aber  in  späteren 
Jahren  ein  der  früheren  Aufsparung  entsprechend  verstärkter  Abtrieb  statt ,  so 
kommen  nunmehr  die  Ergebnisse  des  verstärkten  Abtriebes  voit  zur  Anrechnung, 
insoweit  nicht  die  Grenzen  des  Wirtschaftsplanes  im  ganzen  überschritten 
werden." 

Nach  diesen  Vorschriften  sollten  also  alle  Abtriebe,  welche 
eine  Verminderung  des  „Holzbestandskapitales"  herbeiführen, 
als  gaussergewöhnliche"  nicht  zum  Einkommen  gerechnet 
werden.  Was  aber  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  als  „Holz- 
bestandskapital" zu  gelten  hatte,  das  ist  nicht  auseinandergesetzt. 
Ein  gleichbleibendes  Holzbestandskapital  wie  beim  jähriichen  Nach- 
haltsbetriebe  gibt  es  beim  aussetzenden  Betriebe  überhaupt  nicht, 
und  infolgedessen  ist  denn  auch  in  der  Rechtsprechung  —  wie  wir 
sehen  werden  —  die  Anwendung  des  Holzkapital  begriff  es 
auf  planlos  bewirtschaftete  Waldungen  allmählich  ganz 
zurückgedrängt  worden. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Artikels  13  der  Ausführungsanweisung 
müsste  der  Edös  aus  jedem  im  aussetzenden  Forstbetriebe  vor- 
genommenen Abtriebe  eines  Holzbestandes  steuerfrei  bleiben,  denn 
der  Abtrieb  vermindert  zweifellos  das  Holzbestandskapital.  Schon 
sehr  bald  emanzipierte  sich  jedoch  die  Rechtsprechung  von  der 


wörtlichen  Anwendung  dieser  Bestimmung,  indem  sie  entschied, 
der  Artikel  13  beziehe  sich  ausschliesslich  auf  solche  Waldungen, 
die  unter  Einhaltung  eines  fest  geregelten  Betriebsplanes  oder 
wenigstens  nach  forstwirtschaftlichen  Grundsätzen  in  der  Art  be- 
wirtschaftet werden ,  dass  für  den  Ersatz  des  Abtriebes  durch 
regelmässigen  Zuwachs  gesorgt  ist,  und  das  Einkommen  aus  den 
nicht  in  der  gedachten  Weise  bewirtschafteten  Waldungen  sei  nach 
Artikel  11  der  Anweisung  zu  berechnen,  wonach  regelmässig  der 
Erlös  aus  sämtlichen  Abtrieben,  eintrlei  ob  sie  das  Holzbestands- 
kapital berührten  oder  nicht,  steuerpflichtiges  Einkommen  bilde 
(Urteil  vom  17.  Oktober  1895).  Selbst  wenn  der  ganze  Holzbestand 
auf  einmal  abgetrieben,  und  eine  Wiederaufforstung  nicht  be- 
absichtigt werde,  müsse  dieser  Grundsatz  für  Waldungen  im  aus- 
setzenden Betriebe  Geltung  haben,  weil  derartig  benutzte  Waldungen 
Oberhaupt  nicht  Gegenstände  seien,  welche  unbeschadet  ihrer  Sub- 
stanz ein  fortlaufendes  Einkommen  zu  liefern  vermöchten,  sondern 
jeder,  auch  der  geringste  Abtrieb,  notwendig  auch  eine 
Verringerung  der  Substanz  bezw.  des  Holzbestandskapitals  herbei- 
führe (Urteil  vom  16.  April  1896). 

Auf  einem  ähnlichen  Standpunkte  steht  F  u  i  s  t  i  n  g  noch  in 
der  IV.  Auflage  (1899)  seines  Kommentars  zum  Einkommensteuer- 
gesetz, 

Auf  Seite  140  fT.  erklärt  er  die  steuerliche  Anwendung  des  Holzkapital- 
begriffs  für  unhaltbar.  Derselbe  sei  dem  Steuerreehte  fremd,  und  wenn  das 
(besetz  die  Erlöse  aus  „ausserge wohnlichen"  Holzabtrieben  vom  steuerpflichtigen 
Ertrage  der  Quelle  des  Grundvermögens  hätte  ausschliessen  wollen,  so  würde 
es  dies  durch  eine  ausdrückliche  Bestimmung  angeordnet  haben.  Das  sei  aber 
im  §  8  des  Gesetzes  nicht  geschehen,  da  die  Erlöse  aus  ausserge  wohnlichen 
Holzabtrieben  nicht  als  den  dort  gegebenen  Beispielen  ausserordentlicher  Ein- 
nahmen „ähnliche  Erwerbungen"  angesehen  werden  könnten.  „Bei  allen,  hin- 
sichtlich des  Nutzungsrechtes  nicht  eingeschränkten  Privatwaldungen*,  sagt 
Fuisting,  .steht  die  Art  der  Bewirtschaftung  im  freien  Belieben  des  Besitzers. 
Lediglich  von  ihm  hängt  es  ab,  wie  er  die  Holzung  behandeln  und  nutzen,  ob 
er  die  Bfliune  Obersiflndig  werden,  oder  bis  zu  welchem  Grade  der  Reife  er  sie 
wachsen  lassen,  ob  er  Nutzholz,  Brennholz,  Grubenholz  usw.  erzielen,  ob  er  den 
ganzen  Holzbestand  auf  einmal  oder  in  verschiedenen  Schlägen  abtreiben  will  usw.; 
er  kann  auch  jederzeit  von  der  einmal  gewählten  Bewirtschaftungs weise  ab- 
weichen und  zu  einer  anderen  Obergehen.  Die  kleineren  Waldungen  pflegen 
auch  mehr  nach  RQcksichten  des  Bedürfnisses  und  der  Gelegenheit,  als  nach 
festen  Plänen  bewirtschaftet  zu  werden,  und  die  etwa  bestehenden  Betriebspläne 

sind   rein  subjektiv Nach  objektiven  Rücksichten  aufgestellte 

Betriebsplane  gibt  es  für  Privat  waldun  gen  nicht.  Hiermit  schwindet  aber  auch 
die  Möglichkeit  der  Anwendung  des  HolzkapitalbegrifTs,  Denn  es  lässt  sich  nie- 
mab  feststellen,  welches  Holzkapital  massgebend  ist,  ob  es  z.  B.  dasjenige 
Holzkapital  sein  soll,  welches  für  die  Erziclung  von  Nutzholz,  oder  von  Brenn- 
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holz,  oder  von  Grubenholz  usw.  notwendig  sein  wOrde,  ob  das  Holzkapital  aus 
der  früheren  Zeil  eines  Vorbesitzers  oder  des  gegenwartigen  Besitzers  die  Richt- 
schnur geben  soll  usw." 

,Die  Unhaltbarkeit  der  steuerlichen  Anwendung  des  Holzkapitalbegriffes 
zeigt  sich  am  deutlichsten  in  denjenigen,  namentlich  in  den  Gegenden  des  Berg- 
baues häufig  vorkommenden  Fällen,  wo  der  Abtrieb  der  gesamten  Bestände  an 
Kiefern  usw.  zur  Verwendung  als  Grubenholz  die  einträglichste  und  deshalb 
Obliche  Art  der  Bewirtschaftung  bildet.  Ein  solcher  einmaliger  Gesamt- 
abtrieb erscheint  nicht  bloss  als  Verminderung,  sondern  sogar  als  Vernich- 
tung des  Holzkapitals  und  würde  nach  den  AusfOhrungsbestim- 
mungen  keinen  steuerpflichtigen  Er  trag  geben.  Nicht  anders  liegt 
die  Sache  Qberall  dort,  wo  der  Waldbesitzer  aus  irgendwelchen  ROcksichten 
den  gesamten  Holzbestand  seiner  Waldungen  oder  grössere  Teile  mit  einem 
Male  abtreibt  oder  zum  Abtreiben  verkauft.  Wenn  er  hiermit  nur  sein  Grund- 
vermögen nutzt,  so  ist  auch  die  Besteuerung  des  Ertrages  als  Spekulations- 
gewinn, worauf  im  Absatz  i  der  Verordnung  vom  lo.  Dezember  1891  hinge- 
deutet wird,  ausgeschlossen." 

Auch  bezüglich  der  nach  festen  Wirtschaftsplänen  bewirtschafteten  Wal- 
dungen weist  Fuisting  dann  nach,  dass  die  AusfQhrungsbestimmungen  zu  un- 
haltbaren Ergebnissen  fähren  würden,  und  da  die  Entstehung  eines  steuerpflich- 
tigen Ertrags  aus  Waldungen  bei  einer  den  Ausftlhrungsbestimraungen  ent- 
sprechenden Anwendung  des  Holzkapitalbegriffes  mehr  oder  weniger  vom 
Belieben  des  Steuerpflichtigen  abhängig  gemacht  werden,  dies  jedoch  nicht  in 
der  Absicht  des  Gesetzgebers  liegen  würde,  so  verwirft  er  die  Anwendung 
des  Holzkapitalbegriffs  auf  die  Besteuerung  des  Einkommens 
aus  Forsten. 

Überaus  klar  und  in  vollständigem  Gegensatze  zu  den  Gesetzesauslegungen 
in  den  späteren  Auflagen  seines  Kommentars  fährt  dann  Fuisting  fort: 

,Zu  einer  überall  folgerichtigen  Lösung  der  Frage  kann  man  nur  gelangen, 
wenn  man  das  Holz  mit  dem  Zeitpunkte  der  Trennung  vom  Grund  und  Boden 
in  jeder  Beziehung  als  Frucht  behandelt  Im  allgemeinen  gehören  alle  Erzeug- 
nisse des  Grund  und  Bodens  nach  rechtlicher  Auffassung  bis  zum  Zeitpunkte 
der  Abtrennung  zur  Substanz  und  erlangen  erst  mit  der  Abtrennung  die  Eigen- 
schaft der  Frucht.  In  wirtschaftlichem  wie  in  steuerlichem  Sinne 
gilt  dasselbe.  Die  aufstehende  Ernte  bildet  noch  keinen  Ertrag;  erst  mit  der 
Abemtung  ist  die  Möglichkeit  der  Ertragserzielung  aus  der  gewonnenen  Frucht 
gegeben.  Nicht  anders  ist  es  beim  Holze;  das  aufstehende  Holz  gehört  zur  Sub- 
stanz des  Grund  und  Bodens,  und  erst  mit  der  Trennung  kann  Fruchtertrag  ge- 
wonnen werden.  Wenn  ein  Gut  mit  der  aufstehenden  Ernte  verkauft  wird,  so 
gehört  die  geerntete  Frucht  zu  dem  durch  die  eigene  Bewirtschaftung  des  Käufers 
erzielten  Ertrage.  Weshalb  dies  bei  Holzungen  anders  sein  sollte,  ist  nicht  zu 
erkennen.  Wenn  der  Besitzer  das  Holz  vom  Boden  trennt,  eignet  er  sich  die 
Frucht  an  und  muss  sich  den  hieraus  erwachsenden  Gewinn  als  Ertrag  an- 
rechnen lassen;  welche  Abzüge  er  zu  machen  berechtigt  ist,  er- 
scheint als  eine  hiervon  unabhängige  Frage.' 

„Der  Begriff  der  Reife  kommt  hier  beim  Holze  so  wenig  wie  bei 
anderen  Bodenerzeugnissen  in  Betracht.  Der  Besitzer  gewinnt  und  nutzt  die 
Erzeugnisse  des  Bodens  nach  freiem  Belieben.  Der  Gärtner  kann  die  aus  Samen 
gezogenen  oder  sonst  gewonnenen  Pflanzen  in  jungem  Zustande  als  Pflänzlinge 
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(Blumen,  GemQse, junge  Bäume  usw.)  verkaufen  oder  weiter  reifen 

lassen,  um  sie  in  fertigem  Zustande  oder  um  die  davon  gewonnenen  Erzeug- 
nisse an  Schnittblumen,  Beeren,  Obst,  Samen  usw.  zu  verwerten.  Der  Bauer 
kann  das  Getreide  vor  der  Reife  schneiden  und  als  Viehfulter  verwenden,  die 
Futterk rauter  in  jedem  beliebigen  Zustande  nutzen,  sei  es  zur  FQtterung,  zur 
Samenerzeugung,  zur  Düngung  usw.  Ebenso  können  die  Erzeugnisse  der  Hol- 
zungen, wenn  der  Besitzer  nicht  etwa  in  der  Nutzung  rechtlich  beschränkt  ist, 
in  jedem  beliebigen  Zustande  verwertet  werden.  Ob  und  inwieweit  in  allen 
diesen  Fällen  verständig  und  zweckmässig  verfahren  wird ,  ist  ftlr  den  lediglich 
nach  den  tatsächlichen  Zuständen  zu  beurteilenden  Ertrag  gleichgültig.  Hier- 
nach ist  die  forstwirtschaftliche  Vorstellung,  dass  bei  un regelmässigem  oder  aus- 
setzendem Betriebe  ein  „„der  froheren  Aufsparung  entsprechend  verstärkter 
Abtrieb""  (vgL  den  letzten  Absatz  der  Verordnung  vom  la  Dezember  1891) 
stattfinde,  für  den  wirtschaftlichen  und  steuerlichen  ErtragsbegrifE  nicht  zu  ver^ 

.Nach  §  13  (jetzt  §  12)  Abs.  4  gehören  zu  dem  durch  die  eigene  Bewirt- 
schaHung  erzielten  Reinertrage  auch  die  Erträge  derjenigen  landwirtschaftlichen 
Nebenbetriebe,  bei  denen  die  Erträgnisse  unmittelbar  und  notwendiger- 
weise der  Substanz  des  Bodens  entnommen  werden,  ohne  dass  die  Er- 
setzung des  Substanzveriustes  Oberhaupt  möglich  wäre  (Gruben 
BrQche,  Torfstiche  usw.  —  Art.  12).  Um  so  mehr  darf  auf  die  Absicht  des  Ge- 
setzes geschlossen  werden ,  die  Holzabtriebe  ohne  Rücksicht  auf  etwaiges  un- 
wiitschaflliches  Verfahren  des  Besitzers  oder  auf  schädigende  Natur- 
ereignisse ganz  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ertragserziel ung  durch 
Fruchtgewinnung  zu  behandeln.  Wenn  der  Besitzer  aus  freier  Entschliessung 
zum  Abtriebe  schreitet,  so  hat  er  die  Frucht  in  dem  von  ihm  selbst  gewählten 
Zeitpunkte  gezogen.  War  er  durch  Naturereignisse  (Schnee,  Windbruch, 
Raupenfrass,  Holzfäule)  zum  Abtriebe  genötigt,  so  ist  zwar  sein  Wille  hierdurch 
bestimmt  worden,  er  hat  sich  aber  doch  die  Frucht  angeeignet  und 
steht  insoweit  nicht  anders,  als  z.  B.  ein  Landwirt,  der  das  durch  Hochwasser 
oder  Regen  verdorbene  Heu  nur  als  Streu  verwenden  kann." 

,Will  man  hierin  eine  Härte  oder  Unbilligkeit  gegenüber  dem  Forstwirte 
finden,  so  kommen  ähnliche  Vorgänge  bei  anderen  Quellen  nicht  minder  vor. 
Auch  die  Besitzer  von  notleidenden  Wertpapieren,  von  Aktien,  Kuxen  usw.  mOssen 
sich  die  Erträge  nach  den  massgebenden  Durch  Schnittsjahren  anrechnen  lassen, 
ohne  dass  die  von  ihnen  erhttenen  unverschuldeten  Kursverluste  irgendwie  in 
Betracht  kämen;  das  Gleiche  gilt  von  dem  Gewerbetreibenden,  dessen  Anlagen 
ohne  wesentliche  Änderung  der  Quelle  durch  zufällige  Ereignisse ,  wie  Krieg, 
Handelskrisen,  neue  Erfindungen,  Änderungen  der  Zollgesetzgebung  usw.  eine 
starke  Entwertung  erleiden.  Dies  sind  Nachteile,  die  jeder  Einkommensbe- 
sieuerung  in  höherem  oder  geringerem  Grade  anhaften  und  ertragen  werden 
müssen.' 

,Das  Einkommen  aus  Holzungen  würde  hiernach  gemäss 
den  allgemeinen  Vorschriften  im  Artikel  11  ermittelt  werden 
müssen." 

Nach  vorstehendem  verwirft  also  Fuisting  noch  im  Jahre 
1899  vollständig  die  Berechnung  des  Einkommens  auf  Grund  des 
Artiltels  13  der  Ausführungsanweisung.  Er  will  nicht  zwischen 
regelmässigen  und  aussergewöhnlichen  Abtrieben  etc.  unterschieden 
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haben,  sondern  jede  Holznutzung,  einerlei  ob  sie  absichtlich  oder 
unabsichtlich  erfolgt  ist,  betrachtet  er  als  Frucht,  die  steuerpflich- 
tiges Einkommen  darstellt. 

Wenn  wir  auch  eine  andere  Auffassung  vom  Begriffe  des 
Holzbestandskapitals  haben,  so  müssen  wir  doch  anerkennen,  dass 
diese  Auffassung  Fuisting's  vom  Einkommen  aus  Forsten  ent- 
schieden die  konsequenteste  von  den  in  den  verschiedenen  Auflagen 
seines  Kommentars  sowie  in  seinen  ^Grundzügen  der  Steuerlehre" 
niedergelegten  Auffassungen  ist.  Bei  dieser  Auffassung  gibt  es 
kein  Stammvermögen  am  stehenden  Holze,  sondern  lediglich  am 
Grund  und  Boden.  Sämtliches  stehende  Holz,  einerlei  ob  der 
Wald  im  aussetzenden  oder  im  jahrlichen  Nachhaltsbetriebe  bewirt- 
schaftet wird,  gilt  als  werdendes  Erzeugnis  des  Grund  und  Bodens, 
das  erst  bei  seiner  Trennung  vom  Grund  und  Boden,  d.  h.  bei 
seiner  Nutzung,  zur  Frucht  und  damit  zum  Ertrag  und  zum  Ein- 
kommen wird.  In  den  neueren  Auflagen  des  Kommentars,  speziell 
in  der  uns  vorliegenden  VI.  und  VII.  Auflage  zum  Einkommensteuer- 
gesetz, ist  diese  klare  Auffassung  aufgegeben  worden.  Hier  wird 
zwischen  regelmässigen  und  aussergewöhnlichen  Nutzungen  unter- 
schieden, man  operiert  mit  dem  Begriffe  des  Holzvorratskapitals 
und  des  Stammvermögens,  kurzum  beide  Auflassungen,  die  eine 
von  der  werdenden  Frucht  und  die  andere  vom  Holzvorratskapital, 
werden  miteinander  verquickt,  und  infolgedessen  besteht  in  der 
ganzen  Behandlung  der  Sache  keine  Einheitlichkeit.  Unbilligkeiten 
sind  dabei  an  der  Tagesordnung. 

Doch  kehren  wir  zunächst  nochmals  zu  der  Fuisting'schen 
Auffassung  vom  forstlichen  Rohertrage  in  der  IV.  Auflage  seines 
Kommentars  zurück!    Was  ist  gegen  diese  einzuwenden? 

Oass  die  im  Walde  aufgespeicherten  Wertszuwachse  werdende 
Früchte  sind,  soll  nicht  bestritten  weiden;  es  kann  auch  zugegeben 
werden,  dass  alle  Erzeugnisse  des  Grund  und  Bodens  nach  recht- 
licher Auffassung  bis  zum  Zeitpunkte  der  Trennung  vom  Boden 
zur  Substanz  gehören  und  erst  mit  der  Abtrennung  die  Eigenschaft 
der  fertigen  Frucht  erlangen.  Dieser  Satz  gilt  aber  keineswegs 
—  wie  Fuisting  behauptet  —  auch  im  wirtschaftlichen  und 
steuerlichen  Sinne.  Vom  wirtschaftlichen  und  steuerlichen 
Standpunkte  aus  betrachtet,  müssen  die  Ergebnisse,  d.  h.  die  Ertrage 
oder  Früchte  eines  einzigen  Jahres  festgestellt  werden;  der 
I20  jährige  Holzbestandswert  ist  aber  nicht  die  Frucht  eines 
Jahres,  sondern  die  von  120  Jahren,  und  es  ist  daher  unrichtig,  den 
Abtriebsertrag  des  120jährigen  Holzbestandes  als  Einkommen  eines 
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einzigen  Jahres  anzusehen  und  zu  behandeln.  Die  Forstwirtschaft 
kann  in  dieser  Beziehung  unmöglich  auf  eine  Stufe  gestellt  werden 
mit  der  Landwirtschaft,  deren  Früchte  innerhalb  eines  Jahres 
reifen. 

Beim  Forstbetriebe,  sowohl  beim  jahrlichen  wie  beim  aus- 
setzenden, wirkt  die  Anwendung  des  Grundsatzes,  nur  diejenigen 
Erträge  als  Einkommen  zu  betrachten,  die  in  Geld  umgesetzt  werden, 
durchaus  ungerecht  gegenüber  anderen  Einkommensquellen.  Wie 
es  allein  richtig  ist,  zum  Rohertrage  und  damit  zum  Einkommen 
aus  dem  Landwirtschaftsbetriebe  alle  in  einem  bestimmten  Wirt- 
schaftsjahre gewonnenen  Produkte  zu  rechnen,  gleichgültig  ob  sie 
verkauft  oder  im  Haushalte  des  Besitzers  verbraucht  oder  als  Vor- 
rat auf  das  nächste  Jahr  übertragen  werden,  so  kann  es  auch  allein 
als  richtig  bezeichnet  werden,  wenn  als  Rohertrag  des  forstlichen 
Gewerbes  die  im  betr.  Jahre  erzeugte,  Geldwert  besitzende  Holz- 
masse angesehen  wird,  einerlei  ob  sie  verkauft  oder  auf  das  nächste 
Jahr  übertragen,  d.  h.  als  Holzvorrat  im  Walde  belassen  wird. 

Erscheint  es  wirklich  gerechtfertigt,  wenn  jemand  sein  Grund- 
stück etwa  mit  Kiefern  aufforstet  und  den  ganzen  Bestand  im 
looten  Jahre  abtreibt,  den  Haubarkeitsertrag  als  „Einkommen"  im 
gewöhnlichen  und  im  wissenschaftlichen  Sinne  aufzufassen?  Wir 
halten  diese  Auffassung  für  durchaus  unrichtig,  denn  der  Abtriebs- 
ertrag einer  Einzelwaldparzelle  ist  nicht  Jahres-Einkommen,  son- 
dern zum  weitaus  grössten  Teile  nur  eine  andere  Form  des  bereits 
vor  dem  Abtriebe  vorhandenen  Vermögens.  Vorher  bestand  letzteres 
im  Holzwerte,  nach  dem  Abtriebe  in  barem  Gelde.  Wenn  jemand 
eine  Einlage  in  der  Sparkasse  macht  und  die  Zinsen,  d.  h.  den 
Ertrag  des  Kapitals,  nicht  alljährlich  abzieht  und  verbraucht  oder 
in  anderer  Weise  werbend  anlegt,  sondern  dem  Kapitale  zuschreiben 
lässt,  so  dass  der  Zins  im  folgenden  Jahre  nicht  mehr  als  Ertrag 
oder  Einkommen,  sondern  als  Kapital  und  Vermögen  zu  betrachten 
ist,  so  hat  sich  die  Einlage  bei  sVo'ger  Verzinsung  in  47  Jahren 
vervierfacht,  und  in  100  Jahren  ist  sie  sogar  auf  das  mehr  als 
Neunzehnfache  gestiegen.  Nimmt  dann  der  sparende  Kapitalist  oder 
sein  Rechtsnachfolger  den  ganzen  Betrag  aus  der  Kasse  heraus, 
so  kann  dieser  doch  unmöglich  als  Einkommen  des  betr.  Jahres 
bezeichnet  werden.  Nur  der  Jahreszins  ist  als  ein  Einkommen  des 
betr.  Jahres  anzusehen,  der  Rest  war  vorher  schon  als  Kapitalver- 
mögen vorhanden.  Ganz  ungerechtfertigt  würde  es  erscheinen, 
die  ursprünglich  schon  als  Einkommen  besteuerte  Einlage  nun- 
mehr nochmals  ihrem  ganzen  Betrage  nach  als  Einkommen  zu 
versteuern.    Genau  wie  bei  diesem  Beispiele  liegt  die  Sache  beim 
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aussetzenden  Forstbetriebe  und  weiter  auch  beim  jährlichen  Betriebe, 
da  dieser  nur  als  ein  Komplex  von  Beständen  zu  betrachten  ist,  von 
denen  jeder  einzelne  im  aussetzenden  Betriebe  bewirtschaftet  wird. 
Auch  beim  aussetzenden  Betriebe  haben  wir  es  mit  weiter  nichts 
als  mit  einer  Sparkasse  in  anderer  Form  zu  tun.  Die  Einlagen 
sind  die  Kulturkosten  zu  Beginn  des  ersten  Jahres  des  Umtriebs 
und  die  jährhchen  Verwaltungskösten,  und  der  Abtriebsertrag  ist  nur 
zum  ganz  kleinen  Teile  Jahreseinkommen,  im  übrigen  in  Geld  um- 
gesetzter Vermögenswert.  Der  Umstand,  dass  der  Waldbesitzer 
nicht  zu  jeder  Zeit  die  angesammelten  Jahreswertszuwachse  flüssig 
machen  kann ,  bedingt  keinen  Unterschied  in  der  Behandlung  des 
sparenden  Waldbesitzers  und  des  die  Zinsen  sparenden  Kapitahsten. 

Wie  unrichtig  die  Auffassung  vom  werdenden,  forstlichen 
Produkte  hinsichtlich  der  Besteuerung  ist,  geht  überzeugend  aus 
folgendem  Beispiele  hervor.  Wenn  mehrere  Erben  ein  Vermögen 
teilen,  das  nur  aus  Häusern,  landwirtschaftlich  benutzten  Grund- 
stücken, Kapitalien  und  Waldungen,  im  aussetzenden  Betriebe  bei- 
spielsweise, besteht,  so  werden  doch  demjenigen  Erben,  der  den 
Wald  erhält,  die  Holzbestandswerte  der  Waldparzellen  als  Ver- 
mögensteil angerechnet.  Wie  kann  ihm  daher  dieses  Vermögen 
beim  Abtriebe  der  Bestände  vom  wirtschaftlichen  und  steuerlichen 
Standpunkte  aus  als  „Einkommen"  angerechnet  werden? 

Auch  folgende  Überlegung  führt  uns  zu  der  Ansicht,  dass  die 
Fuisting'sche  Auffassung  nicht  richtig  sein  kann.  Wenn  die  Er- 
zeugnisse des  Grund  und  Bodens  erst  mit  der  Abtrennung  von 
diesem  in  wirtschaftlichem  und  steuerlichem  Sinne  die  Eigenschaft 
der  Frucht  erlangen,  vor  diesem  Zeitpunkte  dagegen  zur  Sub- 
stanz gehören,  so  müssen  die  jeweiligen  Holzvorräte  in  den 
Staaten,  in  denen  Vermögenssteuern  bestehen,  als  Teile  und  Zu- 
behör des  Grund  und  Bodens  unbedingt  zur  Vermögenssteuer 
herangezogen  werden.  Wie  ist  es  aber  möglich,  ein  Gut,  das  noch 
niemals  als  Einkommen  in  der  Wirtschaft  figuriert  hat  und  noch 
nicht  als  solches  besteuert  worden  ist,  als  Vermögen  anzusehen  und 
zu  besteuern?  Wenn  der  loojährige  Abtriebsertrag  eines  Bestandes 
als  Einkommen  betrachtet  wird,  dann  kann  der  Wert  des  noch 
nicht  hiebsreifen  50jährigen  Bestandes  unmöglich  als  Vermögen 
besteuert  werden.  Das  gilt  sowohl  für  den  im  aussetzenden  Betriebe 
wie  für  den  im  Nachhaltsverband  e  stehenden  Bestand, 

Der  Wertzuwachs  des  Waldes  kann  auch  mit  den  sogen. 
Abschreibungen  am  Anlage-  und  eventl.  auch  am  Betriebskapital 
einer  Wirtschaft  in  Parallele  gestellt  werden.    Die  regelmässigen 
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jährlichen,  Abschreibungen  gelten  allgemein  als  jahrliche  Betriebs- 
kosten und  dürfen  daher  bei  der  Ermittlung  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  vom  Roheinkommen  in  Abzug  gebracht  werden. 

Sehr  richtig  bemerkt  hierzu  Fuisting  (a.  a.  O.  Band  IV,  S.  146):  gWenn 
zur  Umgehung  der  Schwierigkeiten  im  Bereiche  der  Abschreibungen  wegen  Ab- 
nutzung der  Vorschlag  gemacht  worden  ist,  anstatt  der  Abschreibungen  den 
Abzug  der  Kosten  für  die  wirklich  vorgenommenen  ErsatzbeachafFungen  zu  ge- 
statten, so  heisst  dies  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten.  Eine  solche  Rege- 
lung würde  nicht  dem  gegenwartigen  Eigentümer  die  Aussonderung  der  im  Ge- 
brauche der  Quelle  verloren  gegangenen  Bestandteile  seines  Vermögens  sichern, 
sondern  auch  dem  künftigen ,  von  dieser  Vermögensentwertung  seines  Vor- 
gängers gar  nicht  betroffenen  Eigentümer  zum  Vorteile  gereichen  und  dem 
Steuerträger  die  Möglichkeit  eröffnen,  sich  durch  beliebige  Bestimmung  der  Zeit 
und  des  Umfanges  von  Instandsetzungen  und  Ersatzbeschatfungen  der  Besteue- 
rung mehr  oder  weniger  zu  entziehen." 

Was  aber  für  die  nicht  baren  Aufwendungen  in  Form  der 
Abschreibungen  also  für  Wertminderungen  gilt,  welche  die  wirkliche 
Reineinnahme  des  Besitzers  nicht  im  mindesten  berühren,  sollte 
doch  unseres  Erachtens  auch  für  die  nicht  in  bar  eingehenden 
Erträge,  also  für  die  jährlichen  Wertszuwachse  des  Waldes, 
Gültigkeit  haben.  Diese  erhöhen  nicht  das  Vermögen  des  künftigen 
Waldbesitzers,  der  den  Bestand  abtreibt,  sondern  dasjenige  des 
jetzigen  Besitzers,  der  durch  den  Zuwachs  kapital-  und  kreditfähiger 
wird,  sich  aber  nach  der  Auffassung  des  preussischen  Einkommen- 
steuergesetzes etc.  „durch  beliebige  Bestimmung  der  Zeit  und  des 
Umfanges"  der  Holzhiebe  die  Möglichkeit  verschaffen  kann,  „sich  der 
Besteuerung  mehr  oder  weniger  zu  entziehen." 

Wenn  man  (Fuisting,  Endres  etc.)  als  Einkommen  aus 
dem  Forstbetriebe  nicht  dasjenige  Einkommen,  welches  der  Wald- 
besitzer an  Stelle  des  wirklichen  Wertszuwachses  daraus  erzielen 
könnte,  sondern  nur  dasjenige,  welches  er  tatsächlich  in  Geld  be- 
zieht, gelten  lassen  will,  so  dürfte  man  zunächst,  wenn  man  sich 
konsequent  bleiben  will,  die  Kosten  von  NeuaufForstungen  nicht 
als  Einkommen  betrachten,  sondern  man  mOsste  sie  vom  Rohein- 
kommen abziehen  {s.  unten  S.  251  ff.),  denn  diesen  Betrag  bezieht  der 
Waldbesitzer  ja  nicht,  er  bleibt  vielmehr  im  Walde,  genau  ebenso 
-als  wenn  der  Waldbesitzer  keine  Nutzungen  in  seinem  Walde  vor- 
nimmt und  ihm  deshalb  auch  kein  Einkommen  aus  dem  Walde 
angerechnet  wird.  Im  letzteren  Falle  sollen  in  späteren  Jahren, 
wenn  der  früheren  Aufsparung  entsprechend  verstärkte  Abtriebe 
stattfinden,  die  Ergebnisse  des  verstärkten  Abtriebes  voll  zur  An- 
rechnimg kommen,  insoweit  nicht  die  Grenzen  des  Wirt- 
schaftsplans   —    regelmassige    Abtriebe    —    im    ganzen    über- 
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schritten  werden.  Man  hat  hierbei  den  Übergang  zu  einer  höheren 
Unitriebszeit  im  Auge.  Aber  gerade  aus  diesem  Beispiele  wieder 
geht  deutlich  hervor,  wie  wenig  einwandfrei  diese  Auffassung  vom 
forstlichen  Reinertrag  bezw.  Einkommen  ist.  Warum  soll  denn 
nicht  die  tatsächliche  Waldvermögensmehrung  als  Einkommen  an- 
gesehen und  von  der  Einkommensteuer  getroffen  werden?  Warum 
soll  der  Wald  keinen  Reinertrag  liefern  und  der  betr.  Waldbesitzer 
ledigUch  seiner  Liebhaberei  an  hohen  Umtrieben  halber  kein  Ein- 
kommen aus  seinem  Walde  beziehen  und  steuerfrei  bleiben,  während 
der  Wald  bisher  Reinertrag  lieferte  und  bei  Nutzung  des  Zuwachses 
der  Waldbesitzer  mit  diesem  zur  Einkommensteuer  herangezogen 
wurde?  Man  wird  auf  diese  Frage  antworten:  Der  Waldbesitzer  hat 
in  den  betr.  Jahren  keinen  Genuss  vom  Walde,  er  häuft  Werte  an 
für  die  kommende  Generation,  und  diese  soll  deshalb  auch  eine 
höhere  Steuer  bezahlen.  Ganz  schön,  aber  warum  behandelt  man 
denn  den  sparenden  Kapitalisten  nicht  ebenso?  Warum  trifft  man 
bei  ihm  die  Wertsmehrung  seines  Kapitals  mit  der  Einkommensteuer, 
einerlei  ob  er  die  Wertsmehrung  bezieht  und  verbraucht  oder  sonst 
werbend  anlegt,  oder  nicht  bezieht  und  dem  Kapitale  zulegt? 
Das  Unlogische  und  Ungerechte  dieser  Auffassung  springt  klar  in 
die  Augen.  Warum  soll  der  Staat  jetzt  auf  eine  Einkommensteuer 
zugunsten  spätererer  Generationen  verzichten,  wenn  der  Wald- 
besitzer vielleicht  in  ganz  unzweckmässiger  und  unrentabler  Weise 
zu  einer  Umtriebserhöhung  und  Schmälerung  seines  derzeitigen 
baren  Einkommens  übergeht?  Wir  halten  das  durch  nichts  für 
gerechtfertigt.  Während  der  Umtriebserhöhung  bleibt  die  Ver- 
mögensmehrung V, — V,die  „Einkommen"  ist,  vollständig unbesteuert. 
Nur  die  Rente  oder  der  Zins  derselben  wird  später  besteuert, 
während  nach  unserer  Ansicht  zunächst  die  jahrliche  Vermögens- 
mehrung und  fernerhin  deren  Rente  zur  Einkommensteuer  heran- 
gezogen werden  mUsste,  genau  wie  bei  dem  sparenden  Kapitalisten 
Dieser  muss  die  Zinsen  seines  Kapitals  selbst  in  dem  Falle  ver- 
steuern, wenn  ersienichtinbarerhebenkann.  Die  meisten 
Einkommensteuergesetze  bestimmen,  dass  bei  unverzinslichen  Dar- 
lehen, falls  die  zurückzuzahlende  Summe  grösser  ist  als  die  geliehene, 
.  die  Differenz  als  Rente  des  Darlehens  innerhalb  des  betr.  Zeit-, 
raumes  zu  betrachten  ist.  Die  Jahreszinsen  sind  deshalb  zu  berechnen 
und  zur  Einkommensteuer  heranzuziehen  (E.  in  St.,  Bd.  III,  Nr.  20, 
S,  86ff.).  Auch  die  Lotterieanlehen  werden  meist  ebenso  wie  unver- 
zinsliche Darlehen  behandelt.  Nach  dem  Hessischen  Einkommen- 
steuergesetz vom  12.  Aug.  1899  wird  sogar  ausser  den  etwa  jährlich 
bezahlt    werdenden    Zinsen    auch    noch    die    Wertserhöhung    der 

..I.Google 


Lotterieanlehenslose  von  der  Einkommensteuer  erfasst;  diese  Werts- 
mehrung ergibt  sich  aus  der  Differenz  der  geringsten  Preise  in  den 
nächsten  Ziehungen. 

Niemand  wird  bestreiten  wollen  und  können,  dass  die  in  den 
Waldungen  angehäuften  Holzvorräte  Kapitaleigenschaft  besitzen, 
dass  sie  enorme  Vermögenswerte  darstellen,  welche  sich  —  wirt- 
schaftlich betrachtet  —  im  jährlichen  Holzzuwachse  genügend  ver- 
zinsen müssen ,  und  die  überall  dort,  wo  die  Vermögenssteuer 
eingeführt  ist,  selbstverständlich  von  dieser  Besteuerung  getroffen 
werden. 

E^  wäre  eine  Ungerechtigkeit  sondergleichen,  wollte  man  die 
Holzvorratswerte  der  Waldungen  als  werdende  Produkte  oder 
Früchte  von  der  Besteuerung  des  Vermögens  ausschliessen,  letztere 
also  auf  den  Grund  und  Boden  beschränken.  Hält  man  es  aber  für 
richtig,  die  Holzbestandswerte  als  Vermögen  zu  besteuern,  so  folgt 
daraus  unbedingt,  dass  es  einen  HoIzkapitalbegrifF  gibt,  mit  dem 
wir  rechnen  müssen,  denn  nur  solche  Objekte  können  der  Ver- 
mögenssteuer unterworfen  werden,  welche  Kapitaleigenschaft  besitzen. 
Jedoch  nicht  alle  Gegenstände,  welche  Kapitaleigenschaft  haben, 
können  umgekehrt  von  der  Vermögenssteuer  getroffen  werden.  Jedes 
Vermögensstück  muss  vielmehr  erst  Einkommen  gewesen  und  als 
solches  von  der  Einkommensteuer  getroffen  worden  sein,  bevor  es 
zu  Vermögen  wird  und  zur  Vermögenssteuer  herangezogen  werden 
kann.  Betrachtet  man  daher  die  Holzbestandswerte  als  vermögens- 
steuerpflichtig, so  ist  die  notwendige  Folge  davon,  dass  sie  zuvor 
schon  einmal  als  Einkommen  der  Besteuerung  haben  unterliegen 
müssen.  Durch  diese  Forderung  wird  aber  die  Besteuerung  der 
hiebsreifen  Frucht  des  Waldbodens,  des  Abtriebsertrags,  ausge- 
schlossen, denn  sie  würde  zur  Folge  haben,  dass  sämtliche  noch 
nicht  hiebsreifen  bezw,  noch  nicht  zum  Abtriebe  bestimmten  Bestände 
nicht  zur  Vermögenssteuer  herangezogen  werden  könnten.  Da  aber 
alle  zu  Beginn  eines  Vegetationsjahres  vorhandenen  Bestandswerte 
vermögenssteuerpflichtig  sind,  so  müssen  sie  auch  vorher  einkom- 
mensteuerpflichtig  gewesen  sein.  Das  führt  folgerichtig  zur  Ein- 
kommen-Besteuerung des  Jahreszuwachses;  erst  wenn  dieser  zur 
Einkommensteuer  herangezogen  worden  ist,  wird  er  Stamm-Ver- 
mögensteil und  damit  vom  kommenden  Jahre  an  vermögenssteuer- 
pflichtig. 

Mit  dieser  Anerkennung  des  Holzkapitalbegriffes  wird  jedoch 
keineswegs  behauptet,  dass  das  Holzvorratskapital  eine  feststehende, 
unveränderliche  Grösse  sei.    Das  trifft  weder  für  den  aussetzenden 
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noch  für  den  jährlichen  Nachhaitsbetrieb  zu.  Beim  ersteren  liegt 
es  in  dem  Charakter  des  Betriebes,  dass  das  Holzbestandskapital 
sich  von  Jahr  zu  Jahr  in  der  Höhe  verändert,  beim  letzteren  ge- 
schieht dies  ebenfalls  in  der  Regel,  da  durchaus  normale  Verhält- 
nisse nirgends  bestehen,  und  infolgedessen  der  Wertszuwachs  und 
der  Wert  der  jährlichen  Nutzung  nur  ganz  ausnahmsweise  gleich 
gross  sind. 

Man  kann  hinsichtlich  der  Veränderung  des  Holzvorrats- 
kapitales  folgende  zwei  Fälle  unterscheiden. 

Bedeutet  V»,    das   Holz  vorratskapital    zu  Anfang   des   ersten 
Wirtschaftsjahres; 
Vaj  das  Holzvorratskapital  zu  Anfang  des  zweiten 

Wirtschaftsjahres; 
Vci  das  Holzvorratskapital  zu  Ende  des  ersten  Wirt- 
schaftsjahres, jedoch  vor  Ausführung  eines  Holz- 
hiebes; 
B     den  Bodenwert  des  Waldgeländes; 
Zi  =  Vf,  —  V„   den  Brutto-Wertszuwachs  oder  den 
Rohertrag  der  Wirtschaft  im  ersten  Wirtschafts- 
jahre; 
W,    die  Betriebs-  oder  Wirtschaftskosten  des  ersten 

Wirtschaftsjahres ; 
Ni    den  Wert  der  etwaigen  Holznutzung  des  ersten 
Wirtschaftsjahres; 
so  bestehen  folgende  Verhältnisse: 

I.  Fall;  Ein  Holzhieb  findet  im  ersten  Wirtschaftsjahre  nicht 
statt.     Dann  ist: 

Vbj  =  Ve,  =  V,i  +  Z, ,  d.  h.  das  Yorratskapital  erhöht  sich  im 
Laufe  eines  Jahres  um  den  Zuwachs  des  Waldes. 

Der  reine  Wertszuwachs  oder  der  Reinertrag  bezw.  die 
Rente  der  Wirtschaft  =Zi-W,. 

Zi  wird  zum  Vermögensteil  des  Waldbesitzers;  das  Wald- 
vermögen im  engeren  Sinne  beträgt  zu  Anfang  des  ersten  Wirt- 
schaftsjahres B  -\-  Va,  und  zu  Anfang  des  zweiten  Wirtschaftsjahres 
B-|-Voi  =  B-l-Va,-(-Z,.  Da  jedoch  die  Betriebskosten  in  diesem 
Falle  nicht  aus  dem  Erlöse  von  Jahresnutziingen  bestritten  werden 
können,  sondern  aus  anderen  Mitteln  des  Waldbesitzers  gedeckt 
werden  müssen,  so  beträgt  das  Waldvermögen  im  weiteren  Sinne 
zu  Anfang  des  zweiten  Wirtschaftsjahres: 

B4-V„~W.  =  B-!-V.,+(Zi  — W,); 


d.  h.  es  hat  sich   im  Laufe  des  ersten  Wirtschaftsjahres  um  den 
Betrag  des  reinen  Wertszuwachses  Z,  —  W,  vermehrt. 

II.  Fall.     Am  Ende  des  ersten  Wirtschaftsjahres    findet   ein 
Holzeinschlag  im  Werte  von  Nj  und  hierauf  die  Wiederaufforstung 
der  Abtriebsfläche  im  Werte  von  c,  statt.    Dann  ist:- 
I.  V,,=V,i  +  Z,; 

II.  V„g  =  V„  — N,  +  Ci; 

"  ~Vas="v.,"+Z.-f-"c,— Ni=V,,+(Z,  +  c,— Ni),  d.h.  das 
Vorratskapital  zu  Beginn  des  zweiten  Wirtschaftsjahres  ist  um  die 
Differenz  des  Wertszuwachses  (einschliesslich  Wert  des  neubegrün- 
deten Bestandes  auf  der  Abtriebsflache)  und  des  Wertes  der  Nutzung 
im  ersten  Jahre  grösser  bezw.  kleiner  als  das  Vorratskapital  zu 
Anfang  des  ersten  Jahres. 

Der  reine  Wertszuwachs  oder  die  Rente  des  Waldes  wird 
natürlich  auch  in  diesem  Falle  durch  die  Differenz  des  Brutto- 
Wertszuwachses  und  der  Wirtschaftskosten  dargestellt,  nämlich  durch 
den  Ausdruck  (Z,+Ct)  — (W,+cJ  =  Z,  ~ Wj. 

Zum  Vermögensteil  des  Waldbesitzers  wird  (Z, -|- c,) -^  N, ;  das 
Waldvermögen  im  engeren  Sinne  beträgt  daher  zu  Anfang  des 
zweiten  Wirtschaftsjahres:  B  +  V,s  =  B+V.,-t-(Z, +Ci— N,),  und 
da  die  Betriebskosten  W,  +  c,  ja  in  diesem  Falle  aus  dem  Erlöse 
der  Holznutzung  Nj  bestritten  worden  sind,  so  stellt  dieser  letztere 
Ausdruck  auch  das  Waldvermögen  im  weiteren  Sinne  dar,  denn 
andere  Mittel  haben  zur  Bestreitung  der  Waldwirtschaft  nicht  heran- 
gezogen werden  müssen.  Dieser  Ausdruck  besagt,  dass  das  Wald- 
vermögen sich  in  diesem  Falle  im  Laufe  des  ersten  Wirtschafts- 
jahres um  die  Differenz  aus  Wertszuwachs  und  Wert  der  Nutzung 
vermehrt  hat. 

Wie  verhalt  es  sich  nun  mit  dem  Reinertrage  des  Waldes 
bezw.  dem  Einkommen  aus  dem  Walde  in  beiden  Fallen? 

Nach  Fu istin g  etc.  bezieht  der  Waldbesitzer  im  er^en  Falle 
aus  seiner  Waldwirtschaft  im  ersten  Wirtschaftsjahre  kein  Ein- 
kommen, im  Gegenteil,  er  hat  zur  Bestreitung  der  Wirtschaft  noch 
die  Aufwendungen  zur  „Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung"  des 
Ertrages  zuschiessen  müssen.  Nach  unserer  Auffassung  beträgt 
dagegen  das  Einkommen  des  Waldbesitzers  im  ersten  Jahre  Zj  — W, 
=  reiner  Wertszuwachs. 

Im  zweiten  Falle  hat  nach  Fuisting  etc.  der  Waldbesitzer 
im  ersten  lahre  ein  Einkommen  in  der  Höhe  von  Nj  — (Wi+Ci) 
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aus  seiner  Waldwirtschaft  bezogen ,  nach  unserer  Auffassung  da- 
gegen ein  solches  in  der  Höhe  von 

[(N.-(W.  +  c,)l  +KZ,  +  c,)-N,]  =Zi  -  W, . 

Reineinnahme     Vorratsmehrung  bezw.  -inindening 

Mit  anderen  Worten:  Obgleich  der  Waid  in  beiden  Fällen 
die  gleiche  Wertsgrösse  in  dem  betreffenden  Jahre  erzeugt,  und  die 
Wirtschaft  ganz  die  gleichen  Kosten  verursacht  hat,  rechnen  sich 
nach  der  Fuisting'schen  Auffassung,  je  nachdem  eine  Nutzung 
in  dem  Walde  stattfindet  oder  nicht,  ganz  verschiedene  Einkommens- 
beträge heraus,  wahrend  nach  unserer  Auffassung  der  Einkommens- 
betrag ganz  unabhängig  von  der  zufälligen  Jahresnutzung  ist  und 
ganz  allein  von  der  Höhe  des  Wertszuwachses  und  der  Betriebs- 
kosten beeinflusst  wird. 

Wenn  Fuisting  sagt:  „Wenn  ein  Gut  mit  der  aufstehenden 
Ernte  verkauft  wird,  so  gehört  die  geerntete  Frucht  zu  dem  durch 
die  eigene  Bewirtschaftung  des  Käufers  erzielten  Ertrage",  und 
wenn  er  dann  weiter  (a,  a.  Ö,  S.  144I  dem  Käufer  des  Gutes  das 
Recht  einräumt,  bei  der  Einkommensberechnung  den  für  die  auf- 
stehende Ernte  gezahlten  Teil  des  Kaufgeldes  vom  Ertrage  in 
Abzug  zu  bringen,  so  stimmen  wir  ihm  darin  bei,  weil  es  sich  hier 
um  den  Ertrag  eines  einzigen  Jahres  handelt.  Nicht  folgen 
können  wir  ihm  aber  in  seiner  Schlussfolgerung  hinsichtlich  des 
Verkaufes  von  Waldungen ,  denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um 
Jahreserträge,  sondern  um  Erträge  vieler  Jahrzehnte,  Aber  auch 
beztiglich  des  Gutsverkaufes  weichen  unsere  Ansichten  noch  in 
einem  Punkte  voneinander  ab.  Fuisting  gestattet  dem  Käufer 
den  Abzug  des  für  die  aufstehende  Ernte  gezahlten  Teiles  des 
Kaufgeldes ,  so  dass  also  nur  ein  Teil  des  Jahresreinertrages  von 
dem  Käufer  des  Gutes  als  Einkommen  zu  versteuern  sein  würde, 
er  ist  aber,  da  für  den  Verkäufer  die  Quelle  des  Gutes  erloschen 
ist,  nicht  der  Ansicht,  dass  der  Rest  des  Reinertrages  von  dem 
Verkäufer  versteuert  werden  muss.  Das  ist  unseres  Erachtens 
nicht  richtig,  denn  der  Reinertrag  des  Gutes  muss  in  seiner  Gesamt- 
grösse  von  der  Einkommensteuer  getroffen  werden,  und  zwar  ist 
der  Teil,  der  auf  die  Zeit  vor  dem  Kaufakte  entfallt,  dem  Ver- 
käufer, und  derjenige  Teil,  der  auf  die  Zeit  nach  dem  Besitzwechsel 
entfällt,  dem  Käufer  in  Anrechnung  zu  bringen.  Die  Quellentheorie 
führt  auch  hier  zur  Steuerfreiheit  eines  wirklichen  Einkommenteiles. 
Ganz  ähnlich  wie  beim  Gutsverkaufe  verhält  es  sich  beim  Besitz- 
wechsel eines  Waldes.  Die  Wertszuwachse  vor  dem  Besitzwechsel 
hat  der  Verkäufer  versteuert,  die  nach  diesem  Zeitpunkte  erfolgen- 


den  sind  Einkommen  des  Käufers  mid  deshalb  von  diesem  zu 
versteuern. 

Übrigens  ist  doch  selbst  die  Fuisti  ng'sche  Auffassung  in  der 
IV.  Auflage  seines  Kommentars  nicht  ganz  frei  von  der  Ver- 
mengung der  Auffassung  von  der  werdenden  Frucht  mit  derjenigen 
vom  Holzvorratskapital,  denn  er  bezeichnet  einerseits  die  unver- 
schuldeten Kursverluste  an  Wertpapieren,  Aktien,  Kuxen  etc.,  d.  h. 
am  Stammvermögen  oder  an  den  Quellen  selbst  und  andererseits 
die  durch  Naturereignisse  verursachten  Verluste  des  Waldbesitzers 
an  Holzbeständen  als  „ähnliche  Vorgänge".  Das  entspricht  aber 
nicht  der  Auffassung  von  der  werdenden  Frucht,  denn  die  Ver- 
luste an  dem  Werte  der  Holzbestände  sind  nach  dieser  Auffassung 
nur  mit  den  Verlusten  an  den  Zinserträgnissen ,  also  an  den  Divi- 
denden etc.,  vergleichbar,  nicht  aber  mit  den  Verlusten  an  den 
Quellen  —  Wertpapieren,  Aktien,  Kuxen  etc.  —  selbst.  Indem 
Fuisting  hiermit  die  Verluste  des  Waldbesitzers  in  Vergleich 
zieht,  hat  sich  die  Auffassung  vom  Holzvorratskapital  eingeschlichen. 

Nach  unserer  Auffassung  sind  alle  Verluste  an  den  „Quellen", 
also  sowohl  die  an  dfen  Holzvorratskapitalien  wie  die  an  Wert- 
papieren ,  Aktien  etc.  als  Vermögensverluste  negatives  Ein- 
kommen und  deshalb  auch  bei  der  Einkommensberechnung  in 
Abzug  zu  bringen.  Bei  der  Waldwirtschaft  geschieht  dies  durch 
die  Besteuerung  des  Jahres- Wertszuwachses  und  bei  der  Besteuerung 
des  Kapitalvermögens  durch  Berücksichtigung  der  Kursverluste  bei 
der  Einkommensberechnung. 

Grundsätzlich  verschieden  von  der  Auffassung,  die  uns  in  der 
früheren  Rechtsprechung  und  in  der  IV,  Auflage  des  Fuisting- 
schen  Kommentars  entgegentritt,  ist  die  Auffassung,  die  sich  die 
spätere  Rechtsprechung  und  die  folgenden  Auflagen  des  Kommen- 
tars angeeignet  haben. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Auffassung  der  Rechtsprechung 
bis  zum  Jahre  1906,  wie  sie  in  der  VI.  Auflage  des  Fuisting'schen 
Kommentars  aus  dem  Jahre  1904  zum  Ausdruck  gebracht  isti  Sie 
ist  zur  Auffassung  des  Artikels  13  der  Anweisung  des  Finanz- 
ministers und  der  Verfügung  vom  10.  Dezember  1891  zurückgekehrt, 
wonach  zwischen  „regelmässigen"  und  „aussergewöhnlichen"  Ab- 
trieben scharf  zu  unterscheiden  ist,  auch  beim  aussetzenden  Betriebe, 
denn  nach  der  Verfügung  des  Finanzministers  vom  24.  Dezember 
1898  sollen  sich  diese  Ausführungsbestimmungen  auf  „alle  Hol- 
zungen ohne  Ausnahme"  beziehen.  Von  einer  Lücke  in  den 
Ausführimgsbestimmungen  (s.  oben!)  hinsichthch  der  „über  haupt 
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nicht  regelmässig  bewirtschafteten"  Holzungen  kann  also 
nicht  mehr  die  Rede  sein. 

Sehr  klar  tritt  uns  dieser  veränderte  Standpunkt  der  Preussi- 
sehen  Rechtsprechung  entgegen  in  der  Entscheidung  der  vereinigten 
Steuersenate  des  Preussischen  Oberverwaltungsgerichtes  vom 
2.  Mai  1899  (E.  in  St.,  Band  VIII,  S.  saff.). 

Hier  heisst  es  in  der  BegrOndung  der  Entscheidung: 

, Bildet  sonach  die  tatsächliche  Nutzung  eine  notwendige  Voraussetzung 
fOr  die  Entstehung  eines  Einkommens  durch  Holzgewinnung,  so  kann  doch  der 
Wert  des  gewonnenen  Holzes  nicht  unter  allen  Umständen  als  Einkommen  im 
steuerlichen  Sinne  angesehen  werden.  Denn  da  nach  den  der  Forstwirtschaft 
eigentOmlichen  Produktionsbedingungen  zwischen  der  Begründung  eines  Holz- 
bestandes und  seinem  Abtrieb  eine  Reihe  von  Jahren  liegt,  so  ist,  um  regel- 
mässig nachhaltigen  Ertrag  zu  erzielen,  ein  Holzbestand  von  einer  gewissen 
Grosse  erforderlich,  welcher  erst  durch  Anhäufung  vieler  Jahreszuwachse  ge- 
bildet werden  muss.  Bei  richtiger  forstwirtschaftlicher  Behandlung  pflegt  die 
Holzernte  durch  den  Abtrieb  des  jeweiligen  ältesten  Bestandes,  mithin  zwar  in 
einer  von  der  tatsächlichen  Jahresmehrung  abweichenden  Form ,  aber  in  einem 
wesentlich  gleichen  Umfange  entnommen  und  durch  den  Holzzuwachs  des  ent- 
sprechenden Jahres  immer  wieder  auPs  neue  ersetzt  zu  werden.  Derjenige 
Holzbestand  oder  Holzvorrat,  der  bei  dieser  Bewirtschaftung  dauernd  erhalten 
werden  muss,  und  dessen  Grösse  durch  den  unmittelbar  nach  der  regelmassigen 
Holzernte  verbleibenden  Bestand  dargestellt  wird,  ist  ab  das  Holzkapital  anzu- 
sehen, welches  neben  dem  Bodenkapital  durch  den  Forstbetrieb  genutzt  werden 
soll.  Es  stellt  daher  auch  nur  derjenige  Einschlag  Einnahme  im  steuerlichen 
Sinne  dar,  durch  welchen  das  Holzkapital  im  vorbezeichneten  Sinne  selbst 
nicht  angegriffen  wird.  Nur  der  unter  Schonung  dieses  Holzkapitals  erfolgende 
Abtrieb,  durch  welchen  das  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  hiebreife  Holz 
zum  Einschlag  gelangt,  ergibt  sonach  Einnahme  im  steuerlichen  Sinne.  Mit 
dieser  Auffassung  stehen  auch  die  im  Artikel  13  der  AusfÜhrungsan Weisung  vom 
5.  August  1891  und  in  der  dazu  erlassenen  Verfügung  vom  10.  Dezember  i8gi 
ergangenen  Weisungen  im  Einklang.  Hier  wird  zwischen  .„regelmässigen'", 
d.  h.  den  eine  Verminderung  des  Holzbestandskapilales  nicht  bewirkenden,  und 
.„aussergewöhnlichen'"',  d.  h.  den  mit  einer  Verminderung  des  Holzbestands^ 
kapitales  verbundenen  Abtrieben  unterschieden;  nur  die  Ergebnisse  der  regel- 
mässigen, nicht  aber  die  der  ausserge wohnlichen  Abtriebe  sollen  bei  Berechnung 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  aus  Holzungen  berOcksichtigt  werden.  Wenn 
es  insbesondere  nach  der  Verfügung  vom  ro.  Dezember  i8gi,  um  steuerpflichtiges 
Einkommen  annehmen  zu  können,  darauf  ankommen  soll,  dass  die  Grenzen  des 
nach  forstlichen  Grundsätzen  aufgestellten  Bewirtschaftungsplanes  nicht  Ober- 
schritten werden,  oder,  dass  nicht  bei  dem  Abtriebe  ohne  Einhaltung  eines 
solchen  Planes  eine  Verminderung  des  Holzbestandskapital  es  herbeigeführt 
werde,  so  darf  dies  nicht  etwa  so  verstanden  werden,  als  ob  überall  das  Be- 
stehen eines  nach  forstlichen  Grundsätzen  aufgestellten  Planes  oder  wenigstens 
die  bisherige  tatsächhche  Befolgung  solcher  Grundsätze  bei  der  Bewirtschaftung 
einer  bestimmten  Holzung  verlangt  werde,  so  dass  bei  solchen  Holzungen',  die 
überhaupt  nicht  nach  forstlichen  Grundsätzen  bewirtschaftet  werden,  sondern  bei 
denen  die  Holzgewinnung  je  nach  Rücksichten  des  Bedürfnisses  und  der  Gelegen 
heit   stattfindet,  jeglicher  Abtrieb   steuerpflichtiges  Einkommen   ergäbe.     Denn 


auch  bei  einer  Bewirtschaftung  der  letzteren  Art  wird  sich  nach  allgemein  forst- 
lichen Grundsätzen  und  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  ftlr  die  Wald- 
wirtschaft in  Betracht  kommenden  örtlichen  Verhaltnisse  ermitteln  lassen,  welcher 
Teil  des  Aufwuchses  bei  zweckmässiger  Bewirtschaftung  und  Nutzung  des 
Grundstockes  dauernd  erhalten  bleiben  muss.  Dieser  Teil  des  Holzbestandes 
stellt  alsdann  das  Holzkapital  dar,  welches  zur  Einkommensquelle  gehört,  und 
durch  dessen  Verminderung  ein  Eingriff  in  die  Substanz  der  Quelle  selbst  be- 
wirkt wird.  Wenn  für  steuerliche  Zwecke  bei  einer  plarmassig  betriebenen 
Waldwirtschaft  zwischen  regelmässigen  und  ausserge wohnlichen  Abtrieben  unter- 
schieden wird,  so  muss  die  gleiche  Unterscheidung  auch  fOr  diejenigen  Holzungen 
gelten,  welche  tatsachlich  ohne  Befolgung  forstlicher  Grundsätze  bewirtschaftet 
werden;  solche  Abtriebe,  durch  welche  ein  Eingriff  in  das  nach  den  vorstehendeh 
Ausführungen  notwendige  Holzkapital  erfolgt,  ergeben  hiemach  kein  Einkommen 
in  steuerlichem  Sinne.  Die  hiermit  in  Widerspruch  stehende  Auffassung,  welche 
in  früheren  Entscheidungen  zum  Ausdrucke  gebracht  wurden  ist,  kann  daher 
nicht  aufrecht  erhalten  werden." 

„Soweit  in  einem  bestimmten  Jahre  ein  Abtrieb  ohne  Eingriff  in  das  Holz> 
kapital  stattgefunden  hat,  muss  es  unerheblich  erscheinen,  ob  der  erfolgte  Ein- 
schlag genau  dem  Zuwachse  dieses  Jahres  an  hiebreifetn  Holze  entspricht,  oder 
ob  davon  auch  solche  Bestände  betrofTen  worden  sind,  welche  schon  in  früheren 
Jahren  haubar  geworden,  aber  noch  nicht  geemtet  waren.  Denn  sie  gehören 
deswegen,  weil  sie  auch  nach  erreichter  Hiebreife  noch  im  Walde  belassen 
worden  sind,  doch  nicht  zum  Holzkapitale  in  dem  oben  bezeichneten  Sinne.  Der 
Einschlag  solcher  älteren,  hiebreifen  Bestände  stellt  vielmehr  solches  Einkommen 
dar,  welches  zwar  schon  in  früheren  Jahren  hätte  gewonnen  werden  kannen, 
aber  nicht  gewonnen  worden  ist.  Hieraus  ergibt  sich  weiter,  dass  für  die 
Bestimmung  der  Zeit,  wann  durch  die  Holzgewinnung  Einkommen  im  steuer- 
lichen Sinne  erzielt  wird,  die  wirkliche  NutzuuE,  in  welcher  Form  immer  sie 
erfolgen  mag,  massgebend  sein  muss.  Insoweit  es  sich  also  um  das  Einkommen 
eines  tiestimmten  Jahres  handelt,  ist  der  Wert  des  in  diesem  Jahre  genutzten 
Bestandes  oder  der  hierfür  erzielte  Erifis  massgebend.  Es  kann  nicht  darauf 
ankommen,  welche  Zeit  die  auf  einmal  genutzte  Menge  hiebreifen  Holzes  zu 
ihrer  Heranbildung  gebraucht  hat,  so  dass  der  betreffende  Ertrag  als  das  Ein- 
kommen dieses  ganze  n  Zeitraumes  zu  betrachten  wäre^  ebensowenig,  wie  dies 
bei  dem  Einkommen  aus  dem  sonstigen  landwirtschaftlich  benutzten  Grundver- 
mögen, aus  der  Fischerei,  aus  der  Jagd  und  ahnlichen  Zweigen  der  Fall  bL 
In  dieser  Hinsicht  unterscheiden  sich  die  nalQrlichen  FrOchte  und  Erträge  des 
Grundvermögens  wesentlich  von  den  sogenannten  Zivilfrüchten  (Pachtzins,  Miet- 
zins etc.).  Der  Pacht-  und  Mietzins,  ebenso  die  Zinsen  aus  einer  Darlehensschuld 
dienen  zur  Vergütung  für  die  Überlassung  einer  Sache,  eines  Kapitales,  während 
eines  bestimmten  Zeitraumes,  und  sie  werden  geschuldet  für  diesen  Zeit- 
raum, derart,  dass  auf  jeden  einzelnen  Teil  desselben  ein  entsprechender  Teil 
der  Leistung  fällt.  Daher  gilt  auch  für  die  einzelnen  Teile  des  Steuerjahres, 
auf  welche  sich  die  Pacht  etc.  bezieht,  ein  entsprechender  Teil  der  zugesicherten 
Pacht-  etc.  Zinsen  als  Einkommen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Schuld  auch 
im  Steuerjahre  fällig  wird  oder  nicht.  Die  natürlichen  Früchte,  also  auch  die 
Erträge  aus  Holzungen,  werden  dagegen  nicht  für  einen  bestimmten  Zeitraum 
bezogen,  sie  bilden  vielmehr  nach  dem  zu  i  erörterten  Grundsatze  Oberhaupt 
kein  Einkommen,  so  lange  sie  noch  nicht  tatsächlich  gezogen  sind.  Einkommen  im 
steuerlichen  Sinne  entsteht  daraus  erst  im  Zeitpunkte  der  w  i  r  k  1  i  c  h  e  n  Gewinnung. 
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„Es  kann  deshalb  auch  nicht  unterschieden  werden  zwischen  der  Besitzzeit 
des  gegenwartigen  Eigentümers  und  der  früheren  Zeit,  so  dass  der  Holzabtrieb 
nur  soweit,  als  er  den  Zuwachs  an  haubarem  Holz  aus  der  Besitzzeit  des 
gegenwärtigen  Eigentümers  betrifit,  als  dessen  Einkommen  anzusehen,  dagegen 
der  Erlös  für  den  schon  früher  vorhandenen  hiebreifen  Bestand  auszuscheiden 
wäre.  Denn  der  hiebreife ,  aber  noch  nicht  genutzte  Aufwuchs  gehörte  nicht 
zum  Holzkapitale  im  obigen  Sinne,  sondern  gewährte  die  Möglichkeit,  durch  die 
spatere  Nachholung  der  aufgeschobenen  Nutzung  in  einem  vom  Belieben  des 
Besitzers  abhangigen  Zeitpunkte  ein  grösseres  Einkommen  zu  erzielen,  als  dem 
Zuwachse  an  hiebreifem  Holze  in  dem  betreffenden  Zeiträume  entsprach.  Durch 
diesen  nachträglichen  Einschlag  wurde  also  eine  fruchttragende  Sache  in  einer 
besonders  ergiebigen  Weise  genutzt' 

.Auch  der  Umstand,  dass  durch  diesen  Einschlag  der  Wert,  den  das 
GesamtgrundstQck  unmittelbar  vorher  bei  noch  aufstehendem,  hiebretfen  Holz- 
bestande hatte,  eine  erhebliche  Verminderung  erleidet,  kann  hier  nicht  in  Betracht 
kommen.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  ein  zur  Erzeugung  von  Früchten 
irgend  welcher  Art  bestimmtes  Grundstück  zeitweise  in  seinem  Gesamtwerte 
um  so  mehr  zunimmt,  als  die  hangenden  oder  aufstehenden  Früchte  sidi  ent- 
wickeln und  ihrer  Reife  nähern.  Durch  das  Ablösen  der  Früchte  wird  also 
auch  Immer  der  unmittelbar  vorher  vorhandene  Werl  des  Grundstückes  ge- 
mindert. Es  fehlt  aber  im  Einkommensteuergesetz  an  jeder  Bestimmung,  wonach 
diese  Werts  Verminderung  der  fruchttragenden  Sache  bei  der  Einkommens- 
berecbnung  berücksichtigt  werden  könnte.  Weder  der  §  13  noch  der  §  9  bieten 
die  Handhabe  zur  Anwendung  solcher  Grundsätze  für  das  hier  in  Frage  stehende 
Einkommen,  wie  sie  in  dieser  Hinsicht  für  die  Berechnung  des  Einkommens  aus 
Handel  und  Gewerbe  und  den  diesen  gleichgestellten  Beirieben  gellen.  Der 
oben  (zu  i)  [s.  5.  216]  erörterte  Grundsatz,  dass  durch  den  Zuwachs  des  auf- 
stehenden Holzes  und  die  dadurch  erfolgende  Wertvermehrung  des  Gesamt- 
grundstückes allein  (ohne  den  Abtrieb)  kein  Einkommen  im  steuerlichen 
Sinne  entsteht,  verlangt  als  notwendige  Konsequenz  und  Ergänzung, 
dass  in  dem  Zeitpunkte  der  wirklichen  Gewinnung  des  hiebreifen  Holzaufwuchses 
der  gesamte  Abirieb  auch  in  vollem  Umfange  als  Einkommen  in  steuerrecht- 
lichem Sinne  betrachtet  und  behandelt  wird." 

In  kurzer  Zusammenfassung  enthalten  die  unter  Nr.  16,  Band  VIII  der  E. 
in  St.  S.  40U.  ff.  aufgerührten  Entscheidungen  des  Ober  Verwaltungsgerichtes  folgende 
Steuergrundsätze : 

.Das  steuerpflichtige  Einkommen  aus  Holzungen  bilden  nur  diejenigen 
Nutzungen,  welche  tatsächlich  stattgefunden  haben  und  unter  Schonung 
des  Holzbestandskapitales  erfolgt  sind.  Das  letztere  ist  derjenige  Bestand, 
welcher  nach  forstteehn Ischen  Grundsätzen  zur  Sicherstellung  der  regelmässigen 
Nutzung  dauernd  erhalten  bleiben  muss  und  dessen  Grösse  dem  unmittelbar 
nach  der  regelmässigen  Holzemte  verbleibenden  Bestände  entspricht  Beim 
Vorhandensein  eines  forsttechnischen  Wirtschaftsplanes  ergibt  sich  die  Höhe 
des  Holzbestandskapitales  aus  diesem;  beim  Nichtvorhandensein  eines  Wirtschafts- 
planes dagegen  ist  derjenige  Teil  des  Aufwuchses,  der  nach  allgemeinen,  forst- 
technischen Grundsätzen  und  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  für  die 
Waldwirtschaft  in  Betracht  kommenden,  örtlichen  Verhältnbse  bei  zweckmassiger 
Bewirtschafiung  und  Nutzung  des  Grundstückes  dauernd  erhalten  werden  muss- 
Diejenigen  Nutzungen,  welche  nach  diesen  Grundsätzen  bereits  in  firOheren  Jahren 
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durch  Vornahme  von  Abtrieben  hätten  erfolgen  kOnnen,  aber  nicht  erfolgt  sind, 
stellen  steuerpflichtiges  Einkommen  desjenigen  Jahres  dar,  in  welchem  sie  ge- 
zogen werden. 

Alle  Abtriebe,  welche  ühter  die  regelmässigen  Nutzungen  nach  Massgabe 
des  Vorstehenden  hinausgehen,  stellen  Eingriffe  in  das  Holzbeatandskapital  dar 
und  unterliegen  der  Steuerpflicht  nicht. 

Ebenso  darf  der  Wert  oder  Erlös  solchen  Holzes  als  steuerpflichtiges 
Einkommen  nicht  angerechnet  werden,  welches  gegen  den  Willen  des  Eigen- 
tümers infolge  von  Naturereignissen  (Rotfäule)  zur  Vermeidung  weiterer  Verluste 
geschlagen  werden  muss. 

Dass  ein  Eingriff  in  das  Holzbestandskapital  stattgefunden  habe,  ist  ohne 
weiteres  nicht  zu  vermuten,  vielmehr  seitens  des  Steuerpflichtigen  geltend  zu 
machen  und  nachzuweisen. 

Bei  Veränderungen  der  Wirtschaftspläne  ist  derjenige  Plan  massgebend, 
dem  zur  Zeit  des  Holzabtriebes  gefolgt  werdenmusste." 

Welch'  gewaltiger  Unterschied  zeigt  sich  in  diesen  Entschei- 
dungen gegenüber  den  oben  erwähnten  aus  den  Jahren  1895  und 
1896  und  gegenüber  der  F  u i  s t i  n g'schen  Auffassung  in  der 
IV.  Auflage  seines  Kommentars!  Dort  Anrechnung  jeglicher 
Nutzung  als  Einkommen,  hier  die  Unterscheidung  von  „regel- 
mässigen" und  „ausser gewöhnlichen"  Nutzungen  und  die  Zugrunde- 
legung eines  bestimmten  Holzbestands-  oder  Holzvorratskapitales 
für  alle  Forstbetriebe  sowie  die  Zuhilfenahme  des  Begriffes  der 
Hiebsreife! 

Aber  auch  dieser  Standpunkt  wurde  hinsichtlich  des  aussetzen- 
den Betriebes  nicht  lange  aufrecht  erhalten.  Schon  die  Entscheidung 
des  Preussischen  Oberverwaltungsgerichtes  in  Staatssteuersachen 
vom  I.  Mai  1901  (Band  X,  Nr.  26,  S.  goflf.)  weicht  davon  ab. 

Fuisting  bemerkt  dazu  [a.  a.  O.  VI.  Aufl.  S.  172): 

„Der  forsttechnische  Begriff  des  Holzkapitales  lässt  sich  auf  steuerlichem 
Gebiete  überhaupt  nur  für  Holzungen  mit  einem  feststehenden  Bewirtschaftungs- 
plane verwerten.  Hier  bildet  jedes  tatsachliche  Hinausgehen  über  den  plan- 
mässigen  Abtrieb  einen  Eingriff  in  das  Holzbapital.  Fehlt  es  aber  filr  eine 
bestimmte  Holzung  an  einem  festen  Bewirtschaftungsplane,  so  schwindet  die 
Möglichkeit  der  Anwendung  eines  Hotzkapitalbegriffes.  Die  Bestimrnung  des 
Holzkapitals  ist  ganz  und  gar  abhängig  von  den  Zwecken,  denen  die  Holzung 
dienen  soll,  und  diese  Zwecke  richten  sich  nach  dem  Belieben  des  Besitzers. 
Will  der  Besitzer  sich  nicht  durch  einen  festen  Bewirtschaflungsplan  binden,  so 
ist  jede  Möglichkeit  einer  Unterscheidung  zwischen  einem  als  Kapital  zu  erhalten- 
den Bestände  und  einem  als  Frucht  zu  behandelnden  Abtriebe  ausgeschlossen. 
Planlosigkeit  der  Bewirtschaftung  und  Holzkapital  sind  Gegensätze,  die  sich  auch 
durch  Sachverständige  nicht  vereinigen  lassen.  So  kann  es  nicht  überraschen, 
wenn  in  der  weiteren  Rechtsentwickelung  die  Anwendung  des  Holzkapital- 
begrifles  auf  planlos  bewirtschaftete  Holzungen  ganz  zurückgedrängt  worden  ist.* 

Die  Begründung  der  obigen  Entscheidung  führt  folgendes  aus;  „Die  Ent- 
stehung von  steuerpflichtigem  Einkommen  durch  Holzgewinnung  aus  Holzungen, 
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die ohne  Befolgung  eines  bestehenden  Planes  oder  bestimmter,  forst- 
wirtschaftlicher Grundsätze  bewirtschaAet  werden,  setzt voraus,  dass  eine 

talsachliche  Nutzung  stattgefunden  hat,  das  Holz  also  in  der  Absicht, 
Ertrag  aus  dem  Grundstücke  zu  erzielen,  abgetrieben  und  verwertet 
worden  ist,  ferner,  dass  das  abgetriebene  Holz  hiebreif  gewesen,  und  endlich, 
dass  durch  den  Abtrieb  die  weitere  Benutzung  der  Holzung  als  Einkommens- 
quelle nicht  unmöglich  gemacht  worden  ist.  Die  Absicht  der  Ertrags- 
erzieiung  durch  Nutzung  des  Grundstockes  ist  ausgeschlossen,  wenn 
andere  Gründe,  wie  z.  B.  die  Absicht  der  Umänderung  der  Einkommensquelle 
selbst  durch  Einführung  einer  anderen  Benutzungsart,  schädliche  Naturereignisse 
und  dergleichen,  für  die  Abtriebe  massgebend  waren.  Eür  die  Hiebreife  ist 
es  unerheblich,  ob  die  Bestände  bei  längerem  Wachstum  sich  noch  bedeutend 
weiter  hatten  entwickeln  können.  Denn  es  kommt  bei  planlos  bewirtschafteten 
Holzungen  nicht  darauf  an,  ob  das  genutzte  Holz  den  höchsten  oder  einen  mög- 
lichst hohen  Grad  der  Reife  erlangt  hat,  wie  vielleicht  bei  Aufstellung  eines 
Bewirtschaliungsplanes  nach  forstlichen  Grundsätzen  vorausgesetzt  wird.  Es 
fragt  sich  vielmehr  nur,  ob  der  Holzbestand  für  die  vom  Eigentümer  be- 
absichtigte Art  der  Nutzung,  wofQr  sowohl  die  örtlichen,  insbesondere 
die  Absatz  Verhältnisse,  als  auch  die  persönlichen  und  wirtschalUichen  Bedürfnisse 
des  Eigentümers  bestimmend  sein  können,  geeignet  war.  Die  Nutzung  durch 
vollständigen  Abtrieb  ist  der  Erhaltung  und  wetteren  Bewirtschaf- 
tung des  Grundstockes  als  Holzung  jedenfalls  dann  nicht  hinder- 
lich, werm  der  Kahlhieb  einer  bestimmten  Flache  die  wirtschalUich  geeignetste 
Art  der  Holzgewinnung  bildet,  indem  dadurch  eine  gleichmassige  AufTorstiing 
der  abgetriebenen  Fläche  ermöglicht  wird." 

Eine  Reihe  von  Klauseln  schränkt  hiernach  die  Anrechnung 
der  tatsächhchen  Erlöse  aus  dem  Walde  als  Einkommen  erheb- 
lich ein. 

Die  Hiebsreife,  welcher  Begriff  nicht  definiert  ist,  bezw. 
die  Absicht,  Ertrag  aus  dem  Grundstücke  zu  erzielen,  und  die 
Möglichkeit  der  weiteren  Benutzung  der  Holzung  als 
„Quelle"  sollen  die  Kriterien  des  regelmässigen  Abtriebes  und 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  beim  aussetzenden  Betriebe  bilden. 
In  ähnlichem  Sinne  sagtEndres  (a.a.O.  S.  790):  „Jeder  Bestand, 
der  mit  Wissen  und  Willen  des  Waldbesitzers  genutzt  wird, 
ist  steuerrechtiich  unabhängig  von  seinem  tatsächlichen  Alter  hiebs- 
reif und  gewährt  dem  Waldbesitzer  kein  „„aussergewöhnliches"" 
Einkommen  mehr." 

Unwillkürlich  muss  man  sich  bei  diesen  erfolglosen  Versuchen, 
beim  aussetzenden  Betriebe  zwischen  Regelmässigkeit  und  Unregel- 
mässigkeit der  Nutzungen  grundsätzlich  zu  unterscheiden,  fragen: 
Warum  soll  der  Erlös  aus  einem  Abtriebe,  der  vorgenommen  wird, 
um  die  Kulturart  zu  ändern,  um  z.  B.  Wald  in  Feld  umzuwandeln, 
nicht  als  Einkommen  angesehen  werden?  Erhöht  derselbe  nicht 
das  Vermögen  und  die  Leistungsfähigkeit  des  Besitzers  im  gleichen 

.:    ZJüCyGüOgle 


2tö 

Sinne  wie  der  Erlös  aus  einem  hiebsreifen  Bestände,  dessen  Boden 
alsbald  wieder  aufgeforstet  wird?  Ist  der  betreffende  Ertrag,  einerlei 
ob  der  Bestand  hiebsreif  war  oder  nicht,  nicht  quellenmässig  ?  Die 
Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  in  Staatssteuersachen 
vom  31,  Mai  1902  (a.  a.  O.  S.  97)  gibt  die  wesentliche  Veränderung 
der  Quelle  als  Grund  für  die  Steuerfreiheit  des  Erlöses  aus  dem 
Abtriebe  des  Bestandes  an.  Die  Holzung  sei  untergegangen,  und 
eine  andere  Kulturgattung  sei  an  deren  Stelle  getreten.  Aus  einer 
beim  Beginne  des  Steuerjahres  untergegangenen  Quelle  dürfe  aber 
ein  Ertrag  nicht  angerechnet  werden.  Nicht  auf  die  blosse  Mög- 
lichkeit der  Wiederaufforstung,  sondern  auf  die  Bestimmung, 
der  das  abgeholzte  Grundstück  nach  der  Absicht  des  Besitzers 
dienen  sollte,  komme  es  'an.  Oder  mit  anderen  Worten,  nicht  die 
Absicht  der  Ertragserzielung  durch  Nutzung  des  Grundstückes 
habe  vorgelegen,  sondern  die  Absicht  der  Umwandlung  des 
Grundstückes  in  eine  andere  Kulturart,  und  deshalb  habe  man 
es  nicht  mit  Einkommen  aus  dem  Abtriebsertrage  zu  tun,  sondern 
mit  einer  Umwandlung  des  Waldvermögens  in  Geldkapital.  Wie 
fadenscheinig  sind  doch  alle  diese  Gründe.  Zweifellos  war  mit  der 
Umwandlung  ein  quellenmässiger  Ertrag  verbunden;  diese  Tatsache 
lässt  sich  nicht  bestreiten.  Der  Ertrag  aber,  der  als  „werdendes 
Produkt"  bisher  noch  nicht  als  Einkommen  betrachtet,  demnach 
noch  nicht  zur  Einkommensteuer  herangezogen  wurde,  muss  un- 
bedingt bei  seiner  Nutzung  als  steuerpflichtiges  Einkommen  ange- 
sehen werden,  sonst  wird  er  überhaupt  niemals  von  der  Einkommen- 
steuer getroffen,  er  bleibt  —  bereits  als  Vermögen  angesehen!  — 
gänzlich  einkommensteuerfrei,  und  das  ist  eine  schreiende  Un- 
gerechtigkeit gegenüber  dem  Besitzer,  der  sein  Waldgrundstück 
nicht  in  eine  andere  Kulturart  umwandelt,  sondern  nach  dem  Ab- 
triebe des  Bestandes  die  Flache  wieder  aufforstet. 

Ganz  gleich  hegt  die  Sache  natürlich  bei  einem  umgewandelten 
Waldgrundstücke ,  das  einer  Betriebskasse  angehört  hat.  Auch 
hier  soll  mit  Unrecht  der  Ertrag  des  Grundstückes  als  „ausser- 
gewöhnliche"  Holznutzung  steuerfrei  bleiben. 

Und  was  schliesslich  die  aussergewöhnlichen  Holznutzungen 
betrifft,  die  infolge  von  Naturereignissen  —  also  gegen  den  Willen 
des  Waldbesitzers  —  verursacht  werden,  so  handelt  es  sich  auch 
hier  ohne  Zweifel  um  quellenmassige  Erträge,  um  wirkliches  Ein- 
kommen, und  deshalb  ist  auch  kein  triftiger  Grund  zu  erkennen, 
weshalb  solche  Erträge  steuerfrei  bleiben  sollen. 

Sehen  wir  nun  weiter  zu,  wie  sich  die  Novelle  zum  Einkorn- 
mensteuergesetz  von  1906  zu  dieser  Frage  stellt  I 
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Del'  §  13  (früher  13)  des  Gesetzes  hat  den  Zusatz  erhatten:  „Bei  Wald- 
stücken, die  nicht  nach  einem  forstmässigen  Plane  bewirtschaftet 
werden,  sind  die  Ergebnisse  von  Abtrieben  nicht  anzurechnen,  wenn  und  soweit 
dieselben  sich  in  einem  Jahre  auf  mehr  als  den  zehnten  Teil  des  Wertes  des 
vorhandenen  Holzes  erstrecken."  Fast  gleichlautend  hiermit  ist  der  Zusatz  zu 
Ziffer  3  des  Artikels  13  der  Anweisung  des  Finanzministere  vom  25,  Juli  1906. 

Über  den  Zweck  dieser  neuen  Vorschrift  für  im  aussetzenden  Betriebe 
siehende  Waldungen  ist  in  der  Begründung  der  1906^5  Novelle  folgendes  be- 
merkt: „Der  Zusatz  betrifft  das  Einicommen  ^us  Waldstücken,  die  nicht  nach 
einem  forstmassigen  Plane  bewirtschaftet  werden.  Es  kommen  dabei  vornehm- 
lich kleinere,  mit  Holz  bestandene  Flachen  in  Betracht,  die  nicht  durch  regel- 
massige jahrliche  Abtriebe  genutzt,  sondern  je  nach  BedQrfnis  und  Gelegenheit 
ganz  oder  teilweise  abgeholzt  werden.  Um  Harten  zu  vermeiden  und 
einen  festen  Anhalt  für  die  Entscheidung  der  oft  sehr  zweifel- 
haften Frage  zu  geben,  inwieweit  der  Erlös  aus  solchen  unregelmassigen 
Abtrieben  steuerpflichtiges  Einkommen  darstelle  (vgl.  E,  in  St.  8,  49fF.;  10,  9off.), 
scheint  es  zweckmassig,  ein  bestimmtes  Verhältnis  zwischen  dem  Umfange  des 
Abtriebes  und  dem  Werte  des  vorhandenen  Holzes  festzusetzen,  über  welches 
hinaus  das  Ergebnis  des  Abtriebes  nicht  als  Einkommen  angesehen  werden  darf.' 

Fuisting  fügt  (a.  a.  O.  I.  Band  VII,  A.  S.  208J  hinzu:  .Sonach  ist  der  hier 
überhaupt  nicht  anwendbare  Begriff  des  Holzkapitales  fQr  planlos 
bewirtschaftete  Holzungen  umgangen.  Der  Wert  des  tatsächlichen 
Jahresabtriebes  wird  stets  als  Ertrag  angerechnet,  aber  höchstens  zum 
zehnten  Teile  des  Wertes  des  gesamten  Holzbestandes  auf  dem 
einzelnen  Waldstücke,  d.  h.  der  selbständigen,  eine  raumliche  Einheit  filr 
sich  bildenden  Holzung." 

Zunächst  sei  hierzu  bemerkt,  dass  es  uns  fragUch  erscheint, 
ob  der  Gesetzgeber  unter  „Waldstücken"  die  einzelnen,  räumlich 
von  einander  getrennten  Waldparzellen  verstanden  wissen  will, 
oder  nicht  vielmehr  die  gesamten  Waldstücke  eines  Besitzers,  als 
eine  Wirtschaftseinheit  zusammengefasst.  Letzteres  erscheint 
uns  wahrscheinlicher,  denn  treibt  z.  B.  der  Besitzer  mehrerer  Wald- 
parzellen den  Holzbestand  einer  derselben,  der  etwa  den  zehnten 
Teil  des  Holz-Wertes  sämtlicher  Parzellen  repräsentiert,  ab,  so 
würde  nach  der  FuisCing'schen  Auslegung  nur  V"  des  Abtriebs- 
ertrages als  Einkommen  angesehen,  ^/lo  dagegen  als  Vermögen  oder 
„Holzkapital".  Es  würde  aber  doch  im  höchsten  Grade  ungerecht 
sein,  wenn  man  Vm  des  Ertrages  der  Parzelle  steuerfrei  lassen 
wollte ! 

Aber  auch  für  den  Fall,  dass  man  die  betr.  Vorschrift  anders 
auslegt  als  Fuisting,  dass  man  unter  „Waldstücken"  den  gesamten 
Waldbesitz  eines  Steuerpflichtigen  versteht,  bedeutet  diese  ßesdm- 
mung  die  reinste  Willkür.  Warum  will  man  gerade  den  dem 
zehnten  Teil  des  Holz  Vorrats  wertes  gleichkommenden  Ertrag  als 
steuerpflichtiges  Einkommen  hehandelt  haben,  den  darüber  hinaus- 
gehenden Betrag  dagegen  als  Verminderung  des  Holzkapitals,  d.  h. 


g.zjüCyGüOgle 


als  steuerfreien,  aussergewöhnlicheti  Ertrag?  Das  Verhältnis  von 
Vorrat  und  Nutzung  ist  doch  bei  jedem  Waldbesitze  ein  anderes. 
Wie  kann  man  also  alles  über  einen  Kamm  scheren? 

Die  Preussische  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  zeigt 
in  dieser  ganzen  Frage  nichts  Feststehendes;  sie  schwankt  fortge- 
setzt von  einer  Auffassung  zur  anderen.  Wahrend  man  auf  Grund  des 
§  7  der  Instruktion  vom  3.  Jan.  1877  *^^"  Wertszuwachs  des  Waldes 
als  steuerpflichtiges  Einkommen  ansah,  unterschieden  das  Einkom- 
mensteuergesetz von  1891  und  die  Ausführungs-Anweisungen  des 
Finanzministers  von  1891/1900  unter  allen  Umstanden  auch  beim 
aussetzenden  Betriebe,  zwischen  „regelmässigen"  und  „ausserge- 
wöhnlichen"  Abtrieben,  die  Rechtsprechung  entschied  jahrelang  im 
schroffen  Gegensatze  hierzu,  indem  sie  sämtliche  Nutzungen  ohne 
Ausnahme  zur  Einkommensteuer  heranzog,  und  die  Novelle  zum 
Einkommensteuergesetz  von  1906  nebst  der  Ausführungsanweisimg 
vom  25.  Juli  1906  unterscheiden  zwar  ebenfalls  zwischen  „regel- 
mässigen* und  „aussergewöhnlichen"  Abtrieben,  machen  aber  einen 
Unterschied  zwischen  den  Waldungen,  welche  im  jährlichen  Nach- 
haltbetriebe und  solchen,  welche  nicht  nach  einem  forstmässigen 
Plane,  d.  h.  im  aussetzenden  Betriebe,  bewirtschaftet  werden. 

Das  Fehlerhafte  der  Preussischen  Berechnimgsart  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  aus  Forsten,  welcher  sich  das  System  von 
Endres  eng  apschliesst,  hegt  darin,  dass  zwei  Grundsätze  mit 
einander  verquickt  werden.  Es  ist  dies  erstens  der  Grundsatz,  dass 
nur  wirkliche  Bareinnahmen  des  steuerpflichtigen  Waldbesitzers  von 
der  Einkommensteuer  getroffen  werden  sollen,  und  zweitens  der 
Grundsatz,  dass  Einkommen  und  Einkommensquelle  oder  Rente 
und  Vermögen  scharf  von  einander  zu  trennen  sind,  ura  das  Ein- 
kommen richtig  zu  berechnen.  Die  Preussische  Gesetzgebung  glaubt, 
beiden  Grundsätzen  gerecht  werden  zu  können,  und  führt  deshalb 
den  Begriff  der  „aussergewöhnlichen"  Abtriebe  oder  Waldnutzungen 
in  die  Steuertechnik  ein.  Aber  beide  Grundsätze  sind  nicht  mit  ein- 
ander vereinbar  oder  doch  nur  ganz  ausnahmsweise  bei  ganz 
normalen  Wald-Verhältnissen  etc.  Entweder  muss  der  eine  Grund- 
satz streng  durchgeführt  werden  oder  der  andere.  Eine  mittlere 
Linie  führt  unbedingt  zu  Widersprüchen  und  Ungerechtigkeiten. 

Wird  der  erste  Grundsatz  für  richtig  gehalten,  d.  h.  soll  eine 
■  , Vorausbezahlung"  der  Einkommensteuer,  dem  jährlichen  Werts- 
zuwachse des  Waldes  entsprechend,  vermieden  werden,  dann  müssen 
folgerichtig  alle  reinen  Einkünfte  aus  der  Waldwirtschaft  ohne 
Unterschied,  gleichgültig  ob  sie  regelmässigen  oder  aussergewöhn- 
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liehen  Nutzungen  entstammen,  als  Einkommen  betrachtet  werden, 
denn  nach  diesem  Grundsatze  waren  sie  vor  dem  Anfalle  „werdende 
Frucht",  konnten  also  zur  Einkommensteuer  noch  nicht  herange- 
zogen werden,  nach  dem  Anfalle  aber  können  sie  —  wenn  sie 
überhaupt  kapitalisiert  werden  —  nur  noch  mit  dem  Ertrage,  d.  h. 
mit  ihrer  Rente,  als  steuerpflichtiges  Einkommen  angesehen  werden. 
Einmal  muss  aber  doch  jede  Reineinkunfl  zur  Einkommensteuer 
herangezogen  werden,  und  es  bleibt  somit  bei  Aufrechterhaltung 
des  ersten  Grundsatzes  nichts  anderes  übrig,  als  die  „Nutzung" 
als  das  Kriterium  des  steuerpflichtigen  Einkommens  zu  betrachten. 

Soll  dagegen  zwischen  Einkommensquelle  und  Einkommen 
scharf  unterschieden  werden,  d.  h.  huldigt  man  dem  zweiten  Grund- 
satze, wonach  nur  die  reine  Rente  steuerbares  Einkommen  ist,  dann 
darf  natürlich  auf  die  wirklichen,  baren  Einkünfte  bei  der 
Einkommensteuer- Veranlagung  keine  Rücksicht  genommen  werden, 
denn  nur  Zufall  ist  es,  wenn  die  eigentliche  Waldrente  bezw,  der 
reine  Wertszuwachs  des  Waldes  mit  der  wirklichen  Einnahme 
bezw.  dem  Werte  des  Hiebssatzes  übereinstimmt. 

Da  nun  als  „Einkommen"  nicht  die  wirkliche  Bareinnahme, 
sondern  die  reine  Waldrente  zu  betrachten  ist,  einerlei  ob  sie 
genutzt  oder  im  Walde  aufgespeichert  wird,  so  kann  natürlich  dem 
preussischen  Steuerveranlagungs-Systeme  hinsichtlich  der  Forsten 
nicht  zugestimmt  werden. 

Der  Grundsatz,  dass  nicht  die  wirkliche  Jahresnutzung,  sondern 
der  reine  Wertszuwachs  des  Waldes  als  Einkommen  im  steuerlichen 
Sinne  anzusehen  ist,  bedingt  naturgemass  eine  durchaus  andere 
Berechnung  des  Einkommens  aus  Forsten,  als  die  meisten  Einkom- 
mensteuergesetze bezw,  Ausführungsbestimmungen  vorschreiben. 
Nur  ausnahmsweise  wird  der  wirklich  erzielte  Jahres-Erlös  aus 
Haupt-  und  Nebennutzungen  als  forstlicher  Rohertrag  angenommen 
werden  können,  weil  der  Wertszuwachs  des  Waldes  nur  höchst 
selten  mit  dem  Werte  der  Jahresnutzung  übereinstimmt.  In  der 
Regel  wird  es  sich  darum  handeln,  den  Wert  sämtlicher  Nebenpro- 
dukte dem  Geldwerte  des  jährlichen  Holzzuwachses  zuzuschlagen.  Da 
eine  Bemessung  des  jährlich  erfolgenden  Zuwachses  an  Nebener- 
zeugnissen des  Waldes  ausgeschlossen  erscheint,  so  kann  es  sich 
hierbei  nur  um  die  Ermittelung  der  wirklichen  Jahreseriöse  handeln. 

Die  Bemessung  des  Wertes  des  jährlichen  Holzzuwachses 
kann  dagegen  je  nach  den  vorliegenden  Verhältnissen  auf  ver- 
schiedene Art  erfolgen.  Bei  im  jährlichen  Nachhaltbetriebe  stehen- 
den Waldungen  mit  annähernd  normalen  Verhaltnissen,  insbesondere 
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Abnutzungsverhältnissen,  wird  man  am  einfachsten  in  der  Weise  ver- 
fahren, dass  man  an  Stelle  des  Wertszuwachses  den  Jahreserlös 
aus  der  Holznutzung  in  Ansatz  bringt.  Sind  dagegen  die  Wald- 
verhältnisse abnorme,  so  ist  gelegentlich  der  Waldertragsregelung 
bezw.  einer  Revision  derselben  der  jährliche  Holzzuwachs  des 
Waldes  in  Festmetern,  und  zwar  getrennt  nach  ßetriebsklassen 
bezw.  Holzarten,  sowie  Haubarketts-  und  Zwischennutzungen,  zu 
ermitteln,  und  die  verschiedenen  Einzel-Holzmassen  sind  dann  mit 
den  aus  Versteigerungseriösen  zu  berechnenden  Durchschnitts- 
Holzpreisen  der  letzten  Jahre,  also  mit  den  Taxpreisen,  zu  multi- 
plizieren. Da  diese  letzteren,  den  Holzpreisveranderungen  ent- 
sprechend, zweckmässigerweise  alljährlich  neu  berechnet  werden, 
so  ist  man  hierdurch  in  der  Lage,  in  jedem  Jahre  den  Wertszuwachs 
neu  zu  ermitteln  und  damit  der  Wirklichkeit  möglichst  nahe  zu 
kommen.  Will  man  noch  genauer  verfahren,  so  muss  der  Jahres- 
Holzzuwachs  innerhalb  der  Holzart  nicht  nur  nach  Haubarkeits-  und 
Zwischennutzung  geschieden  werden,  sondern,  innerhalb  dieser 
letzteren  oder  beide  zusammengefasst ,  nach  den  verschiedenen 
Holzsortimenten.  Die  Massen  dieser  letzteren  würden  in  diesem 
Falle  mit  den  Taxpreisen  der  Sortimente  zu  multiplizieren  sein. 
Hierbei  empfiehlt  es  sich  stets,  die  Durchschnitts-  oder  Taxpreise 
der  Hölzer  erntekostenfrei  zu  berechnen.  Bei  der  Ermittelung  des 
reinen  Wertszuwachses,  d.  h.  des  Reinertrags  des  Waldes,  würde 
dann  auf  die  Werbungskosten  keine  Rücksicht  mehr  zu  nehmen  sein. 
Im  übrigen  wird  bei  der  Ermittelung  des  jahrlichen  Wertszu- 
wachses, also  insbesondere  bei  Nachhaltswaldungen  mit  sehr 
abnormen  Wald  Verhältnissen  sowie  bei  allen  im  aussetzenden  Be- 
triebe bewirtschafteten  Waldern  nach  den  Regeln  der  Waldwert- 
rechnung zu  verfahren  sein.  Wir  werden  weiter  unten  auf  diesen 
Punkt  nochmals  zurückkommen. 


3.  Reinertrag  (Rente). 
Nicht  der  Rohertrag  eines  Betriebes  bildet  das  Einkommen  des 
steuerpflichtigen  Betriebsunternehmers,  sondern  der  Reinertrag  oder 
die  Rente,  die  man  erhält,  wenn  man  vom  Rohertrage  dieAufwendun- 
gen  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  desselben  in  Abzug 
bringt.  Diese  Aufwendungen  bestehen  teils  in  wirklichen  Ausgaben 
des  Waldbesitzers,  teils  in  Wertminderungen  des  im  Betriebe 
steckenden  Vermögens  —  negative  Aufwendungen  im  Gegensatz 
zu  den  positiven,  als  welche  die  tatsächlichen  Ausgaben  zu  bezeichnen 
sind  — .    Die  Wertminderungen  des  Erwerbsvermögens,  also  Ver- 
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mögensverluste,  werden  allgemein  in  Form  der  sog.  Abschreibungen 
bei  der  Einkommensberechnung  in  Berücksichtigung  gezogen  und 
haben  ihren  Grund  entweder  in  einer  Abnutzung  der  Anlagekapi- 
talien ,  d.  h.  einer  qualitativen  Verschlechterung ,  oder  in  einer 
Substanzverringerung,  d.  h.  einer  quantitativen  Verzehrung  der 
Substanz  des  Erwerbsvermögens. 

Die  allgemein  üblichen  Abschreibungen  oder  Absetzungen, 
—  in  einem  gewissen  Gegensatze  zu  den  weiter  gehenden  kauf- 
männischen Abschreibungen  — ,  treffen  namenthch  Gebäude  und 
sonstige  bauliche  und  technische  Anlagen  sowie  Inventarstücke  des 
Betriebs,  wie  Maschinen,  Betriebsgerätschaften  etc.  Wir  verweisen 
hierüber  wie  auch  über  die  Abschreibungen  bei  kaufmännischer 
Buchführung  auf  das  S.  207  ff.  Gesagte.  Hier  haben  wir  unsere  Auf- 
fassung über  die  Abschreibungen  dargelegt  gegenüber  den  vor 
allem  in  der  Preussischen  Steuerrechtsprechung  und  in  dem 
Fuisting'schen  Kommentar  etc.  zum  Einkommensteuergesetz  nie- 
dergelegten Anschauungen. 

Im  allgemeinen  spielt  die  Frage  der  Abschreibungen  in  der 
Forstwirtschaft  keine  grosse  Rolle,  eine  noch  geringere  als  in  der 
Landwirtschaft,  besonders  in  solcher  mit  kaufmännischer  Buch- 
führung. Gegenüber  den  in  den  Holzvorräten  steckenden  Betriebs- 
kapitalien treten  die  Anlagewerte  in  Forsthäusern,  Maschinen  und 
Geräten  etc.  sehr  in  den  Hintergrund.  Das  stockende  Holzvorrats- 
kapital erleidet  aber  nur  ganz  ausnahmsweise  Wertminderungen, 
in  der  Regel  besteht  das  umgekehrte  Verhältnis.  Die  Holzvorräte 
steigen  im  Werte,  abgesehen  vom  Quantitäts-  und  Qualitätszuwachs, 
durch  den  sogen.  Teuerungszuwachs. 

Wo  die  Einkommensberechnung  übrigens  auf  Grundlage  des 
der  kaufmännischen  Buchführung  entsprechenden  Wertszuwachses 
erfolgt,  da  werden  alle  etwaigen  Wertminderungen  im  Bereiche 
des  Holzvorratskapitals,  hervorgerufen  z.  B.  durch  Naturereignisse, 
Sinken  der  Holzpreise,  naturgemäss  in  Berücksichtigung  gezogen. 
Bei  der  Berechnung  des  Einkommens  durch  die  Gegenüberstellung 
der  tatsächlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  aber  müssen  die  Ab- 
schreibungen als  negative  Aufwendungen  besonders  in  Betracht 
gezogen  werden. 

Zu  den  Betriebs-  oder  Wirtschaftskosten  gehören 
alle  im  massgebenden  Zeiträume  {Veranlagungsjahr  oder  -jähre) 
zum  Zwecke  der  Erzielung  des  Rohertrages  tatsächlich  entstandenen 
Ausgaben. 

Man  könnte  nun  glauben,  diese  Definition  lasse  keinen  Zweifel 
darüber    aufkommen,  welche  Ausgaben  im    Einzelfalle  vom  Roh- 
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ertrage  abzuziehen  seien  und  welche  nicht.  Jedoch  so  einfach  liegt 
die  Sache  denn  doch  nicht.  Auch  bezüglich  der  abzugsfähjgen 
Posten  bestehen  Meinungsverschiedenheiten  in  der  Theorie,  je  nach 
dem  Standpunkte,  den  man  dem  Begriffe  des  Einkommens  aus 
Forsten  gegenüber  einnimmt.  Die  Gesetzgebung  beantwortet  diese 
Frage  ebenfalls  in  verschiedener  Weise, 

Hält  man  den  Wertszuwachs  des  Waides  für  den  den  Roh- 
ertrag bestimmenden  Faktor,  rechnet  man  also  nicht  nur  den  Grund 
und  Boden,  sondern  auch  das  Holzbestandskapital  zum  Vermögen 
(Stammvermögen),  dann  treten  natürlich  alle  Kosten,  die  der  Ver- 
besserung und  Vermehrung  des  Waldvermögens  (im  engeren  Sinne) 
gedient  haben,  in  der  Differenz  zwischen  dem  Waldwerte  am 
Schlüsse  und  bei  Beginn  des  Jahres,  d.  h.  im  Jahreswertszuwachs, 
als  positive  Ertragsposten  auf,  andererseits  erhöhen  diese  Kosten 
aber  die  positiven  Aufwendungen,  also  die  Abzugsposten,  so  dass 
die  durch  die  Aufwendungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung 
des  Waldvermögens  sich  ergebende  Differenz  als  Einkommen  des 
Waldbesitzers  zu  betrachten  ist.  Die  betreffenden  Kosten  ver- 
mindern das  Einkommen  aus  dem  Waldbesitze  nicht,  wenn  die 
Vermögensmehrung  der  Ausgabe  gleichkommt.  Der  Ausdruck 
Z  —  W  ändert  seine  Grösse  nicht,  wenn  Z  um  ebensoviel  sich  er- 
höht als  W,  Oder:  wenn  die  Reineinnahme  (N  —  W)  um  gleich  viel 
sinkt  wie  der  Zuwachs  am  Hnlzvorratskapital  (Z  — N)  steigt,  dann 
wird  das  Einkommen  des  Waldbesitzers  aus  seinen  Forsten  durch 
die  Ausgaben  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Waldver- 
mögens nicht  vermindert. 

Steht  man  dagegen  auf  dem  Standpunkte,  dass  nur  wirkliche 
Geld-Einnahmen  Rohertrag  bezw.  Einkommen  bilden ,  und  dass 
daher  —  abgesehen  von  den  Zwischennutzungserträgen  —  nur  der 
tatsächlich  anfallende  Abtriebsertrag  als  Frucht  und  zugleich  als 
Einkommen  des  aussetzenden  Forstbetriebes  zu  betrachten  ist,  dann 
ist  kein  Grund  einzusehen,  warum  nicht  alle  diejenigen  Ausgaben, 
welche  die  Vergrösserung  des  Holzbest'andskapitales  zum  Zwecke 
haben,  in  Abzug  gebracht  werden  sollen,  denn  sie  dienen  der  Er- 
zielung des  im  Jahre  u  anfallenden  Abtriebsertrages  —  der  Frucht 
des  Waldbodens  — ,  sind  also  Betriebskosten  im  wahren  Sinne  des 
Wortes  und  müssen  daher  bei  der  Ermittelung  des  Einkommens 
durch  Gegenüberstellung  von  wirklichen  Einnahmen  und  Ausgaben 
berücksichtigt  werden.  Die  alleinige  Quelle  des  Ertrages  ist  nach 
.  dieser  Auffassung  der  Grund  und  Boden,  das  Holz  ist  die  Frucht 
Daher  sind  alle  Aufwendungen,  die  zur  ersten  Einrichtung  der 
Quelle  selbst,  also  des  Grund  und  Bodens  (Ankauf),  gemacht  wer- 
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den,  keine  Produktionskosten,  sondern  hier  handelt  es  sich  um  eine 
Vermögensanlage.  Ebenso  sind  Ausgaben,  die  der  Verbesserung 
des  Bodens  dienen,  wie  z.  B.  Drainagen,  Entwässerungen,  sowie 
Neuerwerbungen  von  Grund  und  Boden,  d.  h.  Vermehrungen  des 
Vermögens,  nicht  zu  den  Betriebskosten  zu  rechnen.  Alle  übrigen 
Ausgaben  jedoch,  also  alle  diejenigen,  welche  die  Erzielung  des 
Rohertrages  des  Waldbodens  und  damit  auch  die  Erhaltung  der 
ursprünglichen  Ertragsfähigkeit  desselben  bezwecken,  gehören  zu 
den  Betriebskosten.  Der  Reinertrag  oder  besser  gesagt  die  Rein- 
einnahme berechnet  sich  bei  diesem  Verfahren  nach  dem  Aus-  - 
drucke  N-W. 

Die  wichtigsten  Arten  der  forstlichen  Betriebskosten  sind:  die 
Ernte-  oder  Werbungskosten,  die  Kulturkosten,  die  Wegbaukosten, 
die  Verwaltungskosten  und  die  Steuern. 

Die  Erntekosten,  d.h.  die  durch  die  Fällung  und  Auf- 
arbeitung in  die  üblichen  Holzverkaufsmasse  verursachten  Aus- 
gaben, sind  von  den  Roherträgen  unter  allen  Umständen  in  Abzug 
zu  bringen,  einerlei,  welche  Methode  der  Reinertragsberechnung 
man  für  die  richtige  hält. 

Berechnet  man  die  Waldrente  nach  dem  Ausdrucke  Z  — W 
oder  (N  — W)-f  (Z  — N),  d.  h.  nach  dem  Wertszuwachse,  dann  ver- 
steht man  unter  Z  den  erntekostenfreien  Wert  des  Jahreszuwachses 
und  unter  N  den  erntekostenfreien  Erlös  der  Jahresnutzung,  während 
W  alle  übrigen  Betriebs-  oder  Wirtschaftskosten  des  Jahres  umfasst. 

Bilden  die  wirklichen  Einnahmen  den  Rohertrag,  so  werden 
die  Emtekosten  ebenfalls  alsbald  von  dem  Bruttoerlöse  aus  der 
Jahresnutzung  abgezogen. 

Auch  die  Verwaltungskosten  und  die  Steuern  (Ertrags- 
steuern) bieten  in  der  Regel  keine  Schwierigkeit  hinsichtlich  ihrer 
Behandlung.  Sie  stecken  in  dem  Ausdrucke  W  und  werden  resp. 
sollten   stets   in   ihrem    vollen  Betrage  in  Abzug  gebracht  werden. 

Schwierig  wird  der  Abzug  der  jährlichen  Verwaltungs-  etc. 
Kosten  nur  beim  aussetzenden  Betriebe,  und  zwar  dann,  wenn  man 
der  Besteuerung  der  tatsächlichen  Geld-Einnahmen  huldigt.  Nach 
den  Vorschriften  der  betreffenden  Einkommensteuergesetze  dürfen 
von  den  Einnahmen  nur  die  in  dem  gleichen  Jahre  erwachsenen 
Ausgaben  abgezogen  werden ,  somit  auch  nur  die  im  Jahre  des 
Anfalles  einer  Nutzung  entrichteten  Verwaltungs-  etc.  Kosten. 
In  allen  übrigen  Jahren,  in  welchen  keine  Nutzungen  anfallen, 
erwachsen  aber  ebenfalls  Verwaltungs-  etc.  Kosten,  und  dass  diese 
nicht  abgezogen  werden  dürfen,  entspricht  nicht  dem  Begriffe  des 
Reinertrages. 
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Ganz  ähnlich  verhalt  es  sich  mit  den  Kulturkosten  des 
aussetzenden  Betriebes.  Auch  diese  dürfen  nach  dem  Wortlaute 
der  meisten  Einkommensteuergesetze  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

Bei  den  Kulturkosten  hängt  das  Mass  der  Abzugsfähig- 
keit  überhaupt  viel  mehr  von  der  Auffassung  vom  forstlichen 
Reinertrage  ab. 

Berechnet  man  diesen  auf  Grundlage  des  Wertzuwachses  nach 
dem  Ausdrucke  Z  —  W,  so  haben  die  verausgabten  Kulturkosten 
als  produktive  Ausgaben  den  Wert  des  Jahreszuwachses  in  der 
Regel  um  den  verausgabten  Kulturkostenbetrag  erhöht.  Die  Kultur- 
kosten drücken  sich  also,  einerlei  ob  es  sich  um  die  Wiederauf- 
forstung abgetriebener  Flächen  oder  um  die  Neuaufforstung  seither 
unbewaldeter  Flachen  handelt,  in  der  Höhe  des  Wertszuwachses 
des  Waldes  aus,  es  sei  denn,  dass  die  Kulturen  fehlschlugen,  in 
welchem  Falle  man  es  mit  einem  effektiven  Verluste  zu  tun  hat. 
Auf  der  anderen  Seite  erhöhen  aber  auch  die  Kulturkosten  den 
abzuziehenden  Betrag  W,  so  dass  bei  normaler  Entwickelung  der 
Kulturen  deren  Kosten  nicht  wirkliche  Abzüge  vom  Rohertrage 
bilden,  weil  ihnen  eine  Vermögensmehrung  in  gleicher  Höhe  in 
dem  Ausdrucke  Z  gegenübersteht.  Es  macht  keinen  Unterschied, 
ob  es  sich  um  Wieder-  oder  Neuaufforstungen  handelt;  die  Kosten 
beider  sind  vom  Wertszuwachse  in  Abzug  zu  bringen.  Die 
Wiederaufforstungskosten  sind  ebensowohl  „Verwendungen  zur 
Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens"  wie  die  Neuauf- 
forstungskosten ,  wenn  man  das  jeweilige  gesamte  Holzvorrats- 
kapital als  Vermögen  betrachtet  und  nicht  ein  konstant  bleibendes 
Stammvermögen  im  Auge  hat.  Beide  sind  Kapitalanlagen.  Ob 
die  Kulturkosten  aus  den  laufenden  Betriebseinnahmen  bestritten 
werden,  oder  ob  der  Waldbesitzer  andere  Teile  seines  Gesamt- 
vermögens  angreifen  muss,  um  die  betreffenden  Kulturen  zur  Aus- 
führung zu  bringen,  oder  ob  er  schliesslich  eine  Anleihe  zu  Hilfe 
nehmen  rouss,  das  bleibt  sich  im  Effekt  ganz  gleich.  Die  Haupt- 
sache ist:  wir  haben  es  bei  der  Verausgabung  von  Kuiturgeldern 
in  der  Regel  mit  einer  produktiven  Kapitalanlage  zu  tun.  Im  Falle 
der  Waldbesitzer  die  Kulturkosten  aus  den  laufenden  Betriebsein- 
nahmen deckt,  wird  die  Reineinnahme  aus  der  Waldwirtschaft  um 
die  Kulturkosten  vermindert,  um  denselben  Betrag  erhöht  sich  aber 
auch  das  Waldvermögen;  das  Einkommen,  das  sich  aus  der  Rein- 
einnahme und  der  Vermögensmehrung  zusammensetzt,  bleibt 
also  dasselbe.  Greift  dagegen  der  Waldbesitzer  zum  Zwecke  der 
Aufforstung  sein  sonstiges  Vermögen  (z.  B.  Kapitalvermögen)  an, 
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oder  macht  er  eine  Anleihe,  so  steht  der  Waldvermögensmehrung 
eine  Verminderung  des  sonstigen  Vermögens  oder  eine  Schuld  in 
der  gleichen  Höhe  gegenüber,  d.  h.  durch  die  Verausgabung  der 
Kulturgelder,  einerlei  ob  für  Wieder-  oder  für  Neuaufforstungen, 
wird  das  Einkommen  des  Waldbesitzers  weder  vergrössert  noch 
vermindert.  Was  der  Waldbesitzer  in  Zukunft  auf  der  einen  Seite 
an  Waldrente  gewinnt,  verliert  er  auf  der  anderen  Seite  an  Zinsen 
oder  muss  er  an  Schuldzinsen  zahlen. 

Betrachtet  man  dagegen  nur  den  Grund  und  Boden  als  die 
Quelle  der  Erträge,  die  Holzbestandskapitalien  daher  als  „werdende 
Früchte",  und  berechnet  man  infolgedessen  den  Reinertrag  des 
Waldes  aus  den  um  die  Ausgaben  verminderten  tatsächlichen  Geld- 
Einnahmen  des  betreffenden  Jahres,  dann  dienen  sämtliche  „Kultur- 
kosten", ausgenommen  die  Ausgaben  für  Entwässerungen  und  der- 
gleichen, die  eine  dauernde  Verbesserung  des  Grund  und 
Bodens  bezwecken,  der  Erzielung  des  Rohertrages  und  müssen 
daher  von  diesem  behufs  Ermittelung  des  Reinertrages  bezw.  der 
Reineinnahme  in  Abzug  gebracht  werden.  Auch  bei  dieser  Auf- 
fassung vom  Reinertrage  des  Waldes  sollte  kein  Unterschied 
zwischen  Wiederaufforstungs-  und  Neuaufforstungskosten  gemacht 
werden. 

Wie  hat  man  sich  nun  in  der  Steuergesetzgebung  und  Recht- 
sprechung zu  dieser  Frage  gestellt? 

Die  Preussische  Einkommensteuer-Gesetzgebung  sowie  die 
Rechtsprechung  unterscheiden  zwischen  Wiederbegründungs-  und 
Neubeforstungskoslen.  Nach  §  8  des  Gesetzes  von  1906  sind  vom 
Rohertrage  nicht  abzugsfahig  „Verwendungen  zur  Verbesserung 
und  Vermehrung  des  Vermögens,  zu  Geschäftserweitemngen, 
Kapitalanlagen  oder  Kapitalabtragungen,  soweit  nicht  unter  I.  und 
II.  Ausnahmen  zugelassen  sind".  Im  früheren  §  9  (Gesetz  von  1891) 
hiess  es  hinter  Kapitalabtragungen  weiter  „welche  nicht  lediglich 
als  durch  eine  gute  Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Betriebs- 
einnahmen zu  deckende  Ausgaben  anzusehen  sind".  Durch  die 
Fortlassung  dieses  Nachsatzes  hat  sich  übrigens  an  der  früheren 
Auffassung  nichts  geändert.  Abzugsfahig  sind  also  diejenigen 
Kosten,  welche  als  reguläre  Betriebs-  oder  Wirtschafts-  oder  Wer- 
bungskosten, d.  h.  als  Kosten  zur  Erhaltung  des  Ertrages  im  bis- 
herigen Umfange,  zu  betrachten  sind,  und  nicht  abzugsfähig  sind 
die  übrigen  Kosten ,  die  eine  Erweiterung  des  Betriebes  zum 
Zwecke  haben. 

Auf  die  Kulturkosten  der  Forstwirtschaft  angewandt,  heisst 
das:  die  Kosten   für  die  Wiederaufforstung  abgetriebener  Flachen 
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gehören  zu  den  abzugsfähigen  Ausgabeposten,  weil  sie  die  Erhal- 
tung des  Rohertrages  zum  Zwecke  haben,  die  Kosten  für  Neu- 
aufForstungen  dagegen  sind  nicht  abzugsfähig,  weil  sie  nicht  ledig- 
lich durch  eine  gute  Wirtschaft  geboten  sind  und  nicht  unbedingt 
aus  den  Betriebseinnahmen  gedeckt  werden  müssen. 

Zum  klaren  Ausdruck  ist  dieser  Grundsatz  gekommen  in  der 
Ausführungsanweisung  des  preussischen  Finanzministers  vom 
5.  August  1891,  die  in  diesem  Punkte  durch  die  späteren  Anwei- 
sungen keine  Abänderung  erfahren  hat.  Der  Schlusssatz  des  Ar- 
tikels 73  lautet:  „Kosten  für  Aufforstungen  dürfen  nur  insoweit  in 
Abzug  gebracht  werden,  als  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Forst- 
bestandes handelt,  nicht  aber  insoweit  Neubeforstungen  unbewaldeter 
Flächen  behufs  Erweiterung  des  Forstbestandes  in  Frage  stehen". 

Gleichlautend  mit  dieser  preussischen  Vorschrift  ist  die 
entsprechende  in  den  Ausführungs- Vorschriften  vom  27.  August 
1896  zum  §  13  des  Braunschweigischen  Einkommensteuer- 
gesetzes vom  16.  April  1896. 

Diese  Unterscheidung  in  Wiederaufforstungs-  und  Neuauf- 
forstungskosten  ist  unseres  Erachtens  durchaus  unrichtig.  Alle 
Kulturkosten  werden  zum  Zwecke  der  Verbesserung  des  Vermögens 
verausgabt,  sie  sind  sämtlich  Kapitalanlagen.  Ob  sie  andererseits 
gleichzeitig  eine  Verminderung  des  Vermögens  verursachen,  ist 
für  die  Tatsache  der  Vermehrung  zunächst  ganz  gleichgültig.  Bei 
kaufmännischer  Buchführung,  die  zweifellos  den  Reinertpag  eines 
Betriebes  am  zuverlässigsten  und  genauesten  beziffert,  drücken  sich 
die  verausgabten  Kulturkosten,  wenn  die  Kulturen  nicht  infolge 
widriger  Umstände  vollständig  missraten  sind,  im  Bestandswerte 
des  begründeten  Bestandes  aus,  ganz  einerlei  ob  derselbe  auf  seit- 
herigem Waldgelände  oder  auf  bisher  nicht  forstlich  benutztem 
Boden  stockt.  Die  Kulturkosten  bilden  also  einen  positiven  Posten, 
das  Waldvermögen  hat  sich,  wenn  man  die  Nutzung  zunächst  noch 
hinzurechnet,  um  den  Zuwachs  des  Jahres  und  um  die  Kulturkosten 
—  Z  +  c  —  vermehrt.  Bei  ganz  normalem  Waldzustande  würde 
diese  Vorratsmehrung  im  Abtriebser trage  Au  des  ujährigen  Bestandes, 
vermehrt  um  die  Zwischennutzungen ,  genutzt,  denn  der  Abtriebs- 
ertrag repräsentiert  den  gesamten  Hauptbestandszuwachs  der  Be- 
triebsklasse, vermehrt  um  die  Kulturkosten,  welche  dem  Werte 
des  soeben  begründeten  Bestandes  gleichkommen.  Auf  diese  Weise 
würde  eiri  konstant  bleibendes  Holz  vorratskapital  je  zu  Beginn  des 
Jahres  vorhanden  sein.  Wird  mehr  als  Z  +  c  genutzt,  so  ver- 
mindert sich  das  Holz  vorratskapital  gegen  den  Anfang  des  Jahres 


und  umgekehrt.  Da  jedoch  die  KuUurkosten  aus  dem  Erlöse  der 
Nutzung  gedeckt  werden,  so  treten  sie  auch  in  dem  verminderten 
Überschusse  der  Betriebseinnahmen  als  negativer  Posten  auf.  Die 
Kulturkosten  haben  daher  den  Reinertrag  weder  vergrössert  noch 
vermindert;  sie  sind  ein  durchlaufender  Posten,  und  der  Reinertrag 
wird  nur  von  der  Grösse  des  eigentlichen  Wertszuwachses  und 
der  Höhe  der  sonstigen  Betriebskosten  bedingt.  Man  kann  sich 
die  Sache  so  vorstellen,  dass  bis  zum  Hiebe  der  ganze  um  die 
Kulturkosten  vermehrte  Jahres- Wertszuwachs  der  Betriebsklasse  in 
den  Bestandswerten  steckt,  mit  dem  Hiebe  aber  unter  normalen 
Verhältnissen  ganz,  sonst  weniger  oder  mehr,  aus  dem  Bestands- 
kapital ausgesondert  wird,  so  dass  nach  Zahlung  der  um  die  KuUur- 
kosten vermehrten  Wirtschaftskosten  Z  — W  als  Reinertrag  für 
den  Waldbesitzer  übrig  bleibt.  Die  Kulturkosten  erscheinen  in  der 
Differenz  nicht  mehr;  aber  man  darf  daraus  natürlich  nicht  etwa 
folgern,  sie  beeinflussten  den  Reinertrag  in  keiner  Weise,  Das 
wäre  durchaus  unrichtig,  denn  die  Kulturkosten  müssen  veraus- 
gabt werden,  an  sie  heftet  sich  erst  der  Zuwachs,  der  Ertrag  des 
Waldes,  und  wollte  man  alljährlich  Z  —  W  nutzen,  die  abgetriebenen 
Flächen  aber  nicht  wieder  aufforsten,  dann  würde  der  Z  mit  jedem 
Jahre  zurückgehen,  und  schliesslich  würde  nach  dem  Abtriebe  aller 
Schläge  überhaupt  kein  Zuwachs  mehr  erfolgen. 

Wenn  uns  nun,  wie  eben  nachgewiesen  wurde,  die  kauf- 
männische Buchführung  belehrt ,  dass  ein  Unterschied  zwischen 
W  iederaufforstungs-  und  Neuaufforstungskosten  nicht  besteht,  dass 
beide  vielmehr  ganz  gleich  zu  behandeln  sind,  dann  darf  natürlich 
auch  bei  jeder  anderen  Buchführung  bezw.  Ermittelung  des  Ein- 
kommens aus  Forsten  ein  Unterschied  in  der  Behandlung  dieser 
Ausgaben  nicht  bestehen.  Betrachtet  man  nur  den  Grund  und 
Boden  als  Anlagekapital,  das  Holz  aber  als  werdende  Frucht,  so 
haben  die  KuUurkosten  sämtlich  —  ohne  jede  Ausnahme  —  als 
Produktionskosten  des  in  späterer  Zeit  zu  beziehenden  Ertrages 
zu  geUen,  und  sie  sind  daher  bei  der  Ermittelung  des  Reinertrages 
durch  Gegenüberstellung  der  erzielten  Geld -Einnahmen  und  der 
Ausgaben  sämtlich  in  Ausgabe  zu  stellen.  Wollte  man  —  wie 
dies  auch  Endres  (a.  a.  O.  S.  786/87)  für  richtig  hält  —  die  Neu- 
aufforstungskosten nicht  in  Abzug  von  der  Roh-Einnahme  bringen, 
dann  würden  sie  ohne  Zweifel  nur  als  positives  Einkommen  be- 
steuert werden,  nSmlich  durch  ihren  Nichtabzug  im  Jahre  der  Aus- 
gabe und  durch  ihre  Besteuerung  im  Abtriebsjahre  des  Bestandes 
in  dem  Abtriebsertrage  Au,  der  ausser  den  Zuwachsen  der  einzelnen 
Jahre  der  Umtriebszeit  noch  den  Betrag  der  verausgabten  Kuitur- 


kosten  enthält.  Die  Kulturkosten  für  Neuaufforstungen  erscheinen 
in  A„  als  Einnahme,  sie  werden  mit  den  Jahreszuwachsen  zusammen 
im  Abtriebsertrage  fäüig  und  steuerbar  und  müssen  daher  im  Jahre 
der  Verausgabung  als  Wirtschaftskosten  in  Abzug  gebracht  werden, 
sonst  würden  sie  ja  lediglich  einen  Einnahmeposten  anstatt  eines 
durchlaufenden  Postens  darstellen. 

Wie  sollen  übrigens  die  Neuaufforstungskosten  behandelt  wer- 
den, wenn  nach  einem  Umtriebe  die  eingeführte  Waldwirtschaft 
auf  dem  betreffenden  Gelände  wieder  aufgegeben  wird,  weil  man 
gefunden  hat,  dass  die  landwirtschaftliche  Benutzung  desselben  doch 
mehr  einbringt  als  die  forstliche?  Handelt  es  sich  dann  um  eine 
Verwendung  zur  dauernden  Verbesserung  und  Vermehrung  des 
Stammvermögens  oder  nicht?  Dieser  Fall  zeigt  aufs  deutlichste, 
dass  die  Aufforstungskosten  nach  jener  Auffassung  niemals  in 
Abzug  gebracht  werden  würden,  obwohl  sie  doch  zweifellos  Be- 
triebskosten sind. 

Man  wird  vielleicht  gegen  unsere  Ansicht  im  Sinne  der  von 
uns  nicht  vertretenen  Auffassung  vom  forstlichen  Einkommen  ein- 
wenden, im  Jahre  u  werde  nicht  Au,  sondern  Au — c  versteuert. 
Doch  diese  abzugsfähigen  Kulturkosten  sind  nicht  Produktions- 
kosten des  in  demselben  Jahre  angefallenen  Abtriebsertrages  Au; 
beide  haben  nach  jener  Auffassung  gar  nichts  miteinander  zu  tun, 
und  wir  fragen  wieder:  wie  dann,  wenn  mit  dem  Abtriebe  des 
Bestandes  die  forstliche  Benutzung  des  Bodens  zu  Ende  geht? 
Sind  dann  die  Kulturkosten  des  Bestandes  jemals  als  Ausgaben  in 
Abzug  gebracht  worden? 

Eine  notwendige  Konsequenz  der  Auffassung,  dass  nur 
der  Boden  die  Einnahmequelle  ist,  und  deshalb  nur  tatsächliche 
Nutzungen  wirkliches  Einkommen  bilden,  dass  die  Rente  des  Waldes 
nur  gelegenüich  ihres  Umsatzes  in  Geld  zu  Einkommen  werde,  und 
deshalb  nur  Geld-Einnahmen  steuerbar  seien,  ist  es,  dass  alle 
Kosten  der  Wirtschaft  (ausgenommen  diejenigen,  welche  eine  Ver- 
mehrung oder  Verbesserung  des  Bodens  bezwecken)  im  Jahre 
der  Ausgabe  von  der  Roheinnahme  in  Abzug  zu  bringen  sind. 
Jedes  Abweichen  von  dieser  Forderung  bedeutet  auch  ein  Ab- 
weichen von  jener  Auffassung.  Die  „werdende  Frucht'  des  Holzes 
und  das  Holzvorratskapital  passen  nicht  zueinander ,  sie  dürfen 
unter  keinen  Umständen  miteinander  verquickt  werden.  Das  ge- 
schieht aber,  wenn  die  Wiederaufforstungskosten  zu  den  Ausgaben 
gerechnet  werden,  welche  der  „Erhaltung  des  Einkommens" 
dienen  sollen,    die  Neuaufforstungskosten  aber   „zu  den  Verwen- 
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düngen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens". 
Es  tritt  hier  eine  starke  Inkonsequenz  in  der  Auffassung  von  der 
„werdenden  Frucht"  in  die  Erscheinung,  die  merkwürdigerweise 
auchFuisling  in  der  IV.  Auflage  seines  Kommentars  mit  keinem 
Worte  berührt,  obwohl  er  dort  bezüglich  der  Einnahmen  jenen 
Standpunkt  so  scharf  vertritt.  Für  diese  Auffassung  spricht  auch 
die  von  Fuisting  an  einer  anderen  Stelle  (a.  a.  O.  VII.  Aufl.  S.  206) 
zitierte  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichtes  (E.  Band  37. 
S.  73 ff".),  wonach  von  den  Veranstaltungen  der  Bodenkultur  als 
abzugsfähig  anerkannt  sind  die  Kosten  der  Bodenbearbeitung, 
Düngung  und  Pflegung,  welche  nicht  bloss  vorübergehend 
der  Ertragserzielung  in  einem  Betriebsjahre  dienen,  so  z.B.  die 
Kosten  der  Tief kultur,  der  Mergelung,  der  Anlegung  von  Spargel- 
beeten und  der  Erneuerung  von  Weidenheegern. 

Aus  welchem  Grunde  sollen  nun,  wenn  die  Kosten  der  Neu- 
anlage von  Spargeibeeten  als  abzugsfahig  erklärt  werden,  die 
Kosten  der  Neuanlage  von  Waldungen  nicht  abzugsfähige  Aus- 
gabeposten sein?  Zwischen  beiden  Arten  von  Ausgaben  besteht 
nicht  der  geringste  Unterschied.  Sie  dienen  nicht  der  Ertrags- 
erzielung in  einem  Betriebsjahre,  sondern  in  einer  Reihe  von 
Jahren  (Umtrieb).  Grundsätzlich  verschieden  sind  diese  Kultur- 
arbeiten aber  von  solchen  Arbeiten,  welche,  wie  Drainagen,  Wiesen- 
anlagen etc.,  also  wirkliche  Meliorationsanlagen,  als  dauernde 
Verbesserungen  des  Bodens  zu  betrachten  sind. 

Im  gleichen  Sinne  hat  das  Preussische  Oberverwaltungsgericht 
durch  die  Entscheidung  in  Staatssteuersachen  vom  11.  Mai  1904 
erkannt  (E.  in  St.,  Band  12,  No.  35  II.,  S.  98).  Hiernach  sind  Auf- 
wendungen, welche  sich  nicht  auf  die  Erwerbung  neuer  oder  die 
Erweiterung  bestehender  Quellen,  sondern  unmittelbar  auf  die  Er- 
zielung des  Ertrages  richten,  selbst  wenn  sie  nicht  bloss  vorüber- 
gehend der  Ertragserzielung  in  einem  Betriebsjahre  dienen, 
abzugsfähige  Betriebskosten.  —  Bei  einer  NeuaufTorstung  ist  aber 
doch  die  Ertragsquelle,  der  Grund  und  Boden,  bereits  vorhanden, 
die  Aufforstung  dient  lediglich  der  Erzielung  des  Ertrages;  sie  ist 
keine  bleibende  Bodenverbesserung  und  kann  auch  nicht  als  Er- 
weiterung einer  bestehenden  Quelle  bezeichnet  werden.  Die  Kosten 
für  die  Neuanlage  eines  Waldes  als  „nichtabzugsfähige  Kapital- 
aufwendung" zu  erklären,  ist  ebenso  rechtsirrtümlich,  wie  der  Nicht- 
abzug  der  Kosten  für  die  Neuanlage  einer  Spargelkultur ,  eines 
Weidenheegers  oder  eines  Weinberges  es  sein  würde.  Der  Um- 
stand, dass  die  Forstwirtschaft  in  der  Regel  mit  längeren  Umtriebs- 
zeiten  rechnet  als  der  Spargel-  und  Weinbau  sowie  die  Weiden- 
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Zucht,  bedeutet  keine  grundsätzliche  Verschiedenheit  zwischen  diesen 
verschiedenen  Betrieben. 

Die  Rechtsprechung  will  allerdings  auch  die  Kosten  für  die 
Neuanlage  von  Weidenheegern  und  Weinbergen  vom  Abzüge 
ausgeschlossen  haben.  Das  geht  deutlich  hervor  nicht  nur  aus  den 
Worten  „Erneuerung  von  Weidenheegern",  sondern  auch  aus  dem 
weiteren  Satze  der  obigen  Entscheidung  des  Oberverwaltungs- 
gerichtes: „Wenn  die  in  Rigolen  oder  Rollen  (Roden)  bestehende 
Bodenbearbeitung  sowohl  bei  Neuanlage  wie  bei  Verjüngung  von 
Weingärten  Anwendung  zu  linden  pflegt,  so  ergibt  sich  im  letz- 
teren Falle  aus  den  Bestimmungen  des  Einkommensteuergesetzes 
kein  Hinderungsgrund  dagegen,  dass  die  Rodungskosten  als  Betriebs- 
ausgaben zum  Abzüge  gelangen.  Das  Entscheidende  dabei  ist  die 
wirtschaftliche  Erhaltung  einer  schon  vorhandenen  Quelle,  des  mit 
Weinstöcken  besetzten  Grund  und  Bodens." 

Der  Ausschluss  der  Kosten  der  Neuanlage  von  Weidenheegern 
und  Weinbergen  vom  Abzüge  ist  jedoch  ebenso  rechtsirrtümlich 
wie  der  Nichtabzug  der  Neuaufforstungskosten.  Worin  liegt  der 
prinzipielle  Unterschied  zwischen  den  Rodungskosten  eines  neuen 
Weinberges  und  denjenigen  eines  verjüngten?  Nach  dem  Roden 
des  alten  Weinberges  wird  die  Fläche  in  der  Regel  mehrere  Jahre 
landwirtschaftlich  genutzt  und  dann  von  neuem  rigolt  und  mit 
neuen  Weinstöcken  bepflanzt,  genau  wie  bei  der  Anlage  eines 
neuen  Weinberges. 

Auch  hinsichtlich  der  Wegbaukosten  liegt  die  Frage  der 
Abzugsfähigkeit  nicht  so  einfach  wie  bezüglich  der  Erntekosten 
und  der  Verwaltungskosten  etc. 

Hier  handelt  es  sich  teils  um  Kosten  zur  Unterhaltung  bereits 
bestehender  Wege  und  sonstiger  Transportanstalten,  teils  um 
Kosten  für  Neubauten.  Bezüglich  der  ersteren  besteht  wohl  keine 
Meinungsverschiedenheit.  Sie  gehören  zu  den  Betriebskosten  und 
sind  vom  Rohertrage  in  Abzug  zu  bringen,  einerlei  ob  man  diesem 
den  Wertszuwachs  des  Waldes  zugrunde  legt  oder  die  tatsäch- 
lichen Geld-Einnahmen. 

Anders  liegt  die  Sache  dagegen  hinsichtlich  der  Kosten  für 
den  Neubau  von  Transportanstalten.  Diese  sind  reine  Kapital- 
anlagen; neue  Wege  etc.  werden  nur  dann  vom  Waldbesitzer  ge- 
baut, wenn  er  sich  finanzielle  Vorteile  von  ihnen  verspricht.  Infolge 
des  Baues  neuer  Wege  etc.  steigen  die  Hoizpreise  der  von  ihnen  un- 
mittelbar oder  mittelbar  berührt  werdenden  Bestände  und  die  Geld- 
erlöse des  Waldes,  damit  gehen  aber  auch  die  Bestandswerte  und 
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weiterhin  die  Waldbodenwerte  in  die  Höhe.  In  der  Regel  über- 
steigen die  Mehrerlöse  infolge  von  Wegneubauten  die  Zinsen  der 
Wegbaukosten,  d.  h.  letztere  sind  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
vollständig  amortisiert,  der  Gewinn,  der  dem  Waldbesitzer  durch 
die  neuen  Transportanstalten  erwächst,  ist  grösser  als  die  ihm  da- 
durch verursachten  Kosten. 

Berechnet  man  nun  den  Reinertrag  des  Waldes  bezw.  das 
Einkommen  aus  demselben  nach  dem  jährlichen  Zuwachse  des 
Waldvermögens,  so  treten  die  Wertsteigerungen  der  Bestände  und 
des  Bodens  den  Neubaukosten  gegenüber,  und  in  der  Regel  werden 
erstere  grösser  sein  als  letztere,  so  dass  in  der  Differenz  beider 
das  durch  den  Wegbau  sofort  erzielte  Einkommen  {Vermögens- 
mehrung) zum  Ausdrucke  kommt.  Es  soll  allerdings  nicht  ver- 
schwiegen werden,  dass  es  nicht  gerade  leicht  ist,  die  Wertsteige- 
rungen infolge  neuer  Weganlagen  sofort  genau  zu  bemessen,  doch 
das  ist  ja  auch  schliesslich  nicht  nötig,  im  Laufe  der  Jahre  werden 
sich  dieselben  in  den  Wertszuwachsen  äussern,  und  es  kann  daher 
nicht  zweifelhaft  sein,  dass  die  Kosten  für  Neubauten  in  ihrem 
ganzen  Betrage  vom  Rohertrage,  d.  h.  hier  vom  Wertszuwachse, 
abzuziehen  sind. 

Huldigt  man  dagegen  der  Auffassung  von  der  werdenden 
Frucht  und  ermittelt  demgemäss  den  Reinertrag  des  Waldes  durch 
die  Gegenüberstellung  der  wirklichen  Geld-Einnahmen  und  -Aus- 
gaben des  Jahres,  so  liegt  die  Sache  etwas  anders.  Hierbei  muss 
unterschieden  werden  zwischen  dem  Teil  der  Neubaukosten,  der 
auf  die  Erhöhung  des  Bodenwertes  und  demjenigen ,  der  auf  die 
Erhöhung  der  vorhandenen  Holzbestande  entfallt.  Die  ersteren 
bedeuten  eine  Vermögensmehrung,  wie  alle  Boden  Verbesserungen, 
und  sind  deshalb  nicht  in  Abzug  zu  bringen.  Die  letzteren  dagegen 
erhöhen  den  Wert  der  Früchte  des  Waldes,  d.  h.  der  Holzbestände, 
sind  also  Betriebskosten  und  als  solche  vom  Rohertrage  abzuziehen. 
Wie  die  Kulturkosten  als  Wirtschaftskosten  in  Abzug  zu  bringen 
sind,  obwohl  der  Hauptertrag  in  Geld  erst  nach  Verlauf  von  80 
und  mehr  Jahren  eingeht,  so  sind  auch  die  Neubaukosten  von 
Transportanstalten,  insoweit  sie  nicht  zur  dauernden  Erhöhung  des 
ßodenwertes  beitragen,  als  Wirtschaftskosten  zu  betrachten,  wenn- 
gleich sie  nicht  im  Baujahre  sämtlich  wieder  in  Form  von  Erlösen 
in  die  Tasche  des  Waldbesitzers  zurückfliessen. 

Das  Preussische  und  die  demselben  nachgebildeten  Ein- 
kommensteuergesetze stehen  jedoch  auf  einem  anderen  Standpunkte. 
Nach  §  8  III.  I  gehören  die  Kosten  für  Wegneubauten  etc.  als 
„Verwendungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens" 
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oder  als  „Kapitalanlagen"  zu  den  nicht  abzugsfähigen  Ausgabe- 
posten. Auch  nach  dem  Artikel  13  der  Ausführungsanweisung  des 
Kinanzministers  sind  nur  die  Aufwendungen  fürdie  Unterhaltung 
der  Baulichkeiten  (Forsthäuser,  Brücken,  Wege  usw.)  in  Ausgabe 
zu  stellen,  die  Aufwendungen  für  Neubauten  sonach  nicht.  Ar- 
tikel 11,  der  allerdings  nur  auf  landwirtschaftlich  benutzte  Grund- 
stücke sich  bezieht,  spricht  in  Ziffer  II.  i  den  Ausschluss  der  frag- 
lichen Kosten  vom  Abzüge  wörtlich  aus.  Weder  Fuisting  noch 
Endres  äussern  sich  zu  der  Behandlung  der  Wegbaukosten,  aber 
es  kann  nach  ihrer  Auffassung  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
sie  die  Vorschrift  der  Preussischen  Einkommensteuergesetzgebung 
im  Gegensatze  zu  uns  für  die  richtige  halten.  Auch  hier  tritt  uns 
wieder  jene  schon  mehrfach  besprochene  Vermengung  zweier  ganz 
verschiedener  Auffassungen  entgegen.  Hiemach  hat  der  Wald- 
besitzer wohl  die  durch  die  Wegneubauten  erzielten  Mehrerlöse 
der  zurzeit  des  Baues  vorhandenen  Holzbestände  als  Einkommen 
zu  versteuern,  er  darf  aber  die  Kosten  dieser  Bauten,  auch  soweit 
sie  in  die  vorhandenen  Bestände  gewandert  sind,  niemals  in  Abzug 
bringen.  Das  ist  aber  zweifellos  nicht  richtig;  es  entspricht  nicht 
dem  Grundsatze  gerechter  Besteuerung. 

Besondere  Beachtung  verdienen  auch  noch  die  Kosten  des 
Jagdbetriebes  im  eigenen  Walde.  Wo  der  Erlös  aus  der 
Jagdnutzung  die  Kosten  des  Jagdbetriebes  Obersteigt,  da  hat  selbst- 
verständlich nur  der  Reinertrag  aus  dieser  Waldnebennutzung  als 
Einkommensteil  zu  gelten.  Allein  zahlreiche  Jagdbetriebe  liefern 
keine  Reinerträge,  sondern  sie  verlangen  Zubussen  des  Wald-  und 
Jagdbesitzers,  weil  der  Jagdbeutewert  die  Kosten  des  Jagdbetriebes 
nicht  deckt.  In  diesem  Falle  fragt  es  sich,  ob  der  Waldbesitzer 
berechtigt  ist,  den  Verlust  aus  der  Jagdnutzung  vom  Einkommen 
abzuziehen.  Wir  sind  der  Ansicht,  dass  dies  nicht  geschehen  darf, 
denn  die  Jagdnutzung  tritt  hier  hinter  dem  Jagdsport  zurück;  wir 
haben  es  nicht  mit  einem  verlustbringenden  Erwerbsgeschäfte, 
sondern  mit  einem  Vergnügen  des  steuerpflichtigen  Waldbesitzers 
zu  tun,  das  seiner  Bedürfnisbefriedigung  dient,  und  deshalb  dürfen 
die  Kosten  dieses  Vergnügens  vom  Einkommen  nicht  abgezogen 
werden. 

In  diesem  Sinne  hat  auch  das  Preussische  Oberverwaltungs- 
gericht durch  Urteil  vom  14.  Dezember  1894  entschieden,  indem 
es  die  Jagdnutzung  an  sich  für  einen  Teil  der  Nutzungen  erklärt, 
die  Feld  und  Wald  gewähren.  Die  Jagdnutzung  könne  daher 
einen  Teil  des  Einkommens  aus  Grundbesitz  bilden.  Wo  aber  die 
Jagd  nur  aus  Liebhaberei  betrieben  werde,  und  Kosten  für  sie  auf- 
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zuwenden  seien,  die  in  keinem  Verhältnisse  zum  Ertrage  der  Jagd 
stehen,  da  handle  es  sich  nicht  mehr  um  eine  nutzbringende  Ver- 
wertung des  durch  die  Ausgaben  repräsentierten  Anlagekapitales, 
sondern  um  einen  kostspieligen  Teil  des  Haushaltes.  Ein  bei 
solchen  Jagdeinkünften  berechneter  Fehlbetrag  dürfe  daher  vom 
Einkommen  nicht  in  Abzug  gebracht  werden  (E.  in  St.  HI.  151). 


IIL  Kapitel. 

Die  forstliche  Einkommensteuer  im  besonderen. 

Das  Prinzip  der  Einkommenbesteuerung  ist  ohne  Zweifel  ein. 
fach  und  klar,  aber  erstens  gehen  schon  bei  Wirtschaften,  deren 
Früchte  innerhalb  Jahresfrist  produziert  und  auf  den  Markt  geworfen 
werden,  die  AufiFassungen  über  den  Begriff  des  Einkommens  aus- 
einander, viel  mehr  aber  noch  bei  der  Forstwirtschaft  mit  ihrer 
langen  Produktionsdauer,  und  zweitens  machen  sich  bei  der  Über- 
tragung des  Prinzips  in  die  Praxis  eine  Reihe  von  Besonderheiten 
und  Schwierigkeiten  geltend,  die  in  besonders  hohem  Grade  bei 
der  Besteuerung  des  forstlichen  Betriebes  in  die  Erscheinung  treten. 

Das  Bestreben  der  Steuergesetzgebung  muss  daher  im  all- 
gemeinen und  insbesondere  hinsichtlich  der  Forstwirtschaft  darauf 
gerichtet  sein,  Sonderbestim mnngen  für  einzelne  Wirtschaften 
möglichst  auszuschliessen ,  weil  sie  dem  Grundsatze  gerechter 
Steuer  Verteilung  widersprechen  und  zu  Ungleichheiten  führen,  die 
bei  einem  gerechten  Besteuern  ngssysteme  nicht  vorkommen  dürfen. 

In  der  Forstwirtschaft  besteht  das  eigenartige  Verhältnis,  dass 
das  erntereife  Hauptprodukt  und  das  aufgespeicherte  Holzbestands- 
kapital —  das  „werdende  Produkt"  —  aus  dem  gleichen  Stoffe, 
nämlich  aus  Holz,  bestehen.  Diese  dem  forstlichen  Betriebe  anhaf- 
tende Eigentümlichkeit  erschwert,  wie  wir  bereits  gesehen  haben, 
die  Berechnung  des  Jahres-Einkommens  ungemein,  Vermögen  und 
Jahres-Einkommen  sind  hier  viel  schwerer  von  einander  zu  trennen 
als  bei  anderen  Betrieben,  aber  gerade  deshalb  ist  der  allgemeinen 
Forderung  des  Einkommensteuerprinzips,  dass  zwischen  Vermögen 
oder  Kapital  und  Einkommen  oder  Rente  bei  der  Steuerveranlagung 
genau  unterschieden  werden  muss,  bei  der  Besteuerung  des  Ein- 
kommens aus  Forsten  ganz  besondere  Beachtung  zu  schenken. 
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I.  Unterscheidung  zwischen  Vermögen  (Einkommensquelle) 
und  Einkommen. 

Während  die  Vermögenssteuer  grundsatzlich  alles  Vermögen 
bezw.  alle  Einkommensquellen  treffen  soll,  läuft  das  Prinzip  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  auf  die  Besteuerung  lediglich  des 
Einkommens  hinaus.  Nicht  der  Grund  und  Boden,  Geldkapitalien 
und  sonstige  Kapitaleigenschaften  besitzende  Objekte,  nicht  die 
Arbeitskraft  und  die  Unternehmung  selbst  sollen  von  dieser  Steuer 
erfasst  werden,  sondern  lediglich  deren  Erzeugnisse,  die  reinen, 
persönlichen  Renten  aus  den  Einkommensquellen. 

Wohl  samtliche  Einkommensteuergesetze  gehen,  wie  dies  ja 
schon  die  Bezeichnung  der  betr.  Gesetze  dartut,  von  diesem  Grund- 
satze aus,  aber  nur  sehr  wenige  führen  ihn  bei  der  Besteuerung 
der  Waldungen  streng  folgerichtig  durch.  Wie  nichts  Neues  von 
vornherein  vollkommen  erscheint,  sondern  erst  durch  die  bessernde 
Hand  allmählich  sich  zur  Vollkommenheit  entwickelt,  so  verhält  es 
sich  auch  mit  der  Praxis  der  Einkommenbesteherung,  Fast  alle  heute 
gültigen  Einkommensteuergesetze  leiden  an  dem  Fehler,  dass  sie 
zwischen  dem  zu  Anfang  des  Steuerjahres  vorhandenen  Vermögen 
und  dem  Jahreseinkommen  nicht  scharf  genug  unterscheiden.  Wie 
wir  oben  gesehen  haben,  laufen  nur  die  Bestimmungen  des  Olden- 
burgischen, des  Sachsen-Weimarischen  und  des  Reuss- 
schen  (j.  L.)  Einkommensteuergesetzes  auf  die  Besteuerung  des 
wirklichen  Jahreserzeugnisses,  des  jährlichen  Wertszuwachses,  als 
Einkommen  der  Forstwirtschaft  hinaus.  Nur  diese  Gesetze  trennen, 
wenn  auch  nicht  alle  scharf,  zwischen  dem  Jahreseinkommen  und 
dem  zu  Beginn  des  Jahres  vorhandenen  Waldvermögen.  Alle 
übrigen  Einkommensteuergesetze  bestimmen  mehr  oder  weniger 
klar,  dass  nur  wirkliche  Erlöse  als  Einkommen  zu  betrachten  sind. 
Vielfach  wird  das  Einkommen  aus  Forsten  gar  nicht  besonders  berührt, 
aber  aus  den  Bestimmungen  über  die  Berechnung  des  Einkommens 
im  allgemeinen  muss  geschlossen  werden,  dass  auch  zum  Einkom- 
men aus  Waldungen  nur  wirkliche  Erlöse  bezw.  tatsächliche 
Nutzungen  gerechnet  werden  sollen. 

Die  Art  und  Weise,  wie  bei  der  Berechnung  des  steuerpflich- 
tigen Einkommens  verfahren  wird,  ist  jedoch  in  den  einzelnen 
Staaten  eine  verschiedene.  Zurzeit  kann  man  nach  dieser  Rich- 
tung hin  vier  von  einander  abweichende  Standpunkte  unterscheiden. 

1,  Die  meisten  Einkommensteuergesetze,  darunter 
beispielsweise  das  Säch  siehe,  das  Badischeund  das  Hessische, 
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trennen  überhaupt  nicht  zwischen  der  Nutzung  von  Waldrente  und 
Holzvorratskapital ;  sie  kennen  den  letzteren  Begriff  nicht  und 
bringen  daher  samtliche  tatsächlichen  Nutzungen  aus  dem  Walde 
als  steuerpflichtiges  Einkommen  in  Ansatz, 

Dieses  Verfahren,  das  —  wie  oben  bereits  erwähnt  —  eine 
Zeitlang  in  der  Preussischen  Steuerrechtsprechung  zur  Anwen- 
dung gelangt  war,  entspricht  allein  der  Auffassung  von  der  „wer- 
denden Frucht"  der  Waldwirtschaft  und  der  weiteren  Auffassung, 
dass  nur  tatsächliche  Frucht-Nutzungen  als  Einkommen  zu  betrachten 
seien.  Der  Holzzuwachs,  der  im  Walde  belassen  wird,  ist  hiernach 
„werdende  Frucht"  und  darf  streng  folgerichtig  nicht  als  Kapital 
bezw.  Vermögen  angesehen  werden,  alles  Holz  dagegen,  welches 
dem  Walde  entnommen,  das  vom  Boden  getrennt  und  in  irgend 
einer  Weise  genutzt  wird,  ist  als  reife  Frucht  und  deshalb  als  Ein- 
kommen zu  betrachten. 

Aber  nicht  nur  dem  zugrunde  gelegten  Begriffe  vom  Ein- 
kommen entspricht  dieses  Verfahren  allein  voll  und  ganz,  sondern 
es  ist  auch  bei  weitem  das  klarste  und  einfachste ,  weil  jegliche 
Untersuchung,  ob  es  sich  um  die  Nutzung  von  Waldrente  oder 
von  Waldvermögen  handelt,  wegfällt.  Auch  ein  Unterschied 
zwischen  dem  jährlichen  und  dem  aussetzenden  Forst  -  Betriebe 
besteht  hier  nicht;  die  Tatsache  der  Nutzung  aliein  genügt,  um 
sie  zum  Einkommensteil  des  Waldbesitzers  zu  stempeln.  Nach 
dem  wirtschaftlichen  Charakter  der  Einnahme  wird  nicht  geforscht; 
er  ist  für  die  Auffassung  von  der  reifen  Frucht  ohne  jegliche  Be- 
deutung. Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Frage,  ob  eine  Wald- 
nutzung Einkommen  ist  oder  nicht,  können  hierbei  nicht  entstehen; 
aus  diesem  Grunde  ist  dieses  Verfahren  vom  steuertechnischen 
Gesichtspunkte  aus  das  bequemste,  und  es  kann  die  Vermutung 
nicht  von  der  Hand  gewiesen  werden,  dass  dieses  Moment  in  der 
Steuergesetzgebung  vielfach  den  Ausschlag  für  die  Anwendung 
dieses.  Verfahrens  gegeben  haben  mag. 

Das  Sächsische  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juli  1900  bestimmt  im 
§  18,  Zifier  4:  „Das  Einkommen  aus  nicht  verpachteten  landwirtschaftlich  und 
forstwirtschaftlich  benutzten  Besitzungen  ist  nach  dem  Durchschnitte  der  letzten 
drei  Wirtschaftsjahre  dergestalt  zu  berechnen ,  dass  für  jedes  dieser  Jahre  der 
durch  die  eigene  Bewirtschaftung  erzielte  Reingewinn  mit  Einschluss  des 
persönlichen  Arbeitsverdienstes  gesondert  ermittelt  und  der  dritte  Teil  der  Summe 
der  ermittelten  Reingewinne  als  Einkommen  in  Ansatz  gebracht  wird." 

Hiernach  könnte  noch  Zweifel  darüber  herrschen,  ob  das  Einkommen  aus 
Forsten  in  Sachsen  nach  dem  Wertszuwachs  oder  nach  den  baren  Einnahmen  be- 
rechnet werden  soll,  denn  unter  dem  „erzielten  Reingewinn"  kann  bei  nach  richtigen 
Grundsätzen  eingerichteter  Buchführung  sehr  wohl  der  jahrliche  Wertszuwachs 
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des  Waldes  verstanden  werden.  Der  Wortlaut  des  §  15,  Ziffer  i  des  Gesetzes 
lässt  jedoch  diese  Auffassung  nicht  zu,  denn  hier  heisst  es:    .Als  Einkommen 

gilt  die  Summe  aller  in  Geld  oder  Geldeswert  bestehenden  Einnahmen ", 

der  im  Walde  verbleibende  Wertszuwachs  wird  aber  wohl  nicht  als  Einnahme 
im  gewöhnlichen  Wortsinne  betrachtet  werden.  Klar  geht  die  Stellung  des 
Sachsischen  Einkommensteuergesetzes  zu  dieser  Frage  aber  erst  aus  der  Instruk- 
tion des  Finanzministeriums  zum  Einkommensteuergesetze  vom  a6.  Juli  1900 
hervor,  denn  der  §  5a  derselben  bestimmt:  „Das  Einkommen  aus  Holzgrund~ 
stocken  aller  Art  ergibt  sich  aus  dem  Geldwerte  der  im  Durchschnitte  der 
letzten  drei  Wirtschaftsjahre  erlangten  Abtriebs-,  Zwischen-  und 
Nebennutzungen " 

Das  Badische  Einkommensteuergesetz  vom  ao.  Juni  18B4  enthielt  Qber 
das  Einkommen  aus  Forsten  keine  besondere  Bestimmung,  jedoch  bestimmte  die 
Vollzugs- Verordnung  vom  17.  Februar  1885  im  §  3,  Ziffer  4,  dass  das  steuerbare 
Einkommen  aus  dem  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft:  in   dem  ErlOs 

aus  den erzielten  Haupt-  und  Nebenerzeugnissen  der  Land-  und 

Forstwirtschaft  bestehe. 

In  teilweisem  Gegensatze  hierzu  schreibt  jedoch  die  Novelle  vom  9.  August 
1900  (Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  Einkommen-,  Gewerbe-,  Wander- 
gewerbe- und  Kapitalrenten  Steuergesetzes)  in  einem  Zusätze  zu  Artikel  la  des 
1884^  Einkommensteuergesetzes  vor:  .Als  Einkommen  aus  Waldbe^tz  und 
Forstwirtschaft  gelten  bei  denjenigen  Waldungen,  welche  nicht  auf  Grund 
■  eines  Forsteinrichtungswerkes  nachhaltig  bewirtschaftet  werden, 
ohne  ROcksicht  auf  das  in  jede  m  Jahre  tatsächlich  erzielte  Ein- 
kommen 3%  des  Steuerkapitales  der  WaldstOcke." 

Hiemach  trennt  Baden  beim  jährlichen  Nachhaltsbetriebe  nach  wie  vor 
Kapital  und  Rente  nicht,  sondern  sämtliche  Erlöse  gelten  als  Einkommen,  beim 
aussetzenden  Betriebe  wird  jedoch  ein  im  allgemeinen  feststehendes  Waldkapital 
konstruiert,  und  die  3°'oigen  Zinsen  desselben  werden  ohne  Berücksichtigung 
der  wirklichen  Jahres- Geldein  nahmen  als  Einkommen  angesehen.  Baden  ist  also 
jetzt  nur  noch  teilweise  zur  Gruppe  i  zu  rechnen.  Bezüglich  des  aussetzenden 
Betriebes  trennt  es  dagegen,  in  der  Absicht,  den  jährlichen  Wertszuwachs  oder 
die  jährliche  Waldrente  zur  Einkommensteuer  heranzuziehen,  Kapital  und  Rente, 
wenn  auch  nicht  in  richtiger  Weise. 

Das  Hessische  Einkommensteuergesetz  vom  la  August  1899  hat  Qber 
die  Berechnung  des  Einkommens  aus  Waldungen  keine  besonderen  Bestimmungen 
getroffen.  Aus  dem  Artikel  15  ist  aber  zu  entnehmen,  dass  es  zur  Gruppe  i 
der  geltenden  Einkommensteuergesetze  gehört,  d.  h.  zwischen  Kapital  und  Rente 
nicht  trennt.  Dieser  Artikel  besagt;  , Alles  Einkommen,  dessen  Betrag  nicht 
fixiert  ist,  wie   das  Einkommen   aus    eigener  Bewirtschaftung   von  Grundbesitz 

,  ist  nach  seinem   wahrscheinlichen  Ertrage  anzuschlagen 

In  diesem  Ertrage  muss  auch  der  volle  Geldwert  der  Naturalnutzungen  ein- 
begriffen sein,  welche  der  Steuerpflichtige  zur  Bestreitung  seines  Haus- 
haltes aus  seinen  Einnahmequellen  bezieht.' 

2.  Am  nächsten  steht  dieser  Gruppe  von  Einkommensteuer- 
gesetzen das  Württembergische  Gesetz  vom  8.  Aug.  1903. 
im  allgemeinen  kennt  auch  dieses  Einkommensteuergesetz  den 
Begriff  der  „ausserge wohnlichen"  Nutzung  nicht  oder  —  wenn  es 
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ihn  auch  kennt  — ,  so  macht  es  doch  keinen  Unterschied  zwischen 
regelmässigen  und  aussergewöhnlichen  Nutzungen  hinsichtlich  der 
Zugehörigkeit  zum  Einkommen.  Nur  bei  der  Berechnung  des  Ein- 
kommens aus  Forsten  wird  hiervon  insofern  eine  Ausnahme  gemacht, 
als  alle  diejenigen  ausserordentlichen  Abtriebe  von  der  Einkommen- 
steuer nicht  getroffen  werden,  welche  durch  Naturereignisse 
hervorgerufen  sind. 

Die  betreffende  Bestimmung  des  Württembergischen  Gesetzes  ist  enthalten 
in  Artikel  la  und  lautet; 

'  „Bei  der  Berechnung  des  Einkommens  aus  selbstbewirtschaftelem  Grund- 
besitz ist  der  aus  dem  gesamten  land- und  forstwirtschaftlichen  Betrieb  erzielte 
Reinertrag  zugrunde  zu  legen.  Ergebnisse  aussergewöholic  her  Nutzungen 
sind  einzurechnen,  bei  Waldungen  jedoch  dann  nicht,  wenn  die  ausserordentlichen 
Abtriebe  durch  Naturereignisse  verursacht  sind." 

Das  Württembergische  Einkommensteuergesetz  verfällt  hier- 
nach bei  der  Veranlagung  des  Einkommens  aus  forstlichem 
Grundbesitz  nur  teilweise  in  den  Fehler  des  Preussischen  Einkom- 
mensteuergesetzes, nSmlich  nur  hinsichtlich  der  durch  Naturereig- 
nisse hervorgerufenen,  ausserordentlichen  Abtriebe. 

Beabsichtigt  war  jedoch  diese  Ausnahme-Bestimmung  seitens 
der  Worttembergischen  Staatsregierung,  wie  Gran  er  auf  der  1903?? 
Eisenacher  Hauptversammlung  des  deutschen  Forstvereins  hervor- 
hob '),  nicht,  sondern  sie  ist  erst  in  der  Kammer  der  Standesherren, 
in  welcher  der  Grossgrundbesitz  seine  Vertretung  hat,  in  das  Ge- 
setz hineingekommen,  und  Graner  bemerkt  dazu;  „leider  in  einer 
keineswegs  glücklichen  Fassung". 

G  r  B  n  e  r  spricht  sich  dahin  aus,  dass  die  ausserordentlichen  Flachen  abtriebe 
fast  immer  ein  Ersatz  für  die  entgehende  planmässige  Nutzung  seien,  und  es 
dürften  deshalb  seiner  Ansicht  nach  durch  Naturereignisse  verursachte,  ausser- 
ordentliche Nutzungen  nur  insoweit  steuerfrei  bleiben ,  als  dieselben  nicht  einen 
Ersatz  für  die  entgehende  planmässige  Nutzung  bilden.  An  einem  Beispiele 
führt  er  dann  aus,  wie  die  Württembergische  Bestimmung  zu  verbessern  sei 
In  einem  Reviere  des  Württembergischen  Schwarzwalds  fand  ein  ausserordent- 
licher Holzanfall  infolge  Sturmschadens  von'ä5ooa  Fm  statt  bei  einer  planmassigen 
Nutzung  von  150c»  Fm.  Der  gesetzlichen  Bestimmung  gemäss  mdsslcn  nun  die 
65000  Fm  steuerfrei  bleiben;  es  liege  aber  doch  —  so  sagt  Graner  —  in  der 
Natur  der  Sache,  von  diesen  65000  Fm  15000  Fm  als  planmässige  Nutzung  zur 
Einkommensteuer  heranzuziehen,  so  dass  nur  50000  Fm  als  dem  Stammkapital 
entnommen  steuerfrei  blieben. 

Graner  erkennt  zwar  das  Unrichtige  jener  Vorschrift,  aber  er  hat  sich 
doch  noch  nicht  dazu  durchgerungen,  die  volle  logische  Konsequenz  aus  seiner 
Erkenntnis  zu  ziehen.  Zunächst  drangt  sich  seiner  Auffassung  gegenüber  die 
Frage  aufr  Werden  die  dem  Stammkapital  entnommenen  50000  Fm  in  einer  ge- 

')  Bericht  über  die  V.  Hauptversammlung  des  Deutschen  Forstvereins  zu 
Eisenach;  S.  132  ff. 
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ordneten,  pfleglichen  Forstwirtschaft  nicht  auch  im  Laufe  der  nächsten  Jahre 
einen  Ersatz  fOr  ausfallende,  pjanmassig^  Nutzungen  bilden?  Um  den  gewählten 
Umtrieb  beibehalten  zu  können,  dürften  auch  diese  50000  Fm  in  den  kommenden 
Jahren  , eingespart'  werden,  vielleicht  in  der  Weise,  daas  10  Jahre  lang  statt 
15000  Fm  planmässiger  Nutzung  nur  loooo  Fm  anfallen.  Werden  dann  bestim- 
mungsgemSss  nur  loooo  Fm  versteuert,  so  hat  der  Waldbesitzer  die  Steuer  von 
5000x10  =  50000  Fm  plus  gemacht.  Das  ist  aber  durchaus  ungerecht,  denn  er 
hat  im  ganzen  nicht  weniger  genutzt,  als  wenn  der  Sturmschaden  nicht  er- 
folgt, und  die  ausserordentliche  Nutzung  von  65000  bezw.  5000a  Fm  nicht  ange- 
fallen wäre. 

Unseres  Erachtens  niQssen  in  der  jAusgleichungszeit"  —  a  —    -  -      Fm 

jährlich  mehr  als  die  wirkliche  Nutzung  versteuert  werden,  und  für  den  finan- 
ziellen Sehaden  infolge  der  Sturmkalamitat  hfltte  event.  ein  besonderer  Steuer- 
nachlass  einzutreten. 

Graner  wird  die  Logik  und  Richti^eit  dieser  weitergehenden  Folgerung 
nicht  bestreiten  kannen.  Geht  man  aber  schliesslich  in  dem  von  Graner  richtig 
angeworfenen  Gedankengang  noch  einen  Sehritt  weiter,  so  kommt  man  zur  kon- 
sequenten, vollständigen  Trennung  von  Stammvermögen  und  Rente  und  zur  Be- 
steuerung der  letzteren,  mit  anderen  Worten  zum  Fallenlassen  des  Grundsatzes 
der  Besteuerung  der  tatsächlichen  Bareinnahme. 

Letztere  geht  von  dem  Grundgedanken  aus,  dass  das  Holz  vorratskapital 
sowohl  beim  aussetzenden  wie  beim  jahrlichen  Betriebe  der  Waldwirtschaft 
werdendes  Produkt  ist,  und  dass  erst  bei  der  Nutzung  die  Produktion  ihr  Ende 
erreicht  und  das  Erzeugnis  zu  wirklichem  steuerbaren  „Einkommen*  wird.  Also 
der  Übergang  des  flüssig  gemachten  Naturalprodukts  zum  Verbrauche  oder  zur 
Kapitalisierung  wird  hier  als  ausschlaggebend  für  die  Zeit  der  Besteuerung  be- 
trachtet, und  es  entspricht  daher  diesem  Grundgedanken  bezw.  Grundsatze 
allein,  wenn  jede  Nutzung,  sei  sie  nun  planmässig  oder  nicht,  regelmässig  oder 
ausse rge wohn  1  ich ,  versteuert  wird,  denn  ihr  Wert  ist  „Einkommen"  und  war 
vorher  noch  nicht  Stamm  vermögen.  Einkommensquelle  ist  nach  dieser  Auf- 
fassung lediglich  der  Grund  und  Boden  und  nicht  der  Boden  plus  Holzvorrats- 
kapital. 

Wie  schon  oben  bei  der  Betrachtung  des  Einkommen begriffs  nach  der 
Preussischen  Einkommensteuer-Rechtsprechung  bemerkt;  Es  muss  entweder  der 
Grundsatz,  der  der  Preussischen  Einkommensteuergesetzgebung  in  erster  Linie 
zugrunde  liegt,  konsequent  durchgeführt  werden  —  wie  in  der  Sächsischen,  Badi- 
sehen  und  Hessischen  Einkommensteuergesetzgebung  — ,  oder  der  andere  Grund- 
satz, der  zwischen  Einkommensquelle  und  Einkommen  bezw.  Vermögen  und 
Rente  unterscheidet  und  zu  den  Einkommensquellen  der  Forstwirtschaft  auch 
das  Holzvorratskapital  rechnet.  Eine  Vermischung  der  beiden  Grundsätze 
führt  zur  Inkonsequenz  und  zu  Ungerechtigkeiten.  Sie  bedeutet  eine  vollkommene 
Verkennung  der  tatsächlichen,  eigenartigen  Verhältnisse  dieses  schwierigen  aber 
wichtigen  Gebietes  der  Forstpolitik  und  erscheint  deshalb  unhaltbar. 

3.  Etwas  weiter  entfernt  sich  von  der  konsequenten  Auffassung 
der  unter  i  genannten  Einkommensteuergesetze  das  Preussische 
Einkommensteuergesetz  in  seiner  neuesten  Fassung  auf  Grund  der 
Novelle  vom  19.  Juni  1906. 
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Dieses  Gesetz  unterscheidet  —  wie  im  IL  Kapital  bereits  aus- 
führlich erörtert  wurde  und  hier  nur  des  Vergleichs  und  des 
Zusammenhangs  halber  nochmals  erwähnt  sei  —  zwischen  regel- 
massigen und  aussergewöhnlichen  Abtrieben.  Die  Ergebnisse  der 
letzteren  sind  als  eine  Verminderung  des  Holzvorratskapitals  anzu- 
sehen und  bleiben  deshalb  einkommensteuerfrei,  jedoch  bei  „Wald- 
stücken, die  nicht  nach  einem  forstmässigen  Plane  bewirtschaftet 
werden",  d.  h.  mit  anderen  Worten  bei  Waldungen,  die  im  aus- 
setzenden Betriebe  stehen,  nur  insoweit  als  sie  in  einem  Jahre  sich 
auf  mehr  als  den  zehnten  Teil  des  Wertes  des  vorhandenen  Holzes 
erstrecken. 

Hier  wird  also  im  Gesetze  selbst  ein  Unterschied  zwischen  dem 
jährlichen  und  dem  aussetzenden  Betriebe  gemacht,  und  zwar  aus 
dem  Grunde,  weil  die  praktischen  Erfahrungen  mit  dem  unter  4  zu 
schildernden  Verfahren,  das  zuvor  in  Preussen  in  Anwendung  stand, 
gelehrt  hatten,  dass  der  Begriff  des  feststehenden  Holzbestands- 
kapitals beim  aussetzenden  Forstbetriebe  etwas  gar  zu  Unbestimm- 
tes sei  —  tatsächlich  gibt  es  ihn  hier  überhaupt  nicht!  — ,  und  dass 
es  deshalb  nötig  sei,  eine  feste  Grenze  zwischen  Rente  und  Kapital 
aufzurichten,  die  bei  den  Entscheidungen  über  das  steuerpflichtige 
Einkommen  als  Anhalt  zu  dienen  habe. 

Im  übrigen  sei  bezüglich  der  Preussischen  Vorschriften  über 
die  Berechnung  des  Einkommens  aus  Forsten  auf  die  Ausführungen 
im  II.  Kapitel  dieses  Abschnitts  verwiesen. 

4.  Am  weitesten  gediehen  ist  schliesslich  die  Vermengung  der 
Auffassung  von  der  werdenden  und  der  reifen  Frucht  mit  dem 
Grundsatze  der  Trennung  von  Vermögen  und  Einkommen  im 
Braunschweigischen  und  österreichischen  Einkommen- 
steuergesetze, welch'  beide  dem  Preussischen  Gesetze  von  1891 
nachgebildet  sind.  Die  Vorschriften  dieser  beiden  Staaten  stehen 
heute  noch  auf  dem  Standpunkte  des  1891er  Preussischen  Einkom- 
mensteuergesetzes, während  Preussen  selbst  die  Unhaltbarkeit  des 
vagen  Holzbestandskapital -Begriffs  beim  aussetzenden  Betriebe 
einsehend,  wieder  einen  kleinen  Schritt  rückwärts  nach  der  Auf- 
fassung des  Sächsischen  etc.  Gesetzes  zu  getan  hat. 

Die  Ausföhnings Vorschriften  zum  Braunschweigischen  Einkommen- 
steuergesetz vom  16.  April  1896  bestimmen  zu  §  13  fast  gleichlautend  mit  dem 

Art.  13  der  Preussischen  AusfOhrui^san Weisung  vom  -'  -t  ^'  ; 

.Ausser  Anrechnung  bleiben  die  Erträgnisse  aussergewöhnlicher ,  nicht  , 
innerhalb  der  regelmassigen  Nutzung  liegenden  Abtriebe,  welche  als  eine  Ver- 
minderung des  Holzbestandskapitals  anzusehen  sind." 


Diese  Vorschrift  steht  gleichwie  die  entsprechende  der  Preus- 
sischen  Ausführungsanweisung  unseres  Erachtens  im  Widerspruche 
mit  der  den  Reinertrag  aus  nicht  verpachteten,  landwirtschaftUch 
benutzen  Besitzungen  betreffenden  Bestimmung,  Als  Reinertrag 
gilt  nach  beiden  Vorschriften  tibereinstimmend  die  gesamte  Roh- 
einnahme der  massgebenden  Wirtschaftsperiode  nach  Abzug  der 
Bewirtschaftungskosten  unter  Berücksichtigung  des  bei 
Beginn  und  am  Schlüsse  derPeriode  vorhandenen  Be- 
standes an  Vorräten.  Würde  man  diese  durchaus  richtige 
Bestimmung  sinngemäss  auf  den  „Reinertrag"  der  Waldwirtschaft 
angewandt  haben,  so  würde  man  zur  Besteuerung  des  Wertszu- 
wachses des  Waldes  gelangt  sein,  denn  dieser  setzt  sich  —  wie  im 
11,  Kapitel  dieses  Abschnittes  nachgewiesen  —  aus  der  jährlichen 
Reineinnahme  und  aus  der  Holzvorratsmehrung  bezw.  Minde- 
rung zusammen. 

Das  Österreichische  Personal einkommensteuergesetz  vom  25.  Okt.  1896 
bestimmt  im  §  163  hinächtlich  des  Einkommens  aus  selbst  bewirtschaftetem  Grund- 
besitze folgendes: 

„Bei  selbstbewirtsehaftetem  Grundbesitze  ist  der  reine  Wirtschafts- 
ertrag der  aus  dem  gesamten  land-  und  forstwirschaltlichen  Betriebe  sowie  aus 
den  mit  dem  Grundbesitze  verbundenen,  nicht  erwerbssteuerpflichtigen  anderen 
Produktionszweigen  und  Rechten  (Fischerei-,  Jagdrecht  usw.)  tatsachlich  ge- 
wonnen wird,  als  Einkommen  anzusehen." 

Aus  dieser  Bestimmung  könnte  gefolgert  werden,  dass  das 
österreichische  Personaleinkommensteuergesetz  in  dieser  Frage 
ganz  auf  dem  Boden  des  Sächsischen  Einkommensteuergesetzes 
steht,  dass  es  also  einen  Unterschied  zwischen  regelmässigen  und 
aussergewöhnlichen  Abtrieben  bezw.  Holznutzungen  nicht  macht. 
Diese  Folgerung  entspricht  jedoch  nicht  der  wirklich  geübten 
Praxis,  insbesondere  den  Erkenntnissen  des  Österr.  Verwaltungs- 
gerichtshofs. 

V.  Bauer')  filhrt  hierzu  folgendes  ans: 

.Wenngleich  bei  selbstbewirtschaftetem  Forstbesitze  jeder  durch  Abtrieb 
der  Holzbestände  oder  durch  andere  Waldnutiungen  erzielte  Ertrag  grund- 
sätzlich als  steuerpflichtige  Einnahme  bezeichnet  wird,  so  ist  dennoch  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel  dann  gegeben,  wenn  bewiesen  ist,  dass  durch  den 
Abtrieb  kein  Wirtschaftsertrag  oder  nicht  bloss  ein  Wirtschaftsertrag  er- 
zielt worden  ist.  Bei  Abtrieben  ist  nämlich  zu  unterscheiden,  ob  sieh  dieselben 
als  Wirtschaftsertrag  oder  als  Veräusserung  der  Vermögenssubstanz,  d.  i.  der 
Einkommensquelle,  sohin  als  eine  Realisierung  des  Stammkapitals  darstellen." 

nVon  Ertragserzielung  kann  hingegen  nicht  die  Rede  sein, 

wetin  aber  den  Forstwirtschaft splan  hinaus  die  Abstockung  eines 
noch  nicht  schlagbaren  Waldes  eintritt.    So  hat  die  Abholzungeines  noch 

1)  a.  a.  O.  S.  13a  £f. 
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nicht  schlagbaren  Waldbestandes  behufs  Rodung  oder  die  Entnahme  noch  nicht 
schlagbarer  Holzbestände  infolge  von  Elementare reignissen,  wie  Windbrache, 
Schnee-  und  Lawinenstürze,  Waldinsckten  etc.,  die  Vernichtung  oder  wenigstens 
eine  wesentliche  Verminderung  der  künftigen  Ertragsföhigkeit  dieser  Einnahms- 
quelle zur  Folge,  ist  daher  eine  Realisierung  des  Stammkapitals,  eine  Vermögens- 
verausserung,  so  dass  bei  der  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  aus 
Forsten  die  Et^ebnisse  solcher  aussergewöhnlicher,  nicht  innerhalb  regelmassiger 
Nutzung  liegender  Abtriebe  ausser  Anschlag  zu  bleiben  haben."  (Zu  vgl.  Ent- 
scheidungen des  Verwaliungsgerichlshofs  in  der  Sammlung  von  Frhrn.  v.  Bud- 
winski,  Nr.  84  u.  1134.) 

Jn  dem  Erkenntnisse  B.  (Budwinski)  3355  wird  auch  der  Erlös  der  frei- 
willig zur  Erzielung  von  Einnahmen  behufs  Schuldentilgung  und  nicht  zur  Rodung 
vorgenommenen  Holzabstockung  von  Waldparzellen,  die  nicht  wieder  aufgeforstet 
werden,  als  steuerpflichtiges  Erträgnis  erklärt,  wiewohl  die  ObeiTviegende  An- 
zahl der  verkauften  Stämme  nocht  nicht  volle  Schlagreif  hell  hatte,  weil  es  dem 
Grundbesitzer  nicht  verwehrt  werden  kann,  die  Nutzung  seines  Waldes  zu  einem 
beliebigen  Zeitpunkte  auszuüben,  sobald  nur  hierdurch  den  Vorschriften  des  Forst- 
gesetzes nicht  entgegengehandelt  wird". 

Dieses  Erkenntnis  steht  unseres  Erachtens  in  gewissem  Widerspruche  zu 
dem  Inhalte  der  oben  angefahrten. 

Die  Würdigung  dieser  verschiedenen  Verfahren  ist  zum  gröss- 
ten  Teile  schon  in  dem  über  das  Einkommen  aus  der  Waldwirt- 
schaft Gesagten  enthalten.  Wir  können  daher  auf  unsere  dortigen 
Ausführungen  verweisen  und  uns  hier  mehr  auf  die  Darstellung 
der  Folgen  jener  Auffassungen  gegenüber  der  richtigen  beschränken. 
Die  Untersuchung  wird  am  zweckmässigsten  getrennt  nach  dem 
jährlichen  Nachhalt-  und  dem  aussetzenden  Betriebe. 

A.  Jährlicher  Nachhalt-Betrieb. 
Von  vornherein  muss  hier  bemerkt  werden,  dass  eine  ganz 
genaue  Trennung  von  Kapital  und  Rente  bezw,  von  Vermögen  und 
Einkommen  infolge  der  Eigenart  des  forstlichen  Haupterzeugnisses, 
des  Holzes,  nicht  möglich  ist.  Es  muss  daher  vorerst  genügen, 
wenn  man  sich  dem  richtigen  Resultate  möglichst  nähert;  man  muss 
bei  dem  heutigen  Stande  der  Forstwissenschaft  sich  mit  Näherungs- 
werten zufrieden  geben.  Leicht  erkennbare  Anhaltspunkte  sind  zu 
suchen,  auf  Grund  welcher  die  Steuerbehörden  imstande  sind, 
die  Selbsteinschätzungen  des  Einkommens  aus  Waldungen  nach- 
zuprüfen oder  letzteres  selbst  zu  berechnen.  Es  unterliegt  für  uns 
aber  keinem  Zweifel,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete  die  Steuer- 
technik mit  dem  Fortschreiten  der  forstlichen  Wissenschaft  und 
mit  der  weiteren  Ausbreitung  der  kaufmännischen  Buchführung 
mehr  und  mehr  dem  richtigen  Prinzipe  der  forstlichen  Einkommens- 
berechnung, der  Ermittelung  des  wirklichen,  reinen  Jahreswerts- 
zuwachses des  Waldes,  zum  Durchbruch  in  der  Praxis  verhelfen  wird. 


Die  kaufmännische  Buchführung  mit  jährlicher  Inventur  und 
Bilanz  fordert  eine  scharfe  Trennung  zwischen  dem  zu  Anfang  des 
Betriebsjahres  vorhandenen  Vermögen  und  dem  im  Laufe  des 
Jahres  durch  die  wirtschafthche  Betätigung  erfolgenden  Vermögens- 
zuwachse und  je  mehr  sie  zur  Herrschaft  auch  in  anderen  als 
Handels-  und  Gewerbebetrieben ,  also  z,  B.  in  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Betrieben,  gelangt,  desto  selbstverständlicher  wird  die 
Besteuerung  des  forstlichen  Einkommens  auf  der  Grundlage  des 
Jahreswertszuwachses  uns  erscheinen. 

Betrachten  wir  nun  die  heute  zumeist  noch  übhchen  Methoden 
der  forstlichen  Einkommensberechnung,  wie  sie  oben  kurz  skizziert 
wurden,  so  kann  allgemein  gesagt  werden,  dass  sie  nur  in  dem 
höchst  selten  vorkommenden  Falle  das  Einkommen,  d.  h.  den  reinen 
Jahreswertszuwachs,  ermitteln,  in  welchem  die  wirkliche  Jahres- 
nutzung dem  jährlichen  Wertszuwachse  gleich  ist. 

Bei  Waldungen,  welche  im  jährlichen  Nachhaltsbetriebe  auf 
Grund  eines  periodisch  aufzustellenden  Betriebsplanes  bewirtschaftet 
werden,  bildet  unter  normalen  Verhältnissen,  die  aber  nur  ganz 
ausnahmsweise  vorhanden  sind,  der  Wert  des  festgesetzten  nor- 
malen Hiebssatzes,  bestehend  im  Abtriebsertrage  des  hiebsreifen 
u-jährigen  Bestands,  und  in  den  Zwischennutzungsertragen,  ver- 
mehrt um  die  Nebennutzungsertrage,  die  richtige  Grundlage  für 
die  Bemessung  des  Jahreseinkommens  aus  dem  betr.  Walde,  Der 
normale  Hiebssatz  vereinigt  nämlich  hier  die  Jahreszuwachsleistungen 
sämtlicher  Einzeibestände  in  sich,  er  stellt  den  Gesamtjahreswerts- 
zuwachs  in  veränderter  Form  dar,  und  aus  diesem  Grunde  kann 
der  Reinerlös  der  Wirtschaft  an  Stelle  des  wirklichen  Reingewinnes 
oder  der  wirklichen  Waldrente  in  die  Rechnung  eingesetzt  werden. 
In  diesem  Falle  geben  sämtliche  vier  oben  genannten  Verfahren 
das  Einkommen  aus  dem  forstlichen  Betriebe  richtig  an. 

Sind  die  Wald  Verhältnisse  dagegen  abnorm,  so  muss  zwischen 
dem  Jahres-Erlös  bezw.  der  Jahresnutzung  und  der  richtig  ermit- 
telten Waldrente  (Wertszuwachs)  scharf  unterschieden  werden.  Ist 
der  planmässige  Hiebssatz  gleich  der  Waldrente,  und  wird  auch 
auf  Grund  desselben  ge wirtschaftet,  so  kann  auch  dann  der  wirk- 
liche Jahreserlös  als  Einkommen  angesehen  werden.  In  allen 
anderen  Fällen  ist  dies  aber  unstatthaft, 

Findet  eine  Mehmutzung  über  die  festgestellte  Waldrente 
hinaus  —  sei  es  nun  planmässig  oder  unter  Abweichung  vom  Be- 
triebsplane —  statt,  so  erfolgt  in  deren  Höhe  eine  Minderung  bezw. 
Aufzehrung  des  Waldkapitals,  und  eine  solche  Einnahme  des  Wald- 


Oesitzers  darf  von  der  Einkommensteuer  nicht  getroffen  werden, 
denn  sie  bildet  kein  Einkommen  im  streng  wissenschaftlichen  Sinne, 
sondern  es  handelt  sich  hier  um  die  Flüssigmachung  von  bereits 
zu  Beginn  des  Betriebsjahres  vorhandenem  Waldvermögen.  Soll 
daher  nur  die  Waldrente  von  der  Steuer  erfasst  werden,  so  muss 
eine  Trennung  von  Wertszuwachs  und  Mehrnutzung  stattfinden. 

Fasst  man  dagegen  nicht  den  Wertszuwachs  des  Waldes, 
sondern  die  wirkhche  Nutzung  als  Einkommen  aus  dem  Walde 
auf,  wie  z.  B.  Endres  und  die  meisten  heutigen  Einkommensteuer- 
gesetze, dann  müssen  samtliche  Einnahmen  aus  dem  Walde  ohne 
jegliche  Ausnahme  —  nicht  mehr  und  nicht  weniger  —  von  der 
Einkommensteuer  getroff'en  werden,  denn  sie  bilden  nach  dieser 
Auffassung  die  Frucht  des  Bodens,  d.  h.  Einkommen  und  eine 
Trennung  von  Holzbestandskapital  und  Rente  ist  hier  nicht  am 
Platze.  Diejenigen  Einkommensteuergesetze,  welche  zwischen 
regelmässigen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  oder  Abtriebs- 
erträgen nicht  unterscheiden,  verfahren  daher  allein  nach  dieser 
Auffassung  richtig  und  konsequent. 

Endres  unterscheidet  bei  der  Mehrnutzung  zwei  Fälle.  Für 
gewöhnlich  hält  er  die  Mehrnutzung  für  Kapitalnutzung,  die  steuer- 
frei zu  bleiben  hat.  Erstreckt  sich  dagegen  die  Mehrnutzung  auf 
Holz,  welches  nach  dem  Betriebsplane  schon  früher  hätte  genutzt 
werden  können,  aber  absichtlich  aufgespart  wurde,  so  soll  die 
Mehrnutzung  als  Rente  oder  Einkommen  anzusehen  und  zu  be- 
steuern sein. 

Es  wirft  sich  bei  einer  solchen  Regelung  unwillkürlich  die 
Frage  auf:  Wer  stellt  fest,  ob  es  sich  um  eine  wirkliche  Kapital- 
nutzung oder  um  eine  vielleicht  vor  vielen  Jahren  erfolgte  Ein- 
sparung handelt? 

Wird  andererseits  in  einem  Walde  weniger  als  die  festgestellte 
Rente  des  Waldes  genutzt  —  sei  es  planmässig  oder  unter  Ab- 
weichung vom  Jahreshiebssatze  — ,  und  zwar  entweder  zu  dem 
Zwecke  der  Erhöhung  des  Waldkapitals  bezw.  der  Umtriebszeit 
oder  um  für  spätere  Jahre  die  Einsparung  zu  reservieren,  dann 
findet  eine  Vermögensmehrung  gegenüber  dem  zu  Beginn  des  Be- 
triebsjahres vorhandenen  Waldvermögen  statt,  es  wird  „Einkom- 
men" im  wissenschaftlichen  und  unseres  Erachtens  auch  im  steuer- 
rechtlichen Sinne  eingespart,  d.  h.  nicht  in  Geld  umgesetzt,  sondern 
in  Form  von  Holz  kapitalisiert,  und  deshalb  sollte  der  Wald- 
besitzer nicht  nur  mit  dem  Werte  der  wirklichen  Jahresnutzung, 
sondern  ausserdem  auch  noch  mit  dem  im  Walde  belassenen  Be- 
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trage,  insgesamt  also  mit  dem  Waldvermögenszuwachse,  zur  Ein- 
kommensteuer herangezogen  werden.  Denn  aus  welchem  Grunde, 
so  darf  man  fragen ,  sollte  der  Staat  als  Steuerempfänger  die 
Verpflichtung  haben,  diesen  Teil  des  Einkommens  des  Waldbesitzers 
steuerfrei  zu  lassen?  Wenn  dieser  es  aus  irgend  welchem  Grunde 
für  zweckmässig  hält,  sein  Waldkapital  zu  erhöhen,  so  ist  das  seine 
Sache!  Der  Staat  hat  nicht  die  Verpflichtung,  bei  der  Besteuerung 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen;  er  hat  vielmehr  das  Recht,  das  volle, 
wirkliche  Einkommen  des  Waldbesitzers  aus  seinem  Walde,  also  den 
Jahres  Wertszuwachs  oder  die  Waldrente,  zu  besteuern.  Der  betr. 
Steuerbetrag  steht  ihm  steuerrechtlich  zu. 

E  n  d  r  e  s  will  diese  Vorrats-  und  Vermögens-Einspaning,  seinem 
ganzen  Besteuerungssystem  entsprechend,  erst  dann  zur  Einkommen- 
steuer herangezogen  wissen,  wenn  sie  wirklich  genutzt  wird.  Er 
sagt  ausdrücklich  (a.  a.  O.  S.  789):  „Auf  eine  Prüfung,  ob  der  Etat 
der  Grösse  des  Holzvorratskapitals  entspricht,  kann  die  Steuer- 
behörde verzichten,  indem  sie  den  Willen  und  den  guten  Glauben 
des  Waldbesitzers  respektiert."  Es  wäre  allerdings  schön,  wenn 
die  Steuerbehörden  sich  die  Veranlagung  des  Einkommens  so 
leicht  machen  könnten ,  wenn  sie  die  Selbsteinschätzungen  der 
Steuerpflichtigen  überhaupt  nicht  nachzuprüfen  brauchten,  wenn  sie 
vielmehr  allgemein  den  guten  Glauben  und  den  Willen  der  Steuer- 
pflichtigen respektieren  könnten.  Aber  soweit  sind  wir  heute  in 
Steuerangelegenheiten  leider  noch  nicht,  und  es  erscheint  auch 
zweifelhaft,  ob  wir  jemals  so  weit  kommen  werden.  Es  wäre  dies 
allerdings  ein  idealer  Zustand! 

Wir  halteü  dieses  Verfahren  nicht  für  richtig,  und  es  stimmt 
auch  keineswegs  überein  mit  der  sonstigen  Praxis  der  Steuerbe- 
hörden, die  jederzeit  berechtigt  sind,  sich  die  Bilanzen  gewerb- 
licher und  industrieller  Betriebe  zur  Einsicht  vorlegen  zu  lassen. 
Eine  Erhöhung  des  Betriebskapitals,  ähnlich  derjenigen,  welche 
durch  Nichtnutzung  eines  Teils  der  Waldrente  entsteht,  gilt  aber 
bei  Handel-  und  Gewerbetreibenden  als  Einkommen.  Warum  also 
beim  Waldbesitzer  eine  Ausnahme  machen  und  ihn  zum  Nachteile 
anderer  Steuerzahler  glimpflicher  behandeln?  Wir  sind  der  An- 
sicht, man  solle  auch  im  Falle  einer  Mindernutzung  gegenüber  der 
wirklichen  Waldrente  die  dem  Waldkapitale  tatsächlich  entsprechende 
Rente  besteuern  und  nicht  die  von  Zufällen  und  ganz  vom  Be- 
lieben des  Waldbesitzers  abhängige,  wirkliche  Einnahme  bezw, 
den  Wert  des  Hiebssatzes.  Wird  die  Einsparung  nach  einer  Reihe 
von  Jahren,  entweder  auf  einmal  oder  auf  mehrere  Jahre  verteilt, 
nachgenutzt,   dann  soll  die  betr.  Mehrnutzung  allerdings  gewisser- 
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massen  nachversteuert  werden.  Der  Fehler  soll  also  später 
wieder  gut  gemacht  werden.  Allein  der  Staat  verliert  dabei  trotz- 
dem, nämlich  die  Zinsen  des  früher  fälligen  Steuerbetrags.  Warum 
also  die  betr.  Summe  nicht  zur  Zeit  ihrerEntstehung  besteuern,  warum 
erst  bei  ihrer  Flüssigmachung  in  ferner  Zeit?  Wird  dagegen  die 
Mindernutzung  zur  dauernden  Vermehrung  des  Waldkapitals  und 
zur  Erhöhung  der  Umtriebszeit  benutzt,  dann  bleibt  dieser  Ver- 
mOgenszuwachs,  der  doch  einmal  Einkommen  war,  gänzlich  un- 
besteuert,  lediglich  seine  Renten  werden  in  dem  späteren,  höheren 
Hiebssatze  zur  Steuer  herangezogen.  Dabei  kommt  aber  der 
Staat  entschieden  zu  kurz. 

Zu  den  aussergewöhnlichen  und  nach  einigen  Einkommen- 
steuergesetzen (Preussen,  Braunschweig,  Österreich,  Württemberg) 
nicht  steuerpflichtigen  Einnahmen')  gehören  auch  die  durch  Naturer- 
eignisse (Wind,  Schnee,  Insekten,  Feuer  usw.),  also  gegen  den  Willen 
des  Waldbesitzers  und  zum  Schaden  desselben,  veranlassten  Holz- 
oder Waldnutzungen,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  sie  steuerpoli- 
tisch sowohl  beim  Nachhalts-  wie  beim  aussetzenden  Betriebe  als  eine 
Verminderung  des  Stamm  Vermögens  oder  der  Einkommensquelle 
(des  Holzbestandskapitals)  anzusehen  seien.  Zunächst  muss  hierzu 
bemerkt  werden,  dass  nicht  jede  derartige  aussergewöhnliche 
Nutzung  eine  Verminderung  des  Waldvermögens  zur  Folge  hat, 
denn  sehr  häufig  ist  die  betr.  Nutzung  nicht  grösser  als  der  Jahres- 
hiebssatz bezw.  der  jährhche  Zuwachs,  und  wenn  die  Kalamität  vor 
dem  Beginn  der  Jahresföllungen  erfolgte,  dann  ist  die  Wirtschaft 
in  der  Lage,  durch  entsprechende  Einschränkung  der  regelmässigen 
Holzfällungen  eine  Verminderung  des  Waldkapitals  zu  verhüten. 
Für  diesen  Fall  würde  sonach  die  Steuerfreiheit  des  Werts  der 
aussergewöhnlichen  Nutzung  ohne  Zweifel  ungerecht  sein. 

Aber  auch  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  solche  Nutzung 
tatsächlich  eine  Verminderung  des  Waldvermögens  im  Gefolge 
haben,  erweckt  die  Steuerfreiheit  von  Einnahmen  aus  ausserge- 
wöhnlichen, d.  h.  nicht  planmässigen  Nutzungen  des  Nachhaltbe- 
triebes schwere  Bedenken,  wenn  man  die  Besteuerung  des  Werts- 
zuwachses als  unrichtig  verwirft  und  sich  an  die  wirklichen  Erlöse 
aus  Waldnutzungen  hält.  Gerade  diese  Steuerfreiheit  weist  uns 
bei  näherer  Betrachtung  sehr  deutlich  auf  die  Unrichtigkeit  und 
Ungerechtigkeit  des  fraglichen  Verfahrens  hin. 

1}  Endres  spricht  a.  a.  O.  S.  791  vom  „Einkommen"  aus  solchen  Holz- 
nutzungen. —  Nach  seiner  AuiTassung  vom  Einkommen  dürfte  aber  wohl  besser 
der  Ausdruck  „Einnahme'  an  die  Stelle  von  „Einkommen"  zu  treten  haben, 
denn  eine  Verminderung  der  Einkommensquelle  hat  kein  Einkommen  zur  Folge, 
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Gesetzt  den  Fall,  infolge  einer  Insektenkalamität,  also  gegen 
den  Willen  des  Waldbesitzers,  oder  auch  nach  freiem  Ermessen  des 
—  geldbedürftigen  —  Waldbesitzers  finde  eine  „aussergewöhnliche" 
Holznutzung  in  betrachtlicher  Höhe  statt,  und  einen  Vorratsüber- 
schuss  habe  der  betr.  Waldkomplex  —  Wirtschaftseinheit  —  gegen- 
über der  dem  Betriebe  zugrunde  liegenden  Umtriebszeit  nicht 
aufzuweisen.  Der  Waldbesitzer  bleibt  dann  nach  den  Bestimmun- 
gen der  betr.  Einkommensteuergesetze  für  diese  Übernutzung  ein- 
kommensteuerfrei, und  bei  pfleglicher,  konservativer  Wirtschaft 
wird  er,  um  den  eingeführten  und  für  zweckmässig  erachteten 
Umtrieb  einhalten  zu  können,  sich  veranlasst  sehen,  allmählich  das 
Holzvorratskapital  wieder  auf  die  der  gewählten  Umtriebszeit  ent- 
sprechende Höhe  zu  bringen,  d.  h.  er  wird  eine  Reihe  von  Jahren 
weniger  als  den  vorgeschriebenen  Hiebssatz  oder  als  den  jähr- 
lichen Zuwachs  des  Waldes  nutzen  müssen,  er  wird  die  Mehr- 
nutzung nach  und  nach  wieder  einsparen,  Nehmen  wir  der 
Einfachheit  halber  an,  es  erfolge  diese  Einsparung  durch  gänzliche 
Einstellung  der  Hiebe  bis  zur  Wiederherstellung  des  vor  dem 
Eintritte  der  Kalamität  etc.  vorhandenen  Holzvorrats  bezw.  Wald- 
kapitals. 

Es  lassen  sich  nun  bei  dieser  Sachlage  drei  Hauptfälle  unter- 
scheiden : 

I.  Fall.  Vorausgesetzt,  dass  der  Waldbesitzer  den  aus  der 
Mehrnutzung  ihm  zugeflossenen  Erlös  in  dem  betr.  Jahre  ver- 
braucht hat,  so  wird  er  innerhalb  der  Übergangs-  oder  Ausglei- 
chungszeit —  Zeit  der  Wiederherstellung  des  vorher  dagewesenen 
Holzvorratskapitals  —  nicht  nach  dem  jährlichen  Wertszuwachse 
des  Waldes  besteuert,  sondern  überhaupt  nicht  für  seinen  Wald- 
besitz. Er  bleibt  so  lange  einkommensteuerfrei,  bis  das  Waldkapital 
wieder  auf  die  frühere  Höhe  gebracht  ist,  d.  h.  er  spart  die  Steuer 
vom  Gesamtbetrage  der  ausserge wohnlichen  Nutzung,  Das  Resultat 
dieses  Verfahrens  ist  daher  das,  dass  der  Waldbesitzer,  nachdem 
er  die  Mehrnutzung,  die  steuerfrei  geblieben  ist,  durch  Einsparungen 
wieder  ausgeglichen  hat,  x  Jahre  lang  gar  keine  Einkommensteuer 
für  seinen  Waldhesitz  und  für  das  vorausgenutzte  Einkommen 
aus  der  Mehmutzung  bezahlt  hat,  also  bedeutend  weniger  als  er 
sonst,  d.  h.  bei  regelmässigem  Nutzungsgange,  bezahlt  haben  würde, 
obwohl  er  in  Summe  die  gleichen  Beträge  aus  dem  Walde  gezogen 
hat,  und  obwohl  er  am  Ende  der  Ausgleichungszeit  wieder  das 
gleiche  Waldkapital  wie  früher  besitzt.  Nach  unserem  Vorschlage 
würde  dagegen  der  Waldbesitzer  nach  wie  vor  den  Wertszuwachs 
des  Waldes  zu    versteuern    haben,   der  in  der  Ausgleichungszeit 
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wohl  etwas  geringer  sein  kann,  aber  bis  zum  Ende  dieses  Zeit- 
raums wieder  auf  die  alte.  Höhe  gestiegen  sein  wird.  Die  ent- 
sprechende zeitweise  Minderung  der  Einkommensteuer  erscheint 
durch  das  Sinken  des  Wertszuwachses,  veranlasst  durch  die 
Nutzung  und  den  Verbrauch  von  Einkommensquelle,  gerechtfertigt. 

IL  Fall.  Der  Erlös  aus  der  Mehrnutzung  wird  vom  Wald- 
besitzer in  dem  Jahre  des  Anfalls  nicht  verbraucht,  sondern  in 
irgend  einer  Weise  werbend  angelegt  und  bleibt  in  der  gleichen 
Höhe  als  Vermögensteil  bestehen.  In  diesem  Falle  würde  bei 
Steuerfreiheit  der  aussergewöhnlichen  Nutzungen  nur  der  Zins  des 
Erlöses  aus  der  Mehrnutzung  versteuert  werden,  der  Wald  würde 
dagegen,  weil  er  in  der  Ausgleichungszeit  keine  Nutzung  gewährt, 
einkommensteuerfrei  bleiben.  Nach  Beendigung  der  Übergangszeit 
würde  jedoch  der  Steuerbetrag  plötzlich  wieder  sehr  stark  steigen, 
nämlich  auf  die  Steuer  von  der  Waldrente  bezw.  vom  Werte  des 
planmässigen  Hiebssatzes,  der  nunmehr  wieder  bezogen  wird,  ver- 
mehrt um  die  Steuer  vom  Zins  der  kapitalisierten  Mehrnutzung. 
Diese  Art  der  Besteuerung  kann  aber  zweifellos  nicht  als  gerecht 
bezeichnet  werden,  denn,  obwohl  am  Ende  der  Ausgleichungszeit 
der  Waldbesitzer  um  den  Wert  der  aussergewöhnlichen  Mehr- 
nutzung reicher  ist  als  vor  dem  Eintritte  des  Überhiebs,  und  obwohl 
er  ferner  in  Summe  während  der  ganzen  Zeit  nicht  weniger  aus 
seinem  Walde  bezogen  hat,  als  bei  durchaus  normalem  Gange  der 
Nutzung  und  der  Wirtschaft  (dies  trifft  für  durch  Kalamitäten  ver- 
ursachte Übemutzungen  in  Wirklichkeit  nur  annähernd,  nicht 
genau  zu!),  versteuert  er  trotzdem  innerhalb  der  Ausgleichungszeit 
x-mal  den  Wertszuwachs  des  Waldes,  im  ganzen  den  Wert  der 
aussergewöhnlichen  Mehrnutzung,  zu  wenig.  Nach  unserem  Vor- 
schlage dagegen  würde  der  Waldbesitzer  zu  versteuern  haben : 
zu  Beginn  der  Ausgleichungszeit  die  vielleicht  etwas  zurückge- 
gangene Waldrente,  d.  h.  den  Wertszuwachs,  vermehrt  um  die 
Zinsen  der  Mehrnutzung,  im  ganzen  nicht  weniger  als  die  frühere 
Waldrente  oder  den  Wert  des  regulären  Hiebssafzes,  am  Ende 
der  Übergangszeit  aber  die  frühere  (normale)  Waldrente,  vermehrt 
um  die  Zinsen  des  durch  die  ganze  Manipulation  eingesparten  Ver- 
mögensteils in  Höhe  des  Erlöses  aus  der  Mehrnutzung. 

III.  Fall.  Der  Waldbesitzer  legt  den  Erlös  aus  der  Mehr- 
nutzung zwar  werbend  an,  er  erhält  dieses  Anlagekapital  jedoch 
während  der  Ausgleichungszeit  nicht  auf  der  gleichen  Höhe,  son- 
dern braucht  es  allmählich  auf,  um  Ersatz  zu  haben  für  die  zeitweise 
gänzliche  Einstellung  der  Nutzungen  in  seinem  Walde.    In  diesem 


Falle  spart  also  weder  der  Besitzer  den  Betrag  der  Mehrnutzung 
in  dem  Jahre  des  Anfalls,  um  ihn  fernerhin  unangetastet  zu  lassen, 
noch  verbraucht  er  ihn  alsbald,  um  ihn  dann  wieder  innerhalb  der 
Ausgleichungszeit  einzusparen.  Sein  Gesamt-Kapital  — Waldkapital 
+  kapitalisierter  Erlös  aus  der  Mehrnutzung  —  bleibt  aber  Jahr  für 
Jahr  auf  der  gleichen  Höhe;  in  dem  Masse  wie  das  Waldkapital 
infolge  der  Einsparungen  zunimmt,  wird  der  Erlös  der  Mehrnutzung 
aufgebraucht.  Der  Waldbesitzer  nutzt  infolgedessen  auch  fort- 
gesetzt die  frühere  (Normal-)  Waldrente,  wenn  auch  in  einer  gegen 
früher  veränderten  Form. 

Nach  den  Bestimmungen  der  genannten  Einkommensteuer- 
gesetze und  den  Ansichten  von  Fuisting  und  Endres  würde 
nun  der  Waldbesitzer  bei  dieser  Sachlage  während  der  Aus- 
gleichungszeit zu  versteuern  haben:  am  Anfang  dieses  Zeitraumes 
die  Zinsen  des  Erlöses  aus  der  gesamten  Mehrnutzung  und  für's 
letzte  Jahr  der  Übergangszeit  nur  noch  den  winzigen  Betrag  der 
Zinsen  des  letzten  Restes  des  allmählich  aufgebrauchten  Wertes 
der  Mehrnutzung,  obwohl  er  während  der  ganzen  Ausgleichung- 
zeit aus  dem  kapitalisierten  Erlöse  der  Mehrnutzung  jährlich  einen 
Betrag  in  Höhe  der  .früheren  Waldrente  bezogen  hat,  und  obwohl 
sein  Waldkapitalvermögen,  die  Einkommensquelle,  nach  Beendigung 
der  Ausgleichungszeit  ebenso  gross  ist  wie  vor  dem  Eintritt  der 
ausserge  wohn  liehen  Holznutzung,  also  keine  dauernde  Verminde- 
rung erfahren  hat.  -Der  kapitalisierte  Erlös  aus  der  Mehrnutzung 
ist  in  der  Übergangszeit  als  Einkommensquelle  betrachtet  worden 
und  infolgedessen  nur  mit  dem  Erträgnisse,  dem  Zins  desselben 
zur  Steuer  herangezogen  worden,  während  die  vom  Erlöse  der 
Mehrnutzung  alljährlich  entnommenen,  der  Waldrente  gleichen 
Beträge  als  Einkommen,  d.  h.  in  ihrer  ganzen  Höhe,  zur  Einkom- 
mensteuer heranzuziehen  gewissen  wären,  denn  tatsächlich  hat  ja 
der  Waldbesitzer  den  beim  Anfall  steuerfrei  gebliebenen  Erlös  aus 
der  Mehmutzung  allmählich  zur  Befriedigung  von  Bedürfnissen  und 
als  Ersatz  für  die  eingestellten  Waldnutzungen  herangezogen  und 
verbraucht,  er  hat  den  Betrag  der  früheren  Waldrente  während 
der  ganzen  Übergangszeit  ebenso  bezogen  wie  vor  dem  Eintritte 
der  aussergewöhnlichen  Nutzung,  Statt  dessen  springt  bei  jenem 
Verfahren  —  nach  der  zu  zahlenden  Einkommensteuer  gemessen  — 
das  „Einkommen"  plötzlich  von  einem  ganz  geringen  Betrage 
(Zins  des  letzten  Restes  der  Mehrnutzung!)  auf  die  Höhe  der 
wiederhergestellten  Normal-Waldrente. 

Nach  unserem  Vorschlage  wird  dagegen  der  Waldbesitzer 
in  der  Ausgletchungszeit  mit   dem  etwas  verminderten,  aber  all- 
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mählich  wieder  ansteigenden  Wertszuwachse  des  Waldes  +  den 
Zinsen  aus  dem  Erlöse  der  allmählich  aufgebraucht  werdenden  Mehr- 
nutzung zur  Einkommensteuer  herangezogen,  in  Summe  mit  dem 
Betrage  der  früheren  Waldrente,  d,  h.  mit  dem  normalen  Jahres- 
wertszuwachse des  Waldes. 

Wir  sehen  also:  Bei  dem  Verfahren  der  betr.  Einkommen- 
steuergesetze, nach  welchem  aussergewöhnliche  Nutzungen  steuer- 
frei blieben,  können  die  grössten  Ungerechtigkeiten  und  ganz  un- 
begründete Sprünge  in  den  Besteuerungsverhältnissen  vorkommen, 
bei  der  Besteuerung  des  Wertszuwachses  dagegen  entspricht  der 
Gang  der  Besteuerung  ganz  dem  Verlaufe  des  wirklichen  Einkom- 
mens im  wissenschaftlich  richtigen  Sinne,  Bei  vorkommenden 
Veränderungen  in  den  Einkommensverhältnissen  des  Waldbesitzers 
sind  die  Übergänge  ganz  allmählich,  wie  dies  in  der  Natur  der 
Sache  liegt. 

Bei  Steuerfreiheil  der  aussergewöhnlichen  Holznutzungen  — 
mögen  diese  nun  durch  Naturereignisse  oder  durch  freie  Ent- 
schliessung  des  Waldbesitzers  veranlasst  worden  sein  —  kann  die 
Einkommen-Besteuerung  des  Waldbesitzes  fast  vollkommen  um- 
gangen werden,  wenn  der  Besitzer  des  Waldes  eine  beträchtlich 
über  den  festgestellten  Hiebssatz  hinausgehende,  aussergewöhnliche 
Holznutzung  vornimmt,  in  den  darauf  folgenden  Jahren  die  Hiebe 
ganz  einstellt,  um  den  Überhieb  einzusparen  und  das  Holzvorrats- 
kapital wieder  auf  die  alte  Höhe  zu  bringen,  und,  nachdem  dies 
geschehen,  alsbald  oder  nach  Verlauf  von  einigen  wenigen  Jahren, 
in  welchen  der  normale  Hiebssatz  genutzt  wird,  dieselbe  steuerbe- 
freiende Manipulation  von  neuem  vornimmt. 

Solche  Umgehungen  der  Absicht  des  Steuergesetzgebers  müssen 
aber  bei  einem  richtigen  und  gerechten  Besteuerungssysteme  unbe- 
dingt ausgeschlossen  sein. 

B.  Aussetzender  Betrieb, 

Bei  der  Einkommen-Besteuerung  hat  als  oberster  Grundsatz 
zu  gelten:  die  scharfe  Trennung  zwischen  dem  Vermögen,  das  bei 
Beginn  des  Steuerjahres  vorhanden  ist,  und  dem  JahresEinkommen, 
zwischen  Kapital  und  Rente  oder  zwischen  der  Einkommens-  oder 
Ertragsquelle  und  ihrem  Jahres-Ertrage. 

Wie  verhält  es  sich  nun  mit  dieser  Scheidung  beim  aussetzen- 
den Forstbetriebe? 

Hier  liegen  die  Verhältnisse,  oberflächlich  betrachtet,  etwas 
anders  als  beim  jährlichen  Nachhaltsbetriebe;    die  Sache  gestaltet 
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sich  anscheinends  noch  verwickelter  und  schwieriger.  Geht  man 
ihr  jedoch  auf  den  Grund,  so  bietet  auch  der  aussetzende  Betrieb 
keine  grösseren  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Trennung  von 
Vermögen  und  Rente  als  der  jährliche  Nachhaltsbetrieb,  Und  das 
entspricht  auch  ganz  der  Natur  der  Sache,  denn  der  jährliche 
Nachhaltswald  ist  ja  doch  nichts  anderes  als  eine  Summe  von  Be- 
ständen, von  denen  jeder  einzelne  im  aussetzenden  Betriebe  bewirt- 
schaftet wird. 

Ein  normales,  sich  gleich  bleibendes  Holzbestands-  oder  Holz- 
vorratskapital gibt  es  beim  aussetzenden  Betriebe  nicht;  aber,  wie 
wir  gesehen  haben,  ist  ein  solches  auch  beim  jährlichen  Nachhalts- 
betriebe nur  höchst  ausnahmsweise  vorhanden,  weil  wir  ganz  nor- 
male Waldwirtschaftsganze  nicht  oder  nur  ganz  vereinzelt  haben. 
Wie  es  aber  beim  abnormen  jährlichen  Nachhaltsbetriebe  ein  aller- 
dings nicht  gleich  bleibendes,  sondern  periodisch  oder  jährlich 
wechselndes  Holzbestandskapital  gibt,  das  Rente  oder  Einkommen 
abwirft,  so  kann  man  auch  beim  aussetzenden  Betriebe  von  einem 
zu  Beginn  des  Betriebsjahres  vorhandenen  Holzbestandskapital  und 
von  dessen  Jahresrente  sprechen.  Auch  das  Holzbestandskapital 
des  aussetzenden  Betriebes  muss  sich  genügend  verzinsen,  sonst 
hat  es  seine  weitere  Existenzberechtigung  verwirkt;  es  muss  dann 
in  flüssiges  Geld  umgesetzt  werden.  Der  Zins  des  Holzbestands- 
kapitals aber,  vermehrt  um  die  Bodenrente,  d.  h,  die  Waldrente 
oder  der  Jahreswertszuwachs,  ist  auch  hier,  gerade  so  wie  beim 
jährlichen  Nachhaltbetriebe ,  die  Grösse ,  welche  von  der  Ein- 
kommensteuer zu  treffen  ist;  denn  die  Waldrente  stellt  das  wirk- 
liche, reine  Einkommen  des  Waldes  in  dem  betr.  Betriebsjahre  dar. 
Das  jeweilige  Holzbestandskapital  des  aussetzenden  Forstbetriebes 
entspricht  dem  konstanten  Holz  vorratskapitale  des  normalen, 
jährlichen  Nachhaltbetriebes  und  dem  ebenfalls  mehr  oder  weniger 
wechselnden  Holzbestandskapitale  der  abnormen  Nachhaltswirtschaft. 
Ein  grundsätzlicher  Unterschied  besteht  also  zwischen  den  verschie- 
denen Betrieben  nicht,  und  aus  diesem  Grunde  ist  auch  hier  wie  dort 
der  am  Holzbestands-  oder  Vorratskapitale  erfolgende  Wertszuwachs, 
d.  h.  die  jeweilige  Rente  des  Waldes,  zu  besteuern. 

Endres,  dessen  Einkommen-Besteuerungsgrundsätze  vollstän- 
dig mit  denjenigen  der  Preussischen  Steuergesetzgebung  vor  Er- 
iass  der  Novelle  von  1906  und  mit  den  Ansichten  Fuisting's 
übereinstimmen,  bestreitet,  dass  beim  aussetzenden  Betriebe  der  reine 
jährliche  Wertszuwachs  des  Einzelbestands  und  des  Waldes  Ein- 
kommen bildet.  Er  sagt  {a.  a.  O.  S.  789),  der  jährliche  Werts- 
zuwachs des  aussetzenden  Betriebs  sei  kein  Einkommen  im  steuer- 
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rechtlichen  Sinne,  .weil  derselbe  im  Jahre  seiner  Entstehung  nicht 
flüssig  gemacht  und  überhaupt  erst  aus  der  Abtriebsnutzung  abge- 
leitet werden  kOnne."  „Erst  beim  Abtrieb  des  Bestandes  gelangt 
der  Waldbesitzer  in  den  Genuss  aller  wahrend  des  Produktions- 
zeitraumes entstandenen  uud  aufgesparten  Wertszuwachse.  Deshalb 
bildet  der  Abtriebsertrag  auch  das  steuerbare  Einkommen  des  aus- 
setzenden Betriebes." 

In  gleichem  Sinne  wie  Endres  spricht  sich  flbrigens  auch  schon  Judeich 
verschiedentlich  aus,  indem  er  ausfährt'):  „Gewiss  hat  der  Gedanke,  als  steuer- 
pflichliges  Einkommen  vom  Walde  den  jährlich  erfolgenden,  von  allen  Ausgaben 

befreiten  Wertszuwachs  anzunehmen,  auf  den  ersten  Blick  vieles  für  sich 

Tatsachlich  halten  wir  jedoch  ein  solches  Verfahren  ftar  unausführbar,  wenn  die 

Rechnung  auch  nur  entfernt  der  Wahrheit  entsprechen  soll Aber  selbst 

zugegeben,  dass  sich  die  forstlichen  Sachverstandigen  von  dieser  Klippe  (Besteue- 
rung der  Ertragsfahigkeit  statt  des  Einkommens  IJ  fem  zu  halten  wössten,  so 
bleibt  noch  zu  bedenken,  dass  man  die  Grösse  des  reinen  Wertszuwachses  in 
einem  noch  jugendlichen  Bestände  niemals  genau  ermiiteln  kann,  weil  sie  sich  rech- 
nungsmassig  erst  aus  dem  vielleicht  nach  60  oder  mehr  Jahren  erfolgenden  Ab- 
triebsertrage entwickeln  lasst."  Weiter  sagt  Judeich  auf  Seite  loi  des  38.  Bandes 
der  gleichen  Zeitschrift  (18S8):  .Allen  diesen  Schwierigkeiten  wäre  man  aus  dem 
Wege  gegangen,  wenn  es  möglich  gewesen  wäre,  mit  auch  nur  annähernder 
Sicherheit  den  von  allen  Kosten  befreiten  Wertszuwachs  des  Waldes  als 
Einkommen  zu  betrachten.  Die  Durchführung  einer  solchen  Schätzung  ist  aber 
voUstandig  unm^lich,  und  sind  deshalb  alle  dahin  zielenden  Vorschlage  ohne 
praktischen  Erfolg  geblieben.  Die  ausserordentlich  wichtige  Selbstdeklaration 
wOrde  dadurch  den  Waldbesitzem  ganz  unmöglich  gemacht.  Der  jähriiche  Wert- 
zuwachs eines  Bestandes  ist  erst  das  Resultat  der  einstmals  eingehenden  Vor-  und 
Abtriebsnutzungen.  Die  kostenfreie  Summe  dieser  Nutzungen  ist  gleich  dem 
Endweri  der  Rente,  welche  der  Wertezuwachs  bildet". 

Aus  den  JudeJch'schen  Abhandlungen  geht  hervor,  dass  der 
Verfasser  die  Besteuerung  des  jährlichen  Wertszuwachses  des 
Waldes  theoretisch  für  das  richtigste  Verfahren  der  Besteuerung 
des  Einkommens  aus  Forsten  halt,  und  dass  lediglich  Erwägungen 
praktischer  Natur  ihn  von  der  Befürwortung  dieser  Besteuerungsart 
fern  halten.  Zum  Beweise  dessen  mögen  noch  folgende  Sätze  dienen 
(a.a.O.,  £7.  Bd.,  S,  72):  „Das  Gesetz  (Sachs.  Einkommensteuer- 
gesetz vom  22.  Dez.  1874)  legt  Gewicht  darauf,  dass  der  Steuer- 
pflichtige selbst  sein  Einkommen  deklariere,  denn  es  bestraft  die 
Nichtdeklaration  mit  Verlust  des  Reklamationsrechtes.  Nach  unserer 
Meinung  ist  das  vollständig  richtig.  Wie  sollen  aber  die  Wald- 
bi'sitzer  zur  Deklaration  gebracht  werden,  wenn  man  ihnen  so 
schwierige  Wertszuwachsberechnungen  zumuten  will?  Ganz  be- 
sonders hierin  liegt  der  Grund,  weshalb  wir  uns  trotz  der  darin 

i)  Tharandler  forsil.  Jahrbuch,  27.  Band,  1877,  S.  71  7a. 
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enthaltenen  Härte  mit  den  Bestimmungen  der  Instruktion')  mehr 
einverstanden  erklären  müssen,  als  mit  dem  Vorschlage  der  Zu- 
wachsrechnung." 

Judeich  überschätzt  nach  unserer  Ansicht  die  Schwierig- 
keiten der  Berechnung  des  Wertszuwachses;  allerdings  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  seine  beiden  Abhandlungen  über  die  Besteue- 
rung der  Waldwirtschaft  aus  den  Jahren  1877  und  t888  stammen, 
aus  einer  Zeit  also,  der  gegenüber  wir  jetzt,  was  Berechnungen 
aus  dem  Gebiete  der  forstlichen  Betriebslehre  betrifft,  bedeutend 
fortgeschritten  sind.  Mit  annähernder  Genauigkeit  —  und  solche 
genügt  hier  vollkommen!  —  kann  heute  der  Werlszuwachs  der 
Waldungen  in  unseren  hochkultivierten  Ländern  fast  überall  be- 
rechnet werden.  Den  Weg  dazu  anzugeben,  wird  sich  weiter  unten 
noch  Gelegenheit  bieten. 

Im  übrigen  sei  noch  daraufhingewiesen,  dass  Judeich  unter 
dem  Wertszuwachse  des  Waldes  irriger  Weise  die  Bodenrente  ver- 
steht. Es  geht  dies  schon  aus  dem  oben  zitierten  Satze:  „Die 
kostenfreie  Summe  dieser  Nutzungen  ist  gleich  dem  Endwert  der 
Rente,  welche  der  Wertszuwachs  bildet",  hervor,  noch  mehr  aber 
aus  den  Beispielen,  die  Judeich  in  den  beiden  erwähnten  Abhand- 
lungen gibt.  Auf'S.  74  im  27.  Band  und  auf  S.  102  des  38.  Bands 
des  Tharandter  Jahrbuchs  berechnet  er  nämlich  aus  dem  reinen, 
jährlichen  Wertszuwachse  einer  soeben  angebauten  Blosse  im  Be- 
trage von  100  M  den  reinen  Abtriebsertrag  am  Schlüsse  des 
60.  Jahres  bei  einer  sVgVoigen  Verzinsung  mittelst  der  abge- 
kürzten Formel:  A«  =  r  ■  '  *^  -  ,  die  identisch  mit  der  Formel; 
0,0  p 
r  „  A 

^  B.  =  „  ist, 

0,0  p  i,op" — I 

zu:  100  ■    '^  =  100  ■  196,52  —  19652  M 

0.035 
r  bedeutet  aber  nichts  anderes  als  die  Bodenrente, 
Sämtliche  Bodenrenten  einer  Umtriebszeit  ergeben  nun  aller- 
dings im  Renten-Endwert,  d.  h,  mit  Zins  und  Zinseszinsen,  den 
erntekostenfreien  Abtriebsertrag;  allein  wenn  man  vom  Wertszu- 
wachse spricht,  so  meint  man  damit  die  wirkliche,  jährliche  Werts- 
mehrung des  Bestands,  und  der  Abtriebsertrag  im  Jahre  u  setzt 
sich  aus  sämtlichen  Jahreswertszuwachsen  des  Bestands,  vermehrt 

1)  Instruktion  für  die  Vorsitzenden  und  Mitglieder  der  Kommissionen 
zur  Einschätzung  des  einkommensteuerpflichtigen  Einkommens,  zur  Verordnung 
vom  8.  März  18751  "iis  AusfÜiirung  des  Einkommensteuergesetzes  vom  2J.  Dezbr. 
1874  in  den  Jahren  1875  und  1876  betreffend, 
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um  die  im  Jahre  (l  aufgewendeten  Kulturkosten,  in  einfacher, 
arithmetischer  Summe  zusammen.  Der  Wertszuwachs  des 
Bestandes  oder  Waldes  erfolgt  eben  nicht  am  ßodenwerte  allein, 
sondern  am  Boden-  und  jeweiligen  Bestandswerte  zusammen,  also 
am  Waldwerte,  und  der  Wald  wächst  tatsächlich  nicht  in  geome- 
trischer Reihe,  d.  h.  in  der  Rentenform  oder  nach  dem  Gesetze 
der  Zinseszinsen,  zu,  sondern  in  unregelmässiger  Summierung, 
d.  h.  nach  gar  keinem  mathematischen  Gesetze. 

Zur  Entkräftung  der  Endres'schen  Auffassung  brauchen  wir 
nur  auf  die  wissenschaftliche  Definition  des  BegrifTes  Einkommen 
von  Hermann  und  Schmoller  hinzuweisen,  die  Endres  selbst 
ja  als  richtig  anerkennt.  Das  Einkommen  ist  hiernach  die  Summe 
der  wirtschaftlichen  Güter,  die  einer  Person  in  einem  gewissen 
Zeiträume  (Jahr)  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  verwenden 
kann  ohne  Schmälerung  ihres  Vermögens.  Aus  den  Worten  „ohne 
Schmälerung  ihres  Vermögens"  geht  hervor,  dass  der  jährliche 
Wertszuwachs  des  Bestandes  oder  Waldes  als  Einkommen  zu  be- 
trachten ist.  Nicht  allein  der  „Genuss"  von  Gütern  bedeutet  Ein- 
kommen, sondern  auch  die  Vermehrung  des  Vermögens.  Es  wird 
aber  doch  wohl  nicht  bestritten  werden  können,  dass  der  jährliche 
Wertszuwachs  des  im  aussetzenden  Betriebe  stehenden  Waldes, 
einerlei  ob  er  im  Watde  verbleibt  oder  demselben  in  irgend  einer 
Form  entnommen  und  werbend  angelegt  wird,  das  Vermögen  des 
Waidbesitzers  erhöht. 

Während  übrigens  Endres  hier  vom  Wertszuwachse  des 
aussetzenden  Betriebs  sagt,  er  könne  im  Jahre  seiner  Entstehung 
nicht  flüssig  gemacht  werden,  führt  er  im  vollständigen  Gegen- 
satze dazu  an  einer  anderen  Stelle  seiner  Forstpolitik  (S.  115) 
wörtlich  aus:  „Von  den  beiden  Einkommensarten  des  Waldbesitzers 
ist  nur  die  Bodenrente  ursprünghches  Einkommen,  der  Zins  des 
Holzvorratskapitales  insofern  nur  ein  ausbedungenes,  als  der  Holz- 
vorrat ein  erspartes,  durchdenAbtrieb  aller  Bestände  jederzeit 
flüssig  zu  machendes  VermOgeo  des  Waldbesitzers  bildet, 
dessen  Zinsen  ihm  in  dem  jahrlichen  oder  periodischen  Geldertrag 
des  Waldes  zurückerstattet  werden."  Wenn  wir  nun  auch  zwar 
nicht  zugeben  können,  dass  die  Werte  aller  Bestände  des  Waldes 
durch  Abtreiben  jederzeit  flüssig  gemacht  werden  können,  so 
steht  doch  zweifellos  fest,  dass  der  im  Walde  verbleibende  Werts- 
zuwachs das  Vermögen  und  damit  die  Leistungsfähigkeit  des  Wald- 
besitzers erhöht,  dass  Waldungen  heute  in  unseren  kultivierten 
Ländern  jederzeit  zu  angemessenen  Preisen  verkauft,  ihre  Werte 
also  flüssig  gemacht  werden  können,   und  dass  der  Waldbesitzer, 
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wenn  er  seinen  Besitz  nicht  veräussern  will,  dem  Holzvorrats- 
kapitale  entsprechende  Anleihen  aufnehmen  kann.  Jeder  im  Walde 
belassene  Zuwachs  macht  den  Waldbesitzer  kreditfähiger,  und  es 
kann  daher  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sogar  die  Behauptung 
Endres'  bestritten  werden,  erst  beim  Abtriebe  des  Bestandes  ge- 
lange der  Waldbesitzer  in  den  Genuss  aller  während  des  Produk- 
tionszeitraumes entstandenen  und  aufgesparten  Wertszuwachse. 

Zu  dem  Begriffe  des  ,aussergewöhnlichen  Abtriebs"  muss 
Endres  ebenso  wie  die  preussische  und  alle  übrigen  Gesetz- 
gebungen, die  zwischen  regelmässigen  und  aussergewöhnlichen 
Nutzungen  des  Waldes  unterscheiden,  auch  beim  aussetzenden  Be- 
triebe gelangen,  denn  auch  hier  muss  es  auf  Grund  des  fraglichen 
Besteuerungssystems  Fälle  geben,  in  welchen  wie  beim  jährlichen 
Nachhattsbetriebe  Steuerfreiheit  einzutreten  hat.  Wie  geht  nun 
Endres  zu  diesem  Zwecke  vor?  Er  sagt  (a,  a.  O.  S.  790):  „Reif 
im  finanziellen  Sinne  ist  ein  Bestand  dann,  wenn  der  jährliche 
Wertszuwachs  unter  den  Betrag  des  Produktionsaufwandes  zu 
sinken  beginnt,  d.  h.  wenn  der  Bestand  die  finanzielle  Umtriebszeit 
erreicht  hat.  Die  Nutzung  des  Bestandes  vor  und  nach  diesem 
Zeitpunkt  bedeutet  für  den  Waldbesitzer  einen  finanziellen  Verlust. 
Steuerpolitisch  ist  es  aber  nicht  gleichgültig,  ob  der  Bestand  vor 
oder  nach  Eintritt  der  finanziellen  Umtriebszeit  genutzt  wird.  Vor 
der  finanziellen  Umtriebszeit  ist  der  Bestand  noch  ein  im  Entstehen 
begriiTenes  Einkommen,  nach  derselben  das  „„aufge.sparte""  bereit- 
gestellte Einkommen,  dessen  Flüssigmachung  in  das  Belieben  des 
Waldbesitzers  gestellt  ist.  Den  objektiven  Massstab  ftlr  die  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  der  genutzte  Bestand  als  steuerpflich- 
tiges Einkommen  oder  als  Verminderung  des  Steuervermögens 
(soll  wohl  Stamm  Vermögens  heissen),  zu  gelten  hat,  bildet  daher 
die  finanzielle  Abtriebszeit." 

Unseres  Erachtens  drückt  sich  in  diesen  Sätzen  eine  sehr  ge- 
künstelte Auffassung  von  Kapital  und  Rente,  von  Vermögen  und  Ein- 
kommen aus,  die  nicht  haltbar  ist.  Warum  soll  denn  gerade  vor  der 
finanziellen  Hiebsreife  der  Bestandswert  noch  werdendes  Einkommen 
sein,  nachher  aber  aufgespartes  Einkommen,  d,  h.  Vermögen?  Etwa 
wegen  der  höchsten,  durchschnittlich-jährlichen  Verzinsung,  die  der 
Bestand  im  Jahre  der  finanziellen  Hiebsreife  erreicht?  Fragt  die 
Steuerbehörde  bei  sonstigen  Einkommensquellen,  ob  denn  auch  die 
Wirtschaft  der  grösstmöglichen  Rentabilität  entspreche?  Keines- 
wegs! Warum  also  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  diese  durch 
nichts  gerechtfertigte  Künstelei  und  Ausnahme?  Jeder  Bestand 
stellt  während  seines   ganzen  Lebens  ein  Vermögen  oder  „aufge- 
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spartes"  Einkommen  von  wechselnder  Höhe  dar.  Darum  muss 
jeder  Teil  des  ßestandswertes  zuvor  aber  auch  einmal  wirkliches 
Einkommen  gewesen  sein! 

Endres  sieht  die  schwache  Seite  dieser  seiner  Auffassung 
wohl  selbst  ein,  und  er  führt  deshalb  weiter  aus : 

„Diese  Grenze  der  objektiven  Steuerpflichtigkeit  kann  aber 
durch  den  Willen  des  Waldbesitzers  dadurch  nach  unten  verröckt 
werden,  dass  er  planmässig  seine  Bestände  vor  der  finanziellen 
Umtriebszeit  nutzt  (z.  B.  30— 35  jährige  Bestände  zu  Grubenholz). 
Da  die  Gründe,  die  für  den  Waldbesitzer  ausschlaggebend  sind, 
von  dem  Steuerfiskus  auf  ihre  Stichhaltigkeit  in  diesem  Falle  nicht 
nachzuprüfen  sind,  so  macht  sich  der  Waldbesitzer  durch  die  von 
ihm  eingehaltene  Wirtschaftsweise  subjektiv  steuerpflichtig." 

„Aus  dem  Vorgetragenen  erhellt,  dass  die  finanzielle  Abtriebs- 
zeit nicht  unter  allen  Umständen  den  Ausgangspunkt  für  die  Steuer- 
veranlagung des  aussetzenden  Betriebes  bilden  kann.  Die  Steuer- 
technik muss  sich  daher  nach  einem  anderen  Merkmal  umsehen, 
und  als  solches  kann  nur  der  Umstand  gelten,  dass  der  Wald- 
besitzer den  Abtrieb  des  Bestandes  gewollt  hat.  Jeder  Bestand, 
der  mit  Wissen  und  Willen  des  Waldbesitzers  genutzt  wird,  ist 
steuerrechtlich  unabhängig  von  seinem  tatsächlichen  Alter  hiebs- 
reif und  gewährt  dem  Waldbesitzer  kein  „„aussergewöhnliches"" 
Einkommen  mehr." 

Was  soll  diese  Unterscheidung  zwischen  objektiver  und  sub- 
jektiver Steuerpflichtigkeit?  Es  handelt  sich  hier  bei  der  Ein- 
kommensteuer allerdings,  wie  schliesslich  bei  jeder  Steuer,  um  die 
Besteuerung  der  Person,  des  Subjekts.  Immerhin  kann  bei  der 
Steuerbemessung  doch  nur  ein  objektiver  Massstab  in  Betracht 
kommen.  Der  Wille  und  die  Absicht  des  Steuerpflichtigen  spielen 
bei  der  Feststellung  der  Steuer  keine  Rolle,  sondern  lediglich  die 
Tatsachen;  die  finanziellen  Verhältnisse  sind  ausschlaggebend.  Der 
objektive  Massstab  für  die  Steuerbemessung  ist  der  in  Geld 
oder  Geldeswert  erfolgende  Neu  ■  Zugang  von  wirtschafüichen 
Gütern  in  die  Wirtschaft  des  Steuerpflichtigen,  einerlei  ob  sie  ver- 
braucht oder  in  irgend  einer  Weise  werbend  angelegt  oder  in  ihrer 
natürlichen  Form  in  der  Wirtschaft  belassen  werden.  Die  Jahres- 
Geschäftsbiianz  ist  massgebend  für  die  Besteuerung  des  Einkommens. 
Die  Bar-Einnahme  ist  nicht  identisch  mit  dem  wirklichen  Einkom- 
men des  Steuerpflichtigen.  Einerseits  können  in  der  Bar-Einnahme 
Vermögensteile  enthalten  sein,  die  also  keinen  neuen  Zugang  dar- 
stellen, andererseits  gibt  es  aber  auch  Einkommen,  das  nicht  in 
barem  Gelde  besteht.     Jede  Vermögensmehrung,    bestehe  sie  nun 


in  barem  Gelde  oder  in  geldwerten  Gütern,  ist  bei  der  Einkommens- 
berechnung in  Betracht  zu  ziehen.  Der  geschäftliche  Reingewinn, 
in  welchem  auch  der  persönliche  Verbrauch  des  Steuerpflichtigen 
und  seiner  Familie  enthalten  ist,  muss  der  Ausgangspunkt  ftlr  eine 
jede  Einkommen-Besteuerung  sein.  Wird  vom  Vermögen  gezehrt, 
so  gehört  dieser  Teil  der  Jahres-Einnahme  des  Steuerpflichtigen 
nicht  zum  „Einkommen";  er  wird  auch  nicht  etwa  vom  wirklichen 
Einkommen  in  Abzug  zu  bringen  sein.  Das  würde  ja  eine  Beloh- 
nung des  Vermögensangreifers  sein.  Erfährt  dagegen  das  Vermögen 
einen  Zuwachs,  einerlei  in  welcher  Form,  so  ist  diese  Vermögens- 
vermehrung  als  „Einkommen"  zu  betrachten.  Dieser  Standpunkt  ist 
nicht  anfechtbar  und  führt  niemals  zu  Widersprüchen  und  Unge- 
rechtigkeiten. Die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Durchführung 
dieses  Grundsatzes  sind  zu  überwinden. 

Jeder  Vermögensteil  war  einmal  früher  Einkommen,  und  beim 
Übergange  vom  Einkommen  zum  Vermögen  oder  zur  Einkommens- 
quelle ist  die  Einkommensteuer  von  ihm  zu  erheben.  Erst  wenn 
er  zur  Einkommensquelle  geworden  ist,  darf  er  nur  noch  mit  seinem 
Reinertrage,  der  Rente  oder  dem  Zins,  zur  Einkommensteuer  heran- 
gezogen werden. 

Endres  sagt  nun,  der  Zeitpunkt  des  Übergangs  vom  Ein- 
kommen zur  Einkommensquelle  sei  —  abgesehen  von  den  Zwischen- 
und  Nebennutzungen  —  im  Bestandsleben  erst  am  Ende  der  Um- 
triebszeit  bezw.  im  Jahre  des  Abtriebs  des  Bestandes  gekommen; 
vorher  werfe"  der  Bestand  kein  Jahres-Einkommen  ab.  Unsere 
Ansicht  geht  dagegen  dahin,  dass  jede  Vermögensmehrung,  die 
innerhalb  eines  Jahres  durch  den  Wertszuwachs  des  Bestandes 
stattfindet,  als  Einkommen  zu  betrachten  und  deshalb  von  der  Ein- 
kommensteuer zu  erfassen  ist.  Die  Besteuerung  kennt  kein  u-jähriges 
Einkommen,  sondern  nur  ein  Jahres-Einkommen  und  der  Umstand, 
dass  das  Jahres-Einkommen  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  nicht 
immer  leicht  flüssig  zu  machen  ist,  kann  nicht  als  Grund  für  eine 
vorläufige  Steuerfreiheit  desselben  geltend  gemacht  werden,  denn 
die  Tatsache  der  Vermögensmehrung  durch  den  Jahreswertszu- 
wachs des  Waldes  wird  dadurch  nicht  aufgehoben. 

Auf  die  gleiche  Stufe  wie  die  vom  Waldbesitzer  gewollten 
Abtriebserträge  stellt  Endres  diejenigen,  welche  zwar  gegen  die 
Absicht  des  Waldbesitzers,  aber  ohne  finanziellen  Nachteil  für  ihn 
fallig  werden.  Er  sagt  hierzu:  „Wird  z.  B.  durch  einen  3o-jährigen 
Bestand  eine  Eisenbahn  gebaut,  dann  erleidet  er  (der  Waldbesitzer), 
da  er  mit  dem  Walderwartungswert  entschädigt  werden  muss, 
keinen  Verlust,  ist  somit  steuerpflichtig." 
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Wir  sehen  also,  Endres  will,  dass  beim  Nachhaltsbetriebe 
Mehrnutzungen  Ober  den  festgesetzen,  planmässigen  Hiebssatz  hinaus, 
selbst  wenn  sie  vom  Waldbesitzer  beabsichtigt  und  gewollt  sind, 
in  der  Regel  einkommensteuerfrei  bleiben  sollen,  wahrend  beim 
aussetzenden  Betriebe  der  Wille  des  Waldbesitzers  Ober  die  Frage 
entscheiden  soll ,  ob  eine  regelmassige  oder  aussergewöhnliche 
Holznutzung  vorUegt.  Auch  hierin  ist  ein  Widerspruch  oder  doch 
eine  Inkonsequenz  in  dem  von  Endres  empfohlenen  Besteuerungs- 
verfahren zu  erblicken. 

Bezüglich  der  aussergewöhnlichen  Holznutzungen,  die  durch 
Naturereignisse,  also  gegen  den  Willen  des  Waldbesitzers  und 
event.  zum  Schaden  desselben  veranlasst  worden  sind,  soll  kein 
Unterschied  zwischen  dem  aussetzenden  und  dem  jährlichen  Nach- 
haltsbetriebe bestehen.  Sowohl  nach  der  Ansicht  von  Endres 
wie  nach  der  Preussischen  Gesetzgebung  vor  Erlass  der  igoöc 
Novelle  sollen  diese  Anfälle  einkommensteuerfrei  bleiben.  Wir 
wiederholen:  der  Wille  des  Waldbsitzers  hat  mit  der  Frage  der 
Besteuerung  nicht  das  mindeste  ?u  tun.  Der  Staat  oder  der 
Steuerfiskus  hat  in  erster  Linie  zu  fragen:  Welches  Jahres-Ein- 
kommen  hat  der  Waldbesitzer?  Wie  das  Einkommen  erfolgt,  und 
wodurch  es  veranlasst  wird,  das  ist  ganz  gleichgültig  für  die  Be- 
rechnung des  steuerpflichtigen  Einkommens.  Steht  man  auf  dem 
Standpunkte  von  Fuis  ting  und  Endres,  wonach  eine  Einkommen- 
Besteuerung  nur  dann  Platz  greifen  darf,  wenn  tatsachlich  eine 
Geld-Einnahme  erfolgt,  dann  ist  prinzipiell  eine  Unterscheidung 
zwischen  regelmässigen  und  aussergewöhnlichen  Holzhieben  weder 
beim  aussetzenden  noch  beim  jahrlichen  Nachhaltsbetriebe  gerecht- 
fertigt, denn  sie  bedeutet  eine  Bevorzugung  einiger  wenigen  Wald- 
besitzer auf  Kosten  der  grossen  Mehrheit  der  Steuerzahler.  Von 
dieser  Auffassung  der  Einkommenbesteuerung  aus  sind  sämtliche 
Holzbestände  vor  ihrer  Nutzung  werdende  Früchte  und  kein  Stamm- 
vermögen. Eine  Trennung  von  Uolzkapital  und  Waldrente  ist  dann 
durchaus  unangebracht,  und  in  Konsequenz  dessen  sollte  jede 
Holznutzung  ohne  Unterschied  zur  Einkommensteuer  herangezogen 
werden,  wie  dies  z.  B,  das  Sächsische  Einkommensteuergesetz 
vorschreibt. 

Ganz  unabhängig  von  der  Auffassung  der  Einkommensteuer 
als  einer  Besteuerung  des  Wertszuwachses  oder  der  tatsachlichen 
Geld-Einnahme  ist  jedoch  die  Frage  erwägenswert,  ob  nicht  dem 
durch  Naturereignisse  am  Waldertrage  geschädigten  Waldbesitzer 
aus  volkswirtschaftlichen  und  BilligkeitsgrOnden  ein  Steuernach lass 
zu  gewähren  sei.    Diese  Frage  ist  aber  keine  Frage  der  eigentlichen 
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Steuerlehre,  sondern  eine  solche  der  Steuerpolitik  oder  der  Sozial- 
politik, die  im  Zusammenhange  mit  ahnlichen  anderen  Fragen  zu 
beantworten  ist,  welche  die  Unterstützung  von  ohne  eigene  Schuld 
finanziell  Geschädigten  betrefEen.  Ist  tatsachlich  für  den  Waldbesitzer 
ein  finanzieller  Verlust  durch  ein  Naturereignis  eingetreten,  dann 
können  auch  wir  uns  entschieden  für  einen  entsprechenden  Steuer- 
nachlass  von  Fall  zu  Fall  aussprechen.  Selbstverständlich  müsste  aber 
die  Höhe  des  Schadens  vor  der  Bewilligung  des  Steuernachlasses 
festgestellt  werden,  denn  sehr  häufig  verursachen  die  durch  Natur- 
ereignisse hervorgerufenen,  „aussergewöhnlichen"  Holzfällungen 
dem  Waldbesitzer  weit  geringere  Nachteile  als  man  gemeinhin 
anzunehmen  pflegt-  Die  massenhaft  anfallenden  Hölzer  sind  bei 
den  modernen  Verkehrs-  und  Absatzverhältnissen  in  der  Regel 
leicht  und  gut,  d.  h,  zu  angemessenen  Preisen,  verwertbar,  und 
durch  Einsparungen  in  den  folgenden  Jahren  wird  die  Wirtschaft 
bald  wieder  in's  richtige,  nachhaltige  Geleise  gebracht. 

Jene  durchaus  ungerecht  wirkenden  Steuerbefreiungen  der 
Erlöse  aus  aussergewöhnlichen  Waldnutzungen  sind  übrigens  nur 
als  eine  Folge  des  Grundsatzes  zu  betrachten,  dass  nur  tatsächliche 
Nutzungen  als  steuerpflichtiges  Einkommen  anzusehen  seien.  Denn 
die  Erkenntnis,  dass  bei  konsequenter  Durchführung  dieses  Grund- 
satzes die  Waldbesitzer  sehr  häu6g  beträchtliche  Vermögensteile 
als  Einkommen  zu  versteuern  haben,  führte  zu  einer  Trennung  von 
Kapital  und  Rente,  zur  Unterscheidung  von  regelmässigen  und 
aussergewöhnlichen  Abtrieben  oder  Nutzungen.  Man  warf  jedoch 
den  ersten  Grundsaz  nicht  ganz  über  Bord,  sondern  verquickte  ihn 
mit  der  Trennung  von  Kapital  und  Rente,  blieb  sonach  auf  halbem 
Wege  stehen,  anstatt  diese  Trennung  konsequent  durchzuführen, 
was  zur  Besteuerung  der  jeweiligen  Waldrente,  d.  h.  des  Werts- 
zuwachses des  Waldes,  geführt  haben  würde.  Durch  diese  Ver- 
mengung zweier  unvereinbaren  Grundsätze  mit  einander  wurden 
aber  die  Härten  und  Ungerechtigkeiten  nicht  behoben,  sondern  es 
wurde  dadurch  der  Willkür  des  Waldbesitzers  Tür  und  Tor 
geöffnet. 

Bei  dem  Systeme  der  Besteuerung  des  Wertszuwachses  da- 
gegen, das  auf  der  vollständigen  und  konsequenten  Trennung  von 
Vermögen  und  Einkommen  beruht,  spielen  aussergewöhnliche  Holz- 
hiebe, mögen  sie  nun  mit  oder  gegen  den  Willen  des  Waldbesitzers 
erfolgen,  gar  keine  Rolle;  sie  stellen  keine  Ausnahme  von  der 
Regel  dar.  Oberster  und  einziger  Grundsatz  bleibt  hierbei  stets 
die  Ermittelung  der  jeweiligen  wirklichen  Waldrente.    Die  tatsäch- 
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liehen  Einnahmen  aus  dem  Walde  sind  für  die  Besteuerung  un- 
wesentlich  und  nebensachlich,  weil  sie  von  Zufälligkeiten  zu  sehr 
abhängen  und  das  wirkliche  Jahres-„ Einkommen"  des  Waldbesitzers 
aus  seinen  Forsten  nur  höchst  sehen  richtig  angeben.  Auf  diese 
zufalligen  Eingänge  kann  die  Steuertechnik  unmöglich  Rücksicht 
nehmen. 

a.  Die  Besteuerung  des  Einkommens  aus  dem  forstlichen 
Nachhaltsbetriebe. 

Nachdem  über  die  Trenpung  von  Vermögen  und  Einkommen 
Vorgetragenen  besteht  im  Grunde  genommen  keine  Meinungsver- 
schiedenheit darüber,  dass  der  jährliche  Nachhaltsbetrieb  mit  der 
Waldrente  zur  Einkommensteuer  heranzuziehen  ist. 

Allein  dieser  Grundsatz  wird  doch  wieder  verschieden  in  die 
Praxis  übersetzt. 

Die  meisten  Einkommensteuergesetze  nehmen  einfach  an,  der 
Wert  der  wirklichen  Jahresnutzung,  einerlei  ob  diese  dem  fest- 
gestellten, planmässigen  Hiebssatze  entspricht  oder  nicht,  sei  die 
wirkliche  Rente  des  Waldes;  sie  unterscheiden  nicht  zwischen  Renten- 
und  Kapitalnutzung,  und  je  nachdem  der  Waldbesitzer  mehr  oder 
weniger  als  die  eigentliche  Waldrente  nutzt,  muss  er  dieser  gegen- 
über zu  viel  oder  zu  wenig  Einkommensteuer  bezahlen. 

Diejenigen  Einkommensteuergesetze,  welche,  wie  das  Preus- 
sische,  das  ßraunschweigische  und  das  Österreichische 
unter  allen  Umständen  zwischen  regelmässigen  und  aussefgewöhn- 
lichen  Abtrieben  oder  Holnutzungen  unterscheiden,  beabsichtigen 
hiermit,  Renten-  und  Kapitalnutzung  von  einander  zu  trennen.  Die 
letztere  soll  einkommensteuerfrei  bleiben.  Als  Anhaltspunkt  für 
diese  Trennung  dient  ihnen  der  planmässig  festgesetzte  Hiebssatz 
oder  Etat.  Übersteigt  die  Jahresnutzung  den  Hiebssatz,  dann  hat 
die  Mehrnutzung  als  steuerfreie  Kapitalnutzung  zu  gelten.  Nutzt 
der  Waldbesitzer  dagegen  weniger  als  den  betriebsplanmässigen 
Hiebssatz,  dann  wird  er  dem  obersten  Grundsatze  gemäss,  nur 
tatsächliche  Einnahmen  zu  versteuern,  nur  mit  dem  Werte  der 
wirklichen  Jahresnutzung  von  der  Einkommensteuer  getroffen,  um 
event.,  wenn  die  Einsparung  später  nachgenutzt  wird,  im  Betrage 
der  entsprechenden  Mehrnutzung  nachbesteuert  zu  werden,  (^Ver- 
ordnung des  Preuss.  Finanzministeriums  vom  lo.  Dezbr.  1891).  Die 
Steuerfreiheit  „aussergewöhn  lieber"  Holzabtriebe  ist  jedoch  nur 
dann  als  eine  gerechte  Massregel  zu  bezeichnen,  wenn  sie  nach- 
weisbar   identisch    sind    mit    Kapital-    oder  Vermögensnutzungen. 


Trifft  dies  dagegen  nicht  zu,  dann  ist  diese  Besteuemngsart  un- 
richtig, und  sie  wirkt  ungerecht.  Es  fragt  sich  nun,  wann  decken 
sich  die  Begriffe  „aussergewöhnlicher  Abtrieb'  und  „Kapitalnutzung" 
oder  was  dasselbe  bedeutet,  wann  sind  „regelmässiger  Abtrieb" 
oder  planmässiger  Hiebssatz  und  „Waldrente"  einander  gleich? 
Die  Antwort  auf  diese  Frage  lautet:  Nur  bei  normalen  Waldver- 
hältnissen ist  der  Jahreshiebssatz  stets  gleich  der  Waldrente  oder 
dem  Wertszuwachse,  bei  abnormen  Wald  Verhältnissen  ist  ein  Zu- 
sammenfallen beider  Grössen  aber  ledighch  ein  Zufall.  Liegen  also 
normale  Wald  Verhältnisse  vor,  und  wird  femer  der  festgestellte 
Hiebssatz  auch  eingehalten  so  kann  die  tatsächliche  Netto- Jahres- 
Einnahme  des  Waldbesitzers  als  sein  steuerbares  Einkommen  an- 
gesehen werden.  In  allen  anderen  Fallen  —  und  diese  bilden  die 
Regell  —  darf  aber  der  jährliche  Hiebssatz  bezw.  die  Jahres- 
nutzung mit  der  Waldrente  nicht  identifiziert  werden.  Soll  daher 
die  Netto-jahres-Einnahme  als  steuerpflichtiges  Einkommen  betrachtet 
werden,  so  muss  zuvor  der  zahlenmässige  Nachweis  erbracht 
werden,  dass  die  planmässige  Jahresnutzung  das  Waldes  der  Wald- 
rente entspricht.  Nur  beztlglich  dieser  Ausnahmefälle  decken  sich 
also  die  Einkommen-Beträge  nach  den  von  Ehd  res  gutgeheissenen 
Steuergrundsätzen  mit  denjenigen  nach  der  Besteuerung  des  Werts- 
zuwachses. 

Anders  dagegen  liegen  die  Verhältnisse  bei  allen  denjenigen 
Waldwirtschaftsganzen,  die  als  abnorm  zu  bezeichnen  sind,  in  dem 
Sinne,  dass  der  sich  alljährlich  an  den  Bäumen  des  Waldes  an- 
legende Gesamtwertszuwachs  nicht  genutzt  wird,  sei  es  nun  weil 
das  sogen.  Normalvorratskapital  nicht  vorhanden  ist  und  durch 
Einsparungen  am  Jahreszuwachs  herangezogen  werden  soll,  sei  es, 
dass  dieser  normale  Holzvorrat  für  die  Umtriebszeit,  nach  welcher 
seither  gewirtschaftet  wurde,  wohl  vorhanden  war,  dass  aber  der 
Waldbesitzer  beabsichtigt,  zu  einem  höheren  Umtriebe  überzugehen 
und  zu  diesem  Zwecke  das  Holzvorratskapital  zu  vermehren,  oder 
sei  es  schliesslich,  dass  der  Holzvorrat  der  gewählten  Umtriebszeit 
gegenüber  ein  zu  grosser  ist,  und  der  Vorratsüberschuss,  auf  einen 
kürzeren  oder  längeren  Zeitraum  verteilt,  aufgebraucht  werden 
soll.  Anders  liegen  auch  die  Verhältnisse  bei  solchen  Waldungen, 
in  denen  aussergewöhnliche  Fällungen  infolge  eingetretener  Natur- 
ereignisse stattfinden,  welche  die  etwa  vorhandene  Normalität  stören 
oder  die  vorliegende  Abnormität  noch  verstärken.  Ftlr  all'  diese 
Fälle  geht  unsere  Ansicht  dahin,  dass  stets  der  Wertszuwachs  des 
Waldes,  die  jeweilige  Waldrente  zu  ermitteln  und  zur  Einkommen- 
steuer heranzuziehen  ist,  während  Endres,  der  Preussischen  Ein- 
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kommensteuergesetzgebung  und  der  Ansicht  F  u  i  s  t  i  n  g  's  sich 
anschliessend,  den  planmassigen,  jährhchen  Hiebssatz  die  Grundlage 
für  die  Bemessung  des  Einkommens  und  der  Einkommensteuer 
bilden  lassen  will,  einerlei  ob  der  Hiebssatz  dem  Wertszuwachse 
des  Waldes  entspricht  oder  nicht.  Nur  in  dem  Falle  sollen  ausser- 
gewöhnhche  Nutzungen  von  der  Einkommensteuer  getroffen  werden, 
wenn  sie  sich  auf  solche  Hölzer  erstrecken,  die  nach  dem  Betriebs- 
plane schon  früher  hätten  genutzt  werden  sollen,  mit  anderen 
Worten,  wenn  bisher  gegen  die  Vorschriften  des  Betriebsplanes 
eingesparte  Nutzungen  nunmehr  zum  Einschlage  gelangen.  Auch 
in  dieser  Ausnahme  von  der  regulären  Behandlung  der  ausser- 
gewöhnlichen  Abtriebsnutzungen  ist  eine  Inkonsequenz  zu  erblicken, 
und  ausserdem  ist  dagegen  einzuwenden,  dass  unter  Umständen 
sehr  schwer  zu  unterscheiden  ist,  ob  eine  Mehrnutzung  —  über 
den  planmässigen  Hiebssatz  hinaus  —  die  Folge  von  eingesparten 
Nutzungen  ist  oder  nicht.  Wie  verhält  es  sich  z.  B.,  wenn  früher 
eine  bestimmte  Umtriebszeit  nicht  eingehalten  wurde,  und  ein  Be- 
triebsregelungswerk nicht  vorlag,  und  wenn  nun  bei  der  erstmaligen 
Forsteinrichlung  sich  ein  Vorratsüberschuss  der  gewählten  Umtriebs- 
zeit gegenüber  ergibt,  "der  aufgezehrt  werden  soll?  Oder  wie  liegt 
die  Sache  dann,  wenn  bei  einer  früheren  Betriebsregelung  Schät- 
zungsfehler unterlaufen  sind,  die  einen  Vorratsüberschuss  veranlasst 
haben,  der  nun,  nach  der  Revision  des  Forsteinrichtungswerks, 
genutzt  werden  soll?  Oder  wie  verhält  es  sich  schliesslich  beim 
Übergange  zu  einer  niedrigeren  als  der  bisherigen  Umtriebszeit? 
Soll  die  Mehrnutzung  in  solchen  und  ähnlichen  Fällen  versteuert 
werden  oder  nicht?  Die  Besteuerung  des  Wertszuwachses  hat 
demgegenüber  den  grossen  Vorzug,  dass  ein  Zweifel  über  diese 
Frage  überhaupt  nicht  entstehen  kann.  Bei  dieser  Berechnungsart 
des  Einkommens  befindet  man  sich  stets  auf  festem  Boden;  was 
dem  Walde  an  Wert  rein  zuwachst,  das  ist  seine  Rente,  und  diese 
wird  von  der  Einkommensteuer  erfasst. 

Von  /grossem  Interesse  ist  hinsichtlich  dieser  Frage  eine  Entscheidung  des 
Preussisehen  Ober  Verwaltungsgerichts  vom  25.  Novbr.  1905  (a.  a,  O.,  Band  IS, 
'^'"■37.  S.  loa  und  103).  Hiernach  ist  bei  Veränderungen  der  Wirlschaftspläne  für 
Holzungen  auch  für  die  Übergangszeit  der  neu  eingeführte,  zur  Zeit  des 
Holzabtriebs  bereits  geltende  Wirtschattsplan  für  die  Beurteilung  der  Frage 
massgebend,  ob  ein  EingrtfT  in  das  Holz  bestandskapital  stattgefunden  hat.  In  der 
BegrQndung  dieser  Entscheidung  hetsst  es; 

.Das  steuerpflichtige  Einkommen  aus  Holzungen  bilden  diejenigen  Nutzungen, 
welche  unter  Schonung  des  Holz be Standskapitals  erfolgt  sind.  Das  Holzbe- 
standskapital ist  derjenige  Bestand,  welcher  nach  forsttechni- 
BchenGrundsatzenzurSicherstellungder  regelmässigen  Nutzung 
der  Forsten   dauernd   erhalten   bleiben   muss.     Heim    Vorhandensein 
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eines  forsttechnischen  Wirtschaftsplans  ergibt  sich  die  Hahe  des  Holzbestaiids- 
kapitals  unmittelbar  aus  diesem  selbst')  (vergl.  Entscheidungen  des  Oberverwal- 
tungsgerichtä  in  Staatisteuersachen,  Band  VJll,  S.  49  ff.). 

Im  vorliegenden  Falle handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  die  in  der 

für  den  Übergang  vom  alten  zum  neuen  Bewirtschafhingsplan  (mit  niedrigerer 
Umtriebszeit  1)  in  Aussicht  genommenen  Zeit  von  7  Jahren  erfolgte  Abholzung 
der  nach  dem  neuen  Betriebsplan  Oberstandigen  Hölzer  als  aussergewöhnlicher 
Abtrieb  anzusehen  ist,  welcher  eine  Verminderung  des  Holzbestandskapitals  ent: 
halt.  FQr  die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  zunächst  davon  auszugehen,  dass 
seit  der  Einführung  des  neuen  Bewirtschaftungsplans  nur  dieser  allein  für  die 
jährliche  Abholzung  und  den  Umfang  des  dauernd  zu  erhaltenden  Holzbestands- 
kapitals  massgebend  ist.  Die  Abholzung  der  aus  der  Zeit  des  alten  Betriebs- 
plans noch  übrig  geUiebenen,  tiberständigen  Hölzer  stellt  hiemach  nicht  einen 
Eingrifi'  in  das  nach  dem  neuen  Betriebsplane  zur  Sich  erst  eliung  einer  regel- 
mässigen Nutzung  erforderliche  Holzbestandskapital  dar.  In  der  nach  forsttechni' 
schem  Gutachten  zulässigen  Herabsetzung  der  Umtriebszeit  kann  auch  nicht  die 
Einführung  einer  neuen  Kulturart  gefunden  werden,  denn  die  Forsten  .werden 
weiter  als  solche  genutzt,  und  auch  der  neue  Betriebsplan  sichert  ihre  regel- 
massige dauernde  Nutzung Richtig  ist,  dass  durch  die  Herabsetzung 

der  Umtriebszeit  der  Hölzer  eine  Verringerung  des  Kapitalwerts  der 
Waldungen  eintreten  kann,  hierin  liegt  aber  noch  kein  Eingriff  in  des 
Holzbestandskapital  in  dem  oben  angeführten  Sinne,  solange  die  regel- 
massige Nutzung  der  Forsten  in  der  vom  Grundbesitzer  beabsichtigten  Weise, 
im  vorliegenden  Falle  also  nach  den  Grundsätzen  des  neuen  Betriebsplans,  ge- 
sichert ist". 

Diese  Entscheidung  lasst  die  Unrichtigkeit  der  von  uns  be- 
kämpften Auffassung  vom  Einkommen  und  der  Unterscheidung 
zwischen  regelmässigen  und  aussergewöhnlichen  Abtrieben  im 
hellsten  Lichte  erscheinen.  Zu  welch'  gewagter  Behauptung  muss 
die  Rechtsprechung  hier  ihre  Zuflucht  nehmen,  um  den  verschie- 
denen Auffassungen  entlehnten,  gesetzlichen  Bestimmungen  Rech- 
nung zu  tragen  I  In  welch'  beispiellosem  Grade  muss  dem  Begriffe 
des  Einkommens  Gewalt  angetan  werden,  um  nicht  gegen  den 
aufgestellten  Begriff  des  regelmässigen  Abtriebs  zu  Verstössen! 
Die  ohne  Zweifel  mit  der  Herabsetzung  der  Umtriebszeit  verbun- 
dene Verminderung  des  Waldkapitals  soll  keinen  Eingriff  in  das 
Holzbestandskapitai  bedeuten I  Wie  ist  das  möglich,  wenn  das 
„Holzbestandskapital"  als  der  zur  Sicherstellung  der  regelmässigen 
Nutzung  dauernd  zu  erhaltende  Bestand  definiert  wird?  Wenn 
der  Bestand  dauernd  zu  erhalten  ist,  kann  er  doch  nicht 
ohne  weiteres  auf  einen  niedrigeren  Betrag  herabgesetzt  werden, 
ohne  dass  in  das  „Holzbestandskapitai"  eingegriffen  wird. 


')  Diese  Behauptung  trifft  nicht  für  alle  „forsttechnischen  Wütschaßspiane' 
zu.  Nur  bei  wenigen  Forsteinrichtungs-Methoden  wird  das  Holzvorrats-  oder 
Holzbestandskapitai  zahlenmässig  ermittelt! 

IK  da  Wald«. 
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Die  Verminderung  des  Wald-  bezw.  Holzvorratskapitals  ist 
und  bleibt  trotz  der  Entscheidung  des  preuss.  Oberverwaltungs- 
gerichts eine  Kapitalnutzung,  d.  h.  ein  Eingriff  in  das  vorhandene 
Holzbestandskapital,  und  es  ist  daher  als  eine  schreiende  Unge- 
rechtigkeit zu  bezeichnen,  wenn  der  Waldbesitzer,  der  einen  Teil 
seines  in  Holzbestanden  steckenden  Vermögens  in  Geldkapital  um- 
.  setzt,  für  diese  Flüssigmachung  zur  Einkommensteuer  herangezogen 
werden  soll.  Legt  der  Waldbesitzer  als  guter  Haushalter  den  Wert 
der  Differenz  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Holzvorrats- 
kapital in  zinstragenden  Wertpapieren  an,  und  nimmt  man  der  Ein- 
fachheit halber  an,  das  in  Wertpapieren  angelegte  Kapital  verzinse 
sich  ebenso  hoch  wie  das  Waldkapital,  dann  hat  der  Waldbesitzer, 
nachdem  der  Übergang  zu  dem  niedrigeren  Umtriebe  vollzogen  ist, 
das  gleiche  Vermögen  und  auch  das  gleiche  Einkommen  wie  vor 
dem  Übergange  zum  niedrigeren  Umtriebe;  allein  er  hat  in  der 
Übergangszeit,  ohne  grösseren  Genuss  gehabt  und  ohne  sein  Ver- 
mögen vermehrt  zu  haben,  viel  mehr  Einkommensteuer  bezahlt,  als 
er  ohne  den  Übergang  zu  einer  niedrigeren  Umtriebszeit  bezahlt 
haben  würde.  Warum  das?  Nicht  etwa,  weil  er  in  dem  fraglichen 
Zeiträume  mehr  Einkommen  bezog,  denn  die  Nutzung  von  Ver- 
mögen bedeutet  keinen  Einkommensbezug,  sondern  einzig  und  allein, 
um  die  Nutzung  des  infolge  der  Aufstellung  eines  neuen  Betriebs- 
planes zum  VorratsOberschusse  gewordenen  Vermögensteils  nicht 
zu  einem  aussergewöhnlichen,  sondern  zu  einem  regelmässigen  und 
planmässigen  Abtriebe  zu  stempeln. 

Judeich  erkennt  denn  auch  die  begründeten  Bedenken  gegen 
die  Bestimmungen  des  Sächsischen  Einkommensteuergesetzes  zur 
Ermittelung  des  Einkommens  aus  Forsten,  die  mit  den  bezüglichen 
Preussischen  Vorschriften  übereinstimmen,  in  vollem  Masse  an, 
hält  aber  nur  das  Verfahren  der  Besteuerung  wirklicher  Geldein- 
nahmen und  nicht  dasjenige  des  Wertszuwachses  für  praktisch 
ausführbar.  Es  geht  dies  klar  aus  seinen  Ausführungen  auf  S.  69  ff. 
des  37.  Bandes  des  Tharander  forstlichen  Jahrbuches  hervor,  die 
deshalb  im  Auszuge  hier  folgen  mögen. 

„Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  einer  solchen  Anwendung  der  Einkommen- 
steuer auf  die  Forstwirtschaft  nicht  unbegründete  Bedenken  entgegen 
gehalten  werden  können.    Dies  ist  auch  in  der  Tat  vor,  wahrend  und  nach  den 

betreffenden  Kammerverhandlungen  vielfach  geschehen Zunächst  hat 

die  Frage  gewiss  ihre  Berechtigung,  ob  das  nach  §  ao  (der  auf  S.  279  zitierten 
Instruktion)  ermittelte  Einkommen  aus  der  Waldwirtschaft  bloss  Einkommen  oder 
nicht  zum  Teil  wenigstens  Kapltalnutzung  sei". 

Judeieh  führt  dann  an  einem  Zahlenbeispiele  aus,  dass  beim  Übergange 
von  einem  im  loojährigen  Umtriebe  stehenden,  nurmalen,  jährlichen  Nachhalts- 


betriebe  zum  Sojahrigen  Umtriebe  der  Waldbesitzer  während  der  lojährigen 
Übergangszeit  ausser  dem  normalen  Hiebssatze  noch  die  flQssig  werdende  Diffe- 
renz der  den  beiden  Umtrieben  entsprechenden  Vorratakapitalien  einschlagt,  und 
fährt  hierauf  wönlich  fort: 

.Die  Qbrigen  Faktoren  der  Rechnung  als  gleich  betrachtet,  wQrde  er  in 
diesem  Falle  streng  genommen  eine  zu  hohe  Einkommensteuer  bezahlen, 
weil  das  Plus  von  540  Fm  tatsächlich  nicht  eine  Rente,  sondern  ein  aus 
der  Wirtschaft  allmählich  herauszuziehendes  Kapital  bedeutet,  welches  nach 
dem  Prinzipe  des  Gesetzes  nicht  zu  besteuern  wäre,  sondern  welches  entweder 
zur  Abzahlung  von  Schulden  verwendet  oder  in  anderer  Anlage  Ertrag  bringend 
nur  mit  seiner  Rente  einkommensteuerpflichtig  sein  sollte.  Sehen  wir  uns  nach 
einer  Analogie  in  der  Landwirtschaft  um.  Ein  Gutsbesitzer  beschliesst  eine  Um- 
änderung seiner  Wirtschaft,  er  schafft  seinen  gesamten  Viehstand  ab  und  benutzt 
kanftig  nur  kOnsttiche  Dflngemittel.  Derselbe  l&st  ftlr  sein  Vieh  in  einem  Jahre 
20000  Mark.  Kein  Mensch  wird  daran  denken,  diesen  Geldbetrag  als  steuer- 
pflichtiges Einkommen  zu  betrachten,  imd  doch  geschieht  ganz  ähnliches,  wenn 
der  Waldbesitzer  einen  Teil  des  zur  Fortführung  derselben  Wirtschaft  notwen- 
digen Vorratskapitals  herauszieht  und  zu  einer  anderen  Wirtschaft  übergeht'. 
.Hierin  liegt  entschieden  eine  grosse,  tiberdies  durch  die  Progression  der 
Einkommensteuer  wesentlich  verschärfte  Härte,  welche,  wie  wir  später  sehen 
werden,  sich  wohl  allmählich  abmildert,  aber  sich  augenblicklich  nicht  hinweg- 
disputieren lässL  Die  grosse,  praktische  Schwierigkeit  dieser  Frage  ist  offenbar 
bedingt  durch  jene  bekannte,  wirtschaftliche  Eigentümlichkeit  des  forstlichen  Ge- 
werbes, dass  bei  ihm  das  erntereife  Produkt  sich  seinem  Wesen  nach  so  wenig, 
ja  bis  zu  emer  gewissen  Grenze  gar  nicht,  von  dem  in  der  Wirtschaft  tätigen 
Betriebskapital  unterscheidet.    Beide,  Produkt  und  Kapital,  sind  eben  Holz." 

Wie  oben  bei  den  Ausführungen  über  die  Trennung  von  Ver- 
mögen und  Einkommen  schon  einmal  hervorgehoben  wurde,  wer- 
den andererseits  die  einkommensteuerfreien,  aussergewöhnlichen 
Nutzungsergebnisse  dem  Steuerpflichtigen  sehr  oft  ein  unversteuertes 
Einkommen  verschaffen,  ohne  dass  also  sein  Vermögen  und  seine 
Leistungsfähigkeit  eine  dauernde  Änderung  erfahren.  Nur  in  diesem 
Falle  wäre  aber  eine  Steuerbefreiung  gerechtfertigt.  Die  Steuer- 
freiheit ausserordentlicher  Hiebsmassnahmen  muss  die  Waldbesitzer 
geradezu  anreizen  zu  solchen  Manipulationen,  die  einer  Steuer- 
hinterziehung gleich  zu  achten  sind  und  den  Steuerfiskus  benach- 
teiligen. 

Der  von  Fuisting  und  Endres  erhobene  Einwand,  es  sei 
unrichtig,  den  Wertszuwachs  des  Waldes  auch  dann  zu  besteuern, 
wenn  er  nicht  bezogen,  d.  h.  in  Geld  umgesetzt,  sondern  ganz  oder 
teilweise  im  Walde  belassen,  d,  h,  als  Kapital  oder  Vermögen 
aufgespeichert  werde,  kann  als  stichhaltig  nicht  anerkannt  werden, 
denn  erstens  wird  der  Wertszuwachs  nach  Ablauf  des  Jahres  seiner 
Entstehung  zu  Vermögen,  dessen  Besitz  leistungsfähiger  macht  und 
das  von  der  Einkommensteuer  nicht  mehr  getroffen  werden  sollte; 
zweitens    ist   der  Waldbesitzer   keineswegs   gezwungen    —  zumal 


beim  Nachhaltsbetriebe  — ,  weniger  als  die  Waldrente  zu  nutzen, 
und  drittens  bezieht  der  die  Zinsen  sparende  Kapitalist  und  der 
einen  Teil  seines  geschäftlichen  Reingewinns  in  die  Erwerbswirt- 
schaft steckende  Unternehmer  ja  auch  nicht  den  gesamten  Ver- 
mögenszuwachs oder  den  ganzen  Reingewinn  des  Jahres  aus  seinem 
Betriebe  und  seinen  Einkommensquellen,  nichtsdestoweniger  müssen 
aber  beide  Steuerpflichtige  ihr  gesamtes  Jahreseinkommen,  d.  h.  den 
ganzen  Jahres-Reingewinn,  versteuern.  Es  geschieht  dem  Wald- 
besitzer also  mit  der  Besteuerung  des  Wertszuwachses  keineswegs 
Unrecht,  wenn  er  auch  eine  Reihe  von  Jahren  aus  seinem  Walde 
weniger  bar  vereinnahmt  als  er  vermögensrechtlich  zu  beziehen 
berechtigt  ist,  ebenso  wie  er  andererseits  auch  nicht  bevorzugt  wird, 
wenn  er  zeitweise  mehr  als  den  Wertszuwachs  des  Waldes  nutzt, 
trotzdem  aber  nicht  mehr  als  den  wirklichen,  reinen  Wertszuwachs 
zu  versteuern  hat. 

Es  fragt  sich  nun  schliesslich  noch,  auf  welche  Weise  der  jähr- 
liche Wertszuwachs  bezw.  die  Waldrente  des  jährlichen  Nachhalt- 
betriebes am  zweckmässigsten  zu  ermitteln  ist?  Wie  beim  aussetzen- 
den Betriebe,  so  kann  auch  beim  jährlichen  Betriebe,  wenn  sehr 
abnorme  Verhältnisse  vorliegen,  der  Waldwert  als  Anhaltspunkt 
für  die  Ermittelung  der  jährlichen  Waldrente  in  der  Weise  benutzt 
werden,  die  im  folgenden  Abschnitte  über  die  Besteuerung  des  aus- 
setzenden Betriebes  näher  dargestellt  ist  (s.  S.  328  ff.).  Und  zwar  wird 
bei  diesem  Betriebe  gegen  die  Einschätzung  einer  durchschnitt- 
lichen Verzinsungshöhe,  d.  h.  des  entsprechenden  Wirtschaftszins- 
fusses,  für  jede  Betriebsklasse  von  Fall  zu  Fall  kaum  etwas  einzu- 
wenden sein,  so  dass  die  Formel  R«  =  W  ■  0,0  p  dabei  benutzt  wer- 
den kann,  worin  R„  die  jährliche  Waldrente,  W  den  Waldwert  und 
p  den  Wirtschaftszinsfuss  bedeutet.  Unter  normaleren  Verhält- 
nissen, und  wenn  die  Waldvermögenswerte  besonders  berechnet 
werden  müssen,  wie  in  Staaten,  in  welchen  die  Vermögenssteuer 
nicht  eingeführt  ist,  wird  dagegen  ein  einfacheres  Verfahren  in  der 
Regel  Platz  greifen  können.  Hier  wird  man  die  wirkliche  Nutzungs- 
grösse,  den  tatsächlichen,  reinen  Jahres-Eriös  aus  dem  Walde,  als 
Anhaltspunkt  für  die  Feststellung  des  Einkommens  wählen  können, 
in  dem  Sinne,  dass  nach  Ermittelung  des  jährlichen  Massen- 
zuwachses und  der  Differenz  zwischen  diesem  und  der  Jahres- 
nutzung, die  Masse  der  Mehr-  oder  Mindernutzung  gegenüber  dem 
wirklichen  Zuwachse  mit  dem  Durchschnittserlöse  der  Massenein- 
heit (Fm)  multipliziert  und  das  Ergebnis  dann  entweder  vom  wirk- 
lichen Erlöse  abgezogen  oder  demselben  zugezählt  wird,  je  nach- 
dem es  sich  im  gegebenen  Falle  um   eine  Mehr-  oder  um    eine 


Mindernutzung  handelt.  Sollte  sich  aber  die  Mehr-  bezw.  Minder- 
nutzung nur  auf  Haubarkeits-  oder  nur  auf  Zwischennutzungen  oder 
nur  auf  eine  bestimmte  Holzart  erstrecken,  so  müsste  natürlich  nicht 
der  Gesamt-Durchschnittserlös  für  den  Fm,  sondern  es  müssten  in 
solchen  Fällen  die  entsprechenden  Holzpreise  in  Ansatz  gebracht 
werden. 

3.   Die  Besteuerung  des  Einkommeas  aus  dem  aussetzenden 
Forstbetriebe. 

Wie  die  Ansichten  über  die  Besteuerung  des  Einkommens  aus 
dem  forstlichen  Nachhaitsbetriebe  schon  infolge  der  verschiedenen 
Auffassungen  vom  Jahres-Re  inertrage  oder  der  Jahres-Rente  dieses 
Betriebes  auseinandergehen,  so  besteht  diese  Verschiedenheit  der 
Meinungen  naturgemäss  in  noch  schärfer  hervortretendem  Masse 
hinsichtlich  des  aussetzenden  Forstbetriebes. 

Wird  nur  der  Grund  und  Boden  als  Einkommensquelle  be- 
trachtet, so  darf  natürlich  nur  der  Wert  der  reifen  und  geernteten 
Frucht  zur  Einkommensteuer  herangezogen  werden;  die  Jahres- 
wertszuwachse eines  Holzbestandes  sind  nach  dieser  Auffassung 
keine  fertigen  Früchte  oder  Erträge ,  sondern  werdende  Früchte- 
die  steuerlich  nicht  erfasst  werden  können.  Wer  dagegen,  einen 
grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  aussetzendem  und  jährlichem 
Nachhaltsbetriebe  nicht  anerkennend,  auch  das  in  dem  Holzbestande 
steckende  Kapital  als  Einkommensquelle  ansieht,  den  ersparten 
Jahreszuwachsen  nach  Ablauf  des  Jahres  ihrer  Erzeugung  Kapital- 
eigenschaft beilegt  und  bei  der  Einkommenbesteuerung  zwischen 
vorhandenem  Vermögen  und  Jahreseinkommen  scharf  unterscheidet, 
der  kann  nicht  die  Erträge  zur  Zeit  ihres  Anfalls,  sondern  nur  die 
Jahres -Wertszuwachse  als  Jahres- Reinerträge  oder  -Renten  be- 
trachten und  muss  daher  der  Besteuerung  des  jährlichen  Werts- 
zuwachses, d.  h,  der  jeweiligen  Waldrente,  als  allein  richtig  und 
gerecht,  das  Wort  reden,  mag  es  sich  nun  um  den  Nachhalts-  oder 
um  den  aussetzenden  Betrieb  handeln.  Nur  diese  Art  der  Ein- 
kommenbesteuerung führt  nicht  zu  Widersprüchen,  Ungerechtig- 
keiten und  Härten,  und  nur  sie  kann  Anspruch  auf  eine  konse, 
querite  Festhaltung  und  Durchführung  eines  einzigen  Grundsatzes 
machen. 

Die  Gründe,  die  von  den  Anhängern  der  Besteuerung  des 
aussetzenden  Forstbetriebs  nach  den  tatsächlichen  Geldeingängen 
in's  Feld  geführt  worden  sind,  können  vor  der  objektiven  Kritik 
nicht  Stand  halten. 
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Insbesondere  hat  Endres  den  Beweis  von  der  Unrichtigkeit 
unserer  Ausführungen,  sowie  von  der  Unzweckmassigkeit  unserer 
Vorschlage  noch  nicht  erbracht.  Weder  sein  Referat  über  die  Be- 
steuerung des  Waldes  auf  der  V.  Hauptversammlung  des  Deutschen 
Forstvereins  zu  Eisenach  im  Jahre  1904  noch  der  Abschnitt  über 
Waldbesteuerung  in  seiner  1905  erschienenen  Forstpolitik  haben 
den  Verfasser  von  der  Richtigkeit  der  Endres'schen  bezw.  von 
der  Unrichtigkeit  seiner  eigenen  Auffassung  in  dieser  Frage  über- 
zeugen können.  Der  beste  Beweis  dafür  aber,  dass  auch  andere 
der  Endres'schen  Auffassung  nicht  beipflichten,  ist  der,  dass 
immer  mehr  Stimmen  gegen  die  Endres'schen  Ansichten  auf  dem 
Gebiete  der  Waldbesteuerung  laut  geworden  sind,  nämlich  ausser 
Wimmenauer')  und  G r a n e r ')  neuerdings  Hausrath")  und 
Frey*),  die  sich  samtlich  in  unserem  Sinne  geäussert  haben. 

Zu  welchen  Konsequenzen  die  Preussische  Einkommen- 
steuer-Veranlagungsart, mit  der  die  Endres'schen  Ansichten  im 
grossen  ganzen  übereinstimmen,  bei  im  aussetzenden  Betriebe 
stehenden  Forsten  führt  und  führen  muss,  geht  z.  B.  aus  folgendem 
hervor.  Von  Fricke*)  war  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die 
un  regelmässigen  Einnahmen  aus  dem  aussetzenden  Forstbetriebe 
Oberhaupt  als  Einkommen  und  nicht  vielmehr  als  „ausserordent- 
liche Einnahmen  aus  dem  nicht  gewerbsmässig  unternommenen 
Verkauf  von  Grundstücken"  (§  7  des  Preuss.  Einkommensteuer- 
gesetzes) anzusehen  seien.  Da  letztere  steuerfrei  bleiben  als  „Ver- 
mehrung des  Stammvermögens"  —  richtiger  würde  es  heissen: 
als  Vermehrung  des  sonstigen  Stammvermögens  oder :  weil  keine 
eigentliche  Vermögensmehrung,  sondern  lediglich  eine  Formver- 
änderung des  vorher  schon  vorhandenen  Vermögens  stattfindet, 
denn  der  Wert  des  Abtriebsbestandes  stellt  ebenso  gut  ein  Stamm- 
vermögen dar  wie  der  kapitalisierte  Gelderlös  aus  demselben!  ^, 
müssten  auch  die  Abtriebsnutzungen  des  aussetzenden  Betriebes 
von  der  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  ausgeschlossen  sein. 
Zu  derselben  Ansicht  müsse  man  ferner  auch  auf  Grund  des 
Artikels  23  der  Ausführungs-Anweisung  des  Finanzministers  vom 
6.  Juli  1900  gelangen,  wonach  „einmalige  Zuwendungen"  dem  steuer- 
pflichtigen Einkommen  nicht  zuzurechnen  seien,  denn  wenn  jemand 

1)  Forstwissenschaft].  Zentralblatt,  Jahrgang '1901,  S.  559  u,  ff.  und  Bericht 
über  die  V.  Hauptversammlung  des  Deutschen  Forstvereina  zu  Eisetiacii  vom  la. 
bis  17.  Sept.  1904,  S.  136  u.  ff. 

*)  Bericht  Ober  die  vorstehende  Versammlung,  S.  139  u  ff. 

s)  Forstwissenschaft!.  Zentralblatt,  1906,  S.  9  ff. 

*)  Allgem.  Forst-  und  Jagdzeitung,  Jahrgang  1906,  S.  184  ff. 

6)  Deutsche  Forstzeitung,  1902,  S.  901  ff.  ^ 
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einen  kleinen  Wald  besitze  und  das  Holz  hiebsreif  werden  lasse, 
bevor  er  zum  Verkaufe  desselben  schreite,  bis  dahin  auf  jede  Ab- 
triebsnutzung verzichtend,  dann  könne  die  Einnahme  aus  einem 
solchen  Verkaufe  nicht  als  eine  fortlaufende,  sondern  nur  als  eine 
„einmalige"  angesehen  werden.  „Das  Wachstum  des  Waldes  ist 
ein  so  langsames,  dass  die  Hiebsreife  einzelner  Bestände  immer  erst 
in  einem  Alter  zwischen  60  und  120  Jahren  eintritt.  Vergleicht 
man  mit  dieser  langsamen  Wiederkehr  der  Abnutzungsfähigkeit 
forstlicher  Grundstücke  die  Dauer  einer  Menschengeneration,  so 
wird  es  klar,  dass  die  Einnahmen  aus  dem  Abtrieb  einzelner  Wald- 
bestände für  den  jeweiligen  Besitzer,  ja  sogar  für  zwei  bis  drei 
aufeinanderfolgende  Generationen  nur  einmalige  sind  und  deshalb 
auf  Grund  des  Artikels  23  der  Anweisung  von  1900  zur  Ein- 
kommensteuer eigentlich  nicht  herangezogen  werden  dürften"  (a.  a.  O. 
S.  904).  Wenn  wir  nun  auch  bezQglich  der  Auslegung  des  Ar- 
tikels 23  der  Ausführungsanweisung  zum  preussischen  Einkommen- 
steuergesetze Fr  icke  nicht  beistimmen  können,  weil  dieser  Artikel 
nur  vom  „Einkommen  aus  Rechten  auf  periodische  Hebungen  und 
Vorteile  irgend  welcher  Art"  handelt,  das  unter  §  6  Ziffer  4  des 
Einkommensteuergesetzes  fällt,  während  wir  es  bei  Einnahmen  aus 
Abtriebsnutzungen  doch  entschieden  mit  Einkünften  aus  Grundver- 
mögen zu  tun  haben,  die  unter  Ziffer  2  des  §  6  fallen,  so  müssen 
wir  doch  anerkennen,  dass  die  von  Fricke  aufgeworfene  Frage 
im  Hinblick  auf  den  §  7  (früher  §,8)  des  preuss,  Einkommensteuer- 
gesetzes ihre  volle  Berechtigung  hat,  denn  es  ist  tatsächlich  nicht 
einzusehen,  warum  die  Flüssigmachung  des  Holzbestandskapitals  — 
der  Bestandswert  ist  nichts  anderes  als  ein  Kapital;  der  Ausdruck 
„werdende  Frucht"  oder  „werdendes  Einkommen"  verwirrt  und  hat 
steuerrechtlich  keine  Berechtigung,  denn  es  handelt  sich  hier  stets 
um  Jahres-,  nicht  aber  um  ein  u-jähriges  Einkommen!  —  allein 
als  steuerbares  Einkommen,  die  Flüssigmachung  des  Holzbestands- 
kapitals plus  des  Bodenkapitals  dagegen  nicht  als  solches  zu  be- 
trachten sein  soll.  Es  ist  ganz  unverständlich,  warum  in  einem 
Falle  die  Umwandlung  des  Bestandskapitals  in  ein  Geldkapital  von 
der  Einkommensteuer  berührt,  im  anderen  Falle  aber  von  ihr  nicht 
berührt  werden  soll.  Hier  liegt  eine  Inkonsequenz  vor,  die  einzig 
und  allein  im  Systeme  der  Besteuerung  ihre  Begründung  hat  und 
die  zum  Schlüsse  führt,  dass  das  fragliche  Besteuerungssystem 
nicht  das  richtige  ist,  sondern  auf  einer  falschen  Auffassung  beruht. 
Es  entspricht  ganz  unserer  Ansicht  von  der  Besteuerung,  wenn 
Fricke  (a.  a.  O.  S.  903)  sagt:  „Es  ist  unrichtig,  im  Forstbetriebe 
nur  den  Grund  und  Boden  als  Grundvermögen  anzusehen.    Nament- 
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lieh  bei  einzelnen  Beständen  ist  das  Holz  ebenso  gut,  oft  sogar 
noch  viel  mehr  als  der  Forstgrund  das  werbende  Kapital.  Deshalb 
liegt  gar  kein  Grund  vor,  den  Verkauf  einzelner  Bestände  aus 
Waldungen  mit  aussetzendem  Betrieb  bezüglich  der  Veranlagung 
zur  Einkommensteuer  anders  zu  behandeln  als  den  Grund  und 
Boden,"  Und  wenn  Fricke  (a.  a.  O.  S.  904)  weiter  sagt:  „Es  ist 
sachlich  durchaus  ungerechtfertigt,  derartige  Einnahmen  als  „„Ein- 
kommen"" aus  Grundvermögen  anzusehen.  Der  Verkauf  einzelner 
Bestände  aus  kleinen  Forsten  mit  aussetzendem  Betriebe  ist  in  der 
Regel  weiter  nichts  als  die  Umwandlung  eines  Holzkapitals  in 
ein  Geldkapital, "  so  müssen  wir  dem  ebenfalls  zustimmen. 

Insoweit  Fricke  die  Preussischen  Besteuerungsvorschriften 
als  ungerecht  verurteilt,  sind  wir  also  mit  ihm  vollkommen  einer 
Ansicht,  anders  hegt  die  Sache  dagegen  bezüglich  seiner  positiven 
Vorschläge.  Nach  dieser  Richtung  hin  können  wir  Fricke  nicht 
folgen.  Er  führt  nämlich  (a.  a.  O.  S.  904)  weiter  aus :  „Alle  Ver- 
suche, welche  von  Veranlagungs-,  Berufungskommissionen  und  an- 
deren Steuerinstanzen  gemacht  worden  sind  und  noch  gemacht 
werden,  durch  Auslegungen,  Entscheidungen,  Verfügungen  eine 
Praxis  herbeizuführen,  welche  dem  Gerechtigkeitssinn  und  jener 
Anweisung  zu  gleicher  Zeit  Genüge  leistet,  werden  dauernd  ohne 
Erfolg  bleiben.  —  Hier  hilft  nur  eine  grundsätzliche  Änderung  jenes 
Artikels  13.  Es  muss  klar  ausgesprochen  werden,  dass  die  un- 
regelmässigen  Einnahmen  aus  dem  Verkauf  einzelner  Waldbestände, 
welche  Teile  eines  kleinen  Waldes  mit  aussetzendem  Betriebe  sind 
oder  mit  anderen  Waldbeständen  überhaupt  nicht  in  einem  wirt- 
schaftlichen Zusammenhange  stehen,  nicht  als  Jahreseinkommen 
anzusehen,  vielmehr  den  ausserordentlichen  Einnahmen  aus  dem 
nicht  gewerbsmässigen  Verkauf  von  Grundstücken  (§  8  des  Ein- 
kommensteuergesetzes) gleich  zu  stellen  sind.  Vielleicht  kann  man 
diese  Gleichstellung  an  die  Bedingung  knüpfen,  dass  der  Steuer- 
pflichtige die  Verwendung  des  Holzkaufgeldes  zur  Vermehrung  des 
Stammvermögens  nachweist."  Mit  anderen  Worten:  Fricke  will 
nichts  anderes,  als  den  aussetzenden  Forstbetrieb  überhaupt  nicht 
zur  Einkommensteuer  herangezogen  wissen.  Das  geht  aber  doch 
keineswegs  an,  denn  der  Wald  ist  unter  allen  Umstanden,  in  jeg- 
licher Verfassung,  für  den  Besitzer  eine  Ertrags-  und  Einkommens- 
quelle, und  in  irgend  einer  Weise  muss  deshalb  auch  der  aussetzende 
Forstbetrieb  von  der  Einkommensteuer  getroffen  werden.  Ganz 
steuerfrei  darf  ein  Teil  des  Grundvermögens  unmöglich  bleiben. 
Mit  Recht  erklärte  sich  daher  Godbersen')  mit  dem  positiven 

1)  Deutsche  Forstzeitung,  1902,  S.  98a  fF.  ^ 
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Vorschlage  Fricke's  nicht  einverstanden.  Ersterer  steht  auf  dem 
Boden  der  damaligen  Entscheidungen  des  Kgl.  Preuss.  Oberverwal- 
tungsgerichts in  Staatssteuers^ohen  und  betrachtet  demgemäss  den  . 
Einschlag  alles  hiebsreifen  Holzes  als  regelmässige  und  steuer- 
pflichtige Nutzung,  gleichgültig,  welche  Zeit  die  auf  einmal  genutzte 
Menge  zur  Hiebsreife  gebraucht  hat,  und  den  Einschlag  alles  noch 
nicht  hiebsreifen  Holzes  als  aussergewöhnliche  und  deshalb  nicht 
steuerpflichtige  Nutzung.  „Wollte  man",  so  führt  Godbersen 
(a.  a.  O.  S.  984)  aus,  „diese  Abtriebe  —  hiebsreifen  Holzes  —  jedes- 
mal als  eine  Verminderung  des  Holzkapitals  ansehen,  also  steuer- 
frei lassen,  so  wäre  das  eine  Ungerechtigkeit  gegenüber  allen  Wald- 
besitzern, welche  die  nach  einem  regelmässigen  Betriebsplane  jähr- 
lich stattfindenden  Nutzungen  versteuern  müssen.  Der  Unterschied 
zwischen  den  Erträgen  der  Forsten  mit  jährlichem  Einschlage  und 
solcher  mit  aussetzendem  Betriebe  beruht  mehr  in  der  Form  als  in 
der  Sache.  In  beiden  EäUen  stellt  der  Nettoertrag  des  hiebsreifen 
Holzes  den  Zinsengenuss  dar,  im  ersteren  Falle  die  jahrlichen, 
im  anderen  die  in  längeren  Zwischenräumen  eingehenden 
Zinsen."  Diese  Sätze,  so  richtig  sie  zweifellos  sind,  weisen  uns 
aber  doch  zugleich  auf  die  schwache  Seite  der  Ansicht  Godber- 
sen's  hinsichtlich  der  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebes  hin. 
Die  Einkommensteuer  soll  die  jährlichen  Zinsen  von  Kapitahen 
treffen,  nicht  aber  diejenigen  einer  Reihe  von  Jahren,  z.  B.  von 
u  Jahren.  Zwischen  der  Fricke'schen  Ansicht,  die  auf  Steuer- 
freiheit der  Nutzungen  des  aussetzenden  Betriebes  hinausläuft,  und 
der  von  Godbersen,  welche  die  Besteuerung  lediglich  des  hiebs- 
reifen Holzes  auf  den  Schild  erhebt,  liegt  das  richtige,  die  Besteue- 
rung des  jährlichen  Wertszuwachses,  welcher  allein  als  der  Jahres- 
zins des  Waldkapitals  anzusprechen  ist.  Diese  Folgerung  hat  Fricke 
aus  seiner  Verurteilung  der  preussischen  Besteuerungsvorschriften 
nicht  gezogen,  undGodbersen  sagt  zwar  (a.a.  O.  S.983),  Fricke 
müsse,  wenn  er  den  Holzbestand  so  gut  wie  den  Grund  und  Boden 
als  werbendes  Kapital  ansehe,  folgerichtig  den  Zuwachs  des 
aufstehenden  Holzes  als  steuerbares  Einkommen  betrachten;  aber 
er  selbst  bekennt  sich  zu  dieser  Auffassung  nicht,  sondern  beruhigt 
sich  bei  der  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  2.  Mai 
1899,  wonach  der  Wert  des  jährlichen  Zuwachses  nicht  als  Ein- 
kommen im  steuerrechtlichen  Sinne  betrachtet  werden  könne,  wenn- 
gleich er  die  Schwierigkeiten,  die  der  Begriff  der  ^Hiebsreife" 
verursacht,  nicht  verkennt  und  die  Härten  und  Ungerechtigkeiten,  ■ 
die  in  der  Progression  der  modernen  Einkommensteuern  liegen, 
zugibt. 
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Auch  Endres  spricht  sich  natOrUch  gegen  die  Schlussfolge- 
rung  Fricke's  mit  Recht  aus  und  sucht  den  von  diesem  hervor- 
gehobenen Widerspruch,  der  in  der  Besteuerung  des  veräusserten 
Holzbestandes  einerseits  und  in  der  Steuerfreiheit  des  samt  dem 
Boden  verkauften  Bestandes  andererseits  liegt,  aufzuklaren  und 
seinen  Standpunkt  zu  verteidigen,  indem  er  zunächst  darauf  hin- 
weist, dass  der  grösste  Teil  der  Privatwälder  einkommensteuerfrei 
bleiben  wOrde,  und  dass  nur  diejenigen  Waldbesitzer,  die  ihren 
Wald  im  jahrUchen  Nachhaltbetriebe  bewirtschaften ,  Einkommen- 
steuer zu  zahlen  hätten,  wenn  die  Argumente  Fricke's  als  zu- 
treffend erachtet  werden  könnten.  Jeder  Waldbesitzer  habe  es 
dann  in  der  Hand,  durch  Aufgabe  des  jahriichen  Nachhaltbetriebs 
und  durch  periodische  Nutzungen  im  aussetzenden  Betriebe  sich 
einkommensteuerfrei  zu  machen. 

Hinsichtlich  seiner  Schlussfolgerung  gegenüber  dem  Fr  ick  e'- 
schen  Steuerbefreiungsvorschlage  stimmen  wir  Endres  ebenso  zu, 
wie  wir  dies  Godbersen  gegenüber  getan  haben.  Da  aber  der 
fragliche  Widerspruch  nicht  abzuleugnen  ist,  und  da  wir  die  von 
Fricke  vorgebrachten  Argumente,  abgesehen  von  der  „einmaligen 
Zuwendung",  für  durchaus  richtig  halten,  so  gelangen  wir  zu  einer 
sowohl  von  der  Fricke'schen  wie  von  der  Endres'schen  und 
Godberse n'schen  abweichenden  Schlussfolgerung,  welche  die 
beiden  letztgenannten  zwar  andeuten,  die  sie  aber  nicht  ziehen. 

Endres  argumentiert  folgendermassen :  Die  fragliche  Auf- 
fassung gehe  insofern  von  irrigen  Voraussetzungen  über  das  Wesen 
der  Einkommensteuer  aus,  als  für  die  Steuerpflichtigkeit  lediglich 
der  Umstand  massgebend  sein  könne,  ob  die  Einnahme  quellen- 
mässig  sei,  d.  h.,  ob  sie  als  Ertrag  einer  im  Gesetze  aufgeführten 
Einkommensquelle  aufzufassen  sei.  Regelmässigkeit  und  Ergiebig- 
keit einer  Einnahme  sei  nach  der  oben  schon  einmal  erwähnten 
Entscheidung  des  Kgl.  preuss.  Oberverwaltungsgerichts  in  Staats- 
steuersachen vom  3.  November  1892  (Band  I,  S.  33/34)  steuerlich 
ohne  Bedeutung.  Der  Abtriebswert  des  Bestandes  sei  der  Ertrag 
der  Einkommensquelle  Grundbesitz,  und  diese  Eigenschaft  werde 
dadurch  nicht  abgeändert,  dass  der  Ertrag  immer  nur  innerhalb 
langer  Zeiträume  fällig  werde.  Selbst  wenn  derselbe  nur  ein  ein- 
maliger wäre,  müsste  er  als  quellenmässig  versteuert  werden.  Wenn 
der  Waldbesitzer  dagegen  seinen  Wald,  d.  h.  den  Boden  und  den 
Bestand  zusammen  verkaufe,  so  habe  er  keinen  Ertrag  erzielt,  son- 
dern das  Wald  vermögen  in  Geldkapital  umgewandelt.  Sein 
Einkommen  und  seine  persönliche,  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit 
werde  durch  diesen  Wertstausch,  vorausgesetzt,   dass  er  auf  rich- 


tige,  rechnerische  Grundlagen  aufgebaut  sei,  nicht  geändert.  Steuer- 
pflichtig werde  der  Waldbesitzer  nur  wieder  mit  dem  Ertrage  des 
Geldkapitals  ebenso,  wie  er  es  bisher  mit  dem  Ertrage  des  Bodens 
gewesen  sei.  Dieser  sei  eben  der  darauf  erwachsene  Holzbestand. 
In  diesen  Ausführungen  tritt  uns  die  ausserordenthche Schwäche 
der  Begründung  des  Preussischen  bezw.  Endres'schen  Steuer- 
systems so  recht  klar  vor  Augen.  Es  ist  eitel  Sophistik,  wenn  der 
Verkauf  von  Boden  und  Holzbestand  keinen  Ertrag  des  Wald- 
besitzers darstellen  soll,  während  die  Veräusserung  des  Holzbestands 
allein  als  Ertrag  des  Grundbesitzes  und  demgemäss  als  steuer- 
bares Einkommen  aus  Grundvermögen  betrachtet  wird.  Beim  Ver- 
kaufe des  Waldes  wird  allerdings  das  Waldvermögen  in  ein  Geld- 
kapital umgewandelt;  aber,  so  fragen  wir,  ist  es  denn  etwas  anderes, 
wenn  der  Waldbesitzer  nur  seinen  Holzbestand  veräussert?  Be- 
deutet dieser  Verkauf  denn  nicht  auch  einen  „  Wertstausch "  und 
eine  Umwandlung  des  Hotzbestandskapitals  in  ein  Geldkapital? 
Wie  liegt  denn  die  Sache,  wenn  der  Waldbesitzer  zunächst  den 
hiebsreifen  Bestand  an  einen  Holzhändler  und  alsbald  nach  erfolgter 
Fällung  und  Räumung  des  Schlages  oder  auch  gleichzeitig  mit  der 
Veräusserung  des  Holzes  den  nackten  Boden,  die  Blosse,  an  den 
benachbarten  Waldbesitzer  verkauft?  Da  der  Verkauf  des  Bodens 
mit  der  Veräusserung  des  Holzbestandes  gar  nichts  zu  tun  hat,  so 
würde  nach  der  Endres'schen  Auffassung  der  Waldbesitzer  in 
diesem  Falle  mit  dem  Werte  des  Abtriebsbestandes  einkommen- 
steuerpflichtig sein,  während  er  beim  Verkaufe  von  Boden  und  Holz- 
bestand gemeinsam,  entweder  an  den  benachbarten  Waldbesitzer 
oder  an  einen  Holzhandler,  steuerfrei  sein  würde?  Eine  Auf- 
fassung, die  zu  solchen  Ergebnissen  führt,  ist  doch  ohne  Zweifel 
ganz  unhaltbar I  Gerade  dieses  Beispiel  lehrt  schlagend,  wie 
unrichtig  die  Auffassung  des  nicht  hiebsreifen  Holzbestandskapitals 
als  „werdende  Frucht"  und  „werdendes  Einkommen"  ist,  und  wie 
richtig  andererseits  die  Auffassung  erscheint,  nach  welcher  jeder 
Holzbestand  als  werbendes  Kapital  oder  Vermögen  angesehen  wird, 
an  dem  alljährlich  ein  Wertszuwachs  erfolgt,  und  das  jährliches 
„Einkommen"  abwirft,  auch  wenn  dieses  nicht  gleich  in  Geld  um- 
gewandelt wird.  Wir  haben  es  eben  hier  mit  Naturaleinkommen 
zu  tun;  aber  niemand  wird  heute  behaupten  wollen,  dass  Natural- 
einkommen kein  Einkommen  im  steuerrechtlichen  Sinne  sei.  Der 
jährliche  Wertszuwachs  des  Waldes  ist  ebenso  quellenmässig  wie 
jeder  andere  Ertrag  oder  jede  andere  Art  von  Einkommen;  er 
ist  als  der  Ertrag  der  Einkommensquelle  „Boden  und  Bestand" 
aufzufassen.    Der  Abtriebswert  des  Bestands  dagegen  ist  nicht  der 
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Jahres  ertrag  bezw.  das  Jahres  einkommen  der  Einkommens- 
quelle „Grundbesitz",  sondern  er  ist  ein  Ertrag  von  u  Jahren,  er 
setzt  sich  aus  dem  Einkommen  vom  Grundbesitz  nebst  Zubehör 
von  u  Jahren  zusammen,  während  die  Steuer  grundsatzlich  nur 
den  Reinertrag  bezw.  das  Einkommen  eines  einzigen  Jahres 
treffen  soll. 

Es  ist  richtig,  dass  das  Einkommen  und  die  persönliche,  wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit  des  Waldbesitzers  durch  den  Verkauf 
des  Bodens  samt  des  Holzbestandes  nicht  geändert  wird.  Aber 
ist  das  beim  Verkaufe  des  Holzbestandes  allein  etwa  anders? 
Mit  nichten !  In  beiden  Fällen  bleibt  die  wirtschafüiche  und  steuer- 
liche Leistimgsfahigkeit  des  Waldbesitzers  vor  und  nach  der  Ver- 
äusserung  ganz  die  gleiche.  Der  Holzbestandswert  stellt  eben 
gerade  so  gut  einen  Vermögenswert  dar  wie  der  Wert  des  Grund 
und  Bodens  und  wie  Geldkapitalwert,  und  er  kann  j  e  d  e  r  z  e  i  t  in  ein 
Geldkapital  umgewandelt  werden,  denn  er  besitzt  —  wenigstens 
in  kultivierten  Ländern  —  wenn  auch  keinen  Gebrauchs-,  so  doch 
immer  einen  Tausch-  oder  Verkehrswert.  Der  Waldbesitzer  sollte 
als  guter  Haushalter  die  Einnahme  aus  dem  genutzten  Abtriebs- 
bestande, die  fast  vollständig  aus  dem  zu  Beginn  des  Jahres  schon 
vorhandenen  Vermögen  stammt,  nicht  als  laufende  Einnahme  be- 
trachten und  verbrauchen,  sondern  als  Vermögen  behandeln.  Es 
entspricht  dies  auch  ganz  den  Grundsätzen,  nach  welchen  in  gut 
geleiteten  Fideikommissherrschaften  verfahren  wird.  Gehört  z.  B. 
zu  einem  Fideikommissgut  ein  grösserer,  im  aussetzenden  Betriebe 
stehender  Alteichenbestand,  der  unter  günstigen  Konjunkturen 
eingeschlagen  wird,  so  wird  jede  gewissenhafte  Fideikommissver- 
waltung  den  Erlös  aus  der  Abtriebsnutzung  als  Vermögensteil 
behandeln,  der  von  dem  Nutzniesser  des  Fideikommisses  nicht  im 
Jahre  des  Anfalls  verbraucht  werden  darf,  sondern  alsbald  wieder 
werbend  anzulegen  ist. 

Aus  welchem  Grunde  —  so  fragt  man  sich  ganz  unwillkür- 
lich —  soll  der  Waldbesitzer  plötzlich  in  einem  Jahre  mit  dem 
u-jährigen  Ertrage  des  Grund  imd  Bodens  steuerpflichtig  werden, 
während  er  u— i  Jahr  lang  einkommensteuerfrei  war,  und  während 
der  Kapitalist,  der  u  Jahre  lang  die  Zinsen  zum  Geldkapital  ge- 
schlagen hat,  alljährlich  seine  Zinsen  hat  versteuern  müssen?  Ist 
das  gerecht  oder  ungerecht?  Endres  sagt  zwar:  „Steuerpflichtig 
wird  er  —  der  Verkäufer  des  Waldes  —  nur  wieder  mit  dem  Er- 
trag des  Geldkapitals  ebenso,  wie  er  es  bisher  mit  dem  Ertrag 
des  Bodens  war;"  allein  das  „bisher"  bezieht  sich  bei  seinem  Ver- 
fahren theoretisch  auf  nur  ein  einziges  Jahr,  das  Abtriebsjahr. 
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Während  der  dem  Abtriebe  vorausgegangenen  u— i  Jahre  war  der 
Waldbesitzer  einkommensteuerfrei  (von  Durchforstungen  etc.  wird 
hierbei  der  Einfachheit  der  Darstellung  halber  abgesehen!),  und  er 
wird  es  nach  stattgefundener  Wiederaufforstung  des  Schlags  —  was 
den  Waldbesitz  betrifft  —  wieder  u — i  Jahre  lang  werden,  denn  der 
kapitalisierte  oder  in  irgend  einer  anderen  Form  werbend  angelegte 
Abtriebsertrag  (Au)  und  dessen  zukünftiger  Ertrag  berühren  den 
Wald  von  nun  an  nicht  mehr. 

Würde  der  Waldbesitzer  seine  Waldparzelle,  also  den  Boden 
samt  dem  Holzbestand,  kurz  vor  der  Hiebsreife  des  letzteren,  ver- 
kaufen, so  würde  er  allerdings  von  diesem  Zeitpunkte  an,  voraus- 
gesetzt dass  er  den  Erlös  als  werbendes  Geldkapital  anlegt,  mit  dem 
Ertrage  dieses  Kapitals,  d.  h.  dessen  Zinsen,  steuerpflichtig  werden. 
Diejenige  Steuersumme  aber,  die  nach  Endres  Auffassung  den 
Ertrag  des  Bodens,  den  Endwert  der  u-jährigen  Rente  des  Bodens, 
im  Werte  des  Abtriebsertrages  treffen  sollte,  braucht  er  nicht  mehr 
zu  bezahlen;  von  dieser  hat  er  sich  vielmehr  durch  den  Verkauf 
des  Waldes  befreit.  Er  selbst  hat  die  Steuer  fast  u  Jahre  lang 
durch  Belassen  des  Holzzuwachses  im  Walde  gespart  und  sie  nun- 
mehr beim  Verkaufe  auf  den  Käufer  des  Waldes  Qberwälzt. 
Endres  sagt  allerdings  (a.  a.  O.  S.  794),  diejenigen,  die  nach  Ein- 
führung der  Steuer  einen  solchen  Wald  kauften,  müssten  beim 
Abschlüsse  des  Kaufaktes  auf  das  Vorhandensein  der  beim  Be- 
standsabtriebe fällig  werdenden  Steuerschuld  Rücksicht  nehmen, 
d.  h.  den  Kaufpreis  entsprechend  festsetzen.  Allein  das  ist  leichter 
gesagt,  als  getan.  Ob  beim  Kaufe  des  Waldes  dieser  Punkt  tat- 
sächlich genügend  berücksichtigt  wird,  erscheint  uns  sehr  zweifel- 
haft, denn  das  hängt  von  zu  vielen  Umständen  ab. 

Unseres  Erachtens  ist  ein  200-jähriger  Eichenbestand,  der  6 
bis  IG  Generationen  überdauert  hat,  entweder  als  eine  von  den 
vorausgegangenen  Generationen  stammende  Erbschaft  zu  betrachten 
oder  aber  als  bereits  vorhandenes  Stammvermögen  des  Besitzers. 
Jahres ■  Einkommen  ist  der  Wert  des  Bestandes  keinesfalls!  Im 
ersteren  Falle  würde  der  Wert  des  Abtriebsertrages  des  Bestandes, 
da  Erbschaften  ja  nach  den  meisten  Einkommensteuergesetzen  nicht 
zum  Einkommen  gerechnet  werden,  einkommensteuerfi-ei  bleiben, 
ähnlich  wie  eine  „einmalige  Zuwendung";  im  zweiten  Falle  aber 
würde  der  Eichenbestand  von  seiner  Begründung  bezw.  von  dem 
Zeitpunkte  der  Einfuhrung  der  Einkommensteuer  an  mit  dem  Werte 
des  reinen  Jahreszuwachses  einkommensteuerpflichtig  gewesen  sein. 
Wir  halten  unbedingt  die  letztere  Auflassung  für  die  richtige,  und 
wir  glauben  uns  keiner  Selbsttäuschung  hinzugeben,  wenn  wir  die 
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Vermutung  aussprechen,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Sachver- 
ständigen sich  mit  der  Zeit  dieser  Ansicht  anschliessen  wird.  Nach 
der  E  n  d  r  es  'sehen  Auffassung  würde  die  nicht  im  Walde 
bestehende,  wirkhche  Erbschaft  vor  dem  Übergange  auf  den 
neuen  Eigentümer  mit  ihrer  Rente  alljährlich  der  Einkommen- 
steuer unterworfen  sein,  der  Wert  eines  Bestandes  dagegen  würde 
u — I  Jahre  lang  steuerfrei  und  erst  im  Jahre  u  mit  seinem  ganzen 
Betrage  steuerpflichtig  sein. 

Sieht  man  aber  einmal  von  der  prinzipiellen  Unrichtigkeit  der 
nach  den  meisten  Einkommensteuergesetzen  gebräuchlichen  Be- 
steuerung des  aussetzenden  Forstbetriebes  ganz  ab,  so  hat  das 
System  der  Steuernachzahlung  beim  Abtriebe  der  Bestände  etc. 
doch  eine  Harte  und  Ungerechtigkeit  im  Gefolge,  die  auch  den 
Verteidigern  der  Besteuerungsart  der  tatsächlichen  Geldeinnahmen 
nicht  entgangen  ist.  Es  ist  dies  der  l/mstand,  dass  der  im  aus- 
setzenden Betriebe  wirtschaftende  Waldbesitzer,  wenn  man  von 
dem  Einkommen  aus  den  Zwischen-  und  Nebennutzungen  absieht, 
auf  einmal  oder  auf  drei  Jahre  verteilt  —  je  nach  den  Bestimmungen 
des  betr.  Einkommensteuergesetzes  über  die  Veranlagung  —  die 
Steuer  vom  Werte  des  Abtriebsertrags,  d.  h.  von  der  Summe  der 
u  einzelnen  Jahres -Wertszuwachse,  entrichten  muss.  Endres 
sagt,  der  Waldbesitzer  muss  „die  ganze  Steuersumme  entrichten, 
die  während  der  ganzen  Umtriebszeit  aufgelaufen  ist";  wir 
halten  es  jedoch  für  richtiger  statt  dessen  zu  sagen:  der  Waldbe- 
sitzer muss  nach  Ablauf  der  Umtriebszeit  die  ganze  einfache 
Steuersumme  (ohne  Zinseszinsen)  auf  einmal  zahlen,  die  er,  auf  die 
einzelnen  Jahre  der  Umtriebszeit  verteilt,  hätte  entrichten  müssen, 
denn  bei  der  Besteuerung  des  Abtriebsertragswertes  werden  die 
jährlichen  Wertszuwachse  ohne  Anrechnung  von  Zinseszinsen,  d.  h. 
in  arithmetischer  Summe  auf  das  Jahr  u  übertragen,  während  bei 
der  von  uns  für  richtig  gehaltenen  Besteuerung  des  Wertszuwachses 
zur  Zeit  seiner  Entstehung  die  Steuerendsumme  (mit  Zinseszinsen) 
im  Jahre  u  —  abgesehen  von  der  Progression  —  natürlich  eine 
viel  höhere  ist  als  bei  der  Besteuerung  der  einfachen  Summe  der 
Wertszuwachse  im  Jahre  u. 

Die  Ungerechtigkeit  der  Steuernachzahlung  nach  erfolgtem 
Abtriebe  besteht  nun  erstens  darin,  dass  der  Waldbesitzer  infolge 
der  Progression  der  modernen,  allgemeinen  Einkommensteuer 
für  den  Wert  des  Abtriebsertrags  einen  höheren  Steuersatz  zahlen 
muss,  als  wenn  diese  Einnahme  im  Laufe  der  Umtriebszeit  jährlich 
im  Wertszuwachse  des  Bestands  versteuert  worden  wäre.  Aber 
nicht  genug  damiti     Nicht    nur  aus  dem   das  Einkommen   von  u 


Jahren  bildenden  Abtriebsertragswerte  muss  er  die  relativ 
höhere  Steuer  entrichten,  sondern  auch  das  ganze  übrige  Jahres- 
Einkommen  des  Waldbesitzers  —  aus  anderen  Einkommensquellen  — 
wird  durch  die  Steuernachzahlung  in  eine  höhere  Einkommensklasse 
oder  -stufe  gerückt,  womit  der  durch  nichts  zu  rechtfertigende 
Nachteil  verknüpft  ist,  dass  auch  von  diesem  übrigen  Einkommen 
ein  höherer  Steuersatz  zu  entrichten  ist.  Die  Steuernachzahlung 
bewirkt  also  ein  plötzliches  Hinaufschnellen  der  Einkommensteuer 
des  Waldbesitzers,  das  dem  Gange  seiner  Vermögensmehrung 
nicht  im  mindesten  entspricht,  denn  das  Vermögen  des  Wald- 
besitzers hat  sich  in  dem  der  Steuer  -  Veranlagung  zugrunde 
liegenden  Jahre  (im  Abtriebsjahre),  wenn  man  vom  sonstigen 
Vermögenszuwachse  absieht,  nur  um  den  Wald- Wertszuwachs 
dieses  Jahres,  und  nicht  um  den  Wert  des  ganzen  Abtriebsertrags 
vermehrt. 

Die  fragliche  Unbilligkeit  macht  sich  nun  natürlich  nicht  über- 
all in  gleichem  Masse  fühlbar,  denn  der  Grad  der  durch  die  Pro- 
gression hervorgerufenen  Mehr- Steuerleistung  hängt  von'  einer 
Reihe  von  Faktoren  ab,  zunächst  und  wohl  am  meisten  von  der 
Grösse  des  Wertes  des  Abtriebsertrags,  dann  von  dem  Grade  der 
Progression  der  Steuerskala,  drittens  von  der  Grösse  des  übrigen 
Jahreseinkommens  des  Waldbesitzers  und  viertens  von  der  Art 
der  Steuerveranlagung  bezw.  der  Berechnung  des  steuerpflich- 
tigen Jahres-Einkommens.  Ein  Beispiel  möge  den  Sachverhalt  er- 
läutern ! 

Angenommen,  verschiedene  Besitzer  von  mit  loojahrigen  Fichten  I.  Bonität 
bestockten  Waldparzellen  von  je  3  ha  Grösse  treiben  ihre  Bestände  in  dem 
gleichen  Jahre  wegen  ausserordentlich  günstiger  Holzpreis  Verhältnisse  ganz  oder 
nur  zu  V'i  ab  und  erzielen  aus  dem  Abtriebe  einen  Reinerlös  von  10000  Mark 

Der  Besitzer  A  treitw  i  ha  ab,  und  sein  übriges  Jahreseinkommen  betrage    3000  Mk. 
B      ,     3 .  „         3000    „ 

iti>Di.3ii».»  n  n  a         30000     „ 

nv^ilifiiit  »  n  .       a         500^0     „ 

.  .  F        .       3    »      r       ,        .  ,  ,  ..         50000     „ 

I    ."  H  ;  3 1 1  "  !    ü        I        I  looooo ; 

Der  Besteuerung  liege  der  Preussische  Einkommensteuertarif  (§  17  des  Ge- 
setzes vom  19,  Juni  1906)  zugrunde,  und  zwar  erfolge  die  Veranlagung  einmal 
(Fall  a)  nach  §  9  Ziffer  2  des  Gesetzes,  d.  h.  nach  dem  Ei^bnisse  des  dem 
Steuerjahre  unmittelbar  vorangegangenen  Kalenderjahres,  und  das  andere  Mal 
(Fall  b)  nach  §  9  Ziffer  4,  d.  h.  nach  dem  Durchschnitt  der  drei  dem  Steuerjahre 
unmittelbar  vorangegangenen  Wirtschafis- (Betriebs) Jahre. 

Der  laufende,  reine  Wertsznwachs  des  Bestandes  betrage  200  Mark  pro  ha. 
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Aus  der  vorstehender  Tabelle  ersieht  man  vor  allem,  wie  sehr  die  Ein- 
tommensteuer  des  Waldbesitzers  plötzlich  infolge  des  Abtriebs  eines  Holz- 
bestandes steigt,  um  bereits  im  nächsten  Jahre  oder  nach  3  Jahren  ebenso  plötz- 
lich wieder  nahezu  auf  den  alten  Stand  zurückzusinken.  Ferner  geht  daraus 
hervor,  wie  sehr  die  Einkommensteuer  vom  Abtriebser trage  schwankt,  je  nach 
der  Gr&sse  des  Abtriebsertrags  und  des  sonstigen  Einkoramens  des  Waldbesitzers 
sowie  nach  der  Ait  der  Berechnung  des  Jahreseinkommens.  Andererseils  zeigt 
uns  die  Tabelle  die  Unabhängigkeit  der  Einkommensteuer  bei  Besteuerung  des 
Werlszu Wachses  von  der  Grösse  des  Abtriebsertrags  und  der  Art  der  Berech- 
nung des  Einkommens.  Nur  von  der  Grösse  des  sonstigen  Ejnkommens  des 
Waldbesitzers  und  damit  von  der  Progression  der  Steuerskala  ist  bei  diesem 
Verfahren  die  Grösse  der  Einkommensteuer  abbAngig. 

Wie  bemerkt,  erkennt  auch  Endres  die  im  Systeme  der 
Besteuerung  des  Abtriebsertrags  liegende  Unbilligkeit  rückh^os 
an.  Aber  die  einzig  richtige  Konsequenz,  die  darin  besteht,  dass 
„das  durch  Aufsparung  entstandene  Einkommen"  —  oder  besser 
gesagt  Vermögen  —  im  Werte  des  Abtriebsertrags,  seiner  wirk- 
hchen  Entstehung  entsprechend,  auf  sämtüche  Jahre  der  Umtriebs- 
zeit  u,  und  nicht  auf  nur  3  Jahre,  verteilt  wird,  diese  Schlussfolgerung 
zieht  Endres  aus  jener  Tatsache  nicht,  weil  er  sich  von  einem 
falschen  Einkommensbegriffe  nicht  loszumachen  vermag.  Er  wagt 
es  ebensowenig  wie  Fuisting,  den  Begriff  des  Einkommens  den 
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ertrags.  i      Besteuerung  des  jährlichen  Wertszuwachses. 

schnitt  der  drei  dem  i  Einerlei  ob  nach  §  9  Ziff.  2  oder  §  9  Ziff.  4  des 

gangenen  Wirtschaftsjahre.  1       preuss.  Einkommensteuergesetzes  von  1906. 
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eigenartigen  Waldverhältnissen  anzupassen,  beide  miteinander  auf 
natürlichem  Wege  in  Übereinstimmung  zu  bringen.  Er  hält  viel- 
mehr die  Auffassung  aufrecht,  wonach  unter  „Einkommen"  nur 
flüssiges  Kapital,  nicht  auch  Kapitalwert  zu  verstehen  ist,  und  billigt 
deshalb  lieber  die  erwähnte,  durch  nichts  in  triftiger  Weise  zu  be- 
gründende Härte,  die  den  steuerzahlenden  Besitzer  des  im  aus- 
setzenden Betriebe  stehenden  Waldes  selbst  dann  trifft,  wenn  sie 
durch  die  von  Endres  empfohlenen  bezw.  aufgeführten'),  kleinen 
Mittel  in  ihrer  Wirkung  abgeschwächt  wird. 

Welches  sind  nun  diese  kleinen  Mittel? 

Endres  gibt  als  erstes  die  Verteilung  des  steuerbaren  Ein- 
kommens auf  mehr  als  drei  Jahre  an  und  fügt  gleich  hinzu,  je 
grösser  dieser  Zeitraum  gewählt  werde,  um  so  weniger  wirksam 
werde  die  Progression  der  Steuerskala,  Mit  diesen  Worten  macht 
Endres  dem  Verfahren  der  Besteuerung  des  jährlichen  Wertszu- 
wachses eine  starke  Konzession;  er  deutet  damit  den  Weg  an,  der 
zu  gehen  ist,  um  der  Besteuerung  des  aussetzenden  Forstbetriebes 
die  ungerechte  Härte  zu  nehmen,  die  durch  die  Steuernachzahlung 


)  a.  a.  O.  S.  793  u.  fr. 


^doyGoogle 


306 

verursacht  wird.  Aber  jener  Vorschlag  bleibt  auf  halbem  Wege 
stehen.  Warum  den  Abtriebserlös  ebenso  wie  die  übrigen  Erlöse 
aus  dem  Walde  nur  auf  „mehr  als  drei  Jahre"  und  nicht  auf 
alle  u  Jahre  verteilen,  innerhalb  welcher  die  Erträge  tatsachlich 
erzeugt  und  zu  Einkommen  geworden  sind? 

Seiner  ganzen  Auffassung  von  der  Einkommensteuer  ent- 
sprechend ist  Endres  selbst  allerdings  von  diesem  Mittel  nicht 
gerade  sehr  erbaut  Er  wendet  dagegen  ein ,  dass  die  Zahlung 
der  Steuer  noch  viele  Jahre  lang  nach  dem  Abtriebe  des  Bestandes 
dem  Wesen  der  Einkommensteuer  widerspreche,  und  dass  der 
Waldbesitzer  es  unangenehm  empfinden  würde,  wenn  er  z.  B.  nach 
lo  Jahren  noch  Steuer  von  einem  früher  bezogenen  Einkommen 
bezahlen  müsse,  das  er  längst  aufgebraucht  habe.  Er  hebt  auch 
weiter  hervor,  dass  sich  besondere  steuertechnische  Schwierigkeiten 
dann  ergeben  würden,  wenn  der  Wald  innerhalb  der  Verteilungs- 
periode in  andere  Hände  übergegangen  sei,  oder  wenn  der  Steuer- 
pflichtige zahlungsunfähig  werde.  Gegen  diese  Einwendungen  ist 
zu  sagen,  dass  das  Zahlen  von  Steuern  überhaupt  nicht  zu  den 
Annehmlichkeiten  des  Lebens  zu  rechnen  ist,  ferner  dass  der  haus- 
hälterisch wirtschaftende  Waldbesitzer  den  Wert  des  Abtriebser- 
trages, der  für  ihn  einen  Vermögenswert  darstellt,  nicht  aufbrauchen 
wird  zur  Befriedigung  von  Bedürfnissen,  sondern  entweder  werbend 
anlegen  oder  zur  Schuldentilgung  verwenden  wird.  Und  schliess- 
lich ist  die  Frage  aufzuwerfen:  Warum  soll  denn  die  Einkommen- 
steuer unter  allen  Umständen  erst  nachträglich  (postnumerando) 
fallig  sein  bezw.  erhoben  werden?  Gibt  es  denn  keinen  Weg,  sie 
auf  die  Jahre  der  Erzeugung  des  Einkommens  und  vor  dessen 
Umsetzung  in  flüssiges  Geld  zu  verteilen,  wodurch  die  angedeuteten, 
steuertechnischen  Schwierigkeiten  behoben  werden  würden? 

Als  zweites  Mittel  gegen  die  nachteiligen  Wirkungen  der 
Progression  bei  der  Steuernachzahlung  gibt  Endres  die  Ein- 
reihung des  betr.  Steuerpflichtigen  in  eine  niedrigere  Steuerklasse 
an.  Hierbei  entsteht  aber  die  schwierige  Frage,  wie  viele  Steuer- 
klassen die  Herabsetzung  umfassen  soll?  Da  alle  möglichen  Kom- 
binationen denkbar  sind,  so  könnte,  wie  Endres  selbst  sagt,  von 
einer  gesetzlichen ,  allgemeinen  Regelung  kaum  die  Rede  sein, 
Endres  verwirft  dieses  Mittel  also  im  Grunde  nur  deshalb,  weil 
ihm  die  Übersetzung  in  die  Praxis  zu  schwierig  erscheint  Nach 
unserer  Meinung  muss  es  aber  grundsätzlich  verworfen  werden, 
weil  es  eine  krasse  Ungerechtigkeit  gegenüber  dem  für  richtig  ge- 
haltenen Besteueningss3'steme  bedeuten  würde.  Unter  der  Voraus- 
setzung nämlich,  dass  das  Besteuerungssystem  auf  Grundlage  der 
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wirklichen  Geldeinnahmen  richtig  ist,  muss  jede  Herabsetzung  in 
der  Steuerklasse  aus  dem  fraglichen  Grunde  als  durchaus  ungerecht 
bezeichnet  werden;  denn  gehngt  es  z.  B.  dem  Schöpfer  eines  Wer- 
kes von  hohem  Kunstwerte,  dieses  im  Jahre  der  Vollendung  zu 
sehr  hohem  Preise  zu  verkaufen,  oder  verfasst  ein  Schriftsteller 
oder  Dichter  ein  Werk,  das  infolge  grossen  Anklangs  und  Absatzes 
ihm  in  einem  oder  zwei  Jahren  aussergewöhnlich  hohe  Einnahmen 
einträgt,  so  muss  das  hohe  Jahres-Einkommen  mit  dem  gesetz- 
mässigen,  hohen  Prozentsatze  versteuert  werden.  Eine  Herab- 
setzung in  der  Steuerklasse  würde  in  diesem  Falle  durchaus  un- 
statthaft sein,  wobei  es  ganz  gleichgültig  ist,  ob  das  betr.  Werk  in 
dem  Steuerveranlagungsjahre  allein  oder  im  Zeiträume  mehrerer  - 
vorangegangenen  Jahre  geschaffen  wurde.  Warum,  so  darf  man 
fragen,  soll  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  eine  Ausnahme  gemacht 
werden,  wenn  die  Besteuerung  auf  Grundlage  der  wirklichen  Geld- 
einnahmen an  und  für  sich  richtig  und  gerecht  ist? 

Das  gewählte  Beispiel  könnte  nun  aber  vielleicht  von  gegne- 
rischer Seite  dazu  benutzt  werden,  folgende  Schlussfolgerung  zu 
ziehen:  Wenn  es  richtig  ist,  den  jährlichen  Wertszuwachs  des  im 
aussetzenden  Betriebe  stehenden  Waldes  zu  besteuern,  so  ist  auch 
der  Verkaufs-WerC  des  Kunstwerks  etc.  nicht  als  Einkommen  nlir 
des  Verkaufsjahres,  sondern  all'  derjenigen  Jahre  zu  betrachten,  in 
denen  es  geschaffen  wurde.  Diese  Folgerung  würde  jedoch  aus 
dem  Grunde  nicht  richtig  sein,  weil  der  Wertszuwachs  des  Waldes 
einen  jederzeit  realisierbaren  Wert  darstellt,  das  unvollendete  Kunst- 
werk oder  das  unfertige  Drama  aber  nicht.  Letztere  haben  keinen 
gemeinen  Wert  wie  die  Holzbestände  des  Waldes,  und  deshalb 
sind  der  jährliche  Wertszuwachs  des  Waldes  einerseits  und  die 
unfertigen  Arbeiten  eines  Künstlers,  Schriftstellers  etc.  andererseits 
keine  vergleichbaren  Gegenstände. 

Als  drittes  Mittel  nennt  und  empfiehlt  (vergl.  die  Leitsätze 
zu  seinem  der  Eisenacher  Forstversammiung  1904  erstatteten 
Referate)  Endres  die  Trennung  des  Einkoramens  aus  dem  aus- 
setzenden, forstlichen  Betriebe  von  dem  übrigen  Einkommen  des 
steXierpflichtigen  Waldbesitzers,  wenn  ersteres  grösser  ist  als  das 
steuerfreie  Exiäienzminimum.  Dieser  Weg  ist  nach  Endres'  An- 
sicht steuertechnisch  gangbar  und  würde  die  schroffsten  Härten 
beseitigen.  Es  bleibe  zwar  auch  hierbei  die  stärkere  Heranziehung 
des  aussetzenden  Betriebes  gegenüber  dem  jährlichen  Nachhaltbe- 
triebe in  vielen  Fällen  bestehen,  namentlich  wenn  grössere,  im 
aussetzenden  Betriebe  stehende  Flächen  abgeholzt  würden,  indessen 
erscheine  diese  Mehrbelastung  erträglich,  besonders  wenn  man  in 
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Betracht  ziehe,  dass  der  Waldbesitzer  in  diesem  Falle  aus  dem 
Abtriebe  grösserer  Flächen  ftlr  sich  besondere  Gründe  und  Vorteile 
habe.  Wesentlich  sei  bei  diesem  Verfahren,  dass  die  Progression 
wenigstens  für  das  übrige  Einkommen  des  Waldbesitzers  wegfalle. 

Mit  Recht  wandte  Wimmenauer')  auf  der  Eisenacher  Forst- 
versammlung gegen  diesen  Vorschlag  vonEndres  ein:  „Ob  aber 
die  Steuerbehörde  darauf  eingehen  wird,  das  ist  doch  sehr  fraglich." 
Diesem  Einwurfe  schiiessen  wir  uns  an,  denn  es  lässt  sich  nicht 
bestreiten,  dass,  um  jedem  Steuerpflichtigen  die  gleiche  Gerechtig- 
keit bezw.  Ungerechtigkeit  im  E  n  d r e s'schen  Sinne  wie  dem 
Besitzer  des  aussetzenden  Forstbetriebes  widerfahren  zu  lassen,  in 
noch  vielen  anderen  Fällen  ausserge  wohn  lieber  Einnahmen  ebenfalls 
eine  Trennung  und  gesonderte  Veranlagung  der  Einkommen  aus 
verschiedenen  Ertrags-  bezw.  Einkommensquellen  stattfinden  müsste. 
Eine  solche  Trennung  widerspricht  aber  durchaus  dem  Wesen 
der  Einkommensteuer,  die  grundsätzlich  das  Einkommen  des 
Steuerpflichtigen  nicht  in  seinen  einzelnen  Teilen  —  wie  die  Ertrags- 
steuern — ,  sondern  in  seiner  Gesamtheit  erfassen  soll.  Ein 
Hauplprinzip  der  Einkommensteuer  würde  mit  der  Sanktion  einer 
Trennung  des  Einkommens  in  seine  verschiedenen  Teile  durch- 
brochen werden,  und  das  wird  die  Steuerpolitik  niemals  dulden 
können.  Die  Folge  davon  würde  sein,  dass  die  gewollte  Wirkung 
der  progressiven  Steuerskala  abgeschwächt  bezw.  aufgehoben 
werden  könnte.  Der  Wegfall  der  Progression  für  das  übrige  Ein- 
kommen des  Waldbesitzers  wäre  allerdings  recht  „wesentlich*  für 
die  Verteidiger  des  Verfahrens  der  Steuernachzahlung;  aber  wenn 
die  Besteuerung  des  aussetzenden  Forstbetriebs  bei  der  Umsetzung 
der  Naturalerträge  in  Geld  tatsächlich  richtig  und  gerecht  ist  und 
aUein  dem  Wesen  der  Einkommensteuer  —  wie  dies  behauptet 
wird  —  entspricht,  dann  darf  der  Wegfall  der  Progression  über- 
haupt nicht  gewünscht  werden.  Man  würde  damit  für  die  Waldwirt- 
schaft eine  Ausnahmestellung  in  Anspruch  nehmen,  die  sie  vom 
Standpunkte  gerechter  Steuerverteilung  aus  nicht  fordern  kann. 

Auch  Hausrath  spricht  sich  a.  a.  O.  gegen  die  gesonderte 
Behandlung  des  Einkommens  aus  dem  aussetzenden  Forstbetriebe 
aus  und  hebt  den  Widerspruch  dieses  Verfahrens  gegenüber  dem 
ersten  Grundsatze  der  Einkommenbesteuerung  hervor,  wonach 
die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen,  die  vom  Gesamteinkom- 
men bedingt  wird,  die  Grundlage  der  Besteuerung  bilden  soll.  Erhält 
deshalb  den  Vorschlag  von  Endres  wie  wir  für  unannehmbar. 

')  Bericht  über  die  V.  Hauptversammlung  des  deutschen  Forstvereins  zu 
Eisenach  in  1904,  S.  138. 
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Endres  sagt  dann  weiter,  die  Prüfung  der  Frage,  ob  der 
Wald  auch  im  jahrlichen  Betriebe  bewirtschaftet  werden  könnte, 
falle  bei  der  Einkommensteuer  weg,  wohl  im  Gegensatze  zu 
der  forstlichen  Grundsteuer,  bei  der  eine  solche  Prüfung  nach 
Endres'  Ansicht  vor  der  Steuerveranlagung  stattzufinden  hat 
(cf,  Forstpolitik,  S.  774).  Warum  soll  nun  diese  Prüfung  bei 
der  Einkommenbesteuerung  wegfallen?  Nach  Endres'  Ansicht 
offenbar  aus  dem  Grunde,  weil  er  der  Meinung  ist,  die  Besteuerung 
der  Einnahmen  aus  dem  aussetzenden.  Betrielse  zur  Zeit  ihres  tat- 
sächlichen Einganges  sei  identisch  mit  der  Besteuerung  der  Wald- 
rente des  jährlichen  Betriebs,  die  gleichfalls  alljährlich  wirklich 
in  Geld  eingeht.  Das  ist  gewiss  richtig,  aber  unrichtig  ist  es,  wenn 
Endres  meint,  der  jährliche  Betrieb  werde  auf  diese  Weise  mit 
der  Waldrente,  der  aussetzende  Betrieb  dagegen  nur  mit  der  Boden- 
rente zur  Einkommensteuer  herangezgen,  weil  die  Besteuerung  des 
Abtriebsertrags  im  Jahre  u  der  jährlichen  Besteuerung  der  Boden- 
rente gleichkomme. 

Verfasser  stellt  demgegenüber  die  Behauptung  auf:  Beide 
Betriebe  werden  nach  den  Endres'schen  Besteuerungsgrundsätzen, 
je  nach  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  man  den  Vergleich  vornimmt, 
entweder  bloss  mit  der  Bodenrente  oder  aber  mit  der  Waldrente 
zur  Einkommensteuer  herangezogen. 

Beweis:  Wenn  man  über  die  Besteuerung  des  aussetzenden 
und  des  jährlichen  Nachhaltbetriebs  einen  Vergleich  anstellen  will, 
darf  man  beide  Betriebe  nicht  von  verschiedenem  Zeitpunkte  aus 
betrachten.  Angenommen,  es  seien  zwei  Ödflächen  von  gleicher 
Grösse  und  Standortsgüte  vorhanden,  und  es  bestehe  die  Absicht, 
beide  aufzuforsten.     Bei  der  einen  geschähe  dies  in  der  Weise, 

dass  u  Jahre  lang  jährlich  -   der  Fläche    aufgeforstet  werde,    bei 

der  anderen  aber,  indem  alle  10  Jahre  10  X  -  der  Fläche  in  Kultur 

gebracht  werde.  Im  einen  Falle  wird  man  dann  innerhalb  u  Jahren 
einen  jährlichen  Nachhaltbetrieb  von  u  Altersstufen  fix  und  fertig 
aufgebaut  bezw.   herangezogen  haben,  im  anderen  Falle  dagegen 

einen  aussetzenden  Betrieb  mit  -  -  Altersstufen. 

IG 

Will  man  nun  beide  Betriebe  in  Bezug  auf  die  Höhe  der 
Besteuerung  mit  einander  vergleichen ,  so  darf  man  nicht  den 
aussetzenden  Betrieb  vom  Beginne  seiner  Begründung  an,  sagen 
wir  vom  Nullpunkte  aus,  in's  Auge  fassen  und  den  jährlichen  Nach- 
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haltbetrieb  erst  vom  Zeitpunkte  seines  vollendeten  Aufbaus  aus; 
das  würde  durchaus  unrichtig  sein.  Man  muss  beide  Betriebe  ent- 
weder vom  Jahre  0  oder  vom  Jahre  u  aus  betrachten.  Nur  dann 
kann  von  einer  Vergleichbarkeit  der  anzustellenden  Ermittelungen 
die  Rede  sein. 

Nimmt  man  wsiter  im  Beispiele  an,  die  progressive,  allge- 
meine Einkommensteuer  sei  bereits  beim  Beginn  der  Aufforstung 
der  beiden  ödflächen  in  Geltung  gewesen,  und  es  erfolge  die  Ver- 
anlagung und  Heranziehung  zur  Einkommensteuer  nach  den  Vorschrif- 
ten der  meisten  Einkommensteuergesetze,  kurz  ausgedrückt  in  Form 
der  Steuernachzahlung,  so  bleiben  beide  Flächen  —  wenn  der 
Einfachheit  halber  auch  hier  wieder  von  den  Zwischen-  und  Neben- 
nutzungsertragen  abgesehen  wird  —  u  Jahre  lang  einkommensteuer* 
frei,  vom  ersten  Jahre  des  zweiten  Umtriebs,  also  vom  Jahre  u-|-i 
an,  werden  sie  jedoch  beide  mit  den  Erlösen  aus  den  jeweiligen  Ab- 
triebserträgen zur  Einkommenbesteuerung  herangezogen,  und  zwar 
der  jährliche  Betrieb  in  jedem  Jahre  mit  dem  Einkommen  Au,  der 
aussetzende  hingegen  alle  lo  Jahre  mit  dem  Einkommen  lo  X  Au. 
Da  nun  aber  die  Besteuerung  von  Au,  vom  Nullpunkte  aus  betrachtet, 
identisch  ist  mit  der  jährlichen  Besteuerung  der  Bodenrente,  so 
werden  beide  Betriebe  mit  der  Bodenrente  zur  Einkommensteuer 
herangezogen,  denn  beim  jährlichen  Betriebe  tritt  in  jedem  Jahre 

ein  neues  -tel  der  Flache  in  das  Alter  u,  d.  h.  der  Hiebsreife,  und 
u 

beim    aussetzenden    Betriebe    alle    lo  Jahre   ein    neues        tel  der 

Fläche.  Die  —  oberflächlich  betrachtet  -  als  eine  Besteuerung 
der  Waldrente  erscheinende  Besteuerung  des  jahrlichen  Abtriebs- 
ertrags im  Nachhahswalde  bedeutet  daher  bei  dem  von  Endres 
befürworteten  Steuernachzahlungs-Systeme,  da  u  Jahre  lang  während 
des  Aufbaues  des  Normalvorrates  gar  keine  Einkommensteuer 
entrichtet  wurde,  in  Wirklichkeit  nichts  anderes  als  die  Besteuerung 
der  Bodenrente  vom  ersten  Jahre  des  Bestehens  der  Wald- 
wirtschaft an. 

Ganz  anders  hegt  dagegen  die  Sache  bei  unserem  Besteue- 
rungsvorschlage! Hier  wird,  einerlei  ob  der  Wald  im  jährlichen 
oder  im  aussetzenden  Betriebe  bewirtschaftet  wird,  von  vornherein, 
d,  h.  im  gewählten  Beispiele  von  der  Begründung  des  Waldes  auf 
den  beiden  ödflächen  an,  der  jährliche  reine  Wertszuwachs  oder  die 
jeweilige  Waldrente  von  der  Einkommensteuer  erfasst.  Bei  der 
Begründung  eines  jährlichen  Nachhaltbetriebs  beginnt  die  Besteue- 
rung  mit  der   Erfassung   des  reinen   Wertszuwachses  des  ersten 
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tel  der  Flache ;  im  nächsten  Jahre  werden  die  Wertszuwachse  von 

—  tel  der  Fläche  versteuert,  und  so  fort  bis  zum  uten  lahre,  in 
u  J         • 

bezw.  nach  welchem  zum  ersten  Male  der  Wertszuwachs  der 
ganzen  AufForstungsflache  von  der  Steuer  getroffen  wird.  Auf 
dieser  Höhe  bleibt  nun  —  theoretisch  betrachtet  —  die  Steuer 
stehen,  d.  h.  auf  dem  Werte  des  Abtriebsertrags  Au  oder  der  jähr- 
lichen Waldrente  bezw.  des  sogenannten  Waldreinertrags  des  jähr- 
lichen Nachhaltbetriebes.  Beim  aussetzenden  Betriebe  besteht  das 
gleiche  Verhältnis.  Die  Besteuerung  beginnt  alsbald  mit  der  Er- 
fassung des  Wertszuwachses  von  —  teln  der  Fläche,  nach  Ablauf 
von    lo  Jahren  folgt  der  Wertszuwachs  von  weiteren  —  teln   und 

so  fort  bis  zum  u  — loten  Jahre,  nach  welchem  zum  ersten  Male 
der  Wertszuwachs  der  gesamten  Aufforstungsflache  als  steuerpflich- 
tiges Einkommen  erscheint. 

Ist  es  denn  nicht  durchaus  konsequent,  und  entspricht  es  nicht 
der  Logik,  dass  beide  Betriebe  innerhalb  des  gleichen  Zeitraumes 

—  sagen  wir  innerhalb  u  Jahren,  man  könnte  aber  auch  gerade  so 
gut  sagen:  innerhalb  eines  Jahres!  —  in  gleicher  Höhe  von  der 
Besteuerung  getroffen  werden,  nämlich  von  dem  Steuerbetrage  der 
Waldrente,  wenn  man  erwägt,  dass  beide  Betriebe,  normale  Boni- 
tät und  BeStockung  vorausgesetzt,  den  gleichen  Zuwachs  haben 
und  gleichwertige  Sachgüter  produzieren?  Spart  der  Besitzer  des 
im  aussetzenden  Betriebe  stehenden  u  ha  grossen  Waldes  die  jahr- 
hchen  Reineinnahmen  aus  seinem  Walde,  so  wächst  sein  Vermögen 

—  immer  abgesehen  von  den  Zwischen-  und  Nebennutzungsertragen  — 
innerhalb  u  Jahren  um  den  Betrag  von  u  X  Ay  nebst  Zins  und 
Zinseszinsen  zu,  und  der  Besitzer  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes 
wird  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  um  den  gleichen  Betrag 
reicher.  Das  Einkommen  der  beiden  Besitzer  aus  ihrem  gleich 
grossen  und  gleich  gelegenen  Waldbesitze  mit  gleichen  Bodenver- 
hältnissen ist  also  innerhalb  u  Jahren  ganz  gleich,  und  auf  Grund 
dieser  Tatsache  ist  es  nicht  mehr  wie  recht  und  billig,  dass  auch 
beide  Steuerpflichtigen  innerhalb  des  Zeitraumes  von  u  Jahren 
mit  den  gleichen  Beträgen  zur  Einkommensteuer  herangezogen 
werden,  aber  nicht  mit  der  Bodenrente,  worauf  das  Endres'sche 
Steuersystem  hinausläuft,  sondern  vom  Beginn  der  Waldwirtschaft 
an,  gleichgültig  ob  im  aussetzenden  oder  im  jährlichen  Betriebe 
gewirtschaftet  wird,  alljährlich  mit  der  jeweiligen  Waldrente  des 
Forstareals ! 
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Wie  vorstehend  nachgewiesen,  gelangt  also  Endres,  wenn 
er  vom  Nullpunkte,  d.  h.  vom  Beginne  der  Waldwirtschaft,  aus 
seine  Betrachtung  anstellt,  mit  seinem  Besteuerungssysteme  zur 
Besteuerung  beider  Forstbetriebe  nach  der  Bodenrente.  Lässt 
er  jedoch  die  steuerfreie  Begründungszeit  des  jährlichen  Betriebs 
ganz  ausser  Rechnung,  stellt  er  sich  vielmehr  auf  den  Zeitpunkt 
des  vollendeten  Aufbaus  des  zu  diesem  Betriebe  gehörigen  Holz- 
vorratskapitals, dann  darf  er  sich  auch  beim  aussetzenden  Betriebe 
nicht  auf  den  Nullpunkt  —  den  Zeitpunkt  vor  der  Aufforstung 
der  Blosse  —  stellen ,  sondern  entweder  —  beim  vorgewählten 
Beispiele  —  auf  das  Jahr  u  (genauer  [u — 5]),  d.  h.  auf  den  Zeit- 
punkt nach  der  Begründung  samtlicher  —  Altersstufen  mit  10  jah- 
riger Altersabstufung,  oder  er  darf,  wenn  die  ganze  Fläche  des 
aussetzenden  Betriebs  zu  gleicher  Zeit  aufgeforstet  wurde,  und 
infolgedessen  nur  eine  einzige  Altersstufe  vorhanden  ist,  nur  den- 
jenigen Einzelbestand  mit  dem  fertigen,  jährlichen  Nachhaltbetriebe 
in  Vergleich  setzen,  welcher  ein  diesem  entsprechendes  Holzvorrats- 
kapital aufweist  und  im  Verlaufe  eines  Umtriebs  die  gleichen  Er- 
träge bezw.  Einnahmen  pro  ha  im  Rentenendwerte  abwirft,  wie  der 
fertige,    jährliche   Betrieb.     Würde    man    nicht    mit   Zinsenzinsen 

rechnen,  so  würde  der  -jährige  Einzelbestand  dieses  dem  fertigen 

Nachhaltbetriebe  entsprechende  Entwickelungstadium  darstellen, 
bei  richtiger  Rechnung  muss  dagegen  das  betr.  Alter  des  Bestands 
in  jedem  Einzelfalle  ermittelt  werden.  Wir  werden  hierauf  noch 
im  Abschnitte  Ober  die  Forstgrundsteuer  zu  sprechen  kommen  und 
dort  auch  mathematisch  nachweisen,  dass  die  Besteuerung  der 
Einnahmen  des  aussetzenden  Betriebes  zur  Zeit  ihres  Einganges 
in  Geld  bei  der  Betrachtung  von  jenem  Zeitpunkte  aus  der  Be- 
steuerung des  jährlichen  Wertszuwachses  oder  der  jeweiligen 
Waldrente  gleichkommt. 

Aus  diesen  Ausführungen  geht  sonach  hervor,  dass  man  beim 
aussetzenden  wie  beim  jährlichen  Betriebe  stets  zu  dem  gleichen 
Resultate  gelangt,  vorausgesetzt  dass  man  beide  Betriebe  in  einem 
vergleichsfähigen  Stadium  der  Entwickelung  einander  gegenüberstellt; 
man  gelangt  entweder  zur  gleichmassigen  Besteuerung  der  Boden- 
rente oder  der  Waldrente.  Die  Besteuerung  des  einen  Betriebs 
mit  der  Waldrente  und  die  des  anderen  mit  der  Bodenrente  ist 
unter  allen  Umständen  unrichtig;  sie  hat  nicht  die  mindeste  Berech- 
tigung! denn  ein  innerer  Gegensatz  und  ein  prinzipieller  Unterschied 
zwischen  aussetzendem  und  jahrlichem  Betriebe  besteht  nicht    Ein 
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solcher  müsste  aber  unbedingt  vorhanden  sein,  wenn  eine  verschie- 
denartige Besteuerung  beider  Betriebe  gerechtfertigt  sein  sollte. 
Betrachtet  man  —  wie  dies  Endres  tut  —  den  aussetzenden  Be- 
trieb stets  vom  Jahre  0,  den  jährlichen  Betrieb  dagegen  vom  Jahre 
u  aus,  dann  muss  man  naturgemäss  zu  einer  unterschiedlichen  Be- 
steuerung der  beiden  Betriebe  gelangen;  aber  diese  Betrachtungs- 
weise kann  eben  nicht  gebilligt  werden. 

Wir  kommen  zu  einem  anderen  Punkte! 

Bei  der  Besteuerung  des  Abtriebsertrags  des  aussetzenden 
Betriebes  nach  dem  Verfahren  des  Preussischen  und  anderer 
Einkommensteuergesetze,  mit  anderen  Worten  bei  der  Methode 
der  Steuernachzahlung,  wird  es  als  eine  Harte  empfunden,  dass 
der  den  Abtrieb  vornehmende  WaldeigentOmer  oder  Nutzniesser 
den  ganzen  während  der  Umtriebszeit  aufgelaufenen  Steuerbetrag 
bestreiten  und  somit  —  wie  Endres')  sich  ausdrückt  —  „für  die 
Steuerschuld  der  Vorgänger  im  Besitze  aufkommen  muss."  Be- 
sonders hart  wird  derjenige  Waldbesitzer  von  dieser  Art  der  Ein- 
kommenbesteuerung  während  der  Übergangszeit  getroffen,  der 
vor  der  Einführung  der  Steuer  den  Wald  gekauft  oder  ererbt  hat 
und  deshalb  beim  Übergange  des  Waldes  an  ihn  noch  nicht  in 
der  Lage  war,  „die  beim  Bestandsabtriebe  fällig  werdende  Steuer- 
schuld in  Abzug  zu  bringen."  Diejenigen,  welche  nach  Einfüh- 
rung der  Einkommensteuer  einen  Wald  kaufen  oder  ererben,  sollen 
nach  Endres  beim  Abschlüsse  des  Kaufes  oder  beim  Übergange 
des  Erbteils,  d.  h.  bei  Fixierung  der  Kaufsumme  oder  bei  der 
Erbauseinandersetzung,  auf  das  Vorhandensein  dieser  Steuerschuld 
Rücksicht  nehmen. 

Abgesehen  davon ,  dass  diese  Berücksichtigung  der  ange- 
wachsenen Steuerschuld  keineswegs  immer  möglich  sein  wird, 
bleibt  die  Härte  während  der  Übergangszeit,  d.  h.  wahrend  der 
langen  Zeit  eines  UmCriebs  von  80  und  mehr  Jahren,  bestehen. 
Es  nimmt  daher  nicht  Wunder,  dass  nicht  nur  von  verschiedenen 
Seiten  schon  Anregungen  gegeben  worden  sind,  das  Einkommen  aus 
der  Waldwirtschaft  auf  ganz  andere  Weise  zu  ermitteln,  als  mittels 
Feststellung  der  wirklich  erfolgten  Nutzung,  sondern  dass  auch  schon 
Abänderungsvorschläge  gemacht  worden  sind,  um  wenigstens  die 
schlimmsten  Härten  und  Ungerechtigkeiten  während  der  „Über- 
gangszeit" zu  beseitigen.  Während  z.  B.  dieMajorität  der  Handels- 
kammer zu  Plauen  in  Sachsen')  schon  im  Jahre  1875  vorschlug, 

1)  a.  a.  O.  S.  794- 

*)  Judeich:  Die  Besteuerung  der  Waldwirtschaft  etc.  Thar.  forst.  Jahr- 
buch, 27.  Band,  S.  71. 
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als  Einkommen  aus  Holzungen  aller  Art  den  Geldwert  des  aus 
einer  längeren  Periode  auf  Grund  sachverstandigen  Gutachtens 
festzustellenden,  durchschnittlichen  jährlichen  Zuwachses  nach  Ab- 
zug der  nicht  aus  der  eigenen  Wirtschaft  bestrittenen  Kosten  für 
Kulturen,  Löhne,  Aufsicht,  Unterhaltung  von  Baulichkeiten,  Trans- 
port, Reallasten  und  Steuern  im  Durchschnitt  derselben  Rechnungs- 
periode anzusehen,  mit  anderen  Worten  den  reinen  Jahreswerts- 
zuwachs des  Waldes  zu  besteuern,  machte  der  Dresdener 
landwirtschaftliche  Kreisverein  1885  einen  Abänderungs- 
vorschlag'), wonach  der  Waldbesitzer,  der  die  Bestände  nicht 
selbst  begründet,  sondern  gekauft  oder  ererbt  hat,-  den  zur  Zeit  des 
Besitzantritts  vorhandenen  Holzvorratswert  von  dem  Ernte-Rein- 
ertrag der  Bestände  solle  in  Abzug  bringen  dürfen.  Berechtigt 
war  dieser  Vorschlag  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zweifellos,  und 
dass  der  Landeskulturrat  Sachsens  wegen  der  unüberwindlichen, 
praktischen  Schwierigkeiten  nicht  darauf  einging,  ändert  nichts  an 
der  Berechtigung  des  Antrags,  der  beweist,  dass  die  Besteuerung 
der  wirklichen  Geldeinnahmen  ihre  grossen  Bedenken  besitzt. 

Judeich  erkennt  dies  auch  voll  und  ganz  an,  wenn  er  (a.  a. 
O.  S.  95  und  ff.)  sagt:  „Hierauf  beruht  die  vorausgesehene,  aber 
nicht  unberechtigte,  in  verschiedenen  Formen  vorgebrachte 
Klage,  dass  in  manchen  Fällen  nicht  bloss  das  Einkommen,  son- 
dern der  Betrag  eines  aus  der  Wirtschaft  herausgezogenen  Kapi- 
tals besteuert  werde",  oder:  „Dass  man  es  möglicherweise  beim 
Abtrieb  eines  erkauften  oder  ererbten  Holzbestandes  mit  einer 
Kapitalnutzung,  nicht  aber  mit  einer  Rente,  einem  Einkommen 
zu  tun  hat,  ist  nicht  zu  leugnen,  und  deshalb  hat  der  in  diesem 
Vorschlag  gegen  das  bestehende  Verfahren  enthaltene  Einwand 
etwas  für  sich.  Trotzdem  lassen  sich  auch  gegen  letzteren  vom 
rein  wissenschaftlichen,  prinzipiellen  Standpunkte  sehr  gerechte  Be- 
denken, geltend  machen. "  Ju  d e  i  c  h  hebt  nun  zunächst  hervor, 
dass  unter  Umständen  auch  die  grössten,  ganz  regelmässig  bewirt- 
schafteten Wälder  von  derselben  Härte  des  Gesetzes  bei  aus- 
nahmsweise grossen  Nutzungen  durch  Insektenfrass,  Wind- 
bruch, Schneebruch  etc.  oder  auch  durch  Herabsetzung  der 
Umtriebszeit  getroffen  werden,  dass  sich  aber  in  der  Praxis 
für  den  Grossbesitz  die  unvermeidlichen  Härten  leichter  ausgleichen 
als  für  den  Kleinbesitz,  und  fährt  dann  wörtlich  fort:  „Als  das 
Gesetz  beraten  und  beschlossen  wurde,   ist   man    sich    vollständig 

')  Judeieh;  Die  Anwendung  der  Einkommensteuer  auf  die  Waldwirt- 
schaft etc.    Thar.  forstl.  Jahrbuch,  38.  Band,  S.  95  flf. 
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klar  darüber  gewesen,  dass  die  Steuer  beim  Waide  überhaupt 
nicht  bloss  das  Einkommen,  sondern  manchmal  auch  das  Holz- 
kapital treffen  werde,  und  dass  hierin  eine  grosse  Härte  wäh- 
rend der  ersten  Jahre  nach  der  Einführung  der  Einkommensteuer 
liege.  Man  hat  trotzdem  diesen  Beschluss  gefasst,  weil  jedem  anderen 
Ausweg  unüberwindliche,  praktische  Schwierigkeiten 
entgegentreten,  und  weil  man  sich  bewusst  war,  dass  diese  Härte 
sich  ganz  von  selbst  von  Jahr  zu  Jahr  abmindere.  In  der  Haupt- 
sache liegt  sie  ja  nur  dhrin,  dass  alle  bei  der  ersten  Anwendung 
der  Einkommensteuer  bereits  vorhandfenen  Holzvorräte  unter  Be- 
einflussung der  früher  jährlich  vom  Walde  zu  zahlenden,  vollen 
Grundsteuer  angesammelt,  also  schon  einmal  besteuert  worden 
waren." 

„Anders  ist  es  bei  Begründung  von  Beständen  nach  Einfüh- 
rung der  Einkommensteuer.  Wenn  jemand  heute  einen  Bestand 
gründet,  schützt  und  pflegt,  so  sammelt  sich  durch  den  jährlich 
erfolgenden  Zuwachs  ganz  allmählich  ein  Holzkapital  an,  ähnlich 
wie  eine  solche  Ansammlung  durch  Eintagen  in  der  Sparkasse  als 
Geldkapital  erfolgt.  Trotzdem  bezahlt  er  für  diese  in  Gestalt  von 
Holz  jährlich  sich  anhäufenden  Zinsen  keine  Steuern.  Er  hat  also 
im  Wertszuwachs  des  Bestandes  eine  positive  Rente  be- 
zogen, die  aber  erst  bei  der  ersten  Durchforstung  zum  kleinen 
Teil,  später  beim  Abtrieb  vollständig  flüssig  oder  wirklich 
nutzbar  wird.  Neben  dieser  positiven  Rente  läuft  als  negative 
Rente  eine  Steuerschuld,  welche  ebenfalls  nur  zum  Teil  oder 
ganz  beim  Eingange  wirklicher  Gelderträge  zu  zahlen  ist." 

„Die  den  Wald  des  aussetzenden  Betriebes  treffende  Härte 
einer  Kapitalbesteuerung  wird  deshalb  mit  jedem  Jahre  geringer, 
weil  mit  jedem  Jahre  die  Anzahl  der  vorausgehenden  steuerfreien 
Jahre  wächst.  Sie  würde  bis  zu  der  Zeit,  wo  sämtliche  vorhan- 
denen Vorräte  erst  nach  Einführung  des  Einkommensteuergesetzes 
begründet  worden  sind,  ganz  verschwinden,  wenn  die  Einkommen- 
steuer keine  progressive  wäre." 

Judeich  sieht  also  die  Mängel  des  Sächsischen  Einkommen- 
steuerverfahrens, das  —  wie  schon  erwähnt  —  zwischen  Rente  und 
Kapital  bei  der  Besteuerung  der  Waldwirtschaft  nicht  unterscheidet, 
ein,  er  schildert  sie  im  allgemeinen  klar  und  scharf,  aber  er  zieht 
nicht  die  einzig  richtige  Konsequenz,  die  Forderung  der  Besteue- 
rung des  Wertszuwachses,  daraus,  die  alle  diese  Härten  beseitigt 
Er  tut  dies  aus  dem  einzigen  Grunde  nicht,  weil  er  die  praktischen 
Schwierigkeiten  einer  Besteuerung  des  Wertszuwachses  für  unüber- 
windlich hält.    Darin  kann  ihm  jedoch  nicht  beigepflichtet  werden. 


Die  vom  wissenschaftlichen  und  prinzipiellen  Standpunkte  von 
Jude  ich  vorgebrachten  Bedenken  richten  sich  lediglich  gegen  den 
Vorschlag  des  Dresdener  landwirtschaftlichen  Kreisvereins,  nicht 
aber  gegen  die  Besteuerung  des  Wertszuwachses,  gegen  die  er 
grundsatzbche  Bedenken  Oberhaupt  nicht  erhebt 

Sein  erstes  grundsätzliches  Bedenken  gegen  jenen  Vorschlag 
ist  in  dem  Satze  zusammengefasst :  „Gegen  den  Vorschlag  des 
Kreisvereins,  den  kleinen  Waldbesitz  mit  unregelmässigem,  aus- 
setzendem Betriebe  bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  anders 
zu  behandeln,  als  den  grossen  Wald  im  Nachhaltsbetrieb,  ist  also 
zunächst  geltend  zu  machen,  dass  die  mehrfach  erwähnte  Härte 
beide  Betriebe  treffen  kann,  dass  also  eine  so  tief  eingreifende 
Änderung  des  Gesetzes,  wie  sie  in  Anregung  gebracht  wurde, 
durch  die  Natur  des  Kleinbesitzes  nicht  genügend  gerechtfertigt 
erscheint." 

Also  weil  die  Härte  des  Gesetzes  bezw.  der  Fehler  —  wie 
Judeich  aufrichtig  eingesteht i)  —  zwei  Betriebe  treffen  kann,  soll 
die  Abänderung  des  Gesetzes  im  verbessernden  Sinne  nicht  statt- 
finden. Die  Natur  des  Kleinbesitzes  soll  die  Beseitigung  des  Fehlers 
nicht  genügend  rechtfertigen  1  Wahrlich,  eine  sonderbare  Begrün- 
dung für  die  Nichtausmerzung  eines  zugegebenen  Fehlersl 

Wo  steht  übrigens  in  dem  Vorschlage  des  Kreisvereins,  dass 
nur  der  Kleinwaldbesitz  von  der  fraglichen  Härte  des  Gesetzes  be- 
freit werden  sollte?  Derselbe  besagt:  „In  allen  Fällen,  in 
welchen  die  Begründung-  der  Holzbestände  nicht  von  dem  der- 
zeitigen Steuerzahler  erfolgt  ist,  muss  derselbe  das  Recht  haben, 
den  zur  Zeit  des  Besitzantrittes  vorhandenen  Holz  Vorrats- Wert  von 
dem  Ernte-Reinertrag  dieser  Bestände  in  Abzug  zu  bringen.  Von 
dem  verbleibenden  Reinertrag  ist  dann  ein  dreijähriger  Durchschnitt 
zur  Besteuerung  zu  ziehen."  In  diesem  Vorschlage  ist  kein  Unter- 
schied zwischen  Klein-  und  Grosswaldbesitz,  zwischen  aussetzen- 
dem und  jährlichem  Betriebe  gemacht,  sondern  alle  vorkommenden 
Fälle  sollen  von  ihm  betroffen  werden.  Wenn  also  der  Besitzer 
eines  Nachhaltbetriebs  diesen  von  seinem  Vater  erbte,  so  sollte 
nur  der  nach  dem  Besitzantritt  an  den  vorhandenen  Einzelbestän- 
den erfolgte  Zuwachs  einkommensteuerpflichtig  sein,  und  zwar  ge- 
legenthch  der  Nutzung  der  betr.  Bestände,  nicht  das  geerbte  Kapital, 
der  ererbte  Holzvorrat.  Ein  Beispiel  möge  die  Absicht  des  Vor- 
schlags, den  Judeich  offenbar  nicht  in  seiner  vollen  Tragweite 
erfasst  hatte,  erläutern! 
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Gesetzt  den  Fall,  der  Besitzer  einer  im  öojahrigen  Umtriebe 
stehenden  Fichten-Betriebsklasse  habe  diesen  Wald  20  Jahre  vor 
der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  geerbt  oder 
gekauft,  so  sollte  nach  dem  Vorschlage  des  Kreisvereins  der  erste 
Abtriebsertrag  nach  der  Einführung  der  Steuer  nur  mit  der  Diffe- 
renz des  Abtriebsertrags  und  des  Wertes  des  betr.  Bestandes  im 
40,  Jahre  seines  Lebens  von  der  Einkommensteuer  getroffen  werden, 
also  nur  ein  20Jahriger  Zuwachs;  im  nächsten  Jahre,  in  welchem 
der  beim  Besitzantritt  39jährige  Bestand  zum  Abtriebe  gelangt, 
sollte  ein  21  jähriger  Zuwachs  steuerpflichtig  sein  und  so  fort,  bis 
schliesslich  der  letzte  von  dem  derzeitigen  Steuerzahler  nicht  be- 
gründete imd  bei  seinem  Besitzantritt  i-jährige  Bestand  zum  Abtrieb 
gelangen  würde,  der  mit  {60  —  i)  =  59  Jahreswertszuwachsen  von 
der  Steuer  erfasst  werden  sollte.  Dies  war  nach  unserer  Auffassung 
die  Absicht  des  sehr  weitgreifenden  und  allerdings  kaum  ausfahr- 
baren Vorschlags.  Die  Nichtausführbarkeit  ändertjedoch  nichts  an  der 
Richtigkeit  des  Gedankens  im  Sinne  des  Einkommen  begriffes, 
wie  er  im  Sächsischen  Einkommensteuergesetze  und 
nach  ihm  in  den  meisten  anderen  Einkommensteuergesetzen  nieder  - 
gelegt  ist  Hiernach  ist  der  geerbte  oder  gekaufte  Holzvorrat 
ein  Kapital  und  lediglich  der  daran  erfolgende  Zuwachs  ist  als 
Einkommen  zu  betrachten  und  zu  versteuern,  jedoch  nicht  als- 
bald, sondern  erst  bei  der  Nutzung  des  Bestands  bezw.  der 
Bestände.  Bei  dieser  Auffassung  des  Vorschlags  wurde  der  jähr- 
liche Nachhaltbetrieb  nicht  nur  ausnahmsweise  bei  grossen  Nutzungen 
oder  bei  einer  Umtriebsherabsetzung  von  jener  Härte  getroffen, 
Sondern  genau  wie  der  aussetzende  Betrieb  regelmässig,  und  zwar 
so  lange,  bis  sämtliche  Bestände  vom  Besitzer  resp.  Steuerzahler 
begründet  waren.  Bei  Hochwaldbetrieben  würde  dieser  Zeitpunkt 
voraussichtlich  nie  eingetreten  sein.  Bei  Aufrechterhaltung  jenes 
EinkommenbegrifTs  in  bezug  auf  die  Einkünfte  aus  Waldungen  er- 
scheint der  Vorschlag  des  Kreisvereins  sehr  logisch  und  konsequent; 
wir  erblicken  in  ihm  ~  unter  dieser  Voraussetzung  —  nur  einen 
Fehler,  und  der  besteht  darin,  dass  der  Besitzantritt  massgebend  für 
die  Berechnung  des  Einkommens  sein  sollte.  Richtiger  wäre  es  ge- 
wesen, den  Zeitpunkt  der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer ausschlaggebend  sein  zu  lassen.  Nimmt  man  z.  B.  an,  der 
Besitzantritt  sei  früher  als  die  Einführung  der  Steuer  erfolgt,  dann 
hat  ja  im  Zeiträume  vom  Besitzantritt  bis  zur  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer eine  Besteuerung  des  Waldes  in  anderer  Form  — 
Grundsteuer  —  stattgefunden,  der  Wertszuwachs  dieses  Zeitraumes 
sollte   also    nicht   nochmals   von    der    Einkommensteuer  getroffen 
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werden.  Und  wenn  umgekehrt  der  Besitzantritt  später  ab  die 
Einführung  der  Steuer  erfolgt,  dann  liegt  kein  triftiger  Grund  vor, 
die  Zeit  zwischen  der  Einführung  der  Steuer  und  dem  Besitzantritt 
einkommensteuerfrei  zu  lassen.  In  diesem  Falle  dürfte  ebenfalls 
der  ßestandswert  zur  Zeit  der  Einführung  der  Einkommensteuer  vom 
„Ernte-Reinertrag"  des  Bestands  in  Abzug  zu  bringen  sein. 

Ein  zweites  grundsätzliches  Bedenken  gegen  den  Vorschlag 
des  Kreisvereins  erblickt  Judeich  in  dem  Umstände,  dass  jene 
Härte  mit  jedem  Jahre  geringer  wird,  weil  mit  jedem  Jahre  die 
Anzahl  der  vorausgehenden  steuerfreien  Jahre  wächst  Dieses  Be- 
denken hat  vom  Standpunkte  der  Steuern  ach  Zahlung  aus  seine  Be- 
rechtigung, aber  es  begründet  keineswegs  die  vollständige  Ableh- 
nung des  Antrags,  denn  die  Härte  in  der  Übergangszeit  ist  nicht 
wegzuleugnen,  und  den  Waldbesitzern  verblieb  das  Recht,  die  Be- 
seitigung dieser  Ungerechtigkeit  zu  verlangen.  Man  hätte  ja  nur 
den  Antrag  des  Kreisvereins  einer  Abänderung  in  dem  oben  von 
uns  angegebenen  Sinne  zu  unterziehen  brauchen,  und  jenes  Be- 
denken wäre  geschwunden. 

Auch  die  Folgerung,  die  sowohl  Judeich')  wie  Endres') 
aus  dem  Vorschlage  des  Kreisvereins  bezüglich  der  Unterscheidung 
zwischen  der  Besitzzeit  des  gegenwärtigen  Eigentümers  und  seiner 
Vorgänger  ziehen,  dass  nämlich  jeder  Waldbesitzer  durch  den  Ver- 
kauf des  Waldes  (Boden  und  Holzbestand)  unmittelbar  vor  dem 
Abtriebe  und  den  nachfolgenden  Rückkauf  der  abgeholzten  Fläche 
die  Steuer  umgehen  könne,  würde  weggefallen  sein,  wenn  der  An- 
trag des  Kreisvereins  in  diesem  Sinne  abgeändert  worden  wäre. 

Dass  die  „unvermeidlichen  Härten"  der  Übergangszeit  sich 
für  den  Grosswaldbesitz  leichter  ausgleichen  als  für  den  kleinen 
Waldbesitz,  kann  nicht  zugegeben  werden,  denn  jede  volle  Be- 
steuerung des  Abtriebsertrags  eines  Bestandes,  der  vor  der  Ein- 
führung der  Einkommensteuer  schon  begründet  war,  mag  er  nun 
einem  aussetzenden  oder  einem  jährlichen  Betriebe  angehören,  be- 
deutet eine  Härte  und  Ungerechtigkeit  im  Sinne  der  Besteuerung 
der  Rente  zur  Zeit  des  Einganges.  Judeich  ist  eben  der  Ansicht, 
dass  bei  Nutzung  des  Zuwachses  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes 
während  der  Übergangszeit  die  Sache  in  Ordnung  sei,  denn  der 
Zuwachs  sei  die  Waldrente,  und  diese  dürfe  besteuert  werden. 
Ganz  recht,  aber  doch  nur  zur  Zeit  der  wirklichen  Nutzung! 

1)  Judeich:  a.  a.  O.,  38.  Band,  S.  98/99. 
s)  Endres:  a.  a.  O.  S.  795. 
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Von  dem  im  ersten  Jahre  nach  Einführung  der  Einkommensteuer 
im  Walde  erfolgenden  Zuwachse  wird  aber  nur  der  letzte  Jahres- 
zuwachs der  hiebsreifen  Altersstufe  sofort  „fällig",  die  Zuwachse 
aller  übrigen  Altersstufen  dagegen  sind  noch  nicht  „flüssig  und 
wirklich  nutzbar"  und  kOnnen  deshalb  auch  noch  nicht  zur  Steuer 
herangezogen  werden.  FQr  diese  sammelt  sich  ja  eine  „Steuer- 
schuld" an,  die  erst  beim  Abtriebe  der  betr.  Bestände  in  der  Haupt- 
sache fallig  wird.  Mit  jener  Ansicht  ist  Judeich  ganz  unbewusst 
hinsichtlich  des  jahrlichen  Nachhaltbetriebes  in  das  Lager  der- 
jenigen Obergegangen,  welche  der  Besteuerung  des  Wertszuwachses 
im  Jahre  seiner  Produktion  das  Wort  reden. 

So  sehen  wir,  dass  die  grundsätzlichen  Bedenken  des  Landes- 
kulturrats bezw.  Judeich's  gegen  den  Vorschlag  des  Dresdener 
landwirtschaftlichen  Kreisvereins  auf  sehr  schwachen  Füssen  standen, 
und  dass  gegen  die  Besteuerung  des  Wertszuwachses  Bedenken 
prinzipieller  Natur  überhaupt  nicht  vorgebracht  wurden.  Alle  Klagen 
der  Waldbesitzer  Ober  ungerechte  Besteuerung  von  Kapitalnutzungen 
würden  aufgehört  haben,  wenn  man  sich  hatte  entschliessen  können, 
die  Besteuerung  des  jährhchen  Wertszuwachses  zum  Prinzip  zu 
erheben.  Auch  die  Härte,  die  die  Progression  der  Einkommen- 
steuerskala mit  sich  führt,  und  die  von  den  Verteidigern  des  Prin- 
zips der  Steuernachzahtung  als  eine  unvermeidliche  dargestellt 
wird  und  dargestellt  werden  muss,  wäre  damit  beseitigt  worden. 

Dass  ähnliche  Harten  —  wie  Endres  meint  —  auch  bei 
anderen  Besitzkategorien  infolge  der  Einführung  neuer  Steuer- 
systeme vorkommen  und  eben  ertragen  werden  müssen,  ist  wenig 
tröstlich  für  den  steuerlich  ungerecht  behandelten  Waldbesitzer, 
zumal  dann,  wenn  er  sich  sagen  muss,  dass  lediglich  die  Steuer- 
veranlagungsart bezw.  eine  fehlerhafte  Steuergesetzgebung  an  den 
betr.  Nachteilen  die  Schuld  tragt.  Steuerliche  Härten  müssen  aller- 
dings ertragen  werden,  insoweit  sie  unvermeidlich  sind.  Aber  hier 
sind  sie  zu  vermeiden.  Der  BegriflT  des  Einkommens  muss  nur 
streng  wissenschaftlich  aufgefasst  und  der  Einkommenbesteuerung 
zugrunde  gelegt  werden.  Das  geschieht  aber,  wenn  der  ver- 
mOgensmehrende  Wertszuwachs  des  Waldes  im  Jahre  seiner  Ent- 
stehung als  steuerpflichtiges  Einkommen  angesehen  wird. 

Übrigens  können  wir  uns  bei  der  Einführung  der  Einkommen- 
steuer, um  die  es  sich  doch  hier  allein  handelt,  derartige  Härten, 
wie  sie  bei  der  Besteuerung  der  Waldwirtschaft  nach  dem  Prin- 
zipe  der  Steuernachzahlung  vorkommen,  bei  anderen  Besitzkate- 
gorien nicht  gut  vorstellen,  vorausgesetzt,  dass  nicht  Fehler  bei 
der  Steuerveranlagung  unterlaufen. 
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Schliesslich  möchten  wir  bezüglich  dieses  Punktes  noch  darauf 
hinweisen,  dass  der  Ausdruck  „allmählich  sich  ansammelnde  Steuer- 
schuld" und  ähnliche,  wie  sie  sowohl  von  Judeich')  wie  von 
Endres*)  gebraucht  werden,  mit  ein  Beweis  dafür  sind,  dass  beide 
Autoren  im  Grunde  die  Besteuerung  der  wirklichen  Geldeinnahmen 
nicht  für  ganz  richtig  und  gerecht  halten,  denn  sonst  würden  sie  nicht 
von  einer  Steuerschuld  sprechen.  Was  man  schuldig  ist,  hatte 
man  doch  schon  früher  zu  bezahlen,  und  für  Schulden  muss  man 
allgemein  Zinsen  zahlen.  Wenn  also  im  vorliegenden  Falle  die 
Steuer  vom  jährlichen  Wertszuwachs  des  Waldes  die  Schuld  be- 
deutet, dann  müsste  nicht  die  einfache,  arithmetische  Summe  der 
einzelnen  Jahres-Steuerschulden  am  Ende  der  Umtriebszeit  ent- 
richtet werden,  sondern  der  Rentenendwert  derselben.  Das  ist  aber 
nicht  Au  =  arithmetische  Summe  aller  Jahreswertszuwachse,  sondern 

der  Ausdruck:  Z.—— ,  worin  Z  —  der  Einfachheit  halber  — 

o,op 

den  jährlich  nicht  gleichen  Wertszuwachs  des  Bestandes,  nicht  aber 

die  jährlich  gleiche  Bodenrente,  bedeuten  soll. 

Gehen  wir  nun  zu  den  Einwendungen,  die  Endres  gegen  die 
Ersetzung  des  Systems  der  Nachzahlung  der  Einkommensteuer 
durch  das  System  der  Vorausbezahlung  in  irgend  einer  Form 
macht,  über! 

Endres  behauptet,  in  theoretisch  richtiger  Form  könne  die 
gleichmassige  Verteilung  der  mutmasslichen  Einkünfte  des  Waldes 
auf  die  einzelnen  Jahre  der  Umtriebszeit  nur  nach  der  schematischen 

Formel -''~-.o,op  geschehen,  d.h.  unter  Zugrundelegung  der 

Bodenrente  oder  des  durchschnittlich  jährlichen  Reinertrags.  E  ndres 
steht  hiernach  wie  in  der  ganzen  Frage  der  Besteuerung  des  Ein- 
kommens aus  der  Waldwirtschaft  auf  dem  gleichen  Standpunkte 
wie  Judeich,  denn  auch  dieser  hält  die  Besteuerung  des  Abtriebs- 
ertrags Au  im  Endeffekt  —  abgesehen  von  der  Progression  —  für 
gleichbedeutend  mit  der  jährlichen  Besteuerung  der  Bodenrente  r, 

A 
die  durch  die  abgekürzte  Formel  —  -^ —  .  o,op  ausgedrückt  wird. 

Eis  lässt  sich  jedoch  erstens  mathematisch  nachweisen,  dass 
diese  Behauptung  nur  in  einem  einzigen  von  vielen  Fällen  richtig 
ist,  nämlich  nur  dann,  wenn  man  den  Forstbetrieb  —  sowohl  den 
aussetzenden  wie  den  jährlichen  —  vom  Nullpunkte,  d.  h.  vom  Zeit- 
punkte direkt  vor  der  Begründung  des  Bestandes  oder  Waldes,  aus 

1)  Judeich:  Thar.  forstl.  Jahrbuch,  38.  Band,  S  98. 

if)  Endres:  a.  a.  O.  S.  794,795. 
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betrachtet,  und  zweitens  wird  Oberhaupt  bestritten,  dass  das  System 
der  Besteuerung  des  Abtriebsertrags  oder  das  System  der  gleich- 
massigen  Verteilung  desselben  auf  die  einzelnen  Jahre  der  ganzen 
Umtriebszeit  auf  Grund  der  Zinzeszinsrechnung  die  richtige  Be- 
steuerungsart ist. 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  kommt  die  Besteuerung  von 
Au  im  Jahre  u  der  jahrlichen  Besteuerung  der  Bodenrente  nur  dann 
gleich,  wenh  der  zu  besteuernde  Bestand  im  Jahre  der  Einführung 
der  Einkommensteuer  noch  nicht  begründet  war.  Ganz  anders 
liegt  die  Sache  dagegen,  wenn  die  Entrichtung  der  Einkommen- 
steuer für  den  Abtriebsertrag  eines  Bestandes  nicht  erst  nach  u 
Jahren  seit  dem  Bestehen  der  Einkommensteuer  bezw.  seit  der  Be> 
gründung  des  Bestands  erfolgt,  sondern  schon  früher,  wenn  man 
also  die  Betrachtung  von  einem  anderen  als  dem  Nullpunkte  (Jahr  0) 
aus  anstellt.  In  diesem  Falle,  der  ftlr  alle  bei  der  Einführung  der 
Einkommensteuer  bereits  begründeten  Bestände  gegeben  ist,  be- 
rechnet sich  der  jährlich  vorauszubezahlende  Steuerbetrag  allgemein 

nach  der  Formel:  Au-  i.op" 

-      --   -'--.o,op, 
1,0  p"  —  I       '  '^' 

worin  m  das  Alter  des  Bestandes  zur  Zeit  der  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer bedeutet.  Bezüglich  des  mathematischen  Beweises 
der  Unrichtigkeit  jener  Behauptung  wird  auf  den  unten  folgenden 
Abschnitt  über  die  Forstgrundsteuer  verwiesen. 

Aber  auch  ganz  abgesehen  hiervon  ist  jene  Auffassung,  wo- 
nach bei  der  Einkommen-Besteuerung  nur  die  wirklichen,  flüssigen 
Geldeinnahmen  zu  versteuern  seien,  eine  irrige.  Sie  führt,  wie 
schon  mehrfach  nachgewiesen  wurde,  zu  den  grössten  Härten  und 
Ungerechtigkeiten,  und  der  steuerrechtliche  Begriff  vom  Ein- 
kommen sollte  deshalb,  wo  dies  noch  nicht  der  Fall  ist,  einer  Re- 
vision und  Berichtigung  unterzogen  und  dem  streng  wissenschaft- 
lichen Begriffe  vom  Einkommen  nach  Hermann-Schmoller- 
Schanz  angepasst  werden. 

Unseres  Erachtens  ist  die  Einkommensteuer,  entsprechend  der 
jahrlich  erfolgenden  Mehrung  des  Vermögens  der  Steuerpflichtigen, 
hier  des  Besitzers  des  im  aussetzenden  Forstbetriebe  stehenden  Waldes, 
und  entsprechend  der  Besteuerung  des  Jahres-Einkommens,  nicht 
des  periodischen  (u-jährigen)  Einkommens,  alljährlich  fällig,  auch 
wenn  bare  oder  flüssige  Geld-Einnahmen  nicht  alljährlich  erfolgen. 
Der  Begriff  einer  allmählich  anwachsenden  Steuerschuld  gehört 
nicht  in  das  Steuerrecht ;  der  Steuerfiskus  kann  keine  Steuern 
kreditieren,  sondern  diese  müssen  bezahlt  werden  zu  der  Zeit,  zu 
welcher  sie  der  Steuerpflichtige  „schuldig*  wird.  , 

Weber,  Die  BeMeuerunc  de«  W.lda.  ^CyA^iOO^lC 


Sobald  zugegeben  wird,  dass  die  „Vorausbezahlung"  der  Ein- 
kommensteuer —  richtiger  gesagt:  die  Zahlung  zur  rechten  Zeit! 
—  dem  Gesetze  nicht  widerspricht,  dann  kann  es  sich  nur  um  die 
Besteuerung  des  jährhchen  Wertszuwachses  oder  der  jeweiligen 
Waldrente,  nicht  der  Bodenrente  handeln,  denn  letzterenfalls  wird 
ja  lediglich  der  Reinertrag  oder  das  Einkommen  aus  dem  Boden, 
d,  h.  aus  der  einen  der  beiden  Einkommensquellen  der  Waldwirt- 
schaft, von  der  Steuer  getroffen ,  während  doch  beide,  also  der 
Boden  und  der  Holzbestand,  getroffen  werden  sollten.  Der  jähr- 
liche reine  Wertszuwachs  des  Bestandes  verzinst  eben  nicht  nur 
das  Bodenkapital,  sondern  auch  das  jeweils  im  Holzbestande  steckende 
Kapital.  Nach  den  Grundsätzen  der  Bodenreinertragslehre  muss 
dies  unbedingt  gefordert  werden. 

Will  man  aber  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  und  ebenso 
beim  Nachhaltbetriebe  während  seines  Auf  baus  aus  dem  Grunde 
eine  Ausnahme  gegenüber  anderen  Einkommensquellen  machen, 
weil  man  die  Zahlung  der  Steuer  auf  den  Zeitpunkt  der  Umsetzung 
der  Jahres-Wertszuwachse  in  flüssiges  Geld  glaubt  hinausschieben 
zu  müssen,  so  müssten  die  alljährlich  geschuldeten  Steuerbe- 
träge auf  das  Jahr  u,  in  welchem  die  Bareinnahme  erfolgt,  prolon- 
giert werden,  denn  jede  Schuld  muss  bis  zur  Fälligkeit  verzinst 
werden.  Und  wenn  der  Waldbesitzer  an  den  Steuerfiskus  Steuer- 
beträge schuldet,  so  kann  dieser  mit  Recht  verlangen,  dass  sie  ver- 
zinst werden.  Sonst  braucht  er  sie  nicht  in's  Schuldkonto  des 
Steuerpflichtigen  einzutragen,  sondern  er  kann  sie  alsbald  erheben. 
Würde  aber  diese  Methode  der  Steuerzahlung  gutgeheissen,  die 
wir  vom  theoretischen  Standpunkte  aus  nicht  als  unrichtig  be- 
zeichnen können,  die  aber  praktisch  gänzhch  unausführbar  ist,  dann 
würde  im  Rentenendwerte  natürlich  nicht  der  Betrag  A„  als  ver- 
steuerbare Summe  herauskommen,  sondern  ein  viel  grösserer  Betrag, 
weil  nicht  die  Bodenrente,  sondern  der  wechselnde,  reine  Bestands- 
wertszuwachs jahrlich  zu  besteuern  ist.  Bei  dieser  Besteuerungsart 
würden  aber  die  Härten  und  Unannehmlichkeiten,  vor  allem  die 
durch  die  Progression  der  Steuerskala  hervorgerufenen,  in  noch 
höherem  Masse  in  die  Erscheinung  treten  als  bei  der  Besteuerung 
des  Abtriebsertrags  wertes,  und  aus  diesem  Grunde  muss  der  jähr- 
lichen Besteuerung  der  jeweiligen  Waldrente  entschieden  der  Vorzug 
eingeräumt  werden. 

Dass  die  Besteuerung  der  jährlichen  Waldrente  und  nicht  der 
Bodenrente  die  gerechtere  Besteuerungsart  ist,  dürfte  auch  aus 
folgendem  hervorgehen. 

Bekanntlich  werden  zu  den  vom  Rohertrage  eines  Betriebes 
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abzugsfähigen  Ausgaben  ganz  allgemein  auch  die  jährlichen  Ab- 
setzungen bezw.  Abschreibungen  (Abnutzungen)  an  den  Anlage- 
bezw.  Betriebskapitalien  gerechnet,  weil  der  Wert  der  zur  Einkorn- 
menserzielung  verbrauchten  Teile  des  Vermögens  zu  den  Kosten  der 
Produktion  gehört  und  deshalb  behufs  Ermittelung  des  Reinertrags 
einer  bestimmten  Einkommensquelle  vom  Rohertrage  in  Abzug 
gebracht  werden  muss.  Hinsichtlich  der  Bemessung  der  Abnutzungs- 
quote, d.  h.  des  infolge  Verwendung  von  einzelnen  Vermögens- 
bestandteilen zur  Erzielung  des  Rohertrags  eingetretenen  Vermögens- 
veriustes,  war  nun  für  Preussen  durch  eine  Verfügung  des  Finanz- 
ministers vom3,Febr.i892dieAnwendungder  Zinseszinsrechnung 
ausdrücklich  angeordnet  worden,  und  diese  Verfügung  war  durch 
verschiedene  Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts  in 
Staatssteuersachen  als  zulässig  ■  anerkannt  worden  (z.  ß.  E.  in  St., 
Band  IL  Nr.  14,  S.  58  fi.). 

Man  ging  dabei  von  der  Voraussetzung  aus,  „dass  nach  dem 
Gedanken  und  der  Absicht  des  Gesetzes  der  Steuerpflichtige  von 
der  Roheinnahme  aus  einer  Einkommensquelle  wegen  Abnutzung 
von  Gebäuden,  Maschinen  und  sonstigen  Betriebsgegenständen  einen 
gewissen  Betrag  nur  aus  dem  Grunde  und  zu  dem  Zwecke  steuer- 
frei abziehen  dürfe,  damit  er  in  dem  Zeitpunkt,  wo  der  betreffende 
Gegenstand  infolge  der  allmählich  fortschreitenden  Verringerung 
seiner  Brauchbarkeit  schliesslich  zur  weiteren  Verwendung  behufs  Er- 
zielung von  Einkommen  völlig  untauglich  geworden  sein  werde, 
die  Mittel  zum  Zweck  der  Beschaffung  eines  Ersatz  Stücks 
gerade  für  diesen  bestimmten  Gegenstand  zur  Handhabe" 
(E.  in  St.,  Band  V.,  S.  376). 

Diese  Auffassung  wurde  jedoch  durcheine  Entscheidung  desOber- 
verwaltungsgerichts  vom  27.  Novbr.  1896  mit  Recht  als  irrig  erklärt 
imd  deshalb  fallen  gelassen.  Nicht  eine  mit  Hilfe  der  Renten- 
rechnung gefundene  fingierte  Grösse,  die  allmählich  mit  Zins  und 
Zinseszinzen  bis  zum  Werte  des  Ersatzstückes  anwächst,  sondern 
die  wirklich  im  Veranlagungsjahre  eingetretene  Wertverminde- 
rung ist  als  VermOgensverlust  des  betr.  Jahres  anzusehen,  denn 
erst  nach  Aussonderung  dieses  Betrags  erhält  man  das  Reinein- 
kommen. Hieraus  folgt  aber,  dass  der  Betrag  der  Abschreibung 
wegen  Abnutzung  sich  unter  allen  Umständen  mit  dem  vollen 
Betrage  der  Wertsminderung  der  abgenutzten  Gegenstande  decken 
muss  (S.  279).  „Der  Abnutzungsquote  darf  für  den  Steuerpflichtigen 
nicht  die  wirtschaftliche  Bedeutung  einer  Rücklage  lediglich  zum 
Zwecke  der  allmählichen  Ansammlung  der  Kosten  der  Beschaffung 
eines  Ersatzstacks  an  Stelle  eines  bestimmten  Gegenstandes  nach 
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dessen  völliger  Abnutzung  beigemessen  werden.  Die  Ansammlung 
eines  Erneuerungsfonds  ist  nicht  Grund  und  Zweck,  sondern  nur 
eine  mögliche  und  regelmässig  auch  nützliche  Folge  der  Abschrei- 
bung; ihre  nächste  wirtschaftliche  Bedeutung  Hegt,  wie  bereits 
bemerkt  wurde,  in  der  Aussonderung  eines  Vermögensverlustes 
aus  dem  Roheinkommen"  {S.  280). 

Bei  Anwendung  der  Zinseszinsrechnung  würde  der  Steuer- 
pflichtige nicht  den  vollen  Betrag  der  Wertminderung  seines  Ver- 
mögens infolge  der  Abnutzung  aus  der  Roheinnahme  erstattet 
erhalten,  sondern  nur  den  Betrag,  der  unter  Hinzurechnung  von 
Zins  und  Zinseszinsen  erst  in  dem  Zeitpunkte  die  Höhe  der  wirk- 
lichen Wertsminderung  des  Vermögens  erreicht,  in  welchem  der 
bei  der  Abnutzung  in  Frage  kommende  Gegenstand  völlig  aufge- 
zehrt oder  unbrauchbar  geworden  ist.  Die  fragliche  Entscheidung 
kommt  daher  auf  Grund  der  Vorschriften  der  §§  7  und  9  des  Ein- 
kommensteuergesetzes von  1891  in  Verbindung  mit  der  Entstehungs- 
geschichte und  mit  allgemeinen,  wirtschaftlichen  Grundsätzen  zu 
dem  Ergebnis,  dass  die  Anwendung  der  Zinseszinsrechnung  bei 
Bemessung  der  gesetzlichen  Absetzung  wegen  Abnutzung  von  Ge- 
bäuden usw.  unzulässig  ist,  und  dass  behufs  Ermittlung  .des  Rein- 
einkommens einer  bestimmten  Wirtschaftsperiode  der  volle 
Betrag  der  während  der  letzteren  durch  die  Benutzung  zur  Er- 
zielung von  Einkommen  eingetretenen  Wertminderung  von  der 
Roheinnahme  dieser  Periode  in  Abzug  gebracht  werden  muss. 

Den  gesetzlichen ,  jährlichen  Abschreibungen  bezw.  Absetzungen 
als  Vermögensverlusten,  d.  h,  als  negativen  Bestandteilen  des  Ein- 
kommens, stehen  nun  die  jährlichen  Wertsmehrungen  bezw.  -zuwachse 
des  Vermögens  als  positive  Einkommens-Bestandteile  gegenüber, 
und  genau  so  wie  bei  der  Bemessung  der  Höhe  der  Abschreibungen 
die  Zinseszinsrechnung  unzulässig  erscheint,  so  verhält  es  sich  auch 
mit  der  Bemessung  der  alljährlich  zu  versteuernden  Wertszuwachse 
beim  aussetzenden  Forstbetriebe.  Auch  hier  darf  nicht  ein  fingierter 
Betrag,   der  vom  Jahre  0  bis  zum  Jahre  u  auf  den  Wert  des  Ab- 

triebsertrags  Au  anwächst,  nämlich  der  Betrag —  ^-— ■  0,0p,  d.h. 

die  Bodenrente,  alljährlich  zur  Einkommensteuer  herangezogen 
werden,  sondern  der  volle  Betrag  des  jährlichen  Bestands-Werts- 
zuwachses,  um  den  das  Waldvermögen  sich  wirklich  vermehrt. 

In  der  Erkenntnis,  dass  die  „Steuemachzahlung",  ganz  beson- 
ders infolge  der  progressiven  Steuerskala,  für  den  Waldbesitzer 
ungerechtfertigte  Härten  im  Gefolge  hat,  ist  das  Grossherzogtum 
Baden  dem   Beispiele  Sachsens  und  Preussens  hinsichtlich 


der  Besteuerung  des  aussetzenden  Forstbetriebes  nicht  gefolgt.  Es 
hat  vielmehr  die  „Vorausbezahlung"  —  wie  sie  Endres  nennt  ^ 
der  Einkommensteuer  für  diesen  Betrieb  eingeführt. 

Die  Novelle  vom  9.  August  1900  zum  Einkommensteuergesetz 
vom  20.  Juni  1884  (neuredigiertes  Gesetz  vom  20.  Novbr.  1900)  be- 
zeichnet als  „Einkommen  aus  Waldbesitz  und  Forstwirtschaft 
bei  denjenigen  Waldungen,  welche  nicht  auf  Grund  eines  Forst- 
einrichtungswerkes nachhaltig  bewirtschaftet  werden,  ohne  Rück- 
sicht auf  das  in  jedem  Jahre  tatsächlich  erzielte  Ein- 
kommen, 3°lo  des  Steuerkapitals  der  Waldstücke".  Das  Steuer- 
kapital, d.  h,  der  der  Besteuerung  zugrunde  zu  legende  Wert  des 
Hektars  Wald  wird  nach  dem  Gesetze,  betr.  die  Einschätzung  der 
Grundstücke  und  Gebäude,  vom  g,  August  1900  durch  Kapitalisierung 
des  durchschnittlichen  Waldreinertrages  mit  dem  Zinsfusse  von  4V0 
festgestellt,  einerlei  ob  der  Wald  im  aussetzenden  oder  im  jährlichen 
Nachhaltbetriebe  bewirtschaftet  wird,  und  infolgedessen  bilden  */* 
des  arithmetisch-mittleren  Durchschnittsertrages  das  jährliche,  steuer- 
pflichtige Einkommen  des  aussetzenden  Forstbetriebes. 

„Damit  hat  Baden",  so  folgert  Endres,  „für  den  aussetzenden 
Betrieb  die  Einkommensteuer  tatsächlich  wieder  in  eine  Grundsteuer 
umgewandelt.* 

"Hierin  stimmen  wir  Endres  bis  zu  gewissem  Grade  bei: 
die  Besteuerung  des  arithmetisch -mittleren  Durchschnittsertrags 
bedeutet  eine  Ertragsbesteuerung,  wenn  auch  nicht  eine  reine 
Grundbesteuerung,  d.h.  eine  Steuer  vom  reinen  Boden  ertrage, 
oder  eine  Besteuerung  der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens. 

Insoweit  hat  also  Baden  für  den  aussetzenden  Betrieb  eine 
Ertragssteuer  eingeführt;  aber  dadurch  dass  der  Schuldenabzug 
gestattet  ist,  und  dass  die  Steuer  eine  progressive  Skala  besitzt, 
unterscheidet  sich  diese  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebs 
—  abgesehen  von  sonstigen  Punkten  —  doch  sehr  wesentlich  von 
einer  Grundsteuer  im  gewöhnlichen  Sinne. 

Richtig  würde  Baden  verfahren  haben,  wenn  es  statt  '1*  des 
durchschnittlichen  Waldreinertrags  den  jährlichen  Werts- 
zuwachs, berechnet  etwa  nach  lojährigen  Perioden,  oder  die  jewei- 
lige, jährliche  Waldrente  des  aussetzenden  Betriebes  zur  Einkommen- 
steuer herangezogen  hätte.  Charakteristisch  für  das  badische 
Verfahren  ist  aber,  dass  es  sich  weder  auf  die  Steuernachzahlung 
noch  auch  auf  die  jährliche  Besteuerung  der  Bodenrente  einge- 
lassen hat. 

Dieser  badischen  Einkommensteuer- Veranlagungsart  des  aus- 
setzenden Forstbetriebes  wie  überhaupt  jedem  System  der  Steuer- 


vorausbe2ahIung,  somit  auch  der  Besteuerung  des  jährlichen  Werts- 
zuwachses,  schreibt  Endres')  eine  Reihe  von  Nachteilen  zu,  die 
im  folgenden  einer  Würdigung  unterzogen  werden  sollen. 

Als  ersten  Nachteil  bezeichnet  Endres,  dass  dieses  System 
dem  ganzen  Wesen  der  Einkommensteuer  widerspreche.  Der 
unbestreitbare  Vorzug  dieser  bestehe  darin,  dass  der  Steuerpflichtige 
nur  dann  Steuer  zu  zahlen  habe,  wenn  er  aus  der  steuerpflichtigen 
Einkommensquelle  auch  wirklich  ein  Einkommen  im  Sinne  Endres' 
—  besser  gesagt:  eine  flüssige  Geldeinnahme!  —  beziehe.  Bei  der 
Verteilung  der  Einkommensteuer  nach  Art  der  Grundsteuer  auf  die 
einzelnen  Jahre  der  Umtriebszeit  habe  dagegen  der  Waldbesitzer 
ebenso  wie  bei  der  Grundsteuer  Steuer  zu  Zeiten  zu  zahlen,  in 
denen  er  keine  Einnahme  aus  dem  Walde  habe. 

Es  soll  nicht  bestritten  werden,  dass  in  der  Tatsache  der 
Steuerzahlung  zu  Zeiten,  in  denen  Bareinnahmen  nicht  eingehen, 
unter  Umstanden  etwas  Unangenehmes  liegen  kann,  keinesfalls  aber 
kann  von  einer  Härte  oder  gar  einer  Ungerechtigkeit  gegenüber 
dem  Besitzer  des  aussetzenden  Forstbetriebes  die  Rede  sein,  eben- 
sowenig wie  von  einem  Widerspruche  dieser  Besteuerungsart  zum 
Wesen  der  Einkommensteuer,  Nur  dann  könnte  die  Behauptung 
von  Endres  als  zutreffend  bezeichnet  werden,  wenn  diese  Besteue- 
rungsart für  den  Waldbesitzer  eine  Ausnahmestellung  schüfe.  Das 
ist  aber  nicht  der  Fall,  denn  ebenso  wie  beim  aussetzenden  Forst- 
betriebe findet  auch  in  sehr  vielen  Fällen  bei  sonstigen  Einkommens- 
quellen ein  Sparen  statt.  Jedes  Sparen  bedeutet  aber  nichts  anderes 
als  einen  Verzicht  auf  die  Einnahme  und  den  Verbrauch  baren 
Geldes,  Es  ist  doch  tatsächlich  im  Grunde  ganz  einerlei,  ob  der 
Waldbesitzer  den  Wert  des  jährlichen  Holzzuwachses  im  Walde 
belässt  oder  ihn  in  Geld  umsetzt  und  alsbald  wieder  in  anderer  Form 
werbend  anlegt.  Der  Umstand,  dass  der  Waldbesitzer  mehr  oder 
weniger  gezwungen  ist,  den  Zuwachs  im  Walde  zu  belassen,  ändert 
nichts  an  der  Tatsache,  dass  er  reicher,  wirtschaftlich  leistungs- 
fähiger und  steuerkräftiger  durch  den  Zuwachs  des  Waldes  wird, 
dass  er  also  in  Wirklichkeit  ein  Einkommen  im  Wertszuwachse 
des  Waldes  bezieht.  Die  Besteuerung  des  letzteren  widerspricht 
nicht  dem  Wesen  der  Einkommensteuer,  wenn  man  den  Begriff 
„Einkommen"  richtig  auffasst,  und  dem  Waldbesitzer  widerfährt 
keine  Ausnahme-Behandlung.  Er  kann  sich  über  ungerechte,  steuer- 
liche Erfassung  seines  Einkommens  nicht  beklagen,  wenn  er  in 
Erwägung  zieht,  dass  es  dem  die  Zinsen  zum  Kapital  schlagenden 
Kapitalisten,  dem  Besitzer  unverzinslicher  Anlehenslose,  dem  einen 

1)  a.  a.  O.  S.  796  u.  797. 
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Teil  seines  Jahreseinkommens  in  irgend  welcher  vermögenswertmeh- 
renden  Form  im  Anlage-  oder  Betriebskapitale  einer  Unternehmung 
lassenden  Geschäftsinhaber  und  noch  vielen  anderen  Steuerpflich- 
tigen, deren  Vermögen  sich  im  Laufe  des  Veranlagungszeitraumes 
vermehrt  hat,  nicht  anders  ergeht  wie  ihm.  Der  von  Endres  der 
Einkommensteuer  nachgerühmte,  „unbestreitbare  Vorzug",  dass  der 
Steuerpflichtige  nur  dann  Steuer  zahlen  müsse,  wenn  er  wirklich 
aus  der  Einkommensquelle  ein  Einkommen  beziehe,  besteht  nicht 
nur  bei  seiner  Auslegung  des  Einkommens  als  Bar-Einnahme, 
sondern  auch  bei  der  Auflassung  des  Einkommens  als  jährlichen 
Reinvermögenszuganges.  Der  Besitzer  des  unverzinslichen  Anlehens- 
loses  bezieht  in  der  Differenz  der  Kurswerte  zu  Ende  und  zu 
Anfang  des  Jahres  den  Zins  und  damit  das  Einkommen  aus  der 
Einkommensquelle,  und  genau  ebenso  bezieht  der  Waldbesitzer 
in  der  Differenz  der  Bestandswerte  zu  Ende  und  zu  Anfang  des 
Jahres  die  Rente  des  Waldes  und  damit  das  Einkommen  aus  der 
Einkommensquelle  Waldbesitz.  Würde  der  Grund  und  Boden 
allein  die  Einkommensquelle  des  Waldes  sein,  so  könnte  man  wohl 
vom  Beziehen  des  u-jährigen  Einkommens  aus  dem  Waldbesitze 
bei  der  Nutzung  des  Bestandes  sprechen,  aber  wie  beim  Nachhalt- 
betriebe das  Holzvorratskapital,  so  ist  auch  beim  aussetzenden 
Betriebe  der  jeweilige  Wert  des  Bestandskapitals  eine  Einkommens- 
quelle, und  die' jährliche  Rente  des  Bodens  und  des  Holzbestandes 
ist  im  Wertszuwachse  das  Jahreseinkommen  aus  dem  Waldbesitze. 
Wenn  die  alimähtich  während  der  Umtriebszeit  anwachsende 
Steuerschuld  erst  beim  Bezüge  einer  wirklichen  Bareinnahme  aus 
dieser  bezahlt  werden  soll,  dann  darf  auf  keinen  Fall  bloss  die 
Rente  der  einen  Einkommensquelle,  des  Grund  und  Bodens,  auf 
das  Jahr  u  prolongiert  werden,  sondern  die  Boden-  und  Bestands- 
rente zusammen,  d.  h.  der  Wertszuwachs  jedes  einzelnen  Jahres. 
Das  würde  aber  nicht  zur  Besteuerung  von 

LVi.op" — i/  *^J  0,0  p 
Bodenrente 
sondern  zur  steuerlichen  Erfassung  der  Summe  sämtlicher  auf  die 
Zeit  des  Bestandsabtriebes  im  Jahre  u  prolongierten  Einzel- Wertszu- 
wachse führen.  Die  mit  dieser  Steuerzahlungsart  verknüpften 
Härten  würden  aber  schwerer  wiegen  als  die  Unannehmlichkeiten, 
die  mit  der  Zahlung  kleiner  Steuerbeträge  zu  Zeiten,  in  denen 
Bar-Einnahmen  aus  dem  Walde  für  den  Besitzer  nicht  anfallen, 
verknüpft  sein  können. 

Der  zweite  mit  der  jährlichen  Steuerentrichtung  zusammen- 
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hängende  Nachteil  soll  nach  Endres  darin  bestehen,  dass  die 
Steuer  wie  beim  Grundsteuersysteme  von  fiktiven  Durchschnitts- 
ertragen erhoben  wird  entgegen  dem  zweckmässigen  Grundsatze 
des  Einkommensteuersystems,  dass  nur  die  wirklich  eingehen- 
den Ertrage  besteuert  werden. 

Dieser  Einwand  ist  allerdings  dem  badischen  Verfahren  der 
Steuerveranlagungsart  gegenüber  am  Platze,  denn  hierbei  wird  wirk- 
lich die  Einkommensteuer  wie  beim  Grundsteuersysteme  von  Durch- 
schnittserträgen erhoben;  nicht  aber  trifft  diese  Beanstandung  die 
von  uns  vorgeschlagene  Besteuerung  der  jeweiligen  Waldrente 
oder  des  jahrlichen  Wertszuwachses. 

Es  fragt  sich  nun  aber,  auf  welche  Weise  hat  die  Ermittelung 
der  jahrlichen  Waldrente  zu  erfolgen? 

Den  Wertszuwachs  des  Waldes  alljährlich  durch  Zuwachs- 
untersuchungen und  durch  Berechnung  der  Holzpreise  zu  ermitteln, 
erscheint  viel  zu  umständlich;  eine  solche  Methode  wQrde  auch 
vorerst  noch  in  keinem  richtigen  Verhältnis  zum  Zwecke  der  Er- 
mittlung stehen.  E^  muss  daher  nach  einem  einfachen  und  leichter 
zu  ermittelnden  Faktor  als  Anhaltspunkt  für  die  Einkommensbe- 
rechnung aus  den  Forsten  gesucht  werden.  Wir  erblicken  den- 
selben in  dem  zu  Beginn  eines  verhältnismässig  kurz  zu  bemessen- 
den Zeitraumes  vorhandenen  Waldvermögen.  Kennt  man  dieses, 
so  hat  man  nur  noch  die  laufende  Verzinsungshöhe  des  Waldver- 
mögens annähernd  einzuschätzen,  um  die  jeweilige  Waldrente  oder 
den  jährlichen  Wertszuwachs  mit  Hilfe  der  Formel 
Rw  =  W  .  o.op  zu  berechnen. 

Will  man  hierbei  noch  genauer  verfahren,  so  muss  innerhalb 
der  Rechnungs-Feriode  jährlich  der  berechnete  Wertszuwachs  zu 
dem  am  Anfang  der  Periode  vorhandenen  Waldvermögen  zuge- 
zählt und  der  Wert  der  Nutzung  des  betr.  Jahres  in  Abzug  ge- 
bracht werden.  Auf  diese  Weise  würde  man  sogar  den  jährlichen 
Veränderungen  des  Waldwertes  folgen  und  durch  jeweilige  Mutti> 
plikation  des  festgestellten  neuen  Waldwertes  mit  o,op  den  Werts- 
zuwachs jedes  einzelnen  Jahres  ermitteln  können. 

Eine  etwas  andere  Methode  der  Berechnung  des  Wertszuwachses 
besteht  darin,  dass  man  nicht  die  laufende  Verzinsung  des  Waldes 
einschätzt,  sondern  dass  man  mittelst  Unterstellung  des  Wirtschafts- 
zinsfusses,  d.  h,  des  bei  Waldwertberechnungen  unter  den  ob- 
waltenden Verhaltnissen  üblichen  Zinsfusses,  die  Waldwerte  zweier 
aufeinanderfolgenden  Jahre  oder  —  der  Rechnungsvereinfachung 
halber  —  zweier  um  5  oder  10  Jahre  auseinanderliegenden  Bestands- 
alter ermittelt  und  die  Differenz,  d.  h.  den  1-  bezw.  5-  oder  lOjahrigen 


Wertszuwachs  als  Einkommen  des  betr.  Zeitraumes  betrachtet.  Von 
dem  auf  diese  Weise  berechneten  Jahres-Wertszuwachse  des 
Waldes  wären  dann  noch  die  jährlichen  Verwaltungskosten  abzu- 
ziehen. Was  die  Kulturkosten  anlangt,  so  werden  diese  natur- 
gemäss  nur  einmal  bei  der  Berechnung  der  jahrlichen  Waldrente 
in  Abzug  gebracht,  nämlich  bei  der  erstmahgen  Ermittlung  des 
Wertszuwachses  eines  Bestandes,  in  der  Theorie  also  bei  der  Be- 
rechnung des  Wertszuwachses  im  i.  Jahre  des  Bestandslebens  — 
Waldwert  des  ijährigen  Bestandes  minus  Waldwert  des  Bestands 
alsbald  nach  seiner  Begründung  (B  -|-  c)  — ,  in  der  Praxis  dagegen 
bei  der  Berechnung  des  Wertszuwachses  im  ersten  5-  oder  lOr 
jährigen  Zeiträume  des  Bestandslebens. 

Man  wird  voraussichtlich  gegen  diese  beiden  Verfahren  (cf  den 
Aufsatz  des  Verfassers  im  Juli-Heft  des  igpiJT  Forstwiss.  Central- 
blattes)  einwenden,  die  Einschätzung  der  Verzinsung  des  Waldver- 
mögens sei  schwierig,  und  mit  der  periodischen  Feststellung  des 
Waldwertes  verlasse  man  das  strenge  Prinzip  der  Einkommensteuer, 
man  näheresich  mit  diesem  Verfahren  dem  Prinzipe  der  Ertragssteuern. 
Das  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nicht  ganz  unrichtig,  aber,  wie 
schon  bemerkt,  bei  der  Ermittlung  des  forstlichen  Einkommens 
muss  man  sich  heute  noch  mit  Naherungs-  oder  Durchschnittswerten 
begnügen,  und  vor  allem  ist  auf  solche  Einwände  zu  erwidern, 
dass  samtliche  Verfahren,  die  auf  der  Feststellung  der  tatsachlichen 
Erlöse  aus  den  Waldungen  basieren,  noch  viel  seltener  die  wahre 
Rente  des  Waldes  ermitteln  werden,  weil  sie  grundsätzlich 
diese  Rente,  d.  i.  den  Wertszuwachs,  nicht  zu  erfassen  suchen. 
Bei  diesen  Methoden  hangt  es  mehr  oder  weniger  vom  Zufalle 
ab,  ob  das  Ergebnis  der  Einkomraensfeststellung  mit  der  wirklichen 
Waldrente  gut  oder  schlecht  obereinstimmt,  während  bei  dem  von 
uns  empfohlenen  Verfahren  lediglich  Schätzungsfehler  in  Betracht 
kommen. 

Diese  Methode  der  Einkommensberechnung  aus  Forsten  emp- 
fiehlt sich  ganz  besonders  ftlr  diejenigen  Staaten,  welche  bereits 
die  Vermögenssteuer  als  Ergänzungssteuer  zur  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer eingeführt  haben.  Im  Prinzipe  der  Vermögenssteuer 
liegt  es,  dass  das  Vermögen  jedes  Steuerpflichtigen,  also  auch  das 
Waldvermögön,  alljährlich  oder  periodisch  den  laufenden  Verände- 
rungen entsprechend  zu  ermitteln  ist.  Nach  welcher  Methode  dies 
zu  geschehen  hat,  davon  kann  hier  abgesehen  werden;  wir  werden 
bei  der  Behandlung  der  Vermögenssteuer  darauf  zurückkommen. 
Hier  handelt  es  sich  daher  lediglich  darum,  die  Verzinsungshöhe 
für  jede  Einzelwaldwirtschaft    oder    für   gewisse  Waldkategorien 
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und  Betriebsarten  festzusetzen  oder  die  Differenz  zweier  Waldwerte 
zu  ermitteln.  Die  Ermittlung  des  forstlichen  Zinsfusses  oder  der 
laufenden  Verzinsungshöhe  von  Bestands-  und  Waldwerten  ist  aber 
heutzutage  nicht  mehr  so  schwierig,  wie  vielfach  angenommen  wird 
und  auch  dargestellt  zu  werden  pflegt.  Der  Spielraum  in  der  Höhe 
des  forstlichen  Zinsfusses  —  ganz  allgemein  betrachtet  —  ist  mit 
der  Zeit,  insbesondere  durch  das  Sinken  des  Leihzinsfusses,  immer 
enger  geworden.  Unter  i'/eVo  und  über  s'ja-  bis  37"  zu  gehen, 
wird  man  selten  Veranlassung  haben.  Es  handelt  sich  also  höchstens 
um  einen  Spielraum  von  i-  bis  iV«°/o,  der  aber  für  die  einzelnen 
Hauptholzarten  oder  Betriebsklassen  noch  bedeutend  geringer 
wird.  Unüberwindliche,  praktische  Schwierigkeiten  bietet  also  die 
Besteuerung  der  jeweiligen  Waldrente  keineswegs.  Überhaupt  ist 
bei  der  Feststellung  des  Einkommens  im  allgemeinen  stets  zu  be- 
rücksichtigen, dass  es  auf  peinlichste  Genauigkeit  bei  der  Steuer- 
veranlagung schon  wegen  der  in  den  meisten  Einkommensteuer- 
gesetzen üblichen  Steuerklassenbildung  nicht  ankommt.  Ganz 
besonders  gilt  dies  für  gewerbliche  und  industrielle  Unternehmungen, 
bei  denen  man  sich  stets  mit  Näherungswerten  zufrieden  geben 
wird.  Man  denke  nur  an  die  Einschätzung  des  Wertes  der  Be- 
triebskapitalien und  ihrer  jährlichen  Veränderungen  in  den  kauf- 
männischen Bilanzen  der  Handels-  und  Gewerbebetriebe! 

Bei  der  Ermittlung  der  Waldwerte  wird  man  also  atigemein 
den  gutachtlich  von  Fall  zu  Fall  festzusetzenden  Wirtschaftszinsfuss 
unterstellen,  und  wenn  man  nicht  allzu  hohe  Anforderungen  an  die 
Genauigkeit  der  Berechnungen  stellen  will,  dann  dürfte  es  auch 
genügen,  die  Waldrente  während  des  ganzen  Bestandslebens  durch 
Multiplikation  des  jeweiligen  Waldwertes  mit  dem  o,op  des  Wirt- 
schaftszinsfusses  zu  ermitteln,  so  dass  der  jährliche  Wertszuwachs 
eines  Bestandes,  abgesehen  von  den  Durchforstungen,  vom  Jahre  0 
bis  zum  Jahre  u  allmählich  mit  dem  Waldwerte   ansteigen   würde. 

So  hält  es  z.  B.  Frey')  für  angemessen  und  den  tatsächlichen 
Verhaltnissen  entsprechend,  wenn  für  Laubholzhochwald  z^/o  des 
Vermögenswertes  (Verkaufswertes)  als  Jahreseinkommen  ange- 
nommen werden,  während  für  Laubholzmittelwald  und  Nadeholz- 
wald  aV«"/»,  für  Niederwald  aber  3*/o  in  Ansatz  zu  kommen  hätten. 

Vermutlich  wird  jedoch  gegen  dieses  summarische  Verfahren 
eingewendet  werden,  dass  man  damit  wieder  zu   „fiktiven  Durch- 

1)  Frey:  Zur  Frage  der  Waldbesteuerung.  A.  F.  u.  j.  Z.,  1906,  5. 184  ff. — 
Im  Gegensatz  zu  den  obigen  Zinsfüssen,  die  auf  S.  189  zur  Anwendung  empfohlen 
werden,  wird  auf  S.  186  desselben  Artikels  von  einer  Verzinsung  des  Holzvor- 
ratskapitals bei  Hochwald  von  a*,'o  und  bei  Niederwald  von  6*/<(?)  gesprochen! 
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Schnittserträgen"  gelange.  Um  diesem  Einwände  zu  begegnen, 
kann  man  in  der  Weise  verfahren,  dass  man  die  Verzinsungshöhe 
beim  aussetzenden  Forstbetriebe  je  nach  Altersklassen  einschätzt, 
eventuell  unter  Benutzung  von  Geldertrags-  oder  Weiserprozent- 
tafeln, oder  dass  man  die  oben  erwähnte  Methode  anwendet,  bei 
welcher  die  Differenz  zweier  Waldwerte  ermittelt  wird,  wobei  ja 
die  laufende  Verzinsung  zum  Ausdruck  gelangt. 

Für  die  letztere  Berechnungsart  spricht  sich  z.B.  Hausrath 
a.  a.  O.  aus.  Er  hält  es  für  zweckmässig,  die  Ermittlung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  beim  aussetzenden  Betriebe  nach  Alters- 
klassen, etwa  von  lo  Jahren,  vorzunehmen,  indem  die  Waldwerte 
für  IG-,  20-,  30-,  40-  etc.  jährige  Bestände  ermittelt  und  aus  den 
Differenzen  zweier  benachbarten  Werte  die  lojährigen  Wertszu- 
wachse berechnet  werden,  wovon  dann  noch  die  jahrUchen  Ver- 
waltungskosten abzuziehen  sind ,  um  die  reinen  Jahres-Wertszu- 
wachse  (jeweiligen  Waldrenten)  zu  erhalten. 

Je  nach  der  Ermittlung  der  Waldwerte  auf  Grundlage  der 
Verkaufs-  oder  der  Kostenwerte  berechnet  z.  B.  Hausrath')  für 
Kiefern  III.  Bonität  bei  Unterstellung  der  im  Endres'schen  Hand- 
buch der  Waldwertrechnung  und  forstlichen  Statik  aufgestellten 
Geldertragstafel  und  eines  äVoigen  Wirtschaftszinsfusses  folgende 
jährlichen  reinen  Wertszuwachse,  d.  h.  Einkommen: 


Jahrzehnt 

I— 10 

11-20  1  ai— 30  \  31—40  ■  41—50  j  51-60 

61—70 

Aus  dem 
Verkaufs  wert 

Aus  dem 
Kostenwert 

Hark 

6 
9 

Mark 

6 

15 

Mark 

6 

Muk 

35 

39 

Hark 

54 
39 

Mu-k 
64 

53 

1« 

Bei  der  Berechnung  nach  dem  Bestands-Verkaufswerte  sind 
die  ersten  3  Altersklassen  zu  einer  einheitlichen  Klasse  von  30  Jahren 
zusammengefasst. 

Dass  die  Berechnung  der  jährlichen  Waldrente  sowohl  beim 
aussetzenden  wie  beim  jährlichen  Betriebe  mehr  Arbeit  verursacht 
als  die  Ermittelung  der  tatsächlichen  Jahres-Geldeinnahme  aus  den 
Walde,  das  soll  nicht  bestritten  werden ;  allein  dieser  Umstand 
spielt  gegenüber  dem  Momente  gerechter  Steuerverteilung  keine 
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Rolle.  Auch  beim  Kauftnanne  wird  nicht  gefragt,  ob  die  Aufstel- 
lung der  Jahresinventur  und  -Bilanz  mehr  Arbeit  verursacht  als 
die  einfache  Angabe  der  Bareinnahmen  und  der  Ausgaben,  sondern 
das  Gesetz  hat  für  die  Berechnung  des  Einkommens  aus  Handel 
und  Gewerbe  die  Jahresbilanz  als  massgebend  bezeichnet  und  die 
Aufstellung  einer  solchen  deshalb  vorgeschrieben.  Warum  soll 
daher  nicht  auch  für  den  Besitzer  einer  Waldwirtschaft  gesetzlich 
bestimmt  werden  können,  dass  die  Rente  des  Waldes  oder  dessen 
jährlicher  Wertszuwachs,  wenn  auch  nicht  mit  peinlichster  Genauig- 
keit, zum  Zwecke  der  Besteuerung  zu  berechnen  und  als  Ein- 
kommen aus  dem  Walde  zu  deklarieren  sei,  oder  da-ss  doch  wenig- 
stens der  Steuerbehörde  die  erforderlichen  Unterlagen  mitgeteilt 
werden,  um  die  Berechnung  des  Einkommens  auf  Grund  derselben 
durch  Sachverstandige  ausführen  zu  lassen? 

Sehr  klar  und  deuthch  spricht  auch  Hausrath  sich  prinzi- 
piell für  die  Besteuerung  des  jahrlichen  Wertszuwachses  beim 
aussetzenden  Betriebe  aus. 

Ganz  der  Ansicht  wie  wir,  sagt  er  wörtlich :  „Die  Schwierigkeiten,  die  dem 
entgegenstehen,  sind  nicht  unüberwindlich,  und  dieses  Verfahren  entspricht  der 
Gerechtigkeit  am  meisten Der  Wert  des  Waldes  wächst,  also  ist  Ein- 
kommen vorhanden,  und  dieses  ist  steuerpflichtig". 

„Umständlicher  und  schwieriger  ist  dies  Verfahren  freilich,  als  wenn  man 
sich  an  die  stattgehabten  Nutzungen  halt,  und  nur  wenn  solche  eintreten,  eine 
Steuer  erhebt,  aber  es  ist  das  Richtige,  denn  mit  ihm  treffen  wir  das  wirkliche 
Einkommen.  Erheben  wir  dagegen  die  Steuern  nur  von  den  tatsächlichen  Ein- 
nahmen, d.  h.  im  Emtejahre,  so  besteuern  wir  auch  Vermögensbestand  teile. 
Denn  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  in  einem  Jahr  nicht  genutzte  Zuwachs 
meines  Erachtens  im  nächsten  nicht  mehr  Einkommen,  sondern  Vermögen  ist, 
enthält  der  Abtriebsertrag  des  aussetzenden  Betriebs  die  Kulturkosten  und  den 
Verwaltungsaufwand  wahrend  der  ganzen  Umtriel>szeit,  ausgenommen  den  jener 
Jahre,  in  denen  Erträge  anfielen.  Diese  sind  kein  Einkommen,  sondern  Vor- 
schüsse, die  der  Eigentümer  machen  musste,  um  den  Ertrag  zu  erzielen.  Die 
Kosten  der  Wiederkultur  dürfen  nach  den  meisten  Steuergesetzen  abgezogen 
werden,  nicht  aber  die  Verwaltungskosten  der  ertragslosen  Jahre,  und  hierin  liegt 
eben  eine  Ungerechtigkeit  Wer  jenen  Modus  aufrechterhalten  will,  muss  min- 
destens auch  noch  den  Abzug  der  gesamten  Verwaltungskosten  —  natürlich  ohne 
Zinsen  —  fordern". 

Auch  Graner'),  der  im  übrigen  nicht  auf  dem  Boden  der  Besteuerung 
des  jährlichen  Wertszuwachses  steht,  hebt  diese  Ungerechtigkeit  der  Besteuerung 
des  Abtriebsertrags  hervor,  indem  er  sagt,  die  Vorschrift  der  Einkommensteuer- 
gesetze gehe  dahin,  dass  von  den  Einnahmen  nur  diejenigen  Kosten  in  Abzug 
gebracht  werden  dürften,  die  in  dem  betreffenden  Jahre,  in  welchem  die  Ein- 
nahme erfolgt  sei,  erwachsen  seien.  Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  dürften 
also  lediglich  die  Werbungskosten  und  die  in  dem  betreffenden  Jahre  zur  Aus- 
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gäbe  gelangten  Verwaltungskosten  in  Abzug  gebracht  werden,  nicht  aber  die  ' 
Kulturkosten  des  aussetzenden  Betriebs,  wenn  nicht  gerade  zufällig  in  dem  be- 
treffenden Jahre  eine  Einnahme  aus  einem  etwa  noch  vorhandenen  anderen  Be- 
Stande anfalle.  „Nun  ist  aber  doch",  fährt  Graner  wörtlich  fort,  .die  Nutzung 
beim  aussetzenden  Betrieb  das  Ergebnis  der  zu  Beginn  des  Umtriebs  aufge- 
wendeten Kutturlcosten  und  der  wahrend  des  ganzen  Umtriebs  alljährlich  ver- 
ausgabten Verwaltungskosten.  Ich  habe,  als  ich  eine  gutachtliche  Äusserung 
Ober  die  zur  Ausführung  des  neuen  Einkommensteuergesetzes  zu  erlassenden 
Vorschriften  abzugeben  hatte,  den  Referenten  in  unserem  Ministerium  auf  diese 
Schwierigkeit  aufmerksam  gemacht.  Er  erwiderte  mir,  dass  an  diese  Schwierig- 
keit, welche  sich  beim  aussetzenden  Betriebe  ergäbe,  niemand  gedacht  habe, 
und  er  konnte  mir  nur  den  Trost  geben,  dass  er  sagte,  der  Waldbe^tzer,  der 
die  Kosten  in  anderen  Jahren  als  in  dem  Jahr  der  Vereinnahmung  der  Nutzung 
aufgewendet  habe,  solle  sich  eben  so  helfen,  dass  er  die  Kosten  an  irgend  einem 
sonstigen  Einkommen  der  betreffenden  Jahre  in  Abzug  bringe.  Das  ist  natDr- 
lieh  ein  höchst  ungenOgendes  Auskunitsmittel.' 

Als  dritten  Nachteil  der  jährlichen  Besteuerung  des  aus- 
setzenden Forstbetriebes  bezeichnet  Endres  die  Gefahr  für  den  . 
Waldbesitzer,  dass  durch  eine  Kalamität  der  Bestand  vor  der 
Hiebsreife  ganz  oder  teilweise  vernichtet  werde,  in  welchem  Falle 
die  Steuer  für  ein  Einkommen  bezahlt  sei,  das  der  Waldbesitzer 
entweder  gar  nicht  oder  nur  in  verminderter  Höhe  beziehen 
kOnne. 

In  gleichem  Sinne  äussert  sich  Übrigens  Judeich  bereits  im 
Jahre  1888,  wenn  er  sagt'):  „Treten  solche  Ereignisse  ein,  so 
würde  der  Besitzer  lange  Jahre  hindurch  einen  Wertszuwachs  ver- 
steuert haben,  der  gar  nicht  vorhanden  war." 

Die  Möglichkeit  der  gänzlichen  oder  teilweisen  Vernichtung 
eines  im  aussetzenden  Betriebe  stehenden  Holzbestandes  vor  er- 
langter Hiebsreife  liegt  zweifellos  vor,  und  für  den  Waldbesitzer 
stellt  diese  Möglichkeit  die  nicht  zu  leugnende  Gefahr  eines  finan- 
ziellen Verlustes  dar,  nicht  nur  infolge  des  Minderwertes  des  von 
dem  Schaden  bringenden  Naturereignisse  getroffenen  Bestandes 
selbst,  sondern  auch  im  Falle  der  „Vorausbezahlung"  der  Steuer 
dadurch,  dass  der  Waldbesitzer  zu  viel  Steuer  bezahlt  hat  im  Ver- 
gleich zu  der  durch  die  Kalamität  verminderten  Geldeinnahme. 
Wir  worden  aus  diesem  Grunde  auch  die  Rückvergütung  eines  ent- 
sprechenden Teils  der  bezahlten  Steuer  in  solchen  Ausnahmefällen 
für  angezeigt  halten,  nicht  nur  seitens  des  Staates,  sondern  auch 
von  Seiten  der  Kommunalverbände,  allerdings  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  auch  bei  sonstigen  unverschuldeten  Vermögens- 
verlusten solche  Steuerrückvergütungen  gesetzlich  festgelegt 
würden. 

■  )  Tharandter  forstliches  Jahrbuch;  38.  Band,  Seite  loi. 


Der  Ansicht  von  Endres  bezw.  des  preussischen  Landrats 
Heinichen '),  dass,  wenn  auch  der  Staat  die  Steuer  in  einem  dem 
Schaden  entsprechenden  Betrage  zu  rückvergüten  werde,  die  Kom- 
munalverbände sich  hierauf  nicht  einlassen  würden,  können  wir 
nicht  zustimmen,  denn  es  brauchte  ja  nur  eine  entsprechende  Be- 
stimmung in  das  Einkommensteuergesetz  aufgenommen  zu  werden, 
und  die  Gemeinden  würden  dann  wohl  oder  übel  dem  Beispiele 
des  Staates  folgen  müssen.  Jedoch  darf  füglich  bezweifelt  werden, 
dass  der  Staat  sich  auf  solche  Steuerrückvergütungen  einlassen 
wird.  Dem  Staate  stehen  andere  Mittel  zur  Verfügung,  um  in 
solchen  Notfällen  oder  zwecks  Förderung  der  Landeskultur  unter- 
stützend und  helfend  einzugreifen.  Will  er  z.  B.  die  Ödlandauf- 
forstungstätigkeit fördern,  so  kann  dies  leichter  und  einfacher 
durch  wirkliche  Unterstützung,  wie  z.  B.  durch  Geldbeitrage  zu 
den  Kulturkosten,  durch  unentgeltliche  oder  billige  Abgabe  von 
Samen  und  Pflänzlingen  etc.,  geschehen  als  durch  Steuerbefreiungen. 
Die  Besteuerung  sollte  prinzipiell  von  solchen  Massnahmen  der 
Unterstützung  freigehalten  werden. 

Bereits  früher  haben  wir  übrigens  gegen  den  Endres 'sehen 
Einwand  geltend  gemacht ''J,  dass  auch  der  sparende  Kapitalist, 
der  die  jährlich  zu  versteuernden  Zinsen  jahrzehntelang  dem 
Kapital  zugeschlagen  hat,  nicht  nur  die  aufgelaufenen  Zinsen, 
sondern  auch  das  Einlagekapital  ganz  oder  teilweise  verlieren  kann, 
ohne  dass  er  Anspruch  auf  Rückvergütung  der  in  den  vorange- 
gangenen Jahren  bezahlten  Steuern  im  Falle  von  unverschuldeten 
Kapitalverlusten  hätte.  Mit  dem  gleichen  Rechte,  mit  welchem 
Endres  die  Frage  stellt;  „Und  was  dann,  wenn  der  z.  B.  40jäh- 
rige  Bestand  durch  eine  Kalamität  ganz  oder  teilweise  vernichtet 
wird?",  kann  die  Gegenfrage  gestellt  werden:  Und  was  dann,  wenn 
die  seit  z.  B.  40  Jahren  angesammelten  Zinsen  und  Zinseszinsen 
nebst  Einlagekapital  des  Rentners  durch  den  Zusammenbruch 
einer  Bank  ganz  oder  teilweise  verloren  werden?  Wie  die  Ant- 
wort auf  die  erste  Frage  lautet:  „Dann  hat  der  Waldbesitzer 
40  Jahre  lang  eine  Einkommensteuer  bezahlt  für  ein  Einkommen, 
das  er  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  einem  geringeren  Betrag 
beziehen  kann",  so  kann  auf  die  zweite  Frage  geantwortet  werden: 
Dann  hat  der  Kapitahst  40  Jahre  lang  eine  Einkommensteuer  be- 
zahlt für  ein  Einkoramen,  das  er  entweder  gar  nicht  oder  nur  in 
einem  geringeren  Betrag  beziehen  kann. 

')  Vergl.  die  Verhandlungen  des  nord westdeutschen  Forstvereins  in  Lüne- 
burg im  Jahre  1898. 

^)  Forstwiss.  Centralblatt,  1901,  S.  557. 

DigmzcdbyGoOgle 


Unsere  Ansicht  geht  dahin,  dass  wie  die  Antwort  auf  die 
erste  Frage  unrichtig  ist,  so  auch  die  auf  die  zweite.  Sowohl  bei 
der  Vernichtung  oder  Wertverminderung  des  Holzbestandes  wie 
bei  dem  ganzlichen  oder  teilweisen  Verluste  des  angesammelten  Kapi- 
tals handelt  es  sich  nicht  um  Einkommens-,  sondern  um  Vermögens- 
verluste. Der  Holzbestand  war  zu  der  Zeit,  zu  welcher  er  von 
der  Kalamität  betroffen  wurde,  ebensowenig  Einkommen  wie  das 
angesammelte  Kapital  zu  der  Zeit,  als  eine  Wertminderung  des- 
selben eintrat,  noch  Einkommen  war.  Man  kann  daher  auch  nicht 
von  einem  Einkommen  sprechen,  das  der  Waldbesitzer  bezw. 
Kapitalist  gar  nicht  oder  nur  in  einem  geringeren  Betrage  beziehen 
kann;  beide  haben  vielmehr  das  der  gezahlten  Einkommensteuer 
entsprechende  Einkommen  bezogen.  Die  Verluste  haben  erst  das 
kapitalisierte  Einkommen,  d.  h.  das  Vermögen,  getroffen,  abgesehen 
event.  von  dem  Zuwachs  bezw.  den  Zinsen  des  betr.  Jahres. 

Wie  im  Jahre  1901  kurz  nach  dem  Zusammenbruche  einer 
Reihe  grosser  Bankinstitute,  so  darf  auch  heute  noch  behauptet  werden, 
dass  Zusammenbrüche  von  Banken  und  anderen  Geldinstituten 
mindestens  ebenso  häufig  vorkommen,  und  jedenfalls  weitergehende 
und  schwerer  wiegende  Folgen  nach  sich  ziehen  als  Kalamitäten, 
die  den  Wald  und  seine  Besitzer  heimsuchen.  Die  Kapitalanlage 
im  Waldbesitze  ist,  wenn  auch  Naturereignisse  heute  vielleicht 
häutiger  als  in  früheren  leiten  den  Wald  treffen,  immer  noch  eine 
sehr  sichere,  wenn  nicht  die  sicherste.  Welch'  grosse  Summen 
in  kurzer  Zeit  an  in  Wertpapieren  angelegten  Kapitalien  verloren 
werden  können  und  tatsachlich  verloren  werden,  dafor  liefert  das  ver- 
flossene Jahr  den  besten  Beweis.  Auch  an  sonstigen  Vermögens- 
objekten können  jederzeit  durch  Kalamitäten  und  ungünstige  Kon- 
junkturen Verluste  eintreten,  ohne  dass  an  eine  Steuerrückvergütung 
zu  denken  ist.  Jede  Vermögensvernichtung  bezw.  -Verminderung 
bedeutet  aber  eine  Vernichtung  von  in  früheren  Jahren  bezogenem 
Einkommen,  für  das  Einkommensteuer  bezahlt  wurde.  Eine  Aus- 
nahmeroile  spielt  hiernach  auch  in  dieser  Beziehung  der  Besitzer 
des  aussetzenden  Forstbetriebes  nicht.  Vielleicht  ist  er  sogar 
noch  günstiger  daran,  als  der  Kapitalist,  denn  der  Waldbesitzer 
kann  sich  heute  gegen  die  Vernichtung  seiner  Holzbestände  durch 
Feuer  etc.  mittelst  Versicherung  schützen,  wenn  auch  dieser  Teil 
des  Versicherungswesens  noch  nicht  so  ausgebildet  ist  wie  das 
landwirtschaftliche  nud  das  Gebäude  Versicherungswesen,  der  Kapi- 
talist vermag  sich  aber  gegen  Verluste  durch  Versicherung  nicht 
zu  schützen. 

Endres  wendet  nun  gegen  diese  Vergleiche  und  Folgerungen 
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ein,  der  Unterschied  zwischen  dem  sparenden  Kapitalisten  und  dem 
die  Jahreswertszuwachse  im  Bestände  aufspeichernden  Waldbesitzer 
bestehe  darin,  dass  der  Kapitalist  seine  Zinsen  nach  Belieben,  nach 
seinem  freien  Willen  jährlich  verbrauchen  könne,  wogegen  der 
Waldbesitzer  den  jährlichen  Wertszuwachs  beim  aussetzenden 
Betriebe  bis  zur  Hiebsreife  des  Bestandes  im  Walde  belassen 
müsse.  Dieser  Einwand  trifft  jedoch  nicht  allgemein  zu,  aber 
selbst  wenn  er  richtig  wSre,  würde  er  nichts  beweisen,  denn  das 
Moment  des  Zwanges,  selbst  das  der  gesetzlichen  Verpflichtung, 
bedingt  hinsichtlich  der  Zugehörigkeit  oder  Nichtzugehörigkeit  eines 
Postens  zum  Einkommen  keinen  Unterschied.  Ob  der  Steuerpflich- 
tige die  Wertsmehrung  seines  Vermögens  alsbald  verbrauchen  kann 
oder  nicht,  darauf  kommt  es  nicht  an,  sondern  lediglich  auf  die  Tat- 
sache der  Vermögensraehrung.  Diese  kann  aber  beim  jähr- 
lichen Wertszuwachse  des  Waldes  nicht  bestritten  werden. 

Wiederholt  sei  darauf  hingewiesen,  dass  auch  die  Wertsmeh- 
rung unverzinslicher  Kapitalforderungen,  z,  B.  von  Anlehenslosen, 
welche  sich  im  letzteren  Falle  darin  zeigt,  dass  die  Lo^  mit 
allmählich  steigenden  Beträgen  bei  den  Ziehungen  herauskommen, 
nach  einigen  Einkommensteuergesetzen,  z.  B.  nach  dem  Preus- 
sischen  und  dem  Hessischen,  mit  einem  entsprechenden 
Jahresbetrage  als  „Einkommen"  in  Rechnung  gestellt  werden 
muss,  obwohl  diese  Wertsmehrung  ebensowenig  wie  der  Werts- 
zuwachs des  Waldes  wirklich  vereinnahmt  wird. 

Das  Preussische  Einkommensteuergesetz  von  1906  bestimmt  im  §  11, 
das9  als  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  unter  anderem  gelten : 

,c)  Zinsen,  welche  in  unverzinslichen  Kapital fordeningen,   bei 

denen  ein  höheres  als  das  ursprünglich  gegebene  Kapital  zurQckge währt  wird, 
einbegriffen  sind,"  Und  Fuisting')  bezeichnet  als  in  Betracht  kommende  Wert- 
papiere besonders  die  Lose  von  Lotterie-  oder  Prämienanleihen,  soweit  nicht  bei 
den  verzinslichen  Anleihen  dieser  Art  ein  fester  Zins  gezahlt  wird.  Auch  die 
in  diskontierten  Schatzanweisungen  und  Wechseln  enthaltenen  Zinsen  gehören 
hierher,  soweit  es  sich  nicht  um  gewerbliche  Einnahmen  handelt 

Noch  einen  Schritt  weiter  in  dieser  Richtung  ist  die  Messische  Ein- 
komme nsteuergesetzgebung  gegangen,  denn  das  Einkommensteuergesetz  vom 
12.  August  1899  bestimmt,  dass  bei  Lotterieanlehenslosen  neben  den  jahrlich 
etwa  bezahlt  werdenden  Winsen  auch  die  Werterhöhung  der  Lose  als  Ertrag  an- 
zusehen ist. 

Art.  17  lautet: „Zinsen,  die  nicht  jährlich  bezahlt  werden,  sondern 

aufwachsen,  wie  bei  unverzinslichen  Kaufschillingszielen,  diskontierten  Wechseln, 
Schatzscheinen  und  anderen  unverzinslichen  Kapitaiforderungen,  sind  unter  dem 
steuerbaren  Einkommen  einzu begreifen  unter  Berücksichtigung  der  Verluste  an 

1)  a.  a.  O.  VII.  Aufl.  S.  175. 
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Zwischen  Zinsen.  Bei  Anlage  in  Schuldverschreibungen  von  Lotterieanlehen  ist 
neben  den  jahrlich  etwa  bezahlt  werdenden  Zinsen  die  Werterhöhung,  welche 
sich  aus  der  Diflerenz  der  geringsten  Preise  in  den  nächsten  Ziehungen  fOr  das 
Jahr  ei^bt,  als  Ertrag  zu  berechnen.* 

Auch  sonst  kommt  es  im  wirtschaftlichen  Leben  noch  sehr 
häufig  vor,  dass  Erträge  von  Einkommensquellen  nicht  alsbald  vom 
Besitzer  der  Quelle  verbraucht  werden  können,  sondern  bei  der 
Quelle  belassen  werden  müssen,  ohne  dass  der  Steuerpflichtige 
Anspruch  auf  vorläufige  Steuerfreiheit  des  betreffenden  Einkommens- 
teils hätte.  Besonders  zu  betonen  ist  dabei  der  Umstand  des  Nicht- 
verbrauchenkönnens,  denn  es  kann  sehr  wohl  vorkommen,  dass 
der  Kapitalist  infolge  vertraglicher  Bindung  die  Zinsen  erst 
bei  der  Rückgabe  des  Kapitals  empfängt.    . 

Andererseits  ist  aber  auch  hervorzuheben,  dass  der  Wald- 
besitzer, ohne  seinen  Vermögensstand  zu  verschlech- 
tern, die  Wertsmehrung  seiner  im  aussetzenden  Betriebe  stehen- 
den Holzbestände  durch  Verminderung  des  Werts  seiner  sonstigen 
Einkommensquellen  verbrauchen  kann.  Auch  die  Aufnahme  ent- 
sprechender Anleihen  gehört  hierher.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar, 
dass  der  Besitzer  einer  grösseren  Waldparzelle  bei  Mangel  an 
sonstigen  Subsistenzmitteln  den  Wald  beleiht  oder  kleinere  Anlehen 
aufnimmt,  um  sie  mit  dem  künftigen  Abtriebsertrage  des  Waldes 
wieder  zu  tilgen.  Ja  es  steht  dem  Waldbesitzer  in  der  Regel  auch 
nichts  im  Wege,  das  Bestandskapital  nebst  Boden  zu  veräussern, 
falls  er  nicht  gesonnen  sein  sollte,  Einkommensteuer  zu  bezahlen 
für  erspartes  Einkommen.  Auch  Endres  gibt  an  verschiedenen 
Stellen  zu,  dass  der  Bestandswert  jederzeit  in  flüssiges  Geld  imi- 
gewandelt  werden  kann:  so  sagt  er  z.  B.^):  „Der  jeweilige  Wert 
eines  im  aussetzenden  Betriebe  stehenden  Bestandes  stellt  gewiss 
ein  Vermögen  des  Waldbesitzers  vor,  welches  jederzeit  in 
bare  Münze  umgesetzt  werden  kann." 

Aus  vorstehendem  ist  also  zu  ersehen,  dass  je  nach  dem 
Sinne,  welchen  man  den  Worten  „können"  und  „müssen"  bei- 
legt, weder  die  Behauptung  von  Endres,  der  Kapitalist  könne 
die  jahrlichen  Zinsen  als  Einkommen  verbrauchen,  noch  die  Be- 
hauptung, der  Waldbesitzer  müsse  den  jährlichen  Wertszuwachs 
beim  aussetzenden  Betriebe  im  Walde  belassen,  allgemein  zu- 
treffend ist. 

Sehr  richtig  sagt  Endres  weiter  zu  diesem  Punkte:  „Ein- 
kommensteuerpflichtig sind  nicht  die  Einkünfte,  die  der  Zensit  jähr- 
lich verbraucht,    sondern   die   er   ohne   Schmälerung   seines  Ver- 
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mögens  verbrauchen  kann.  Wenn  der  Kapitalist  jährlich  einen 
Teil  seiner  Zinsen  wieder  zu  Kapital  anlegt,  so  hat  er  dieselben 
trotzdem  zu  versteuern,  obwohl  (?)  er  sein  Vermögen  dadurch  ver- 
mehrt, weil  diese  Zinsen  in  dem  Jahre  ihres  Anfalles  noch  den 
Charakter  des  Ertrages  aus  einer  unter  das  Steuergesetz  fallenden 
Einkommensquelle  haben.  Erst  im  Jahre  nach  ihrem  Anfall  werden 
sie  Stammvermögen." 

All'  das  lasst  sich  ohne  weiteres  auch  auf  die  jährliche  Werts- 
mehrung der  Holzbestände  im  aussetzenden  sowohl  wie  im  jähr- 
lichen Betriebe  anwenden.  Soeben  wurde  bereits  nachgewiesen, 
dass  der  Waldbesitzer  ohne  Schmälerung  seines  Vermögens  den 
jährlichen  Wertszuwachs  seiner  im  aussetzenden  Betriebe  stehenden 
Bestände  verbrauchen  kann.  Es  wäre  noch  hinzuzufügen,  dass 
dies  natürlich  auch  für  den  jährlichen  Betrieb  gilt.  Ferner  hat 
auch  der  jährliche  Wertszuwachs  des  Waldes  im  Jahre  seines 
Anfalles,  d.  h.  im  Jahre  seiner  Erzeugung,  den  Charakter  des 
Ertrags  aus  einer  Einkommensquelle,  und  im  Jahre  darauf  nimmt 
er  den  Charakter  des  Vermögens  an.  Es  ist  daher  nicht  mehr  wie 
recht  und  billig,  dass  der  Waldbesitzer  die  im  Wertszuwachse  ihm 
zufliessende  Vermögensmehning  ebenso  versteuert  wie  jeder  andere 
Steuerpflichtige  die  ihm  aus  anderen  Einkommensquellen  zufliessende 
Vermögenswertmehrung.  Der  Kapitalist  hat  übrigens  die  nicht  ver- 
brauchten Zinsen  aus  dem  Grunde  zu  versteuernt  weil  er  sein 
Vermögen  dadurch  vermehrt,  nicht  —  wie  Endres  sich  ausdrückt 
—  obwohl  er  sein  Vermögen  vermehrt. 

Die  Einkommenbesteuerung  trifft  grundsätzlich  und  unter  allen 
Umständen  —  das  kann  nicht  oft  genug  betont  werden  —  das 
Jahres-Einkommen  und  nicht  eine  Geldeinnahme,  die  sich  in 
u  Jahren  angehäuft  hat  und  deshalb  das  Einkommen  von  u  Jahren 
bildet.  Diese  Einnahme  ist  kein  „Einkommen"  im  wissenschaft- 
lichen und  wirtschaftlichen  Sinne  mehr,  sondern  schon  längst  zum 
weitaus  grössten  Teile  Vermögen  (Stammvermögen).  Wenn  die 
meisten  Einkommensteuergesetze  bezüglich  des  aussetzenden  Forst- 
betriebes heute  noch  anderslautende  Bestimmungen  treffen,  so  Ver- 
stössen sie  damit —  bewusst  oder  unbewusst,  bleibe  dahingestellt! 
~  gegen  den  EinkommenbegrifT  und  gegen  einen  der  obersten 
Grundsätze  der  Einkommensteuer,  wonach  nur  das  Jahres-Ein- 
kommen zur  Steuer  herangezogen  werden  soll.  Mit  dem  Begriffe 
vom  Einkoramen  ist  untrennbar  der  Zeitraum  eines  Jahres  ver- 
knüpft. Bei  der  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  müssen  deshalb 
jährlich  Kapital  und  Rente  des  Steuerpflichtigen  festgestellt  und 
scharf  von  einander  geschieden  werden.    Nur  von  der  ^ahres-Rente 
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ist  die  Einkommensteuer  zu  zahlen,  einerlei  ob  sie  verbraucht  wird 
oder  nicht. 

Wird  ein  Teil  der  Jahres-Rente  nicht  verbraucht,  so  wird 
er  vom  kommenden  Jahre  an  zum  „Stammvermögen"  ge- 
rechnet und  nur  noch  mit  seinem  Reinertrage  zur  Einkommen- 
steuer herangezogen,  im  übrigen  aber  eventuell,  d.  h.  wenn  in  dem 
betreffenden  Staate  eine  Vermögenssteuer  eingeführt  ist,  noch  zu 
dieser,  nicht  aber  nochmals  in  seinem  ganzen  Betrage  zur  Ein- 
kommensteuer. Nicht  die  Erträge  früherer  Jahre  werden  immer 
wieder  im  Wertszuwachse  zur  Steuer  herangezogen,  sondern  nur 
die  Zinsen  dieser  kapitalisierten  Erträge.  Durch  die  Besteuerung 
des  Wertszuwachses  oder  der  Waldrente  wird  immer  nur  der 
Ertrag  des  betreffenden  Jahres  versteuert ;  derselbe  setzt  sich  aber 
zusammen  aus  der  Bodenrente  und  der  Bestandsrente,  d.  i.  den 
Zinsen  der  früheren  zu  Kapital  gewordenen  Erträge.  Der  Kapi- 
talist, der  seine  Ja(H-es-Zinsen  nicht  verbraucht,  sondern  zinstragend 
anlegt,  ist  in  der  gleichen  Lage  wie  der  Besitzer  eines  im  aus- 
setzenden Betriebe  stehenden  Waldes.  Auch  bei  ihm  werden  die 
Zinsen  der  dem  Stamm-Kapital  zugeschriebenen  Zinsen  alljährlich 
aufs  neue  zur  Einkommensteuer  herangezogen.  Und  ist  es  bei  dem 
jahrlichen  Forstbetriebe  etwa  anders?  Setzt  sich  der  alljähr- 
lich genutzte  Abtriebsertrag  nicht  aus  den  Zinsen  der  einzelnen 
Bestände,  den  i-  bis  u-jährigen  Wertszuwachsgrössen,  zusammen? 
Wird  dort  nicht  jede  einzelne  Altersstufe  vom  0-  bis  (u-i)-jährigen 
Alter  mit  ihrem  Zi^achs  =  Bodenrente  -\-  Bestandsrente  alijährlich 
aufs  neue  im  Abtriebsertrage  zur  Einkommensteuer  herangezogen  ? 

Verbraucht  der  Steuerpflichtige  dagegen  nicht  nur  seine  Jahres- 
rente, sondern  ausserdem  auch  noch  einen  Teil  seines  Vermögens, 
so  zahlt  er  hiervon  keine  Einkommensteuer,  weil  dieser  Teil  ja 
kein  „Einkommen"  darstellt,  und  weil  er  dadurch  leistungsunfähiger 
wird.  Infolge  dieses  letzteren  Umstandes  wird  er  in  Zukunft  dem 
verminderten  Einkommen  entsprechend  weniger  Steuer  zahlen  als 
vor  stattgehabtem  Verbrauche  eines  Teils  seines  Vermögens. 

Die  Auffassung,  welche  in  der  Rechtsprechung  des  Preuss. 
Oberverwaltungsgerichts,  in  Staatssteuersachen  (E.  in  St.  Band  H. 
S.  i8,  279,  381;  Band  III,  S.  88)')  zum  Ausdruck  gelangt  ist,  und 
wonach  mit  Einkommen  aus  einem  Holzbestande  nicht  zu  rechnen 
ist,  so  lange  er  nicht  geschlagen  wird,  während  es  beim  Kapital- 

1)  Finanzarchiv  von  Schanz:  XVI.  Bd.,  1899.  Maatz:  Das  preussi- 
schc  Einkonimensteuergesetz  von  1891  in  der  Rechtsprechung  des  Obcrvcrwal- 
tungsgerichts,  S.  688. 
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vermögen  nicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Zahlung  der  Zinsen, 
sondern  darauf  ankommen  soll,  für  welchen  Zeitraum  sie  zustehen, 
können  wir  nicht  teilen.  Sie  entspricht  nicht  der  richtigen,  national- 
ökonomischen  Auffassung  vom  „Einkommen"  aus  der  Waldwirt- 
schaft des  aussetzenden  Betriebes.  Der  charakteristische  Unter- 
schied zwischen  Einkommensquelle  und  Einkommen  ist  der,  dass 
die  Einkommensquelle  Erträge,  Zinsen  oder  Rente  liefert,  das  Jahres- 
Einkommen  aber  in  dem  Jahre  seiner  Entstehung  nicht.  Auf  den 
aussetzenden  Forstbetrieb  angewandt,  heisst  das:  der  Bestandes- 
Wertszuwachs,  d.  h.  der  Zins  des  Bodens  und  aller  den  Bestand 
darstellenden  vorausgegangenen  Wertszuwachse,  ist  im  Jahre  seines 
Entstehens  oder  seiner  Erzeugung  als  Einkommen  anzusehen,  nach 
Ablauf  dieses  Jahres  aber  als  Einkommensquelle,  denn  von  nun 
an  verlangt  der  richtig  rechnende  Waldbesitzer  —  Endres  *ird 
dies  als  Anhänger  und  eifriger  Verfechter  der  Bodenreinertrags 
lehre  nicht  bestreiten  wollen !  —  von  dem  Wertszuwachse  des 
Vorjahres  genau  so  wie  von  den  Wertszuwachsen  aller  übrigen 
vorangegangenen  Lebensjahre  des  Bestandes  eine  entsprechende 
Verzinsung.  Nicht  nur  das  Bodenkapital  muss  sich  bei  einer  ratio- 
nellen Forstwirtschaft,  einerlei  ob  sie  im  nachhaltigen  oder  aus- 
setzenden Betriebe  steht,  verzinsen,  sondern  auch  das  jeweilige 
Bestands-Vorratskapital.  Daher  darf  auch  nicht  nur  die  Boden- 
rente —  und  nichts  anderes  bedeutet  die  Besteuerung  des  Abtriebs- 
ertrags Au  am  Ende  der  Umtriebszeit,  vom  Jahre  0  aus  betrachtet ! 
—  zur  Einkommensteuer  herangezogen  werden,  sondern  die  Rente 
des  Bodens  und  der  Zins  des  Holzbestandes,  d.  h.  der  Werts- 
zuwachs des  betreffenden  Waldes.  —  Das  preussische  Oberver- 
waltungsgericht mag  sich  Ober  die  Eigenart  der  Verhältnisse  der 
Forstwirtschaft  und  über  die  Besonderheiten  der  forstlichen  Rentabili- 
tätsrechnung nicht  genügend  klar  sein,  und  eine  nicht  hinreichende 
Vertrautheit  mit  dieser  Materie  ist  hier  durchaus  entschuldbar, 
vorausgesetzt,  dass  nicht  Forstleute  die  Berater  bei  den  in  Betracht 
kommenden  Entscheidungen  gewesen  sind.  Die  Pflicht  des  Forst- 
technikers und  insbesondere  der  Vertreter  der  Forstwissenschaft 
ist  es  aber,  in  einem  solchen  Falle  unrichtiger  Urteilsfällung  frei- 
mütig auf  das  Fehlerhafte  der  Auffassung  einer  Verwaltungsbehörde, 
sei  es  auch  der  oberste  Verwaltungsgerichtshof,  hinzuweisen,  damit 
die  Rechtsprechung  bezw.  die  Gesetzgebung  —  denn  diese  trifft 
schliesslich  der  Vorwurf!  —  in  Zukunft  einer  Berichtigung  unter- 
zogen werde. 

Wenn  gegen  unsere  Auffassung  von  Einkommen   und  Ein- 
kommensquelle etwa  eingewendet  werden  sollte,  danach  sei  eine 
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Erbschaft  kein  Einkommen,  sondern  Einkommensquelle,  die  beim 
Übergange  an  den  Erben  einkommensteuerfrei  zu  bleiben  habe,  so 
sei  dazu  bemerkt,  dass  der  Gegenstand  der  Erbschaft  allerdings  in 
der  Hand  des  Vorbesitzers  Einkommensquelle  war,  aber  auch  nur 
solange  sie  in  dessen  Hand  bleibt.  In  der  Hand  desselben  Besitzers 
oder  Eigentümers  kann  eben  ein  Vermögensobjekt  nur  einmal 
Einkommen  gewesen  sein;  nach  dem  Jahre,  in  welchem  es  Ein- 
kommen gewesen  ist,  wird  es  Vermögen,  d.  h.  Einkommensquelle. 
Das  hindert  aber  nicht  im  mindesten,  dass  das  Vermögen  in  der 
Hand  eines  anderen  Besitzers  wieder  zu  Einkommen  wird.  So  ■ 
steht  es  auch  mit  der  Erbschaft.  Diese  wird  in  der  Hand  des 
Erben  wieder  zu  Einkommen,  und  erst  nachdem  sie  als  solches  im 
Jahre  des  Überganges  besteuert  worden  ist,  wird  sie  wieder  zu 
Vermögen  und  Einkommensquelle. 

Endres  wendet  schliesslich  viertens  gegen  die  „Voraus- 
bezahlung" der  Einkommensteuer  beim  aussetzenden  Betriebe  ein, 
dass  bei  diesem  Verfahren,  wenn  es  bei  Einführung  der  Einkommen- 
steuer oder  später  angewandt  werde,  die  bereits  begründeten  Be- 
stände des  aussetzenden  Betriebes  nicht  mit  ihrem  ganzen  Abtriebs- 
ertrage, sondern  nur  mit  "jenen  Teilen  desselben  belastet  würden, 
die  von  jetzt  ab  bis  zum  Abtriebsjahre  noch  fällig  würden.  Er 
folgert  dann  hieraus,  dass,  wenn  der  Steuerfiskus  in  den  jährlichen 
Teilbeträgen  noch  den  gesamten,  dem  zukünftigen  Abtriebsertrage 
entsprechenden  Einkommensteuerbetrag  gewinnen  wolle,  die  bis 
zum  gegenwärtigen  Bestandsalter  aufgelaufene  Steuer  schuld  auf 
einmal  nacherhoben,  oder  der  gesamte  Steuerbetrag  auf  den  Rest 
der  Umtriebszeit  gleich  massig  verteilt  werden  müsse. 

Diese  Auffassung  von  Endres  kann  nur  zum  Teil  als  richtig 
bezeichnet  werden,  nämlich  nur  für  den  Fall,  dass  bei  der  Einfüh- 
rung der  allgemeinen  Einkommensteuer  zuerst  die  Besteuerung  der 
wirklichen  Einnahmen  als  Grundsatz  aufgestellt  und  später  erst 
zum  Prinzip  der  jährlichen  Besteuerung,  sei  es  nun  der  Bodenrente 
oder  der  Waldrente  oder  des  Durchschnittsertrags,  übergegangen 
wurde.  In  diesem  Falle  würde  allerdings  für  den  Zeitraum  von 
der  ersten  Einführung  der  Einkommensteuer  an  bis  zu  ihrer  späteren 
Abänderung  eine  Steuerfreiheit  bestehen,  jedoch  für  diese  ganze 
Periode  auch  nur  bei  denjenigen  Waldparzellen,  in  welchen  innerhalb 
dieses  Zeitraumes  kein  Abtrieb  erfolgte.  Diejenigen  Parzellen 
dagegen,  aufweichen  innerhalb  des  fraglichen  Zeitraums  der  bei  der 
Einführung  der  Einkommensteuer  vorhandene  Bestand  abgetrieben 
und  an  seiner  Stelle  ein  neuer  begründet  wurde,  würden  sich  einer 
Steuerfreiheit  nur  von  der  Wiederbegründung  an  bis  zur  Abände- 
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rung  der  Einkommensteuer  zu  erfreuen  gehabt  haben,  und  ausser- 
dem würde  dieser  Steuerfreiheit  dite  unter  Umständen  sehr  unge- 
gerechte  und  harte  Besteuerung  des  Abtriebsertrages  gegenüber- 
stehen. 

Insoweit  unter  der  angegebenen  Voraussetzung  eine  Steuer- 
freiheit wirkUch  stattgefunden  hat,  würde  der  Steuerfiskus  berech- 
tigt sein,  die  etwaige  Steuerschuld  nachzuerheben.  Hat  jedoch 
seit  der  Einführung  der  Einkommen-Steuer  eine  grundsätzUche 
Änderung  derselben  nicht  stattgefunden,  d.  h.  ist  die  „Vorausbe- 
zahlung" der  Einkommensteuer  von  vornherein  zur  Einführung 
gelangt,  dann  ist  der  Einwand  von  Endres  gegen  dieses  Verfahren 
nicht  gerechtfertigt,  weil  gar  kerne  Notwendigkeit  vorliegt,  die 
Zeit  vor  der  Einführung  der  Einkommensteuer  bezw.  deren  Ein- 
kommensbetrage aus  dem  aussetzenden  Forstbetriebe  nachzuver- 
steuern.  Endres  geht  bei  seiner  Annahme  und  seiner  Folgerung 
offenbar  wieder  vom  Jahre  0,  d.  h.  von  der  Bestandsbegründung, 
aus  und  ausserdem  von  dem  Gedanken,  innerhalb  des  Zeitraumes 
von  der  Begründung  des  Bestands  bis  zur  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer habe  keine  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebs 
stattgefunden.  Diese  Annahme  entspricht-  aber  nicht  der  Wirklich- 
keit, denn  vor  der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
hat  doch  in  unseren  Staaten  ebenfalls  ein  Steuersystem  bestanden, 
meist  wohl  die  Grundsteuer  als  einzige  Steuer  für  den  Waldbesitz. 
Diese  Steuer  hat  aber  die  Waldwirtschaft  entweder  mit  der  durch- 
schnittlichen Waldrente  oder  doch  wenigstens  mit  der  Bodenrente 
zur  Besteuerung  herangezogen,  und  es  liegt  deshalb  kein  Grund 
vor,  für  die  betreffende  Zeit  die  Einkommensteuer  nachzuerheben. 
Das  würde  durchaus  ungerecht  sein.  Ganz  abgesehen  davon  wird 
es  überhaupt  bei  der  Einführung  einer  neuen  Steuer  zweckmassig 
sein,  die  Vergangenheit  ganz  ausser  Betrachtung  zu  lassen.  Nur 
die  gegenwartigen  Verhältnisse  sollten  dabei  berücksichtigt  werden. 
Würde  die  Forderung  von  Endres  richtig  sein,  dann  müsste  der 
Konsequenz  halber  auch  eine  Nachversteuerung  des  jährlichen 
Betriebs  verlangt  werden,  denn  bei  diesem  wird  doch  auch  von 
der  Einführung  der  Einkommensteuer  an  nur  der  laufende  Werts- 
zuwachs versteuert;  sämtliche  Bestandswerte  würden  im  Sinne  von 
Endres  nachzuversteuern  sein. 

Wenn  dieser  weiter  meint,  „aus  diesem  Verfahrem  würde  der 
Besitzer  älterer  Bestände  keinen  merklichen  Vorteil  ziehen,  weil 
er,  ohne  zunächst  eine  Einnahme  zu  haben,  entweder  einen  grossen 
Betrag  nachzahlen  oder  wenigstens  auf  kurze  Zeit  verteilt  die 
gesamte  Steuerschuld   begleichen   müsste,"   so  ist  dagegen   einzu- 
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wenden,  dass  der  Besitzer  älterer  Bestände  ja  keinen  Vorteil  ziehen, 
sondern  dass  er  gerecht  besteuert  werden  soll.  Darum  allein 
handelt  es  sich,  und  um  weiter  nichts !  Die  gefürchtete  Progression 
würde  ihn  übrigens  nur  für  den  jetzt  vorhandenen  Bestand  und 
ausserdem  nur  in  dem  einen  Falle  treffen,  in  dem  das  Verfahren 
der  Nachbesteuerung  als  richtig  anzuerkennen  ist. 

Die  Besteuerung  der  Rente  des  Walderwartungswertes,  der 
periodisch  neu  zu  ermitteln  wäre,  mit  anderen  Worten  die  von 
uns  vorgeschlagene  Besteuerung  der  jeweiligen  Waldrente'),  läuft 
übrigens  praktisch  nicht  —  wie  Endres  meint,  auf  die  Besteuerung 
des  arithmetischen  Durchschnittsertrages  hinaus.  Abgesehen  davon, 
dass  sie  von  einem  ganz  anderen  Grundsatze  ausgeht,  nämlich  von 
der  Besteuerung  des  tatsächlichen  Jahres-Einkommens,  während  die 
Besteuerung  des  arithmetischen  Durchschnittsertrages  mit  diesem 
die  mittlere  Ertragsfähigkeit  treffen  will,  weicht  sie  auch,  was 
die  Höhe  und  den  Verlauf  der  Steuer  innerhalb  der  Umtriebszeit 
anlangt,  von  der  Besteuerung  des  arithmetischen  Durchschnitts- 
ertrages wesentlich  ab.  Die  Steuer  von  der  jeweiligen  Waldrente 
des  aussetzenden  Betriebes  ist  anfangs  —  wenn  man  die  durchschnitt- 
lich-jährliche Verzinsung  des  Waldkapitals,  d.  h,  den  Wirtschafts- 
zinsfuss,  und  nicht  das  jeweilige  Weiserprozent,  zugrunde  legt  — 
eine  niedrige  und  steigt  dem  zunehmenden  Wertszuwachse 
bezw.  der  Bestandskapitalsmehrung  entsprechend  bis  zum  Jahre  u. 
Auch  wenn  man  die  laufenden  Verzinsungsprozente,  d.  h.  die 
Weiserprozente,  in  die  Rechnung  einstellt,  ist  der  Verlauf  der 
Steuer  ein  ähnlicher,  während  bei  der  Besteurung  des  arithmeti- 
schen Durchschnittsertrages  die  Steuer  während  der  ganzen  Um- 
triebszeit die  gleiche  bleibt.  Im  Enderfolge  wird  die  Gesamtbe- 
steurung  während  einer  Umtriebszeit  vom  i.  bis  zum  u  ten  Jahre 
mit  Zinseszinsen,  d.  h.  der  Steuerendwert  im  Jahre  u,  bei  der 
Besteurung  des  arethmetischen  Durchschnittsertrages  eine  grössere 
sein  als  bei  der  Besteuerung  der  jährlichen  Waldrente. 

Die  Behauptung  von  Endres,  dass  bei  der  Besteuerung  der 
jeweiligen  Waldrente  dem  Waldbesitzer  die  „Mitversteuerung  eines 
Holzvorratskapitals"  zugemutet  werde,   das  beim  aussetzenden  Be- 

>)  Es  ist  auffallend,  dass  Endres  in  seiner  Forstpolitik  und  in  seinem 
Eisenacher  Referate  bei  sämtlichen  von  den  seinigen  abweichenden  Besteuerungs- 
Vorschlägen  etc.  die  Namen  der  betreffenden  Autoren  nennt,  ausgenommen  allein 
den  meinigen,  obwohl  die  Besteuerung  des  jährlichen  Werts  Zuwachses  doch 
zweifellos  die  am  tiefsten  einschneidende  Änderung  des  seitherigen  Verfahrens  be- 
deuten wQrde,  und  obwohl  dieser  Vorschlag  mehr  und  mehr  Anerkennung  findet, 
wie  die  Artikel  von  Wimmenauer,  Hausrath  und  Frey  beweisen. 
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triebe  nicht  vorhanden  sei,  ist  unrichtig,  denn  der  aussetzende 
Betrieb  bedarf  ebenfalls  eines  Hplzvorratskapitals ;  allerdings  handelt 
es  sich  bei  diesem  nicht  wie  beim  ganz  normalen  jährlichen 
Nachhaltsbetriebe  um  ein  konstantes  Holz  vorratskapital,  sondern 
um  ein  mit  dem  Alter  des  Bestandes  steigendes.  Im  Mittel  einer 
Umtriebszeit  ist  das  Holzvorratskapital  des  aussetzenden  Betriebes 
pro  ha  genau  so  gross  wie  das  des  jährlichen  Betriebes,  Das  geht 
auch  aus  der  Tatsache  hervor,  dass  u  Bestände  von  i  bis  u-jähri- 
gem  Alter  und  von  je  i  ha  Grösse,  die  u  verschiedenen  Besitzern 
gehören,  und  von  denen  jeder  einzelne  hiernach  im  aussetzenden 
Betriebe  steht,  in  ihrer  Gesamtheit  stets  genau  den  gleichen  Holz- 
vorrat besitzen  wie  u  gleiche  Bestände,  die  einem  Besitzer  gehören 
und  im  Nachhaltbetriebe  stehen.  Ein  prinzipieller  Unterschied  zwi- 
schen aussetzendem  und  jahrlichem  Betrieb  besteht  eben  nicht, 
auch  hinsichtlich  des  Holzvorratskapitals  nicht. 

Ein  scheinbarer  Unterschied  ist  es,'  der  uns  —  oberflächhch 
betrachtet  —  entgegentritt,  und  der  lediglich  dadurch  hervorgerufen 
wird,  dass  der  jährliche  Betrieb  u  einzeln  Altersstufen  von  i  bis 
u-jährigem  Alter  besitzt,  so  dass  atijährlich  eine  der  —  für  sich 
betrachtet  —  im  aussetzenden  Betriebe  stehenden  Altersstufen  in 
das  Alter  der  Hiebsreife  tritt,  während  der  Besitzer  einer  einzigen 
Altersstufe  von  der  Begründung  an  u  Jahre  lang  auf  den  Anfall 
des  Haubarkeitsertrags  warten  muss. 

Was  schliesslich  die  Endres'sche  Kritik  des  zuerst  von 
Schnittspahn')  —  allerdings  für  die  Grundsteuer  —  gemachten 
Besteuerungsvorschlags  betrifft,  bei  den  zur  Zeit  der  Einführung 
der  Einkommen-Steuer  vorhandenen  Beständen  die  betr.  Waldrente 
dauernd  zur  Steuer  heranzuziehen,  um  die  älteren  Bestände  ent- 
sprechend stärker  zu  treffen  als  die  jüngeren,  so  wurde  dieser  Vor- 
schlag von  Wimmenauer*)  allerdings  erwähnt,  aber  keineswegs 
befürwortet.  Nach  Endres  soll  dieser  Vorschlag  zu  den  grössten 
Ungerechtigkeiten  führen,  weil  die  Gesamtsteuer  der  von  den  ein- 
zelnen Besitzern  zu  zahlenden  Steuern  in  demselben  Verhältnis 
geringer  werde,  als  die  Bestände  bei  Einführung  der  Einkommen- 
steuer älter  seien.  Der  Besitzer  eines  4D-jährigen  Bestandes  habe 
bis  zum  Abtriebe  des  Bestandes  eine  bedeutend  höhere  Steuer  zu 
leisten  als  der  Besitzer  eines  60-jahrigen  Bestandes,  obwohl  beide 
Bestände  beim  Abtrieb  im  80.  Jahre  dasselbe  Einkommen  gewährten. 

1)  Schnittspahn:  Die  Katastrierung  und  Besteuerung  der  Waldungen 
im  Grossherzogtum  Hessen.    Forstw.  Zentralbl.  1884,  S.  41  ff. 

*)  Wimmenauer:  Zur  Waldbesteuerung.    F.  Z.  1901,  S.  559  ff. 
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Dieser  Vorwurf  ist  durchaus  ungerechtfertigt!  Bis  zum  Ab- 
triebe hätte  allerdings  der  Besitzer  des  40jährigen  Bestandes 
mehr  Steuer  zu  leisten  als  der  Besitzer  des  6ojahrigen  Bestands. 
Aber  ist  das  denn  nicht  ganz  in  der  Ordnung?  Hat  der  Besitzer 
des  40jährigen  Bestandes  im  Zeitraum  von  80 — 40  ~  40  Jahren 
nicht  eine  viel  grössere  Wertsmehrung  seines  Wald  Vermögens 
zu  verzeichnen  als  der  Besitzer  des  60-jährigen  Bestandes  im  2^it- 
raume  von  80— -60=  30  Jahren?  Warum  vergleicht  Endres  einen 
Zeitraum  von  40  Jahren  mit  einem  solchen  von  20  Jahren?  E^ 
bedarf  eigentlich  keines  Wortes  der  Begrtlndung,  dass  ein  solcher 
Vergleich  durchaus  unstatthaft,  und  die  Folgerung  daraus  nicht 
richtig  ist.  Hört  denn  mit  dem  Abtriebe  des  Bestandes  die  Wald- 
wirtschaft auf  dem  betr.  Boden  und  damit  die  Steuerzahlung  auf? 
Keineswegs  I  Wenn  ein  zulässiger  Vergleich  hinsichtlich  der  beider- 
seitigen Steuerleistung  gezogen  werden  soll,  dann  ist  die  erste 
Vorbedingung  eines  solchen  Vergleichs,  dass  gleiche  Zeiträume  zu 
unterstellen  sind.  Geschieht  dies  aber,  so  stellt  es  sich  heraus,  dass 
der  Besitzer  des  40-jährigen  Bestandes  innerhalb  eines  Umtriebs 
(80  Jahre)  im  Endeffekt  (d.  h.  mit  Zinseszinsen  auf  das  80,  Jahr 
prolongiert)  weniger  Steuer  zahlt  als  der  Besitzer  des  6o-jahrigen 
Bestandes.  Und  das  rührt  eben  daher,  weil  der  Besitzer  des  6a-jäh- 
rigen  Bestandes  bei  der  Einführung  der  Einkommensteuer  reicher 
und  deshalb  leistungsfähiger  ist  als  der  Besitzer  des  4o-jährigen 
Bestands.  In  der  Tendenz  dieses  Verfahrens  hegt  es  gerade,  den 
reicheren  Besitzer,  der  früher  als  der  andere  den  Abtriebsertrag 
erntet,  dauernd  starker  zur  Einkommensteuer  heranzuziehen  als 
den  ärmeren,  dessen  Bestand  jünger  ist.  Ob  und  inwieweit  eine 
stärkere  Heranziehung  des  reicheren  Waldbesitzers  zur  Ein- 
kommensteuer gerecht  ist,  mag  zunächst  dahingestellt  bleiben, 
jedenfalls  ist  der  Vorwurf,  den  Endres  dem  Verfahren  macht, 
nicht  gerechtfertigt. 

Wie  Wimmenauer  schon  a.  a.  O.  auseinandergesetzt 
hat,  ist  dieser  Weg,  der  ohne  Zweifel  einem  richtigen  Gedanken 
entspringt,  aus  dem  Grunde  praktisch  nicht  gangbar,  weil  er  vor- 
aussetzt, .dass  die  gleiche  Holzart,  Betriebsart  und  Umtriebszeit 
immerwährend  beibehalten  wird,  dass  auch  der  Waldeigentümer 
nicht  wechselt,  und  dass  von  dem  demtiächstigen  Abtriebsertrage 
ein  bestimmter  Teil  zum  Wirtschaftszinsfusse  angelegt  werde.  Auch 
würde  man  schon  nach  20  Jahren  kaum  mehr  verstehen,  warum 
der  Besitzer  des  jetzt  z,  B.  50jährigen  Bestands,  an  dessen  Stelle 
bis  dahin  (bei  öojährigem  Umtrieb)  eine  junge  Hege  getreten  ist, 
nun  weiterhin  und  immerfort  ein  der  Waldernte  des  50-jährigen 
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Bestandes  entsprechendes  Einkommen,  dagegen  der  Besitzer  eines 
jetzt  30-jährigen  Bestandes  der  bis  dahin  ein  Alter  von  50  Jahren 
erreicht  hat,  dauernd  nur  ein  der  Waldrente  des  go-jahrigen  Bestan- 
des entsprechendes  Einkommen  versteuern  soll.  In  der  Erkenntnis 
dieses  letzteren  Umstandes  schlug  Schnitspahn  für  die  praktische 
Durchföhrung  in  dem  zitierten  Artikel  vor,  für  alle  im  aussetzenden 
Betriebe  stehenden  Waldungen  durchgängig  dasselbe  Holzaller,  näm- 
lich das  der  halben  Umtriebszeit,  zu  unterstellen.  Bei  dieser  Regelung 
würde  aber  —  wie  Wimmenauer  hervorhebt  —  ganz  die  vorteil- 
haftere Situation  obersehen,  in  welcher  sich  der  Besitzer  älteren 
Holzes  zur  Zeit  der  SteuereinfQhrung  gegenüber  demjenigen  jün- 
gerer Bestände  befindet.  Aus  den  angegebenen  Gründen  kann 
Wimmenauer  weder  den  ersten  noch  den  zweiten  Vorschlag 
Schnittspahn's,  auf  die  Einkommensteuer  übertragen,  empfehlen. 

Auch  der  Verfasser  hatte  bereits  früher*)  darauf  hingewiesen, 
dass  das  Schnittspahn'sche  Verfahren  nur  unter  gewissen,  aber 
höchst  selten  vorkommenden  Verhältnissen  eine  gerechte  Besteue- 
rung herbeiführt;  wir  hatten  ausgeführt,  dass  nur  dann,  wenn  der  Be- 
sitzer einer  Waldparzelle  mit  gleichalterigem  Holzbestande  die  jähr- 
liche Bodenrente  verbrauche  und  infolgedessen  sein  Waldkapital  im 
weiteren  Sinne  —  die  etwa  auf  den  W^aldbesitz  aufgenommene  Schuld 
mitberücksichtigt  —  stets  auf  gleicher  Höhe  erhalte,  dieses  Ver- 
fahren gerecht  wirke,  doch  der  Verfasser  möchte  heute  seine  frühere 
Ansicht  nicht  aufrechterhalten,  er  hält  vielmehr  das  Schnitt- 
spahn'sche Verfahren  —  auf  die  Einkommensteuer  über - 
tragen  —  unter  allen  Umständen  für  ungerecht,  und  zwar  des- 
halb, weil  die  etwa  kontrahierte  Schuld  so  wie  so  durch  Zinsen- 
abzug bei  der  Ermittlung  des  Gesamteinkommens  berücksichtigt 
wird.  Der  Verbrauch  der  Bodenrente  würde  somit  doppelt  in  An- 
schlag gebracht  werden,  einmal  in  der  dauernd  auf  gleicher 
Höhe  verbleibenden  Waldrente  und  zweitens  im  Abzug  der  Zinsen 
der  durch  den  Verbrauch  der  Bodenrente  etc.  allmählich  anwach- 
senden Schuld.  Der  Waldbesitzer  würde  also  begünstigt  werden; 
eine  gerechte  Besteuerung  wird  nur  dann  erzielt,  wenn  die  jewei- 
lige Waldrente  zur  Einkommensteuer  herangezogen  wird. 

Auch  wenn  die  von  Wimmenauer  für  die  Richtigkeit  des 
Verfahrens  gemachten  Voraussetzungen  zutreffen  würden,  wenn 
also  die  gleiche  Holzart,  Betriebsart  und  Umtriebszeit  wirklich 
immerwährend  beibehalten  würden,  wenn  femer  der  Waldeigen- 
tümer nicht  wechselte,  und  wenn  schliesslich  auch  der  Besitzer  von 

1)  F.  Z.  1901,  S.  360  ff. 
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dem  demnächstigen  Abtriebsertrage  einen  bestimmten  Teil  —  ge- 
meint ist  der  Wert  des  Bestandes  zur  Zeit  der  Einführung  der 
Einkommensteuer !  —  werbend  und  zwar  zum  forstlichen  Wirtschafts- 
zinsfusse  anlegen  würde,  so  würde  dennoch  der  Waldbesitzer  nach 
diesem  Verfahren  nicht  gerecht  besteuert  werden,  weil  die  Ein- 
kommensteuer neben  der  Waldparzelle,  d.  h.  neben  der  konstanten 
Waldrente,  auch  noch  den  angelegten  Teil  des  Abtriebsertrages 
erfassen  würde. 

Wir  sehen  also,  dass  der  S  chnittspahn'sche  Vorschlag 
für  die  Einkommenbesteuerung  unter  keinen  Umständen  brauch- 
bar ist,  jedoch  aus  ganz  anderen  Gründen,  als  Endres  angibt. 
Der  Hauptgrund,  warum  schliesslich  die  ganze  Tendenz  dieses 
Vorschlags  als  eine  unrichtige  bezeichnet  werden  muss,  liegt  in 
dem  Umstände,  dass  der  Besitzer  eines  alteren  Bestandes  vor  der 
Einführung  der  Einkommensteuer  zu  einer  anderen  Steuerart,  wahr- 
scheinlich der  Grundsteuer,  herangezogen  wurde  —  in  den  meisten 
Staaten  mit  dem  arithmetischen  Durchschnittsertrage  — ,  und  zwar 
innerhalb  der  Umtriebszeit  seines  Bestandes  längere  Zeit  als  der 
Besitzer  des  jüngeren  Bestands,  so  dass  eine  dauernde  stärkere 
Heranziehung  des  ersteren  zur  neuen  Steuer  durch  nichts  begrün- 
det ist.  Der  Vergangenheit,  die  im  Alter  des  Bestandes  ihren  Aus- 
druck findet,  kann  kein  Einfluss  auf  die  neu  eingeführte  Einkommen- 
steuer zugesprochen  werden,  nur  die  Gegenwart  und  die  Zukunft 
imd  ihre  Verhältnisse  sind  massgebend.  Der  jährliche  Wertszu- 
wachs des  Bestandes  allein  berücksichtigt  aber  die  letzteren,  wäh 
rend  der  Waldbesitzer  nach  dem  Vorschlage  Schnittspahn's 
für  immer  stärker  besteuert  werden  würde,  einzig  und  allein  aus 
dem  Grunde,  weil  sein  Bestand  zufällig  bei  der  Einführung  der 
Steuer  älter  war  als  der  Bestand  eines  anderen,  wofür  ersterer 
aber  auch  schon  längere  Zeit  von  der  froheren  Steuer  erfasst 
worden  war. 

Die  E  n  d  r  e  s'sche  Behauptung,  dass  sich  eine  Menge  Schwierig- 
keiten auftürmen,  sobald  man  das  Prinzip  der  Steuerzahlung  im 
Jähre  des  Einkommensbezuges  —  präziser  und  korrekter  ausge- 
drückt: im  Jahre  des  Bezuges  von  baren  Geldeinkünften!  —  ver- 
lasse, und  dass  jede  Abweichung  hiervon  eine  Verwässerung 
des  Einkommensteuersystems  und  die  Rückkehr  zum  Ertragssteuer- 
system bedeute,  kann  nach  dem  Vorgetragenen  unmöglich  als  be- 
wiesen und  richtig  bezeichnet  werden.  Im  Gegenteil!  Es  dürfte  im 
vorstehenden  eingehend  nachgewiesen  sein,  dass  gerade  das  heute 
von  den  meisten  Einkommensteuergesetzen  vertretene  und  von 
Fuisting  und  Endres  befürwortete  Besteurungs-    oder  Steuer- 


Veranlagungssystem  eine  ganze  Reihe  von  Zweifeln  und  Schwierig- 
keiten, sowie  von  Härten  und  Ungerechtigkeiten  im  Gefolge  hat, 
die  nur  durch  das  Prinzip  der  Besteuerung  der  wirklichen  baren 
Jahres- Einnahmen  hervorgerufen  sind,  und  die  zum  weitaus  gröss- 
ten  Teile  allein  durch  das  System  der  Besteuerung  des  wirkhchen 
Jahres-Einkommens,  d.  h.  des  jährlichen,  reinen  VermOgenszu- 
wachses,  beseitigt  werden  können.  Von  einer  Rückkehr  zum 
Ertragssteuersystem  kann  bei  der  Berücksichtigung  der  Schuld  und 
sonstigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  steuerpflichtigen  Wald- 
besitzers und  bei  der  Bemessung  der  Einkommensteuer  nach  dem 
wirklichen,  jährlichen  Einkommen  und  nicht  nach  dem  durchschnitt- 
lich-jährlichen Ertrage  keine  Rede  sein. 

4.  Grundsätze   der   Besteuerung   des    Einkommens    atis    der 
Forstwirtschaft. 

Fassen  wir  das  über  die  Besteuerung  des  Einkommens  aus 
der  Waldwirtschaft  Ausgeführte  kurz  zusammen ,  so  lässt  sich  das 
Ergebnis  in  folgenden  Sätzen  darstellen; 

1.  Ein  grundsätzlicher  Unterschied  zwischen  dem 
jährlichen  und  dem  aussetzenden  BetriebederForstwirt- 
schaft  besteht  weder  in  der  Theorie  noch  in  der  Praxis, 
und  aus  diesem  Grunde  kann  eine  verschiedenartige 
Besteuerung  des  Einkommens  aus  beiden  Betrieben 
nicht  als  richtig  und  gerecht  bezeichnet  werden. 

2.  Der  Begriff  des  Jahres-Einkommens  ist  dahin 
zu  präzisieren,  dass  alle  Werte,  welche  der  Steuer- 
pflichtige innerhalb  eines  Jahres  verbrauchen  kann, 
ohne  das  zu  Beginn  des  Jahres  vor  handene  Vermögen, 
d.  h.  den  Wert  der  Einkommensquellen,  zu  schmälern, 
als  Bestandteile  des  Einkommens  zu  betrachten  sind, 
einerlei  ob  sie  in  barem  Gelde  oder  in  einer  anderen 
Tauschwert  besitzenden  Form  bestehen. 

3.  Die  Einkommensquellen  der  Forstwirtschaft 
bezw.  des  Waldbesitzers  sind  der  Boden  und  das  zu 
Beginn  des  Wirtschaftsjahres  bezw.  St  euer -Veranla- 
gungsjahres vorhandene  Holzvorrats-  oder  Holzbe- 
standskapital, und  das  Jahres-Einkommen  aus  der  Wald- 
wirtschaft besteht  daher  aus  der  jährlichen  Rente  des 
Bodens  und  den  Jahreszinsen  des  Holzvorratskapitals, 
d.  h,  aus  derjährlichen  Waldrente.  Der  Umstand,  dass  beim 
normalen,    jährlichen    Nachhaltbetriebe    das   Holzvorratskapital, 


abgesehen  vom  sogen.  Teuerungszuwachs,  stets  auf  gleicher  Höhe 
bleibt,  während  das  Holzbestandskapital  sowohl  beim  abnormen, 
jährlichen  Nachhaltbetriebe  wie  beim  aussetzenden  Betriebe  einem 
ständigen  Wechsel  unterworfen  ist,  ändert  hieran  nichts. 

4.  Sowohl  der  jährliche  Nachhaltbetrieb  wie  der 
aussetzende  Forstbetrieb  sind  mit  der  jährlichen 
Waidrente  oder  —  was  dasselbe  bedeutet  —  mit  dem 
jährlichen,  reinen  Wertszuwachse  des  Waldes  zur  all- 
gemeinen Einkommensteuer  heranzuziehen. 

Beim  normalen  Nachhaltbetriebe,  bei  welchem  alljährlich 
gerade  der  reine  Jahres -Wertszuwachs  des  Waldes  zur  Nutzung 
gelangt,  ist  die  Einkommensteuer  deshalb  —  gleichen  Steuerfuss 
vorausgesetzt  —  eine  konstante  Grösse,  beim  abnormen,  jährlichen 
sowie  beim  aussetzenden  Betriebe  ändert  sich  dagegen  ihre  Höhe 
jahrlich  bezw.  periodisch  dem  jährlichen  Wertszuwachse  bezw.  der 
jeweiligen  Waldrente  entsprechend. 

5.  Die  wirklichen,  baren  Jahreseinkünfte  aus  der 
Waldwirtschaft,  einschliesslich  des  Tausch  wertes 
der  im  eigenen  Haushalte  des  Wald  be  sitz  er  s  ver- 
brauchten  Walderzeug  nisse,  sind  nicht  identisch  mit 
dem  Jahreseinkommen  aus  dem  forstlichen  Betriebe 
und  können  daher  nur  in  den  Fällen  die  Bemessungs- 
grundlage für  die  Einkommen-Besteuerung  abgeben, 
in  welchen  sie  gleich  dem  jährlichen  Wertszuwachse 
des  Waldes  sind. 

6.  Die  Kosten  der  Waldwirtschaft  sind  sämtlich 
—  ohne  jede  Ausnahme  —  vomjährlichen  Brutto- Werts- 
zuwachse des  Waldes  in  Abzug  zu  bringen.  Ein  Unter- 
schied zwischen  Aufwendungen  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Er- 
haltung des  Ertrags  und  Verwendungen  zur  Verbesserung  und  Ver- 
mehrung des  Wald-Vermögens  besteht  nicht.  Alle  Betriebsausgaben 
stellen  keinen  reinen  Vermögenszuwachs  dar;  sie  bilden  einen 
negativen  Bestandteil  des  Einkommens,  und  ihnen  steht  die  durch 
die  Aufwendungen  verursachte  VermOgenswertmehrung  als  positiver 
Bestandteil  des  Jahres-Einkommens  gegenüber, 

7.  Die  Ermittlung  des  jährlichen  Wertszuwachses 
oder  der  jährlichen  Waldrente  erfolgt  nach  den  Regeln 
der  Waldwertrechnung,  am  einfachsten  unter  Benut- 
zung der  Formel  W. o,op,  worin  W  den  periodisch  neu  zu 
berechnenden  Kapitalwert  (Tauschwert)  des  Waldes 
und  p  die  Verzinsungshöhe  bedeutet. 
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IV.  Kapitel. 

Die  wichtigsten  Einkommensteuerbestimmungen 
einiger  Staaten. 

I.  Preussen.  Die  Preussische  Einkommensteuer  trifil 
das  gesamte  Jahreseinkommen  mit  Ausnahme  der  zufälligen  oder 
ausserordentlichen  Vermögenszugänge ,  wie  Erbschaften ,  Schen- 
kungen, Lebensversicherungen  etc.  etc.  (s.  II.  Abschnitt,  II.  Kapitel). 
Die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  ist,  wie  oben 
dargestellt,  keine  einheitliche.  Steuerfrei  sind  alle  Einkommen  bis 
einschliesslich  900  M. 

Die  Steuer  ist  eine  progressive  bezw.  degressive  mit  stufen- 
weisen, festen  Sätzen ;  die  Steuerskala  oder  der  Steuertarif  beginnt 
mit  0,57  °la  vom  Einkommen  (6  M  Steuer  von  1050  M  Einkommen) 
und  steigt  bis  zum  Maximalsatze  von  4"/o  der  unteren  Grenze  jeder 
Steuerstufe  von  100  000  M  Einkommen  an.  Steuerpflichtige  Ge- 
sellschaften mit  bedingter  Haftpflicht  sind  (Bestimmung  der  19061^ 
Novelle!)  höheren  Steuersätzen  unterworfen.  Die  Skala  beginnt 
hier  mit  0,6770  (7  M  Steuer  von  1050  M  Einkommen)  und  steigt  bis 
zum  Maximalsatze  von  4,6",'!)  der  unteren  Grenze  der  Steuerstufe 
von  100000 — 104000  M  (4600  M  Steuer).  Bei  höherem  Einkommen 
steigt  die  Steuer  in  Stufen  von  je  4000  M  um  je  180  M,  d.  h.  4,5  "/o 
der  Einkommenserhöhung. 

Ein  Abzug  von  je  50  M  voip  steuerpflichtigen  Einkommen 
ist  bei  Einkommen  bis  zu  3000  M  für  auf  Grund  gesetzlicher  Ver- 
pflichtung zu  unterhaltende  Kinder  oder  andere  Familienangehörige 
vorgeschrieben,  und  zwar  mit  der  Massgabe,  dass  in  jedem  Falle 
eine  Ermässigung  um  eine  Steuerstufe  eintreten  muss,  wenn  3 
oder  4  derartige  Familienmitglieder  vorhanden  sind,  und  um  zwei 
Stufen  beim  Vorhandensein  von  5  oder  mehr  derartigen  Familien- 
mitgliedern. Bei  Einkommen  von  mehr  als  300c  M  bis  einschliess- 
lich 6500  M  wird  der  normale  Steuersatz  ermassigt  um  eine  Stufe, 
wenn  der  Steuerpflichtige  3  oder  4,  um  zwei  Stufen,  wenn  der 
Steuerpflichtige  5  oder  mehr  Kindern  oder  anderen  Familienange- 
hörigen auf  Grund  gesetzlicher  ^Verpflichtung  Unterhalt  gewahrt. 
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Auch  können  nach  §  20  bei  der  Veranlagung  zur  Einkommen- 
steuer bei  Einkommen  bis  einschliesslich  9500  M  besondere,  die 
Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  wesentlich  beeinträchtigende, 
wirtschaftliche  Verhältnisse  (Verschuldung,  andauernde  Krankheit, 
besondere  UnglOcksfftlle  aussergewöhnlich  hohe  Belastung  durch 
Unterhalt  und  Erziehung  der  Kinder,  Verpflichtung  zum  Unter- 
halt mittelloser  Angehörigen)  in  der  Art  berücksichtigt  werden, 
dass  eine  Ermässigung  der  normalen  Steuersatze  um  höchstens 
drei  Stufen  gewährt  wird. 

3.  Sachsen.  Nach  dem  Sächsischen  Einkommensteuergesetz 
vom  24.  JuU  1900  ist  unter  Einkommen  die  Summe  aller  in  Geld 
oder  Geldeswert  bestehenden  Einnahmen,  mit  Einschluss  des 
Mietwertes  der  Wohnung  im  eigenen  Hause  oder  sonstiger 
freier  Wohnung,  sowie  des  Wertes  der  jm  Haushalte  verbrauchten 
Erzeugnisse  der  eigenen  Wirtschaft  und  des  eigenen  Gewerbe- 
betriebes, abzüglich  der  auf  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung 
dieser  Einnahmen  verwendeten  Ausgaben,  sowie  der  Schuldzinsen, 
zu  verstehen.  Ausserordentliche  Einnahmen  durch  Erbschaften  und 
ähnliche  Erwerbungen  werden  nicht  zum  steuerpflichtigen  Ein- 
kommen gerechnet,  sie  gelten  vielmehr  als  „Vermögenszu wachs" 
oder  „Vermehrungen  des  Stammvermögens",  genau  wie  in  Preussen. 
Steuerfrei  sind  Einkommen  bis  zum  Betrage  von  400  M.  Abzugs- 
fäbig  sind  u.  a.  Beiträge  zur  Grundsteuer,  insoweit  sie  der  Staats- 
kasse zufliessen ,  zur  Landesimmobiliarbrandkasse ,  zu  Kranken-, 
Unfall-  etc.  Kassen,  Versicherungsprämien  etc.,  insoweit  sie  den  ge- 
schäftlichen Unkosten  zuzurechnen*  sind.  Nichtabzugsfähig  dagegen 
sind  die  Ausgaben  zur  Verbesserung  oder  Vermehrung  der  Kapital- 
anlagen etc.  Die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  vermindernde 
Verhältnisse  können  für  Einkommen  bis  zu  södo  M  bei  der  Ver- 
anlagung derart  berücksichtigt  werden,  dass  den  Steuerpflichtigen 
Ermässigung  um  höchstens  drei  Steuerklassen  bezw.  Befreiung  von 
der  Steuer  gewährt  wird.  Für  jedes  nicht  selbständig  zur  Ein- 
kommensteuer veranlagte  Famihenglied  im  Alter  von  6 — 14  Jahren 
wird  bei  Einkommen  bis  zu  3100  M  ein  Betrag  von  50  M  vom 
steuerpflichtigen  Einkommen  abgesetzt,  mit  der  Massgabe,  dass  bei 
Vorhandensein  von  drei  oder  mehr  Familienmitgliedern  dieser  Art 
eine  Ermässigung  der  Steuer  um  mindestens  eine  Klasse  eintritt. 
Die  progressive  Steuerskala  beginnt  mit  dem  Satze  von  o,2**/o 
vom  steuerbaren  Einkommen  (i  M  für  500  M  Einkommen)  und 
steigt  bis  zum  Höchstsatze  von  4'*,'o. 

Für  Steuerpflichtige  mit  einem  Einkommen  von  1600  M  an 


aufwärts  besteht  Deklarationszwang  bei  Verlust  des  Reklamations- 
rechtes. 

3.  Württemberg.  Das  Württembergische  Einkomme n- 
steuergesetz  vom  8.  August  1903  hat  sich  hinsichtlich  der  objek- 
tiven Steuerpflicht  im  allgemeinen  an  das  Preussische  Steuerrecht 
angeschlossen.  Auch  hier  finden  wir  keine  Definition  des  Ein- 
kommenbegriffs, sondern  dieser  ist  durch  eine  umschreibende 
Einzel- Aufzahlung  festgestellt.  Aber  in  verschiedenen  Punkten 
weicht  das  Württembergische  Gesetz  doch  von  der  Preussischen 
Einkommensteuergesetzgebung  in  der  Richtung  der  Besteuerung 
des  Reinvermögens-Zuganges  ab.  Weitere  dahingehende  Anträge 
aus  der  Mitte  der  Abgeordnetenkammer  sind  nicht  angenommen 
worden,  so  dass  die  Unterscheidung  zwischen  Einkommen  und  Ver- 
mehrung des  Stammvermögens  auch  im  Württembergischen  Ge- 
setze besteht ,  jedoch  ist  die  Grenzlinie  klarer  und  für  das  Ein- 
kommen weiter  gezogen  als  in  Preussen, 

Für  das  steuerbare  Jahreseinkommen  ist  der  Stand  der  Ver- 
mögens-, Besitz-  und  Einkommensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen 
bei  Beginn  des  Steuerjahres  massgebend. 

Der  Steuertarif  beginnt  mit  0,3  "/o  (2  M  für  650  M  Einkommen) 
und  steigt  in  festen,  stufenweisen  Sätzen  bis  auf  etwa  4'','o  (1175  M 
für  Einkommen  von  29000  bis  30000  M).  Von  30000  an  tritt  da- 
gegen ein  prozentualer  Steuersatz  ein  in  der  Weise,  dass  von 
den  in  die  betreffende  Stufe  fallenden  Einkommen  der  für  die 
Stufe  bestimmte  Prozentsatz  unter  Weglassung  der  jeweils  die 
Summe  von  100  M  nicht  erreichenden  Einkommensbeträge  zu  ent- 
richten ist.  Bei  200Q00M  ist  der  Höchstsatz  mit  s":«  vom  Ein- 
kommen erreicht. 

Die  Steuersätze  des  gesetzlichen  Tarifs  gelten  übrigens  nur 
als  Normalsätze,  die  Festsetzung  der  effektiven  Steuersätze  erfolgt 
durch  das  Finanzgesetz  je  für  eine  Finanzperiode  in  Prozenten  des 
normalen  Einheitssatzes. 

Einkommen  bis  zu  500  M  sind  steuerfrei.  Infolge  weiterer  Be- 
stimmungen in  den  Artikeln  20  und  21  gilt  jedoch  dieses  Existenz- 
minimum nur  für  ledige  und  juristische  Personen,  für  alle  übrigen 
Steuerpflichtigen  ist  es  mehr  oder  minder  erheblich  —  je  nach  der 
Leistungsfähigkeit  —  hinaufgesetzc.  Unter  Umständen  kann  die 
Steuerbefreiung  bis  zu  1250  M  gehen. 

4.  Baden.  Das  Badische  Einkommensteuergesetz  von  20.  No- 
vember 1900  unterwirft  das  gesamte  in  Geld,  Geldeswert  oder  in 
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Selbstbenützung  bestehende  Einkommen,  nach  Abzug  der  zam  Er- 
werb und  zur  Erhaltung  desselben  zu  bestreitenden  Auslagen,  der 
auf  dem  Einkoramen  ruhenden,  dauernden,  privatrechtiichen  und 
öfFentlichrechtUchen  Lasten  (mit  Ausnahme  der  Einkommensteuer 
und  der  sich  unmittelbar  daran  knüpfenden  Abgaben  für  Gemein- 
den, Kirchen  usw.)  und  etwaiger  von  dem  Steuerpflichtigen  nach- 
gewiesenermassen  zu  entrichtenden  Schuldzinsen,  der  Steuerpflicht, 
Feststehende  Einkommensbezüge  werden  nach  ihrem  dem  Stande  am 
massgebenden  Tage  entsprechenden  Jahresbetrag,  wandelbare  Be- 
züge dagegen  nach  dem  tatsachlichen  Ergebnis  des  letzten  Kalen- 
der- oder  Geschäftsjahres  veranschlagt  —  Es  besteht  Deklarations- 
pflicht. 

Gleich  wie  in  Preussen  sind  Einkommen  bis  zu  900  M  steuer- 
frei. Der  Steuertarif  zeichnet  sich  durch  sogen.  Steueranschlage 
aus,  welche  nach  der  Höhe  des  Einkommens  gebildet  werden. 
Der  von  je  100  M  des  Steueranschlags  zu  erhebende  Steuer- 
betrag (Steuerfuss)  wird  jeweils  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt. 
Bis  zu  20000  M  Einkommen  liegt  die  Progression  der  Steuerskala 
in  der  Bildung  der  Steueranschläge,  von  20000  M  an  aufwärts  im 
Steuerfuss.  Für  die  Finanzperiode  1906/07  stieg  der  Steuersatz 
von  0,53  "/o  bis  4,2  "/'o  des  Einkommens. 

Bemerkenswert  ist,  dass  nach  Artikel  12  als  Einkommen  aus 
Waldbesitz  und  Forstwirtschaft  bei  denjenigen  Waldungen,  welche 
nicht  auf  Grund  eines  Forsteinrichtungswerks  nachhaltig  bewirt- 
schaftet werden,  ohne  Rücksicht  auf  das  in  jedem  Jahre  tatsächlich 
erzielte  Einkommen  (gemeint  i.st:  bare  Geldeinnahme!)  3*0  des 
Steuerkapitals  der  Waldstücke  gelten. 

5.  Hessen.  Die  Hessische  Einkommsteuer  zerfallt  in  zwei 
Gruppen,  bis  zu  2600  M  Einkommen  (II.  Abteilung)  und  darüber 
{I.  Abteilung). 

Die  das  Einkommen  betreffenden  Grundsätze  sind  in  den  Ar- 
tikeln 15  bis  19  enthalten.  Das  Einkommen  aus  eigener  Bewirt- 
schaftung von  Grundbesitz  ist  nach  seinem  wahrscheinlichen  Er- 
trage anzuschlagen  und  dabei  der  Durchschnitt  des  Ertrags  der 
letzten  drei  Jahre  zugrunde  zu  legen,  sofern  das  betr.  Einkommen 
schon  drei  Jahre  iliesst,  andernfalls  der  Durchschnitt  aus  dem  be- 
züglichen, geringeren  Zeitraum.  Auch  der  volle  Geldwert  der 
Naturalnutzungen,  welche  der  Steuerpflichtige  zur  Bestreitung  seines 
Haushaltes  aus  seinen  Einnahmequellen  bezieht,  muss  in  .diesem 
Ertrage  einbegriffen  sein. 

Weber,  Die  Beiteueninj;  des  Wilde..  „      28  ,     C^  f•^t^t^]c' 


Bei  der  Einkommensberechnung  kommen  ausser  den  von  dem 
Steuerpflichtigen  „zum  Erwerb  und  zur  Erhallung  seines  Ein- 
kommens" zu  bestreitenden  Auslagen  und  den  Zinsen  erweislicher 
Schulden  u.  a.  in  Abzug:  die  regelmässigen,  jährlichen  Abschrei- 
bungen für  Abnutzung  der  den  landwirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Betrieben  dienenden  Gebäude,  Maschinen  und  Betriebsmittel, 
welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der  Werts  vermin- 
derung entsprechen,  wie  sie  nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässiger  BuchfOhrung  verlangt  wird. 

Verwendungen  zu  Meliorationen,  Geschäftserweitenmgen,  Ka- 
pitalanlagen oder  Kapitalabtragungen,  sowie  Beiträge  für  Mobiliar- 
versicherung dürfen  nicht  in  Abzug  gebracht  werden. 

Bei  denjenigen  Steuerpflichtungen,  deren  Einkommen  den  Be- 
trag von  6000  M  nicht  erreicht,  hat  die  Veranlagung  um  eine  oder 
zwei  Klassen  niedriger  zu  erfolgen,  wenn  auf  die  Leistungsfähig- 
keit des  Steuerpflichtigen  ungünstig  einwirkende  Verhältnisse  zu 
besonderer  Berücksichtigung  Anlass  geben. 

Der  Steuerfuss  wird  jeweils  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt. 
Er  beginnt  nach  der  im  Gesetze  angegebenen  Skala  mit  0,57»  und 
steigt  bis  etwa  5*0, 

Die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  I.  Abteilung  erfolgt 
auf  Grund  von  obligatorischen  Deklarationen ;  bei  der  II.  Abteilung 
ist  die  Fassion  gestattet,  unter  Umständen  kann  sie  aber  auch 
durch  den  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  verlangt 
werden. 

6.  Oldenburg.  Das  Oldenburgische  Einkommensteuergesetz 
vom  12.  Mai  1906  versteht  unter  steuerpflichtigem  Einkommen  das 
Reineinkommen,  welches  nach  Kürzung  der  gesetzlich  gestatteten 
Abzüge  vom  Roheinkommen  verbleibt.  Das  Roheinkommen  aber 
bilden  die  in  der  Person  des  Steuerpflichtigen  zusammenfliessen- 
den,  jährlichen  Erträge  an  Geld  und  Geldeswert  (Gewinn  und 
Verlust)  aus  allen  zu  seiner  Verftigung  stehenden,  dauernden 
Ertragsquellen. 

Als  Reinertrag  bezw.  Einkommen  aus  Holzungen  speziell 
gellen  —  im  Gegensatz  zu  fast  sämtlichen 'übrigen  modernen  Ein- 
kommensteuergesetzen —  nach  Artikel  16.  IH.  4  des  Einkommen- 
steuergesetzes :  die  unter  Berücksichtigung  des  Alters,  Standes  und 
der  sonstigen  Verhältnisse  der  Holzungen  durch  Schätzung  zu 
findende  Jahresvergrösserungdes  Kapitalwertes  (Jahres- 
zuwachs) sowie  ferner  die  jährlichen  sogen,  kleinen  Nutzungen 
(Holzweide,  Laub,  Sträucher,  Durchforstungsholz  etc.). 


Einkommen  unter  40a  M  sind  steuerfrei,  ausgenommen,  wenn 
es  sich  um  Ertrage  aus  inlandischem  Grundbesitz,  Gewerbe- 
oder Handelsanlagen  oder  sonstigen  gewerblichen  Betriebsstätten 
handelt. 

Die  Steuerskala  beginnt  mit  eiiiem  Satze  von  etwa  0,25  "/o 
und  steigt  bis  zum  Höchstsatze  von  5*'/o. 

7.  Sachsen- Gotha.  Das  Gothaische  Einkommensteuergesetz 
vom  12.  März  1902  ist  im  wesentlichen  dem  Preussischen  Einkommen- 
steuergesetze von  1891  nachgebildet.  Die  progressive  Steuerskala 
beginnt  mito,25'',i>  (i  M  für  4C0  M  Einkommen)  und  steigt  bis  zum 
Maximalsatze  von  annähernd  570  (von  90000  M  Einkommen  an  in 
Stufen  von  500  M.  um  je  25  M  steigend). 

8.  Braunschweig.    Die  Einkommensteuer  vom  — -  jj*       ^ 

steigt  von  'AVo  bis  2''o  des  steuerbaren  Einkommens.  Steuerfrei 
sind,  wie  in  Preussen,  alle  Einkommen  bis  zur  Höhe  von  900  M 
einschliesslich. 

Im  übrigen  stimmen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  in  der 
Hauptsache  mit  denjenigen  des  Preussischen  Einkommensteuerge- 
setzes von  1891  überein. 

9.  Anhalt.  Die  Anhalter  Einkommensteuer  wird  nach  Steuer- 
einheiten erhoben;  die  Anzahl  der  zu  erhebenden  Steuereinheiten 
bestimmt  das  jeweilige  Etatsgesetz.  Für  das  Steuerjahr  1905/06 
wurden  23  Einheiten  erhoben  (1889/90  nur  81),  und  hierbei  betrug 
der  Prozentsatz: 

für  Einkommen  von        4000  M  —1,725V», 

„  „  B        50  000  M  — 3,68  Vo, 

„  „  „      ICD 000  M  u.  m,  — 4,6     "/o. 

10.  Hamburg.  Als  Einkommen  im  Sinne  des  Einkommen- 
steuergesetzes vom  2.  Februar  1903  gelten  alle  in  Geld  bestehen- 
den oder  Geldwert  besitzenden  Einkünfte  einschliesslich  des  Miet- 
werts der  Wohnung  im  eigenen  Hause,  freier  Wohnung,  Bekösti- 
gung und  anderer  Naturalleistungen.  Zu  dem  Einkommen  ist  auch 
der  durch  ein  Veräusserungsgeschäft  erzielte  Erlös  zu  rechnen,  so- 
weit dieser  Erlös  den  Anschaffungspreis  zuzüglich  der  seit  der  An- 
schaffung zur  dauernden  Verbesserung  des  Gegenstands  gemachten 
Verwendungen  übersteigt  (Wertzuwachs).  Unter  anderem  gilt  als 
Einkommen:  der  Ertrag  der  von  dem  Steuerpflichtigen  bewirt- 
schafteten Grundstücke ;  zu  dem  Ertrage  gehört  .der 
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vereinnahmte  oder  noch  ausstehende  Erlös  aller  Erzeugnisse  des 

Grundstücks,  sowie  der  sonstigen  aus  dem  Grundstücke 

gewonnenen  Ausbeute,  ferner  der  Geldwert  der  von  dem  Steuer- 
pflichtigen selbst  in    seinem  Haushalte    verbrauchten  Erzeugnisse 

und  Ausbeute  mit  Abzug  von 

Steuerfrei  sind  alle  Einkommen  unter  900  M.  Der  Einheits- 
satz der  Einkommensteuer  beginnt  für  Einkommen  von  900—1000  M 
mit  1,00  M  (^lo^'o)  und  steigt  bis  zu  1,20/0  von  200000  M  Einkommen 
an.  Bei  Erhebung  von  7  Einheitssätzen,  wie  im  Steuerjahre  1907, 
betragt  also  der  Maximalsatz  der  Hamburgischen  Einkommensteuer 
8,4 "/o.  Die  Anzahl  der  Einheitssätze  wird  alljährlich  durch  Beschluss 
vom  Senat  und  Bürgerschaft  festgesetzt. 
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V.  Abschnitt. 

Die  Besteuerung  des  Waldertrags. 

(Waldgrundsteuer.) 

I.  Kapitel. 

Das  Wesen  der  Ertragssteuem  und  insbesondere  der 
Grundsteuer  im  allgemeinen. 

Die  Ertragssteuern  unterscheiden  sich  von  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  zunächst  dadurch,  dass  sie  die  Leistungsfähigkeit 
der  steuerpflichtigen  Person  nicht  in  einer  Summe,  in  dem  Ein- 
kommen, erfassen,  sondern  in  den  Erträgen  der  verschiedenen 
Einkommensquellen  oder  Ertragsobjekte,  welche  zusammen  das 
Einkommen  bilden.  Die  Ertragssteuern  erfassen  den  Ertrag  der 
Güterquellen  an  ihrem  Ursprung  und  stehen  daher  in  einer  nur 
sehr  losen  Beziehung  zu  der  Person  des  Steuerpflichtigen;  sie  haften 
vielmehr  an  den  Ertragsobjekten  oder  an  den  Wegen  zur  Ein- 
kommensgewinnung. Nicht  das  Einkommen,  welches  die  Ertragsob- 
jekte einer  bestimmten  Person  tatsächlich  gewähren,  wird  bei  den 
Ertragssteuern  besteuert,  sondern  die  Einnahmequelle  selbst  bezw. 
der  Ertrag,  den  diese  bei  gemeinüblicher  Benutzung  zu  bringen 
pflegt,  und  den  sie  daher  jedem  Besitzer  bringen  kann.  Die  Er- 
tragsbesteuerung verzichtet  grundsätzlich  auf  die  Erfassung 
des  gesamten  Einkommens  des  Steuerpflichtigen  und  begnügt  sich 
damit,  die  Erträge  der  einzelnen  Arten  der  Einkommensgewinnung 
zur  Steuer  heranzuziehen,  d.  h.  jede  Ertragsquelle  für  sich  zu  er- 
fassen. Auf  die  besonderen  persönlichen  Verhältnisse  des  Steuer- 
pflichtigen wird  bei  der  Ertragsbesteuerung  keine  oder  nur  geringe 
Rücksicht  genommen.    Je  mehr  dies  geschieht,  desto  mehr  nähern 
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sich  die  Ertragssteuern,  die  auch  Objekt-  oder  Realsteuern  heissen, 
den  eigentlichen  Personal-  oder  Subjektsteuern. 

Gegenüber  der  allgemeinen  Einkommensteuer  und  der  Ver- 
mögenssteuer haben  die  Ertragssteuern  den  Vorzug,  dass  sie  weit 
weniger  als  diese  in  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Steuerzahler 
eindringen ,  und  dass  sie  im  allgemeinen  gleichmässige  Steuer- 
erträge hefern.  Dagegen  sind  als  Nachteile  zu  bezeichnen,  dass 
sie  vielfach  hart  und  ungerecht  wirken,  weil  sie  sich  nicht  auf  das 
wirkliche,  reine  Einkommen  stützen  und  deshalb  nicht  die  wirk- 
liche Leistungsfähigkeit  treffen,  und  femer  dass  sie  sich  wegen 
der  stabilen  Kataster  dem  wechselnden  Steuerbedarfe  des  Staates 
schwerer  anpassen  als  die  allgemeine  Einkommensteuer  und  auch 
die  Vermögenssteuer. 

Die  Ertragsbesteuerung  ist  deshalb  für  unsere  heutigen  Ver- 
hältnisse nicht  mehr  recht  geeignet;  und  es  nimmt  daher  auch  nicht 
wunder,  dass  sie  als  einzige  oder  als  Hauptform  der  direkten  Be- 
steuerung in  den  letzten  Jahrzehnten  immer  mehr  von  der  Personal- 
besteuerung verdrangt  worden  ist. 

Soll  die  gesamte  direkte  Besteuerung  durch  ein  reines  Ertrags- 
steuersystem bewirkt  werden,  so  muss  das  Steuersystem  aus  so 
vielen  einzelnen  Ertragssteuem  bestehen,  als  es  Ertragsgruppen 
gibt  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  würde  der  Steuerpflichtige 
nicht  seiner  ganzen  Leistungsfähigkeit  entsprechend  zur  Besteuerung 
herangezogen,  sondern  ein  Teil  seines  die  Leistungsfähigkeit  in 
erster  Linie  darstellenden  Einkommens  bliebe  unbesteuert.  So  be- 
'  stehen  denn  in  den  meisten  Ländern  mit  reinem  Ertragssteuer- 
system 5  verschiedene  Ertragssteuern,  nämlich  die  Grundsteuer, 
die  Gebäudesteuer,  die  Gewerbesteuer,  die  Kapitalrentensteuer 
I  und  die  Arbeitsertragssteuer. 

Die  Grundsteuer,  die  älteste  und  fundierteste  der  Ertragssteuern, 
die  allein  uns  hier  interessiert,  verdankt  ihre  Entstehung  einer 
Reihe  mittelalterlicher  Leistungen  und  Abgaben,  wie  Heerbann- 
dienste, Kontributionen,  Lehnsgelder,  Einquartierungslasten  usw. 
Mit  der  Zeit  war  die  Verschiedenheit  dieser  Leistungen,  sowohl 
was  ihre  Verteilung  auf  die  Grundstücke  als  auch  ihre  Höhe  an- 
langt, immer  grösser  geworden,  und  bei  dem  stark  gestiegenen 
Steuerbedarfe  der  Staaten  würde  eine  einfache,  prozentuale  Er- 
höhung der  Steuerleistungen  die  schon  sehr  ungleichmässige  Be- 
lastung der  Steuerpflichtigen  noch  wesentlich  verstärkt  haben,  so 
dass  man  sich  zu  Beginn  des  igten  Jahrhunderts,  nach  Beendigung 
der  napoleonische  Kriege,  allenthalben  in  die  Zwangslage  versetzt 
sah,  an  eine  hie  und  da,  z.  B.  in  Preussen,  bereits  früher  eingeleitete 
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Neuregelung  dieser  verschiedenartigen  Leistungen  heranzutreten.  So 
enstanden  dann  in  der  ersten  Hälfte  des  igten  Jahrhunderts  die 
meisten  unserer  Grundsteuergesetze. 

Die  Grundsteuer  soll  ihrer  Grundidee  nach  den  Eigentümer  ' 
bezw.  den  Nutzniesser  nach  dem  wirtschaftlichen  Ertrage  des 
Grund  und  Bodens  treffen.  Sie  erstreckt  sich  auf  alles  land-  und 
forstwirtschaftlich  benutzte  bezw.  benutzbare  Gelände,  also  nicht 
auf  den  „überbauten"  Boden.  Eigentlich  sollte  sie  auf  die  Erfassung 
des  wirk  liehen  Rein ertrags  des  Grund  und  Bodens  ab-  ■ 
zielen,  denn  nur  dann  würde  sie  den  Grundeigentümer  seiner 
Leistungsfähigkeit  entsprechend  zur  Steuer  heranziehen.  Der  wirk- 
liche Reinertrag  des  Bodens  hängt  eben  nicht  nur  von  der  Grösse 
und  Güte  des  Bodens  ab,  sondern  wesentlich  auch  von  der  Person 
des  Wirtschafters.  Allein  die  Grundsteuergesetzgebung  hat  sich 
von  diesem  eigentlichen  Ziele  der  Grundsteuer  mehr  oder  weniger 
weit  entfernt.  Sämtliche  Grundsteuergesetze  lassen  die  Person,  welcher 
der  Grund  und  Boden  gehört,  und  welcher  auch  der  Ertrag  des- 
selben als  ein  Einkommensteil  zufliesst,  gänzlich  unberührt.  Die 
Höhe  der  Grundsteuer  wird  nicht  nach  dem  wirklichen,  jährlichen 
Reinertrage  des  Grund  und  Bodens  bemessen,  sondern  nach  einem 
mittleren,  durchschnittlichen  Rein-  oder  sogar  Rohertrage, 
und  zwar  vielfach  aufGrund  von  Ertragsergebnissen  weit  zurückliegen- 
der Jahre.  Dass  die  reine  Grundsteuer  auf  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse des  Eigentümers  bezw.  Nutzniessers,  wie  z.  B.  auf  die 
Familien-  und  finanziellen  Verhältnisse  desselben  (Schulden),  keine 
Rücksicht  nimmt,  liegt  in  der  Natur  dieser  Objektsteuer,  die  — 
wie  alle  Ertragssteuern  —  nicht  bis  zum  Einkommen  vordringt 
und  deshalb  auch  nicht  die  das  Gesamteinkommen  und  die  per- 
sönliche Steuerfähigkeit  beeinflussenden,  persönlichen  Verhältnisse 
berücksichtigen  kann;  eine  notwendige,  aus  dem  inneren  Wesen 
der  reinen  Grundsteuer  sich  ergebende  Folge  ist  es,  dass  die 
Schulden  des  Grundbesitzers,  selbst  der  Erzielung  des  Ertrags 
direkt  dienende  Schulden,  bei  der  Grundsteuer-Veranlagung  keine 
Berücksichtigung  finden  können.  Anders  dagegen  sollte  es  sich 
mit  den  Bewirtschaftungsverhaltnissen  der  Grundstücke  selbst  ver- 
halten. Die  Methode  der  Bewirtschaftung,  die  Art  und  Welse  der 
Verkehrsmittel,  die  örtlichen  und  zeitlichen,  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, die  geschlossene  oder  parzellierte  Lage  des  Gutes  und 
die  davon  wie  auch  noch  von  anderen  Faktoren  abhängigen  Be- 
triebskosten u.  ä.  beeinflussen  in  hohem  Masse  den  wirklichen 
Ertrag  des  Bodens,  und  sie  sollten  daher  auch  auf  die  Höhe  der 
Grundsteuer    einen    Einfluss    ausüben.     Allein    in    den    geltenden 


3C0 

Gnindsteuergesetzen  sowie  in  den  Grundsteuerkatastern  wird  diesen 
Verhältnissen  nur  wenig  Rechnung  getragen.    Bei  der  ersten  Auf- 
stellung des  Katasters  werden  wohl  manche  dieser  Punkte  berQck- 
sichtigt,    aber    da    der    Kataster    stabil    ist,    so   bleiben    sämtliche 
Änderungen  in  den  Bewirtschafhingsverhältnissen  der  Grundstacke 
bis  zur  gänzlichen,  gesetzlich  anzuordnenden  Neuaufstellung   des 
Katasters,    die   der   grossen  Kosten  halber   meist   erst  nach  Jahr- 
zehnten oder  Oberhaupt  nicht  zu  erfolgen  pflegt,  unberücksichtigt, 
so  dass  alle  Grundsteuerkataster  schon  sehr  bald  veraltet  erscheinen. 
Der  wirkliche  jährliche  Ertrag  ist  nicht  immer  leicht  feststellbar; 
die  Einsichtnahme   in  die  Geschäftsbücher  der  Besitzer  wtlrde   in 
vielen    Eällen   nicht  zu  umgehen  sein,  und  man  sah  sich  deshalb 
genötigt,  den  bei  ortsüblicher  gemeingewöhnlicher  Wirtschaft  er- 
zielten normalen  Durchschnitts-Ertrag  mit  Hilfe  äusserer  Merkmale 
durch  die  Katastrierung  abzuschätzen,  d.  h.  die  normale,  objektive 
Ertragsfähigkeit  des  Bodens    steuerlich   zu   erfassen.    Und  da  die 
Aufstellung  der  Kataster  viel  Zeit  und  Arbeit  erfordert  und  deshalb 
grosse  Kosten  verursacht,  so  ist  auf  deren  häufige  Revision  oder 
Neuaufstellung,  die  im  Interesse    einer  gerechten  Steuerverteilung 
wünschenswert  erscheint,  überall  verzichtet  worden.    Man  begnügt 
sich  bei  der  Grundbesteuerung  vielmehr  mit  der  Ermittlung  normaler 
Durchschnittserträge,  die  fpr  lange  Zeiträume  massgebend  bleiben. 
Die  Grundlage  der  Veranlagung  ändert  sich  also  nur  sehr  selten. 
Die  Grundsteuer  belastet   alle  Grundstücke   und  ist   bis  zu    einem 
gewissen  Grade  unveränderlich;    darin  liegt  ein  charakteristischer 
Unterschied  zwischen  der  Grundsteuer  und  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer, bei  der  alljährlich  Neu-Veranlagung  stattfindet 

So  kommt  es  denn,  dass  vielfach  angenommen  wird,  es  liege 

im    Grundprinzipe    der    Grundsteuer,    den    der  durchschnittlichen 

Ertrags fähigkeit   des  Bodens   entsprechenden  Ertrag  steuerlich 

zu   erfassen,  und    nicht   die   konkreten  Erträge.    Diese   Annahme 

dürfte  jedoch  den  Grundgedanken  der  Ertragssteuern  Überhaupt 

;  und  insbesondere  auch    der  Grundsteuer    nicht  treffen.     Erst  die    • 

;  Steuergesetzgebung  und  die  Steuertechnik  haben    einen   Zustand 

I  geschaffen,  der  tatsächlich  jenem    vermeintlichen  Grundgedanken 

.  entspricht.    Weder  der  Reinertrag  noch  der  wirkliche  Ertrag 

bilden    die   Grundlage   der  meisten   Grundsteuerkataster,   sondern 

mutmassliche   Durchschnittserträge,    und   zwar   häufig   Roherträge 

oder   ein   Mittelding   zwischen   Rohertrag    und    Reinertrag.     Der 

,  Grundsatz  des  Artikels  22  des  bayerischen  Grundsteuergesetzes 

vom    15.  August  1828,    wonach    „die   Ertragsfähigkeit   nicht  nach 

zufälligem  Aufwände  oder  künstlichen  Verbesserungen  oder  Ver- 
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nachlässigungen,  sondern  nach  ihrer  natürlichen  Entwickelung  bei 
gewöhnlichem,  gemeinüblichem  Wirtschaftsfleisse  bemessen  werden 
soll"  beherrscht  alle  bestehenden  Grundsteuer ges et ze. 

Die  Feststellung  der  Steuerbemessungsgrundlage  erfolgt  durch 
das  System  der  Katastrierung,  das  sich  im  Laufe  der  Zeit  immer 
mehr  verfeinert  hat.  Während  man  sich  früher  mit  einer  annähern- 
den Schätzung  des  Ertrags  unter  Benutzung  äusserer  Merkmale 
(Grösse  des  Viehstands,  des  Saatbedarfs,  der  Ackergerate  etc.)  be- 
gnügte, werden  heute  die  Ertragsfaktoren  so  genau  wie  möglich 
ermittelt.  Der  Kataster  mit  seinen  Ertrags-  oder  Bonitätsklassen 
ist  ein  kompliziertes  Werk,  das  mitunter  Jahrzehnte  zu  seiner  Auf- 
stellung erfordert  hat.  Je  nach  dem  die  Erträge  oder  die  Werte 
der  Grundstücke  als  Grundlage  der  Besteuerung  benutzt  werden, 
unterscheidet  man  Ertragskataster  und  Wertkataster,  und 
der  Umstand,  dass  den  Katastern  teils  die  Parzelle,  teils  das  ganze 
Gut,  d.  h.  die  zu  einem  Wirtschaftsbetriebe  zusammengefasste 
Bodenfläche,  zugrunde  liegt,  begründet  die  weitere  Unterscheidung 
in  Parzellar-  und  Gutskataster. 

Was  die  Katastrierung  der  Waldungen  betrifft,  so  weicht 
diese  in  manchen  Punkten  von  derjenigen  der  landwirtschaftlich 
benutzten  Grundstücke  ab,  so  z.  B.  darin,  dass  Wertkataster  für 
Waldungen  nicht  vorkommen.  Die  Besteuerung  des  Waldes  hat 
stets  den  Ertrag  zur  Grundlage,  und  zwar  in  der  Regel  den  Ertrag, 
der  der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  bei  der  herrschenden  Holz- 
und  Betriebsart  sowie  bei  der  üblichen  Umtriebszeit  entspricht.  Nur 
das  Hessische  Grundsteuergesetz  vom  13.  April  1^4  macht  — 
wenigstens  nach  der  Instruktion  vom  23.  September  1846  —  hier- 
von eine  Ausnahme,  inderti  es  die  Zugrundelegung  nicht  der  ge- 
rade zufällig  vorherrschenden,  sondern  der  „dem  Boden  am  fügUch- 
sten  zusagenden"  Holzart  vorschreibt.  Abgesehen  hiervon  werden 
also  die  wirklichen  Bewirtschaftungsverhäitnisse  den  Waldkatastem 
zugrunde  gelegt,  so  dass  es  sehr  wohl  vorkommen  kann,  dass  der 
ertragsfähigere,  aber  zufällig  mit  einer  niedrige  Gelderträge  abwer- 
fenden Holzart  bestockte  Waldboden  in  eine  niedrigere  Ertragsklasse 
eingereiht  wird  als  der  schlechtere,  aber  mit  der  am  besten  ren- 
tierenden Holzart  bestandene  Boden.  So  lange  die  Bestockungs- 
verhältnisse  sich  nicht  ändern,  kann  gegen  dieses  Verfahren  nichts 
eingewendet  werden;  sobald  aber  ein  Holzartenwechsel  ohne  gleich- 
zeitige Revision  des  Katasters  stattfindet,  macht  sich  eine  Unge- 
rechtigkeit geltend.    Der  Ansicht  von  Endres'),   dass  die  Kata- 
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strierung  nach  der  herrschenden  Holzart  etc.  der  Natur  des  Ertrags- 
steuersystems an  sich  zuwiderlaufe,  können  wir  uns  nicht  anschiiessen, 
denn  der  Grundgedanke  der  Grundsteuer  zielt  auf  die  Besteue- 
rung des  wirklichen  Ertrags  ab,  nicht  auf  die  Besteuerung  der 
Ertragsfahigkeit  des  Bodens  unter  Verhältnissen,  die  der  Wirklich- 
keit —  was  Holz-  und  Betriebsart,  Wirtschaftsmethode  und  Um- 
triebszeit  betrifft  —  nicht  entsprechen.  Dass  die  Grundsteuergesetze 
vielfach  aus  steuertechnischen  Gründen  von  dieser  Grundidee 
abgewichen  sind,  ändert  daran  nichts.  Den  sonstigen  Grundsätzen 
der  Grundsteuergesetze  läuft  jenes  Verfahren  allerdings  zuwider; 
wenn  Endres  unter  der  „Natur  des  Ertragssteuersystems"  diese 
in  der  Steuergesetzgebung  gOltigen  Grundsätze  gemeint  haben 
sollte,  dann  kann  ihm  beigepflichtet  werden. 

Wenn  nun  die  meisten  Grundsteuergesetze  bei  der  Besteuerung 
der  Waldungen  nach  einer  Seite  hin  der  Grundidee  der  Ertrags- 
steuer Rechnung  getragen  haben,  so  sind  sie  sich  doch  anderer- 
seits in  dieser  Beziehung  nicht  konsequent  geblieben.  Indem  sie 
nämlich  für  die  Aufstellung  des  Katasters  zwar  die  herrschende 
Holz-  und  Betriebsart  und  die  übliche  Umtriebszeit  als  massgebend 
erklärten,  im  übrigen  aber  den  tatsächlichen  Waldzustand,  wie  er 
sich  im  Bestockungsgrad,  im  Vorhandensein  oder  Fehlen  von  Blossen, 
im  Alter  etc.  ausdrückt,  unberücksichtigt  Hessen,  sind  sie  auf  halbem 
Wege  stehen  geblieben.  Sie  huldigen  damit  teils  der  Besteuerung  des 
wirklichen  Ertrags,  in  der  Hauptsache  aber  doch  der  Besteuerung 
der  Ertragsfähigkeit.  Nicht  der  zur  Zeit  der  Katastrierung  wirklich 
vorhandene  Holzbestand  und  der  wirkhche  Ertrag  des  Waldes 
wird  zugrunde  gelegt ,  sondern  ein  mittlerer ,  durchschnittlicher 
Holzbestand  wird  unterstellt,  und  daraus  der  normale  jährliche 
Holzertrag  ermittelt.  Im  allgemeinen  werden  jedoch  die  festgelegten 
Erträge  des  Waldkatasters  weniger  von  den  wechselnden  wirk- 
hohen  Jahres-Reinerträgen  abweichen  als  die  Erträge  des  Katasters 
für  die  landwirtschaftlich  benutzten  Grundstücke  von  den  wirk- 
lichen, landwirtschaftlichen  Reinerträgen,  denn  der  Wald  ist  in 
viel  höherem  Grade  Naturprodukt  als  die  landwirtschaftliche  Kres- 
zenz, bei  der  die  Arbeit  des  Wirtschafters  und  seiner  Hilfsorgane 
eine  grössere  Rolle  spielt  als  bei  der  Forstwirtschaft.  Auch  sind 
die  Jahreserträge  der  Landwirtschaft  von  den  Jahres-Witterungs- 
verhältnissen  in  viel  stärkerem  Masse  beeinflusst  als  die  forst- 
lichen Zuwachse  bezw.  Erträge,  Immerhin  ändern  sich  im  Laufe  der 
Zeit  auch  die  Waldverhältnisse  sehr  erhebhch,  insbesondere  die 
Absatzverhältnisse  und  damit  in  engem  Zusammenhange  stehend 
die  Holzpreise,  von  denen  wieder  die  Gelderträge  abhängig  sind. 
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Es  kann  daher  nicht  wundernehmen ,  dass  auch  sämtliche  Wald- 
kataster mit  der  Zeit  vollständig  veraltet  sind  und  die  grössten 
Ungerechtigkeiten  enthalten.  Je  nach  dem  der  Wald  sich  heute 
gegentlber  der  Zeit  der  Katastrierung  in  besserer  oder  schlech- 
terer Verfassung  befindet,  wird  sein  Besitzer  zu  niedrig  oder 
zu  hoch  von  der  Grundsteuer  getroffen.  Je  mehr  es  ihm  gelingt, 
den  wirklichen  Ertrag  seines  Waldes  über  den  der  Besteuerung  zu- 
grunde liegenden  Katasterertrag  zu  steigern,  desto  weniger  Grund- 
steuer bezahlt  er  verhältnismässig  und  umgekehrt.  Der  gute,  rationelle  ] 
Wirtschafter  wird  in  niedriger  Besteuerung  belohnt ,  der  schlechte  | 
dagegen,  der  seinen  Wald  unpfleglich  behandelt  und  herunterge-  1 
wirtschaftet  hat,  und  infolgedessen  weniger  erzielt  als  bei  der 
Steuerveranlagung  angenommen  wurde,  wird  durch  zu  hohe  Steuer  I 
bestraft.  Zweifellos  spornt  die  Grundsteuer  mit  ihrer  stabilen  Ver- 
anlagungsgrundlage deshalb  den  Besitzer  zur  Einführung  von  Ver- 
besserungen und  Oberhaupt  zu  rationeller  Wirtschaft  an,  und  es  ist 
nicht  zu  leugnen,  dass  sie  in  gewissem  Sinne  einen  erzieherischen 
Charakter  besitzt. 

Dieser  volkswirtschaftliche  und  zum  Teil  auch  privatwirtschaft- 
liche Vorteil  der  Grundsteuer  vermag  jedoch  den  grossen  Nach- 
teilen, die  mit  ihr  verknüpft  sind,  nicht  im  entferntesten  die  Wage 
zu  halten. 

Der  in  vorderster  Linie  stehende  Nachteil  der  Grundsteuer  ' 
ist  der,  dass  sie  selbst  bei  sorgfältigster  und  peinlichst  genauer 
Aufstellung  des  Katasters  auf  die  Dauer  keine  gerechte  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  bewirkt.  Zunächst  ist  eine  gleichmassige 
Grundsteuerveranlagung  schon  durch  die  lange  Dauer  der  mitunter 
Jahrzehnte  in  Anspruch  nehmenden  Katastrierungsarbeiten  unmög- 
lich gemacht.  Die  zuletzt  katastrierten  Gemarkungen  und  Grundstücke 
werden  meist  nach  anderen  Grundsätzen  behandelt  als  die  zuerst 
aufgenommenen,  Es  hängt  dies  damit  zusammen,  dass  die  Personen, 
weiche  die  Einschätzung  der  Ertragsfähigkeit  vornehmen,  vielfach 
gewechselt  haben.  Von  dem  subjektiven  Ermessen  der  Einschätzungs- 
kommissionen wird  aber  das  Ergebnis  der  Schätzung  unwillkürlich 
beeinflusst.  Auch  haben  sich  in  der  Zwischenzeit  die  Verhältnisse 
oft  geändert,  wodurch  natürlich  Ungleichheiten  in  der  Katastrierung 
unvermeidlich  sind.  Dem  Umstände,  dass  nicht  Oberall  die  gleichen 
Schätzer  die  Katasterarbeiten  vornehmen,  ist  es  femer,  ganz  abge- 
sehen von  der  Zeit  der  Ausführung,  zuzuschreiben,  dass  trotz 
vermeintlich  genauester  Ausführungsvorschriften  Verschiedenheiten 
in  der  Einschätzung  nicht  nur  nach  Steuer-  oder  Schätzungsbezirken, 
sondern  selbst  in  demselben  Bezirke,  ja  sogar  in  der  gleichen  Ge- 
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markung  nicht  zu  vermeiden  sind.  Die  Auffassungen  der  Schätzer 
aber  die  Ertragsfähigkeit  der  einzelnen  Grundstücke  sind  eben  zu 
verschieden  (tot  capita,  tot  sensus!),  als  dass  eine  gleichmassige 
und  durchaus  gerechte  Grundsteuer -Veranlagung  und  -Belastung, 
selbst  in  einem  kleinen  Lande,  geschweige  in  einem  grossen  Staate, 
zustande  kommen  kann.  Auch  sind  die  für  die  Steuerveranlagung 
erlassenen  Ausführungs-Bestimmungen  nicht  immer  so  klar  in  der 
Fassung,  dass  verschiedene  Arten  der  Auslegung  ausgeschlossen 
wären.  Nicht  nur  unabsichtliche  Irrtümer  schleichen  sich  in  die 
Kataster  ein,  sondern  auch  von  Willkürlichkeiten  können  diese 
nicht  ganz  frei  gehalten  werden.  Die  Bildung  der  Ertragsklassen- 
Tarife  kann  meist  nur  mit  Hilfe  von  Sachverständigen  erfolgen, 
welche  dem  betr.  Schätzungsbezirk  angehören,  und  es  ist  nur  zu 
menschlich,  dass  diese,  weil  selbst  dabei  interessiert,  ihren  Bezirk 
durch  niedrige  Einschätzungen  möglichst  zu  begünstigen  suchen. 
Je  nach  der  mehr  oder  weniger  strengen  Auffassung  von  den  Amts- 
pflichten werden  die  Schätzungen  also  verschieden  ausfallen. 

Eine  Reihe  von  Gründen  bewirkt  sonach,  dass  selbst  unter  gleich- 
artigen Wirtschaftsverhältnissen  kleiner  Bezirke  Ungleichmässig- 
keiten  der  steuerlichen  Belastung  unvermeidlich  sind,  und  dass  in 
grossen  Staaten  bei  Vergleichung  verschiedener  Landesteile  mit 
sehr  von  einander  abweichenden  Kultur-  und  Wirtschaftsverhält- 
nissen die  grössten  Ungerechtigkeiten  hinsichtlich  der  Grundbe- 
steuerung in  die  Erscheinung  treten.  Ganze  Gegenden  wurden  zu 
hoch,  andere  wieder  zu  niedrig  veranlagt,  und  infolge  der  ungleich- 
massigen, wirtschafüichen  Entwickelung  der  einzelnen  Landesteile 
und  der  einzelnen  Güter  hat  diese  Ungleichmässigkeit  der  Steuer- 
last im  Laufe  der  Zeit  eine  solche  Verschärfung  erfahren,  dass  die 
Grundsteuer  immer  ungerechter  und  damit  ungeeigneter  für  unsere 
heutigen,  viel  stärker  als  früher  differenzierten  Wirtschaftsverhält- 
nisse  wurde. 

Einer  der  schwerstwiegenden  Nachteile  der  Grundsteuer 
besteht  aber  darin,  dass  sie  sich  nicht  an  den  wirklichen  Reinertrag, 
sondern  an  einen  vermutlichen  Ertrag,  und  zwar  meist  noch  an 
einen  solchen  Ertrag  hält,  der  dem  Rohertrage  mehr  oder  weniger 
nahesteht,  von  dem  also  nicht  sämtliche  Betriebskosten  in  Abzug 
gebracht  sind.  Ferner  ist  an  ihr  auszusetzen,  dass  sie  den  Abzug 
der  Schuldzinsen  entweder  gar  nicht  oder  in  durchaus  ungenügen- 
dem Masse  gestattet.  Der  verschuldete  Waldbesitzer  muss,  sonst 
gleiche  Besitz  Verhältnisse  vorausgesetzt,  von  seinem  Walde  die 
gleiche  Steuersumme  entrichten  wie  der  schuldenfreie,  obwohl  er 
doch  zweifellos    wirtschaftlich   schwächer    und  steuerlich  weniger 
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leistungsfähig  ist.  Ein  Teil  des  Waldwertes  und  des  Ertrags  ist 
eben  nur  scheinbar  sein  eigen,  in  Wirklichkeit  gehört  der  Wald 
im  Betrage  der  Schuld,  und  der  Waldertrag  im  Betrage  der  Schuld- 
zinsen dem  Gläubiger  des  Besitzers,  Insoweit  von  dem  Ertrage 
Schuldzinsen  gedeckt  werden,  hat  der  Waldbesitzer  keinen  Genuss 
davon,  und  infolgedessen  kann  es  auch  nicht  als  gerecht  ange- 
sehen werden,  wenn  dieser  Teil  des  Ertrags  beim  Waldbesitzer 
versteuert  wird.  Diese  Härte  und  Ungerechtigkeit  liegt  jedoch  in 
der  Natur  der  Ertragssteuer,  die  lediglich  das  Objekt,  also  hier 
den  Grundbesitz,  im  Auge  hat,  nicht  aber  die  finanziellen  und 
persönlichen  Verhältnisse  des  Steuerpflichtigen.  Ohne  die  Grund- 
steuer ihres  Charakters  als  reiner  Ertrags-  oder  Objektsteuer  zu 
entkleiden,  lasst  sich  diese  Ungerechtigkeit  nicht  beseitigen,  und  so 
ist  es  denn  zum  grossen  Teile  diesem  Umstände  zuzuschreiben, 
dass  dem  Ertrags-  und  speziell  dem  Grundsteuersysteme  mit  der 
Zeit  immer  mehr  Gegner  erstanden  sind,  und  dass  die  Grundsteuer 
wie  auch  die  übrigen  Ertrags-  oder  Objektsteuern  mehr  und  mehr 
von  den  Personalsteuern,  in  erster  Linie  von  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer und  dann  von  der  Vermögenssteuer,  verdrängt 
worden  sind. 

Weiter  wird  an  der  Grundsteuer  getadelt,  dass  die  den  Ertrags-  . 
steuern  im  allgemeinen  anhaftende  Stabilität  und  Starrheit  bei  der 
Grundsteuer  in  besonderem  Masse  in  die  Erscheinung  tritt.  Und  in 
der  Tat  ist  die  Grundsteuer  die  am  wenigsten  bewegliche  Ertrags- 
steuer. Der  Kataster,  die  Grundlage  der  Boden  ertragssteuer,  kann 
nicht  innerhalb  kurzer  Zeiträume  oder  gar  alljährlich  einer  mit 
viel  Zeit  und  Arbeit  und  infolgedessen  grossen  Kosten  verbun- 
denen Revision  oder  Neuaufstellung  unterzogen  werden.  Er  ist 
und  muss  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  stabil  sein,  d.  h.  trotz 
mannigfaltiger  Veränderungen  in  den  Ertrags-  und  Wirtschaftsver- 
hältnissen der  einzelnen  Grundstücke  bleiben  die  im  Kataster 
niedergelegten  Erträge  bezw.  Steueranschlage  oder  Steuerkapitalien 
so  lange  in  Kraft,  bis  der  Staat,  einsehend,  dass  eine  Revision  des 
Katasters  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  nicht  mehr  länger  zu 
umgehen  ist,  sich  schweren  Herzens  dazu  entschliesst,  dieselben 
auf  gesetzlichem  Wege  abzuändern.  Wollte  man  den  allge- 
meinen Veränderungen  der  Ertragsverhaltnisse  und  dem  wechseln- 
den Steuerbedarfe  des  Staates  Rechnung  tragend,  die  Steuersätze 
allgemein  prozentual  erhöhen,  um  die  grossen  Kosten  der  Neu- 
aufstellung  bezw.  Revision  des  Katasters  zu  sparen,  so  würden  die 
Ungleichmässigkeiten  und  Härten ,  die  sich  seit  der  letzten  Auf- 
stellung des  Katasters  herausgebildet  haben,  mit  der  zunehmenden 

züt.Google 


Höhe  des  Steuersatzes  noch  wachsen  und  auf  ein  ungebührliches 
Mass  gesteigert  werden.  Es  bleibt  daher  dem  Staate  nichts  anderes 
übrig,  als  entweder  die  Revision  des  Katasters  anzuordnen  oder 
zu  einem  anderen  Steuersysteme  überzugehen,  das  möglichst  frei 
von  den  Mängeln  des  Ertragssteuersystems  ist  und  sich  gleichzeitig 
dem  wachsenden  Finanzbedarfe  des  Staates  besser  anzupassen  ver- 
mag als  die  starren  Objektsteuern. 

Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  sind  die  Holzpreise  und  infolge- 
dessen —  trotz  gleichzeitig  und  sogar  prozentual  noch  in  stärkerem 
Grade  gestiegener  Arbeitslöhne  und  Produktionskosten  —  auch 
die  Reinerträge  fast  sämtlicher  deutschen  Waldungen  aus  verschie- 
denen Gründen  bedeutend,  und,  abgesehen  von  kurzen  Unter- 
brechungen, auch  ständig  in  die  Höhe  gegangen.  Die  Folge  davon 
ist,  dass  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  die  Grundsteuerkataster 
nicht  den  veränderten  Verhältnissen  entsprechend  abgeändert 
worden  sind  —  und  das  ist  fast  nirgends  geschehen  — ,  die  Steuer- 
anschläge mit  den  wirklichen  gegenwärtigen  Erträgen  der  Wal- 
dungen zumeist  nicht  mehr  im  Einklänge  stehen,  weil  sie  Erträge 
längst  vergangener  Zeiträume  zur  Grundlage  haben.  In  der  Regel 
sind  sie  zu  niedrig,  und  selbst  wenn  sie  nach  jahrzehntelangem 
Bestehen  geändert  wurden,  so  hinken  sie  der  Wirklichkeit  doch 
stets  nach,  weil  sie  sich  auf  der  Gegenwart  nicht  mehr  entsprechen- 
den Grundlagen  aufbauen.  Da  jedoch  die  Veränderungen  der  Wirt- 
schaftsverhältnisse nicht  überall  in  der  gleichen  Richtung  und  in  dem 
gleichen  Mase  stattfinden  —  manche  Ertrags -Änderungen  treflfen 
alle  Grundstücke,  andere  nur  einzelne  — ,  so  ist  es  einleuchtend,  dass 
die  Verteilung  der  Grundsteuer  mit  der  Zeit  eine  sehr  ungerechte 
werden  musste,  dass  die  Waldbesitzer  heute  zum  grössten  Teile 
nicht  ihrer  wirklichen  Leistungsfähigkeit  und  Steuerkraft  entsprechend 
zur  Grundsteuer  herangezogen  werden.  Ebenso  wie  mit  den  Ver- 
hältnissen, auf  die  der  Waldbesitzer  zum  grossen  Teile  keinen 
Einfluss  besitzt,  steht  es  auch  mit  den  absichtlichen  Änderungen 
der  Wirtschaft.  Betriebs-Umwandlungen,  d.  h.  Änderungen  in  bezug 
auf  die  Holzart,  Betriebsart  und  Umtriebszeit,  welche  nach  der 
Aufstellung  des  Katasters  erfolgen,  bleiben  bei  der  Steuerveran- 
lagung bis  zur  gesetzlich  angeordneten  Revision  oder  Neuaufstel- 
lung des  Katasters  gänzlich  unberücksichtigt.  Dass  solche  Betriebs- 
umwandlungen im  19.  Jahrhundert  seit  dem  Bestehen  der  Grund- 
steuer-Kataster in  hohem  Masse  überall  eingetreten  sind  und  auch 
in  der  Gegenwart  noch  fortwährend  eintreten,  kann  nicht  bestritten 
werden,  angesichts  der  gänzlichen  Veränderung  des  Charakters 
grosser   Waldgebiete    im   deutschen   Reiche   seit    dem    Ende  des 
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i8.  Jahrhunderts.  Schlecht  bestockte,  zuwachsarme  Laubholzbe- 
stände, teils  Hochwald,  zum  grossen  Teile  aber  auch  Mittel-  und 
Niederwald ,  sind  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  in  besser  ren- 
tierende Nadelholz-  oder  aus  Laub-  und  Nadelholz  gemischte  Wal- 
dungen umgewandelt  worden,  und  dieser  Prozess  hat  sein  Ende 
noch  lange  nicht  erreicht.  Die  meisten  dieser  Betriebsanderungen 
sind  jedoch  an  den  Grundsteuerkatastern  spurlos  vorübergegangen. 
Dort  findet  man  vielfach  heute  noch  z.  B.  Weichholz-Niederwald 
oder  Laubholz-Mittelwald  als  Betriebsart  eingetragen,  obwohl  ein 
bereits  60  jähriger  Kiefern-  oder  Fichtenbestand  die  Fläche  bestockt. 
Auch  kann  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  an  und  für  sich  eine 
Änderung  innerhalb  der  langen  Zeit  seit  der  Aufstellung  des  Kata- 
sters erfahren  haben,  eine  Steigerung  z,  B.  durch  Meliorationen 
oder  durch  die  Ablösung  von  Berechtigungen,  ein  Sinken  dagegen 
durch  Naturereignisse,  durch  die  Fortdauer  von  schädlichen  Servi- 
tuten, insbesondere  von  Streu-  und  Weiderechten,  sowie  durch 
unpflegliche  Bodenwirtschaft  seitens  des  Besitzers.  Jedoch  alle 
diese  Veränderungen,  die  tatsächlich  im  19.  Jahrhundert  in  grossem 
Massstabe  eingetreten  sind,  haben  das  Grimdsteuerkataster  in  der 
Regel  nicht  beeinflusst,  denn  gesetzlich  angeordnete  Neuaufstel- 
lungen der  Kataster  sind  in  Deutschland  selten  gewesen.  Die  Par- 
zellarkatastrierung  ist  viel  zu  kostspielig,  um  in  kurzen  Zeiträumen 
wiederholt  werden  zu  können,  und  die  sog.  Evidenzhaltung  des 
Katasters  beschränkt  sich  daher  meist  auf  die  Veränderungen  in 
der  Person  des  Eigentümers  und  in'  den  Grösseverhäitnissen  der 
einzelnen  Parzellen,  während  jede  Erhöhung  oder  Minderung  des 
Ertrags  auch  eine  Erhöhung  oder  Minderung  der  Grundsteuer, 
d.  h.  eine  entsprechende  Abänderung  des  Katasters,  nach  sich 
ziehen  müsste,  wenn  anders  die  Besitzer  von  Grund  und  Boden 
im  gerechten  Verhältnisse  zu  den  übrigen  Ertragssteuerpflichtigen 
besteuert  werden  sollen.  Die  Tatsache  der  Nichtberücksichtigung 
der  Änderungen  in  den  Ertragsverhältnissen  kann  aber  dem  Wald- 
besitzer sowohl  zum  Nutzen  wie  zum  Schaden  gereicht  haben 
oder  noch  gereichen;  im  allgemeinen  darf  angenommen  werden, 
dass  der  Staat  den  Nachteil  von  dieser  Starrheit  des  Grundsteuer- 
systems gehabt  hat,  denn  die  Waldzustände  haben  sich  im  grossen 
ganzen  nicht  verschlechtert,  sondern  gebessert. 

Alle  diese  Mängel  der  Grundsteuer  machen  es  rein  unmöglich, 
diese  Steuer  in  ein  richtiges  Verhältnis  zu  den  anderen  weniger 
starren  Ertragssteuern  zu  setzen.  Berücksichtigt  man  aber  schliesslich 
noch  die  grossen  Mängel  einzelner  Veranlagungsmethoden,  so  z.  B. 
die  Katastrierung  nach  dem  Rohertrage,  die  Zugrundelegung  eines 

,    zedOyGOOgle 


und  desselben  Wirtschaftssystems  für  ein  ganzes  Land  (Dreifelder- 
wirtschaft z.  B.  für  Bayern),  die  Wahl  der  Ertragsklassen  etc.,  so 
kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  heute  in  Form  der 
Grundsteuer  vielfach  noch  Übliche  Besteuerung  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  den  Anforderungen,  welche  an  eine  gerechte  Steuer- 
verteilung zu  stellen  sind,  in  keiner  Weise  gerecht  wird  und  des- 
halb dringend  verbesserungsbedürftig  erscheint.  Die  2.  Zt.  noch 
in  Geltung  stehenden  Grundsteuerkataster  sind  durchweg  veraltet 
und  von  Ungerechtigkeiten  nichts  weniger  als  frei.  Zu  einer  voll- 
ständigen Neuaufstellung  des  Grundsteuerkatasters  wird  heute  kein 
grösserer  Staat  sich  mehr  entschliessen,  denn  erstens  stehen  die 
Kosten  einer  solchen  in  keinem  richtigen  Verhältnis  zu  dem  Zwecke, 
und  zweitens  würde  das  neue  Kataster  gleichfalls  schon  sehr  bald 
veraltet  sein.  Wenn  auch  bei  einer  Neuaufstellung  des  Katasters 
die  Roherträge,  die  Preise,  die  Betriebskosten  und  damit  die  Rein- 
erträge so  genau  wie  möglich  der  Jetztzeit  entsprechend  ermittelt 
würden,  so  müsste  trotzdem  bei  Festhaltung  an  den  herrschend 
gewordenen  Prinzipien  der  Grundsteuergesetze  die  Feststellung  der 
Ertragsfähigkeit  desGrund  und  Bodens  und  nicht  des  wirklichen,  von 
dieser  idealen  (fingierten)  Grösse  abweichenden  Ertrags  das  Ziel  der 
zeitraubenden,  kostspieligen  Arbeit  bilden,  und  die  Folge  davon  wäre, 
dass  schon  in  kurzer  Zeit  das  Kataster  wiederum  der  Wirklichkeit 
nicht  mehr  entsprechen  würde.  Will  man  die  Grundsteuer  refor- 
mieren, so  kann  dies  also  nicht  auf  dem  Wege  der  Revision  oder 
Neuaufsteilung  der  Kataster  geschehen;  es  müsste  vielmehr  der 
Grundsatz  der  Besteuerung  der  ideellen  Ertragsf ä  h  i  g  k  e  i  t  des 
Grund  und  Bodens  aufgegeben ,  und  die  ursprüngliche  Grundidee 
der  Grundsteuer,  die  Besteuerung  des  wirklichen,  jährlichen  Ertrages, 
zur  Durchführung  gebracht  werden.  Dem  würde  am  besten  und 
einfachsten  durch  Ersetzung  des  Katasters  durch  Selbsteinschätzungen 
der  Grundbesitzer  entsprochen  werden.  Auf  diese  Weise  würde 
statt  des  mutmasslichen,  auf  früheren  Verhältnissen  und  Wirtschafts- 
ergebnissen basierenden  Durchschnittsertrags  der  wirkliche,  wirt- 
schaftliche Reinertrag  steuerlich  erfasst  werden,  und  ohne  grosse 
Schwierigkeiten  wäre  dieser  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten.  Allein 
dieser  schon  vielfach  gemachte  Vorschlag  würde,  wenn  dem  Grund- 
satze der  Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
auch  noch  weiter  durch  Berücksichtigung  der  persönlichen  Verhält 
nisse  des  Besitzers,  insbesondere  der  Verschuldung  (Abzug  der 
Schuldzinsen),  Rechnung  getragen  würde,  die  vollständige  Umge- 
staltung der  Grundertragssteuer  zu  einer  speziellen,  b  öden  wirtschaft- 
lichen Einkommensteuer  bedeuten.    Eine  solche  besitzt  jedoch  der 


allgemeinen  Einkommensteuer  gegenüber  keine  Vorzüge,  und  man 
wird  daher  bei  einer  Grundsteuer-Reform  in  der  gedachten  Rich- 
tung gleich  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und,  vom  Ertrags- 
steuersysteme sich  ganz  abwendend,  die  allgemeine  Einkommen- 
besteuerung einführen.  Sollte  aber  der  Reinertrag  der  Bodengewerbe 
als  fundiertes  Einkommen  ausser  von  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer auch  noch  von  einer  Erganzungssteuer  getroffen  werden, 
so  würde  man  die  Grundsteuer  besser  in  eine  Vermögenssteuer 
umwandeln.  Die  staatliche  Grundsteuer  dürfte  soniit  allmählich 
von  der  Bildfläche  des  Steuerwesens  verschwinden;  sie  wird 
voraussichtlich  in  nicht  femer  Zeit  in  den  modernen  Staaten 
der  Geschichte  angehören.  Die  Tatsache,  dass  die  Grund- 
steuer trotz  ihrer  grossen  Mängel  bisher  als  Ergänzungssteuer  in 
den  Staaten,  welche  durch  die  Einführung  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer von  der  Ertragsbesteurung  zur  Einkommensteuer 
übergegangen  sind,  noch  beibehalten  wurde,  erklärt  sich  zunächst 
daraus ,  dass  man  im  allgemeinen  an  Steuerarten .  welche  seit 
Jahrzehnten  bestehen,  und  an  die  sich  die  Steuerzahler  gewöhnt 
haben,  nicht  gerne  rüttelt,  ferner  aber  auch  aus  dem  Umstände, 
dass  die  Grundsteuerkataster  nicht  nur  die  Grundlage  für  die 
staatliche  Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  bilden,  sondern 
auch  noch  als  Unterlagen  für  den  Immobiliarkredit  d.  h.  für  das 
gesamte  Hypothekenwesen ,  für  die  Grundbücher,  für  die  Wert- 
bemessung des  Bodens,  für  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Un- 
fallberufsgenossenschaften und  ganz  besonders  für  die  Gemeinde- 
steuern oder -Umlagen  sowie  auch  noch  für  die  Verteilung  sonstiger 
kommunalen  und  staatlichen  Lasten  Wert  besitzen.  Für  die  Kom- 
munalsteuerung, besonders  der  Landgemeinden,  besitzt  die  Grund- 
steuer eine  grössere  Berechtigung  als  für  die  Staatsbesteuerung, 
und  hier  wird  sie  auch  altem  Anscheine  nach  noch  auf  lange  Zeit 
eine  Rolle  spielen;  mit  aus  diesem  Grunde  werden  denn  auch 
selbst  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  die  staatliche  Grundsteuer 
der  Vermögenssteuer  Platz  gemacht  hat,  die  Grundsteuer-Kataster 
vom  Staate  aus  zunächst  noch  fortgeführt.  Allein  auch  die  kom- 
munale Grundsteuer  bedarf  dringend  einer  Reform;  die  Gemeinden 
können  auf  die  Dauer  ebensowenig  wie  die  Staaten  an  den  ver- 
alteten Katastern  festhalten,  und  so  wird  denn  mit  der  Zeit  auch 
auf  dem  Gebiete  des  Kommunalsteuerwesens  die  Grundsteuer  ihres 
Charakters  als  reiner  Objektsteuer  entkleidet  werden  und  mehr 
die  Gestalt  einer  Subjektsteuer,  sei  es  in  Form  einer  speziellen 
Einkommensteuer  oder  als  Glied  einer  Vermögenssteuer,  annehmen. 
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II.  Kapitel. 

Der  steuerpflichtige  Ertrag  der  Waldwirtschaft  und 
die  forstliche  Grundsteuer. 

I.  Im  allgemeinen. 

Die  Grundsteuer  soll  den  Ertrag  des  Grund  und  Bodens  als 
;  Steuerquelle  treffen,  und  zwar  .nicht  den  Rohertrag,  der  zum  Teil 
j  als  Rückersatz  von  baren  Aufwendungen  etc.  zu  betrachten  ist, 
sondern  den  Reinertrag,  d.  h.  die  Summe  von  wirtschaftlichen 
Gütern,  die  der  Boden  bezw.  die  Bodenwirtschaft  in  einem  be- 
stimmten Zeiträume  —  i  Jahre  —  neu  erzeugt,  bezw.  deren  Wert. 

Zunächst  drängt  sich  uns  daher  die  Frage  auf,  was  unter  dem 
Reinertrag  des  Grund  und  Bodens  und  insbesondere  des  forstwirt- 
schaftlich benutzten  Bodens  zu  verstehen  ist?  An  und  für  sich 
liefert  der  Boden  in  kultivierten  Ländern  keine  Erträge,  erst  die 
Arbeitskraft  des  Menschen  und  seiner  Hilfsmittel  {Tiere,  Maschinen, 
Gerate  etc.)  muss  hinzukommen,  um  dem  Grund  und  Boden  wirk- 
liche Reinerträge  abzugewinnen.  Das,  was  man  gemeinhin  als  Er- 
trag des  Bodens  bezeichnet,  enthält  also  nicht  nur  den  durch  die 
Naturkräfte  hervorgebrachten  Ertrag  des  Bodens,  sondern  auch  den 
Ertrag  der  auf  den  Boden  verwendeten,  menschlichen  Arbeit,  sowie 
den  Ertrag  aller  zur  Ausbeutung  des  Bodens  dienenden  und  in  ver- 
schiedener Form  auftretenden  Kapitalien  bezw.  Kapitaiwerte.  Wollte 
man  nun,  sich  streng  an  das  Wort  und  den  Begriff  „Grundsteuer" 
haltend,  nur  den  Ertrag  des  nackten  Grund  und  Bodens  besteuern, 
so  müssten  alle  Bestandteile  des  Ertrags  der  Bodenwirtschaft,  welche 
der  Arbeit,  auch  derjenigen  des  Grundeigentümers,  und  dem  Kapi- 
tale entstammen,  ausgesondert  werden.  Lediglich  der  Rest  würde 
als  der  Reinertrag  des  Grund  und  Bodens  zu  besteuern  sein. 

Die  obige  Frage  kann  nun  auch  so  gestellt  werden:  Soll 
nur  der  Reinertrag  des  nackten  Bodens,  oder  sollen  auch  noch 
r  andere  Bestandteile  des  Ertrages  der  Bodenwirtschaft  von  der  Grund- 
steuer getroffen. werden?  Die  Bezeichnung  der  Steuer  als  „Grund- 
steuer" darf  allein  nicht  dazu  verleiten,  lediglich  den  Reinertrag 
des  Grund  und  Bodens  —  nennen  wir  ihn  der  Kürze  halber  die 
Grundrente  —  zur  Steuer  heranzuziehen;  das  würde  ein  Kleben 
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Steuerung  können  allein  hier  massgebend  sein.  Der  Zweck  der 
„Grundsteuer"  kann  aber  ein  verschiedener  sein,  und  er  ist  tat- 
sächlich verschieden  je  nach  dem  herrschenden  Steuersysteme. 
Zunächst  kann  es  "keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  alle  Ausgaben 
zur  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Ertrags,  d.  h,  alle 
Wirtschafts-  oder  Betriebskosten,  vom  Rohertrage  abzuziehen  sind, 
denn  sie  sind  für  den  Grundeigentümer,  der  doch  schliesslich  von 
der  Grundsteuer  getroffen  werden  soll,  kein  Reinertrag.  Alles,  was 
fremden  Personen  aus  dem  Rohertrage  der  Wirtschaft  zufliesst, 
muss  in  Abzug  gebracht  werden.  Auf  diese  Weise  erhält  man  den 
Reinertrag  oder  die  Rente  des  ganzen  Betriebs  (bei  der  Forstwirt- 
schaft als  „Waldreinertrag"  odernWaldrente"  bezeichnet!),  die  ausser 
der  Grundrente  noch  den  Erwerbsverdienst  des  Besitzers  und  die  Rente 
der  im  Betriebe  steckenden  Kapitalien  enthält.  Dieser  Reinertrag 
wtlrde  zu  besteuern  sein,  wenn  die  Grundsteuer  als  einzige  den 
Grundbesitzer  als  solchen  treffende  direkte  Steuer  bestände,  oder 
wenn  neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  noch  die  Grund- 
steuer den  Besitzer  zu  dem  Zwecke  einer  Höherbesteuerung  des 
Einkommens  aus  Grundbesitz  träfe.  Ersteres  war  und  ist  heute 
noch  der  Fall  in  Staaten  mit  ausgesprochenem,  reinem  Ertrags- 
steuersysteme. Hier  würde  es  durchaus  unbillig  und  ungerecht 
sein,  wenn  man  lediglich  den  Reinertrag  des  Bodens  zur  Grund- 
steuer heranziehen  wollte.  Der  Besitzer,  welcher  viel  Kapital 
in  seinen  Betrieb  gesteckt  hat  und  infolgedessen  einen  grossen 
Betriebs-Reinertrag  erzielt,  würde  gegenüber  dem  Besitzer  mit  ge- 
ringem Anlage-  und  Betriebskapital  steuerhch  zu  schwach  getroffen 
werden.  Ein  Beispiel  möge  die  Sache  erläutern !  Angenommen,  der 
Eigentümer  eines  schuldenfreien,  landwirtschaftlich  benutzten  Gutes 
einerseits  und  der  Eigentümer  eines  gleichfalls  schuldenfreien,  im 
Nachhaltbetriebe  bewirtschafteten  Waldgutes  andererseits  besässen 
ausser  ihren  Gütern  kein  weiteres  Vermögen,  und  die  beiden  Güter 
ständen  sich  im  Werte  sowohl  wie  in  der  Rente  ganz  gleich;  beide 
Besitzer  seien  demnach  gleich  wohlhabend  und  steuerlich  wie  wirt- 
schaftlich gleich  leistungsfähig.  Wollte  man  nun  dem  Wortlaute 
der  Grundsteuer  entsprechend  lediglich  die  Grundrente  oder  auch 
die  Bodenrente  der  beiden  Güter  zur  Grundsteuer  heranziehen,  so 
würde  der  Waldbesitzer,  da  die  Rente  seines  Holzvorratskapitals 
von  der  Grundsteuer  nicht  getroffen  werden  würde,  viel  weniger 
»Grundsteuer"  zahlen  als  der  Besitzer  des  den  gleichen  Reinertrag  wie 
das  Waldgut  abwerfenden  Landgutes.  Das  wäre  aber  doch  für 
den  Fall,  dass  die  Grundsteuer  die  einzige  direkte,  staatliche  Steuer 
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für  die  beiden  Grundbesitzer  bildet,  im  höchsten  Masse  ungerecht. 
Unter  dieser  Voraussetzung  mtlsste  also,  um  beide  Grundbesitzer 
nach  ihrer  wirtschaftlichen  und  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  zu 
erfassen,  der  Reinertrag  des  gesamten  landwirtschaftlichen  bezw. 
forstwirtschaftlichen  Betriebes  besteuert  werden.  Allerdings  ist  der 
Name  „Grundsteuer"  in  diesem  Falle  nicht  sehr  bezeichnend,  ja  so- 
gar irreftlhrend.  In  Wirklichkeit  hat  man  es  mit  einer  Besteuerung 
der  Bodengewerbe,  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  also  mit  einer 
Gewerbesteuer,  zu  tun. 

Bringt  man  weiter  vom  Reinertrage  des  Betriebs  ausser  den 
eigentlichen  Wirtschaftskosten  noch  die  Zinsen  des  im  Betriebe 
steckenden  Kapitals  in  Abzug,  dann  ergibt  sich  als  Rest  die  so- 
genannte Bodenrente,  d.  h.  der  Reinertrag  des  land-  und  forst- 
wirtschaftlich benutzten  Grund  und  Bodens.  Diese  setzt  sich  zu- 
sammen aus  der  Rente  des  nackten  Bodens  —  der  Grundrente  — 
und  dem  Erwerbsverdienste  oder  Unternehmergewinn  des  Eigen- 
tümers. Die  erwirtschaftete  Bodenrente  wird  vielfach  als  der 
Reinertrag  des  nackten  Grund  und  Bodens  angesehen.  Das  ist 
richtig  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Gut  verpachtet  ist;  in  diesem 
Falle  verbleibt  für  den  Eigentümer  oder  Verpächter  nach  Abzug  der 
Zinsen  des  im  Gute  steckenden  Kapitals  die  reine  Rente  des  Bodens 
übrig.  Grundrente  im  obigen  Sinne  und  Bodenrente  decken  sich  dann. 
Anders  dagegen,  wenn  der  Eigentümer  sein  Gut  selbst  bewirtschaftet! 
In  diesem  Falle  steckt  in  der  „Bodenrente"  noch  der  Erwerbsverdienst 
oder  Unternehmergewinn  des  wirtschaftenden  Besitzers.  Diese  Bo- 
denrente zu  besteuern,  würde  dann  richtig  sein,  wenn  neben  der  Grund- 
steuer eine  Vermögenssteuer  eingeführt  wäre,  die  den  Zweck  hätte, 
alles  Vermögen  mit  Ausnahme  des  im  nackten  Grund  und  Boden 
steckenden  bezw,  das  Einkommen  aus  diesem  Vermögen  voraus- 
zubeiasten.  Die  Grundsteuer  und  die  bezeichnete  Vermögenssteuer 
würden  dann  zusammen  das  fundierte  Einkommen  steuerlich  erfassen. 
Allerdings  müsste  streng  genommen  aus  der  Bodenrente  noch  der  Er- 
werbsverdienst des  selbstwirtschaftenden  Besitzers  ausgeschieden 
werden,  mit  anderen  Worten  die  Grundsteuer  dürfte  zwecks  Höher- 
besteuerung des  fundierten  Einkommens  nur  die  eigentliche  Rente 
des  Grund  und  Bodens  —  die  Grundrente  —  treffen.  Die  Be- 
steuerung dieser  Grundrente  würde  schliesslich  auch  dann  am 
Platze  sein,  wenn  neben  der  Grundsteuer  noch  eine  Gerwerbe- 
oder Erwerbssteuer  bestünde,  die  die  Aufgabe  hätte,  auch  das  länd- 
und  forstwirtschaftliche  Gewerbe  mit  dem  Ertrage  des  Anlage-  und 
Betriebskapitals  —  ausgenommen  Grund  und  Boden  —  und  mit  dem 
Erwerbs  Verdienste  des  Besitzers  zur  Gewerbesteuer  heranzuziehen. 
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Die  Aussonderung  des  Erwerbsverdienstes  des  Eigentömers 
aus  der  erwirtschafteten  Bodenrente  ist  jedoch  nicht  leicht  zu  voll- 
ziehen; 'eine  zuverlässige  und  genaue  Scheidung  zwischen  der 
reinen  Rente  des  Grund  und  Bodens  und  dem  Erwerbsverdienste 
des  Besitzers  ist  nicht  möglich,  weil  die  Arbeit  des  letzteren  gerade 
im  Bodenerträge  zum  Ausdruck  gelangt,  weil  beide  zu  eng  mit- 
einander verbunden  sind.  Von  einer  solchen  Trennung  wird  daher 
aus  praktischen  Gründen  abgesehen  werden  müssen,  und  es  bleibt 
nichts  anderes  übrig,  als  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  eigentlich 
die  , Grundrente"  zu  besteuern  wäre,  statt  ihrer  die  Bodenrente 
steuerlich  zu  erfassen,  wenn  man  nicht  vorziehen  sollte,  an  der 
letzteren  schätzungsweise  einen  entsprechenden  Abzug  für  den  Er- 
werbsverdienst des  selbstwirtschaftenden  Besitzers  zu  machen. 

Dass  letzteres  ein  gangbarer  Weg  ist,  beweisen  die  Einkommen- 
steuergesetze von  England  und  von  Sachsen- Weimar -Eisenach. 
Durch  die  Trennung  des  Einkommens  aus  selbstbewirtschaftetem 
Grundbesitz  in  Schedula  A  und  B  wird  in  tCngland  das  Einkommen 
aus  dem  Grundbesitze  selbst  (Pachtzins)  von  dem  Einkommen  aus 
der  auf  die  Bewirtschaftung  der  Grundstücke  verwendeten  Arbeit 
gesondert.  Das  letztere  ist  der  Erwerbsverdienst  des  Wirtschafters, 
während  der  Pachtzins  die  Rente  des  nackten  Grund  und  Bodens 
(Grundrente)  und  den  Zins  des  in  dem  Gute  steckenden  Kapitals 
enthalt.  Nach  dem  Sachsen -Weimarischen  Einkommensteuerge- 
setze findet  in  ähnlicher  Weise  eine  Trennung  zwischen  „Grund- 
einkommen" (Grundrente)  und  „Feldgewerbeeinkommen"  (Arbeits- 
und Kapitalrente)  statt. 

Schliesslich  muss  hier  auch  noch  kurz'  auf  die  Frage  des  Ab- 
zugs von  Schuldzinsen  eingegangen  werden. 

Es  wurde  oben  gesagt,  alles,  was  fremden  Personen  aus 
dem  Rohertrage  des  Betriebes  zufliesse,  müsse  in  Abzug  gebracht 
werden,  um  den  Reinertrag  zu  ermitteln.  Da  wirft  sich  uns  denn 
die  Frage  auf:  wie  verhalt  es  sich  mit  den  Schuldzinsen?  Diese 
fliessen  doch  auch  fremden  Personen  zu,  und  sollten  deshalb  vom 
Rohertrage  ebenfalls  abgezogen  werden.  Doch  liegt  die  Sache 
bezüglich  dieses  Punktes  etwas  anders.  Schulden  haften  an  der 
Person  des  Steuerpflichtigen,  nicht  an  einem  Objekte;  und  man 
kann  deshalb  sehr  wohl  daraus  folgern,  dass  bei  der  reinen  Ob- 
jektsteuer Schulden  nicht  zu  berücksichtigen  sind.  Der  Umstand, 
dass  das  Objekt  eine  Sicherheit  für  die  Schuld  bieten  soll,  und  aus 
diesem  Grunde  eine  Hypothek  auf  das  Grundstück  errichtet  ist, 
kann    an  dem   subjektiven  Charakter   der  Schuld    nichts   ändern. 
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Lastet  z.  B.  eine  Hypothekschuld  auf  einem  Gute,  so  gehört  streng 
genommen  ein  der  Schuldsumme  entsprechender  Teil  des  Guts- 
wertes nicht  dem  Grundbesitzer,  sondern  dem  Hypothekengläubiger. 
Die  Gerechtigkeit  im  Sinne  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit verlangt  deshalb  ohne  Zweifel,  dass  die  Schuldzinsen  bei 
der  Besteuerung  überhaupt  berücksichtigt  werden.  Von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  ist  es  eine  Ungerechtigkeit,  die  Schuldzinsen  als 
Reinertag  oder  Einkommen  zu  besteuern ,  mag  nun  die  Grund- 
steuer die  Rolle  der  Ergänzungssteuer  spielen,  oder  mag  sie  die 
einzige  den  Grundbesitzer  als  solchen  treffende  Steuer  sein.  Allein 
die  Grundsteuer  als  Objekt-  oder  Ertragssteuer  will  gar  nicht  da; 
reine  Einkommen  des  Besitzers  aus  seinem  Gute  treffen,  ihr  gilt 
die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  nicht  als  oberster 
Grundsatz,  sondern  sie  sucht  den  von  der  Person  des  Grundbe- 
sitzers losgelösten  Reinertrag  des  Gutes  steuerlich  zu  erfassen. 
Die  persönliche  Note,  die  in  der  Verschuldung  bezw.  Schulden- 
freiheit liegt,  soll  von  der  Objektbesteuerung  unberücksichtigt  ge- 
lassen werden,  und  in  der  Tat  hat  die  Schuld  mit  dem  Reinertrage 
des  Gutes  an  und  för  sich  nichts  zu  tun.  Der  Reingewinn  oder 
das  Reineinkommen  des  Besitzers  wird  durch  die  Schuld  ge- 
schmälert, nicht  aber  der  Reinertrag  des  Gutes.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  kann  der  Nichtabzug  der  Schuld- 
zinsen gut  geheissen  werden.  Die  Grundsteuer  wirkt  wegen  der 
Nichtzulässigkeit  des  Abzugs  der  Schuldzinsen  ungerecht,  und  es 
sind  ihr  mit  aus  diesem  Grunde  viele  Gegner  erstanden,  aber  diese 
Ungerechtigkeit  liegt  in  dem  Charakter  und  in  dem  Prinzip  dieser 
Steuer,  und  es  muss  daher  mit  ihr  als  mit  einer  Tatsache  dort  ge- 
rechnet werden,  wo  die  Grundsteuer  noch  besteht. 

Das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  gipfelt  also  darin,  dass  es 
nicht  richtig  ist,  zu  sagen:  Die  Grundsteuer  hat  den  Zweck, 
lediglich  den  Boden  bezw.  dessen  reinen  Ertrag  oder  dessen  Ertrags- 
fähigkeit  zu  treffen;  der  Reinertrag  des  land- und  forstwirtschaft- 
lich benutzten  Bodens  ist  aber  die  Bodenrente,  und  aus  diesem 
Grunde  ist  diese  allein  als  steuerbarer  Ertrag  zu  betrachten.  Die 
Frage,  was  bei  der  Grundsteuer  als  steuerpflichtiger  Ertrag  an- 
zusehen ist,  hängt  vielmehr  davon  ab,  welche  Rolle  die  Grund- 
steuer im  direkten  Steuersysteme  spielt,  ob  sie  die  einzige  oder 
Hauptsteuer  ist,  oder  ob  neben  ihr  noch  andere  Steuern  den  Grund- 
besitzer treffen,  so  dass  sie  etwa  nur  den  Rang  einer  Ergänzungs- 
steuer einnimmt.  Würde  man  stets  nur  die  Bodenrente  besteuern,  so 
würde  dies  unter  Umständen  zu  den  grössten  Ungerechtigkeiten 
führen,  insbesondere  würden  die  forstlichen  Grossbetriebe  mit  ihren 
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in  den  Holzvorräten  steckenden  gewaltigen  Betriebskapitalien  den 
landwirtschaftlichen  Betrieben  gegenüber  sehr  im  Vorteile  sein. 
Die  besonderen  EigentümHchkeiten  der  Waldwirtschaft  gegenüber 
der  Landwirtschaft  würden  dann  gar  nicht  beachtet  werden,  und 
eine  durchaus  ungerechte  Verteilung  der  Steuerlast  auf  der  Basis 
des  Grundsteuersystems  würde  die  Folge  der  Besteuerung  der 
reinen  Bodenrente  sein.  Die  Frage,  ob  es  billig  und  gerecht  ist, 
prinzipiell  bei  der  Forstwirtschaft  nur  den  Reinertrag  des  Bodens, 
die  Bodenrente,  zur  Grundsteuer  heranzuziehen,  ist  also  entschieden 
zu  verneinen.  In  den  weitaus  meisten  Staaten,  in  welchen  die 
Grundsteuer  heute  noch  besteht,  spielt  sie  die  Rolle  der  Ergän- 
zungssteuer neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  als  Haupt- 
steuer. Hier  handelt  es  sich  darum,  das  ftmdierte  Einkommen  aus 
dem  Grundbesitze  doppelt  zu  besteuern,  und  um  diesem  Zwecke 
gerecht  zu  werden,  darf  die  Grundsteuer  nicht  nur  den  Ertrag  des 
Bodens  treffen,  sondern  der  Reinertrag  des  ganzen  land-  oder  forst- 
wirtschaftHchen  Betriebs  ist  zur  Grundsteuer  heranzuziehen,  in 
noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  diejenigen  Staaten,  in  welchen 
reine  Ertragssteuersysteme  bestehen,  so  dass  der  Grundbesitzer 
lediglich  von  der  Grundsteuer  getroffen  wird.  Hier  würde  es  eine 
schreiende  Ungerechtigkeit  sein,  wollte  man  lediglich  die  Boden-- 
rente  besteuern.  Diese  beiden  Fälle  kommen  für  uns  hauptsächlich 
in  Betracht,  weil  in  anderer  Kombination  die  Grundsteuer  heute 
nur  noch  ganz  ausnahmsweise  vorkommen  dürfte. 

Was  nun  speziell  die  Grundbesteuerung  des  Forstbetriebes 
betrifft,  so  darf  auf  Grund  der  vorstehenden  Ausführungen  a  priori 
gefolgert  werden,  dass  in  den  meisten  Fällen  nicht  die  Besteuerung 
der  Bodenrente,  sondern  der  Waldrente  gerechtfertigt  erscheint, 
und  dass  ein  Unterschied  zwischen  jährlichem  und  aussetzendem 
Forstbetriebe  nicht  bestehen  darf.  Mit  Rücksicht  darauf  aber,  dass 
dieser  Standpunkt  nicht  überall  geteilt,  dass  vielmehr  in  der  Wald- 
besteuerungsfrage auch  der  Ansicht  gehuldigt  wird,  beide  Betriebe 
seien  grundsätzlich  verschieden  hoch  zu  besteuern,  der  aussetzende 
Betrieb  mit  der  Bodenrente,  der  jährliche  Nachhaltbetrieb  dagegen 
mit  der  Waldrente,  und  ferner  im  Hinblick  darauf,  dass  auch  bei 
anderen  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  forstlichen  Betriebslehre 
zwischen  aussetzendem  und  jährlichem  Betriebe  unterschieden  wird, 
erscheint  es  angezeigt,  auch  bei  der  nachfolgenden  Betrachtung 
beide  Betriebe  getrennt  von  einander  zu  behandeln. 
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A.  Die  Besteuerung  des  jährlichen  Nachhaltbetriebs 
oder  der  Betriebskiasse. 

Der  Ertrag,  nach  Abzug  der  Wirtschaftskosten,  welchen  die  im 
Nachhaltbetriebe  bewirtschafteten  Forsten  jahrlich  dem  Waldbesitzer 
abwerfen,  ist  unter  normalen  Wald-  und  Abnutzungsverhaltnissen 
—  wie  im  Abschnitte  über  die  allgemeine  Einkommensteuer  näher 
ausgeführt  wurde  —  der  sogen.  Waldreinertrag  oder  die  Waid- 
rente. Diese  besteht  bekanntlich  aus  der  den  Erwerbsverdienst 
oder  Unternehmergewinn  des  Besitzers  einschliessenden  Boden- 
rente und  der  Rente  oder  den  Zinsen  des  dauernd  auf  dem  Stocke 
zu  erhaltenden  Holzvorratskapitals,  Das  Vorhandensein  eines  nach 
Holz- und  Betriebsart,  sowie  nach  derUmtriebszeit  verschieden  hohen 
Holzvorrates,  dessen  Kapitalwert  namentlich  von  den  Holzpreisen, 
den  Werbungskosten  und  dem  Zinsfusse  abhängt,  ist  die  Voraus- 
setzung für  den  Betrieb  jeder  forstlichen  Jahres-Nachhaltswirtschaft, 
d.  h.  für  den  Bezug  einer  jährlichen  Nutzung  in  der  Höhe  des  Zu- 
wachses des  Waides.  Dieses  Holzvorratskapital,  das  im  grossen 
Durchschnitte  der  Nachhaltbetriebe  etwa  zu  *h>  des  gesamten  Wald- 
wertes angenommen  werden  kann,  stellt  ein  erspartes  Vermögen 
des  Waidbesitzers  dar,  dessen  Zinsen  er  bei  normaler  Abnutzung 
des  Waides  in  dem  jährlichen  Waldreinertrage  neben  der  Rente 
des  Bodens  mitbezieht.  Der  Waldbesitzer  ist  um  den  Wert  des 
Holzvorrates  wohlhabender  und  leistungsfähiger  als  der  Besitzer 
landwirtschaftlich  benutzten  Bodens  von  gleicher  Grösse  und  Ertrags- 
fähigkeit, und  da  der  Holzvorrat  des  Nachhaltbetriebes  vom  grund- 
steuerlichen Gesichtspunkte  aus  gewissermassen  als  ein  Zubehör 
des  Bodens  betrachtet  werden  kann,  so  würde  es,  wenn  die  Grund- 
steuer die  einzige  den  Waldbesitzer  als  solchen  treffende  Staats- 
steuer ist,  oder  wenn  ihr  als  Ergänzungssteuer  die  Aufgabe  zukommt, 
das  Einkommen  aus  dem  Grundbesitze  als  fundiertes  Einkommen 
vorauszubeiasten,  ganz  entschieden  falsch  und  ungerecht  sein,  wollte 
man  den  jährlichen  Nachhalts forstbetrieb  nur  mit  der  Bodenrente  oder 
gar  der  Rente  des  nackten  Bodens  (Grundrente)  zur  Grundsteuer  heran- 
ziehen, in  der  Absicht,  damit  dem  vermeintlichen  Grundsatze  Rech- 
nung zu  tragen,  wonach  die  Grundsteuer  lediglich  die  Ertragsfähigkeit 
des  Grund  und  Bodens  zu  treffen  habe.  Die  weitaus  bedeutendste  Er- 
trags- und  Einkommensquelle  des  Waldbesitzers,  das  Holzvorrats- 
kapitai,  würde  dann  entweder  vollständig  unbesteuert  bleiben  —  wenn 
die  Grundsteuer  als  Glied  eines  reinen  Ertragssteuersystems  die  ein- 
zige den  Waldbesitzer  treffende  Steuer  ist  — ,  oder  der  Ertrag  desHolz- 
vorratskapttals  würde  —  obwohl  fundiertes  Einkommen  —  nur  von 
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der  allgemeinen  Einkormnensteuer  getroffen  werden ,  also  nur 
einmal,  anstatt  wie  alles  übrige  fundierte  Einkommen  doppelt.  Die 
Besteuerung  der  Bodenrente  des  Nachhaltbetriebes  würde  dagegen 
richtig  und  gerecht  sein,  wenn  die  Zinsen  des  Holzvorratskapitals 
in  anderer  Weise  neben  der  Bodenrente  steuerlich  erfasst  würden. 
Bestände  z.  B.  in  einem  reinen  Ertragssteuersysteme  neben  der 
lediglich  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  treffenden  Grundsteuer 
noch  eine  das  forstliche  Gewerbe  mit  dem  Ertrage  des  Holzvorrats- 
kapitals und  mit  dem  Erwerbsverdienste  des  Besitzers  erfassende 
Gewerbe-  oder  Erwerbssteuer,  so  würde  die  Besteuerung  der 
Grundrente  des  Waldes  den  Waldbesitzer  und  Forstgewerbetrei- 
benden in  dem  gleichen  Masse  belasten  wie  sonstige  Steuer- 
pflichtige. Oder  wäre  ferner  beispielsweise  in  einem  Lande  die 
allgemeine  Einkommensteuer  eingeführt  und  daneben  als  Ergän- 
zungssteuer eine  nur  den  Boden  treffende  Grundsteuer,  sowie  eine 
alles  übrige  Vermögen  vorausbelastende  Vermögenssteuer,  dann 
würde  es  entschieden  ungerecht  sein,  die  Forstwirtschaft  mit  der 
Waldrente  zur  Grundsteuer  heranzuziehen.  Von  diesen  Fällen  ab- 
gesehen, stimmen  wir  mit  Endres  vollkommen  überein,  wenn  er 
sagt ') :  „Wälder,  welche  im  jahrlichen  Nachhaltbetriebe  bewirtschaftet 
werden  oder  bewirtschaftet  werden  könnten,  müssen  nicht  mit  der 
Bodenrente,  sondern  mit  dem  Waldreinertrag  zur  Grundsteuer  heran-; 
gezogenwerden."  Vom  Endres'schen  Standpunkte  aus,  nach  welchem; 
der  aussetzende  Betrieb  nur  mit  der  Bodenrente  zur  Grundsteuer  heran-' 
zuziehen  ist,  erweckt  allerdings  der  Vorschlag,  auch  solche  im  aus- 
setzenden Betriebe  stehenden  Waldungen,  welche  im  Nachhalt- 
betriebe bewirtschaftet  werden  könnten,  mit  der  Waldrente 
steuerlich  zu  erfassen,  schwere  Bedenken.  Nach  Endres  soll  bei 
der  Steuerveranlagung,  also  bei  der  Aufstellung  des  Grundsteuer- 
Katasters,  bei  jedem  im  aussetzenden  Betriebe  stehenden  Wald- 
wirtschaftsganzen untersucht  werden,  ob  dasselbe  vermöge  seiner 
Grösse  und  Bestandsverfassung  nur  im  aussetzenden  Be- 
triebe bewirtschaftet  werden  kann,  oder  ob  es  auch  möglich  wäre, 
es  dauernd  im  Nachhaltbetriebe  zu  bewirtschaften.  Wörtlich  sagt 
Endres  in  seinem  der  Eisenacher  Hauptversammlung  des  deut- 
schen Forstvereins  im  1904  erstatteten  Referate  über  die  Wald- 
besteuerung'): „Der  Zustand  des  Waldes,  nicht  die  vom  Wald- 
besitzertatsächlich  eingehaltene  Nutzungsweise  ist  daher  entscheidend, 
ob  ein  Wald,  bezw.  eine  Holzung  nach  dem  Waldreinertrag  oder 


1)  a.  a.  O.  S.  774. 

*)  Bericht  ober  diese  Versammlung,  S.  105. 
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nach  der  Bodenrente  zu  besteuern  ist."  Im  Widerspruche  damit 
steht  allerdings  der  bei  der  Grundsteuer  allgemein  gültige  und  auch 
von  End  res  gebilligte  Grundsatz'),  dass  bei  derErtragseinschatzung 
die  wirklich  bestehende  Wirtschaftsmethode  oder  Nutzungsweise 
massgebend  sein  soll,  nicht  eine  mögliche.  Je  nach  dem  Gutachten 
der  Veranlagungskommission  soll  der  betreffende  Waldkomplex  ent- 
weder nur  mit  der  Bodenrente  oder  mit  der  Waldrente  zur  Grund- 
steuer herangezogen  werden. 

Zunächst  wirft  sich  daunwillkürlich  die  Frage  auf:  Welche  Grösse 
und  welche  Bestandsverfassung  bildet  die  Grenze  zwischen  den  Wal- 
dungen, die  im  Nachhaltbetriebe  bewirtschaftet  werden  können  bezw." 
nicht  können?  Gewisse  objektive  Anhaltspunkte  mOssten  doch  den 
Veranlagungsbehörden  für  ihre  Entscheidungen  unbedingt  gegeben 
werden.  Können  aber  überhaupt  zahlenmassige  Anhaltspunkte  in 
dieser  Hinsicht  aufgestellt  werden?  Man  denke  nur  an  die  grossen, 
wirtschaftlichen  Verschiedenheiten  des  Waldes,  z.  B.  an  den  Plenter- 
wald, den  Niederwald  und  den  schlagweisen  Hochwald.  Endres 
will  sich  denn  auch  in  dieser  Beziehung  auf  keine  Zahl  festlegen ; 
vielleicht  könne  man  die  untere  Grenze  des  Nachhaltbetriebes 
beim  Hochwald  mit  7—8  ha  annehmen.  Die  örtlichen  Verhältnisse 
kämen  natürlich  dabei  in  Betracht.  Mit  anderen  Worten:  Von 
dem  subjektiven  Ermessen  der  Veranlagungsbehörde  soll  es 
schliesslich  allein  abhängen,  ob  der  betr.  Waldbesitz  mit  der  Boden- 
rente oder  mit  der  Waldrente  zur  Grundsteuer  herangezogen 
werden  soll.  Das  geht  aber  doch  unmöglich  an!  Wird  die  Kom- 
mission je  nach  ihrer  Zusammensetzung  nicht  verschieden  urteilen? 
Mit  Recht  wandte  sich  auch  G  r  a  n  e  r  *)  in  Eisenach  gegen  diesen 
Vorschlag  von  Endres,  indem  er  betonte,  es  sei  ein  Ding  der 
Unmöglichkeit,  eine  Grenze  zwischen  dem  Nachhaltbetrieb  und 
dem  aussetzenden  Betrieb  zu  ziehen.  „Würde  man  beispielsweise 
eine  Grenze  nach  dem  Flachenmass  ziehen"  —  sagt  Graner  — , 
„so  kann  ich  doch  unmöglich  sagen,  dass  für  den  7  ha  grossen 
Wald  die  Bodenrente  und  für  den  8  ha  grossen  Wald  die  Wald- 
rente der  Veranlagung  zugrunde  zu  legen  sei." 

In  der  Grundsteuergesetzgebung,  die  allgemein  aus  einer  Zeit 
stammt,  in  welcher  die  allgemeine  Einkommensteuer  noch  nicht 
eingeführt  war,  und  die  Grundsteuer  als  Glied  eines  meist  reinen 
Ertragssteuersystems  die  einzige  steuerliche  Belastung  des  Wald- 
besitzers bildete,  ist  denn  auch  die  Heranziehung  des  Waldes  und 


')  Forstpolilik,  S.  772. 

-)  Versa mmlungsbericlit,  S.  131  13a. 
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insbesondere  des  Nachhaltswaldes  nur  mit  der  Bodenrente  nur  ganz 
ausnahmsweise  als  Grundsatz  zu  finden.  Von  deutschen  Staaten 
sind  es  nur  Preussen  und  Hessen,  welche  in  ihren  Grundsteuer- 
gesetzen lediglich  die  Ertragsfähigkeit  des  Waldbodens,  d.  h.  die 
Bodenrente,  besteuert  wissen  wollen.  Dass  sie  in  Wirklichkeit 
nicht  die  richtige  Bodenrente  ermitteln,  ändert  an  dem  ausgespro- 
chenen Grundsätze  nichts. 

Es  fragt  sich  nun  aber,  ob  die  Besteuerung  der  Waldrente 
des  jährlichen  Nachhaltbetriebs  nicht  doch  in  manchen  Fallen  zu 
Ungleichmässigkeiten  führen  kann,  auch  dort,  wo  der  gesamte 
Reinertrag  aus  dem  Forstbetriebe  prinzipiell  getroffen  wird?  Das 
ist  allerdings  nicht  ausgeschlossen,  aber  diese  Ungleichmässigkeiten 
bezw.  Härten  sind  in  der  Hauptsache  in  der  Natur  der  Grundsteuer 
begründet;  sie  können  nur  dadurch  behoben  werden,  dass  diese 
Steuer  ihres  Ertragssteuer-Charakters  entkleidet  wird.  So  wird 
der  Waldbesitzer,  dessen  Waldrente  sich  durch  Verbesserungen 
im  Forstbetriebe  (Umwandlungen,  stärkere  Durchforstungen,  Ver- 
besserung des  Absatzes,  Erhöhung  der  Holzpreise  usw.)  dem  Grund- 
steuerreinertrage  gegenüber  gehoben  hat,  zu  niedrig  besteuert,  während 
umgekehrt  der  Besitzer  eines  durch  Streunutzung  etc.  herunter- 
gekommenen und  infolgedessen  im  Zuwachs  und  in  der  Rente  zurück- 
gegangenen Waldes  zu  viel  Grundsteuer  bezahlt.  Durch  die  Nicht- 
berücksichtigung der  Schuldzinsen  werden  sämtliche  Waldungen, 
auf  denen  Schulden  ruhen,  zu  stark  zur  Steuer  herangezogen. 
Nimmt  man  an,  der  Waldbesitzer  oder  einer  seiner  Besitzvorganger, 
von  denen  er  den  Wald  erbte,  habe  den  Holzvorrat  seines  Nach- 
haltswaldes  herangezogen  unter  Aufnahme  von  jährlichen  Anlehen 
in  Höhe  der  um  die  Kultur-  und  Verwaltungskosten  vermehrten 
Bodenrente.  Denken  wir  uns  z.  B.  an  den  Anfang  der  Einrichtung 
einer  forstlichen  Nachhaltswirtschaft,  und  nehmen  wir  an,  der  Wald- 
besitzer habe  ausser  seinem  bisher  durchweg  landwirtschaftlich 
benutzten  Grundbesitz  kein  sonstiges  Vermögen.  Er  ist  infolge- 
dessen nicht  in  der  Lage,  während  des  Aufbaues  des  zum  Nach- 
haltbetriebe erforderlichen  Holzvorratskapitals  während  des  Zeit- 
raumes von  u  Jahren  auf  Einkünfte  aus  seinem  Waldvermögen, 
abgesehen  von  den  Zwischennutzungserträgen ,  zu  verzichten : 
er  verlangt  vielmehr  von  seiner  Waldwirtschaft  wie  seither  die 
Erzielung  der  Bodenrente,  und  da  der  Wald  sie  vorerst  in  bar 
noch  nicht  zu  gewähren  vermag,  so  verfährt  der  Waldbesitzer  in 
der  Weise,  dass  er  die  mit  der  fortschreitenden  Aufforstung  all- 
jährlich abnehmende  landwirtschaftliche  Bodenrente  durch  Aufnahme 
von  entsprechenden  Anleihen  zur  Rente  der  ganzen  Bodenfläche 

.:    ZJüCyGüOgle 


ergänzt.  Mit  diesen  Anleihen  bezahlt  er  die  alljährlich  zu  bestrei- 
tenden Kultur-  und  Verwaltungskosten,  und  den  Rest  verbraucht 
er  als  Ersatz  für  die  ihm  vom  bereits  aufgeforsteten  Gelände  vor- 
erst in  bar  entgehende  Bodenrente.  Das  Ergebnis  dieses  Wirt- 
schaftsverfahrens am  Ende  des  uten  Jahres,  nach  vollendetem 
Aufbau  des  normalen  Holzvorrates ,  ist  die  Ansammlung  einer 
Schuldenlast  in  Hohe  des  Normalvorratswertes,  so  dass  der  Stand 
des  reinen  Vermögens  des  nunmehr  ausschliesslich  Wald  besit- 
zenden Grundeigentümers  sich  gegenüber  dem  Stande  zu  Beginn 
der  Aufforstung  des  Gutes  nicht  verändert  hat.  Wird  aber  der 
Waldbesitzer  von  jetzt  an  auf  der  Grundlage  des  Waldreinertrags 
zur  Grundsteuer  herangezogen,  so  zahlt  er  dem  wirklichen  Rein- 
gewinn aus  seinem  Waldwirtschaftsbetriebe,  d.  h.  seinem  tatsach- 
lichen Reineinkommen  nach  zu  viel  Steuer,  und  zwar  um  den 
Betrag,  der  auf  den  Zins  des  Holzvorratskapitals  entfällt.  Im  Sinne 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  mQsste  der  Wald- 
besitzer nur  die  Bodenrente  versteuern,  in  Wirklichkeit  wird  er 
aber  mit  der  Waldrente  zur  Steuer  herangezogen.  Zieht  er  die 
Schuldzinsen  in  der  Höhe  von  N, '  o,op  [N,  =  Wert  des  Normai- 
vorrats]  von  dem  Waldreiner  trage  =  (B-^-N,)' o,op  ab,  so  ver- 
bleibt ihm  als  wirkhcher  Reingewinn  oder  als  Einkommen  nur  noch 
die  Bodenrente  B  ■  o,  op,  und  diese  würde  im  vorliegenden  Falle 
gerechterweise  allein  zu  versteuern  sein.  Auf  dasselbe  würde  es 
hinauslaufen,  wenn  zwar  die  Waldrente  grundsätzlich  zur  Grund- 
steuer herangezogen  würde,  der  Abzug  der  Schuldzinsen  aber  ge- 
stattet sein  würde.  Da  letzteres  aber  bei  der  Grundsteuer  als 
'Ertragssteuer  ausgeschlossen  ist,  so  wirkt  die  Grundsteuer  in  solchen 
und  ahnlichen  Fällen  in  hohem  Masse  ungerecht.  Sie  nimmt  eben 
auf  die  finanziellen  Verhältnisse  des  Steuerpflichtigen,  auf  dessen 
wirtschaftliche  Position  keine  Rücksicht,  und  dieser  Umstand  ist  es 
—  wie  oben  schon  betont  —  vor  allem  gewesen ,  der  dieser 
Steuer  viele  Gegner  erworben  hat.  Aus  vorstehendem  Beispiele 
darf  man  nicht  etwa  die  Folgerung  ziehen,  die  Besteuerung  der 
Waldrente  des  Nachhallbetriebes  sei  unrichtig.  Keineswegs!  Man 
kann  daraus  lediglich  folgern,  dass  die  Grundsteuer  dem  Grund- 
satze der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  nicht  entspricht. 
Allein  gegen  diesen  Verstoss  wider  die  Grundsatze  der  Besteue- 
rung nach  der  Leistungsfähigkeit  lässt  sich  bei  der  Grundsteuer 
nicht  ankämpfen,  es  sei  denn,  dass  man  sie  vollständig  umgestaltet, 
so  dass  sie  nicht  mehr  als  Ertragssteuer  zu  bezeichnen  wäre. 

Man  hat  ferner  gegen  die  Besteuerung  der  Waldrente  des 
jahrlichen  Nachhaltbetriebs  eingewendet,  dass  der  Steuerfuss  der 
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Grundsteuer  auf  den  Ertrag  des  Holzvorratskapitals,  also  auf  eine 
Kapital nutzung,  gleichmässig  übertragen  werde.  Besteht  neben 
der  Grundsteuer  eine  spezielle  oder  partielle  Einkommensteuer  oder 
eine  Kapitalrentensteuer  mit  niedrigerem  Steuerfuss  als  dem  Grund- 
steuerfusse,  dann  wtlrde  der  Waldbesitzer  für  die  Zinsen  aus  seinem 
Holzvorratskapitale  mehr  Steuer  (Grundsteuer)  entrichten,  als  der 
Kapitalist  für  die  Zinsen  aus  eigentlichem  Kapitalvermögen  an  Ein- 
kommen- oder  Kapitalrentensteuer.  Unseres  Erachtens  liegt  jedoch 
der  Fehler  in  solchem  Falle  an  der  Ungleichmassigkeit  der  Steuer- 
fOsse;  die  höhere  Besteuerung  des  Grundbesitzes  gegenüber  an- 
derem Vermögen  ist  unbegründet,  und  müsste  daher  durch  Gleich- 
stellung der  Steuerfüsse  beseitigt  werden.  Das  Prinzip  gleich- 
massiger  Besteuerung  aller  Arten  von  Vermögen  finden  wir  denn 
auch  in  den  neuerdings  eingeführten  allgemeinen  Vermögenssteuern 
zum  Ausdruck  gebracht.  Die  Vermögenssteuern  Preussens,  Hessens, 
Oldenburgs,  Braunschweigs  und  Sachsen- Gothas  machen  keinen 
Unterschied  zwischen  Kapitalvermögen  und  sonstigem  Vermögen; 
das  Gesamtvermögen  wird  von  dem  gleichen  Steuerfüsse  getroffen. 

Steht  man  jedoch  auf  dem  Standpunkte,  dass  die  Rente  des 
Grund  und  Bodens  eine  relativ  höhere  Steuer  verträgt  als  die 
Kapitalrente,  dann  hätte  bei  der  Veranlagung  des  forstlichen  Nach- 
haltbetriebes eine  Trennung  zwischen  Bodenrente  und  Holzvorrats- 
kapitalzins  {Kapitalrente}  stattzufinden;  die  Bodenrente  allein  wäre 
dem  Grundsteuerfusse,  und  die  Holzvorratsrente  dem  Steuerfüsse 
für  das  Kapitalvermögen  zu  unterwerfen.  Allein  gegen  ein  solches 
Verfahren,  das  praktisch  nicht  leicht  durchführbar  ist,  würde  man  ein- 
wenden können,  dass  eine  forstliche  Jahres-Nachhaltswirtschaft  ohne 
ein  bestimmtes  Holzvorratskapital  nicht  denkbar  ist,  dass  der  Holz- 
vorrat die  conditio  sine  qua  non  für  den  jährlichen  Nachhaltbetrieb 
ist,  und  dass  aus  diesem  Grunde  vom  Gesichtspunkte  der  Besteue- 
rung aus  ein  Unterschied  zwischen  dem  Bodenkapital  und  dem 
Holzvorratskapital  als  dem  Zubehör  des  ersleren  nicht  gemacht 
werden  darf  Beide  bilden  in  steuerlicher  Hinsicht  ein  Ganzes, 
und  Bodenrente  und  Holzvorratsrente  sind  deshalb  mit  dem 
gleichen  Steuerfüsse  zu  erfassen.  Wie  oben  schon  auseinander- 
gesetzt wurde,  gehen  wir  sogar  noch  einen  Schritt  weiter,  indem 
wir  eine  gleich  hohe  Besteuerung  aller  Vermögensrenten  für 
allein  richtig  halten. 

Gegen  die  Besteuerung  der  Waldrente  des  nachhaltigen 
Forstbetriebes  ist  besonders  früher,  zur  Zeit  der  Herrschaft  des 
reinen,  aber  nicht  lückenlosen  Ertragssteuersystems,  als  noch  nicht 
sämtliche  werbenden  Vermögensteile  der  Steuerpflichtigen  in  der 
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Schärfe  erfasst  wurden  wie  heute  durch  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer und  die  verschiedenen  Ergänzungssteuern,  eingewendet  WTor- 
den,    es  sei  ungerecht,  den  Waldbesitzer  mit  der  Bodenrente  und 
der  Rente  seines  Betriebskapitals,  in  der  Hauptsache  also  des  Holz- 
vorratskapitals, zur  Grundsteuer  heranzuziehen,  wahrend  der  Land- 
wirt  bei  Abzug   der    baren  Ausgaben    für  Bestellung   der  Felder 
und  Ernte  der  Erzeugnisse  vom  Rohertrage  nur  mit  der  Bodenrente 
besteuert  werde.      Diese   Auffassung   ist  jedoch    unrichtig.       Die 
Grundsteuer,  wie  sie  sich  in  den  deutschen  Grundsteuergesetzen 
ausgebildet  hat,    trifft  bei  der  Landwirtschaft  keineswegs  nur  den 
Ertrag   des    nackten   Bodens,    ausschliesslich   oder   einschliesslich 
des  Erwerbsverdiensts  des  selbstwirtschaftenden  Besitzers,  also  die 
Grundrente  oder  die  Bodenrente,  sondern  den  gesamten  Reinertrag, 
welchen  der  Landwirt  aus  dem  Betriebe  der  Landwirtschaft  erzielt, 
also    einschliesslich     des    Ertrags     der    Viehzucht    und    samtlicher 
etwa  betriebenen,  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe.     Dieser    ge- 
samte  Reinertrag    des   landwirtschaftlichen  Betriebs  ist   aber    ver- 
gleichbar   nicht    mit   der  Bodenrente  der  Forstwirtschaft,  sondern 
mit  der  Waldrente.    Der  gesamte  landwirtschaftliche  Reinertrag  und 
der  Waldreinertrag  stehen  vollständig  auf  gleicher  Stufe.     In  beiden 
sind  die  Erträge   oder  Renten    samtlicher  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitalien   eingeschlossen.     Es  ist  daher   unseres  Erachtens  nicht 
richtig,  wenn  es  z.  B.  in  G.  Heyer's  Waldwertrechnung,  IV.  Aufl. 
S.  i6i  heisst,  die  Steuer  von  Agrikulturgelande  sei  der  auf  Grund- 
lage des  Waldreinertrags    oder   des  Waldwertes  als  Waldsteuer- 
kapitals ermittelten  Waldsteuer  keineswegs  äquivalent,  denn  indem 
man  von  dem  jährlichen  Rauhertrage  eines  Feldes  die  jahrlichen, 
baren  Auslagen  für  Beackerung,  Saatfrucht,  Düngung,  Erntelohn  etc. 
abziehe  und  den  Rest  kapitalisiere,  erhalte  man  den  Kapitalwert  des 
Bodens.   Keineswegs!  Auf  diese  Weise  erhält  man,  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Viehstand  von  den  Erzeugnissen  des  eigenen  Feldes 
ernährt  und  sein  Ertrag  deshalb  dem  Rauhertrage  des  Feldes  zugerech- 
net wird,  den  Kapitalwert  des  ganzen  Gutes,  also  einschliesslich  derGe- 
bäude,  des  Viehstandes,  der  Wagen,  Maschinen  etc,  d.  h.  einschliess- 
lich des  gesamten  Anlage-  und  Betriebskapitals;  und  dieser  Wert  ist 
vergleichbar  mit  dem  Waldwerte.     Auch  Endres  scheint  jene  Auf- 
fassung zu  teilen,  wenn  er  sagt: ')  „Diejenigen,  welche  den  Holzvorrat 
unbesteuert  lassen  wollen,    begründen  ihre  B'orderung  damit,   dass 
auch  in  der  Landwirtschaft  das  lebende  Inventar  bei  der  Grund- 
steuer nicht  mit  veranlagt  wird.     Darauf  ist  zu  erwidern,  dass  der 
Viehstand  eines  landwirtschaftlichen  Gutes  vom  steuertechnischen 
I)  Forstpolitik,  S.  775 '776. 
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Gesichtspunkte  aus  so  lange  nicht  als  ein  rentierendes  Betriebs- 
kapital aufzufassen  ist,  als  er  lediglich  von  den  eigenen  Ertragnissen 
des  Gutes  unterhalten  wird."  End  res  wendet  gegen  die  Behauptung, 
selbst,  dass  das  lebende  Inventar  der  Landwirtschaft  bei  der  Grund- 
steuer nicht  mitveranlagt  werde ,  nichts  ein;  er  gibt  deren  Richtig- 
keit implicite  zu  und  sucht  lediglich  die  vermeintliche  Tatsache 
zu  begründen. 

Unsere  Grundsteuergesetze  stammen  aus  einer  Zeit,  in  welcher 
in  den  Ebenen,  wo  der  Getreidebau  das  Ziel  der  Landwirtschaft 
bildete,  der  Viehstand  gewissermassen  als  ein  notwendiges  Übel 
angesehen  wurde,  dem  die  Aufgabe  zukam,  den  Dünger  und  die 
Gespanne  für  die  Bewirtschaftung  der  Felder  zu  liefern.  Der  Erlös 
aus  den  Körnerfrüchten  war  die  Haupteinnahme  des  Landwirtes 
der  Ebene.  Im  Gebirge,  wo  die  Wiesen-  und  Weidewirtschaft  — 
wie  auch  heute  noch  —  im  Vordergrund  stand,  war  die  Viehzucht 
allerdings  mehr  Selbstzweck,  aber  hier  wie  dort  wurde  der  Vieh- 
stand von  den  eigenen  Erzeugnissen  des  Gutes  unterhalten.  Ein 
Zukauf  von  Viehfulter  fand  höchstens  als  Ausnahme  statt;  land- 
wirtschaftliche Handels  -  Futterartikel  gab  es  noch  nicht  oder 
nur  in  ganz  bescheidenem  Masse.  Die  Landwirtschaft  stand  — 
abgesehen  von  ihrer  Abhängigkeit  vom  Walde  in  stroh-  und  futter- 
armen Jahren,  besonders  im  Gebirge  —  fast  ganz  auf  eigenen 
Füssen;  auch  künstliche  Düngemittel  kannte  man  kaum.  Ein  Zugang 
von  Gütern  in  die  Wirtschaft  von  aussen  her  fand  nur  in  geringem 
Masse  statt.  Auch  in  den  landwirtschaftlichen  Nebengewerben 
wurden  nur  die  eigenen  Erzeugnisse  des  Gutes  einem  Veredelungs- 
prozesse unterzogen.  Wenn  nun  bei  der  Aufstellung  des  Grund- 
steuerkatasters in  der  Weise  verfahren  wurde,  dass  der  Reinertrag 
jeder  Acker-  und  jeder  Wiesenparzelle  durch  Abzug  der  baren 
Betriebskosten  vom  Rohertrage  ermittelt  wurde,  so  war  in  diesem 
Reinertrage  natürlich  auch  der  Ertrag  des  Viehstandes,  ebenso 
wie  die  Erträge  der  sonstigen  im  Gute  steckenden  Kapitahen  ein- 
geschlossen, denn  ohne  Stalldünger  wären  die  Ackererträge  nie- 
driger ausgefallen,  und  ohne  eigene  Viehzucht  wären  Erträge  aus 
den  Wiesen  und  Weiden  damals  gar  nicht  denkbar  gewesen. 
Bei  der  Katastrierung,  bezw.  der  Feststellung  der  Reinerträge  für 
die  verschiedenen  Ertragsklassen  wurde  eben  das  Vorhandensein 
des  gewöhnlichen,  gegend-  oder  gemeinüblichen  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals, also  auch  des  erforderlichen  Viehstandes,  voraus- 
gesetzt. Traf  diese  Voraussetzung  bei  dem  einen  oder  anderen  Land- 
wirte nicht  zu,  so  äusserte  sich  dies  in  zu  hoher  oder  zu  niedriger 
Grundsteuer  im  Vergleiche  zu  den  wirklich  erzielten  Reinerträgen. 
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Von  der  Zeit  an,  wo  sich  diese  einfachen  Verhältnisse  änderten, 
wo  die  Landwirtschaft  mehr  und  mehr  aus  ihrer  Isolierung  und  Exten- 
sität heraustrat  und  einen  intensiven  geschäftUchen  Charakter  annahm, 
wo  die  Viehzucht  auch  in  der  Ebene  mehr  zum  Selbstzweck  wurde, 
sei  es  nun  zum  Zwecke  der  Produktion  von  Milch  oder  von  Fleisch 
oder  von  Jungvieh,  und  wo  die  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe 
vielfach  dazu  übergingen,  auch  angekaufte  Rohstoffe  in  hochwer- 
tigere Produkte  umzuwandeln,  sind  die  Ertragsverhältnisse  der 
landwirtschaftlichen  Betriebe  allgemein  ganz  andere  geworden. 
Nicht  nur  durch  die  Vermittlung  des  Viehstandes  liefern  das  Acker- 
land und  die  Wiesen  Erträge,  sondern  heute  gibt  es  auch  sogen, 
viehlose  Landwirtschaftsbetriebe,  die  den  Ersatz  der  dem  Boden 
durch  die  Ernte  entzogenen  Nährstoffe  nur  mittelst  künstlicher  und 
Gründüngemittel,  also  unter  Ausschluss  von  Stalldünger,  bewirken. 
Andererseits  bestehen  heute  aber  auch  verhältnismässig  viele 
Wirtschaften,  die  einen  grösseren  Viehstand  besitzen,  als  mit  den 
auf  dem  Gute  selbst  erzeugten  Futtermitteln  unterhalten  werden 
kann,  und  als  zur  Erhaltung  des  Gutes  im  richtigen  Düngungszu- 
stande notwendig  ist.  Der  Viehstand  liefert  hier  auch  an  und  für 
sich  durch  Verwertung  von  nicht  auf  dem  Gute  gewachsenen 
Futtermitteln  Reinertrage.  Die  Grundlagen,  auf  welchen  die  Kata- 
strierung  beruht,  haben  sich  also  vollständig  geändert,  und  infolge 
dessen  sind  sämtliche  Grundsteuer-Kataster  überall  rasch  veraltet 
Wenn  die  Reinerträge  des  gesamten  landwirtschaftlichen  Betriebs 
den  heutigen,  äusserst  differenzierten  Verhältnissen  entsprechend 
zur  Grundsteuer  herangezogen  werden  sollen,  dann  müssen  ent- 
weder die  Kataster  vollständig  neu  aufgestellt  werden,  oder  es 
müssen  die  wirklich  erzielten  Reinerträge  der  Landwirtschaftsbe- 
triebe ermittelt  werden,  was  das  Fallenlassen  des  wichtigsten  Grund- 
satzes der  heutigen  Grundsteuergesetze  bedeuten  würde.  Wollte 
man  sich,  was  übrigens  nicht  empfehlenswert  erscheint,  für  eine 
Erneuerung  des  Katasters  entscheiden,  unter  Aufrechterhaltung 
des  Grundsatzes  der  Besteuerung  des  normalen  Durchschnitts- 
ertrags, dann  müssten  entweder  die  letztjährigen  Gesamterträge 
des  Gutes  als  Unterlagen  gewählt  werden,  oder  es  mOsste  eine 
Scheidung  der  einzelnen  Ertragsquellen  und  Ertragsbestandteile 
der  Landwirtschaft  eintreten;  man  müsste  den  reinen  Bodenertrag 
trennen  vom  Ertrage  der  Viehzucht  und  von  den  Erträgen  der 
landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  etc.,  und  damit  würde  die 
heutige  Grundsteuer,  die  eigentlich  eine  Gewerbesteuer,  eine  Be- 
steuerung des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  ist,  in  eine  Besteuerung 
des  Grund  und  Bodens  —  eigentliche  Grundsteuer  — ,  der  Vieh- 
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Zucht  usw.,  d.  h.  in  eine  Besteuerung  der  verschiedenen  Ertrags- 
quellen des  Landwirtes,  aufgelöst  bezw.  umgestaltet  werden.  Dies 
würde  jedoch  eine  nach  den  einzelnen  Sparten  des  Betriebs 
getrennte,  kaufmännische  Buchführung  voraussetzen.  Wollte  man 
dagegen  die  landwirtschaftliche  Grundsteuer  durch  Erfassung  der 
wirklich  erzielten  Reinerträge  ihrer  ursprünglichen  Grundidee  ent- 
sprechend reformieren,  welche  Idee  mehr  auf  die  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  hinausläuft  als  die  Grundsteuer,  wie  sie  uns 
in  den  Grundsteuergesetzen  entgegentritt,  dann  erscheint  es  zweck- 
mässiger —  wie  bereits  oben  hervorgehoben  —  noch  einen  Schritt 
weiter  zu  gehen  und  die  Grundsteuer  entweder  zu  einer  boden- 
wirtschaftlichen Einkommensteuer  oder  zu  einer  boden  wirtschaft- 
lichen Vermögenssteuer  umzugestalten.  Im  ersteren  Falle  könnte 
sie  als  ein  Glied  der  allgemeinen  Einkommensteuer  und  im 
zweiten  Falle  als  ein  Glied  der  allgemeinen  Vermögenssteuer 
betrachtet  werden. 

Unsere  Ansicht  geht  also  dahin,  dass  in  den  aus  früheren 
Zeiten  stammenden  Grundsteuerkatastern  bei  der  Veranlagung  der 
landwirtschaftlichen  Betriebe  das  lebende  Gutsinventar  als  Betriebs- 
kapital berücksichtigt  wurde,  und  dass  es  aus  diesem  Grunde 
durchaus  ungerecht  gewesen  wäre,  hätte  man  den  nachhaltigen 
Forstbetrieb  nur  mit  der  Bodenrente  zur  Grundsteuer  heranziehen 
wollen. 

Mit  Ausnahme  von  Preussen  und  Hessen  wurde  denn  ' 
auch  in  allen  übrigen  deutschen  Staaten  im  Prinzip  die  Besteuerung 
der  Waldrente  ftlr  richtig  gehalten;  aber  nichtsdestoweniger  wurde 
bei  der  Durchführung  der  Katasterarbeiten  die  Forstwirtschaft  da- 
durch bevorzugt,  dass  fast  überall  die  forstlichen  Ertragsansätze  in  | 
den  Katastern  mit  denjenigen  der  Landwirtschaft  in  Übereinstimmung  ' 
gebracht  wurden,  obwohl  das  landwirtschaftliche  Betriebskapital 
hinter  dem  forstlichen,  das  hauptsächlich  im  Holzvorratskapitale 
besteht,  im  allgemeinen  bedeutend  zurückstand.  Es  geschah  dies 
zum  Teil  durch  Anwendung  niedriger  Holzpreise  bei  der  Ein- 
schätzung der  Walderträge,  teils  durch  Nichtveranschlagung  man- 
cher Nutzungen  des  Waldes  (Nebennutzungen,  Zwischennutzungen) 
und  durch  andere  Manipulationen.  Die  Waldgrundsteuer  war  infolge- 
dessen im  grossen  ganzen  verhältnismässig  niedriger  als  die 
landwirtschaftliche  Grundsteuer,  und  da  ausserdem  der  Waldbesitz 
früher  (und  auch  meist  heute  noch)  schon  infolge  des  Umstandes, 
dass  das  Holzvorratskapitai  nach  den  Beleihungsgrundsätzen  der 
meisten  Bodenkreditanstalten  nicht  beliehen  werden  konnte,  in  ge- 
ringerem Masse  verschuldet  war,    so  wurde  die  forstliche  Grund-     . 
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Steuer  im  allgemeinen  nicht  so  drückend  empfunden  als  die  land- 
wirtschaftliche. Das  ändert  jedoch  nichts  an  der  Tatsache,  dass  auch 
die  Forstgrundsteuer  infoige  der  der  Grundertragssteuer  allgemein 
anhaftenden  Mängel  und  insbesondere  durch  das  Vorhandensein 
von  mehr  oder  weniger  abnormen  Hotzvorratskapitalien  eine  unge- 
rechte Verteilung  der  Grundsteuerlast  unter  den  Waldbesitzem 
herbeiführte,  die  mit  dem  nach  Gegenden  verschiedenen  Steigen 
der  Holzpreise  und  mit  der  verschiedenartigen  Entwicklung  der 
Waldverhältnisse  allenthalben  eine  Verschärfung  erfuhr. 

B.  Die  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebes. 

Im  Vorausgegangenen  wurde  nachgewiesen,  dass  beim  jähr- 
lichen Nach  halt  betriebe  die  Besteuerung  der  Waldrente,  trotz 
mancherlei  ihr  anhaftender,  aber  lediglich  durch  die  Grundsätze  der 
Grundsteuer  hervorgerufenen  Mangel,  gegenüber  der  Besteuerung 
der  Bodenrente  im  allgemeinen  als  die  gerechtere  Besteuerungs- 
methode zu  betrachten  ist,  und  da  der  Nachhaltbetrieb  ein  Kom- 
plex von  Beständen  ist,  von  denen  jeder  einzelne  im  aussetzenden 
Betriebe  bewirtschaftet  wird,  so  muss  man  —  zum  mindesten  der 
Anhänger  der  Bodenreinertragslehre  —  a  priori  der  Ansicht  hul- 
digen, dass  auch  der  aussetzende  Forstbetrieb  gerechter  Weise 
mit  der  Waldrente  zur  Grundsteuer  heranzuziehen  ist.  Das  ist 
jedoch  nicht  allgemein  der  Fall.  So  vertritt  vor  allem  Endres, 
obwohl  Bodenreinerträgler.  den  Grundsatz,  dass  der  aussetzende 
Betrieb  nur  mit  der  Bodenrente  zu  besteuern  sei,  der  jährliche 
Nachhaltbetrieb  dagegen  mit  der  Waldrente. 

Schreibt  man  der  Grundsteuer  die  Aufgabe  zu,  dass  sie  den 
durchschnittlichen  Reinertrag  oder  die  Ertragsfähigkeit  des  nackten 
Bodens  steuerlich  zu  erfassen  hat,  so  ist  die  Besteuerung  der  Grund- 
rente oder  der  Bodenrente  —  wenn  man  den  Erwerbsverdienst 
des  selbstwirtschaftenden  Besitzers  miteinbegreift  —  des  aussetzenden 
Betriebs  allein  richtig.  Die  logische  Konsequenz  ist  dann  aber,  da 
der  aussetzende  Betrieb  und  der  jährliche  Nachhaltbetrieb  sich 
grundsätzlich  nicht  voneinander  unterscheiden,  dass  auch  der  Nach- 
haltbetrieb nur  nach  der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  d.  h.  mit 
mit  der  Bodenrente,  zur  Grundsteuer  heranzuziehen  ist.  Würde 
Endres  zu  diesem  Schlüsse  kommen,  so  könnte  man  wohl  da- 
gegen einwenden,  die  Besteuerung  lediglich  der  Bodenrente  ist  vom 
Standpunkte  einer  gerechten  Steuerverteilung  aus  weder  für  den 
aussetzenden  noch  für  den  jahrlichen  Nachhaltbetrieb  als  richtig 
anzuerkennen,  aber  gegen  die  Folgerichtigkeit  jenes  Schlusses  liesse 
sich  doch  wenigstens    nichts  einwenden.    Man  wOrde  dann  nicht 
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sagen  können:  Obwohl  nach  der  Bodenreinertragslehre  der  aus- 
setzende Betrieb  sich  vom  jährlichen  prinzipiell  nicht  unterscheidet, 
verlangt  trotzdem  ein  namhafter  Vertreter  der  Bodenreinertragslehre 
die  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebs  nach  der  Bodenrente 
und  die  Besteuerung  des  Nachhaltbetriebs  nach  der  Waldrente. 
Darin  liegt  ein  Widerspruch,  und  es  geht  daraus  hervor,  dass  die 
Bodenreinertragslehre  auf  falscher  Grundlage  fusst.  Diese  Schluss- 
folgerung der  Gegner  der  Boden  reinertragsl eh  re ')  lasst  sich,  wenn 
man  —  wie  Endres  —  den  aussetzenden  Betrieb  anders  besteuert 
haben  will  wie  den  jährlichen  Betrieb,  nicht  von  der  Hand  weisen. 

Endres  betrachtet  nun  aber  beim  Nachhaltbetriebe  vom 
Steuerstandpunkte  aus  Boden-  und  Holzvorratskapital  als  zusammen- 
gehörig und  hält  daher  die  Besteuerung  der  Waldrente  für  richtig, 
welcher  Auffassung  wir  uns  nach  obigem  im  allgemeinen  —  abge- 
sehen von  besonderen,  in  der  Konstruktion  des  Steuersystems  be- 
gründeten, aber  heute  ziemlich  belanglosen  Ausnahmefällen  —  an- 
schliessen.  Auf  Grund  dieser  steuerlichen  Zusammengehörigkeit 
von  Boden  und  Holzbestandskapital  kommen  wir  jedoch  im  Gegen- 
satze zu  Endres  zu  dem  Schlüsse,  dass  auch  der  aussetzende 
Forstbetrieb  vom  theoretischen  Gesichtspunkte  aus  mit  der  Wald- 
rente zu  besteuern  ist,  wenn  die  Grundsteuer  entweder  die  einzige 
den  Waldbesitzer  als  solchen  treffende  Steuerart,  oder  wenn  sie 
die  einzige  Ergänzungssteuer  (zur  allgemeinen  Einkommensteuer)  für 
das  aus  dem  Waldbesitze  stammende,  fundierte  Einkommen  ist. 

Es  fragt  sich  nun  zunächst:  was  ist  beim  aussetzenden  Be- 
triebe als  „Waldrente"  im  wirtschaftlichen  und  steuerlichen  Sinne 
zu  verstehen? 

Wie  beim  jährlichen  Nachhaltbetriebe  das  Holzvorratskapital 
als  ein  erspartes  Vermögen  des  Waldbesitzers  zu  betrachten  ist, 
so  muss  logischer  und  konsequenter  Weise  das  Gleiche  beim  aus- 
setzenden Betriebe  für  den  Wert  des  Einzelbestandes  gelten.  Wenn 
daher  der  Grundsatz,  dass  der  reichere  und  wirtschaftlich  stärkere 
und  leistungsfähigere  Steuerpflichtige  höher  zur  Steuer  heranzu- 
ziehen ist  als  der  wirtschaftlich  schwächere,  richtig  ist,  und  wenn 
ihm  daher  in  der  Steuerpraxis  Geltung  verschafft  werden  soll,  dann 
muss  auch  der  Besitzer  einer  einzigen  Waldparzelle  mit  z.  B. 
6ojährigem  Holzbestande  höher  besteuert  werden  als  der  Besitzer 
einer  gleich  grossen  Acker-  oder  Wiesenfläche  oder  holzleeren 
Waldboden  fläche  von  gleicher  Güte,  genau  ebenso  wie  der  Be- 
sitzer eines  im   i6ojahrigen  Umtriebe  stehenden  Nachhaltswaldes 
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höher  besteuert  wird  als  der  Eigentümer  eines  gleich  grossen  und 
mit  der  gleichen  Holzart  auf  gleichem  Standorte  bestockten,  aber  im 
80jährigen  Umtriebe  bewirtschafteten  Nachhaltbetriebes.  Der  Wald- 
besitzer wäre  hiernach  mit  der  jeweiligen  Waldrente,  d,  h.  mit  dem 
jeweiligen  Jahresreinertrage  seiner  Parzelle,  zur  Grundsteuer  heran- 
zuziehen. Diesen  jeweiligen  Reinertrag  des  aussetzenden  Betriebes 
repräsentiert  aber  der  jährliche,  reine  Wertszuwachs  des  Bestandes, 
genau  ebenso  wie  der  jährliche  Wertszuwachs  des  Nachhaltswaldes 
den  Waldreinertrag  oder  die  Waldrente  dieses  Waldes  darstellt. 

Zuzugeben  ist  nun  ohne  weiteres,  dass  mit  der  Besteuerung 
des  jährlichen  Wertszuwachses  von  dem  in  den  Grundsteuerge- 
setzen uns  entgegentretenden  Prinzipe,  den  durchschnittlichen, 
mittleren  Ertrag  des  Bodens  bezw.  Waldes  zu  erfassen,  abgewichen 
wird,  aber  dieses  Prinzip  widerspricht  unseres  Erachtens  der  u  r- 
sprünglichen  Grundidee  der  Grundsteuer,  welche  darauf  ab. 
zielt,  den  wirklichen  und  nicht  den  mutmasslichen  Ertrag  zu  be- 
steuern, und  es  erscheint  daher  angezeigt,  diese  Idee  auch  in  die 
Steuerpraxis  zu  übertragen.  Der  Grundsatz,  den  Wohlhabenderen 
oder  höheren  Ertrag  Erzielenden  stärker  zur  Steuer  heranzuziehen 
als  den  Ärmeren,  der  geringen  Ertrag  bezieht,  muss  der  Gerechtig- 
keit halber  an  die  erste  Stelle  gesetzt  werden.  Die  VerwirkUchung 
dieses  Grundsatzes  führt  zunächst  zur  Besteuerung  des  wirklichen 
Reinertrags  im  Gegensatz  zum  Durchnittsertrage  und  schliesshch 
zur  Berücksichtigung  der  finanziellen  Verhältnisse  des  Steuerpflich- 
tigen, mit  anderen  Worten  zunächst  zu  einer  Reform  der  heutigen 
Grundsteuer  und  schliesslich  zur  Einkommensteuer  (Abzug  der 
Schuldzinsen  etc.), 

Stellen  wir  uns  jedoch  auf  den  Boden  unserer  heute  noch 
gültigen  Grundsteuergesetze  und  fragen  wir  uns,  wie  es  sich 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  mit  der  Durchführung  der 
Besteuerung  der  Waldrente  beim  aussetzenden  Betriebe  ver- 
hält !  Die  Grundsteuer  war  und  ist,  wo  sie  noch  heute  besteht, 
infolge  der  herrschend  gewordenen  Grundsteuertechnik  und  der 
Einrichtung  des  gesamten  Grundsteuer  -  Katasterwesens  stabil. 
Dieser  Umstand  bietet  der  Besteuerung  des  forstlichen  Nachhalt- 
betriebes auf  Grundlage  der  Waldrente,  die  unter  normalen  Wald- 
verhältnissen gleichfalls  stabil  ist,  keine  grösseren' Schwierigkeiten, 
wohl  aber  der  Besteuerung  des  von  Jahr  zu  Jahr  oder  doch  von 
Periode  zu  Periode  sich  verändernden  Wertszuwachses  des  im  aus- 
setzenden Betriebe'stehenden  Waldes.  Bei  der  heutigen  Grundsteuer- 
technik ist  die  Besteuerung  der  jeweiligen  Watdrente  des  aussetzen- 
den Betriebs  nicht  durchführbar.     Da  aber  diese  Besteuerungsart 


die  gerechtere  ist,  und  da  die  Besteuerung  der  Bodenrente  den  aus- 
setzenden Betrieb  gegentlber  dem  jährlichen  Nachhaltbetriebe  in 
ungerechtfertigter  Weise  begünstigt,  so  gelangen  wir  nicht  zu  der 
Forderung,  statt  der  jeweiligen  Waldrente  oder  des  Wertszuwachses 
die  Bodenrente,  die  auf  Jahrzehnte  hinaus  stabil  sein  kann,  zu  be- 
steuern, sondern  wir  kommen  zunächst  zum  Schlüsse:  das  Grund- 
steuersystem unserer  heute  gültigen  Grundsteuergesetze  ist  für  eine 
möglichst  gerechte  Besteuerung  des  Waldbesitzes,  zumal  auch  die 
Schuldzinsen  bei  der  Ermittlimg  des  steuerbaren  Ertrags  nicht  in  Ab- 
zug gebracht  werden  dürfen,  durchaus  ungeeignet,  ja  unbrauchbar. 
Es  passt  zu  Not  für  schuldenfreien,  landwirtschaftlich  benutzten  Grund- 
besitz mit  einfachen,  extensiven  Wirtschaftsverhälcnissen,  aber  auch 
hier  hinkt  die  Grundsteuer  zumeist  der  Wirklichkeit  nach  und  be- 
günstigt oder  schadigt  dadurch  den  steuerzahlenden  Landwirt. 

Endres  wendet  gegen  die  Besteuerung  des  jährlich  erfolgen- 
den, reinen  Wertszuwachses  des  aussetzenden  Betriebes  ein,  sie 
wirke  nicht  mehr  als  Grundsteuer,  sondern  als  Einkommensteuer. 
Fasst  man  lediglich  die  Steuer  als  Grundsteuer  bezw.  Ertragssteuer 
auf,  wie  sie  uns  in  den  gültigen  Grundsteuergesetzen  entgegentritt, 
dann  kann  diese  Behauptung  nicht  bestritten  werden.  Wenn  nur 
die  Steuer  den  Anspruch  auf  die  Bezeichnung  als  „Grundsteuer" 
erheben  kann,  welche  die  durchschnittliche  Ertragsfähigkeit, 
unabhängig  von  dem  Wechsel  der  wirklichen  Erträge,  trifft,  dann 
hat  Endres  Recht,  aber  seine  Behauptxmg  würde  weiter  nichts  be- 
weisen, als  dass  eine  solche  höchst  ungerechte  Grundsteuer  so  bald 
als  möglich  durch  die  Einkommensteuer  ersetzt  werden  muss.  Allein 
man  kann  sich  sehr  wohl  auch  eine  Grundsteuer  oder  —  besser 
gesagt  —  eine  bodenwirtschaftliche  Gewerbe-  oder  Ertragssteuer 
vorstellen,  die  nicht  die  durchschnittliche,  normale  oder  mittlere 
Ertragsfähigkeit  trifft,  sondern  dem  Wechsel  der  wirklichen  Er- 
träge Rechnung  trägt.  Wie  schon  mehrfach  hervorgehoben,  er- 
blicken wir  die  Grundidee  der  Grundsteuer  gerade  in  der  Erfassung 
■der  wirklichen  Erträge.  Sollte  man  hierbei  nicht  von  einer  Er- 
tragssteuer und  ebenso  gut  von  einer  Grundsteuer  sprechen  dürfen, 
wie  bei  der  Besteuerung  der  durchschnittlichen  Ertragsfähigkeit? 

Es  ist  richtig,  dass  die  Besteuerung  der  wirklich  erzielten 
Reinerträge  sich  der  Einkommensteuer  nähert,  aber  der  Rein- 
ertrag einer  Steuerquelle  ist  nicht  identisch  mit  Einkommen. 

Auf  den  Endres'schen  Einwand  gegen  die  Besteuerung  des 
Wertszuwachses  beim  aussetzenden  Betriebe  ist  aber  ferner  auch 
die  Frage  am  Platze:  Wirkt  denn  die  Besteuerung  des  Waldrein- 
ertrags beim  jährlichen  Nachhaltbetriebe  als  Grundsteuer,  d.  h. 
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als  Besteuerung  der  durchschnittlichen  Ertragsfähigkeit  des 
Grund  und  Bodens,  oder  nicht  vielmehr  als  Besteuerung  des  durch- 
schnittlichen Reinertrags  vom  gesamten  Walde,  d.  h.  vom  Boden 
und  vom  Holzvorratskapitale  ?  Wir  halten  die  Bejahung  des  letz- 
teren Teils  der  Frage  für  allein  richtig,  denn  das  Holzvorrats- 
kapital hat  doch  nichts  mit  der  durchschnittlichen  Ertragsfahigkeit 
des  Grund  und  Bodens  zu  tun.  Trotz  gleichen  Holzvorrats- 
kapitals zweier  Wälder  kann  die  Ertragsfahigkeit  der  betr.  Böden 
sehr  verschieden  sein  und  umgekehrt. 

Der  Gegensatz,  der  zweifellos  in  der  Forderung  liegt,  beim 
aussetzenden  Betriebe  nur  die  Bodenrente,  beim  jahrlichen  Nach- 
haltbetriebe dagegen  die  Waldrente  zur  Grundsteuer  heranzuziehen, 
kann  unmöglich  geleugnet  werden.  Ein  solcher  Gegensatz  und 
Widerspruch  darf  aber  nicht  bestehen,  denn  beide  Betriebe  unter- 
scheiden sich  prinzipiell  durch  nichts  voneinander.  Dass  die  Verhält- 
nisse beim  aussetzenden  Betriebe  wesentlich  verschieden  sind  von 
denjenigen  beim  jährlichen  Betriebe  kann  nicht  zugegeben  werden. 
Der  E  n  d  r  e  s '  sehe  Satz '),  wonach  der  Abtriebsertrag  und  die  auf 
das  Ende  der  Umtriebszeit  prolongierten  Zwischennutzungen  ab- 
züglich der  auf  den  gleichen  Zeitpunkt  bezogenen  Kuhur-  und  Ver- 
waltungskosten gleich  sind  den  Zinseszinsen  des  Bodenertragswertes 
oder  dem  Endwerte  der  wahrend  der  Umtriebszeit  aufgelaufenen 
(erzeugten)  Bodenrenten,  gilt  nicht  nur  für  den  aussetzenden,  son- 
dern auch  für  den  jahrlichen  Betrieb.  Auch  der  aussetzende  Be- 
trieb hat  ein  Holzvorratskapital.  Dass  derselbe  nicht  konstant  ist, 
unterscheidet  diesen  Betrieb  nicht  grundsatzlich  vom  jährlichen 
Betriebe,  bei  welchem  streng  genommen  das  Holzvorratskapital 
ebenfalls  in  stetiger  Veränderung  begriffen  ist,  nicht  nur  bei  ab- 
normen Waldverhältnissen,  sondern  auch  beim  sogen.  Normalwalde, 
den  wir  aber  nirgends  besitzen.  Wenn  Endres  sagt:  „Es  ist 
derselbe  Vorgang,  wie  wenn  jemand  jährlich  einen  bestimmten 
Geldbetrag  in  eine  Sparkasse  einlegt  und  alle  diese  Beträge  nach 
einem  längeren  Zeitraum  samt  Zinsen  auf  einmal  erhebt,"  so  gilt 
zunächst  dieser  Satz  ebenfalls  genau  so  für  den  jährlichen  Betrieb 
wie  für  den  aussetzenden ;  ausserdem  darf  man  aber  wohl  mit  Recht 
die  Frage  aufwerfen:  Warum  soll  der  Besitzer  des  aussetzenden 
Forstbetriebs  nur  den  im  betr.  Jahre  in  die  Waldsparkasse  ein- 
gelegten Betrag  —  die  Bodenrente  —  in  der  Grundsteuer  ver- 
steuern, der  Kapitalist  dagegen  in  der  Kapitalrentensteuer,  die  ja 
im  Ertragssteuersystem  der  Grundsteuer  entspricht,   nicht  nur  den 

1)  a.  a.  O.  S.  776, 
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alljährlich  gesparten  und  in  die  Kasse  eingelegten  Geldbetrag, 
sondern  auch  die  Zinsen  und  Zinseszinsen  der  in  den  Vorjahren 
eingelegten  Geldbeträge,  d.  h.  den  Zins  des  jeweils  vorhandenen, 
aufgelaufenen  Kapitals  ?  Der  Summe  aus  der  jährlichen  Sparkasse- 
einiage  und  dem  Zins  des  bereits  vorhandenen  Kapitals  aus  frü- 
früheren  Einlagen  entspricht  nicht  die  Bodenrente  des  aussetzenden 
Forstbetriebs,  sondern  der  jährliche  Wertszuwachs  des  Waldes,  und 
vom  theoretischen  Standpunkte  aus  sollte  daher  auch  der  Werts- 
zuwachs als  Reinertrag  des  aussetzenden  Forstbetriebes  zur  Grund- 
steuer herangezogen  werden. 

Die  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebs  nach  der  Boden- 
rente und  des  jährlichen  Betriebs  nach  der  Waldrente  lässt  einen 
Fehler  in  der  Wahl  der  beiderseitigen  Steuergrundlagen  (Bemes- 
sungsgrundlagen) erkennen,  und  dieser  Fehler  liegt  darin,  dass  in 
einem  Falle  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  im  anderen  dagegen 
die  Ertragsfähigkeit  der  gesamten  Wirtschaft,  des  ganzen  Be- 
triebs, also  des  Bodens  und  des  Betriebskapitals,  von  der  „Grund- 
steuer' getroffen  wird.  Im  ersteren  Falle  wird  der  Steuergrundsatz 
der  Gerechtigkeit  gänzlich  vernachlässigt,  im  anderen  Falle  dagegen 
wird  ihm  wenigstens  insofern  Rechnung  getragen,  als  das  Betriebs- 
kapital zur  Besteuerung  mit  herangezogen  wird.  Das  ist  aber 
durchaus  inkonsequent  I  Entweder  sollte  bei  beiden  Betrieben 
nur  die  Ertragsfähigkeit  des  Grund  und  Bodens  besteuert  werden, 
oder  aber  die  Ertragsfähigkeit  der  gesamten  Waldwirtschaft.  Das 
erstere  Verfahren  führt  zur  Besteuerung  der  Bodenrente,  das  letz- 
tere zur  steuerlichen  Erfassung  der  Waldrente.  Die  meisten  heute 
gültigen  Steuersysteme  sind  derart  konstruiert,  dass  nur  die  Be- 
steuerung der  Waldrente  als  gerecht  bezeichnet  werden  kann,  und 
der  Umstand,  dass  die  Starrheit  und  Stabilität  unserer  Grundsteuer- 
gesetze und  Kataster  es  nicht  gestattet,  beim  aussetzenden  Betriebe 
die  jeweilige  Waldrente  zu  besteuern,  ist  kein  Beweis  gegen  die 
Richtigkeit  des  Grundsatzes  der  Besteuerung  der  Waldrente,  son- 
dern lediglich  ein  Beweis  dafür,  dass  die  jetzigen  Gnindsteuer- 
gesetze  verbesserungsbedürftig  sind. 

Die  verschiedene,  steuerliche  Behandlung  des  aussetzenden 
und  des  jährlichen  Betriebs  bewirkt,  dass  u  Bestände  im  Alter  von 
I  bis  u  bezw.  o  bis  (u~i)  Jahren  in  sehr  verschiedener  Höhe  von 
der  Steuer  getroffen  werden,  je  nachdem  sie  eine  Betriebsklasse 
bilden,  d.  h,  einem  Besitzer  gehören  und  im  jährlichen  Nachhalt- 
betriebe bewirtschaftet  werden,  oder  das  Eigentum  mehrerer 
Eigentümer  sind  und  im  aussetzenden  Betriebe  stehen.  Ist  das 
richtig?    Kann   der    Staat  als  Steuerempfänger   nicht  verlangen, 
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dass  er  von  dem  gleichen  Reinertrage  die  gleiche  Grundsteuer 
erhält,  einerlei  ob  der  Grund  und  Boden  und  die  darauf  stockenden 
Bestände  einem  oder  mehreren  Besitzern  zu  Eigen  gehören  ?  Diese 
Frage  dürfte  entschieden  zu  bejahen  sein. 

Bei  der  Hauptversammlung  des  deutschen  Forstvereins  zu 
Eisenach  im  Jahre  1904  ging  der  Mitberichterstatter  Forstmeister 
Zeising  auf  diese  Frage  gar  nicht  ein,  dagegen  äusserten  sämt- 
liche Diskussionsredner ,  nämlich  Graner,  Krutina  undWim- 
menauer  ihre  Bedenken  gegen  die  Endres'schen  Grundsteuer- 
vorschläge. So  sagte  Graner'):  „Ich  halte  dies  (die  verschiedene 
Besteuerung  des  aussetzenden  und  des  jahrlichen  Betriebes !)  weder 
für  grundsätzlich  richtig,  noch  für  praktisch  durchführbar.  Es 
scheint  mir  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  zu  sein,  die  im  nachhal- 
tigen Betrieb  und  die  im  aussetzenden  Betrieb  bewirtschafteten 
Waldungen  einer  verschiedenen  Behandlung  zu  unterziehen.  Hier 
gibt  es  nur  ein  entweder  oder.  Entweder  stellen  wir  uns  auf  den 
Standpunkt,  dass  der  Besteuerung  die  Bodenrente  zugrunde  zu 
legen  sei,  und  dann  muss  das  in  gleicher  Weise  für  die  im  nach- 
haltigen und  im  aussetzenden  Betrieb  behandelten  Waldungen 
Geltung  haben.  Oder  gehen  wir  von  der  Grundlage  des  Wald- 
reinertrages aus,  wie  ich  dies  für  richtig  halte,  dann  muss  der 
Waldreinertrag  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  um  den  nachhaltigen 
oder  um  den  aussetzenden  Betrieb  handelt,  für  die  Veranschlagung 
der  Waldungen  massgebend  sein." 

Wimmenauer')  äussert  sich  zu  dieser  Frage,  wie  folgt: 
„Gerade  der  Umstand,  dass  es  sich  hier  um  Grundsteuer  handelt, 
spricht  dafür,  dass  es  nicht  angeht,  hier  eine  Unterscheidung 
zwischen  aussetzendem  Betrieb  und  Nachhaltsbetrieb  zu  machen. 
Wenn  Sie  annehmen,  ein  Besitzer  hat  einen  Wald  mit  lojährigem 
Bestand,  ein  zweiler  mit  sojährigem,  ein  dritter  mit  50Jährigem 
und  ein  vierter  mit  -/ojährigem  Bestand,  etwa  Fichten  darauf,  so 
hat  jeder  nach  der  Auffassung  des  Kollegen  Endres  nur  die 
Bodenrente  zu  versteuern.  Nun  treten  die  4  Herren  zusammen 
und  bilden  eine  Genossenschaft.  Dann  haben  sie  nach  den  Alters- 
stufen den  Normalvorrat  für  Sojährigem  Umtrieb,  sie  kOnnen  diesen 
Umtrieb  einhalten,  müssen  jetzt  aber  auf  einmal  die  Waldrente  ver- 
steuern, also  einen  viel  grösseren  Betrag." 

Endres  hält  den  Einwand  gegen  die  verschiedene  Besteuerung 
des  aussetzenden  und  des  jährlichen  Betriebs  nicht  für  stichhaltig. 


1)  Vcrsammlungsbc rieht,  S.  13T. 
*)  Versammlungsbericht,  S.  137. 
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Er  sagt'):  Es  lasse  sich  mathematisch  nachweisen,  dass  die  steuer- 
liche Belastung  des  jährlichen  Betriebes  nach  der  Waldrente  und 
des  aussetzenden  Betriebes  nach  der  Bodenrente  innerhalb  einer 
Umtriebszeit  genau  die  gleiche  sei.  Es  sei  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  die  Besteuerung  der  Betriebsklasse  eine  Boden-  und  Kapital- 
besteuerung zugleich  sei.  Wer  eine  Betriebsklasse  besitzen  wolle, 
müsse  entweder  das  hierzu  notwendige  Holzvorratskapital  sich 
kaufen  oder  8q— loo  Jahre  warten,  bis  er  sich  das  Hobivorrats- 
kapital  nachgezogen  habe. 

Unseres  Erachtens  ist  jedoch  der  fragliche,  mathematische 
Beweis  vonEndres  nicht  erbracht.  Wohl  hat  er  nachgewiesen, 
dass  die  Besteuerung  der  Bodenrente  beim  aussetzenden  Betriebe 
denselben  Effekt  hat,  wie  die  Besteuerung  der  Erträge  zur  Zeit 
ihres  baren  Einganges,  vorausgesetzt,  dass  man  bei  der  Vergleichung 
beider  Besteuerungsverfahren  vom  Zeitpunkte  der  Bestandsbe* 
gründuDg  ausgeht,  oder  mit  anderen  Worten,  dass  die  Besteuerung 
der  Bodenrente  gerade  mit  dem  Beginne  des  Umtriebs  eingeführt 
wird.  Aber  damit  ist  noch  lange  nicht  bewiesen,  dass  beim  aus- 
setzenden Betriebe  einzig  und  allein  die  Bodenrente  die  Steuer- 
grundlage bilden  kann,  und  dass  die  steuerliche  Belastung  des 
jährlichen  Betriebes  nach  der  Waldrente  und  des  aussetzenden 
Betriebes  nach  der  Bodenrente  innerhalb  des  Zeitraumes  einer 
Umtriebszeit  genau  die  gleiche  ist. 

Wenn  die  Bodenrente  die  allein  richtige  Grundsteuerbasis  für 
den  aussetzenden  Betrieb  bilden  soll,  dann  musste  doch  erst  be- 
wiesen werden,  dass  die  Besteuerung  der  Erträge  zur  Zeit  ihres 
baren  Einganges  als  theoretische  Voraussetzung  für  die  Besteuerung 
der  Bodenrente  richtig  ist,  und  ferner  mQsste  die  Voraussetzung 
zutreffen,  dass  der  erste  Haubarkeitsertrag  erst  in  u  Jahren  anfällt. 

Im  Abschnitte  über  die  Einkommensteuer  ist  jedoch  eingehend 
nachgewiesen  worden,  dass  die  Besteuerung  der  Bareinkünfte  beim 
aussetzenden  Betriebe  einer  gerechten  Steuerverteilung  nicht  ent- 
spricht, sondern  dass  lediglich  die  Besteuerung  des  Wertszuwachses 
oder  der  Waldrente  der  Forderung  gerechter  Einkommensteuer- 
Verteilung  entspricht.  Was  aber  für  die  Einkommensteuer  gilt,  das 
muss  mit  noch  grösserem  Rechte  für  unsere  heutige  Grundsteuer 
gefordert  werden,  die  den  durchschnittlichen  Ertrag  der 
Bodenwirtschaften  und  nicht  des  nackten  Bodens  zu  erfassen  sucht. 
Natürlich  kann  es  sich  bei  der  heutigen  Gestaltung  der  Grund- 
steuergesetze   nicht    um    die  Besteuerung    des  jährlichen    Werts- 

1)  Versammlungsbericht,  S.  105  und  Forstpolitik,  S.  778,79. 
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Zuwachses  oder  der  jeweiligen  Waldrente  handeln,  sondern  nur 
um  die  Erfassung  des  durchschnittlichen  Waldreinertrags. 
Dass  die  zweite  der  Endres'schen  Voraussetzungen  —  Beginn 
der  Besteuerung  der  Bodenrente  alsbald  nach  der  Begründung  des 
Bestands  —  nur  in  einem  von  vielen  Fällen  zutrifft,  bedarf  keines 
Beweises. 

Und  was  schliesslich  die  Behauptung  anlangt,  die  steuerliche 
Belastung  des  jährlichen  Betriebes  nach  der  Waldrente  und  des 
aussetzenden  Betriebes  nach  der  Bodenrente  innerhalb  des  Zeit- 
raumes einer  Umtriebszeit  sei  genau  die  gleiche,  so  werden  wir  im 
folgenden  nachzuweisen  versuchen,  dass  Endres  bei  seiner  Beweis- 
führung einen  wichtigen  Punkt  Obersehen  hat.  Wenn  diese  Be- 
hauptung übrigens  wirklich  richtig  wäre,  aus  welchem  Grunde,  —  so 
fragen  wir  —  spricht  sich  Endres  trotzdem  für  die  Besteuerung 
der  Waldrente  von  denjenigen  Waldungen  aus,  welche  zwar  im 
aussetzenden  Betriebe  stehen,  aber  im  jährlichen  Nachhaltbetriebe 
bewirtschaftet  werden  könnten?  Diese  Forderung  wtlrde  dann 
doch  vollständig  Qbertltksstg  sein! 

Endres')  vergleicht  die  gesamten  Steuersummen  miteinander, 
welche  bis  zum  Ende  eines  Zeitraumes  von  der  Länge  der  Umtriebs- 
zeit beim  aussetzenden  und  beim  jährlichen  Betriebe  mit  Zinses- 
zinsen auflaufen.    Er  rechnet  wie  folgt: 

Angenommen :  u  =  loo  Jahre ;  Ak^,  =  6000  M  .  p  =  s^/o .  Grund- 
steuer =  g^/o  des  Reinertrags.  {Die  Zwischennutzungen,  sowie  die 
Kultur-  und  Verwaltungskosten  sind  der  Einfachheit  halber  ver- 
nachlässigt worden.) 

Beim  aussetzenden  Betriebe  beträgt  die  Steuersumme  am 
Ende  des  100.  Jahres,  wenn  die  Bodenrente  zur  Grund- 
steuer herangezogen  wird; 

/      6000  \  i-os'** — I  a       £  M 

u;o3'"-T°'°3;  ".»g  ■  -^„3- -=0,89  •  607,29  -  540 M. 

Dieser  Betrag  entspricht  der  Steuerquote  der  Haubarkeits- 
nutzung  von  6xx>  M,  da  6000 , 0,0g  =  540  M  ist.  Ob  also  der 
Waldbesitzer  jährlich  0,89  M  Steuer  bezahlt,  oder  am  Schlüsse 
des  Umtriebs  einmal  die  Steuerquote  vom  Haubarkeitsertrage  in 
der  Höhe  von  5^0  M,  ist  theoretisch  gleichgültig. 

Wird  die  Steuer  dagegen  vom  Durchschnittsertrag  erhoben, 
so  beläuft  sich  die  Summe  am  Ende  des  100.  Jahres  auf: 

6000  I  o^"^ I 

100  ■  °'°' ■'  0,03       =5,4» -607,29  =  3379,37  M. 

>)  Forstwiss.  Centralbl.,  1699,  S.  498  ff. 
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Diese  Summe  ist  natürlich  genau  der  loo.  Teil  von  jener, 
welcher  der  Nachhaltswald  von  lOO  ha  im  Verlaufe  von  loo  Jahren 
zu  leisten  hat.  Hier  beträgt  die  jährliche  Steuer  6000 . 0,09  =  540  M, 
deren  Rentenendwert  am  Schlüsse  des  100.  Jahres; 

^^^^^^o,^ ^  =  540  607,29  =  327937  M  ist. 

Fragen  wir  nun,  welche  Einnahmen  diesen  Steuerleistungen 
im  Verlaufe  von  100  Jahren  gegenüberstehen,  so  gewährt  der  aus- 
setzende Betrieb  am  Schlüsse  dieses  Zeitraumes  die  einmalige 
Nutzung  von  6000  M.,  der  jahrliche  Betrieb  bringt  jährlich  6000  M, 
ein,  deren  Rentenendwert: 

6ooo{i,o3"»— i)      ^ ,.  ,  „  .  ^ 

-     -■'     •■'— '  =  6000  ■  007,29  =  3643  740  M  ist, 

d.  h.  pro  Hektar  36437,40  M. 

Demnach  verhalten  sich  die  Einnahmen  pro  Hektar 
zwischen  dem  aussetzenden  und  dem  jährlichen  Betriebe  wie : 

6000:36437,40  =  1:6,07, 
die  Steuerleistungen: 

a)  bei  richtiger  Veranschlagung  nach  der  Bodenrente  des  aus- 
setzenden Betriebes  wie: 

540:3279,37  =  1:6,07; 

b)  nach  dem  Durchschnittsertrage  des  aussetzenden  Betriebes 
wie: 

3279.37:3279,37  =  1:1- 
Von  den  Gesamteinnahmen  betragen  die  Steuersummen  beim 
jährlichen  Betriebe: 

3279,37.100  _ 
36437,40         ^     ' 
beim  aussetzenden  Betriebe : 

ta  Falle  a)  54^  =  9"/., 

Aus  diesen  Zahlen  geht  mit  zwingender  Deutlichkeit  hervor, 
dass  die  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebes  nach  der  Boden- 
rente und  des  Nachhaltsbetriebes  nach  dem  jährlichen  Waldrein- 
ertrage den  Waldbesitzer  in  gleichem  Masse  belastet,  dass  dagegen 
die  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebes  nach  dem  jährlichen 
Durchschnittsertrage  dem  Waldbesitzer  unverhältnismässig  grosse 
Opfer  zumutet. 
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So  lauten  die  Berechnungen  und  die  Schlussfolgerung  von 
Endres! 

Diese  Berechnungen  sind  an  und  für  sich  ganz  richtig,  aber 
die  daraus  gezogene  Schlussfolgerung  ist  unrichtig,  denn  es  liegt 
ihr  ein  Vergleich  von  zwei  nicht  vergleichsfähigen  Grössen  zu- 
grunde. Dieser  mathematische  Fehler  in  der  Grundlage  zieht 
daher  eine  falsche  Schlussfolgerung  nach  sich. 

Endres  vergleicht  nämlich  den  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  u  Jahren  vollständig  aufgebauten  Nachhaltswald  mit  u  Alters- 
stufen von  0-  bis  u— i-jährigem  Alter  mit  dem  aussetzenden  Be- 
triebe im  Jahre  0,  also  vor  der  Kultivierung  der  Fläche,  d.  h.  mit 
der  Blosse. 

Ist  ein  solcher  Vergleich  aber  denn  wirklich  zulässig?  Sind 
diese  beiden  Grössen  vergieichsfähig,  derart,  dass  wichtige  Schlüsse 
aus  Berechnungen  gezogen  werden  dürfen,  welche  mit  den  beiden 
Grössen  angestellt  werden? 

Diese  Frage  muss  unseres  Erachtens  entschieden  verneint 
werden.  Entweder  muss  der  unbestockten  Fläche,  der  Blosse  des 
aussetzenden  Betriebes  die  nackte  Fläche  zu  Beginn  des  Aufbaues 
des  Nachhaltbetriebes  in  vergleichsfähiger  Weise  gegentibergestellt 
werden,  oder  man  muss  dem  fertig  aufgebauten  Nachhaltbetriebe, 
der  sofort  einen  Haubarkeitsertrag  liefert,  eine  durchaus  vergleichs- 
fähige Grösse  des  aussetzenden  Betriebes  entgegenstellen.  Handelt 
es  sich  um  die  Besteuerung  der  ganzen  Waldwirtschaft  nicht  nur 
des  Bodens,  dann  muss  der  zweite  Weg  eingeschlagen  werden. 
Der  aussetzende  Betrieb  tritt  nun  nicht,  wie  der  fertige  normale 
Nachhaltbetrieb,  in  einer  konstanten  Form  auf,  sondern  in  so  viel 
Stadien,  als  die  Umtriebszeit  Jahre  zählt  Zwischen  den  beiden 
extremen  Stadien,  dem  O-jährigen  und  dum  (u~i)-jährigen,  bezw. 
dem  I-  und  dem  u-jährigen  Bestände  liegen  noch  (u — 2)  andere 
Stadien.  Aus  welchem  Grunde  soll  nun  gerade  das  eine  der 
beiden  extremen  Stadien,  der  0-jährige  Bestand,  zum  Vergleich 
mit  dem  Nachhaltbetriebe  ausgewählt  werden?  Mit  dem  gleichen 
Rechte  könnte  man  auch  den  (u—i)jährigen  Bestand  in  Vergleichstellen 
zum  Nachhaltbetriebe.  Dann  würde  sich  natürlich  ein  anderes 
Ergebnis  als  in  dem  Endres'  sehen  Beispiele  berechnen.  Ebenso 
könnte  man  alle  übrigen  Altersstufen  des  aussetzenden  Betriebes 
mit  dem  fertig  aufgebauten  Nachhaltbetriebe  vergleichen,  und  b« 
jedem  derartigen  Vergleiche  würde  sich  ein  anderes  Resultat  er- 
geben. Von  allen  diesen  möglichen  Vergleichen  kann  jedoch  nur  ein 
einziger  als  ein  solcher  angesehen  werden,  auf  dem  sich  Schluss- 
folgerungen, analog  den  Endres' sehen,   aufbauen  lassen.     Nur 


eine  einzige  Altersstufe  des  aussetzenden  Forstbetriebes  ist  ver- 
gleichsfahig  mit  dem  normalen  Nachhaltbetriebe ,  und  das  ist, 
wenn  man  ohne  Zinseszinsen,  also  nach  dem  arithmetischen  Mittel, 

des  Naturalertrags  rechnet,  der  —jahrige,  in  unserem  Beispiele  also 

der  50-jahrige,  Bestand.  Betrachtet  man  dagegen  den  Holzvorrat 
als  ein  Geldkapital  und  rechnet  demgemSss  mit  Zinseszinsen,  dann 
muss  von  Fall  zu  Fall  das  Alter  des  im  aussetzenden  Betriebe 
stehenden  vergleichsfähigen  Bestandes  ermittelt  werden.  In  un- 
serem Beispiele  hat  der  Holzbestand,  dessen  Nutzungs-Renten- 
endwert  nach  100  Jahren,  von  heute  an  gerechnet,  gleich  ist  dem 
Rentenendwerte  der  Nutzungen  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes 
nach  100  Jahren,  ein  Alter  von  61  Jahren,  denn  der  61-jährige 
Bestand  liefert  nach  39  Jahren  einen  Reinertrag  von  6000  M,  der 
in  weiteren  61  Jahren  auf 

6000  ■  6,06835  ==  36410,10  M. 
angewachsen  sein  wird,  das  ist  annähernd  der  Rentenendwert  der 
Nutzungen    des  jährlichen  Betriebs   im  Verlaufe  von   100  Jahren. 
Genau  beträgt  dieser  pro  Hektar  36437,40  M. 

Nur  dieser  61-jährige,  im  aussetzenden  Betriebe  stehende  Be- 
stand befindet  sich  im  gleichen  Stadium  wie  der  vollständig  auf- 
gebaute und  im  loojährigen  Umtriebe  bewirtschaftete,  jährliche 
Betrieb  und  ist  deshalb  allein  mit  letzterem  vergleichbar. 

Fahrt  man  nun  mit  diesen  beiden  Waldbeständen  die  den 
Endres'schen  analogen  Berechnungen  aus,  so  ergibt  sich  fol- 
gendes: 

Die  Steuersumme  des  aussetzenden  Betriebes  beträgt 
bei  Besteuerung  der  Bodenrente  am  Ende  des  100.  Jahres: 

°*<'«™--)  =  54„M., 

0,03  ^^ 

dagegen  bei  Besteuerung  des  Durchschnittsertrages 
=1,40  (i.oq'*"  —  il 

-0,03  =3i>79.37M. 

Der  Nachhaltswald  hat  im  Verlaufe  von  100  Jahren  pro 
Hektar  an  Steuer  zu  leisten: 

540(i,03"»-i) 

0,03100        -3»79,37M. 

Welche  Einnahmen  stehen  nun  diesen  Steuerleistungen  im 
Verlaufe  von  100  Jahren  gegenüber? 

Der  im  aussetzenden  Betriebe  stehende,  jetzt  61-jährige  Be- 


stand  liefert  nach  39  Jahren  eine  einmalige  Nutzung  von  6000  M, 

und  diese  wächst  bis  zum  Ende  des  100.  Jahres  an  auf: 

6000  ■  1,03^^  =  36437,40  M.') 

Demgegenüber  bringt  der  jährliche  Betrieb  jährlich  6000  M 

ein,  deren  Rentenendwert  am  Ende  des  100.  Jahres  beträgt: 

6000  -  (1,03"*— i)      ,         ,  i  »* 

■  ^— -  -  =  6000  ■  607,29  —  36437,40  M, 

d,  h,  pro  Hektar  36437,40  M. 
Hiernach  verhalten  sich  die  Einnahmen  proHektar  des 
aussetzenden  und  des  jährlichen  Betriebes  zu  einander  wie: 

36437,40:36437,40  =  1:1, 
und  die  Steuerieistungen: 

a)  bei  Veranschlagung  nach  der  Bodenrente  des  aussetzenden 
Betriebes  wie: 

540:3279,37=1:6,07, 

b)  nach  dem  Durchschnittsertrage  des  aussetzenden  Betriebes 
wie: 

3279,37:3279,37=1:1. 
Von  den  Gesamteinnahmen  betragen  die  Steuersummen  sonach 
beim  jährlichen  Betriebe: 

3279,37.100         ,^ 
36437,40       ^  '  ' 
beim  aussetzenden  Betriebe: 

im  Falle  a)  -"Ho.ioo  =1,480/0, 


b)n'r.  ■r=9> 


.1 3279.37- 100^ 
36437,40 

Das  Resultat  dieser  Rechnung  ist  hiernach  ein  ganz  an- 
deres als  das  Ergebnis  der  E  ndres'schen.  Unterstellen  wir  der 
Rechnung  vergleichsfähige  Grössen,  so  geht  aus  ihr  klar  und 
deutlich  hervor,  dass  die  Besteuerung  des  aussetzenden  sowohl 
wie  des  jährlichen  Betriebes  nach  der  Waldrente  den  Waldbesitzer 
in  gleichem  Masse  belastet,  dass  dagegen  die  Besteuerung  des 
aussetzenden  Betriebs  nach  der  Bodenrente  und  des  jährlichen 
Nachhaltbetriebes  nach  der  Waldrente  durchaus  ungerecht  in  dem 

')  6000.1.03"  ist  genau  gerechnet  =  36410,10  MI  Es  wurde  oben  statt  dessen 
36437,40  geschrieben,  um  die  Vergleichszahlen  miteinander  in  genaue  Überein- 
stimmung zu  bringen.  Die  Differenz  rührt  daher,  dass  der  Vergleichsbestand 
rechnerisch  genau  ein  Alter  hat,  das  zwischen  61  und  62  steht,  jedoch  ganz 
nahe  an  61. 
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Sinne  wirken  würde,  dass  die  Besitzer  von  im  aussetzenden  Betriebe 
stehenden  Waldungen  gegenüber  den  Eigentümern  von  Nachhalts- 
waldungen begünstigt  werden  würden. 

Dass  die  Endres'sche  Beweisführung  nicht  richtig  sein  kann, 
lasst  schon  der  Umstand  erkennen,  dass  die  Einnahmen  zwischen 
dem  aussetzenden  und  jährlichen  Betrieb  sich  pro  Hektar  verhalten 
wie  I ;  6,07,  obwohl  es  doch  keinem  Zweifel  unterliegt,  dass  die 
gleiche  Fläche  Wald  in  der  gleichen  Zeit  dieselben  Erträge  liefert, 
einerlei  ob  sie  im  aussetzenden  oder  im  jährlichen  Betriebe  steht. 
Es  kann  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass  bei  gleichem  Besteue- 
rungsmodus und  bei  ungleich  angenommenen  Erträgen  bezw.  Ein- 
nahmen derjenige  Betrieb  zu  stark  belastet  zu  werden  scheint,  dessen 
Erträge  auf  künstliche  Weise  zu  niedrig  gehalten  werden  im  Ver- 
gleich zu  den  Erträgen  des  anderen  Betriebes. 

Das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  ist  also,  dass  der  aus- 
setzende und  der  jährliche  Betrieb  gleichmässig  nach  der  jährlichen 
Waldrente  zur  Grundsteuer  zu  veranlagen  sind,  wenn  das  Steuer- 
system derart  konstruiert  ist,  dass  es  der  Forderung  der  Gerech- 
tigkeit entspricht,  nicht  den  nackten  Grund  und  Boden,  sondern 
den  Ertrag  der  ganzen  Bodenwirtschaft  zu  besteuern. 

Ist  jedoch  das  Steuersystem  so  gestaltet,  dass  der  Forderung 
gerechter  Steuerverteilung  durch  Besteuerung  lediglich  der  Ertrags- 
fahigkeit  des  nackten  Grund  und  Bodens  Rechnung  getragen  wird, 
dann  darf  ebenfalls  ein  Unterschied  zwischen  aussetzendem  und 
jährlichem  Betriebe  nicht  bestehen.  Beide  Betriebe  sind  unter  sol- 
chen Umständen  nur  mit  der  Bodenrente  oder  Grundrente  zur 
Grundsteuer  heranzuziehen;  und  wenn  man  in  diesem  Falle  einen 
Vergleich  zwischen  der  beiderseitigen  Steuerbelastung  ziehen  will, 
dann  muss  für  beide  Betriebe  von  der  nackten  Fläche  ausgegangen 
werden.  Die  Besteuerung  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes  oder 
der  Betriebsklasse  nach  dem  Waldreinertrage,  —  vom  Endres'- 
schen  Steuerstandpunkte  bezüglich  des  aussetzenden  Betriebs,  d.  h. 
von  der  Kahlfläche  aus  betrachtet,  —  läuft  tatsächlich  auf  die  Be- 
steuerung der  Bodenrente  hinaus. 

■Entspricht  es  denn  nicht  auch  allein  der  theoretischen  Auf- 
fassung, wonach  der  jährliche  Nachhaltbetrieb  nichts  anderes 
ist,  als  ein  Komplex  von  u  Holzbeständen,  von  denen  jeder  ein- 
zelne im  aussetzenden  Betriebe  bewirtschaftet  wird,  dass  zwischen 
der  Besteuerung  des  aussetzenden  und  des  jährlichen  Betriebs, 
einerlei  ob  es  sich  um  die  Einkommen-  oder  die  Grund-  oder 
die  Vermögenssteuer    handelt ,    kein    Unterschied    bestehen    darf, 


wenn  anders  jene  Auffassung   Anspruch    auf  Richtigkeit    machen 
will?') 

Wenn  Endres  die  Besteuerung  des  arithmetischen  Durch- 

Schnittsertrags  nach  der  Formel  --    grundsätzlich   und  unbedingt 

mit  der  Begründung  verurteilt,  die  Einzelwaldparzelle  werde  dabei 
als  Flacheneinheit  eines  Nachhaltswaldes  mit  jährlichem  Betriebe  be- 


eines  Holzvorratskapitals  mitbesteuern,  das  gar  nicht  vorhanden 
sei,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dass  tatsächlich  jede  einzelne 
Waldparzelle  als  ein  Glied  eines  jährlichen  Nachhaltbetriebes  zu 
denken  ist,  der  allerdings  nicht  im  Besitze  einer  einzigen  Person 
sich  befindet,  sondern  im  Eigentum  einer  Mehrheit  von  Steuerpflich- 
tigen, und  dass  ferner  bei  jedem  aussetzenden  Forstbetriebe  ein  Holz- 
vorratskapital  in  wechselnder  Höhe  von  0  bis  zum  Betrage  An  vor- 
handen ist.  Im  Durchschnitte  einer  Umtriebszeit  beträgt  das  Holz- 
vorratskapital des  aussetzenden  Betriebes  genau  so  viel  wie  das- 

jenige  des  jährlichen  Betriebes,  nämlich  -■  -,  und  da  die  Durchschnitts- 
rechnung ein  Charakteristikum  der  bestehenden  Grundsteuergesetze 
ist  —  auch  die  Bodenrente  ist  eine  DurchschnittszifFer !  — ,  so  liegt 
kein  triftiger  Grund  vor,  beim  aussetzenden  Betriebe  das  Holzvor- 
ratskapital unbesteuert  zu  lassen.     Nicht  nur  die  Besteuerung  der 

')  Als  wir  die  Abhandlung  von  Endres  ober  die  Besteuerung  des  Waldes 
im  1899er  Forstwiss.  Centralbl.  und  den  Urich'schcn  Aursatz  Aber  die  Besteue- 
rung der  Waldungen  im  Grossherzogtum  Hessen  im  1900er  Jahrgange  derselben 
Zeitschrili  zum  ersten  Male  studierten,  war  es  uns  a  priori  klar,  dass  Endres 
mit  seiner  Forderung  der  verschieden  hohen  Besteuerung  des  aussetzenden  und 
des  jahrlichen  Forstbetriebs  sich  in  einem  Irrtume  befinden  müsse.  Für  die  Ein- 
kommen- und  für  die  Vermögensbesteuerung  haben  wir  das  Irrtümliche  der 
Endres'schen  Auffassung  in  einer  Abhandlung  im  1901er  Jahrgange  des  Forst- 
wissenschaftlichen Cenlralblattes  nachgewiesen,  aber  Endres  hat,  trotz  auch 
noch  von  anderer  Seite  gemachten  Einwendungen,  seinen  Standpunkt  nach  jeder 
Richtung  hin,  sowohl  im  Referate  für  die  Eisenacher  Hauptversammlung  des 
deutschen  Forslvereins  wie  in  dem  Abschnitte  über  Waldbesteuerung  in  seiner 
Forstpolitik,  aufrecht  erhalten.  Er  hat  dadurch  zu  weiterem,  scharfen  Nachdenken 
über  diese  theoretisch  wie  praktisch  wichtige,  allerdings  auch  schwierige  Materie 
angeregt,  und  das  Ergebnis  davon  ist,  dass  für  uns  jetzt  auch  hinsichtlich  der 
■  Grundsteuer  kein  Zweifel  mehr  besteht,  dass  die  Endres'schen  Vorschlage  ver- 
fehlt sind.  Endres  bleibt  jedoch  das  Verdienst,  die  Waldbesteuerungsfrage  zum 
ersten  Male  dem  heutigen  Stande  des  allgemeinen  Steuerwesens  entsprechend 
behandelt  und  dadurch  die  Veranlassung  zum  weiteren  Ausbau  dieses  Gebietes 
der  Forstpolitik  gegeben  zu  haben. 
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Betriebsklasse,  d.  h.  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes ,  soll  eine 
Boden-  und  Kapitalbesteuerung  zugleich  sein,  sondern  auch  die  Be- 
steuerung des  aussetzenden  Betriebes.  Vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus,  der  bei  der  Besteuerung  allein  massgebend  sein  kann, 
liefert  nicht  nur  der  Boden  Ertrag,  sondern  auch  das  jeweils  vor- 
handene Holzbestandskapital,  und  wenn  deshalb  der  Nachhaltbe- 
trieb mit  der  Rente  des  Bodens  und  des  Holzvorrats,  d.  h.  mit  der 
Waldrente  oder  dem  Waldreinertrage  zur  Steuer  herangezogen 
wird,  so  ist  es  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  auch  beim 
aussetzenden  Betriebe  die  Rente  oder  der  Zins  des  Holzvorrats- 
kapitals mitbesteuert  wird.  Am  richtigsten  wäre  es  nun,  die  je- 
weilige Waldrente,  d.  h.  den  jährlichen  Wertszuwachs,  des  aus- 
setzenden Betriebes  zur  Grundsteuer  heranzuziehen.  So  lange  aber 
unsere  Grundsteuergesetze  prinzipiell  nicht  den  wirklichen  jahr- 
lichen Ertrag  besteuern,  sondern  einen  durchschnittlichen,  mittleren 
Ertrag,  so  lange  bleibt  nichts  anderes  tlbrig,  als  den  aussetzenden 

Betrieb  nach  seinem  Durchschnittsertrage  — ^  steuerlich  zu  erfassen. 

Endres  sagt  hierzu  noch  folgendes:  „Beträgt  die  Steuerquote 
9V0,  dann  hat  der  Waldbesitzer  60') -0,9  — 5,40  M  jahrlich  an  Grund- 
steuer zu  zahlen,  mithin  um  5,40  —  0,89*) —  4,51  M  zuviel!  Dies 
ist  eben  darauf  zurückzuführen,  dass  in  dem  Durchschnitlsertrag 
von  60  M  an  Holzvorratszinsen  60  —  9,88  ^  50,12  M  enthalten  sind, 
welche  der  Waidbesitzer  im  vorliegenden  Fall  niemals  bezieht, 
sondern  nur  dann  beziehen  würde,  wenn  ausser  diesem  einen  Hektar 
noch  99  andere,  mit  der  normalen  Altersstufenfolge  bestockte  Flächen- 
einheiten vorhanden  wären." 

Zunächst  sei  hierzu  bemerkt,  dass  es  im  Schlusssatze  unseres 

Erachtens  richtiger  heissen  würde : beziehen  würde,   wenn 

dieser  eine  Hektar  mit  Holz  von  i  bis  100  Jahren  bezw.  0  bis 
99  Jahren  zu  gleichen  Teilen  bestockt  wäre ,  also  im  Nachhaltbe- 
triebe bewirtschaftet  würde.  —  Ausserdem  ist  es  aber  nicht  richtig, 
dass  der  Besitzer  des  aussetzenden  Betriebs  die  Holzvorratszinsen 
von  50,12  M  niemals  bezieht.  Tatsächlich  bezieht  er  sie  im  Ab- 
triebsertrage Au  =  6000  M,  denn  dieser  setzt  sich  aus  sämtlichen 
Wertszuwachsen  der  Umtriebszeit  zusammen,  nicht  nur  aus  den 
Bodenrenten,  und  die  Wertszuwachse  enthalten  auch  die  Zinsen 


,.  Au  _  6000 
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2)  Steuer    von 
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der  jeweiligen  Holzbestandskapitale.  Je  nach  dem  Alter  des  im 
aussetzenden  Betriebe  stehenden  Bestandes  geht  aber  der  Abtriebs- 
ertrag Au  =^6000  M.  in  I  bis  100  Jahren  ein,  und  huldigt  man  nun, 
wie  Endres,  der  Auffassung,  dass  nur  die  Besteuerung  des  Ab- 
triebsertrags Au  zur  Zeit  seines  Bareinganges  richtig  und  gerecht 
ist,  dann  zahlt  bei  der  jährlichen  Besteuerung  der  Bodenrente  nur 
der  Besitzer  des  o-j3hrigen  Bestandes  die  richtige  Steuersumme, 
während  die  Besitzer  aller  übrigen  Altersstufen  (i— 99-jährig)  zu 
wenig  Steuer  zahlen.  Die  gleiche  Auffassung  als  richtig  voraus- 
gesetzt, entrichten  dagegen  bei  der  Besteuerung  des  Durchschnitts. 

ertrags  — "  nur  die  Besitzer  der  älteren  Bestände  (im  Beispiele :  derüber 

61 -jährigen  Bestände)  dauernd  zu  wenig  Steuer,  während  die  Besitzer 
der  jüngeren  Altersstufen  (unter  61  Jahren)  dauernd  zu  viel  Steuer 
zahlen,  so  dass  hierbei  wenigstens  ein  Ausgleich  in  bezug  auf  die 
Gesamtheit  der  Besitzer  stattfindet,  der  bei  der  Besteuerung  der 
Bodenrente  fehlt. 

Geht  man  jedoch  von  der  unseres  Erachtens  richtigen  Ansicht 
aus,  dass  die  Besteuerung  des  jährlichen  Wertszuwacbses  allein  der 
Forderung  gerechter  Steuerverteilung  entspricht,  dann  werden  bei 
Besteuerung  der  Bodenrente  die  Besitzer  sämtlicher  Altersstufen 
viel  zu  niedrig  besteuert,  während  bei  der  Besteuerung  des  durch- 


seines  Bestands  zu  viel,  im  Alter  dagegen  zu  wenig  Steuer  zahlt, 
sodass  hier  sogar  bei  jedem  einzelnen  Besitzer  im  Laufe  des  Um- 
triebs  ein  Ausgleich  stattfindet. 

Es  steht  also  fest,  dass  die  Besitzer  je  einer  einzelnen  Wald- 
parzelle bei  der  Durchschnittsertrags  -  Besteuerung  je  nach  dem 
Steuerstandpunkte,  den  man  einnimmt,  entweder  dauernd  zu  viel 
oder  dauernd-  zu  wenig  bezw.  nur  zeitweise  zu  viel  und  zeit- 
weise zu  wenig  Steuer  zahlen ,  aber  selbst  im  ersteren  Falle 
findet  ein  Ausgleich  statt,  so  dass  die  Gesamtheit  von  u  Wald- 
besitzern ,  von  denen  jeder  eineine  eine  Waldparzelle  besitzt , 
derart  dass  sämtliche  Bestände  sich  zu  einer  im  jährlichen  Nach- 
haltbetriebe stehenden  Betriebsklasse  ergänzen,  die  richtige  Steuer- 
summe zahlt,  genau  ebenso  viel  wie  der  Besitzer  einer  Be- 
triebsklasse von  gleicher  Grösse,  Standortsgüte,  Holzart  und  Um- 

triebszeit,  nämlich  u  ■  -"  -  o,oq  —  Au  ■  o,oq  ■  [q  =  Steuerfussoder  Steuer- 
quote]. Zweifellos  ist  aber  der  Staat  als  Steuerempfanger  be- 
rechtigt, diese  Grundsteuersumme  von  der  Betriebsklasse  zu  fordern, 
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einerlei  ob  dieselbe  sich  im  Besitze  einer  oder  mehrerer  Personen 
befindet 

Der  Waldbesitzer,  der  1  ha  Wald  besitzt,  wovon  je  ^iuo  =  ]  a 
mit  c  bis  99-jahrigem  oder  1  bis  loo-jährigem  Holze  bestockt  ist 
(Plenterbetrieb  z.  B.),  zahlt  in  100  Jahren  bei  Besteuerung  der  Wald- 

rente  ebenso  viel  Grundsteuer,  nämlich  100  — "    OjOq  wie  derjenige 

Waidbesitzer,  der  1  ha  Wald,  mit  Holz  von  gleichem  Alter  bestockt, 
sein  eigen  nennt,  nach  der  Besteuerung  des  Durchschnittsertrags 
entrichtet.    Er  bezieht  allerdings  den  Geldreinertrag  A,oo  erst  nach 

einer  kürzeren  oder  längeren  Reihe   von  Jahren,   im  Mittel  in  — 

Jahren,  dafür  aber  auch  auf  einmal,  während  der  Besitzer  der  Be- 

j^ 
triebsklasse  von  i  ha  Grösse  alljährlich  nur  -  '-—  vereinnahmt. 

'  IOC 

Die   kleinen  Härten,    die  durch    die  Besteuerung    des  Durch- 


der  Grundsteuer,  wie  sie  uns  in  den  heute  gültigen  Grundsteuer- 
gesetzen entgegentritt;  sie  wurzeln  nicht  in  der  Auffassung,  die  den 
Wertszuwachs  als  steuerbaren  Ertrag  ansieht.  Die  heutige  Grund- 
steuer ist  starr  und  stabil  und  operiert  nicht  mit  der  jeweiligen, 
wirklichen  Waldrente,  Würde  sie  in  der  Weise  umgestaltet  werden, 
dass  sie  die  wirklichen  Reinerträge  träfe,  dann  würden  jene 
Härten  verschwinden.  Auch  dann  würde  allerdings  die  Tatsache 
nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden,  dass  beim  aussetzenden  Be- 
triebe der  Besitzer  jährlich  Steuer  zahlt,  obwohl  er  nicht  jährlich 
Bareinnahmen  zu  verzeichnen  hat.  Allein  bei  der  Besteuerung 
des  Durchschnittsertrages  und  der  Bodenrente  ist  dies  nicht  anders. 
Und  schliesslich  ist  diese  Tatsache  keine  ausschliessliche  Eigen- 
tümlichkeit der  Grundsteuer,  sondern  sie  kann  bei  allen  Steuer- 
arten, und  bei  Kapitalisten  und  Gewerbetreibenden  so  gut  vor- 
kommen wie  bei  Grundbesitzern. 

Um  die  mit  der  Besteuerung  des  durchschnittlichen  Reiner- 
trages verknüpften  Ungleichmässigkeiten  zu  vermeiden,  wurde  bereits 
in  der  IV.  von  Wimmenauer  herausgegebenen  Auflage  der 
G,  Hey  e  r'schen  Anleitung  zur  Waldwertrechnung  der  Vorschlag 
gemacht,  die  Steuerkapitalien  jährlich  oder  periodisch,  dem  wach- 
senden Bestandswerte  folgend,  neu  zu  veranschlagen.  Dieses  Ver- 
fahren erklärt  nunEndres  für  unrichtig.  Er  begründet  sein  Urteil 
damit,  dass  die  Grundsteuer  als  Ertragssteuer  nicht  das  Boden- 
kapital   als   solches,   sondern    die    Ertragsfähigkeit    des  Bodens, 
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welche  nach  dem  erreichbaren,  durchschnittlichen,  jahrlichen  Ertrag 
festgesetzt  werde,  besteuere.  Der  jahrliche  Ertrag  werde  nur  ein- 
mal, nämlich  im  Jahre  seines  Anfalles,  besteuert,  im  folgenden 
Jahre  nicht  mehr.  Die  Steuer,  welche  der  Eigentümer  im  nächsten 
Jahre  bezahle,  werde  von  dem  nächstjährigen  Ertrage  entrichtet, 
nicht  mehr  vom  vorhergehenden  oder  nachfolgenden.  Von  diesem 
im  Wesen  der  Ertragssteuer  begründeten  Prinzip  sei  nun  die  jahr- 
liche oder  periodische  Besteuerung  des  Walderwartungswertes 
grundverschieden.  Denn  auf  diesem  Wege  werde  in  jedem  folgen- 
den Jahre  der  Walderwartungswert  des  vorhergehenden  Jahres 
immer  wieder  mitbesteuert,  obwohl  jeder  einzelne  Wert  nur  als 
Summe  der  bisher  entstandenen,  aber  noch  nicht  flüssig  gewordenen 
Erträge  anzusehen  sei.  Mit  anderen  Worten:  die  aufgespeicherten, 
jahrlichen  Erträge  würden  vom  Jahre  ihrer  Entstehung  ab  bisr  zum 
Abtriebsalter  immer  wieder  zur  Steuer  herangezogen,  wahrend 
jeder  Ertrag  nur  einmal  steuerpflichtig  sein  solle.  Diese  Darstel- 
lung des  Heyer-Wimmenauer'schen  Vorschlags  ist  eine  schiefe. 
Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  nach  jenem  Vorschlage 
nicht  der  Walderwartungswert  selbst,  sondern  die  Rente  oder  der 
Ertrag  dieses  Wertes  von  der  Steuer  getroffen  werden  soll.  Der 
Einrichtung  vieler  Grundsteuerkataster  entsprechend  ist  in  dem 
Abschnitte  Ober  die  Besteuenmg  der  Wälder  des  genannten  Werkes 
stets  nur  von  den  Waldsteuerkapitalien  die  Rede;  damit  soll 
aber  doch  keineswegs  gesagt  sein,  dass  d^r  Watdwert  selbst  die 
Steuerquelle  ist;  die  Steuer  soll  natürlich  von  der  jeweiligen  Wald- 
rente, d.  h.  von  dem  Werte  W-o,op  =  (B4-H)-o,op  erhoben 
werden.  Kasst  man  aber  den  Heyer  —  Wimmenauer'schen 
Vorschlag  in  diesem  Sinne  auf^),  in  welchem  er  mit  unserem  Vor- 
schlage der  Besteuerung  des  Wertszuwachses  bei  der  Einkommen- 
steuer und  event.  auch  bei  der  Grundsteuer  übereinstimmt,  dann 
sind  die  Gründe,  die  von  Endres  gegen  dieses  Verfahren  vor- 
gebracht werden,  hinfällig,  und  ausserdem  geht  aus  der  Endres'- 
schen  Darstellung  mit  besonderer  Klarheit  und  Deutlichkeit  hervor, 
dass  die  Besteuerung  der  jährlichen  Bodenrente  —  die  Besteuerung 
der  Zinsen  der  Betriebskapitalien  in  sonstigen  Unternehmungen, 
wie  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  vorausgesetzt!  —  eine 
ungerechte  Begünstigung  der  Besitzer  von  im  aussetzenden  Betriebe 

')  Abgesehen  vom  Old  en  burgischen  Einkommensteuei^csctz  vom  Jahre 
1864  finden  wir  hiernach  in  dem  Hey er'schen  Werke  zum  ersten  Male  die 
Forderung  der  Besteuerung  der  jeweiligen  Waldrente  oder  des  jährlichen  Werts- 
Zuwachses  zum  Ausdnick  gebracht. 


DigmzcdbyGoOgle 


stehenden  Waldungen  bedeutet.  Fragt  man  sich  nämlich,  welcher 
Ertrag  denn  jährlich  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  anfällt,  die 
Bodenrente  oder  der  reine  Wertszuwachs,  so  kann  doch  die  Ant- 
wort unmöglich  anders  lauten  als:  der  Wertszuwachs.  Es 
werden  nicht  —  wie  Endres  sagt  —  die  aufgespeicherten,  jähr- 
lichen Erträge  vom  Jahre  ihrer  Entstehung  ab  bis  zum  Abtriebs- 
alter immer  wieder  zur  Steuer  herangezogen,  während  jeder 
Ertrag  nur  einmal  steuerpflichtig  sein  soll,  sondern  nur  der 
jeweilige  Ertrag  des  Steuer-Veranlagungsjahres  wird  steuer- 
lich erfasst.  Die  Erträge  sämtlicher  vorhergegangenen  Jahre  sind 
zu  Betriebskapitalien,  d.  h.  zu  Vermögenswerten,  geworden,  die 
nun  ebenfalls  als  werbende  Kapitalien  Zinsen  tragen,  und  der 
Zins,  d.  h,  der  Ertrag,  dieser  früheren  Erträge  wird  allerdings, 
und  zwar  mit  vollem  Rechte,  im  Wertszuwachse  =  {B+H)-o,op 
mitbesteuert,  denn  auch  bei  dem  Sparkassen -Guthaben,  dessen 
Zinsen  nicht  alljährlich  abgehoben  werden ,  und  dessen  Werts- 
mehrung auch  von  Endres  als  durchaus  vergleichbar  mit  der- 
jenigen des  aussetzenden  Forstbetriebes  erklärt  wird ,  wird  der 
Zins  der  Erträge,  d.  h.  der  Zinsen,  der  voraufgegangenen  Jahre 
alljährlich  von  der  Steuer  erfasst. 

Bezüglich  der  beiden  Schnittspahn'schen  Besteuerungsvor^ 
schlage  können  wir  uns  in  der  Hauptsache  auf  das  im  Abschnitte 
über  die  Einkommensteuer  hierüber  Gesagte  beziehen.  Die 
dauernde  Besteuerung  der  Rente  des  zufällig  vorhandenen 
Walderwartungswertes  (I.  Vorschlag}  berücksichtigt  in  keiner  Weise 
die  vorher  für  die  Waldparzelle  gezahlten  Steuern;  ferner  verewigt 
sie  gewissermassen  den  jetzigen  Zustand  des  Waldes  und  wirkt  daher 
ungerecht.  Der  erste  Vorschlag  Schnittspahn's  kann  daher  eben- 
sowenig für  die  Grundsteuer  wie  für  die  Einkommensteuer  emp- 
fohlen werden.  Anders  dagegen  verhält  es  sich  mit  seinem  zweiten 
Vorschlage,  den  aussetzenden  Betrieb  nach  dem  Walderwartungs- 
werte der  halben  Umtriebszeit  zur  Grundsteuer  heranzuziehen. 
Gemeint  ist  natürlich  die  Rente  dieses  Walderwartungswertes, 
die  vom  arithmetischen,  durchschnittlichen  Reinertrage  im  grossen 
ganzen  wenig  abweichen  wird.  Unser  Urteil  Ober  die  Besteuerung 
des  letzteren  gilt  daher  auch  für  den  zweiten  Schnittspahn'schen 
Vorschlag.  So  lange  unsere  Grundsteuergesetze  nicht  prinzipiell 
die  wirklichen  Renten,  sondern  die  durchschnittliche  Ertrags- 
fähigkeit  der  bodenwirtschaftlichen  Betriebe  treffen  wollen,  so  lange 
ist  auch  die  Besteuerung  der  Rente  des  Walderwartungswertes 
der  halben  Urntriebszeit  gerechter  als  die  Besteuerung  der  durch- 
schnittlichen Bodenrente.  Das  Urteil  von  Endres  über  diesenVor- 


schlag  halten  wir  daher  der  jetzt  gültigen  Grundbesteuening  gegen- 
über nicht  für  gerechtfertigt. 

Der  Fehler  der  Endres'schen  GrundsteuervorschlSge  beruht 
auf  der  gleichen,  unrichtigen  Auffassung  vom  forstlichen  Ertrage, 
wie  er  auch  in  seinem  Standpunkte  hinsichtlich  der  Einkommen- 
besteuerung zum  Ausdrucke  gelangt.  Endres  geht  bei  seinem 
ganzen  zweifellos  in  sich  geschlossenen  Steuersysteme  von  der 
Auffassung  aus,  beim  aussetzenden  Betriebe  sei  —  abgesehen  von 
den  Zwischen-  und  Nebennutzungen  —  eigenüich  erst  am  Ende 
der  Umtriebszeit  eine  Steuer  fällig,  weil  erst  zu  dieser  Zeit  der 
Ertrag  Au  eingehe,  d.  h.  fltlssig  werde;  und  indem  Endres  nun 
diesen  Betrag  auf  die  einzelnen  u  Jahre  der  vorausgegangenen 
Umtriebszeit  nach  der  Rentenrechnung  verteilt,  gelangt  er  bei  der 
Grundsteuer  zur  Besteuerung  der  jährhchen  Bodenrente.  Gegen 
diese  Auffassung  ist  jedoch  einmal  einzuwenden,  dass  es  die  reine 
WillkOr  bedeutet,  sich  gerade  auf  den  Nullpunkt  des  aussetzenden 
Betriebes,  d.  h.  auf  den  Zeitpunkt  der  BestandsbegrQndung,  zu 
stellen,  was  Endres  mit  der  Verteilung  der  im  Jahre  u  fälligen 
Steuer  tatsächlich  tut.  Das  wäre  nur  dann  richtig,  wenn  alle  im 
aussetzenden  Betriebe  stehenden  Bestände  bei  der  Einführung  der 
Steuer  gerade  begründet  worden  wären.  Das  trifft  aber  doch 
nicht  zu!  Vermeidet  man  unter  Aufrechterhaltung  des  Grundsatzes, 
dass  die  Steuer  theoretisch  eigentlich  erst  bei  der  Flüssigmachung 
des  Abtriebsertrages  fällig  ist,  diese  WillkOr,  in  dem  man  je  nach  dem 
Alter  des  Bestandes  die  Verteilung  der  beim  Abtriebe  des  Bestandes 
fälligen  Steuer  von  verschiedenem  Standpunkte  aus  vornimmt, 
dann  gelangt  man  zu  dem  ersten  Vorschlage  Schnittspahn's. 
Geht  man  aber  von  der  Endres'schen  Steueraufiassung  ganz  ab, 
und  huldigt  der  Auffassung,  wonach  Ertrag  nicht  identisch  ist  mit 
Bar-Einnahme,  sondern  wonach  der  Ertrag  in  verschiedener  Geld- 
wert besitzenden  Form  auftreten  kann,  und  wonach  er  stets  auf 
das  Konto  desErzeugungsjahres  zu  setzen  ist,  dann  liefert  auch 
der  aussetzende  Forstbetrieb  alljährlich  in  der  JahresHolzproduk- 
tion,  d.  h.  im  reinen  Wertszuwachse  des  Waldes,  Reinerträge. 
Diese  werden  zwar  nicht  alljährlich  genutzt ,  d.  h.  in  Geld  umge- 
setzt, sie  sind  auch  nicht  immer  alsbald  nach  ihrer  Erzeugung 
nutzbar,  aber  trotz  alledem  sind  es  Erträge,  die  das  Zahlen  von 
Steuer  rechtfertigen,  weil  der  Waldbesitzer  um  den  Jahresertrag 
reicher  wird,  sein  Vermögen  sich  also  erhöht.  Diese  Auffassung 
fahrt  theoretisch  zur  Besteuerung  des  Wertszuwachses  auch  bei 
der  Grundbesteuerung;  aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass  unsere 
heute  gültigen  Grundsteuergesetze  sämtlich  nicht  die  wirklich  er- 
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zielten  Erträge,  sondern  die  durchsclinittliche  Ertragsfähigkeit  (sei 
es  nun  des  Bodens  oder  des  ganzen  Betriebs)  zu  erfassen  suchen, 
muss,  so  lange  dieser  Grundsatz  besteht,  der  Besteuerung  des  durch- 
schnittlichen Reinertrags  I— ^j   das  Wort  geredet  werden.     Sie  ist 

zweifellos  bei  der  die  Rente  des  bodenwirtschaftlichen  Betriebs, 
und  nicht  nur  den  Bodenertrag,  treffenden  Grundsteuer  richtiger 
und  gerechter  als  die  Besteuerung  der  durchschnittlichen,  jährlichen 
Bodenrente.  Die  Grundsteuer  soll  eben  nicht  den  u-jährigen  Ertrag 
des  Waldes  im  Abtriebsertrage  treffen,  sondern  den  i-jährigen  Er- 
trag, ebenso  wie  die  Einkommensteuer  nicht  das  u-jährige,  sondern 
das  i-jährige  Einkommen  zu  erfassen  hat.  Der  i-jährige  Ertrag  des 
Waldes  ist  aber  nicht  die  Bodenrente,  sondern  der  reine  Werts- 
zuwachs in  seiner  wirklichen  oder  —  aus  obigem  Grunde  —  in 
seiner  durchschnittlichen  Grösse. 

Was  schliesslich  die  Ermittelung  des  Reinertrags  des  Waldes 
im  Sinne  des  jährlichen  Wertszuwachses  betrifft,  so  kann  hierüber 
auf  das  im  Abschnitte  über  die  Einkommensteuer  Ausgeführte  ver- 
wiesen werden. 

Die  Ermittlung  des  sogenannten  Waldreinertrags  des  Nach- 
haltswaldes bezw.  des  arithmetischen  Durchschnittsertrags  des  im 
aussetzenden    Betriebe   stehenden  Waldes    nach    der   abgekOfzten 

A 
Formel     -  bietet  keine  Schwierigkeiten.     Die  gewöhnliche,  voll- 
ständige Schreibweise  der  Formel  ist  folgende: 

A„  +  D-  +  -  ■  ■■.■+Dq-c-u.v 
u 

Bei  Berücksichtigung  der  Waldnebennutzungen  ist  im  Zähler 
noch  N  hinzuzusetzen,  worunter  der  Wert  der  jährlich  anfallenden 
Nebennutzungen  von  u  i-  bis  u-jahrigen  Flächeneinheiten  oder  der 
Wert  der  von  einem  ha  im  Laufe  eines  Umtriebs  gewonnenen 
Nebennutzungen  zu  verstehen  ist. 

Bei  der  Katastrierung  der  Waldungen  ist  es  naturgemass 
noch  weniger  als  bei  der  Aufstellung  des  landwirtschaftlichen  Ka- 
tasters erforderlich,  bei  jeder  einzelnen  Waldparzelle  die  Ertrags- 
fähigkeit festzustellen.  Es  genügt  vielmehr,  die  Waldungen  nach 
Holz-  und  Betriebsarten  einzuteilen  und'für  die  verschiedenen  Stand- 
orts- bezw,  Ertragsklassen  typische  Musterbestände  auszuwählen, 
deren  Naturalerträge,  getrennt  nach  Haubarkeits-,  Zwischen-  und 
Nebennutzungen,  zu  ermitteln  imd  nach  ihnen  die  sämtlichen  übrigen 
Waldungen  der  Gemarkung  etc.  einzuschätzen  (Bonitierung).  Hierauf 
sind  die  erntekostenfreien  durchschnittlichen   Versteigerungspreise 
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der  letzten  Jahre  zu  ermittein,  mit  den  Naturalerträgen  zu  multi- 
plizieren und  die  gegendQblichen  durchschnittlichen  Kultur-  etc.  und 
Verwaitungskosten  festzustellen.  Setzt  man  alle  diese  Zahlen  in 
die  obige  Formel  ein,  so  ergibt  sich  der  Waldreinertrag  bezw.  der 
arithmetische  Durchschnittsertrag  pro  Flächeneinheit  als  Grundsteuer 
oder  Katastralreinertrag.  Hiervon  wird  schliesslich  noch  event. 
der  Jahreswert  der  auf  dem  Walde  ruhenden  Berechtigungen  und 
Reallasten  in  Abzug  gebracht,  wodurch  sich  der  steuerpflichtige 
Reinertrag  pro  ha  ergibt,  nach  welchem  die  Grundsteuer  des  Wald- 
besitzers berechnet  wird.  Die  Steuerbemessungsgrundlage  jedes 
einzelnen  Waldgnmdstückes  bildet  das  Produkt  aus  der  produktiven 
Flache  und  dem  Katastralreinertrage,  event.  nach  Abzug  der  auf 
dem  Walde  ruhenden  Lasten.  Die  letzteren  sind  mit  ihrem  Nutzungs- 
werte dem  Bezugsberechtigten  in  Steuerkapitalsansatz  zu  bringen. 
Hinsichtlich  der  Verwaltungskosen  ist  zu  beachten,  dass  nicht  allen 
Waldbesitzern  wirklich  Verwaltungskosten  erwachsen,  so  z.  B, 
meistens  den  Eigentümern  der  kleinen  Privatwaldungen  nicht. 
Hier  verwaltet  der  Bauer  seinen  Waldbesitz  selbst,  oder  er  holt 
sich  nur  ab  und  zu  bei  einem  Forsttechniker  unentgeltlichen  Rat, 
während  der  Besitzer  mittelgrosser  Waldungen  und  vor  allem  der 
Grosswaldbesitzer  meist  gezwungen  sind,  sich  ein  eigenes  Forst- 
verftraltungspersonal  zu  halten,  weil  zur  Erlangung  der  forsttech- 
nischen Kenntnisse  ein  besonderes  Studium  erforderlich  ist,  dem 
der  Waldbesitzer  nur  selten  in  einem  solchen  Masse  obgelegen  hat, 
dass  er  sein  eigener  Forstverwaltungsbeamter  und  Wirtschafter  sein 
kann.  Die  Verhältnisse  Hegen  somit  bezüglich  der  Verwaltungs- 
kosten nicht  einheitlich,  allein  die  Grundsteuer,  wie  sie  sich  in  den 
Steuergesetzen  ausgebildet  hat,  trifft  nicht  die  wirklichen  Erträge, 
sondern  mittlere  Durchschnittserträge,  und  es  lässt  sich  daher,  so 
lange  der  Grundsteuer  dieser  rein  objektive  Charakter  verbleibt  — 
jedes  Waldgrundstock  verursacht  Verwaltungsarbeit!  —  nichts 
dagegen  einwenden,  dass  für  sämtliche  Waldungen  ein  bestimmter, 
mittlerer  Betrag  von  Verwaltungskosten  in  Ansatz  gebracht  wird. 

3.  In  der  Gesetzgebimg. 

A.  Nach   allgemeinen  Gesichtspunkten. 

Die  Grundsteuergesetzgebung  hat  sich  im  Laufe  der  Zeiten 
sehr  verschieden  entwickelt  und  gestaltet.  Die  heute  noch  gültigen 
Grundsteuergesetze  stammen  in  den  wesentlichsten  Punkten  zumeist 
aus  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts. 

Abgeschafft    und    durch  die  Vermögenssteuer   („Ergänzungs- 
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Steuer")  vollständig  ersetzt  ist  die  staatliche  Grundsteuer,  wie  oben 
schon  erwähnt  wurde,  nur  in  Preussen,  Hessen  und  in  Baden.  In 
allen  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  ist  sie  noch  in  Geltung;  aller- 
dings hat  sie  in  den  meisten  dieser  Staaten  gegenüber  früher  eine 
untergeordnetere  Bedeutung,  da  sie  —  mit  Ausnahme  von  Bayern, 
Elsass-Lothringen,  den  beiden  Mecklenburg  und  Reuss  ä.  L.  —  zur 
Neben-  oder  Ergänzungssteuer  für  das  Einkommen  bezw.  den  Er- 
trag aus  dem  Grundbesitze  herabgesunken,  und  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer als  Hauptsteuer  an  die  Stelle  der  Ertragssteuern  ge- 
treten ist.  In  einigen  dieser  Staaten,  nämlich  in  Sachsen  und  Braun- 
schweig, hat  die  Grundsteuer  als  Staatssteuer  femer  noch  dadurch 
an  Bedeutung  verloren,  dass  ein  Teil  der  Grundsteuerbeträge  den 
Gemeinden  überwiesen  ist,  während  der  Staat  sich  durch  die  Ein- 
führung der  Vermögenssteuer  schadlos  gehalten  hat.  Auch  Sachsen- 
Gotha  hat  die  Grundsteuer  zum  grossen  Teile  durch  die  Vermögens- 
steuer ersetzt. 

Die  Tendenz  der  modernen  Steuergesetzgebung  Deutschlands  j 
geht  zweifellos   dahin ,  die   Ertragssteuern    und  insbesondere   die  i , 
Grundsteuer    aus  dem    staatlichen  Steuersysteme  gänzlich    auszu-; 
scheiden  und  sie  den  Kommunen  als  Einnahmequellen  zu  überlassen., 

a)  Waldrente  oder  Bodenrente.  Was  die  Bemessung  des 
steuerbaren  Ertrags  betrifft,  so  kann  man  in  der  deutschen 
Grundsteuergesetzgebung  drei  verschiedene  Systeme  unterscheiden: 

1.  Sowohl  beim  jahrlichen  Nachhält-  wie  beim  aussetzenden 
Betriebe  bildet  die  Waldrente  die  Steuerbemessungsgrundlage, 

Dieser  Grundsatz  hat  im  Württembergischen,  im  Badi- 
schen ,  im  österreichischen  und  in  allen  übrigen,  unter  2  und  3 
nicht  genannten  Grundsteuergesetzen  Geltung  erlangt.  Der  oben 
schon  mehrfach  hervorgehobenen  Eigentümlichkeit  sämtlicher  heute 
gültigen  Grundsteuergesetze,  dass  sie  nicht  die  wirklichen  Erträge, 
sondern  die  Ertragsfähigkeit  treffen,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  die 
Besteuerung  der  Waldrente  beim  aussetzenden  Betriebe  durch  die 
Erfassung  des  arithmetischen  mittleren  Durchschnittsertrags  er- 
folgt. Die  im  Laufe  einer  Umtriebszeit  erfolgenden  Erträge  ab- 
züglich der  Wirtschaftskosten  werden  durch  die  "Umtriebszeit  divi- 
diert, und  auf  diese  Weise  wird  jede  Einzelwaldparzelle  als  ein 
Glied  einer  ganzen  Betriebsklasse  betrachtet. 

2.  Beide  Betriebe  werden  nach  der  Bodenrente  besteuert, 
das  konstante  oder  wechselnde  Holzvorrats-  oder  Holzbestands- 
kapital wird  bei  dieser  Besteuerungsart  zur  Grundsteuer  überhaupt 
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nicht  herangezogen.  Ein  Unterschied  zwischen  aussetzendem  und 
jahrlichem  Betriebe  wird  auch  bei  diesem  Systeme  nicht  gemacht. 
Halt  man  sich  an  das  Wort  Grundsteuer,  wonach  streng 
genommen  nur  der  Ertrag  oder  die  Ertragsfahigkeit  des  Grund 
und  Bodens  von  der  Grundsteuer  getroffen  werden  soll,  dann  ent- 
spricht nur  dieses  System  der  Besteuerung  dem  Begriffe  der  Grund- 
steuer. 

Das  Prinzip,  nur  die  Bodenrente  steuerlich  zu  erfassen,  liegt 
dem  Preussischen  und  dem  Hessischen  Grundsteuergesetze 
zugrunde.  Allerdings  wird  dieser  Zweck  durch  die  in  den  Vor- 
schriften für  die  Bemessung  des  steuerbaren  Ertrags  angeordnete, 
unrichtige  Art  der  Berechnung  der  Bodenrente  tatsachlich  nicht 
erreicht.  Die  Katasterertrage  sind  für  die  Besteuerung  des  Boden- 
reinertrags  zu  hoch  und  für  die  Besteuerung  des  Waldreinertrags 
zu  niedrig. 

3,  Das  Crundsteuergesetz  macht  einen  grundsatzlichen  Unter- 
schied zwischen  dem  aussetzenden  und  dem  jährlichen  Nachhalt- 
betriebe, indem  es  den  aussetzenden  Betrieb  nach  der  Bodenrente, 
den  Nachhaltbetrieb  dagegen  nach  der  Waldrente  besteuert. 
Dieses  Prinzip  ist  nur  im  Bayerischen  Grundsteuergesetze 
vertreten.  — 

Die  Gnindsteuergesetze  sind  sämtlich  in  einer  Zeit  erlassen 
worden,  in  welcher  die  direkten  Steuersysteme  durchweg  Ertrags- 
steuersysteme waren ;  infolgedessen  wurde  der  Grundbesitz  ledig- 
lich von  der  Grundsteuer  getroffen,  und  es  kann  daher  nicht 
Wunder  nehmen,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Grundsteuerge- 
setze nicht  dem  strengen  Wortbegriffe  zuliebe  die  Bodenrente 
sondern  die  Waldrente  als  Bemessungsgrundlage  für  die  Gnind- 
besteuerung  wählte,  und  keinen  Unterschied  zwischen  aussetzendem 
und  jährlichem  Betriebe  machte.  Dieses  Verfahren  kann  in  anbe- 
tracht  der  damaligen  Verhältnisse  allein  als  richtig  bezeichnet 
werden,  denn  die  Besteuerung  der  Bodenrente  bei  beiden  Betrieben 
lässt  die  Rente  des  Holzvorrats-  bezw.  Holzbestandskapitals  voll- 
ständig frei,  und  die  Besteuerung  der  Bodenrente  nur  beim  aus- 
setzenden Betriebe  begünstigt  die  Besitzer  von  im  aussetzenden 
Betriebe  stehenden  Waldungen.  Die  Besteuerung  des  aussetzenden 
Betriebes  auf  Grundlage  des  arithmetischen  Durchschnittsertrages 
ist  allerdings  nicht  frei  von  Härten,  aber  nichtsdestoweniger,  ist  sie 
im  ganzen  doch  weit  gerechter  als  die  Besteuerung  der  Bodenrente. 
Würde  die  Grundsteuergesetzgebung  sich  von  dem  Grundsatze,  die 
durchschnittliche    Ertragsfahigkeit    zu    treffen ,    frei    gemacht 
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haben,  und  zur  Besteuerung  der  wirklichen,  jeweiligen  Waldrente 
des  aussetzenden  Betriebes  übergegangen  sein,    dann  wQrde  die 

Harte,  die  in  der  Besteuerung  nach  der  Formel  —    ihre    Ursache 

hat,  weggefallen  sein. 

Aber  nicht  nur  für  die  Zeit  des  Erlasses  der  Grundsteuerge- 
setze war  die  Besteuerung  der  Waldrente  durchaus  am  Platze;  auch 
heute,  wo  die  Grundsteuer  in  den  meisten  Staaten  nicht  mehr  die 
alleinige,  den  Waldbesitzer  als  solchen  treffende  direkte  Steuer  ist, 
muss  sie  als  richtig  und  gerecht  anerkannt  werden,  wenn  ihr  neben 
der  allgemeinen  Einkommenbesteuerung  die  Aufgabe  zufallt,  die 
gesamte  Rente  aus  dem  Grundbesitze,  wozu  doch  auch  das  Holz- 
vorrats- bew.  Holzbestandskapital  der  Waldwirtschaft  gehört,  einer 
Vorausbelastung  zu  unterwerfen,  analog  den  übrigen  Ertragssteuern, 
welche  das  fundierte  Einkommen  aus  den  sonstigen  Ertragsobjekten 
oder  Einnahmequellen  besonders  belasten.  Wollte  man  die  Grund- 
steuer als  Ergänzungssteuer  für  das  fundierte  Einkommen  aus  dem 
Grundbesitz  nach  der  Bodenrente  veranlagen,  dann  würde  die  Rente 
des  Hoizvorrats-  bezw.  Hoizkapitales,  also  ein  Teil  des  „fundierten" 
Einkommens  aus  dem  Waldbesitze,  nur  einmal,  nämlich  von  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer,  getroffen  werden.  Um  eine  gerechte 
Steuerverteilung  zu  bewirken,  müsste  in  diesem  Falle  die  Hoizvor- 
rats- bezw,  Bestandsrente  von  einer  anderen  Ergänzungssteuer,  z.  B. 
der  Gewerbe-  oder  Erwerbssteuer  oder  der  Kapitalrentensteuer,  be- 
lastet werden.  Das  würde  jedoch  das  Steuersystem  komplizierter 
gestalten ;  der  einfachere  Weg  Ist  der,  dass  die  Grundsteuer  neben 
dem  Boden  auch  das  Holzvorratskapital  heranzieht,  und  dies  ge- 
schieht, wenn  sie  nach  der  Waldrente  veranlagt  wird. 

Endres')  erklärt  sich  dagegen  mit  der  Heranziehung  lediglich 
der  Bodenrente  zur  Grundsteuer  auch  beim  Nachhaltbetriebe  dann 
einverstanden,  wenn  der  Staat  „ausser  der  Grundsteuer  noch  eine  Ein- 
kommensteuer erhebt".  Er  sagt:  „In  diesem  Fall  unterliegt  das 
Einkommen  aus  dem  Holzvorrat  noch  einer  speziellen  Besteuerung. 
Wird  diese  gegenüber  der  Holzvorratsrente  richtig  bemessen,  dann 
kann  man  sich  mit  der  Heranziehung  der  Bodenrente  allein  zur- 
Grundsteuer  aussöhnen,  wenn  man  auch  nie  ganz  über  die  Tat- 
sache hinwegkommt,  dass  die  Bodenrente  zweimal  —  Grund-  und 
Einkommensteuer  —  und  die  Vorratsrente  nur  einmal  besteuert 
wird,  und  ferner,  dass  der  Steuerfuss  der  Grund-  und  Einkommen- 
steuer nicht  derselbe  ist."    Endres  unterscheidet  hier  nicht  scharf 

I)  Forstpolitik,  S.  779. 
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zwischen  der  allgemeinen  Einkommensteuer  und  der  speziellen  Ein- 
kommensteuer. Wenn  er  davon  spricht,  dass  die  Bodenrente  zwei- 
mal, die  Vorratsrente  dagegen  nur  einmal  besteuert  werde,  so  hat 
er  offenbar  die  allgemeine  Einkommensteuer  im  Auge,  denn  nur 
diese  trifft  alles  Einkommen  und  somit  auch  die  Bodenrente.  Was 
er  aber  in  diesem  Falle  mit  der  „richtigen"  Bemessung  gegenüber  • 
der  Holzvorratsrente  will,  bleibt  unverständlich;  die  moderne,  all- 
gemeine Einkommensteuer  trifft  alle  Einkommensteile,  also  die  Boden- 
rente gleichwie  die  Holzvorratsrente,  mit  dem  gleichen  Steuersatze. 
Von  einer  „richtigen"  Bemessung  gegenüber  der  Holzvorratsrente 
kann  also  keine  Rede  sein.  Die  Differenz  zwischen  der  Besteuerung 
der  Bodenrente  und  der  Vorratsrente  bleibt  stets  die  gleiche,,  wie 
hoch  auch  der  Steuersatz  der  allgemeinen  Einkommensteuer  sei. 
Die  Bodenrente  wird  um  den  Satz  der  Grundsteuer  höher  belastet 
als  die  Vorratsrente.  E  n  d  r  e  s  spricht  andererseits  aber  auch  von 
einer  „speziellen"  Besteuerung  des  Einkommens  aus  dem  Holzvorrat 
und  bemangelt  den  Umstand,  dass  der  Steuerfuss  der  Grundsteuer 
und  derjenige  der  Einkommensteuer  nicht  derselbe  ist  Hierbei 
kannEndres  nur  eine  spezielle  Einkommensteuer,  die  die  Rente 
aus  dem  Holzvorratskapital  heranzieht,  im  Auge  haben,  und  wenn 
dies  zutrifft,  dann  wird  auch  die  Stelle,  die  von  der  richtigen 
Bemessung  der  Einkommensteuer  gegenüber  der  Holzvorrats- 
rente handelt ,  verständlich.  Allein  eine  spezielle  Einkommen- 
steuer von  der  Holzvorratsrente  gibt  es  nicht;  die  vorkommen- 
den spezieilen  oder  partiellen  Einkommensteuern  sind  Steuern 
vom  Arbeitsertrag,  deshalb  auch  als  Lohn-  und  Besoldungs- 
steuern bezeichnet,  treffen  also  nicht  das  Einkommen  aus  dem 
Holz  vorratskapital.  Immerhin  ist  eine  solche  Einkommensteuer 
denkbar;  auch  könnte  die  Holzvorratsrente  von  einer  Gewerbe- 
steuer oder  von  einer  Kapitalrentensteuer  speziell  getroffen 
werden.  Das  Charakteristische  dieser  Steuern  ist  aber,  dass  sie  Er- 
tragssteuern sind  und  nur  bestimmte  Ertragsobjekte  steuerlich  er- 
fassen. Besteht  nun  eine  solche  Steuer  neben  der  Grundsteuer, 
dann  spielt  allerdings  die  richtige  Bemessung  dieser  Besteuerung 
eine  Rolle,  aber  es  kann  in  diesem  Falle  von  keiner  doppelten 
Besteuerung  der  Bodenrente  die  Rede  sein.  Die  Endres'sche 
Darstellung  bleibt  also  unklar. 

Wir  halten  die  Besteuerung  der  Bodenrente  der  Forstwirtschaft 
durch  die  Grundsteuer  für  gerechtfertigt,  einmal  wenn  das  direkte 
Steuersystem  ein  Ertragssteuersystem  ist,  und  wenn  die  Holzvor- 
ratsrente durch  eine  andere  Ertragssteuer  in  gleicher  Höhe  ge- 
troffen wird  wie  die  Bodenrente  von  der  Grundsteuer.     In  diesem 
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Falle  ist  eine  Doppelbesteuerung  des  fundierten  Einkommens,  also 
auch  des  Ertrags  der  Forstwirtschaft,  nicht  beabsichtigt,  und  die 
Grundsteuer  darf  deshalb  nur  die  Bodenrente  treffen.  Zweitens 
ist  die  Besteuerung  der  Bodenrente  allein  auch  dann  am  Platze, 
wenn  zwar  die  allgemeine  Einkommensteuer  neben  der  Grundsteuer 
besteht,  wenn  aber  ausserdem  die  Holzvorratsrente  von  einer  an- 
deren Ertragssteuer  vorausbelastet  wird. 

Ftlr  die  Preussische  und  Hessische  Steuergesetzgebung 
trafen  seiner  Zeit,  als  die  Grundsteuer  dort  noch  in  Geltung  war, 
beide  eben  bezeichneten  Voraussetzungen  nicht  zu,  und  infolge- 
dessen hatte  die  Besteuerung  der  Waldwirtschaft  nach  der  Boden- 
rente keine  Berechtigung;  sie  begünstigte  den  Waldbesitzer  gegen- 
über den  übrigen  besitzenden  Klassen,  d,  h.  Beziehern  von  fun- 
diertem Einkommen. 

Was  schliesslich  die  Besteuerung  des  aussetzenden  Betriebes 
nach  der  Bodenrente  und  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes  nach 
der  Waldrente  betrifft,  die  Endres  als  allein  richtiges  und  ge- 
rechtes Verfahren  bezeichnet,  so  kann  letzteres  unter  keinen  Um- 
ständen zugegeben  werden.  Dieses  Verfahren  ist,  wie  oben  nach- 
gewiesen, unter  allen  Umständen  unrichtig,  weil  es  in  sich  selbst 
einen  Konstruktionsfehler  insofern  trägt,  als  es  einen  Widerspruch 
enthält  zwischen  aussetzendem  und  jährlichem  Betrieb,  der  nicht 
besteht.  Es  begünstigt  zwar  nicht  alle  Waldbesitzer  gegenüber 
den  sonstigen  Besitzern,  aber  doch  diejenigen,  welche  im  aussetzen- 
den Betriebe  stehende  Waldungen  ihr  eigen  nennen.  Ausserdem 
ist  dieses  Verfahren,  wie  oben  nachgewiesen  wurde,  praktisch 
äusserst  schwer  durchführbar,  weil  eine  scharfe  Grenze  zwischen  ' 

dem  aussetzenden  und  dem  jährlichen  Betriebe  nicht  zu  ziehen  ist, 
zumal  dann,  wenn  in  jedem  einzelnen  Falle  des  aussetzenden  Be- 
triebs untersucht  werden  müsste,  ob  nicht  eine  Nachhaltwirtschaft 
möglich  wäre. 

b)  Rohertrag  oder  Reinertrag.  Neben  der  Frage,  ob  die 
Bodenrente  oder  die  Waldrente  als  steuerbarer  Ertrag  in  der  Ge- 
setzgebung betrachtet  wird,  spielt  die  weitere  Frage  eine  wichtige 
Rolle,  ob  der  Ertrag  als  Rohertrag  oder  als  Reinertrag  ermittelt 
wird,  bezw..  welche  Rechnungsgrossen  bei  der  Ermittlung  des  Er- 
trags benutzt  werden? 

Dass  die  Hau  barkeit  s-Holzerträge  überall  berücksichtigt 
werden,  ist  gewissermassen  selbstverständlich,  denn  sie  bilden  ja 
den  bedeutendsten  Teil  des  Rohertrags. 

Auch  die  Zwischennutzüngserträge  an  Holz,  d.  h.  die 


Durchforstungs-  und  Lichtungserträge,  werden  überall  bei  der  Grund- 
steuerveranlagung in  Ansatz  gebracht.  In  Baden  wurde  nach  dem 
Gesetze  von  1854  nur  der  Haubarkeitsertrag  von  der  Grundsteuer 
getroffen,  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  August  1900  sind  aber 
auch  dort,  mit  Wirkung  vom  i.  Januar  1908  an,  die  Zwischen- 
nutzungen bei  der  Einschätzung  der  Waldungen  in  Anschlag  ge- 
bracht Eine  Grundsteuer  wird  zwar  von  da  an  nicht  mehr  erhoben, 
allein  die  an  deren  Stelle  getretene  Vermögenssteuer  hat  die  im 
1900er  Gesetze  niedergelegten  Grundsätze  der  Wertsermittlung  der 
Waldungen  in  sich  aufgenommen.  Der  seitherigen  Nichtberück- 
sichtigung der  Vornulzungen  in  der  Badischen  Grundsteuergesetz- 
gebung stand  allerdings  —  das  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden  —  als  Ausgleich  die  Rohertragsbesteuerung  gegenüber. 
Wirtschaftskosten  waren  hier  bei  der  Veranlagung  nicht  in  Abzug 
gebracht  worden.  Immerhin  war  es  nur  ein  Zufall,  wenn  der  posi- 
tive Betrag  der  Zwischennutzungen  und  der  negative  der  Wirtschafts- 
kosten einander  gleich  waren,  so  dass  in  Wirklichkeit  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  besteuert  wurde. 

Bei  der  heutigen,  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Bedeutung 
der  forsüichen  Zwischen-  oder  Vornutzungen  gegenüber  der  Hau- 
barkeitsnutzung  und  bei  der  offensichtlichen  Tendenz  der  Forstwirt- 
schaft in  Theorie  und  Praxis,  die  Zwischennutzungserträge  im  Inter- 
esse der  Rentabilität  der  Waldwirtschaft  auf's  höchst  mögliche  Mass 
zu  steigern,  ist  es  einleuchtend,  dass  bei  einer  Neueinschätzung  der 
Waldungen  oder  bei  einer  Revision  des  Waldkatasters  die  Nicht- 
veranschiagung  der  Zwischennutzungen  einen  schweren  Fehler  be- 
deuten würde;  bei  manchen  Holzarten,  insbesondere  bei  den  schatten- 
ertragenden Nadelhölzern  (Fichte  und  Tanne),  sowie  bei  Aus- 
führung starker  Durchforstungen  und  Lichtungen  (Eiche,  Kiefer, 
Buche)  übersteigt  die  Summe  der  im  Laufe  einer  Umtriebszeit  an- 
fallenden Zwischennutzungserträge  schon  heute  sehr  oft  den  Ab- 
triebsertrag an  Masse,  und  die  ganze  Entwickelung  des  Waldbaus 
und  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  weist  darauf  hin,  dass  der 
Durchforstungs-  und  Lichtungsbetrieb  in  Zukunft  noch  weiter  an 
Intensität  zunehmen  wird.  Die  forstliche  Statik,  die  trotz  der  vielen- 
orts  nicht  unbeachtet  zu  lassenden  Waldschönheitspflege  in  unserem 
scharf  rechnenden  Zeitalter  immer  mehr  als  selbstverständliche 
Grundlage  aller  forstwirtschaftlichen  Massnahmen  betrachtet  wird, 
zwingt  uns  zu  möglichst  frühzeitiger  Nutzung  aller  vom  finanziellen 
Standpunkte  aus  abkömmlichen  Bestandsglieder  und  zur  möglichsten 
Abkürzung  der  Umtriebszeit  durch  frühzeitige,  starke  Eingriffe  in 
das  Bestands  materiai,  ohne  dadurch  einen  der  Zwecke  der  Forst- 
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Wirtschaft,  die  Lieferung  der  erforderlichen  Starkhölzer,  aufzu- 
geben. 

Anders  als  bei  den  Zwischennutzungen  liegt  die  Sache  bei 
den  sogenannten  Wald  neben  nutz  ungen.  Im  allgemeinen  sind 
diese  gegen  frühere  Zeiten,  in  welchen  sie  vielenorts  eine  wich- 
tigere finanzielle  Rolle  für  den  Waldeigentümer  spielten  als  die 
Holznutzung,  stark  in  den  Hintergrund  getreten.  Besonders  für 
den  forstlichen  Grossbetrieb  und  auch  für  die  mittleren  Betriebe 
besitzen  sie  keine  nennenswerte  Bedeutung  mehr,  im  Gegenteil, 
hier  sucht  man  die  früher  wichtigsten  Nebennutzungen  des  Waldes 
die  Weide-,  Mast-  und  Streu-Nutzung  soviel  als  irgend  möglich 
einzuschränken.  Nur  für  die  kleinen  Privatforstwirtschaften,  für 
die  sogenannten  Bauemwaldungen,  haben  sich  die  Nebennutzungen, 
insbesondere  die  Streunutzung,  in  manchen  Gegenden  noch  eine 
grössere  Bedeutung  bewahrt,  aber  auch  hinsichtlich  dieser  kann 
infolge  des  Steigens  der  Holzpreise  und  der  veränderten  landwirt- 
schaftlichen Wirtschafts  -  Verhältnisse  erfreulicherweise  eine  all- 
mähliche Abnahme  der  Nebennutzungen  unzweifelhaft  festgestellt 
werden.  Auch  der  Bauer  kommt  mehr  und  mehr  zu  der  Erkenntnis, 
dass  er  am  rentabelsten  wirtschaftet,  wenn  er,  seinen  Landwirt- 
wirtschaftsbetrieb auf  eigene  Füsse  stellend,  den  Waid  in  erster 
Linie  als  Holzlieferant  betrachtet  und  demgemäss  hauptsächlich  nur 
solche  Nebenerzeugnisse  nutzt,  die  den  Holzertrag  nicht  schmälern, 
dagegen  die  schädlichen  Nebennutzungen  auf  das  unumgänglich 
notwendige  Mass  beschränkt. 

Die  Tatsache,  dass  die  Forstnebennutzungen  wohl  in  allen 
Grundsteuergesetzen,  so  z.  B.  in  denjenigen  Preussens,  Bayerns, 
Sachsens,  Württenbergs,  Badens,  Hessens,  Elsass-Lothringens  und 
Österreichs  unberücksichtigt  bleiben,  ist  zwar  prinzipiell  nicht  richtig; 
allein,  da  die  Neben nutzungen  auch  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Grund- 
steuergesetze bezw.  der  Aufstellung  der  Gnmdsteuerkataster  in 
den  einzelnen  Gegenden  eines  Landes  eine  sehr  verschiedene  Be- 
deutung besassen,  und  da  ferner  ihr  Wert,  beim  Fehlen  von  Ver- 
kaufspreisen, von  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Landwirtes  sehr 
abhängig  und  deshalb  schwer  zahlenmässig  feststellbar  ist,  so  er- 
scheint es  erklärlich  und  in  gewissem  Sinne  auch  nicht  ganz  un- 
berechtigt, dass  die  meisten  Grundsteuergesetze  von  der  Berück- 
sichtigung der  forstlichen  Nebennutzungen  bei  der  Veranlagung 
ganz  absahen ,  zumal  letztere  doch  die  nachhaltige  Ertrags- 
fähigkeit der  Waldungen  festzustellen  hatte.  Viel  mehr  als  zu 
jener  Zeit  erscheint  jedoch  heute  die  Vernachlässigung  der  Wald- 
nebennutzungen berechtigt,  besonders  dann,  wenn  —  wie  in  Würt- 


temberg  und  Baden  —  bei  der  Einschätzung  des  Holzertrags  von 
der  Unterstellung  auszugehen  ist,  dass  eine  Schmälerung  desselben 
durch  Nebennutzungen  überhaupt  nicht  stattfindet.  In  diesem  Falle 
wird  eine  Holznutzung,  wie  sie  bei  voller  Erhaltung  der  Boden- 
kraft und  der  Ertragsfähigkeit  des  Waldes  nachhaltig  erzielt  wird, 
als  steuerbarer  Rohertrag  angenommen,  oder  mit  anderen  Worten, 
es  wird  unterstellt,  dass  der  Wert  der  schädlichen  Nebennutzung 
gleich  sei  dem  Werte  des  Holzertragsausfalls.  Wenn  dies  natür- 
lich auch  nicht  immer  zutrifft,  und  wenn  bei  dieser  Unterstellung 
ausserdem  noch  die  den  Holzertrag  nicht  schmälernden  Neben- 
nutzungen ausser  Betracht  bleiben,  so  dürfte  doch  das  von  den 
beiden  genannten  Staaten  eingeschlagene  Verfahren  im  allgemeinen 
als  das  einfachste  und  praktischste  zu  bezeichnen  sein,  denn  die 
den  Holzertrag  nicht  schmälernden  Nebennutzungen  haben  keine 
nennenswerte  Bedeutung  mehr  für  den  Waldbesitzer  und  sind  ört- 
lich wie  zeitlich  zu  wechselnd. 

Da  nicht  der  Rohertrag,  sondern  allein  der  Reinertrag  des 
Waldes  im  Sinne  gerechter  Steuerverteilung  von  der  Grundsteuer 
zu  treffen  ist,  so  bedarf  es  keiner  näheren  Auseinandersetzung, 
dass  sämtliche  Gewinnungs-  und  Bewirtschaftungskosten 
vom  Rohertrage  in  Abzug    zu  bringen  sind.     Hierunter  fallen  bei 
der  Forstwirtschaft  hauptschachlich  die  Erntekosten,  die  Verwal- 
tungs-  und  Schutzkosten,  die  Kutturkosten  und  die  jährlichen  Weg- 
unterhaltungskosten.    Nicht  aber  sind  unseres  Erachtens   hierher 
zu  rechnen:  Wegneubaukosten  und  sonstige  Boden-Meliorations- 
kosten.    Diese  sind  bei  der  Einkommensteuer,  wo  es  sich  um  die 
wirkliche    Jahres  -  Vermögenswertmehrung    handelt .    als    negative 
Posten  in  Ansatz  zu  bringen,  bei  der  Grundsteuer  dagegen,  wie  sie 
uns   in   den  gültigen   Grundsteuergesetzen  entgegentritt ,    soll   die 
durchschnittliche  Ertragsfähigkeit  festgestellt  werden,  und  es  kann 
daher  nur  der  Zustand   des  Waldes,  wie  er  bei  der  Veranlagunji 
der  Grundsteuer  sich  zeigt,  als  Grundlage  der  Erhebungen  ange- 
nommen werden.     Jede  in   Zukunft  eintretende  Verbesserung  des 
Waldzustandes  —  und  eine  solche  bedeutet  jede  neue  Weganlage 
ebenso  wie  jede  sonstige  Melioration    —  muss  bis  zur  Revision  des 
Katasters  ausser  acht  bleiben,   denn  erstens  steht   sie  bei  der  Ver- 
anlagung noch  nicht  fest,   und  zweitens  müsste,  wenn  der  Abzug 
dieser  Kosten  gerechfertigt  sein  soll,   auch  die  infolge  des  Weg- 
baus oder  der  Melioration  stattfindende  Erhöhung  der  Roherträge 
in  irgend  einer  Weise  in  Betracht  gezogen  werden. 

Die  Vorschriften  der  einzelnen  Staaten  hinsichdich  des  Abzugs 
der  Wirtschaftskosten  gehen  auseinander.    In  Freussen  wurden 
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nach  der  Technischen  Anleitung  von  1861/71  abgezogen:  Die 
Erntekosten '),  die  Kosten  der  Verwaltung  und  des  Forstschutzes 
sowie  die  Kulturkosten,  wozu  auch  die  Ausgaben  für  Forstwege 
und  Wasserbauten  zu  rechnen  waren.  Ein  Unterschied  zwischen 
Wegneubauten  und  Wegunterhaltungen  ist  nicht  gemacht  worden, 
so  dass  anzunehmen  ist,  dass  sämtliche  Wegbaukosten  in  Abzug 
gebracht  werden  sollten.  Auch  in  Hessen  wurden  —  mit  Aus- 
nahme der  Wegbaukosten  ^  sämtliche  Betriebskosten  in  Anrech- 
lung  gebracht,  jedoch  durfte  die  Summe  derselben  die  Höhe  von 
48  Kr.  pro  ha  nicht  übersteigen.  In  Baden  blieben  bisher  sämt- 
liche Wirtschaftskosten  unberücksichtigt,  dafür  wurden  aber  auch 
die  Zwischennutzungen  —  wie  oben  schon  hervorgehoben  —  nicht 
in  Anschlag  gebracht.  In  Württemberg  kamen  ausser  den 
Erntekosten  nur  die  Kultur-  und  die  Forstschutzkosten  in  Abzug, 
nicht  dagegen  die  Verwaltungs-  und  Wegbaukosten.  Bayern  be- 
sitzt eine  Rohertragsbesteuerung,  d.  h.  sämtliche  Wirtschaftskosten 
blieben  bei  der  Veranlagung  unberücksichtigt.  In  Elsass-Loth- 
ringen  wurden  die  Kosten  der  Verwaltung,  des  Schutzes,  der 
Holzhauer-,  Rocker-  und  Fuhrlöhne,  sowie  die  notwendigen  Kultur- 
kosten vom  Rohertrage  abgezogen,  in  österreic  h  nur  die  Kultur- 
kosten und  die  Forstschutzkosten,  und  in  Sachsen  die  Ernte-, 
Kultur-  und  Beaufsichtigungskosten. 

Die  auf  den  Waldungen  ruhenden  Dienstbarkeiten  oder 
Lasten  (Forstberechtigungen  und  Reallasten)  werden  von  dem 
steuerbaren  Ertrage  des  Waldes  in  Abzug  gebracht  in  Hessen 
sowie  in  Württemberg  und  Baden,  in  den  beiden  letzteren 
Staaten  jedoch  ausnahmslos  nur  bei  Holzberechtigungen,  bei  Neben- 
nutzungsrechten dagegen  nur  dann,  wenn  durch  sie  der  Holz- 
ertrag geschmälert,  und  dieser  Verlust  nicht  durch  etwaige  Gegen- 
leistungen ausgeglichen  wird.  Nicht  abzugsfähig  sind  die  betr. 
Lasten  in  Preussen,  und  in  Bayern  ist  der  Waldeigen- 
tümer zwar  verpflichtet,  die  ganze  Grundsteuer  zu  entrichten,  da- 
gegen ist  er  andererseits  befugt,  von  dem  oder  den  Berechtigten 
ein  Fünfzehntel  des  steuerbaren  Bezuges  als  Steuerbeitrag  in  An- 
spruch zu  nehmen.  In  Elsass-Lothringen,  Sachsen  und 
Osterreich  blieben  bei  der  Einschätzung  die  mit  Grundstücken 


')  Nach  §  10  der  Technischen  Anleitung  vom     'r^  ist    für    den 


17.  Juni  1861 
3.  März  I871 

gesamten  durchschnittlichen  Materialertrag  der  Geldwert  nach  den  ermittelten 
Nettopreisen  zu  berechnen.  Im  Widerspruche  hiermit  steht  §  la,  wonach  zu  den 
Bewirtschaftungskosten  gehören:  „die  Erntekosten  des  Holzertrages  der  Ab- 
triebs nutzung*. 

Weber,  Die  BesteueraDK  des  Waldes. 
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verbundenen   Realgerechtigkeiten    ebenso  unberOcksichtJgt  wie  die 
darauf  haftenden  ReaUasten  und  Servituten. 

Schliesslich  werden  in  einigen  Staaten  auch  noch  besondere 
Abzüge  von  den  eingeschätzten  Erträgen  für  die  möglichen  Ertrags- 
ausfälle infolge  von  Unglücksfällen  und  anderen  Umständen  ge- 
macht, so  in  Preussen  bei  Hochwaldungen  je  nach  Holzart, 
Standortsgüteklasse  und  örtlichen  Verhältnissen  20 — go^/o  vom 
Rohertrage,  in  Sachsen  lO^io  beim  Nadelholz,  1270  beim  Laub- 
holzhochwald und  870  beim  Niederwald,  in  Württemberg  sgVsV 
des  Rohertrages  beim  Nadelholz,  25  V»  beim  Laub  holzhoch  wald 
und  2o"/o  beim  Oberholz  (Grobholz)  des  Mittelwaldes,  nichts  da- 
gegen beim  Niederwald  und  beim  Unterholz  im  Mittelwald,  in 
Elsass-Lothringen  ohne  nähere  Festsetzung.  In  den  Grund- 
steuerbestimmungen Bayerns,  JBadens,  Hessens  und  Öster- 
reichs sind  derartige  Abzüge  nicht  vorgesehen,  und  zwar  unseres 
Erachtens  mit  Recht,  denn  die  Festlegung  solcher  Abzüge  bei  der 
Aufstellung  des  Katasters  ist  doch  stets  mehr  oder  weniger  mit 
Willkür  verknüpft,  weil  die  möglichen  Kalamitäten  nicht  voraus- 
gesehen werden  können.  Es  erscheint  richtiger  und  zweckmässiger, 
eine  Erleichterung  in  der  Besteuerung  erst  dann  eintreten  zu  lassen, 
wenn  wirkliche  Kalamitäten  sich  ereignet  haben.  Steuernach- 
lässe sind  für  solche  Fälle  wohl  in  allen  Grundsteuergesetzen  vor- 
gesehen, und  es  kann  daher  jederzeit  in  Notfällen  davon  Gebrauch 
gemacht  werden.  Warum  also  die  Ausnahme  dadurch  zur 
Regel  machen,  dass  man  an  dem  Ertrage  jedes  Waldes  Ab- 
züge vornimmt,  ohne  zu  wissen,  ob  die  betr.  Kalamitäten  wirklich 
eintreten  ?  Diese  Art  der  Regelung  bewirkt  durch  den  allgemeinen 
Abzug  eine  ungleich  massige  Besteuerung,  insofern  alle  Waldungen, 
welche  von  Beschädigungen  nicht  heimgesucht  werden,  gegenüber 
solchen,  welche  unter  Elementarereignissen  zu  leiden  haben,  be- 
vorzugt werden.  Ausserdem  hat  sie  mitunter  noch  den  weiteren 
Nachteil  im  Gefolge,  dass  bei  eintretenden  Kalamitäten  trotz  der 
bei  der  Veranlagung  hierfür  bereits  vorgenommenen  Abzüge  Steuer- 
nachlässe bewilligt  werden.  Der  betr.  Waldbesitzer  geniesst  den 
Vorteil  der  Steuerherabsetzung  dann  zweimal. 

c)  Zeitweise  Steuerbefreiung.  Schon  mehrfach  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  beim  aussetzenden  Betriebe  sowohl  wie 
bei  der  Begründung  eines  Nachhaltswaldes  oder  auch  bei  der  Auf- 
forstung einer  an  einen  bereits  bestehenden  Nachhaltswald  anzu- 
schliessenden  Parzelle  eine  gewisse  Härte  darin  besteht,  dass  der 
Waldbesitzer  schon  zu  einer  Zeit  Steuer  —  entweder  die  Waldrente 


DigmzcdbyGoOgle 


oder  die  Bodenrente  —  zahlen  muss,  zu  welcher  der  Wald  noch 
keine  oder  doch  nur  unbedeutende,  der  Steuer  nicht  entsprechende 
Nutzungen  (Zwischennutzungen)  gewährt.  Es  wurde  zwar  hierbei 
auch  hervorgehoben,  dass  der  Waldbesitzer  in  dieser  Hinsicht 
keine  Ausnahmestellung  einnimmt,  sondern  dass  er  diese  nicht  zu 
beseitigende  Härte  der  jährlichen  Steuerentrichtung  mit  vielen 
anderen  Steuerpflichtigen  (Kapitalisten,  Unternehmern  etc.)  ge- 
meinsam zu  tragen  hat,  und  dass  er  deshalb  keinen  steuerrecht- 
lichen Anspruch  auf  Entschädigung  hat.  Immerhin  kann  ein  ge- 
wisser Unterschied  zwischen  der  Lage  des  Waldbesitzers  und 
derjenigen  der  anderen  Steuerpflichtigen  darin  gefunden  werden, 
dass  der  Besitz  des  Waldes  ein  gebundenerer  ist  als  der  eines 
Geld-  oder  sonstigen  Kapitals.  Es  wird  daher  vielfach  zwecks 
Milderung  jener  Härte  empfohlen,  wenigstens  bei  der  Neuanlage 
von  Wald  eine  kürzere  ober  längere  Zeit  Steuerfreiheit  für  das 
betr.  Grundstück  zu  gewähren.  Und  in  der  Tat  haben  denn  auch 
verschiedene  Grundsteuergesetze  eine  dahin  lautende  Bestimmung 
in  sich  aufgenommen. 

So  bestimmt  das  Badische  Gesetz  vom  25.  März  1886,  dass  neue  Wal d- 
anlagea  auf  seitherigem  Ödland,  Weid-,  Reut-  und  Bergfeld  ao  Jahre  lang  von 
der  Grundsteuer  befreit  sein  sollen,  und  mit  der  Aufhebung  der  staatlichen 
Grundsteuer  ist  diese  Bestimmung  auf  die  neue  Vei'mögenssteuer  übergegangen. 
denn  solche  neu  angelegten  Waldflächen  bleiben ,  vom  Beginne  des  ersten 
Jahres  der  Waldanlage  an  gerechnet,  20  Jahre  lang  vom  Beizuge  zur  Ver- 
mögenssteuer befreit.  Auch  kann  vom  Finanzministerium  die  gleiche  Steuer- 
freiheit für  andere  Waldanlagen  bewilligt  werden,  wenn  die  Aufforstung  im 
Interesse  der  Landeskultur  gelegen  ist.  Die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Ver- 
mögenssteuer-Gesetzes aber  zur  Ausführung  gelangten  Waldanlagen  bleiben  auch 
fernerhin  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  35.  März  1886.  die  Katastrierung  neu 
angelegter  Waldungen  belreflend,  steuerfrei.—  Übrigens  sind  in  letzterer  Hinsicht 
die  Waldanlagen  des  Staates  und  des  Domänenfirars ,  und  in  bezug  auf  die 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Vermögenssteuergesetzes  ausgeführten  Waldanlagen 
auch  diejenigen  der  Gemeinden  und  Körperschaften  von  der  Steuerbefreiung 
ausgenommen. 

In  Osterreich  sind  neue  Hochwaldanlagen  nach  dem  Grundsteuer- 
rcgelungs- Gesetz  von  i86g  25  Jahre  lang,  von  dem  der  vollendeten  Urbarmachung 
nachfolgenden  Jahre  an  gerechnet,  grundsteuerfrei,  wenn  es  sich  um  Aufforstung 
öder  oder  durch  Elementarereignisse  unproduktiv  gewordener  Grundstücke  han- 
delt. Unter  der  gleichen  Voraussetzung  bleiben  andere  Beurbarungen,  also  auch 
die  Anlage  von  Niederwald,  10  Jahre  lang  steuerfrei. 

Nach  Endies  (a,  a,  O.  S.  785I  sind  in  Elsass-Lothringen  die  auf 
Berggipfeln,  Abhängen,  Dünen  und  Heiden  neuangelegten  Holzkulturen  30  Jahre 
lang  von  der  Grundsteuer  befreit  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1859, 
Art.  216.  in  Frankreich  geniessen  Neuanlagen  von  Waldungen  30  Jahre  lang 
zu  drei  Vierteln  Grund  Steuerfreiheit,   und  in  Russland  sind  alle  neuen  Wald- 
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anlagen  auf  30  Jahre  und  alle  Schutzwaldunfren  für  immer  grün dsteuerfrei  nach 
dem  Waldschutzgeseti  von  1888,  Art.  18. 

InPreussen,  Bayern,  Württemberg,  Hessen  usw.  ist  eineGnind- 
steuerbefreiung  füt  neuangelegte  Waldungen  nicht  zu  Recht  bestehend. 

Neben  Endres,  der  mehrere  Jahre  „Grundsteuerfreiheit  bei 
neuen  Waldanlagen"  für  empfehlenswert  hält,  tritt  u.  a.  auch 
Gran  er  für  eine  solche  Befreiung  ein.  Letzterer  sagt'):  „Nun  be- 
darf es  allerdings  einer  Einschränkung  in  Absicht  auf  die  Zugrunde- 
legung des  Waldreinertrages,  und  zwar  für  die  Fälle,  in  welchen 
es  sich  um  Aufforstungen  auf  bisher  unbewaldeten  Flächen  handelt. 
Die  Zugrundelegung  des  Waldreinertrages  geht  nämlich  beim 
aussetzenden  ßetrieb  von  der  Fiktion  aus,  dass  der  in  der  ersten 
Hälfte  des  Umtriebes  vorhandene  Mangel  gegentlber  dem  mittleren 

Holzvorratskapital,  welches  in  der  Formel  — '-   -  seinen  Ausdruck 

findet,  ausgeglichen  werde  durch  den  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Umtriebes  vorhandenen  Überschuss  über  dieses  mittlere  Holzvor- 
ratskapital. Hieraus  geht  hervor,  dass  der  Waldreinertrag  in- 
solange  nicht  zur  Besteuerung  herangezogen  werden  kann,  als 
das  mittlere  Holzvorratskapital  erst  angesammelt  werden  muss; 
vielmehr  muss  bei  Aufforstungen  auf  bisher  unbewaldeten  Flächen 
bis  zur  Zurücklegung  der  halben  Umtriebszeit  Steuerfreiheit  ein- 
treten. Doch  gilt  dies  selbstverständlich  nur  für  den  ersten  Um- 
trieb,  nicht  auch  für  die  späteren  Umtriebe."  In  Konsequenz 
dieser  Forderung  müsste  bei  der  Neuanlage  eines  normalen  Nach- 
haltswaldes auf  bisher  unbewaldetem  Gelände ,  in  der  Weise,  dass 

u  Jahre  lang  jährlich  -  der  Fläche  zur  Aufforstung  gelangt,  ent- 
weder jede   einzelne   Altersstufe       Jahre  lang   steuerfrei  bleiben, 

oder  die  Besteuerung  des  ganzen  Waldkomplexes  —  als  Einheit 
aufgefasst  —  müsste  erst  nach  u  Jahren,  d.  h.  nach  vollständigem 

Aufbau  des  Normalvorrates  I--'    -|,    eintreten.    Im  letzteren  Falle 

würde  also  der  Waldbesitzer  von  dem  ersten  Anbeginne  der 
Aufforstung  an  während  u  Jahren  von  seinem  jeweiligen  Walde 
keine  S.teuer  zahlen ;  im  Mittel  würde  auch  bei  diesem  Verfahren 

die  gesamte  Aufforstungsfläche    -Jahre  lang  steuerfrei  sein. 

Unseres   Erachlens   hat   diese    Forderung   G  ran  er  's   weder 

1)  Bericht  über  die  V.  Hauptversammlung  des  Deutschen  Fgrstvereins  m 
Eisenach,  1904.    S.  132. 
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eine  theoretische  noch  eine  praktische  Berechtigung.  Vom  theo- 
retischen Gesichtspunkte '  aus  betrachtet,  steht  dem  Staate  als 
Steuerempfänger  zweifellos  das  Recht  zu,  jede  Fläche,  die  ihrem 
Besitzer  einen  Ertrag  gewährt,  zu  besteuern,  somit  auch  die  neu 
aufgeforstete  Fläche,  denn  diese  liefert  von  der  Begründung  des 
Holzbestandes  an  in  jedem  Jahre  einen  Ertrag.  Ist  man  nun  der 
Ansicht,  dass  der  durchschnittliche  jährliche  Ertrag,  wie  er  in 
unseren  Grundsteuergesetzen  erfasst  wird,  der  Waldreinerlrag  oder 
die  Waldrente  isl,  dann  ist  der  Satz  Graner's,  dass  der  Wald- 
reinertrag insolange  nicht  zur  Besteuerung  herangezogen  werden 
kann,  als  das  jnitüere  Holzvorratskapital  angesammelt  werden 
muss,  ebenso  unrichtig,  wie  der  weitere  Satz,  dass  bei  Auf- 
forstungen auf  bisher  unbewaldeten  Flächen  bis  zur  ZurUcklegung 
der  halben  Umtriebszeit  Steuerfreiheit  eintreten  muss.  In  diesem 
Falle  darf  vom  ersten  Jahre  an  der  Wald  mit  dem  arithmetischen 
Durschnittsertrage  zur  Steuer  herangezogen  werden,  denn  er  liefert 
ja  diesen  Ertrag  (genau  genommen  natürlich  den  jahrlichen  Werts- 
zuwachs I).  Halt  man  dagegen  nur  die  Bodenrente  für  den  durch- 
schnittlichen jährlichen  Ertrag  des  Waldes,  dann  ist  diese  vom 
ersten  Jahre  des  Bestandes  an  jährlich  von  der  Grundsteuer  zu 

erfassen.   Eine  -  Jahre  währende  Steuerfreiheit  hat  auch  bei  dieser 

Auffassung  keine  theoretische  Berechtigung. 

Aber   auch    vom   praktischen    Gesichtspunkte   aus   kann   der 
Foi^ierung  Graner's  nicht  das  Wort  geredet  werden.     Soll  mit 

der  Steuerfreiheit  auf  -  Jahre  die  erwähnte  Härte  beseitigt  werden, 
so  wird  der  Zweck  nicht  erreicht,  denn,  der  Besitzer  der  im  aus- 
setzenden Betriebe  stehenden,  neuen  Waldfläche  muss  nicht     Jahre, 

sondern  u  Jahre  lang  auf  den  Hauptertrag  Au  warten.  Will  man 
die  Zahlung  von  Steuer  zu  einer  Zeit,  in  welcher  keine  Bareinnahme 
erfolgt,  vermeiden,  so  muss  man  für  eine  u-jährige  Steuerbefreiung 
eintreten,  womit  man  sich  vollständig  von  der  Grundsteuer  ent- 
fernen und  zur  Besteuerung  der  wirklichen  Bareinnahme  Obergehen 
würde.  Femer  ist  der  Vorschlag  aber  auch  aus  dem  Grunde  un- 
praktisch und  zugleich  ungerecht,  weil  je  nach  der  gewählten  Um- 
triebszeit die  steuerfreie  Zeit  verschieden  lang  sein  würde  und 
unter  Umständen  über  Gebühr  ausgedehnt  werden  könnte.  Der 
einen  Eichen -Niederwald  mit  30Jahrigem  Umtriebe  begründende 
Besitzer  würde  15  Jahre  lang,  der  Begründer  eines  im  140jährigen 
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Betriebe  zu  bewirtschaftenden  Eichenhochwaldes  dagegen  70  Jahre 
lang  steuerfrei  bleiben.  Das  wäre  dotfh  durch  nichts  begründet. 
Warum  soll  eine  Waldfläche  70  Jahre  lang  grundsteuerfrei  bleiben? 
Und  wie  liegt  die  Sache  dann,  wenn  der  Begründer  des  Waldes 
angibt,  er  beabsichtige,  den  anzubauenden  Bestand  im  140jährigen 
Umtriebe  zu  bewirtschaften,  und  wenn  der  Erbe  ihn  schon  mit 
70  Jahren  einschlägt?  Dann  würde  die  erste  Bestandsgeneration 
vollständig  unbesteuert  geblieben  sein.  Erst  vom  zweiten  Um- 
triebe an  würde  die  Besteuerung  eintreten.  Das  geht  aber  doch  un- 
möglich an,  mag  nun  die  Bodenrente  oder  die  Waldrente  als  steuer- 
barer Ertrag  angesehen  werden. 

Unseres  Erachtens  bedeutet  jede  Steuerbefreiung  eines  Ertrag 
liefernden  Grundstückes  theoretisch  eine  Ungerechtigkeit  gegen- 
über dem  Gros  der  Steuerzahler,  die  unter  allen  Umständen 
vermieden  werden  sollte.  Die  fragliche  Härte,  die  mit  der 
alsbaldigen  Besteuerung  einer  neu  begründeten  Waldfläche 
verknüpft  ist,  ist  eine  Folge  des  aussetzenden  Forstbetriebes, 
und  deshalb  tritt  sie  bei  dem  zu  begründenden  Nachhaltswalde 
während  seines  Aufbaues  genau  so  auf  wie  beim  aussetzenden 
Betriebe,  denn  der  erstere  ist  ja  zunächst  u  Jahre  lang  ein  aus- 
setzender Betrieb.  Die  Harte  liegt  in  der  Natur  dieses  Betriebes 
und  muss  mit  ihm  in  Kauf  genommen  werden,  und  zwar  nicht  nur 
bei  der  Grundsteuer,  sondern  —  wie  wir  früher  gesehen  haben  — 
auch  bei  der  Einkommensteuer.  Selbst  wenn  man  im  ganzen 
ersten  Umtriebe  keine  Grundsteuer  erheben  würde,  so  würde  jene 
Härte  trotzdem  im  zweiten  Umtriebe  in  die  Erscheinung  treten, 
denn  die  Vereinnahmung  des  ersten  Abtriebsertrags  würde  sehr 
bald  schon  dem  Gedächtnis  entschwunden  sein,  und  der  Erbe 
würde  genau  so  von  einer  Härte  der  Steuer  dem  aussetzenden 
Betriebe  gegenüber  sprechen  wie  der  Vorbesitzer  bezw.  dei-  Be- 
gründer der  ersten  Bestandsgeneration  auf  der  betr.  Fläche. 

Gegen  die  Befreiung  neu  aufgeforsteter  Flächen  von  der 
Grundsteuer  (bezw.  von  der  Einkommensteuer  oder  der  Vermögens- 
steuer) auf  mehrere  Jahre  ist  aber  dann  nichts  Erhebliches  einzu- 
wenden, wenn  man  die  Steuerbefreiung  allein  mit  der  Förderung 
der  Aufforstung  von  öd-  und  Unland  motiviert.  In  diesem  Falle 
bedeutet  die  Steuerbefreiung  eine  Unterstützung  des  Waldbesitzers 
wegen  seiner  auch  im  Interesse  der  Allgemeinheit  geleisteten  Arbeit. 
Allein  auch  hierbei  dürfte  es  sich  mehr  empfehlen,  die  Unter- 
stützung des  im  Landeskulturinteresse  handelnden  Waldbesitzers 
nicht  mit  der  Besteuerung  zu  verquicken,  sondern  auf  andere 
Weise    durchzuführen.      Die    Besteuerung    sollte    von    derartigen 
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Grundsätzen  möglichst  freigehalten  werden.  Im  Grunde  genommen 
ist  eine  solche  Unterstützung  auch  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn 
es  sich  um  die  Aufforstung  von  Schutzwaldgelände  handelt;  denn 
die  Rente  des  Schutzwaldes  besteht  in  erster  Linie  in  dem  S  chutze 
den  der  Wald  benachbarten  Grundstücken  gewahrt.  Bei  Sonstigen 
Aufforstungen  verspricht  sich  der  Grundbesitzer  vom  Walde  eine 
höhere  Rente  als  von  der  bisherigen  Benutzung  des  Geländes,  und 
es  liegt  deshalb  kein  triftiger  Grund  vor,  dem  Besitzer  eine  finan- 
zielle Unterstützung  zukommen  zu  lassen. 

Noch  weniger  begründet  würde  es  sein,  nach  dem  Vorschlage  j 
des  Österreichers  Franz  Riebel')  die  Waldwirtschaft  allgemein,  mit ' 
Rücksicht  auf  die  etwaigen  Wohlfahrtswirkungen  des  Waldes  und  in' 
Anbetracht  der  forstpolizeilichen  Beschränkung  der  Wirtschaftsfüh-l 
rung  (Rodungsverbot  etc.),  welcher  sich  der  Waldbesitzer  in  manchen ' 
Staaten  unterwerfen  muss,  anderen  Gewerben  gegenüber  steuerlich 
zu  begünstigen,  denn  erstens  gibt  es  auch  noch  andere  Gewerbe,  die 
neben  dem  Nutzen,  den  sie  dem  Besitzer  abwerfen,  der  Allgemein- 
heit zum  Vorteil  gereichen,  und  zweitens  sind  auch  andere  Ge- 
werbe und  der  sonstige  Grundbesitz  nicht  frei  von  persönlich 
lästigen,  polizeilichen  und  Verwaltungs-Vorschriften,  Man  denke 
nur  an  die  vielen  baupolizeilichen  Bestimmungen,  denen  der  Be- 
sitzer von  Baugelände  unterworfen  ist,  an  die  zum  Zwecke  der 
Durchführung  der  Feldbereinigungen  erlassenen,  tief  in  die  Freiheit 
des  Privateigentums  einschneidenden  Gesetzesbestimmungen  und 
an  die  vielen  den  Gewerbe-  und  Fabrikbetrieb  betreffenden  Vor- 
schriften, und  man  wird  zugeben  müssen,  dass  die  Bewirtschaftung 
des  Waldes  im  grossen  ganzen  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit nicht  mehr  an  staatliche  Vorschriften  gebunden  ist  als  andere 
Wirtschaftsbetriebe.  Eine  grundsätzliche,  steuerliche  Begünstigung 
des  Waldbesitzers  ist  daher  nicht  gerechtfertigt,  und  der  Ansicht 
Riebers")  wonach  es  recht  und  billig  sein  soll,  die  Wälder 
gegenüber  dem  sonstigen  Boden  .  mit  einem  geringeren  Steuer- 
ausmasse zu  bedenken,  kann  nicht  beigepflichtet  werden. 

I)  Zentralbl  f.  d  ges.  Forstw.  1895,  S.  195  fF, 

*)  Nebenbei  sei  bemerkt,  da3S  ebensowenig  Riebel  zugestimmt  werden 
kann,  wenn  er  die  Besteuerung  der  Bodenrente  beim  Forstbetriebe  ab  eine  der 
Besteuerung  des  landwirtschaftlich  benutzten  Bodens  entsprechende  Sieuerbe- 
messung  befürwortet,  wie  die  Ausführungen  Hufnagl's  (Zentralbl.  f.  d,  ges. 
Forstw.,  1895,  S.  393  ff.)  als  richtig  bezeichnet  werden  können,  nach  welchen  in 
Österreich  die  Grundsteuer  22,7°/ci  des  Bodenreinertrags  betragen  soll,  während 
doch  die  Österreichische  Grundsteuer  im  Durebschnittsert rage  zweifellos 
den  Watdreinertrag  trifft,  also  auch  die  Rente  des  Brennholzvorratskapitals  mit- 
beateuert.  ^ 
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B.  Die  wichtigsten,  geltenden  Grundsteuer-Bestimmungen 
einiger  Staaten. 

1.  Preussen,  Als  steuerbarer  Reinertrag  galt  für  die 
Preussische  Grundsteuer,  die  durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1893  als 
Staatssteuer  ausser  Hebung  gesetzt  und  den  Gemeinden  Ober- 
wiesen wurde,  der  nach  Abzug  der  notwendigen  Gewinnungs-  und 
Bewirtschaftungskosten  verbleibende,  bei  mittlerem  Kulturzustande 
und  gemeingewöhnlicher  Bewirtschaftungsweise  nachhaltig  erzielbare 
Überschuss  des  Rohertrags,  im  Durchschnitt  einer  die  gewöhnhchen 
Wechseifälle  im  Ertrage  umfassenden  Reihe  von  Jahren  und  ohne 
Rücksicht  auf  den  wirtschaftlichen  Zusammenhang  der  betreffenden 
Grundstücke  mit  anderen  Grundstücken  sowie  gewerblichen  An- 
lagen. Auch  Reallasten  und  Servituten  fanden  bei  der  Steuerver- 
anlagung keine  Berücksichtigung,  einerlei  ob  sie  mit  dem  betreffen- 
den Grundstücke  als  Aktiv-Gerechtigkeit  verbunden  waren,  oder 
ob  sie  auf  ihm  als  Passiv-Berechtigung  lasteten.  Im  letzteren  Falle 
wurde  also  der  Jahreswert  der  Berechtigung  am  Ertrage  nicht  in 
Abzug  gebracht.  Grundsteuernachlässe  wurden  aus  Anlass  von 
Beschädigungen  des  Bodenertrags  durch  Elementarereignisse  nicht 
bewilligt,  dagegen  wurde  die  Gewährung  von  Unterstützungen  aus 
solchen  Anlässen  als  zulässig  erklärt. 

Die  Feststellung  des  Reinertrages  der  Liegenschaften  erfolgte 
nach  Kulturarten  und  Bonitätsklassen.  Der  in  Geld  festgestellte 
Reinertrag  für  den  Morgen  der  einzelnen  Klassen  und  Kulturarten 
bildete  den  Tarifsatz  der  betreffenden  Bonitätsklasse. 

Die  Tarifsätze  für  die  Waldungen  (Holzungen)  waren  nach 
der  Produktionsfähigkeit  des  Bodens  und  den  sich  vorfindenden, 
dominierenden  Holz-  und  Betriebsarten,  mit  Berücksichtigimg  der 
Umtriebszeit,  mit  einem  Abzüge  für  mögliche  Unglücksfälle  und 
unter  Abrechnung  der  Kosten  der  Verwaltung,  des  Schutzes,  der 
Holzhauer-,  Rücker-  und  Fuhrlöhne  und  der  notwendigen  Kultur- 
kosten festzustellen.  Der  Wert  des  zur  Zeit  der  Abschätzung  vor- 
handenen Holzbestandes  blieb  unberücksichtigt.  Bei  der  Veran- 
schlagung der  Naturalerträge  in  Geld  waren  die  Durchschnittspreise 
während  des  Zeitraumes  von  1837— 1860,  unter  Weglassung  der 
zwei  teuersten  und  zwei  wohlfeilsten  Jahre,  zugrunde  zu  legen. 

Ein  Unterschied  zwischen  aussetzendem  und  jährlichem  Be- 
triebe wurde  nicht  gemacht,  so  dass  beide  Betriebe  dem  WortlaiMe 
des  Grundsteuergesetzes  von  1861  gemäss  eigentlich  nach  dem 
Waldreinertrage  oder  dem  arithmetischen  Durchschnittsertrage 
steuerlich  erfasst  werden  sollten. 

DigmzcdbyGoOgle 


Allein  die  vom  Finanzminister  erlassene  „Technische  Anleitung 
zur  Ermittelung  des  Reinertrages  der  Holzungen"  vom  17.  Juni  1861 
bezw.  10.  März  1871  bestimmte  zwar,  dass  die  Zinsen  von  dem 
Holzbetriebskapitale  (Holzinventarium)  oder  die  Zinsen  von 
dem  Forstkulturkapitale  unter  den  Wirtschafbkosten  für  den  kon- 
kreten Fall  nicht  speziell  zu  berechnen  seien,  aber  sie  fährt  dann 
wörtlich  im  §2  fort:  „Da  indessen  nur  der  Reinertrag  des  Bodens 
besteuert  werden  soll,  und  diejenigen  Reinertrage  der  Waldungen, 
welche  sich  unter  Voraussetzung  eines  mittelmässigen  Holzbestandes 
und  normalen  Altersklassen  Verhältnisses  herausstellen,  in  Wahrheit 
die  Zinsen  des  forstlichen  Betriebskapitals  in  sich  schliessen,  so 
mu6  diesem  Umstände  die  gebührende  Beachtung  dadurch  zuge- 
wendet werden,  daß 

1,  die  Naturalerträge  der  verschiedenen  Standortsgöten  im 
allgemeinen  massig  angesprochen  bezw.  die  Reinerträge  der  Hol- 
zungen durch  entsprechende  Abzüge  von  den  Naturalerträgen  an- 
gemessen dargestellt, 

2.  die  Nebennutzungen  an  Weiden,  Gräserei,  Streu  etc.  oder 
die  Einnahmen  aus  zeitweiser,  zur  Vorbereitung  des  Holzanbaues 
dienender,  landwirtschaftlicher  Benutzung  einzelner  Forstflachen 
für  den  Rohertrag  nicht  in  Ansatz  gebracht  werden". 

Bei  der  Ermittelung  des  Rohertrages  der  Hochwaldungen 
z.  B.,  der  nach  dem  durchschnittlichen  Materialertrage  der  Qblichen 
Umtriebszeit  einschliesslich  Durchforstungen  in  Festmetern  jähr- 
lichen Durchschnittszuwachses  für  das  Hektar  nach  Massgabe  der 
Standortsgüte  so  zu  schätzen  war,  wie  ihn  der  gewöhnliche  Forst- 
betrieb lieferte,  sollte  für  die  gewöhnlichen  UnvoUkommenheiten 
.und  möglichen  Unglücksfälle,  je  nach  dem  unter  den  lokalen  Ver- 
hältnissen die  betreffende  Holzart  in  der  betreffenden  Standortsgüte- 
klasse weniger  oder  mehr  Gefahren  ausgesetzt  war,  ein  Abzug 
von  20— 50V1)  gemacht  werden.  Zeising  gibt  in  seinem  der 
Eisenacher  Forstversammlung  erstatteten  Referate  an,  dass  40 — 50V0 
vom  Rohertrage  abgezogen  worden  seien ,  und  dass  ferner  beim 
Abzi^e  der  Wirtschaftskosten  verhältnismässig  hohe  Durchschnitte 
unterstellt  worden  seien. 

Auch  die  dem  Preussischen  Landtage  vorgelegte  Denkschrift  vom 
Oktober  1865  über  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1861 
spricht  es  aus,  dass  die  Tarifsatze  der  Bonitätsklassen  a  1 1  ge  m  e  i  n  in 
„massiger,  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleibender  Höhe'  festge- 
stellt worden  seien,  und  dass  durch  die  Tarifsätze  nur  die  eigent- 
liche Bodenrente,  und  zwar  unter  der  Annahme  habe  erfasst 
werden  sollen,  dass  den  von  den  Roherträgen  in  Abzug  zu  bringen- 
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den  Wirtschaftskosten  auch  die  Zinsen  des  erforderlichen  Gebäude- 
und  Inventarienkapitales  in  vollem  Umfange  beizuzählen  seien. 
In  betreff  der  Holzungen  habe  man  fast  durchgängig  nicht  uner- 
hebliche Ermässigungen  der  Tarifsatze,  namentlich  für  die  geringeren 
Standortsgüten  der  einzelnen  Holz-  und  Betriebsarten,  eintreten 
lassen.  Man  habe  sich  hierbei  von  der  Erwägung  leiten  lassen, 
dass  die  Forsten,  wenn  bei  deren  Veranschlagung  die  Zinsen  des 
Anlagekapitals  und  des  alljährlichen,  in  dem  vorhandenen  Holz- 
material sich  darstellenden  Zuwachses,  wie  es  an  sich  notwendig 
sei,  berücksichtigt  würden,  einen  mit  den  Reinerträgen  der  übrigen 
Kulturarten  zu  vergleichenden  Reinertrag  gar  nicht  gewährten, 
daher  in  den  als  Besteuerungsmassstab  festzustellenden  Reinerträgen 
verhältnismässig  niedriger  als  die  übrigen  Kulturarten  gehalten 
werden  müssten. 

Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  durch  diese  Manipula- 
tionen die  Absicht  der  technischen  Anleitung,  nur  die  forsdiche 
Bodenrente  zu  besteuern,  nicht  erreicht  wurde,  oder  wenn  es  doch 
geschah,  so  war  es  reiner  Zufall.  Wollte  man  den  angestrebten 
Zweck  auf  dem  richtigen  Wege  erreichen,  so  hätte  man  die  Zinsen 
des  Holzvorratskapitals  vom  Waldreinertrage  abziehen  müssen. 
Das  war  aber  durch  die  technische  Anleitung  ausdrücklich  verboten. 

So  war  und  ist  es  noch  (Kommunalsteuerwesen)  den  mangel- 
haften Vorschriften  der  Preussischen  Grundsteuergesetzgebung  für  die 
Besteuerung  des  forstlichen  Ertrags  zuzuschreiben,  dass  dort  weder 
die  Bodenrente  noch  die  Waldrente  zur  Grundsteuer  herangezogen 
wurde,  sondern  zumeist  wohl  eine  zwischen  beiden  stehende  Grösse. 

Der  Steuerfuss  der  Preussischen  Grundsteuer  betrug  9,6":'o 
(Endres). 

3.  Bayern.  Die  wesentlichen  Bestimmungen  der  bayerischen 
Grundsteuergesetzgebung  sind  folgende:  den  Massstab  der  Be- 
steuerung bildet  der  Rohertrag,  der  gleich  dem  Produkt  aus 
Flächeninhalt  und  Naturalertragsfahigkeit  ist.  Bei  allen  Kulturarten 
wird  jedoch  lediglich  das  Hauptprodukt  berücksichtigt.  Die  natür- 
liche Ertragsfähigkeit  wurde  durch  Ausmittelung  mit  Hilfe  von 
Mustergrundstücken  gefunden.  Die  30  Bonitätsk  lassen  wurden  nach 
der  Grösse  des  ganzen  mittleren  Körnerertrags  abgestuft.  Bei 
Äckern  sollte  ein  mitteljähriger  Ertrag  von  ',»  Scheffel  (=  27,7947  ') 
Korn  (Roggen)  ~  im  angenommenen  Werte  von  i  Gulden 
rheinischer  Währung  —  vom  bayerischen  Tagwerk  =  0,34  ha, 
oder  der  gleiche  Wert  an  anderen  Getreidesorten,  nach  Abzug  der 
Aussaat,  je  eine  Bonitätsklasse  bezw.  Steuereinheit  abgeben;    bei 
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Wiesen  wurden  iVs  Ztr.  Heu  '/«  Scheffel  Korn  gleichgesetzt;  bei 
Waldungen  sollte  ermitteit  werden,  welche  Holzmenge  auf  dem 
Stamme  mit  Rücksicht  auf  die  Preise  des  Ortes  einem  Achtel 
Scheffel  Korn  gleichzusetzen  sei.  Das  Produkt  aus  Fläche  und 
Bonitatsklasse  wurde  als  die  „Steuer verhältniszahl'  (Steuerkapital 
nach  heutiger  Terminologie)  bezeichnet ;  die  betreffende  Zahl  drückte 
also  den  jährlichen,  mittleren  Ertrageines  Grundstückes  in  ^'s  Scheffeln 
Korn  oder  dem  Werte  nach  in  Gulden  aus.  Die  „Einheit"  der 
Steuerverhaltniszahl  war  der  jährliche  mittlere  Ertrag  von  '/s  Scheffel 
Korn  (oder  i  Gulden).  Die  Höhe  der  Grundsteuer  wurde  bestimmt 
aus  der  Steuerverhältniszahl  mit  dem  für  jede  „Einheit"  derselben 
festgesetzten  Pfennigbetrage.  Das  Finanzgesetz  bestimmt  alljährlich 
die  Höhe  des  Steuerfusses  für  die  Einheit  der  Steuerverhältniszahl, 
d.  h.  die  Zahl  der  zu  erhebenden  Pfennige  oder  Bruchteile  eines 
Pfennigs.  Die  Steuer  von  i  Kr,  pro  Gulden  Steuerverhältniszahl 
bildete  das  Steuersimplum  (Steuereinheiten  oder  „Steuersimpla"). 
Der  Steuerfuss  betrug  bis  1904  8,38  Pfg.  (bezw.  2'*/is  Kr.  oder  simpla), 
von  1905  an  nur  noch  6,2  Pfg.  Die  Besitzer  von  Grundstücken, 
aufweichen  Reallasten  haften,  sind,  vorausgesetzt  dass  sie  nicht 
gesetzhch  verpflichtet  sind,  die  Steuer  selbst  zu  tragen,  von  den- 
jenigen, welche  zum  Bezüge  steuerbarer  Reallasten  berechtigt  sind, 
befugt.  Vis  des  steuerbaren  Bezugs  als  Steuerbeitrag  zu  beanspruchen . 
Die  bayerische  Grundsteuer  ist  hiernach  eine  Quotitätssteuer, 
deren  Grundlage  in  der  Hauptsache  der  Rohertrag  bildet. 

3.  Sachsen.  Die  Sächsische  Grundsteuer  von  1843/78  wird 
nach  „Steuereinheiten"  vom  Reinertrage  veranlagt.  Je  10  Groschen 
=  ^/a  Taler  des  Reinertrages  bilden  eine  Steuereinheit  von  4  Pfennig 
jährlich  (vor  1878  von  9  Pfennig). 

Die  Reinerträge  der  Waldungen  wurden  unter  Annahme 
einer  gewöhnlichen,  guten  Bewirtschaftung  als  arithmetische 
Durchschnittserträge  ermittelt.  Neben nutzungen  blieben  ausser 
Betracht,  Ein  Unterschied  zwischen  aussetzendem  und  jährlichem 
Betriebe  wurde  bei  der  Veranlagung  nicht  gemacht. 

Der  Rohertrag  wurde  nach  der  Ertragsfähigkeit  des  Wald- 
bodens beurteilt  und  dabei  ebensowenig  auf  einen  lückenhaften 
Bestand  wie  auf  die  willkürliche  Bewirtschaftungs weise  des  Besitzers 
Rücksicht  genommen.  Die  Abschätzung  sollte  sich  auf  diejenige 
Holzart  stützen,  welche  als  vorherrschend  und  am  besten  gedeihend 
entweder  vorhanden  war  oder  —  bei  Nichtbestockung  —  in  dessen 
nächster  Umgebung  von  gleicher  Beschaffenheit  angetroffen  wurde. 
Als  Holzpreise  wurden  die  zehnjährigen,  erntekosten  freien 
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Brennholz-Durchschnittserlöse  jeder  einzelnen  Holzart  für  die  Jahre 
1825 — 1835  der  Abschätzung  zugrunde  gelegt.  Für  ausserordent- 
liche Zufalle  wurden  von  dem  Gesamt- Klassenrohertrage  bei  Nadel- 
holz 16"/»,  bei  Laubholzhochwald  i2"/o  und  bei  Niederwald  S^/o 
in  Abzug  gebracht.  Als  Produktionskosten  wurden  dann  von  dem 
so  ermittelten  Rohertrage  noch  die  Kultur-  und  die  Beaufsichtigungs- 
kosten  nach  bestimmten  Sätzen  abgezogen.  Weder  die  Vernach- 
lässigung der  erforderlichen  Kulturarbeiten  noch  der  Einfluss  schäd- 
licher Waldbehandlung  durch  Streu-  und  Weidenutzung  etc.  wurde 
berücksichtigt.  Die  auf  den  Waldungen  etwa  lastenden  Servituten 
etc.  blieben  bei  der  Abschätzung  des  Waldeigentums  zur  Grund- 
besteuerung ebenso  ausser  Betracht  wie  Aktivgerechtsame. 

Grundsteuer-Erlass  ist  bei  Zahlungsunfähigkeit  des  Be- 
sitzers infolge  besonderer,  unverschuldeter  Unglücksfälle,  welche 
ein  Grundstück  (z.  B,  infolge  ausserordentlicher  Naturereignisse) 
oder  die  Person  des  Besitzers  {z.  B.  langwierige  oder  unheilbare 
Krankheit  usw.  —  also  persönliches  Moment  I  — )  betreffen,  zulässig; 
er  darf  aber  in  der  Regel  den  einjährigen  Grundsteuerbetrag  nicht 
übersteigen. 

Nach  Artikel  111  des  Gesetzes,  die  direkten  Steuern  betreffend, 
vom  3.  Juli  1902  wird  den  Schulgemeinden  die  Hälfte  der  Grund- 
steuererträge (2  Pfennig  von  jeder  Steuereinheit),  wie  seit  1886  schon, 
Oberwiesen. 

4.  Württemberg.    Für  die  Einschätzung  der  Waldungen  nach 

dem  Grundsteuergesetze  vom  b   a         1.  gelten  im  allgemeinen 

die  gleichen  Vorschriften  wie  für  die  landwirtschaftlich  benutzten 
Grundstücke.  Die  für  die  Forsten  bestimmten  Bezirks-Schätzungs- 
kommissionen  setzen  sich  jedoch  aus  3  Forstleuten  zusammen, 
während  die  sonstigen  Bezirks-Schätzungskommissionen  aus  5  Mit- 
gliedern bestehen. 

Die  Einschätzungen  fanden  im  Zeitraum  von  1878 — 1881  statt. 
Da  die  Katastrierung  des  landwirtschaftlich  benutzten  Geländes 
jedoch  erst  im  Jahre  1886  vollendet  war,  so  traten  sämtliche  Grund- 
Steuerkataster,  auch  die  für  die  Waldungen  aufgestellten,  erst  am 
I.  April  1887  in  Kraft. 

Als  Rohertrag  derWaldungen  wurde  nur  der  gesamte  Holz- 
ertrag im  Jahresdurchschnitt  des  üblichen  Umtriebs  zugrunde 
gelegt,  nach  Massgabe  der  Standortsverhältnisse,  unter  Annahme 
einer  geordneten  Wirtschaftsführung  bei  der  herrschenden  Haupt- 
holzart und  Betriebsart  und  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  zur  Zeit  der 
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Einschätzung  vorhandenen  Bestands-  und  Bestockungsverhaltnisse. 
Nur  die  objektive  Ertragsfahigkeit  des  Waldbodens  sollte  für 
die  Einschätzung  massgebend  sein.  Für  den  durch  Unglücksfälle 
und  andere  Umstände  entstehenden  Zuwachsverlust  war  ein  durch 
die  Instruktion  näher  zu  bestimmender  Abzug  zu  machen.  Die 
Instruktion  für  die  Aufstellung  der  Reinertragsklassen  behufs  der 
Einschätzung  der  Waldungen  zur  Grundsteuer  vom  19,  Oktober  1874 
(Instruktion  für  die  Landesschätzer)  setzte  als  Abzüge  fest :  bei  den 
Nadelholzhochwatdungen  s^'^k"/",  bei  den  Laubholzhochwaldungen 
iS^/o,  beim  Oberholz  (Grobholz)  der  Mittelwaldungen  zo^/o  des  vollen 
Rohertrags.  Von  dem  Ertrage  des  Niederwaldes  und  des  Unter- 
holzes in  Mittelwaidungen  war  kein  Abzug  zu  machen,  Abweichungen 
von  diesen  Beträgen  waren  besonders  zu  begründen,  Forstneben- 
nutzungen blieben  bei  der  Bildung  des  Steueranschlags  ausser 
Rechnung;  dafür  war  aber  bei  der  Bestimmung  des  Holzertrags 
davon  auszugehen,  dass  eine  Schmälerung  desselben  durch  Neben- 
nutzungen nicht  stattfände.  Als  Grundlage  der  Holzpreise  dienten 
die  im  Zeiträume  1855  bis  mit  1869  bei  den  Versteigerungen  er- 
zielten, erntekostenfreien  Erlöse  in  den  für  jeden  Bezirk  massgebenden 
Staatswaldungen,  Als  Produktionskosten  wurden  vom  Rohertrage 
ausser  den  Erntekosten')  nur  die  Kultur- und  die  Forstschutzkosten 
in  Abzug  gebracht,  die  Verwaltungs-  und  Wegbaukosten  dagegen 
nicht.  Der  Überschuss  bildete  den  Reinertrag,  der  in  Reinertrags- 
klassen abgestuft  wurde.  Hiervon  waren  schliesslich  event.  noch 
die  durchschnitdichen  Jahreswerte  der  auf  den  Waldungen  ruhen- 
den Reallasten  oder  Dienstbarkeiten  abzuziehen  (nach  Abrechnung 
etwaiger  Gegenleistungen  seitens  der  Berechtigten).  Der  durch- 
schnittliche Jahreswert  der  Berechtgung  etc.  ist  vom  Bezugsbe- 
rechtigten zu  versteuern,  Jedoch  bei  Nebennutzungsrechten  nur 
dann,  wenn  durch  sie  der  Holzertrag  geschmälert,  und  dieser  Ver- 
lust nicht  durch  etwaige  Gegenleistungen  ausgeglichen  wird.  Einen 
Unterschied  zwischen  aussetzendem  und  jährlichem  Betrieb  kennt 
das  Württembergische  Grundsteuergesetz  nicht. 

Durch  die  Neukatastrierung  ist  die  Gesamtsumme  der  Steuer- 
anschläge  der  Waldungen  fast  auf  das  Fünffache  gestiegen. 

')  Die  Angab«  von  Endres  (a.  a.  O.  S.  781),  dass  die  Holzwertungs- 
kosten nach  dem  Württembergischen  Grundsteuergesetze  nicht  abzugsfflhig  seien, 
ist  unrichtig.  Nach  Art.  43  des  Gesetzes  von  1873/1903  sind  „die  Kosten  der ; 
Fällung,  Aufbereitung  und  des  AnrOckens  des  Holzes  an  die  Abfuhrwege*  in ' 
entsprechendem  Betrage  in  Abzug  zu  bringen.  Auch  die  Angaben  von  Endres 
(a.  a.  O.  S.  780)  über  die  in  Württemberg  vorgeschriebenen  Abzüge  am  Roh- 
erlrage wegen  etwaiger  Unglücksfälle  etc.  sind  nicht  richtig. 
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5-  Baden.  Wie  oben  schon  erwähnt,  nehmen  in  der  Badischen 
Grundsteuergesetzgebung  die  Waldungen  eine  besondere  Stellung 
ein,  einmal  weil  die  Fürstgrundsteuer  den  Gegenstand  eines  be- 
sonderen Gesetzes  bildet,  und  zweitens  weil  sie  nicht  auf  einem 
Wertkataster,  sondern  auf  einem  Ertragskataster  basiert.  Nur  der 
Gleichmässigkeit  halber  ist  durch  Kapitalisierung  des  Ertrages  der 
äusseren  Form  nach  ein  Wertkataster  hergestellt  worden. 

Bei  der  Grundsteuerveranlagung  von  1810  bestand  der  Wald- 
steueranschlag im  isfachen  Betrage  des  nach  den  Preisen  von 
1807  bis  mit  1809  bemessenen  Wertes  des  nachhaltigen,  jährlichen 
Holzertrages  auf  dem  Stamme. 

Nachdem  die  Vermessung  der  Waldungen  durchgeftlhrt  war, 
wurde  durch  das  Waldgrundsteuer-Gesetz  vom  23.  März  1854  eine 
Revision  desWaldsteuerkatasters  {Neukatastrierung)  und  eine  Neuein- 
schätzung der  Wälder  und  der  Waldlasten  angeordnet,  und  zwar  im 
wesentlichen  nach  den  bisherigen  Grundsätzen,  jedoch  unter  Zu- 
grundlegung  neuerer  Holzpreise. 

Der  „Steueranschlag"  bestand  hiernach  im  15  fachenWertedes  bei 
den  gegebenen  Holzarten  und  der  bestimmten  oder  üblichen  Betriebs- 
weise und  Umtriebszeit  jährlich  im  Durchschnitt  auf  den  Morgen 
kommenden  normalen  Haubarkeitsertrags  auf  dem  Stocke,  mit 
anderen  Worten  in  dem  mit  einem  Zinsfuss  von  öVa"/»  berechneten 
Rentieningswerte  des  Rohertrages  aus  der  Holz-Haubarkeits- 
nutzung,  vermehrt  bei  Hack-  und  Kopfholzwaldungen  um  den 
25  fachen  Betrag  des  jährlichen  Reinertrags  aus  einem  anderen  zur 
Hauptnutziing  gehörigen  Erzeugnis. .  Der  Ermittelung  des  Holz- 
ertrags lagen  die  zuverlässigen  Durchschnittspreise  der  Haubarkeits- 
nutzungen  von  1845  bis  mit  1847  und  von  1850  bis  mit  I852  zu- 
grunde und  subsidiär  billige  Schätzungen.  Nebennutzungen  blieben 
unberücksichtigt;  bei  der  Festsetzung' des  normalen  Haubarkeitser- 
trags wurde  aber  angenommen,  dass  dergleichen  Nebennutzungen 
nicht  gewonnen  würden.  Auf  Waldungen  ruhende  Holzberech- 
tigungen sollten,  soweit  sie  nicht  durch  Gegenleistungen  ausge- 
glichen waren,  zu  Lasten  des  Bezugsberechtigten  mit  dem  25fachen 
Betrage  des  Jahresnutzungswertes  veranschlagt  und  vom  Wald- 
steuerkapitai  in  Abzug  gebracht  werden;  andere  Berechtigungen 
dagegen  sollten  nur  dann  dem  Bezugsberechtigten  in  Anschlag  ge- 
bracht werden,  wenn  sie  den  Holzertrag  oder  etwaige  sonstige 
Hauptniitzungen  schmälerten.  In  diesem  Falte  sollte  als  Steuer- 
kapital der  Berechtigung  der  25fache  Geldwert  der  Ertrags- 
schmälerung  gelten. 
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Diese  alsbald  vorgenommene  und  mit  dem  Jahre  1856  in 
Kraft  gesetzte  Neueinschätzung  der  Waldungen  ergab  eine  sehr 
starke  Erhöhung  des  Steueranschlags  (Grundsteuerkapitals) ,  bei 
den  Privatwäldern    allein  um   ca.  iso^'o,  von  29,5  auf  73,9  Mill.  fl. 

Um  nun  aber  keine  wirkliche  Erhöhung  der  Steuerbelastung 
und  des  Steuerertrags  eintreten  zu  lassen,  wurde  der  Steuerfuss 
im  Jahre  1877  allgemein  von  44  Pfg.  auf  28  Pfg.  für  100  M  Steuer- 
kapitalanschlag ermässigt. 

Infolge  der  inzwischen  wieder  eingetretenen  Steigerung  der 
Holzpreise  und  damit  der  Wald-Erträge  und  -Werte  hatte  sich  je- 
doch ein  Missverhältnis  zwischen  forstlicher  und  landwirtschaft- 
licher Grundbesteuerung  zugunsten  des  Waldes  herausgebildet,  wes- 
halb die  Katasterwerte  der  Walder  (Waldsteuerkapitalien)  durch 
Gesetz  vom  14.  Dezember  1878  um  57  V'^  <*/»  erhöht,  und  auf  diese 
Weise  die  frühere  Höhe  der  Grundsteuerbelastung  beim  Walde 
wieder  hergestellt  wurde.  Der  Kapitalisierungszinsfiiss  für  den 
Haubarkeitsertrag  des  Holzes  war  damit  von  6^/3  auf  4  V*  herab- 
gesetzt werden. 

Das  Gesetz  vom  25.  März  1886  befreite  neue  Waldanlagen 
(Aufforstung  von  ödländereien  etc.)  20  Jahre  lang  von  der  Grund- 
steuer. 

Obwohl  nun  beim  Waldsteuerkataster  durch  die  erwähnte 
summarische  Erhöhung  der  Katasteranschläge  der  Waldungen  die 
katastrierten  Werte  mit  den  Gegenwartswerten  in  eine  nähere 
Beziehung  gesetzt  waren,  hatten  sich  doch  auch  bezüglich  der 
Waldungen  viele  Verschiebungen  in  den  Ertragsverhaltnissen  infolge 
veränderter  Absatzverhältnisse  (Aufschluss  der  Waldungen  durch 
Strassen  und  Eisenbahnen,  ausländische  Konkurrenz  etc.)  vollzogen, 
und  da  die  Kataster  der  landwirtschaftlich  benutzten  Grundstücke 
und  der  Gebäude  noch  veralteter  waren ,  so  erschien  die  Er- 
neuerung der  Kataster  bezw.  die  Reform  der  alten  Ertragssteuern 
im  steuerlichen  und  im  Gerechtigkeitsinteresse  als  ein  unabweis- 
bares Bedürfnis. 

Durch  das  Gesetz  vom  9.  August  1900,  betr.  die  Einschätzung 
der  Grundstücke  und  Gebäude,  wurde  bestimmt,  dass  der  Wert- 
Einschätzung  der  Waldungen  die  Durch  Schnitts- Preise  aus  den 
Jahren  1895  bis  mit  1899  zugrunde  zu  legen  seien,  und  dass  bei 
der  Berechnung  der  Waldwerte  der  Faktor  25  anzuwenden,  d.  h. 
dass  der  Waldreinertrag  mit  dem  Zinsfusse  von  ^"/a  zu  kapitali- 
sieren sei.  Die  erntekostenfreien  Preise  für  die  verschiedenen  Holz- 
sortimente, die  in  Prozenten  der  Haubarkeits-  und  der  Vorerträge 
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festzustellen  sind,  werden  nicht  für  jeden  einzelnen  Wald,  sondern 
für  Bezirke  mit  beiläufig  gleichen  Preisverhältnissen  ermittelt.  Von 
dem  erntekostenfreien  Werte  des  bei  den  gegebenen  Holzarten 
und  der  bestimmten  oder  üblichen  Betriebsweise  und  Umtriebszeit 
im  Durchschnitt  jährlich  auf  das  Hektar  kommenden,  normalen 
Haubarkeitsertrags  zuzüglich  der  durchschnittlichen,  jährlichen  Vor- 
erträge auf  dem  Stocke  ist  der  Betrag  der  durchschnittlich  jahrlich  auf 
das  Hektar  Wald  entfallenden  Bewirtschaitungs-  und  Verwaltungs- 
kosten {ausschliesslich  der  Holzerntekosten)  in  Abzug  zu  bringen,  und 
der  verbleibende  Rest  mit  25  zu  multiplizieren.  Dem  so  ermittelten 
Werte  ist  dort,  wo  —  wie  bei  Hack-  und  Kopfholzwaldungen  — 
neben  dem  Holze  gleichzeitig  noch  ein  anderes  zur  Hauptnutzung 
gehöriges  Erzeugnis  erzielt  wird,  der  25  fache  Betrag  des  jährlichen 
Reinertrags  dieses  Erzeugnisses  zuzuschlagen.  Forstnebennutzungen 
kommen  bei  der  Bildung  der  Steuerwerte  nicht  in  Betracht;  wie 
früher  schon  ist  jedoch  bei  der  Festsetzung  des  normalen  Haubar- 
keitsertrages  von  der  Unterstellung  auszugehen ,  dass  derartige 
Nebennutzungen  nicht  gewonnen  werden. 

Durch  Multiplikation  des  auf  diese  Weise  für  das  Hektar 
Wald  ermittelten  Wertes  mit  dem  Flächeninhalt  des  einzelnen 
Waldgrundstücks  ergibt  sich  dessen  Steuerwert,  der  jedoch  um 
den  Wert  derjenigen  Waldlasten  gemindert  wird,  deren  Steuer- 
kapital schon  bisher  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
23.  März  1854  vom  Steuerkapital  des  Waldes  in  Abzug  gekommen 
war.  Dem  Werte  dieser  Waldlasten  sind  jedoch  ebenfalls  die  Holz- 
preise der  Jahre  1895  bis  mit  1899  zugrunde  zu  legen. 

Durch  das  Vermögensteuergesetz  vom  28.  September  1906  ist 
mit  Wirkung  vom  i.  Januar  1908  an  die  Grundsteuer  durch  die 
Vermögenssteuer  ersetzt,  die  Vermögenssteuerwerte  bestehen  jedoch 
in  den  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  August  1900  festgestellten 
Steuerwerten,  die  unter  gewissen  Umständen  zu  berichtigen  sind. 
Andere  als  die  bereits  seither  veranlagten  Waldlasten  sind  nach 
dem  Gesetz  vom  9.  August  1900  an  dem  Vermögenssteuerwerte 
der  Waldungen  nicht  abziehbar.  In  der  Hand  des  Berechtigten 
sind  die  Waldlasten  übrigens  nicht  vermögenssteuerpflichtig.  Neu 
zugehende  Waldungen  sind  nach  den  Steuerwerten  gleichartiger 
Waldungen  der  nämlichen  oder  einer  benachbarten  Gemarkimg 
zu  veranlagen.  Wo  es  an  solchen  fehlt,  ist  nach  den  gleichen 
Vorschriften,  wie  sie  im  Gesetz  vom  9.  August  1900  gegeben  sind 
zu  verfahren, 

6.  Hessen.  Die  in  dem  Gesetze  vom  13.  April  1824,  die 
Vollendung  des  Immobiliarkatasters  betr.,   und   in  der  Instrukdon 
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für  die  Bonitierung  vom  31.  Januar  1825  niedergelegten  Besteuerungs- 
Grundsätze  sind  die  folgenden: 

Als  mittlerer  Katastrai-Reinertrag  oder  Waldsteuerkapital 
wurden  ^,'10  des  durchschnittlich  jährlichen,  erntekostenfreien  Geld- 
rohertrages an  Haupt-  und  Zwischennutzungen,  vermindert  um  die 
jährlichen  Verwaltungs-,  Kultur-  und  Aufsichtskosten  in  Ansatz  ge- 
bracht. Die  genannten  Kosten  durften  jedoch  die  Summe  von 
12  Kr.  pro  '/*  ha  nicht  übersteigen.  Jede  Waldfläche  sollte  mit 
demjenigen  Ertrage,  welche  sie  bei  ihrer  damaligen  Kulturbestim- 
mung und  Beschaffenheit  lieferte,  in  Anschlag  gebracht  werden. 
Nicht  bloss  die  Güte  und  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  war  in's 
Auge  zu  fassen,  sondern  es  sollte  auch  auf  die  angenommene  orts- 
übliche oder  durch  bestehende  Berechtigungen  herbeigeführte  Be- 
wirtschaftungsmethode und  auf  die  klimatischen  Verhältnisse  Röck- 
sicht genommen  werden.  Hiernach  sollte  also  die  vorhandene 
Holzart  und  Betriebsart  bei  der  Katastrierung  massgebend  sein. 
Die  reglementäre  Bestimmung  vom  23.  Sept.  1846  nahm  jedoch 
an,  dass  „bei  der  Bonitierung  der  Waldungen  schon  diejenige  Holz- 
art angenommen  werden  musste,  welche  dem  Boden  am  fOglichsten 
zusagt".  Hiernach  sollten  nicht  die  auf  dem  Grundstücke  befind- 
lichen Holzarten,  sondern  lediglich  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens 
der  Besteuerung  unterworfen  werden,  welche  Annnahme  aber  mit 
den  allgemeinen  Grundsätzen  des  1824er  Gesetzes  im  Widerspruch 
stand,  und  nach  welcher  auch  nicht  verfahren  worden  war.  Die 
Holz-  und  Betriebsarten  und  die  Klassen  der  Waldungen  mussten 
so,  wie  sie  in  den  Waldkatastern  eingetragen  waren,  beibehalten 
werden;  eine  Berichtigung  durfte  den  veränderten  Waldverhält- 
nissen entsprechend  nicht  vorgenommen  werden.  Das  Grundsteuer- 
kataster war  also  sehr  stabil.  Die  Holzpreise  hatten  den  Lokali- 
täten angemessen  ermittelt  werden  sollen  unter  Zugrundelegung 
der  Durchschnittsverkaufspreise  aus  den  5  Normaljahren  1818 — 1823. 
Der  Holzmacheriohn  war  in  Abzug  zu  bringen.  Allein  die  Mit- 
teilungen der  Waldbesitzer  bezüglich  der  lokalen  Holzpreise  waren, 
wenn  sie  überhaupt  erfolgten,  fast  durchweg  mangelhaft  und  un- 
vollständig, so  dass  sich  die  Regierung  genötigt  sah,  die  Durch- 
schnittspreise der  benachbarten,  fiskalischen  Waldungen  zu  Hilfe 
zu  nehmen,  um  erträgliche  Mittelpreise  für  die  ganzen  Steuer- 
kommissariate zu  erhalten  und  ein  brauchbares  „Verzeichnis  der 
Holzpreise  für  die  Ertragsverhältnisse  der  Waldungen  im  Gross- 
herzogtum" aufzustellen. 

Die  1825er  Instruktion  ging  mit  der  Bestimmung,  dass  nur 
^/lo  des    Geld-Rohertrages   für   die  Katastrierung   in  Anschlag   zu 
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bringen  seien,  davon  aus,  die  Bodenrente  zu  besteuern,  welche 
ein  eben  erst  zur  Bepflanzung  gelangendes  Waldgrundstück  im 
Mittel  jährlich  abzuwerfen  imstande  ist,  wie  Baur')  sehr  richtig 
hinzufügt. 

■  )  Baur,  Gr.  Hess.  Obersteuerrat :  Grundsätze  und  Ergebnisse  der  Wald- 
besteuerung im  Grossherzogtum  Hessen.  Monatsschr.  f.  d.  Forst-  u.  Jagdwesen, 
1874.    S.  78. 

Von  hohem  Interesse  sind  die  scharfsinnigen  Ausführungen  dieses  erfah- 
renen Steuertechnikers,  die  uns  zeigen,  dass  die  arithmetische  Durchschnittsrech- 
nung nicht  nur  allgemein  angewendet  wurde ,  sondern  da.ss  es  auch  früher 
schon  Sachverständige  gab,  die  diese  Rechnung  im  Sinne  gerechter  Steuer- 
verteilung für  richtiger  hielten  als  die  Besteuerung  der  Bodenrente.  Baur 
sagt:  .Aus  allem  diesem  geht  hervor,  dass,  wenigstens  was  den  Hochwald 
betrifft,  bei  Berechnung  der  Boderfi-ente  im  Sinne  der  Instruktion  weder  die  An- 
wendung von  einfachen  noch  diejenige  von  Zinaeszinsen  zu  einem  der  wirk- 
lichen Steuerfahigkeit  der  Waldungen  irgend  entsprechenden  Resultat 
führt.  Indem  wir  die  Berechnung  anstellen,  entschwindet  uns  —  zumal  bei  der 
Zinseszinsrechnung,  die  doch,  wie  bemerkt,  auf  mathematische  Richtigkeit  allein 
Anspruch  hat  —  das  Objekt  der  Besteuerung  unter  der  Hand,  und  vfit 
erhalten  Zahlen,  die  mit  dem  Flor  unserer  Waldungen  im  auffallendsten  Kontrast 
stehen.  Der  Grund  dieses  Ergebnisses  liegt  in  der  Unrichtigkeit  der  Auf- 
fassung und  des  Verfahrens,  Der  Ertrag  der  Waldungen  hat  in  derselben  Weise, 
wie  derjenige  anderer  Grundstücke,  der  Besteuerung  zu  unterliegen.  Die  An- 
nahme nun,  als  sei  zur  Zeit  der  Veranlagung  der  Steuerkapitalien  der  gesamte 
Waidboden  unbestockt,  ein  gegenwartiges,  wirkliches  Ertragnis  bestehe  daher 
nirgends,  und  von  den  Zinsen  eines  neben  der  Bodenrente  wirkenden  Holzkapitals 
könne  vorerst  wenigstens  nicht  die  Redt  sein,  entbehrt  jeder  Begründung.  Wir 
finden,  fassen  wir  die  tat  sachlichen  Verhältnisse  ins  Auge,  weder  ein 
wüsthegendes  Gelände,  das  noch  seiner  Kulturbestimmung  harrt,  vor,  noch  fehlt 
es  an  dem  jährhchen,  wirklichen,  nachhaltigen  Ertragnis,  noch  darf  behauptet 
werden,  dass  wir  es  ledigUch  mit  der  Bodenrente  und  nicht  auch  mit  der  Rente 
eines  im  Boden  bereits  angelegten  und  wirksamen  Holzkapitals 
zu  tun  hatten.  Unter  diesen  Umständen  bleibt  nichts  anderes  Übrig,  als  von  der 
geschilderten  Methode  der  Berechnung  des  mittleren  Reinertrags  abzugehen  und 
dagegen  der  konfiigen  Ermittelung  der  steuerbaren  Erträge  der  Waldungen 
nicht  die  Bodenrente,  sondern  den  Durchschnittsertrag  zugrunde  zu 
legen,  mit  anderen  Worten,  nicht  aussetzenden,  sondern  nachhaltigen  Betrieb 
anzunehmen." 

Baur  fahrt  dann  wie  folgt  fort:  gin  dieser  letzteren  Beziehung  wird  uns 
von  forsttechnischer  Seite  noch  folgendes  wörtlich  bemerkt:  „Die  ohne 
Zinsenvergütung  durch  die  Umtriebsjahre  geteilte  Ertragssunime  dieses  Umtriebs 
ist  der  Durch  sc  hnittsertrag,  aus  welchem  durch  den  obigen  Koeffizienten  (0,6) 
die  Bodenrente  hergestellt  werden  soll.  Jener,  der  Durchschnittsertrag, 
erscheint  als  wirklicher  Jahresertrag  in  dem  in  strengem  Nachhaltbetriebe  stehen- 
den Walde,  welcher  stets  gleichen  normalen  Vorrat  mit  normalem  Alcersklassen- 
Verhältnis  besitzt,  —  diese,  die  Bodenrente,  findet  im  aussetzenden  Betriebe 
statt,  bei  welchem  ein  mit  den  Jahren  des  Umtriebs  von  0  bis  zum  Abtriebsertrage 
steigender,  also  wechselnder  Vorrat  mit  nur  einer  Altersklasse  stattfindet. 

00^  le 


Die  Sachlage  war  also  in  Hessen  ganz  ähnlich  derjenigen  in 
Preussen.  Hier  wie  dort  war  im  Gesetze  selbst  von  der  Besteuerung 
der  forstlichen  Bodenrente  nicht  die  Rede,  sondern  dem  Wortlaute 

Bei  dem  landwirtschaftlich  benutzten  Gelände  wird  allerdings  die  Boden- 
rente als  der  zu  besteuernde  Reinertrag  angesehen,  —  aber  nur  deshalb,  weil 
der  nackte  Boden  die  einzige  Produttionsquelle  ist.  Anders  verhalt  es  sich  bei 
Weinbergen,  Obstgärten,  Hopfenanlagen  u.  dergl.  Hier  wird  schon  nicht  mehr 
die  reine  Bodenrente,  sondern  der  aus  der  Kombination  des  Bodens  und  seiner 
Bestockung  hervorgehende  Ertrag  anzunehmen  sein.  Ähnlich  verhält  es  sich 
Diit  den  Gebäuden,  bei  welchen  ebenfalls  der  Boden  in  Verbindung  mit  seinem 
Hause  als  die  zu  besteuernde  Produktjonsquelle  angesehen  wird  Es  ist  deshalb 
durchaus  keine  Abweichung  von  den  bei  der  Besteuerung  von 
Äckern  und  Wiesen  aufgestellten  Grundsätzen,  durchaus  keine  Prä- 
gravation  der  Forstwirtschaft,  wenn  in  derselben  nicht  der  nackte  Boden,  son- 
dern dieser  mit  seinem  stockenden  H  olzvorrate  als  die  steuerfähige 
Produklionsquelle  angenommen,  also  statt  der  Bodenrente  der  Durch- 
schnittsertrag als  Reinertrag  oder  Steuerkapital  aufgestellt  wird.  Im  Gegen- 
teil, es  würden  beide  Benutzungsarten  des  Bodens  eine  ungleiche  Behandlung 
erfahren,  wenn  man  im  Walde  eine  ZinservergOtung  für  das  aussetzende  Ein- 
gehen der  Erträge  stipulieren,  also  nur  die  Rente  des  unbestockten  Bodens,  die 
Bodenrente,  besteuern  wollte. 

Aber  nicht  bloss  auf  Waldungen  mit  normalem  Holzvorrate,  die  wirklich 
im  Nachhaltbetriebe  stehen,  findet  dies  Anwendung,  sondern  auch  auf  Waldnngen 
mit  aussetzendem  Betrieb,  in  welchem  Zustande  sich  effektiv  viele  Waldungen, 
insbesondere  von  Privaten  befinden.  Letztere  befinden  sich  indessen  nur  in 
einem  Momente  des  Umtriebs  in  dem  Zustande,  in  welchem  sie 
nur  die  Bodenrente  abwerfen:  nämlich  zu  Anfang  des  Umtriebs,  unmittel- 
bar nach  dem  Abtriebe,  in  deni  Zeitpunkte  ihres  unbestockten  Zustandes.  So- 
bald sie  aber  aus  diesem  Zustande  heraustreten,  ihr  Boden  mit  einem  Holz- 
bestande sich  bedeckt,  nähert  sich  ihre  Produktion  dem  Durchschnittsertrage, 
welchen  sie  in  der  Mitte  des  Umtriebs  erreichen  und  hierauf  sogar  übersteigen. 
Der  in  der  Mitte  des  Umtriebs  auftretende  Holzvorrat  einer  solchen  in  aus- 
setzendem Betriebe  befindlichen  Waldparzelle  ist  dem  normalen  Holzvorrate 
gleich,  welchen  sie  haben  wQrde,  wenn  sie  im  nachhaltigen  Betriebe  mit  normalem 
Altersklassen  Verhältnis  sich  befände.  Es  ist  deshalb  auch  hier  gerechtfertigt,  den 
Durch Bchnittsertrag  als  den  dem  mittleren  Zustande  entsprechenden  Reinertrag 
oder  als  Steuerkapital  anzunehmen."" 

Auch  beim  Erlass  der  Bonitierungs- Instruktion  war  übrigens  schon  darauf 
hingewiesen  worden,  dass  ein  Wald,  der  nachhaltig  loo  fl  jährlichen  Ertrag 
liefere,  ein  ebenso  hohes  Steuerkapital  erhalten  müsse,  als  ein  landwirtschaft- 
liches Grundstück  von  gleichem  jährlichem  Ertrag.  Der  damalige  schlechte  Zu- 
stand der  Waldungen  sollte  aber  gehöi'ig  berOcksichiigt  werden,  und  in  der  Folge 
sollten,  wenn  die  wirklichen  Ertrage  den  möglichen  immer  nflher  kämen,  letzlere 
vollständig  in  Ansatz  gebracht  werden. 

Baur  nennt  den  Namen  des  betreffenden  Forstmannes  übrigens  nicht.  Es 
wäre  von  Interesse,  denselben  zu  erfahren,  und  vermutlich  wird  die  Abteilung 
Rlr  Steuerwesen  des  Grossh.  Hessischen  Ministeriums  der  Finanzen  dazu  in  der 
Lage  sein,  denn  es  ist  anzunehmen,  dass  obige  Ausführungen  von  ,forsltechmscher 
Seite*  in  den  Akten  der  Hessischen  Steuerabteilung  niedergelegt  sind.  ^ 
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nach  hätte  sowohl  für  den  nachhaltigen  wie  für  rfen  aussetzenden 
Betrieb  der  Waldreinertrag  bezw.  der  Durchschnittsertrag-  zur 
Steuer  herangezogen  werden  müssen.  Wie  in  Preussen  jedoch 
die  technische  Anleitung  des  Finanzministers  anordnete ,  dass  der 
Bodenreinertrag  zu  erfassen  sei ,  so  lief  in  Hessen  die  betreffende 
Bestimmung  der  Bonitierungs-Instruktion  darauf  hinaus,  die  Boden- 
rente zu  besteuern.  Und  zwar  war  der  gewählte  Weg  in  beiden 
Staaten  ein  falscher.  Durch  willkürliche  Abzüge  am  Rohertrage 
und  bezw.  Ausserachtlassung  eines  Teils  der  Nutzungen  suchte 
man  die  Bodenrente  zu  treffen,  was  jedoch  nur  ganz  zufällig  er- 
reicht wurde. 

Wie  in  anderen  Staaten,  so  stellte  sich  auch  in  Hessen  in- 
folge des  Umstandes,  dass  die  Holzpreise  in  stärkerem  Masse 
stiegen  als  die  übrigen  Bodenerzeugnisse,  schon  bald  ein  Missver- 
haltnis  zwischen  der  Besteuerung  der  Waldwirschaft  und  derjenigen 
der  sonstigen  Kulturarten  heraus,  und  das  Ministerium  der  Finanzen 
sah  sich  daher  gezwungen,  eine  probeweise  Revision  der  auf  den 
Durchschnittspreisen  von  1818— 1823  fussenden  ersten  Bonitierung 
fQr  sämtliche  Kulturarten  anzuordnen.  Für  die  Waldungen  geschah 
dies  durch  eine  Anleitung  vom  26.  April  T859.  Unter  Zugrunde- 
legung der  erntekostenfreien  Durchschnittsversteigerungspreise  der 
einzelnen  Holzsortimente  in  den  Jahren  1838— 1857  und  unter 
Bildung  von  besonderen  Absatzgebieten  oder  -klassen  in  den 
einzelnen  Steuerkommissariaten  fand  die  probeweise  Bonitierung 
in  den  Jahren  1859:60  statt,  und  das  Ergebnis  derselben  war,  dass 
der  neu  abgeschätzte  Reinertrag  der  Waldungen  sich  zu  dem  bis- 
herigen Steuerkapital  verhielt  wie  2,356:!,  wahrend  sich  bei  den 
übrigen  Kulturarten  folgende  Verhältnisse  herausstellten: 

beim  Ackerland    ....     1,894:! 

bei  den  Wiesen    ....    2,198:  ! 

bei  den  Weinbergen  .  .  1,808:!. 
Aus  diesen  Zahlen  ging  unzweifelhaft  hervor,  dass  die  Er- 
träge der  Waldungen  seit  der  ersten  Bonitierung  in  erheblich 
stärkerem  Masse  gestiegen  waren  als  die  Erträge  der  übrigen 
Kulturarten,  und  dass  die  Waldwirtschaft  infolgedessen  steuerlich 
begünstigt  wurde.  Die  Erkenntnis  dessen  führte  daher  durch  das 
Finanzgesetz  vom  26.  Sept.  1864  zu  einer  Erhöhung  der  Wald- 
steuerkapitalien in  der  Weise,  dass  an  den  früher  ermittelten  Roh- 
erträgen statt  *'io  nur  Vio  abgezogen  wurden.  Durch  diese  Mass- 
regel stieg  das  Waldsteuerkapital  von  647195  fl.  auf  788550  fl., 
d.  h.  um  22"/o,  und  das  Verhältnis  der  Reinerträge  zu  den  Steuer- 
Uapitalien  wurde  wie  1,931  :  !. 
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Da  ferner  bei  der  Festsetzung  der  Steuerkapitalien  der 
Waldungen  auf  Grund  der  Bonitierungs- Instruktion  von  1825  bei 
den  Eichenschälwaldungen  die  besondere  Verwertung  der  Lohrinde 
(nicht  als  Brennholz!)  gänzlich  ausser  Berücksichtigung  geblieben 
war,  und  da  die  Differenz  zwischen  Rindenpreisen  und  Holzpreisen 
mit  dem  sehr  starken  Steigen  der  ersteren  immer  grösser  geworden 
war,  so  wurde  auf  einen  Beschluss  der  Landstande  hin  im  Finanz- 
gesetz vom  26.  Sept.  1867  eine  neue  Bonitierung  und  Steuer- 
kapitalien-Ermittlung für  die  Eichenschälwaldungen  angeordnet  und 
zu  diesem  Zwecke  von  der  ObersCeuerdirektion  unter'm  21.  Januar 
1868  eine  diesen  Gegenstand  betreffende  Instruktion  erlassen,  nach 
welcher  der  „  Eichenschäl wald"  zukünftig  in  steuerlicher  Hinsicht 
als  eine  besondere  „Holz-  und  Betriebsart"  zu  behandeln  war.  Die 
neue  Bonitierung  etc.  der  Eichenschälwaldungen  fand  unter  Be- 
nutzung der  Durchschnittserträge  der  6  Jahre  1862 — 1867  statt. 
Als  mittlerer,  jährlicher  Aufwand  an  Aufsichts-,  Verwaltungs-  und 
Kulturkosten  wurde  für  V4  ha  Schälwald  der  Betrag  von  36  Kr. 
unterstellt.  Durch  diese  Neueinschätzung  der  Eichenschälwaldungen 
erhöhte  sich  das  Waldsteuerkapital  um  605081!.,  d.  i.  um  123,49"/« 
des  früheren  Steuerkapitals  der  betr.  Waldungen '). 

7.  ElsasS'Lothringen.  Durch  das  Gesetz  vom  6.  April  1892 
wurden  die  Durchschnittsmarktpreise  von  1880 — 1891  und  nach  den 
neuesten  gesetzlichen  Bestimmungen  (Gesetz  vom  26.  Juli  1896) 
diejenigen  von  1884  bis  einschl.  I895,  unter  Weglassung  des 
billigsten  und  teuersten  Jahres,  zur  Grundlage  der  Rohertrags- 
Ermittlungen  gemacht. 

Die  landwirtschaftlichen  Reinerträge  wurden  im  Anhalt  an  die 
Schätzungsergebnisse  von  speziell  ausgewählten  Mustergemarkungen 
eingeschätzt. 

Die  Waldungen  dagegen  wurden  gemäss  den  in  den  An- 
weisungen des  Ministeriums  vom  27.  Okt.  1897  bezw.  vom  24  Mai 
1899  niedergelegten  Schätzungsgrundsatzen   durch    forsttechnische 

')  Im  Jahre  1873  wurden  nach  einer  Berechnung  eines  Landtagsabgeord- 
neten erhoben: 

vom  Reinertrage  des  landwirtschaftlich  benutzten  Bodens    4,5°,'b, 

der  Waldungen 3)9  "i», 

„    Gebäude 3,a4''.i>, 

wahrend  die  Gewerbesteuer iiS'/o 

und  die  Einkommensteuer i^Sl"!« 

des  Reinertrags  betrug. 

Von  I  M  Grund-Steuerkapital  wurden  vor  der  Aufhebung  der  Grundsteuer 
als  Staalssteuer  14  Pf  Steuer  erhoben,  von  i  M  Gewei-besteuerkapital  dagegen 
16  Pf  und  von  1  M  Kapitalrentensteuerkapital  17  Pf. 
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Sachverständige  nach  der  durchschnittlichen  Waldrente  unter 
Berücksichtigung  der  vorherrschenden  Boden-,  Holz-  und  Betriebs- 
art in  der  Regel  zu  einer  Bonitatsklasse  eingeschätzt.  Nur  bei 
zusammenhängenden  Waldflachen  von  mindestens  5^/0  der  ganzen 
Fläche  des  einzelnen  Waldkörpers,  welche  nach  Boden-  und  Waid- 
art und  sonstigen  Verhältnissen  sehr  erheblich  von  einander  ab- 
weichen, konnte  die  Veranlagung  der  Verschiedenheit  entsprechend 
nach  mehreren  Bonitätsklassen  stattfinden.  Unter  , WaldkOrper " 
sind  die  Katasterparzellen  zu  verstehen;  die  forstwirtschaftliche 
Einteilung  der  Waldungen  in  Betriebsklassen,  Blöcke,  Distrikte 
und  dergleichen  blieb  ausser  Betracht. 

Die  Roherträge  wurden  unter  Zugrundelegung  einer  ge- 
mei  nüblichen  Üewirtschaftungsweise  der  Grundstücke  im  Durch- 
schnitt einer  die  gewöhnlichen  Wechselfälle  im  Ertrage  um- 
fassenden Reihe  von  Jahren  eingeschätzt.  Die  durch  besonderen 
Fleiss  oder  Vernachlässigung  der  Besitzer  verursachte  Steigerung 
oder  Verringerung  des  Ertrages  der  Grundstücke  hatte  bei  der 
Schätzung  ausser  Betracht  zu  bleiben.  Ebensowenig  wurden  die 
mit  Grundstücken  etwa  verbundenen  Realgerechtigkeiten  oder 
darauf  haftenden  Reallasten  und  Servituten  in  Betracht  gezogen. 

Auch  die  in  Anrechnung  gebrachten  Wirtschaftskosten 
sollten  der  gemeinüblichen  Bewirtschaftungsweise  entsprechen. 
Als  abzugsfähig  kamen  in  Anrechnung  die  Kosten  für  die  Be- 
bauung, für  Aussaat,  Ernte  und  Instandhaltung  der  Grundstücke, 
sowie  für  den  Transport  auf  den  Markt  der  zum  Verkaufe  ge- 
brachten (marktgängigen)  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse, 

DieHoizungen  speziell  waren  nach  der  Produktionsfähi  g- 
keit  des  Bodens  und  den  überwiegend  vorkommenden  Holz-  und 
Betriebsarten  mit  einem  Abzüge  für  mögliche  Unglücksfälle  und 
unter  Anrechnung  der  Kosten  der  Verwaltung,  des  Schutzes,  der 
Holzhauer-,  Rücker-  und  Fuhrlöhne,  sowie  der  notwendigen  Kultur- 
kosten einzuschätzen. 

In  dem  für  die  Einschätzung  ■  der  Holzungen  aufgestellten 
Tarif  (Mustereinschätzungen)  sind  5  Standortsgebiete  und  6  ver- 
schiedene Betriebs-  bezw.  Holzarten  unterschieden.  Jede  Betriebs- 
art ist  nach  5—10  Bonitätsklassen  einzuschätzen. 

Die  Staatswaldungen  sind  zwar  von  der  Grundsteuer  befreit, 
sie  wurden  aber  trotzdem  eingeschätzt,  weil  sie  den  Bezirks-  und 
Gemeindesteuern  unterliegen. 

8.  Hamburg.  Nach  dem  Grundsteuergesetze  vom  4.  Juli 
1881    beträgt  die  Grundsteuer  für  alle  Grundstücke  in  der  Stadt, 
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der  Vorstadt  und  den  Vororten  'h  "/o,  für  die  Grundstücke  im  übrigen 
Landgebiet,  sofern  die  Grundstücke  nicht  zu  landwirtschaftlichem 
Betriebe  dienen  '/s  "h,  sofern  dieselben  aber  zum  landwirtschaftlichen 
Betriebe  dienen,  Vio'/o  vom  Kapitalwert. 

Bei  allen  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe  dienenden,  ertrag- 
fähigen Grundstücken  oder  Teilen  derselben  wird  der  durch  die 
Bonitierung  ermittelte  Reinertrag  mit  3VaVo  kapitalisiert. 

Als  grundsteuerpflichtiger  Reinertrag  der  dem  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  dienenden  Grundstücke  ist  nach  §z  des  Bonitierungs- 
gesetzes  vom  4.  Juli  1881  der  nach  Abzug  der  Bewirtschaftungs- 
kosten vom  Rohertrage  verbleibende  Überschuss  anzusehen,  welcher 
von  den  nutzbaren  Grundstücken  unter  Annahme  ortsüblicher  Be- 
wirtschaftung nachhaltig  erzielt  werden  kann. 

Der  Kulturzustand  der  Grundstücke  ist  bei  der  zum  Zwecke 
der  Ermittelung  des  Reinertrags  stattfindenden  Abschätzung  durch- 
weg als  ein  mittlerer  —  gemeingewöhnlicher  —  anzunehmen.  Die 
natürlichen  Vorteile  der  Lage  eines  Grundstückes,  durch  die  ein 
andauernd  höherer  Ertrag  desselben  erreicht  wird,  sind  bei  der 
Einschätzung  ebenso  zu  berücksichtigen,  wie  eine  ungünstige  Lage 
und  Beschaffenheit,  durch  welche  der  Ertrag  dauernd  oder  wesentlich 
beeinträchtigt  wird. 

Die  mit  den  Grundstücken  etwa  verbundenen  Realgerechtig- 
keiten bleiben  bei  der  Abschätzung  ebenso  ausser  Betracht,  wie  die 
etwa  darauf  haftenden  Reallasten  und  Servituten. 

Bei  der  Veranschlagung  der  Naturalerträge  in  Geld  sind  die 
jährlichen  Durchschnittspreise  für  die  landwirtschafdichen  Erzeugnisse 
während  des  Zeitraumes  der  letzten  10  Jahre,  unter  Nichtberück- 
sichtigung der  zwei  teuersten  und  zwei  wohlfeilsten  Jahre,  zugrunde 
zu  legen. 

Die  Tarifsätze  bei  Holzungen  sind  nach  der  Produktions- 
fahigkeit  des  Bodens  und  der  sich  vorfindenden,  dominierenden 
Holz-  und  Betriebsarten,  mit  Berücksichtigung  der  Umtriebszeit, 
mit  einem  Abzüge  für  mögliche  Unglücksfälle  und  unter  Abrech- 
nung der  Kosten  der  Verwaltung,  des  Schutzes,  der  Holzhauer-, 
Rücker-  und  Fuhriöhne  und  der  notwendigen  Kulturkosten  festzu- 
stellen. Der  Wert  des  zur  Zeit  der  Abschätzung  vorhandenen 
Holzbestandes  bleibt  unberücksichtigt. 

(Im  grossen  ganzen  sind  hiernach  die  Grundsteuer' Vorschriften 
Hamburgs  die  gleichen  wie  in  Preussen). 

,   9.  Österreich.  Als  Grundsteuerreinertrag  ist  nach  dem  iSfiger 
Grundsteuer-Regelungs-Gesetze  —  ähnlich  wie  in  Preussen  —  an 
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zusehen:  Der  nach  Abzug  der  Bewirtschaftungs-  und  Gewinnungs- 
kosten vom  Roherträge  verbleibende  Überschuss,  welcher  von  den 
benutzbaren  Grundstücken  nachhaltig  erzielt  werden  kann.  Der 
Reinertrag  soll  ftlr  jede  Bonitätsklasse  ifi  mittlerer  Grösse, 
nämlich  so  erfasst  werden,  wie  er  sich  unter  Voraussetzung  einer 
bei  der  Mehrheit  des  Grundbesitzes  gewöhnlichen  Bewirtschaftung, 
im  Durchschnitte  einer  die  gewöhnlichen  Wechsel- 
fäUe  im  Ertrage  umfassenden  Reihe  von  Jahren,  fQr 
jeden  Besitzer  ergibt. 

Kommen  Massen  von  solchen  Grundstücken  vor,  welche  der 
Anwendung  besonderer  Kosten  dauernd  bedürfen,  um  in  dem 
Zustande  der  Ertragsfähigkeit,  in  welchem  sie  sich  befinden,  er- 
halten zu  werden,  so  ist  der  Ertragssatz  für  solche  Grundstücke 
so  zu  bestimmen,  dass  die  bezeichneten  Kosten  in  demselben  Aus- 
druck finden.  Hierbei  sind  jedoch  die  Zinsen  des  auf  die  Anlagen 
verwendeten  Kapitals  nicht  zu  berücksichtigen. 

Bei  Ertragsminderungen  durch  Elementarereignisse  (Feuer, 
Schneebruch,  Insekten)  sind  Steuernachlässe  für  zulässig  erklart 
worden. 

Als  steuerbarer  Ertrag  speziell  der  Waldungen  ist  nach  dem 
Gesetz  von  1869  der  sogenannte  Waldreinertrag  oder  der  Durch- 
schnittsertrag anzusehen,  jedoch  unter  ausschliesslicher  Zugrunde- 
legung von  Brennholzpreisen  für  hartes  und  weiches  Holz  und 
unter  Abzug   lediglich    der  Kosten    für  Kulturen  und  Forstschutz. 

Die  normalen  Holzpreise  sind  nach  dem  Durchschnitte  der  dem 
Jahre  der  Schätzung  vorausgegangenen  15  Jahre  mit  Auslassung 
der  5  höchsten  Jahre  zu  berechnen.  Der  Wert  des  zur  Zeit  der 
Abschätzung  vorhandenen  Holzbestandes  bleibt  unberücksichtigt. 
Die  Waldnebennutzungen  werden  in  der  Regel  ebensowenig  be- 
achtet, wie  die  Zwischenmutungen.  Aufgeforstete  Ödlandflächen 
bleiben  bei  Hochwald  25  Jahre,  sonst  10  Jahre  lang  grundsteuerfrei. 

Jeder  einzelne  Waldkörper  ist  nach  der  durchschnittlichen 
Ertragsfahigkeit  des  Bodens  und  der  Holzmischungs Verhältnisse  in 
der  Regel  nur  zu  einer  Bonitatsklasse  einzuschätzen.  Nur  wenn 
es  sich  um  zusammenhangende  Flächen  von  mindestens  50  Joch 
Grösse  handelt ,  welche  nach  Bodenbeschaffenheit ,  Holzbestand 
etc.  sehr  erheblich  von  einander  abweichen,  sind  sie  in  mehreren 
Bonitätsklassen  einzuschätzen. 

Ein  Unterschied  zwischen  aussetzendem  und  jährlichem  Be- 
triebe wird  hiernach  auch  hier  nicht  gemacht;  die  gänzliche  Vernach- 
lässigung der  Nutzholzpreise  hat  aber  bei  der  immer  mehr  in  den 
Vordergrund  getretenen  Nutz  holz  Wirtschaft  zu  eirier  durchaus  un- 
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gerechten  Begünstigung  aller  Nutzholz  wirtschaften  gegenüber  den- 
jenigen Forstwirtschaftsbetrieben  geführt,  deren  Wirtschaflsziel  in 
erster  Linie  die  Erziehung  von  Brennhölzern  bildet,  oder  die  doch 
in  der  Hauptsache  nur  Brennholz  liefern. 

Nach  dem  statistischen  Jahrbuche  des  Ackerbauministeriums 
vom  Jahre  1890  nahmen  die  Nutzholzforste,  d.  h.  die  Nadelholz- 
hochwaldungen, 7o'';o  von  der  Gesamtwaldfläche  Österreichs  ein, 

Franz  Riebe!')  führt  ein  Beispiel  an,  wonach  eine  reine  Buchenbrenn- 
holzwirtschaft in  NiederöBterreich  mit  einem  mittleren  Haubarkeitsdurchschnitts- 
zuwachs  von  5  Fm  pro  ha  und  einem  wirkliehen  Wal  drein  ertrage  von  16,70  11  [■ 
gegenüber  einem  Katastral  reinert  rage  von  18,30  fi  pro  ha  von  einem  Gesamtrein-  1 
ertrage  von  rund  saooo  fl  an  Steuern  und  Umlagen  10400  fl  oder  ja",»,  eine 
reine  Fichtennutzholzw  in  Schaft  in  Böhmen  dagegen  mit  dem  gleichen,  mittleren  \ 
H a ubark ei tadurch Schnittszuwachs  von  5  Fm  und  einem  wirklichen  Waldreinertrage 
von  28,30  fl  gegenüber  einem  Katast ralreinert rage  von  8,50  fl  pro  ha  bei  einem  ( 
Reinertrage  von  ca,  50000  fl  nur  4900  fl  oder  lo'/o  vom  wirklichen  Reinerträge 
zu  entrichten  hat.  Noch  greller  aber  soll  diese  Ungleichheit  in  der  Steuerbe- 
messung bei  vielen  Waldungen  Galiziens  und  der  Bukowina  in  die  Erscheinung 
treten.  Auch  die  k.  k.  Forsten  des  29000  ha  grossen  Wienerwaldes,  in  welchen 
die  Buchenbrennholz  Wirtschaft  die  vorherrschende  Betriebsart  bildet,  werden  zur- 
zeit mit  52"/'o  vom  wirklichen  Ertrage  zu  Steuern  und  Umlagen  herangezogen. 
Der  Grundsteuerfuss  ist  allerdings  in  Österreich  ein  sehr  hoher;  er  betragt 
39,7", 0  vom  Kat  astralrein  ertrage.  Mit  Recht  wendet  sieh  daher  Riebel  gegen 
diese  unterschiedslose  Zugrundelegung  von  Brennholzpreisen  bei  der  Grund- 
steuer-Einschätzung der  Waldungen,  und  es  kann  Hufnagl')  nicht  beigepflichtet 
werden,  wenn  er  behauptet,  die  Quelle  der  Grundbesteuerung  sei  lediglich  der 
Boden  ohne  Rücksicht  auf  seine  Benutzung.  Ganz  mit  Unrecht  verwahrt  sich 
Hufnagl  —  angeblich  im  Rahmen  des  Gesetzes  —  gegen  die  Unterstellung 
Riebel's,  dass  der  Ertrag  des  stockenden  Holzvorrates  mitbesteuert,  oder  dass 
überhaupt  die  Qualit&t  des  Holzvorrates  bei  der  Veranschlagung  des  Ertrags  in 
Betracht  gezogen  werde.  Die  Tatsache,  dass  das  Gesetz  ausdrückhch  bestimmt, 
dass  zwischen  den  Preisen  von  Hartholz  und  Weiehholz  zu  unterscheiden  ist. 
zeigt  doch  deutlich,  dass  die  Qualität  des  Holzertrags  bezw.  des  Holzvorrates 
nicht  gänzlich  u n be rück sicnt  igt  bleiben  soll.  Warum  also  auf  halbem  Wege  stehen 
bleiben?  Warum  nicht  auch  den  meist  viel  bedeutenderen  Unterschied  zwischen 
Nutzholz-  und  Brennholz- Preisen  machen?  Wenn  Hufnagl  fragt;  .Fühlt  denn 
Herr  Riebel  nicht,  dass  mit  der  Beachtung  des  Unterschiedes  von  Nutz-  und 
Brennholz  bei  der  Einschätzung  implicite  der  Wert  des  Holzvorrates  im  Nutz- 
holzwalde besteuert  wird,  im  Brennholzforste  aber  nicht?',  so  übersieht  er,  dass 
die  österreichische  Grundsteuer  den  Durchschnittsertrag  treffen  will,  der  doch 
von  der  Holzart  sowie  deren  Sortiments-  und  Preisverhältnissen  abhängig  ist. 
Nicht  ein  auf  Grund  der  physikalischen  und  chemischen  Eigenschaften  des  Bodens 
fingierter  Reinertrag  soll  steuerlich  erfasst,  sondern  die  wirklichen  Ertrags- 
verhaltnisse sollen  berücksichtigt  werden.    Dazu  gehört  aber  vor  allem  die  Berück- 


')  Über  die  Besteuerung  der  Wälder.  ZentralbL  für  das  gesamte  Forst- 
wesen, 1895.    S.  195  ff. 

ü)  L.  Hufnagl:  Zur  Frage  der  Besteuerung  der  Wälder.  Zentralbl.  für 
das  gesamte  Forstwesen  1895.    ^'  ^93  ^■ 
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sichtigung  der  vorhandenen  Holzart.  Es  heisst  ausdracklich  in  dem  Gesetze,  dass 
die  Holzmischungsvrrhaltnisse  neben  dem  Boden  bei  der  Einschätzung  der  durch- 
schnittlichen Ertragsfahigkeit  desselben  beachtet  werden  sollen.  Die  Nichtberück- 
sichtigung »des  Werts  des  zur  Zeit  der  Abschätzung  vorhandener  Holzbestands' 
ist  nur  so  aufzufassen,  dass  die  Be stockungsdichte,  die  zufällig  vorhandene  Quali- 
tät des  jetzigen  Bestandes  etc.  ausser  acht  bleiben  sollen.  Selbst  wenn  —  was 
jedoch  nicht  richtig  ist  —  der  Bodenreinertrag  die  Grundlage  der  öster- 
reichischen Grundsteuer  bildete,  wOrde  Hufnagl  nicht  beizupflichten  sein,  denn 
die  H&he  des  Bodenreinertrags  hangt  doch  gleichfalls  von  dem  Nutzholzprozent 
und  den  Nutz-  und  Brennholzpreisen  ab.  Wenn  dann  Hufnagl  weiter  sagt: 
.Ware  dies  nicht  dasselbe,  als  wenn  man  bei  OkonomiegrQnden  den  zufällig  mit 
Weizen  besteilten  Acker  höher  klassifizieren  würde,  als  das  nebenliegende  Hafer- 
feldl",  so  bedenkt  er  hierbei  nicht,  dass  das  Ackerfeld  nicht  nach  der  „zufällig" 
vorhandenen  Bestellung,  sondern  nach  seiner  Ertragsfähigkeit  bonitiert  wird,  wobei 
wohl  stets,  um  reale  Anhaltspunkte  zu  bekommen,  ein  bestimmtes  Betriebssystem 
und  eine  bestimmte  Fruchtfolge,  z.  B.  die  Dreifelderwirtschaft,  zugrunde  gelegt 
wird.  Die  physikalischen  und  chemischen  Eigenschaften  des  Bodens  genOgen 
auch  hier  zur  Einschätzung  der  Ertragsfähigkeit  nicht,  und  ohne  Unterstellung 
von  der  Wirklichkeit  entsprechenden  Preisen  kann  der  Wert  des  Ertrags,  der 
Katastralreinertrag,  nicht  richtig  ermittelt  werden. 
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VI.  Abschnitt: 

Die  Besteuerung  des  Waldvermögens. 

I.  Kapitel: 

Wesen  und  Zweck  der  Vermögenssteuer. 

Die  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  der  Steuerpraxis  lehren 
uns  —  und  die  Wissenschaft  ist  zu  dem  gleichen  Resultate  gelangt 
— ,  dass  zur  Durchführung  einer  gerechten  und  erschöpfenden  Be- 
steuerung nach  Massgabe  der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  der 
Steuerpflichtigen  eine  einzige  Steuerart  nicht  ausreicht.  Weder  die 
allgemeine  Einkommensteuer  noch  eine  der  verschiedenen  Ertrags- 
steuern, beispielsweise  für  den  Waldbesitzer  die  Grundsteuer,  ver- 
mag dem  Grundsatze  gerechter  Steuerverteilung  nach  jeder  Rich- 
tung hin  zu  entsprechen.  Erst  eine  Mehrheit  von  Steuern,  und 
zwar  ein  rationell  ausgebautes  Steuersystem,  ist  imstande,  die  Ge- 
samtheit der  Steuerpflichtigen  entsprechend  ihrer  Leistungsfähigkeit 
lückenlos  zu  treffen,  soweit  dies  überhaupt  bei  der  Mangelhaftigkeit 
aller  menschlichen  Einrichtungen  möglich  ist.   ■ 

Die  verbesserte  allgemeine  Einkommensteuer,  die  heute  in  | 
den  deutschen  Bundesstaaten  den  _Hauptträger  der  direkten  Staats- 
besteuerung bildet,  bedarf  selbst  in  ihrer  erreichbar  vollkommensten  ; 
Form  einer  Ergänzung  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  durch  ' 
andere  Steuerarten,  denn  sie  belastet  in  der  Form,  in  welcher  sie 
uns  gegenwärtig  in  den  geltenden  Einkommensteuergesetzen  entgegen- 
tritt, Einkommen  von  gleicher  Höhe  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  des 
Einkommens  mit  gleichen  Steuersätzen,  insbesondere  auch  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  das  besteuerte  Einkommen  aus  persönlicher 
Arbeit  des  Steuerpflichtigen   oder   aus   seinem  Vermögensbesitze 
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Stammt.  Die  Einkommensteuer  trifft  das  durch  die  Fortdauer  der 
Person  und  ihrer  Arbeits-  und  Erwerbsfähigkeit  bedingte  Arbeits- 
einkommen in  gleicher  Höhe  wie  das  Besitzeinkommen.  Im  allge- 
meinen ist  aber  heute  sowohl  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis 
des  Steuerwesens  die  Ansicht  zu  Herrschaft  gelangt,  dass  dem 
auf  Besitz  gegründeten  Einkommen  im  Vergleiche  zum  Arbeitsein- 
kommen eine  grössere  Steuerkraft  innewohnt,  und  dass  daher  die 
stärkere  Heranziehung  des  fundierten  Einkommens  gegenüber  dem 
nicht  fundierten  als  eine  nicht  abzuweisende  Forderung  im  Sinne 
einer  gerechten  Besteuerung  nach  Massgabe  der  persönlichen 
Leistungsfähigkeit  zu  betrachten  ist.  Die  allgemeine  Einkommen- 
steuer trifft  ferner  die  oft  sehr  wertvollen  Teile  des  Vermögens- 
besitzes nicht,  die  zwar  ertragsfähig  sind,  tatsächlich  aber  aus 
irgend  welchen  Gründen,  z.  B.  aus  besonderer  Liebhaberei  des 
Eigentümers  (Park -Waldwirtschaft,  luxuriöser  Landwirtschaftsbe- 
trieb, Jagdschlösser  etc.)  oder  aus  Bequemlichkeit  oder  Spekulation 
(Bauplätze),  wenn  auch  nur  zeitweilig,  nichts  einbringen.  Wenn 
man  nun  auch  auf  der  einen  Seite  den  Besitzer  selbst  nicht  dazu 
zwingen  kann,  seinen  Verzicht  auf  Einkommen  aus  dem  betreflienden 
Teile  seines  Vermögens  aufzugeben,  so  kann  man  doch  andererseits 
dem  Staate  nicht  zumuten,  den  reichen  Grundbesitzer,  der  aus 
Liebhaberei  etc.  gegenwärtig  kein  Einkommen  aus  seinem  Besitze 
zieht ,  hinsichtlich  des  letzteren  vollständig  steuerfrei  zu  lassen. 
Auch  dieses  Vermögen  gewährt  seinem  Besitzer  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit,  obwohl  ein  Einkommen  daraus  zeitweilig  nicht 
vorhanden  ist.  Das  Einkommen  ist  zweifellos  das  wichtigste  Kenn- 
zeichen der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  und  Steuerkraft,  aber 
es  ist  nicht  das  einzige  und  allein  entscheidende  Merkmal.  Auch 
das  Vermögen  an  und  für  sich  macht  seinen  Besitzer  wirtschaftlich 
leistungsfähig  — beispielsweise  erhöht  es  seine  Kreditfähigkeit  — , 
und  wenn  es  heute  vielleicht  keinen  Ertrag  bezw.  kein  Einkommen 
liefert,  so  wirft  es  unter  Umständen  später  um  so  höheren  Gewinn 
ab  (Bauplätze).  Jedenfalls  ist  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  die 
wirtschaftliche  Lage  des  Steuerpflichtigen,  der  ein  zurzeit  ertrags- 
loses, aber  doch  ertragsfähiges  Vermögen  sein  eigen  nennt,  besser 
als  die  Lage  des  Besitzlosen ,  und  zwar  um  so  besser ,  einen  je 
grösseren  Wert  sein  Vermögen  besitzt.  Lediglich  das  Vorhan- 
densein von  Vermögen  —  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des 
Ertrages  —  stellt  ein  selbständiges  Moment  der  persönlichen,  wirt- 
schaftlichen und  deshalb  auch  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  dar, 
und  es  erscheint  daher  billig  und  gerecht,  dass  neben  die  allgemeine 
Einkommensteuer  noch  eine  andere  direkte  Steuerart  tritt,  welche 


die  Locken  ausfüllt,  die  jede  Einkommensteuer,  selbst  die  das  fun- 
dierte Einkommen  stärker  belastende,  offen  lasst,  und  ausgleichend 
wirkt,  und  die  vor  allem  eine  höhere  Belastung  des  fundierten  Ein- 
kommens gegenüber  dem  nicht  fundierten  herbeiführt. 

Letzteres  konnte  nun  allerdings  —  theoretisch  betrachtet  —  auch 
auf  anderem  Wege  erreicht  werden,  nämlich  dadurch  dass  hn  Rahmen, 
der  Einkommensteuer  eine  unterschiedliche  Behandlung  des  fundierten 
und  unfundierten  Einkommens  durch  die  Festsetzung  verschiedener 
SteuerfQsse  für  jedes  der  beiden  stattfände.  Allein  praktisch  ist  dieser 
nächstliegende  Weg  anscheinend  nicht  gangbar;  zu  dieser  Ansicht 
ist  man  sowohl  in  den  Verhandlungen  des  preussischen  Abgeord- 
netenhauses gelegentlich  der  Einführung  der  Ergänzungssteuer  wie 
auch  im  Verlaufe  der  Vorarbeiten  und  der  Kammerverhandlungen 
zur  letzten  hessischen  Steuerreform  gelangt.  Es  ist  rein  unmöglich, 
diejenigen  Einkommen,  welche  auf  der  Verbindung  von  Vermögens- 
besitz und  Arbeitskraft  beruhen,  insbesondere  also  das  Einkommen 
aus  der  Land-  und  Forstwirtschaft  sowie  aus  allen  gewerblichen 
und  Handelsbetrieben,  in  Besitz-  und  Arbeitseinkommen  zu  zer- 
gliedern, und  es  ist  ferner  auch  äusserst  schwierig,  die  Schulden 
auf  die  einzelnen  Einkommensquellen  zu  verteilen  bezw.  den  Schuld- 
zinsenabzug in  billiger  und  gerechter  Weise  zu  regeln.  Aber  ab- 
gesehen von  diesen  steuertechnischen  Schwierigkeiten  bestehen  auch 
noch  theoretische  Bedenken  gegen  eine  solche  Steuer.  Wollte  man 
die  erwähnten,  praktischen  Schwierigkeiten  dadurch  umgehen,  dass 
man  die  gemischten  Einkommen,  d.  h.  die  sich  aus  Arbeits-  und 
ßesitzeinkommen  in  nicht  trennbarer  Verbindung  zusammensetzenden 
Einkommen  mit  dem  gleichen,  gesetzlich  bestimmten  Steurfusse 
belastete,  so  würde  das  zu  grossen  Ungerechtigkeiten  führen,  weil 
Besitz-  und  Arbeitseinkommen  dort,  wo  sie  in  inniger  Verbindung 
auftreten,  in  sehr  verschiedenem  Verhältnis  zu  einander  stehen. 
Die  unterschiedliche  Behandlung  des  fundierten  und  des  nicht  fun- 
dierten Einkommens  im  Rahmen  der  Einkommensteuer  würde  aber 
ferner  nicht  zu  der  richtigen  steuerlichen  Erfassung  derjenigen 
Vermögen  bezw.  Vermögensteile  führen,  welche  keine  oder  -  im 
Vergleich  zur  Ertragsfähigkeit  —  zu  geringe  Erträge  liefern.  Solche 
Vermögen  können  nur  durch  ein  selbständiges  Glied  im  Steuer- 
system, durch  eine  die  Einkommensteuer  ergänzende  Steuer,  in 
gerechter  Weise  zur  Besteuerung  herangezogen  werden,  und  es 
b]eibt  daher  nichts  anderes  übrig,  als  eine  zweite  direkte  Steuer 
der  allgemeinen  und  progressiven  Einkommensteuer  hinzuzufügen. 

Über  die  Form  und  den  Charakter,  welche  dieser  Ergänzungs- 
steuer zu  geben  sind,  herrschen  heute  noch  verschiedene  Ansichten. 
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überall  blieben  nach  der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer die  verschiedenen  Ertragssteuern  —  Grund-  und  Gebäude- 
steuer, Gewerbesteuer  und  Kapitalrentensteuer  —  zum  Zwecke  der 
Vorausbelastung  des  fundierten  Einkommens  zunächst  noch  weiter 
in  Geltung,  wenn  auch  mit  verändertem  Charakter,  indem  sie  von 
Hauptsteuern,  die  sie  vorher  gewesen,  zu  Ergänzungssteuern  herab- 
gesunken waren,  was  sich  in  der  Ermässigung  der  Steuersätze 
äusserte.  Die  Verbindung  der  Einkommensteuer  mit  den  Ertrags- 
steuern war  in  der  ganzen  historischen  Entwicklung  des  Steuer- 
wesens begründet,  und  es  ist  begreiflich,  dass  man  erst  die  Wir- 
kung der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  abwarten 
wollte,  ehe  man  an  die  vollständige  Beseitigung  des  mit  so  vielen 
Nachteilen  behafteten  Ertragssteuersystems  herantrat  Man  ging  all- 
mählich vor  bei  der  Überführung  des  reinen  Ertrags-  und  Objekt- 
steuersystems in  das  System  der  reinen  Personal-  oder  Subjekt- 
besteuerung, dem  bewahrten  Grundstatze  folgend,  dass  gerade  auf 
dem  Gebiete  des  Steuerwesens  schroffe  Übergänge  möglichst  zu 
vermeiden  sind.  Nachdem  aber  die  Erfahrungen  mit  der  allge- 
meinen Einkommensteuer,  die  anfangs  nur  sehr  zaghaft  eingeführt 
wurde,  überall  überraschend  günstig  ausfielen,  und  eine  Moderni- 
sierung der  die  einzelnen  Arten  des  fundierten  Einkommens  voraus- 
belastenden ,  unvollkommenen  Ertragssteuern  mit  ihren  zum  Teil 
sehr  starren  Katastern  allenthalben  als  undurchführbar  und  unzweck- 
mässig erkannt  wurde,  gab  es  nur  noch  einen  Weg,  um  zur  be- 
friedigenden und  sachgemassen  Lösung  der  fraglichen  Aufgabe  der 
Steuerpolitik  zu  gelangen,  nämlich  die  Einführung  einerV  er  mögen  s- 
steuer  als  Ergänzung  für  die  allgemeine  Einkommensteuer  und 
als  Ersatz  für  den  Wegfall  der  Ertragssteuern  im  staatlichen  Steuer- 
wesen. 

Diesen  Weg  hat  zuerst  Preussen  durch  den  Ertass  des  Er- 
gSnzungssteuergesetzes  vom  14,  Juli  1893  beschritten,  und  andere 
deutsche  Bundesstaaten  sind  seinem  Beispiel  inzwischen  gefolgt,  so 
Hessen  und  Braunschweig  im  Jahre  1899,  Sachsen  und 
Sachsen -Gotha  1902,  Baden  und  Oldenburg  im  Jahre  1906. 

In  Braunschweig,  Sachsen-Gotha  und  Oldenburg  besteht  aller- 
dings vorerst  die  Grundsteuer  noch  weiter,  so  dass  dort  der  Wald- 
besitz ausser  von  der  Einkommensteuer  von  der  Vermögenssteuer 
und  von  der  Grundsteuer  {in  Braunschweig  'A  des  Ertrags  für  den 
Staat  und  '/i  für  die  Gemeinden)  getroffen  wird,  und  in  Sachsen 
bezieht  sich  die  Vermögenssteuer  nicht  auf  das  im  Grundbesitze 
steckende  Vermögen. 

Die  Vermögenssteuer,  die   alles   Vermögen  unabhängig  von 


der  Höhe  seines  Ertrages  trifft,  ist  für  die  Staatsbesteuerung,  bei 
der  es  sich  in  erster  Linie  um  die  Verwirklichung  des  Grundsatzes 
der  Besteuerung  nach  Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  handelt, 
zweifellos  die  gerechteste,  zweckmässigste  und  steuertechnisch  ein- 
fachste ErgSnzungssteuer,  und  es  scheint  daher  nur  eine  Frage  der 
Zeit  zu  sein,  dass  sie  auch  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  sie 
heute  noch  nicht  eingeführt  ist,  die  mit  unseren  modernen  Wirt- 
schaftsverhaltnissen  nicht  mehr  im  Einklang  stehenden  und  deshalb 
veralteten  Ertragssteuern  verdrängen  wird.  Je  rascher  die  mass- 
gebenden Stellen  in  den  einzelnen  Staaten  zur  Erkenntnis  kommen, 
dass  die  gültigen  Ertragssteuer-Kataster  identisch  sind  mit  unge- 
rechter Besteuerung  und  einer  Revision  bedürfen,  desto  schneller 
wird  sich  der  Übergang  zur  Vermögenssteuer  auch  in  den  übrigen 
Staaten  Deutschlands  vollziehen. 

Diese  Verdrängung  der  staatlichen  Ertragssteuern  durch  die 
Vermögenssteuer  würde  sich  bereits  rascher  vollzogen  haben,  wenn 
auch  die  Kommunalverbande  die  Ertragssteuern  fallen  lassen  wüf-' 
den.  Allein  auf  dem  Gebiete  des  Kommunalsteuerwesens  liegt  die 
Beseitigung  der  Objektsteuern  nicht  so  einfach  wie  hinsichtlich  des 
staatlichen  Steuerwesens ,  und  da  das  letztere  mit  ersterem  im 
engsten  Zusammenhange  steht,  so  wirkt  der  Umstand,  dass  die  Auf- 
hebung der  kommunalen  Ertragssteuern  aus  verschiedenen  Grün- 
den sich  schwieriger  gestaltet  als  diejenige  der  staatlichen  Ertrags- 
steuern, auch  auf  das  staatliche  Steuerwesen  zurück,  d.  h.  die 
Frage,  wie  das  letztere  am  zweckmässigsten  einzurichten  ist,  wird 
auch  von  der  Organisation  des  kommunalen  Steuerwesens  be- 
einflusst.  . 

Die  Vermögenssteuer  ist  als  staatliche  Ergänzungssteuer  für] 
die  allgemeinen  Einkommenbesteuerung  nicht  nur  aus  dem  Grunde  I 
am  meisten  zu  empfehlen ,  weil  sie  auf  die  steuertechnisch  e  i  n- 1 
fachste  Art  und  Weise  —  nämlich  durch  die  Erfassung  nicht  des 
sehr  schwer  zu  zergliedernden  Einkommens  selbst,  sondern  der  Ein- 
kommensquelle ~  eine  schärfere  Besteuerung  des  fundierten  Ein- 
kommens bewirkt,  sondern  sie  vermag  auch  am  besten  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  zu  ergänzen  und  deren  unvermeidliche 
Lücken  auszufüllen. 

Keine  andere  Steuerart  eignet  sich  besser  als  die  Vermögens- 
steuer da  einzutreten,  wo  die  Einkommensteuer  in  der  Erfassung 
der  Steuerkraft  versagt.  Die  nach  den-  verschiedenen  Arten  des 
Einkommens  abgestufte  Einkommensteuer  vermag  nicht  die  mit- 
unter sehr  grossen  Vermögen  zur  Besteuerung  heranzuziehen, 
welche  in  einzelnen  Jahren  keinen   Ertrag  oder  kein  Einkommen 
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ergeben.  Das  kann  nur  die  den  Ertrag  nicht  berücksichtigende 
Vermögenssteuer,  die  dem  Gedanken  sozialer  Gerechtigkeit  daher 
besser  gerecht  wird  als  eine  die  verschiedenen  Arten  des  Ein- 
kommens verschieden  hoch  treffende  Einkommensteuer.  Während 
die  heutige  allgemeine  Einkommensteuer  den  Hauptfaktor  der  per- 
sönlichen und  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  —  das  Einkommen 
—  treffen  soll,  liegt  der  ergänzenden  Vermögenssteuer  die  Aufgabe 
ob ,  den  zweiten  positiven  und  selbsständigen  Faktor  der  Lei- 
stungsfähigkeit und  Steuerkraft  zu  erfassen,  nämlich  das  Vermögen 
um  seiner  selbst  willen.  Die  negativen  Faktoren  der  steuerlichen 
Leistungsfähigkeit  schliesslich,  die  in  den  besonderen,  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  des  Steuerpflichtigen  (Familien-  und  andere 
persönlichen  Verhältnisse)  liegen,  können  sowohl  durch  die  Ein- 
kommensteuer wie  durch  die  Vermögenssteuer  gebührend  berück- 
sichtigt werden,   denn  beide  sind  ausgesprochene  Subjektsteuern. 

Es  liegt  in  dem  Charakter  einer  Steuer,  die  das  Vermögen 
zur  Bemessungsgrundlage  erhebt,  dass  Rücksicht  auf  die  Höhe 
der  Rente  des  Vermögens  nicht  genommen  werden  kann.  Würde 
man  bei  der  Besteuerung  des  Vermögens  der  Frage,  ob  und  wel- 
ches Einkommen  das  Vermögen  abwirft,  eine  Bedeutung  hinsicht- 
lich der  steuerhchen  Belastung  beimessen,  so  würde  man  sich  da- 
durch mit  dem  Prinzipe  der  Vermögenssteuer  in  Widerspruch 
setzen,  Nicht  nur  die  Wahrung  der  unbedingt  notwendigen  Ein- 
heitlichkeit bezüglich  des  Besteuerungsmassstabes  verlangt  die  Nicht- 
berücksichtigung der  Rente  des  Vermögens,  sondern  auch  voiks- 
wirtschaftiiche  und  steuerpolitische  Gründe  sind  es,  die  dafür  spre- 
chen. Nur  auf  diese  Weise  können  auch  ertraglos  liegende  Vermögen 
bezw,  Vermögensteile,  wie  Parks,  Landhäuser,  Baustellen  etc.,  die 
trotz  mangelnden  Ertrags  die  wirtschaftliche  Lage  des  Besitzers, 
verglichen  mit  derjenigen  des  Besitzlosen,  günstiger  und  leistungs- 
fähiger gestalten,  zur  Besteuerung  herangezogen  werden. 

Sehr  richtig  wird  das  Wesen  der  Vermögenssteuer  und  ihr  Verhältnis  zur 
allgemeinen  Einkommensteuer  durch  folgende  Satze  aus  der  Begründung  des 
preussischen  Ergänzungssteuergesetzes  vom  2.  November  1S93  gekennzeichnet; 
.Die  Ergänzungssteuer  soll  denjenigen  Faktor  der  Leistungsfähigkeit  treffen, 
welcher  in  der  gesii:hertcn  Fortdauer  des  Einkommens  gegrßndet  ist.  Dieser 
Faktor  findet  einen  entsprechenden  Ausdruck  in  der  Höhe  des  Einkommens 
nicht;  denn  die  Höhe  des  Einkommens  aus  dem  Vermögen  richtet  sich  nach 
der  Art  der  Anlage  und  steht  nicht  selten  bei  gleichen  Vermögen  in  umge- 
kehrtem Verhältnis  zur  Sicherheit  derselben.  Der  zeitweilig  höhere  Rentengenuss 
wird  vielleicht  durch  die  Gefahr  eines  Kapita Iveriustes  und  demzufolge  auch 
eines  vorzeitigen  Versiegens  der  Einkommensquelle  erkauft.  Hierzu  kommt,  dass 
vielfach  gerade  die  Besitzer  eines  kleinen  Vermögens  darauf  angewiesen  sind, 
auf  die  Erzielung    einer   höheren  Rente    aus   demselben    Bedacht    zu   nehmen. 
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wahrend  Eigenltlmer  eines  grosseren  Vermögens  sich  mit  einer  geringeren  Ver- 
zinsung begnflgen  kennen.  Bei  Bemessung  der  Ergänzungssteuer  nach  der  Hfihe 
der  Rente  würde  somit  im  allgemeinen  der  kleine  Besitz  verhaJtnismassig  slärter 
als  der  grosse  belastet  werden.  Einen  richtigeren  Massstab  bietet  daher  der 
KapiEalwert  des  Vermögens;  insofern  derselbe  zugleich  den  Tauschwert  anzeigt, 
ist  die  Voraussetzung  begrOndet,  dass  gleichen  Werten  auch  die  gleiche  steuer- 
liche Leistungsfähigkeit  entspricht.  In  einer  Zeit,  in  welcher  auf  allen  Gebieten 
des  wirtBchaiUichen  Lebens  unausgesetzt  ein  lebhafter  Güteraustausch  stattfindet, 
wird  diese  Annahme  auch  dem  Rechtsbewusstsein  der  Steuerpflichtigen  ent- 
sprechen. Die  Höhe  der  Belastung  ist  unabhängig  von  der  Art  der  jeweiligen 
Anlage  des  Vermögens  und  jede  Überbürdung  oder  Bevorzugung  einer  bestimmten 
BeEitzform  ausgeschlossen." 

Dieser  Auffassung,  nach  welcher  bei  der  Vermögensbe- 
steuening  die  Rentabilität  des  steuerpflichtigen  Vermögens  keine 
Rolle  spielt,  schliessen  wir  uns  aus  voller  Überzeugung  an,  und 
es  darf  mit  Befriedigung  festgestellt  werden ,  dass  wir  damit 
nicht  allein  stehen ,  sondern  dass  namhafte  Fachmanner ,  wie 
Buchenberger,  Schanz,  Glässing  u.  a.  der  gleichen  An- 
schauung huldigen. 

Ebenso  klar  wie  die  Motive  des  preussischen  Ergänzungssteuergesetzes, 
'  aber  noch  eingehender  äussert  sich  z.  B.  der  frühere  Badische  Finanzminister 
Dr.  Buchenberger  über  das  Wesen  der  Vermögenssteuer,  indem  er  im  Finanz- 
archiv, Jahrgang  igoi,  5.  ao/21  in  einer  Abhandlung  Ober  die  Steuerreform  im 
Grossherzogtum  Baden  u.  a.  folgendes  sagt: 

.Ebenso  darf  der  Hinweis  nicht  unterbleiben,  dass  gerade  dann,  wenn  beim 
BeateheneinerEinkommensteuer  jede  Art  des  Einkommens,  gleichviel  aus  welchen 
Quellen  es  iliesst,  der  Besteuerung  unterworfen  wird,  die  Extra  beste  uerung  des 
Vermögens  als  solchen  ein  richtigeres  Korrelat  der  Einkommensbesteuerung  dar- 
stellt, als  das  nochmalige  Heranziehen  der  wirklichen  Reinerträge  der  verschie- 
denen Vermögensarten.  Man  hatte  letztere nfalls  eine  Art  Doppelbesteuerut^; 
desselben  Einkommens,  einmal  in  der  Form  der  Einkommen-,  das  zweite  Mal  in 
der  Form  der  Ertragssteuer.  Die  Vermögenssteuer,  zu  der  Einkommensteuer 
hinzutretend,  vermeidet  diese  Doppelbesteuerung  und  will  nichts  anderes,  als 
die  Tatsache  des  Vermögens besitzes  zum  Ausgangspunkt  und  zur  Basis 
besonderer  Steuerpflicht  machen.  Die  Vermögenssteuer  unterscheidet  hierbei 
allerdings  nicht  (so  wenig  wie  die  Ertragssteuem),  ob  ein  Vermögen  im  Be^tz 
eines  Steuersubjektes  produktiv  oder  unproduktiv  angelegt  und,  wenn  es  pro- 
duktiv angelegt  ist,  wie  hoch  es  rentiert;  ob  also  ein  Waldbesitzer  seinen  Wald 
parkartig  oder  nach  forstwirtschaftlich- kaufmännischen  Grundsätzen  bewirtschaftet; 
ob  jemand  sein  Haus  altein  bewohnt  oder  nach  den  Grundsätzen  höchster  Ein. 
Iräglichkeit  ausnutzt;  ob  eine  Fabrik  augenblickUch  stillsteht  oder  in  blühendem 
Geschäftsstande  sich  befindet.  Diese  Ignorierung  der  Ertragsverhaltnisse  durch 
die  Vermögenssteuer  ist  aber  eine  absichtlich  gewollte  und  auch  durchaus 
rationelle,  da  alle  jene,  im  Bereich  des  Vermögensbesitzes  sich  abspielenden,  die 
Rentabilität  oder  Nichtrentabilität  beeinflussenden  Vorgänge  ihre  volle  Berück- 
sichtigung bei  der  Einkommen  Steuerveranlagung  finden.  Die  Vermögenssteuer 
hält  sich  im  Gegensatz  hierzu  an  die  Tatsache  des  Vermögensbesitzes,  welche 
Tatsache  den  Besitzenden  über  den  Besitzlosen  wirtschaftlich  hinaushebt  tind  ihm 
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im  wirtschaftlichen  Leben  eine  wesentlich  günstigere  Position  gew&hrt,  die  daher 
gerechterweise  auch  in  den  AfTentlichen  Beitragsleistungen  zum  Ausdruck  kommt 
Der  Besitzer  des  nicht  rentierenden  , Goldklumpens" ')  wird  deshalb  mit  Fug  und 
Recht  im  System  der  Vermögenssteuer  steuerpflichtig;  denn  er  ist  jederzeit  in 

der  Lage,   diesen  Goldklumpen  in  rentierendes  Vermögen  umzusetzen." 

^Wesentlich  fbr  die  Tatsache  und  (Ür  den  Umfang  der  Steuerpflicht  ist,  dass 
jemand  jene  looooo  M  besitzt;  diese  Tatsache  macht  ihn  beim  Vorhandensein 
einer  Einkommensteuer  mit  Recht  in  doppeltem  Masse  vermögenssteuerpflichtig 
gegenober  einem  anderen,  der  nur  über  50000  M  Vermögen  verfügt.  Die  mög- 
liche Verschiedenheit  in  der  Rentabilität  des  Vermögengbesitzes  in  seinen  ver- 
schiedenen Anwenduttgsarten  als  landwirtschaftlicher,  gewerbhcher  etc.  Besitz 
kommt  in  der  Einkommensteuer  in  präzisester,  aber  auch  in  völlig  genOgender 
Weise  zum  Ausdruck.* 

An  einer  anderen  Stelle  (Zweite  Denlcschrift  Qber  die  Reform  der  direkten 
Steuern  im  Grossherzogtum  Baden;  Finanzarchiv,  Jahrgang  1898,  S.  425)  sagt 
Buchenberger:  „Die  Einkommen-Besteuerung  findet  die  naturgemflsse 
Ergänzung  nicht  in  einem  System  von  partiellen  Einkommens-  (Ertrags-),  son- 
dern in  einem  System  von  Vermögenssteuern.  Zu  der  Einkommensteuer 
wird  unterschiedslos  das  fundierte  und  unfundierte  Einkommen  mit  dem  gleichen 
Steuerfuss  herangezogen;  in  dem  Hinzutreten  von  Vermögenssteuern  zu  der  Ein- 
kommensteuer findet  deshalb  der  steuerlich  richtige  Gedanke,  dass  schon  der 
Vermögensbesitz  als  solcher  eine  steuerliche  Leistungsfähigkeit  darstellt, 
und  dass  das  durch  Vermögensbesitz  gestützte  Einkommen  steuerfähiger  als  das 
lediglich  an  die  Person  geknüpfte  Einkommen  sich  erweist,  seinen  natürlichen 
Ausdruck.* 

Im  gleichen  Sinne  spricht  sich  Glassing  aus,  wenn  er,  aus  , innerster 
Überzeugung"  mit  den  betreffenden  Ausführungen  der  Motive  des  preussischen 
ErgSnzungssteuergesetzes  einverstanden,  im  Finanzarchiv,  Jahrgang  1900,  S.  aiß 
schreibt'.  ,Die  Kraft  des  Kapitals,  der  Kapitalwert  des  Vermögens  ist  flberall 
der  gleiche,  nur  der  finanzielle  Effekt  ist  je  nach  Art  der  Benützung  des  Kapitals 
ein  verschiedener.  Da  jedoch  der  Haupttrager  der  direkten  Staatsbesteuerung, 
.  die  allgemeine  Einkommensteuer,  diesen  finanziellen  Effekt,  d.h.  die  Höhe  des  Ein- 
kommens, zur  ausschliesslichen  Besteuerungsbasis  erhebt,  darf  die  Vermögens- 
steuer, die  in  dem  blossen  Besitz  von  Vermögen  einen  Massstab  höherer  Leistungs- 
fähigkeit erblickt,  von  der  nochmaligen  Berücksichtigung  jenes  finanziellen  Eflekts, 
also  von  der  Rente  des  Vermögens  absehen  und  sich  darauf  beschränken,  den 
Kapitalwert  des  Vermögens,  dem  überall  die  gleiche  Kapitalkraft  innewohnt,  t^ne 
Rücksicht  auf  die  Art  der  Benutzung  und  deren  Erfolg  gleichmassig  zu  besteuern. 
Auch  eine  etwa  auftretende,  wirtschaftliche  Krise  findet  in  diesem  aus  Einkommen- 
steuer- und  Vermögenssteuer  gebildeten  Systeme  gebührende  Beachtung.  Die 
Folgen  der  Krisis  äussern  sich  regelmassig  in  sinkendem  Ertrag,  nicht  selten  auch 
in  grösserer  oder  geringerer  Entwertung  oder  Verlust  des  angelegten  Vermögens. 
Dem  sinkenden  Ertrag   wird   durch  Verminderung   der  Einkommensteuer,   der 

1)  In  einem  an  die  Erste  Badische  Standekammer  erstatteten  berichtliehen 
Gutachten  des  Freiherm  E.  A.  v.  Göler  war  die  bessere  Verwirklichung  des 
Postulats  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  durch  die  Vermögens- 
steuer mit  den  Worten  bestritten  worden :  .Der  Besitz  eines  Waldes,  einer  Land- 
strecke, eines  Goldklumpens  macht  an  und  für  sich  noch  nicht  leistungsfähig, 
sondern  erst  der  Reinertrag,  den  solcher  Besitz  abwirft.' 
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Entwertung  des  Vermögens  durch  entsprechende  Verminderung  der  Vermögens- 
steuer, die  ja  nur  den  gemeinen  Wert,  d.  h.  den  jeweiligen  Verkaufswert  der 
betreifenden  VermOgensobjekte  besteuert,  genügende  Rechnung  getragen.  Damit 
dürfte  der  Beweis  geliefert  sein,  dass  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer auch  eine  mit  einem  einheitlichen  Steuerfusse  ausgestattete 
Vermögenssteuer  jenem  Verlangen  genügt,  welches  die  Gegner  der  einheitlichen 
Belastung  der  verschiedenen  Steuerquellen  nur  mit  differenzierten  KoefUzienten 
erteilen  zu  können  glauben." 

Auch  Schanz  erklart  sich  in  seiner  Abhandlung  Ober  die  Frage  der 
Steuerreform  in  Bayern  im  Finanzarchiv,  Jahrgang  1900,  S.  527  ff  für  diese  Auf- 
fassung von  dem  Zwecke  und  dem  Wesen  der  Vermögenssteuer,  wenn  er  fQr 
die  Umgestaltung  des  bestehenden  bayetischen  Ertragssteuersystems  zwei  gang- 
bare Wege  angibt,  einmal  die  Ersetzung  der  staatlichen  Ertragssteuern  durch 
eine  Vermögenssteuer  und  das  andere  Mal  die  Umbildung  der  bestehenden  Er- 
tragsateuern  auf  Grundlage  der  sogen.  Kurrentwerte,  d.  h.  von  Wertkatastem. 
Schanz  sagt  a.  a.  O.  S.  546:  ,Eia  auf  Einkommen-,  Erbschafts-  und  Kurrent- 
wertsteuer  aufgebautes  Steuerssystem  stellt  eine  glückliche  Mischung  dar,  durch 
die  allen  berechtigten  Gesichtspunkten  Rechnung  getragen  wird.  Die  Ein- 
kommensteuer geht  der  mdividuellen  Leistungsfähigkeit  mit  allen  ihren 
Schwankungen  nach  und  vermag  auch  den  Familien-  und  anderen  persönlichen 
Verhaltnissen  in  weitem  Mass  Rechnung  zu  tragen.  Die  Erbschaftssteuer 
belastet  das  fundierte  Einkommen,  wobei  der  Staat  zugleich  sein  durch  die 
heutigen  sozialen  Umgestaltungen  begründetes  Miterbenrecht  gegenüber  den 
fernen  Verwandten  in  der  Form  der  Steuer  geltend  macht.  Die  Kurrentwert- 
steuer ergänzt  die  Belastung  des  fundierten  Einkommens,  ist  aber  zugleich  der 
Tribut,  den  der  Bealtz  ala  solcher  ohne  Rflcksicht  auf  Verschuldung  und 
iadividoelle  Reatabilitat  zu  tragen  hat,  da  er  dem  Gemeinwesen  vielfach  seinen 
Wert  verdankt  und  demselben  Kosten  verursacht.  Eben  deshalb  ist  auch  die 
Kurrentwertsteuer,  verknüpft  mit  der  höchst  persönlichen  Einkommensteuer, 
eine  vortreffliche  Grundlage  fOr  das  Steuerwesen  der  Gemeinden  und  Selbst- 
verwaltungskörper. " 

Wie  oben  schon  angedeutet,  ist  die  in  vorstehenden  Zitaten  vertretene 
Ansicht  allerdings  nicht  unbestritten.  Es  wurde  schon  darauf  hingewiesen,  dass 
bei  den  Verhandlungen  in  der  Badischen  Ersten  Standekammer  die  Anschau- 
ung zutage  trat,  wonach  der  Besitz  allein  nicht  leistungsfähig  macht,  sondern 
erst  der  Reinertrag,  den  der  Besitz  abwirft.  Nach  Vocke  ist  der  wirkliche 
Ertrag  immer  die  beste  Bemessungsgrundlagc  fitr  die  Steuer,  und  das  Vermögen 
als  solches  bildet  Oberhaupt  keinen  Massstab  für  die  Leistungsfähigkeit.  Um  so 
weniger  soll  dies  nach  den  Ausführungen  des  Berichterstatters  der  Badischen 
Ersten  Standekammer  von  Göler  der  Fall  sein,  wenn  zu  gegebener  Zeit  die 
Kaufpreise  steigen,  die  Erträge  aber  zurückgehen,  wobei  auf  bekannte  Vorgange 
auf  dem  landwirtschaftlichen  Grundmarkt  hingewiesen  wird.  Jedenlalls  sei  es 
imbestritten,  dass  das  in  landwirtschaftUchen  Gnmd  und  Boden  angelegte  Kapital 
sich  sehr  viel  niedriger  verzinse  als  jede  andere  Kapitalanlage;  die  mit  einem 
einheitlichen  Steuerfusse  für  alle  Arten  von  Vermögensobjekten  c^rierende 
Vermögenssteuer  führe  infolgedessen  zu  einer  Mehrbelastung  des  landwirtschaft- 
lichen Grundbesitzes.  Im  System  wirklicher  Ertragssteuem  dagegen,  und  wenn 
festgestellt  werde ,  mit  welchem  durchschnittlichen  Zinsfuss  die  in  den 
Hauptbenifsarten  angelegten  Kapitalien  sich  verzinsen,  und  danach  die  Hohe  des 
Steuerfusses  für  die  einzelnen  Ertragssteuem  verschieden  abgestuft  werde,  soU 
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jeder  Beru^tand  und  jede  Art  von  Vennögcn  genau  nach  Massgabe  der 
wirklichen  RentabilitSt  zur  Steuer  herangezogen  werden  können  (Finanzarchiv, 
igoi,  S.  19). 

Abgesehen  davon,  dass  es  nicht  den  Tatsachen  entspricht,  dass  das  in  der 
Landwirtschaft  angelegte  Kapital  sich  aberall  niedriger  verzinst  als  jede  andere 
Kapitalanlage,  und  abgesehen  femer  davon,  dass  bei  Unterstellung  durch- 
schnittlicher ZinsfQsse  die  VermAgen  nicht  nach  Massgabe  der  wirklichen 
Rentabilität  getroffen  werden,  muss  diese  Auffassung  vom  Wesen  und  Charakter 
der  Vermögenssteuer  als  durchaus  unrichtig  bezeichnet  werden.  Auch  Schall 
beweist  mit  seinen  Ausführungen  zur  Verteidigung  der  Ertrag SSteuem  (Finanz- 
archiv, Jahrgang  1895,  S.  45)  nichts  weiter,  als  dass  er  den  Zweck  und  die  Auf- 
gabe der  Vermögenssteuer  nicht  richtig  erfasst  hat  ,Die  Nichtberücksichtigung 
der  geringeren  Rentabilität  des  Grundbesitzes  gegenober  dem  im  Gewerbebetrieb 
und  in  verzinslichen  Vermögensanlagen  werbenden  Vermögen  durch  die  ein- 
heitliche Vermögensbesteuerung  von  \i  pro  Mille  des  reinen  Vermögens  bedingt 
sehr  wahrscheinlich  auch  jetzt  noch  eine  verhältnismässige  Mehrbelastung  des 
Grundbesitzes  fllr  die  preussische  Staatsbeste uerung."  Nicht  für  jedes  Land  passe 
die  Vermögenssteuer  so  wie  für  Preussen.  Betrage  die  Vermögenssteuer  dem 
Steuerbedarfe  entsprechend  a,!"'™,  so  bedeute  dies  —  bei  4Voiger  Verzinsung  — 
SV«".!!  des  Einkommens.  „Bei  der  geringeren  Rentabilität  der  im  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Grundbesitz  angelegten  Werte  mösste  sie  zu  einer  erheblichen 
Verschiebung  der  Steuerlast  auf  Kosten  der  Grundbesitzer  zugunsten  der  Ge- 
werbetreibenden und  der  Kapilalisten  fßhren.  So  würde  dieselbe  Hassregel, 
welche  in  Preussen  eine  Entlastung  des  Grundbesitzes  herbeiführte,  in  Württem- 
berg bei  ganz  anderen  tatsächlichen  Voraussetzungen  das  Gegenteil  zur  Folge 
haben.  Auch  hier  die  beste  Bestätigung  des  Wortes:  Eines  schickt  sich  nicht 
für  alle." 

Die  geringere  oder  höhere  Rentabilität  des  Vermögens 
wird  zur  Genüge  von  der  progressiven  Einkommensteuer  berück- 
sichtigt; die  VermOgensteuer  soll  lediglich  den  Faktor  der 
Leistungsfähigkeit,  der  zweifellos  in  dem  blossen  Besitze  von 
Vermögen  liegt,  steuerlich  erfassen,  und  zwar  als    Ergänzungs- 

,  Steuer  mit  einer  relativ  massigen  Steuerquote.  Von  einer  Ver- 
mögenssteuer mit  einem  Steuerfuss  von  2*,'oo  kann  natürlich  keine 

'  Rede  sein,  denn  das  würde  im  Durchschnitt  eine  5%  ige  Be- 
steuerung des  Einkommens  bedeuten,  d.  h.  die  Vermögenssteuer 
würde  das  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  im  grossen  ganzen 
stärker  belasten  als  die  Einkommensteuer,  die  in  den  meisten  Staaten 
in  ihrem  Maximalsatze  unter  5°  0  bleibt.  Dem  Umstände,  dass  das 
Einkommen  der  Hauptfaktor  der  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  ist 
und  das  Vermögen  -  ohne  Berücksichtigung  seiner  Rente  -  den 
zweiten  und  Nebenfaktor  bildet,  muss  durch  die  Wahl  eines  rich- 
tigen Verhältnisses  zwischen  Einkommensteuer  und  Vermögens- 
steuer Rechnung  getragen  werden.  Die  Vermögenssteuer  muss  in 
gewissen  Grenzen  bleiben,  und  wenn  Schall  eine  Vermögens- 
steuer von  2  "00  annimmt,  so  verstösst  er  damit  gegen  das  Prinzip 


und  den  Charakter  der  Vermögenssteuer.  Um  den  bestimmten 
Steuerbedarf  zu  decken,  hätte  er  eine  höhere  Besteuerung  des  Ein- 
kommens zu  Hilfe  nehmen  müssen ;  die  Vermögenssteuer  würde 
dann  auch  in  Württemberg  niedriger  als  2"  w  ausfallen  und  eben- 
so gut  anwendbar  sein,  wie  in  Preussen,  Baden,  Hessen  und  in 
anderen  Staaten.  Als  ErgSnzungssteuer,  bei  der  es  sich  in 
erster  Linie  um  die  V o r a u sbelastung  des  fundierten  Ein- 
kommens handelt,  muss  die  Vermögenssteuer  sich  von  der  allge- 
meinen Einkommensteuer  als  Hauptsteuer  gerade  besonders  da- 
durch unterscheiden,  dass  sie  die  Sleuerkraft  im  Vergleiche 
Hauptsteuer  nur  massig  belastet;  anderenfalls  würde  sie  ihrei 
Eigenschaft  als  einer  ergänzenden  Abgabe,  als  einer  Neben- 
steuer verlustig  gehen.  Auch  würde  dann  die  Gefahr  vorliegen,  dass 
die  Vermögenssteuer  das  Stammvermögen  oder  den  Vermögens- 
stock, d.  h.  das  zu  Beginn  des  Steuerjahres  vorhandene  Vermögen, 
angriffe,  dass  sie  also  aus  dem  Vermögen  anstatt  aus  dem  Jahres- 
Einkommen  zu  entrichten  wäre.  Damit  würde  sie  aber  nicht  nur 
als  eine  nominelle,  sondern  auch  als  eine  reelle  Vermögenssteuer 
zu  bezeichnen  sein,  welch'  letzterer  die  Berechtigung  als  regulärer 
Steuerart  nicht  zugesprochen  werden  kann  (cf.  S.  28  ff).  Bleibt  die 
Vermögenssteuer  dagegen  durch  die  Festsetzung  eines  massigen 
Steuersatzes  in  ihrer  Stellung  alsErgänzungssteuer,  dann  belastet 
sie  lediglich  das  Jahres-Einkommen  und  lässt  das  zu  Beginn  des 
Jahres  vorhandene  Vermögen  durchaus  unberührt.  Letzteres  bildet 
in  diesem  Falle  —  wie  beabsichtigt  —  lediglich  den  Massstab 
für  die  Besteuerung,  nicht,  die  Steuerquelle,  die  das  Einkommen 
darstellt.  Dass  ausnahmsweise  trotz  massiger  Bemessung  des 
Vermögenssteuerfusses  diese  Steuer  doch  aus  dem  Vermögen  be- 
stritten wh^,  will  nichts  bedeuten ;  die.ses  Verhältnis  kann  ebensogut 
bei  der  in  normalen  Grenzen  sich  bewegenden  Einkommensteuer 
eintreten. 

Es  muss  stets  in  Auge  behalten  werden ,  dass  die  Vermögens- 
steuer nicht  nur  den  Zweck  hat,  das  Besitzeinkommen  gegen- 
über dem  Arbeitseinkommen  höher  zu  besteuern  —  dieser  Zweck 
würde  unmittelbar  nur  in  engem  Anschluss  an  die  Einkommen- 
besteuerung erreicht  werden  können  — ,  sondern  ihr  Ziel  ist  weiter 
hinausgesteckt;  sie  soll  auch  solches  Vermögen  treffen,  welches 
dem  Besitzer  nicht  zur  Erzielung  von  Einkommen  dient..  Es  geht 
dies  auch  aus  den  Bestimmungen  der  Vermögenssteuergesetze 
über  das  steuerpflichtige  Vermögen  deutlich  hervor. 

Hält  man  hieran  fest,  so  muss  die  Vermögenssteuer  das  ge- 
samte steuerbare  Vermögen  des  Steuerpflichtigen  durchaus  gleich- 
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massig  treffen,  ganz  einerlei  ob  es  viel  oder  wenig  oder  gar  keine 
Rente  abwirft  und  ohne  jegliche  Rücksicht  darauf,  um  was  für  eine  Art 
von  Vermögen  es  sich  im  gegebenen  Falle  handelt.  Sie  stellt  eine 
Sonder-  und  Vorausbelastung  des  Vorhandenseins  von  Vermögen, 
nicht  der  Höhe  des  Ertrags  desselben  dar,  und  es  ist  infolge- 
dessen keineswegs  ausgeschlossen,  dass  ein  Land-  oder  Waldgui 
oder  eine  Parkwirtschaft,  die  wenig  einbringen  —  sei  es  nun  im 
Sinne  der  wirklichen  BareinkQnfte  oder  im  Sinne  des  jährlichen  Ver- 
mögenswertzuwachses —  stärker  durch  die  Vermögenssteuer  be- 
lastet sind  als  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer.  Aber  ist 
es  denn  nicht  billig  und  gerecht,  dass  auch  diejenigen  Vermögens- 
teile steuerlich  erfasst  werden,  die  zeitweise  oder  überhaupt  kein 
Einkommen  liefern,  sei  es  nun  aus  Liebhaberei  des  Besitzers  (un- 
produktive Anlage)  oder  infolge  schlechter  Wirtschaft  oder  aus 
Gründen  der  Spekulation?  Mit  der  Ansicht  des  Mitberichter- 
statters der  Eisenacher  Forstversammlung,  Forstmeister  Z e  ising'l. 
wonach  das  Prinzip  der  Vermögenssteuer  dahin  zu  fassen  sei,  dass 
sie  auf  die  Besteuerung  des  Vermögens  er tr  ags  ausgehe,  und 
dass  sie  zwischen  dem  Vermögen  und  seinem  Ertrage  eine  Ver- 
hältnismässigkeit unterstelle,  können  wir  uns  daher  nicht  ganz  ein- 
verstanden erklären.  Das  Ziel  der  Vermögenssteuer  ist  weiter 
gesteckt.  Sie  hat  ähnlich  wie  die  feststehende  Grundsteuer  einen 
volkswirtschaftlich-erzieherischen  Charakter.  Wie  die  Grundsteuer 
für  den  rechnenden  Eigentümer  und  Wirtschafter  eine  Triebfeder 
,  ist,  den  Ertrag  über  den  durchschnittlichen  Katastral-Reinertrag 
hinaus  zu  erhöhen,  so  spornt  die  Vermögenssteuer  infolge  des 
Umstandes,  dass  sie  den  Ertrag  bei  der  Bemessung  unberücksich- 
tigt lässt,  den  richtig  abwägenden  Wirtschafter  an,  höhere  Er- 
träge und  damit  eine  höhere  Rentabilität  seines  Vermögens  zu 
erzielen,  um  dadurch  die  auf  dem  Einkommen  im  ganzen  lastende 
Steuer  verhältnismässig  herabzudrücken.  Für  denjenigen,  der  sein 
Vermögen  absichtlich  brach  liegen  lässt,  ist  sie  gewissermassen 
eine  Mahnung  und  eine  sanfte  Aufforderung,  in  seinem  eigenen 
und  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  derart  zu  wirtschaften,  dass 
ihm  sein  Besitz  eine  Rente  abwirft. 

Von  besonderem  Interesse  ist  es,  eine  Parallele  zwischen  der 
niederländischen  Vermögenssteuer  und  unserem  System  der  Ein- 
kommensteuer in  Verbindung  mit  der  ergänzenden  Vermögens- 
steuer zu  ziehen.  Bei  der  niederländischen  Vermögenssteuer,  die 
keine  Ergänzungssteuer  wie  unsere  Vermögenssteuer  ist,  sondern 

')  Versa mmlungsbericht,  S.  123. 
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in  erster  Linie  unsere  Einkommensteuer  ersetzt,  soll  nicht  das 
wirklich  gemessene  oder  bezogene  Einkommen,  d.  h.  die  Rente  des 
Vermögens,  getroffen  werden,  sondern  das  Einkommen  nach  dem 
Massstab  des  Vermögens,  also  der  „Einkommenswert  des  Kapitals". 

Für  die  Tatsache,  dass  das  Vermögen  und  nicht  das  Ein- 
kommen zur  Bemessungsgrundlage  gewählt  wurde,  sind  ver- 
schiedene Gründe  geltend  gemacht  worden.  Erstens  die  grossen 
Ungleichheiten,  die  bei  der  Anlage  des  Vermögens  wahrgenommen 
wurden.  Neben  einer  hohen  Rente,  die  man  auf  Kosten  der 
Sicherheit  des  Kapitals  erhalte  (minderwertige  Staatspapiere,  In- 
dustriepapiere etc.),  und  die  also  eigentlich  zu  einem  grösseren 
oder  geringeren  Bestandteil  mehr  Risikoprämie  als  reelle  Rente 
sei,  stehe  beispielsweise  eine  niedrige  Rente,  bei  der  man 
jedoch  in  der  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Wert  des  Besitzes 
steigen  könne,  einen  gewissen  Ersatz  finde.  Diese  beiden 
so  sehr  verschiedenen  Renten  gleich  zu  behandeln,  sei  in  Wirklich- 
keit die  grösste  Unbilligkeit.  Und  dieses  Moment  habe  um  so 
schwerer  wiegen  müssen,  weil  es  gewöhnlich  die  kleinen  Kapita- 
listen seien,  welche  Effekten  mit  hoher  Rente  den  Vorzug  geben. 
Der  grosse  Kapitalist  könne  sich  den  Luxus  erlauben,  bei  der  An- 
lage seines  Geldes  wählerisch  zu  sein,  für  den  kleinen  Kapitalisten 
dagegen  sei  dies,  so  wünschenswert  es  auch  erscheine,  häufig  nicht 
möglich.  WOrde  man  nun  das  Einkommen  und  nicht  das 
Kapital  zum  Besteuerungsmassstab  nehmen,  so  wtlrde  der  Be- 
mittelte auf  Kosten  des  weniger  Bemittelten  bevorzugt  werden. 

Ferner  könne  sich  der  Wert  des  Kapitals  verändern,  während 
die  Rente  unverändert  bleibe.  Sei  dann  das  Einkommen  der  Mass- 
stab der  Besteuerung,  so  habe  diese  Wertveränderung  keinen  Ein- 
fluss  auf  die  Steuerziffer,  anders  dagegen,  wenn  das  Kapital  als 
Massstab  angenommen  werde.  Und  die  Billigkeit  erfordere  doch, 
dass  der  Steuerdruck  je  nach  der  Zu-  oder  Abnahme  des 
Kapitalwertes  grösser  oder  geringer  werde.  (Finanz- 
archiv, Jahrgang  1894,  S.  656/657), 

Die  niederländische  Steuergesetzgebung  hat  hiernach  die 
Schwäche  unserer  heutigen  Einkommensteuern  richtig  erkannt,  die 
darin  besteht,  dass  sie  allein  eine  gerechte  Steuerverteilung  nach 
Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  nicht  herbeizuführen  vermögen, 
und  sie  hat  diese  Schwäche  dadurch  zu  beheben  versucht,  dass 
sie  nicHt  das  Einkommen  oder  die  Rente,  sondern  den  Kapitalwert 
als  Massstab  für  die  Besteuerung  der  Rente  aus  dem  Vermögens- 
besitze wählte.  Sie  unterstellte  hierbei,  dass  die  Kraft  und  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit    des    Kapitals   in  jeder  Form, 
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ganz  unabhängig  von  der  baren  Rente,  d.  h.  dem  finanziellen 
Effekt  des  Kapitals,  die  gleichen  seien.  Das,  was  —  oberflächlich  be- 
trachtet —  gewöhnlich  als  Rente  erscheine,  sei  in  vielen  Fällen 
gar  nicht  die  wirkliche  und  wahre  Rente  des  Kapitals,  sondern 
entweder  enthalte  jene  Rente  Bestandteile  des  Kapitals,  wodurch  sie 
grösser  erscheine  oder  das  Kapital  nehme  einen  Teil  der  wahren 
Rente  in.  sich  auf,  wodurch  die  scheinbare  Rente  kleiner  werde. 
Um  den  wahren  Ertrag  steuerlich  zu  erfassen,  müsstean  der  hohen, 
scheinbaren  Rente  wegen  der  Unsicherheit  der  Kapitalanlage  ein 
Teil  —  die  Risikopramie  —  abgezogen  werden,  und  der  niedrigen. 
scheinbaren  Rente  mQsste  noch  die  Wertzunahme  des  Kapitals  zu- 
gezählt werden.  Erst  dann  würden  die  Vermögen  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit entsprechend  getrofTen.  Wenn  dies  nun  auch  nicht  immer 
zutrifft,  so  liegt  doch  zweifellos  ein  richtiger  Gedanke  in  dieser 
Unterstellung.  Allein  der  Zweck,  den  die  niederländischeVermögens- 
steuer  zu  erreichen  strebt,  kann  auf  kürzerem,  direkterem  Wege 
erreicht  werden,  und  noch  dazu  besser  und  vollständiger.  Die 
niederländische  Vermögenssteuer  bedeutet  einen  Umweg,  der  viel- 
fach am  Ziele  vorbeiführen  wird.  Durch  Berücksichtigung  des 
jahrlichen  Vermögenszuwachses  bezw.  -Verlustes  bei  der  Ein- 
kommensberechnung  und  durch  eine  die  Einkommensteuer  er- 
gänzende Vermögenssteuer  wird  eine  gerechte  Steuerverteilung 
weit  besser  erreicht  werden  als  durch  die  niederländische  Ver- 
mögenssteuer. 

Die  Vermögenssteuer  tritt  als  Ergänzungssteuer,  was  speziell 
die  Forstwirtschaft  betrifft,  an  die  Stelle  der  neben  der  Einkommen- 
steuer bestehenden  Grundsteuer,  und  weil  die  Ertragsfähigkeit  des 
Bodens  bezw.  Waldes,  welche  von  der  Grundsteuer  getroffen  wird, 
in  der  Hauptsache  den  Wert  des  Bodens  bezw.  Waldes  bedingt, 
so  könnte  man  auf  den  Gedanken  kommen,  es  sei  im  Grunde  ge- 
nommen ganz  gleichgültig,  ob  die  Grundsteuer  oder  die  Vermögens- 
steuer die  Bodenwirtschaften  steuerlich  vorausbelaste.  Das  trifft 
jedoch  nicht  zu.  Die  Grundsteuer  ist  im  Kataster  starr  und  für 
lange  Zeiträume  feststehend ;  sie  fusst  auf  Durchschnitts  ertragen 
der  Vergangenheit.  Die  Vermögenssteuer  dagegen  hängt  von 
den  jeweiligen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Gegenwart  und 
der  Zukunft  ab,  denn  die  wirklich  in  der  Gegenwart  erzielten 
bezw.  die  möglichen  und  mutmasslichen  Erträge  der  Zukunft  be- 
dingen den  Wert  des  Grund  und  Bodens  und  seines  Zubehörs, 
mit  diesem  aber  mittelbar  auch  die  Höhe  der  Vermögenssteuer. 
Diese  ist  eine  Funktion  des  Vermögenswertes  und  damit  der 
Gegenwarts-  und  Zukunfts-Erträge,  und  sie  steigt  und  fällt  daher 
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je  nach  den  Konjunkturen  bezw.  den  Ertragsverhältnissen.  Vor 
der  Grundsteuer  und  den  Ertragssteuern  überhaupt  hat  die  ein- 
heitliche Vermögenssteuer  aber  auch  noch  den  weiteren  Vorzug, 
dass  sie  jeden  nutzbaren  Besitz  ohne  jegliche  Rücksicht  auf  seine 
Form  besteuert  und  deshalb  stets  allen  wirtschaftlichen  Verände- 
rungen, allen  Verschiebungen  der  Werte  und  der  Steuerkraft  der 
einzelnen  Verraögensarten  folgen  kann.  Die  Vermögenssteuer 
steigt  und  fallt  mit  dem  Steigen  und  Fallen  jeder  Besitzart  und 
jedes  einzelnen  Reinvermögens  und  wird  daher  auch  in  Zukunft 
einer  grundsätzlichen  Umgestaltung  infolge  eingetretener  Umge- 
staltung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  bedürfen  (Finanz- 
archiv, Jahrgang  1893,  S.  336). 

Da  die  Vermögenssteuer  prinzipiell  nur  wirklich  vorhandenes,  1 
reines  (Netto-) Vermögen  treffen  soll,  so  müssen  die  Schulden 
vom  Brutto -Vermögen  abzugsfähig  sein,  denn  um  den  Betrag  der 
Schulden  ist  dtis  Vermögen  des  Steuerpflichtigen  niedriger  als  es 
bei  nur  oberflächlicher  Betrachtung  der  Vermögensobjekte  er- 
scheint, und  würde  der  Schuldenabzug  nicht  gestattet  sein,  so 
würden  die  Schuldsummen  zweimal  von  der  Vermögenssteuer  ge- 
troffen werden,  einmal  beim  Schuldner  und  das  andere  Mal  beim 
Gläubiger.  Man  könnte  dann  tatsächlich  von  einer  Doppelbe- 
steuerung sprechen. 

Übrigens  ist  die  Frage,  ob  der  Abzug  der  Schulden  berechtigt 
oder  zulässig  ist,  weder  in  der  Theorie  noch  in  der  Praxis,  d.  h. 
in  der  Vermögenssteuergesetzgebung,  in  gleichem  Sinne  beant- 
wortet worden.  Es  kann  unseres  Erachtens  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  vom  Standpunkte  gerechter  Steuerverteilung  nach 
Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  aus,  und  rein  theoretisch  betrachtet, 
die  Schulden,  da  sie  doch  kein  Vermögen  sind,  von  der  Ver- 
mögenssteuer nicht  getroffen  werden  dürfen.  Ob  aber  diesem 
Grundsatze  in  der  Praxis  Rechnung  getragen  werden  kann,  hängt 
von  verschiedenen  Umstanden  und  Verhaltnissen  ab.  Im  atigemeinen 
kann  wohl  dem  vollständigen  Schuldenabzuge  bei  der  Staatsbe- 
steuerung unbedenklicher  das  Wort  geredet  werden  als  bei  der 
Kommunalbesteuerung,  weil  bei  der  Staatsbesteuerung  eben  der 
Grundsatz  der  Besteuerung  nach  Massgabe  der  Leistungsfähigkeit 
eine  viel  beherrschendere  Stellung  einnimmt  als  bei  der  Kom- 
raunalbesteuerung.  Hier  hat  der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach 
Massgabe  von  Leistung  und  Gegenleistung  zweifellos  noch  gewisse 
Berechtigung  neben  dem  Grundsatze  der  Besteuerung  nach  der 
persönlichen,  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit,   und   aus  diesem 
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Grunde  ist  hier  der  Schuldenabzug  anders  zu  beurteilen    als  bei 
der  direkten  Staatsbesteuerung. 

Analog  den  Schulden  sind  auch  alle  auf  dem  Grund-  und 
Waldbesitze  etwa  ruhenden  Reallasten  und  Servituten  mit 
ihrem  reellen  Werte  vom  Bruttovermögenswerte  des  Besitzes  in 
Abzug  zu  bringen,  denn  um  diesen  ist  der  Eigentümer  des  Waides 
weniger  reich  als  er  es  bei  Nichtbestehen  der  Berechtigungen  sein 
würde.  Der  faktische  Wert  des  Grundbesitzes  gehört  beim  Be- 
stehen sulcher  Lasten  nicht  dem  Eigentümer  allein,  sondern  der 
Berechtigte  hat  gewissermassen  in  der  Höhe  des  Wertes  der 
Servitut  oder  Reallast  Anteil  an  dem  Vermögenswerte  des  be- 
treffenden Grundbesitzes. 

Die  Vermögenssteuer  ist  keine  Errungenschaft  der  neue- 
sten Zeit;  im  Gegenteil,  sie  kann  als  die  älteste  Form  der  direkten 
Besteuerung  bezeichnet  werden,  insbesondere  auch  als  früheste 
Art  der  Besteuerung  des  Grundbesitzes.  Die  ersten  Anfänge  des 
■  direkten  Steuerwesens  in  Deutschland  sind  in  den  sogenannten 
Beden  (petitiones)  sowie  in  den  Schossen  und  Schätzungen  zu  er- 
blicken, welche  zumeist  vom  gesamten  Vermögen  des  Steuer- 
pflichtigen zu  entrichten  waren,  also  nicht  nur  vom  Erwerbsver- 
mögen, sondern  auch  vom  Nutz-  oder  Gebrauchsvermögen,  sowohl 
von  Liegenschaften  wie  von  der  Fahrhabe.  Dass  gerade  die  Ver- 
mögensteuer, die  im  19.  Jahrhundert  in  unseren  Steuersystemen 
fast  gar  keine  Rolle  mehr  spielte,  die  älteste  direkte  Steuerart  dar- 
stellt, hat  seinen  Grund  in  dem  Umstände,  dass  das  Vermögen, 
ganz  besonders  in  den  früheren  Zeiten  der  Naturalwirtschaft,  ein 
viel  leichter  erkennbares  Merkmal  der  grösseren  oder  geringeren 
Leistungsfähigkeit  war  als  das  Einkommen  bezw.  der  Ertrag. 

Allein  diese  Vermögenssteuern  früherer  Jahrhunderte  waren 
hinsichtlich  ihres  Zweckes  und  Charakters  sehr  verschieden  von 
unserer  modernen  Vermögenssteuer.  Sie  waren  zumeist  die  ein- 
zigen Arten  der  direkten  Besteuerung,  während  unsere  heutige 
Vermögenssteuer  fast  ohne  Ausnahme  eine  Ergänzungssteuer  dar- 
steUt,  d.  h.  eine  Nebensteuer  zu  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
(oder  einem  Ertragssteuersystem)  als  Hauptsteuer.  Anfangs  waren 
jene  Vermögenssteuern  keine  ständigen  Abgaben,  sondern  sie  wurden 
nur  bei  besonderen  Anlässen  erhoben,  griffen  dann  aber  häufig 
Wühl  auch  in  den  Vermögensstamm  ein.  Sie  beschränkten  sich 
nicht  regelmässig  auf  eine  Schmälerung  des  Einkommens  der 
Steuerpflichtigen,  sondern  sie  waren  vielfach  reelle  Vermögens- 
steuern; das  Vermögen  war  also  dann  nicht  nur  der  Massstab,  die 
Bemessungsgrundlage    für   die    Steuererhebung,    sondern   zugleich 
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die  Quelle.  Die  alten  Vermögenssteuern  waren  somit  vielfach  als 
wirkliche  Besitzsteuern  gedacht,  sie  bezweckten  die  Einziehung 
eines  Teils  des  Vermögensstammes  für  den  Staat,  während  unsere 
heutige  Vermögenssteuer,  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmefällen, 
nur  eine  nominelle  Besteuerung  des  Vermögens  ist  Sie  lehnt  sich 
nur  an  das  Vermögen  als  Massstab  an,  will  aber  nicht  das  Ver- 
mögen selbst,  sondern  hauptsächlich  nur  das  Einkommen  des  Steuer- 
pflichtigen treffen.  Aus  diesem  Grunde  kann  die  moderne  Ver- 
mögenssteuer aber  auch  eine  ständige  Abgabenart  und  eine  ordent- 
liche Einnahmequelle  des  Staates  sein,  während  die  reelle  Ver- 
mögenssteuer nur  ausnahmsweise,  und  zwar  zur  Zeit  grösster 
Not,  z.  B.  in  Kriegszeiten,  wenn  alle  Übrigen  Hilfsmittel  und  Ein- 
nahmequellen erschöpft  sind,  auferlegt  und  erhoben  werden  kann. 
Die  heutige  Vermögensbesitzsteuer  —  im  Gegensatz  zu  den 
Vermögens  verkehr  ssteuem  —  will  in  der  Hauptsache  das  Ein- 
kommen treffen ;  sie  stellt  in  erster  Linie  eine  Erwerbsbesteuerung 
dar,  indem  bei  ihr  von  der  Annahme  ausgegangen  wird,  dass  der 
Besitz  von  Vermögen  einerseits  und  der  Ertrag  desselben  oder 
das  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  andererseits  in  einem  be- 
stimmten Verhältnisse  zueinander  stehen.  Wenn  dies  auch  nicht 
immer  zutrifft,  wenn  insbesondere  manche  Vermögen  oder  Ver- 
mögensteile kein  Einkommen  abwerfen,  ,'so  hat  sich  doch  die 
moderne  Vermögenssteuer  zweifellos  nur  die  Besteuerung  der 
am  Vermögen  gemessenen  Leistungsfähigkeit,  in  erster  Linie  also 
des  Einkommens,  z'um  Ziel  gesetzt.  Sie  will  das  Vermögen  nicht 
zur  Steuerquelle  machen,  sondern  vor  allem  den  Reinertrag  des 
Vermögens;  d.  h.  das  mit  Hilfe  des  Vermögens  erzielte  Einkommen, 
und  zwar  will  sie  das  Einkommen  aus  dem  Vermögensbesitze  vor- 
ausbelasten gegenüber  dem  Arbeitseinkommen.  Dies  zugegeben, 
würde  es  aber  trotzdem  unrichtig  sein,  das  Vermögen  entsprechend 
der  Höhe  des  Reinertrags  steuerlich  verschieden  hoch  zu  erfassen, 
denn  —  wie  oben  schon  nachgewiesen  —  wird  die  Leistungsfähig- 
keit des  Vermögens  nicht  allein  von  der  Höhe  seines  Ertrags  be- 
stitfimt,  und  wollte  man  nur  das  fundierte  Eankommen  vorausbe- 
lasten, dann  würde  es  geboten  sein,  von  der  Vermögensbesteuerung 
abzusehen  und  die  allgemeine  Einkommenssteuer  in  der  Weise  um- 
zugestalten, dass  das  fundierte  Einkommen  höher  belastet  wird  als 
das  Arbeitseinkommen. 
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II.  Kapitel: 

Das  steuerbare  Vermögen,  insbesondere  das  zu  be* 
steuernde  Waldvermögen 

I.  Das  steuerbare  Vermögen  im  allgemeinen. 

Da  die  Vermögenssteuer  als  Ergangung  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer —  wie  wir  gesehen  haben  —  den  Zweck  hat,  das 
gesamte  wirkliche,  reine  Vermögen  des  Steuerpflichtigen  ohne 
Rücksicht  auf  den  Reinertrag  der  einzelnen  Bestandteile  steuerlich 
zu  erfassen,  so  ist  es  für  die  Vermögensbesteuerung  von  grösster 
Wichtigkeit,  dass  zunächst  festgestellt  werde,  was  zum  steuer- 
baren Vermögen  zu  rechnen  ist. 

Im  Sinne  der  Besteuerung  nach  der  persönlichen  Leistungs- 
fähigkeit des  Steuerpflichtigen  ist  fest  im  Auge  zu  behalten,  dass 
grundsätzlich  das  gesamte  Reinvermögen  zur  „Ergänzungssteuer' 
heranzuziehen  ist,  weil  jedes  einzelne  Vermögensstück,  sei  es  nun 
welcher  Art,  ein  selbständiges  Moment  der  Leistungsfähigkeit  des 
Besitzers  darstellt. 

Diesem   Grundsatze  entspricht  denn  auch  der  Wortlaut  des 
ersten  Absatzes  des  §  4  des  Preussischen  Erganzungssteuer- 
gesetzes,  wonach  der  Vermögensbesteuerung 
das  gesamte  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen, 
nach  Abzug  der  Schulden,  der  Besteuerung  unterliegt. 

Ebenso  lauten  der  Absatz  i  des  §  4  des  Braunschweigischen 
und  des  Gothaischen  Ergänzungssteuergesetzes  und  der  Absatz  i 
des  Artikels  6  des  Oidenburgischen  Vermögenssteuergesetzes. 

Hiernach  müsste  neben  dem  Erwerbsvermögen  auch  das 
sogen.  Gebrauchsvermögen  besteuert  werden,  denn  erstens  gehört 
dasselbe  teils  zum  beweglichen  Vermögen,  wie  Möbel,  Hausrat  etc., 
und  teils  zum  unbeweglichen  Vermögen,  wie  das  selbstbewohnte, 
eigene  Haus;  zweitens  ist  aber  auch  nach  dem  früher  Ausgeführten 
der  Genuss  der  dem  persönlichen  Gebrauche  des  Steuerpflichtigen 
und  seiner  Angehörigen  dienenden  Vermögensstücke  aller  Art  zum 
„Einkommen"  des  Steuerpflichtigen  zu  rechnen,  und  da  dieser  Ge- 
nuss   oder  dieses  Einkommen  an  Realitäten  haftet,   so  ist  letzteres 
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als  „fundiertes"  Einkommen  zu  betrachten,  dessen  Fundus  grund- 
sätzlich der  Vermögenssteuer  unterliegen  sollte. 

Der  Ansicht  Fuisting's'),  wonach  eine  Vermögenssteuer, 
welche  auf  der  Grundlage  und  nach  dem  Massstabe  des  Vermögens 
die  durch  Vermögensbesitz  gesteigerte,  wirtschaftliche  und  steuer- 
liche Leistungsfähigkeit  einer  Person  erfassen  soll,  grundsatzlich 
nur  das  wirtschaftlich  werbende  Stammvermögen  einer 
Person,  d.  h.  diejenigen  Vermögensstücke,  treifen  kann,  die  als 
dauernde  Bestandteile  des  Vermögens  ihrer  Natur  nach  zur  Her- 
vorbringung neuer  Sachgüter  geeignet  sind,  kann  nicht  zuge- 
stimmt werden.  Die  Begründung  dieser  Auffassung,  welche  besagt, 
dass  nur  unter  jenen  Voraussetzungen  die  Leistungsfähigkeit  des 
Besitzers  in  unmittelbarer  und  steuerlich  wesentlicher  Weise 
erhöht  wird,  enthalt  gleichzeitig  den  Beweis  ihrer  Unrichtigkeit, 
denn  nicht  nur  die  unmittelbare  und  steuerlich  wesenthche  Erhöhung 
der  Leistungsfähigkeit  des  Besitzers  gegenüber  dem  Besitzlosen 
soll  durch  die  Vermögenssteuer  getroffen  werden,  sondern  auch 
die  mittelbare  und  steuerlich  unwesentliche  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit. Es  soll  eben  grundsätzlich  die  gesamte  Leistungsfähig- 
keit des  Vermögens  erfasst  werden,  und  theoretisch  liegt  des- 
halb kein  Grund  vor,  alle  eng  an  die  Person  des  Steuerpflichtigen 
geknüpften,  der  Veräusserung  und  Vererbung  entzogenen  Rechte, 
sowie  das  nicht  zur  Erzeugung  neuer  Güter  dienende,  sogen. 
Gebrauchs  vermögen  von  der  Vermögensbesteuerung  auszu- 
schliessen.  Da  jeder  Vermögensteil,  einerlei  welcher  Art  er  ist, 
den  Besitzer  wirtschaftlich  leistungsfähig  macht,  so  erscheint  es 
vom  rein  theoretischen  Standpunkte  aus  gerechtfertigt,  alles  Rein- 
vermögen zur  Vermögenssteuer  heranzuziehen,  d.  h.  den  Begriff 
des  steuerbaren  Vermögens  mit  demjenigen  des  Vermögens  im 
juristischen  Sinne  sich  decken  zu  lassen. 

Greifen  wir  zur  näheren  Begründung  imserer  Ansicht  ein 
Beispiel  heraus!  E^  besteht  keine  Meinungsverschiedenheit  dar- 
über, dass  Landhäuser,  Jagdschlösser,  Parks  etc.,  selbst  wenn  sie 
keinen  Reinertrag  liefern,  ja  sogar  einen  Überschuss  der  Ausgaben 
über  die  Einnahmen  verursachen,  zur  Vermögenssteuer  heranzu- 
ziehen sind,  weil  sie  Vermögen  sind,  dem  Besitzer  Genuss  oder 
Nutzen  gewahren  und  ihn  leistungsfähig  machen,  wenn  auch  nur 
mittelbar  durch  die  Steigerung  seiner  Kreditfähigkeit  und  die  Mög- 
lichkeit des  Verkaufs  etc.  Man  ist  sich  auch  einig  darüber,  dass 
der   reelle   Mietwert   des    eigenen,    opulent    gebauten    und    selbst- 

1)  a.  a,  O.  II.  Band.  II.  AuH.  S.  lo  ff. 
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bewohnten  Hauses  als  Einkommen,  und  sein  wirklicher  'Wert  als 
Vermögen  zu  besteuern  ist.  Aus  welchem  Grunde  sollen  nun 
wertvolle  Teile  des  Mobiliars,  wie  Juwelen,  Gold-  nnd  Siibergerate, 
nicht  steuerbar  sein?  Gewähren  sie  etwa  dem  Besitzer  keinen 
Nutzen  und  Genuss?  Machen  sie  ihn  nicht  wirtschaftlich  leistungs- 
fähiger als  den  Besitzlosen?  Ist  der  keinen  Reinertrag  abwerfende, 
parkartig  bewirtschaftete  Wald  überhaupt  ein  Erwerbs  vermögen, 
oder  nicht  vielmehr  ein  Gebrauchsvermögen,  ebensogut  wie  das 
Jagdschloss  und  das  Landhaus  und  wie  der  Goldschmuck  ?  Worin 
liegt  der  prinzipielle  Unterschied,  der  bedingt,  dass  der  Park  und 
das  Jagdschloss  zur  Vermögenssteuer  herangezogen  werden,  und 
der  Goldschmuck  nicht?  Ist  ein  scharfer,  theoretischer  Unter- 
schied zwischen  Erwerbs-  und  Gebrauchsvermögen  überhaupt  zu 
ziehen?  Wenn  diese  Frage  bejaht  werden  sollte,  warum  ist  das 
-gleiche  Haus,  je  nachdem  es  vermietet  ist  o'der  vom  Eigentümer 
selbst  bewohnt  wird,  Erwerbsvermögen  bezw.  Gebrauchsvermögen? 
Die  Inkonsequenz  dieser  ganzen  Auffassung  ist  einleuchtend, 
und  deshalb  die  Richtigkeit  unserer  Ansicht,  dass  alles  Rein- 
vermögen —  theoretisch  betrachtet  —  vermögenssteuerpflichtig 
ist,  nicht  zu  bestreiten. 

Der  theoretische  Gesichtspunkt  ist  aber  unseres  Erachtens  in 
die  vorderste  Linie  zu  stellen,  und  erst  wenn  praktische  Gesichts- 
punkte die  Durchführung  der  theoretisch  richtigen  Auffassung  allzu- 
sehr erschweren  oder  gar  unmöglich  machen,  sollte  davon  in  der 
Praxis  abgewichen  werden. 

Es  ist  richtig,  dass  die  grundsätzliche  Berechtigung  der  Fui- 
sting'schen  Auffassung  vom  steuerbaren  Vermögen  in  der  Be- 
gründung zu  §  4  des  Preussischen  Ergänzungssteuergesetzes  an 
einer  Stelle  anerkannt  wird.  Aber  wie  kommt  es,  dass  das  Ge- 
setz selbst  von  dieser  Auffassung  abweicht,  z.  B.  bezüglich  des 
Vermögenswertes  der  Wohnung  im  eigenen  Hause? 

Ist  das  Wohnhaus  zur  Hervorbringung  neuer  Sachgöter 
wirklich  geeignet?  Und  wie  steht  es  ferner  mit  jener  ßegrOndung 
zu  §  4?  Enthalt  der  wichtigste  Satz  dieser  Begründung,  welcher 
lautet: 

„Bezweckt  die  Ergänzungssteuer  vornehmlich  die  schärfere 
Heranziehung  des  fundierten  Einkommens ,  so  ist  es  folge- 
richtig, den  Massstab  der  Besteuerung  ausschliesslich  in  den- 
jenigen Vermögensgegenständen  zu  suchen,  welche  nach  ihrer 
Natur  zur  Erzietung  eines  Einkommens,  zur  Produktion  bestimmt 
sind" 


DigmzcdbyGoOgle 


nicht  einen  augenfälligen  Widerspruch?  Wenn  die  Ergänzungs- 
steuer vornehmlich  die  schärfere  Heranziehung  des  fiindierten 
Einkommens  zum  Zwecke  hat,  so  ist  es  doch  zweifellos  nicht 
folgerichtig,  den  Massstab  der  Besteuerung  ausschliesslich  in 

denjenigen  Vermögensgegenständen  zu  suchen,  welche zur 

Produktion  bestimmt  sind.  Der  Vordersatz  steht  im  Widerspruch 
zum  Nachsatz;  da  aber  der  Vordersatz  unbedingt  richtig  ist,  weil 
die  Ergänzungssteuer  nicht  allein  den  Zweck  verfolgt,  das  fundierte 
Einkommen  schärfer  heranzuziehen,  so  muss  der  Nachsatz  unrichtig 
sein.  Der  Massstab  der  Besteuerung  ist  nicht  ausschliesslich,  sondern 
vornehmlich  in  den  Vermögensgegenständen  zu  suchen,  welche 
neue  Sachgüter  hervorzubringen  geeignet  sind.  Und  so  weicht  denn 
das  Gesetz  mit  Recht  von  jener  Auffassung  ab,  indem  es  auch  solche 
Vermögensgegenstände  der  Besteuerung  unterwirft,  die  nicht  zum 
werbenden  Vermögen,  sondern  zu  dem  nicht  zur  Erzeugung  neuer 
GQter  dienenden  Gebrauchsvermögen  gehören. 

Übrigens  ist  die  Begründung  zu  §  4  auch  sonst  nicht  konse- 
quent; sie  schwankt  zwischen  den  beiden  grundsätzlichen  Auffas- 
sungen vom  steuerbaren  Vermögen  hin  und  her  und  muss  deshalb 
zu  inneren  Widersprüchen  führen.  Die  Freilassung  des  beweg- 
lichen Gebrauchsvermögens  von  der  Ergänzungssteuer,  wie  Möbel, 
Hausrat  etc.,  wird  fast  ausschliesslich  mit  praktischen  Gründen 
motiviert,  was  der  Fuisting'schen  grundsätzlichen  Auffas- 
sung vom  steuerbaren  Vermögen  doch  nicht  entspricht.  Die  kon- 
sequente Durchführung  dieser  Auffassung  führt  zur  Besteuerung 
lediglich  des  Erwerbsvermögens,  ja  sogar  zur  Vorausbelastung  des 
fundierten  Einkommens,  während  die  andere  Auffassung,  die 
hier  vertreten  wird,  auf  die  Besteuerung  sämtlichen  Reinver 
mögens  —  im  juristischen  Sinne  —  hinausläuft,  von  der  nur  aus 
praktischen  Gründen  für  gewisse  Vermögensteile  abgewichen 
werden  kann. 

So  theoretisch  richtig  nun  auch  der  Grundsatz  ist,  sämtliches 
Reinvermögen  —  einerlei  welcher  Art  —  zu  besteuern,  die  Praxis 
des.  Steuerrechts  ist  bezüglich  des  Gebrauchsvermögens  wie  bei 
der  Einkommen-,  so  auch  bei  der  Vermögensbesteuerung  von  diesem 
Grundsatze  abgewichen.  Hier  wie  dort  hat  man  das  Gebrauchs- 
vermögen  nur  zum  Teil  zur  Steuer  herangezogen.  Es  wird  zwar 
der  Mietwert  des  vom  Eigentümer  selbst  bewohnten  Hauses  oder 
seiner  Wohnung  im  eigenen  Hause  als  Einkommen  in  Anschlag 
gebracht  wie  auch  der  Wert  des  selbstbewohnten  eigenen  Hauses 
allgemein    als  steuerbares  Vermögen    betrachtet    wird,    altein  das 
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bewegliche  Gefarauchsvermögen ')  wird  weder  bei  der  Einkommen- 
besteuerung mit  seinem  Reinertrage,  d.  h.  dem  Nutzen,  den  es  ge- 
währt ,  noch  bei  der  Vermögensbesteuerung  mit  seinem  Werte 
erfasst.  Diese  Bestimmung ,  die  beispielsweise  im  §  4  III  des 
Preussischen  Ergänzungssteuergesetzes  niedergelegt  ist,  steht 
in  scharfem  Gegensatze  zu  dem  oben  erwähnten  Absatz  i  des 
gleichen  Paragraphen.  Wenn  auch  — wie  Fuisting  argumentiert 
(a.  a.  O.  S.  13)  —  das  im  §  4  I  gebrauchte  Wort  „insbesondere" 
die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „im  einzelnen"  haben  kann  und  des- 
halb eine  erschöpfende  Behandlung  der  steuerbaren  Bestand- 
teile des  Vermögens  nicht  ausschliesst,  so  lässt  sich  doch  keines- 
wegs bestreiten,  dass  „das  gesamte  bewegliche  und  unbewegliche 
Vermögen"  nicht  identisch  ist  mit  den  in  §  4  I  aufgeführten  Ver- 
mögensarten. Der  im  §  4  bestehende  Widerspruch  lässt  sich  eben- 
sowenig leugnen  wie  die  erwähnten  Widersprüche  in  der  Begrün- 
dung dieses  Paragraphen. 

Es  mag  zu  bedauern  sein,  dass  der  Grundsatz,  alles  Reinver- 
mögen zu  besteuern,  in  der  Steuerpraxis  nicht  voll  und  ganz  zur  Aner- 
kennung gelangt  ist,  denn  gerade  infolge  dieser  Nichtbesteuerung 
des  beweglichen  Gebrauchsvermögens  entgehen  nicht  selten  sehr 
wertvolle  Vermögensteile,  die  von  dem  Eigentümer  lediglich  als 
Mittel  zur  Erhöhung  des  Lebensgenusses  benutzt  werden,  und  die 
in  der  Regel  als  sicheres  Zeichen  einer  gesteigerten  Steuerkrafl 
gelten  und  deshalb  sehr  wohl  eine  Heranziehung  zu  den  Staats- 
ausgaben im  Sinne  der  Gerechtigkeit  vertragen  können,  der  Be- 
steuerung; altein  —  wie  gesagt  —  eine  Reihe  praktischer  Gründe 
spricht  gegen  die  Besteuerung  des  beweglichen  Gebrauchsver- 
mögens. Zunächst  gehört  ein  gewisses  Mass  von  Mobiliarbesitz 
zu  den  unentbehrlichen  Bedürfnissen  eines  jeden  Haushalts,  ohne 
die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  zu  erhöhen,  und  dann 
würde,  selbst  wenn  die  Besteuerung  auf  besonders  wertvolle  Teile 

■)  Fuisting  scheint  allerdings  Hauser  nicht  zum  „GebrauchsvermOgen* 
zu  rechnen,  denn  er  definiert  (a,  a.  0,  II.  S.  25)  das  .gesamte  Gebrauchsver- 
mögen"  als  ,alie  beweglichen,  körperlichen  Sachen,  welche  vom  Besitzer 
nicht  für  Erwerbzwecke,  sondern  für  rein  persönliche  Zwecke  gebraucht  werden, 
insbesondere  zur  Befriedigung  seiner  persönlichen  Lebensbedorfnisse  (Möbel, 
Hausrat,  Kleidung),  zu  Zwecken  der  wissenschaftlichen  Beiehning,  der  Bildung, 
des  Wohllebens  oder  der  Liebhaberei  usw.  (Bibliotheken,  Sammlungen  aller  Art, 
Instrumente,  Luxusgegenstände  —  Wagen,  Pferde,  Hunde  usw.  — ,  Schmuck- 
sachen und  Kostbarkeiten  aller  Art,  Gegenstande  des  Sportes,  der  lediglich  zum 
Vergnügen  betriebenen  Jagd,  Fischerei  usw,)."  — 

Demgegenüber  rechnen  wir  auch  Häuser  zum  Gebrauch sverm^en,  denn 
sie  sind  ihrer  Natur  nach  zur  Hervorbringung  neuer  SachgUter  nicht  geeignet 
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des  Mobiliars,  auf  Luxusgegenstände,  wie  Gold-  und  Silbergeräte, 
Juwelen  etc.,  beschränkt  werden  sollte,  ein  zu  tiefes  Eindringen 
in  die  privaten  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  unvermeidlich 
sein.  Dieses  würde  aber  nicht  nur  äusserst  lästig  vom  Steuerzahler 
empfunden  werden,  sondern  trotzdem  würde  das  Ergebnis  der 
Veranlagung  im  grossen  ganzen  kein  befriedigendes  werden.  Der 
finanzielle  Erfolg  der  Besteuerung  des  beweglichen  Gebrauchsver- 
mögens würde  nicht  im  richtigen  Verhältnis  stehen  zu  den  Kosten- 
der Veranlagung  und  zu  den  sonstigen  Nachteilen  einer  solchen; 
Besteuerung.  Immerhin  muss  hervorgehoben  werden,  dass  die  Ver- 
mögensbesteuerung hinsichtlich  des  Mobiliarvermögeos  noch  leichter 
technisch  durchzuführen  ist  als  die  Besteuerung  des  Nutzens  dieses 
Vermögens,  weil  die  Ermittelung  des  Vermögenswertes  im  allge- 
meinen minder  schwierig  sein  und  richtiger  ausfallen,  d.  h.  der 
Wirklichkeit  besser  entsprechen  wird,  als  die  mehr  oder  weniger 
willkürliche  Berechnung  des  Reinertrags  oder  des  Genusswertes 
der  Mobiliargegenstände.  In  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle 
würden  z,  B.  die  Feuerversicherungspolizen  als  Grundlage  für  die 
Feststellung  des  Wertes  des  Mobiharvermögens  zu  benutzen  sein. 
Es  erscheint  daher  auch  nicht  ausgeschlossen,  dass  man  mit  der 
Zeit  das  Gebrauchsvermögen  in  weiterem  Umfange  zur  Vermögens- 
steuer heranziehen  wird. 

Ein  Mitglied  der  zur  Beratung  des  Preussischen  Ergän- 
zungssteuergesetzes eingesetzten  Kommission  des  Abgeordneten- 
hauses wies  beispielsweise  darauf  hin,  dass  durch  die  Freilassung^ 
einzelner  Vermögensteile  die  anderen  härter  getroffen  werdeni 
könnten.  Es  sei  nicht  gerechtfertigt,  dass  alles  Mobiliar  von  der 
Steuer  frei  gelassen  würde.  Man  befreie  damit  sehr  wertvolle 
Vermögensobjekte,  wie  Bildergallerieen,  Bibliotheken,. 
Juwelen  usw.,  welche  die  Steuerkraft  und  den  Kredit  des  In- 
habers ebenso  erhöhten  wie  z.B.  ertragslose  Grundstücke,. 
Parks  usw.  Wenn  es  nun  auch  gewiss  ausgeschlossen  sei,  alle 
Möbel  und  Hausgeräte  usw.  zu  besteuern,  so  sei  es  doch  der  Er- 
wägung wert,  ob  man  nicht  für  die  Freilassung  einen  Höchstbe- 
trag von  etwa  30000  M  festsetzen,  den  Höherwert  aber  besteuern 
solle.  Die  Wertbestimmung  würde  nicht  so  schwer  sein,  da  regel- 
mässig über  derartige  Gegenstände  Feuerversicherungspolizen  vor- 
handen seien,  die  man  zu  Grunde  legen  könne,  und  die  es  gleich- 
zeitig ermöglichten,  das  lästige  Eindringen  in  Privatverhältnisse  zu 
vermeiden. 

Diese  Ausführungen  wurden  allerdings  sowohl  von  seiten  der 
Regierung  wie   von    mehreren  Kommissionsmitgliedern   bekämpft, 
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doch  es  wurde  andererseits  auch  daraufhingewiesen,  dass  even- 
tuell die  Minimalgrenze  des  steuerbaren  Mobiliarvermögens  nicht 
erst  bei  30000  M,  sondern  etwa  bei  6000  M  zu  ziehen  sei. 

Ein  förmlicher  Antrag  in  der  erwähnten  Richtung  wurde  nicht 
gestellt. 

Bei  der  Beratung  des  Hessischen  Verniögenssteuergesetz- 
Entwurfs  kam  diese  Frage  noch  eingehender  zur  Erörterung,  In 
der  zweiten  Kammer  der  Stände  wurde  sogar  zunächst  ein  An- 
trag angenommen,  wonach  nur  das  den  Wert  von  8000  M  nicht 
übersteigende  Mobiliarvermögen  steuerfrei  bleiben  sollte.  Die 
Regierung  und  die  erste  Kammer  traten  aber  diesem  Beschlüsse 
nicht  bei,  und,  um  das  Steuerreformwerk  nicht  zu  gefährden,  schloss 
sich  auch  die  zweite  Kammer  bei  der  Beratung  der  Beschlösse  der 
ersten  Kammer  der  Regierungsvorlage  in  diesem  Punkte  an.  „Die 
Tatsache,  dass  die  Mobitiarsteuer  noch  in  keinem  deutschen  Bundes- 
staate zur  gesetzlichen  Anerkennung  gelangt  ist,  und  die  Erwägung, 
dass  die  Veranlagung  der  beweghchen  Habe  ein  überaus  lästiges 
und  tiefes  Eindringen  in  private  Verhältnisse  bedingt,  bildete  für 
die  Regierung  das  ausschlaggebende  Moment  für  die  Freilassung 
des  Mobiliarvermögens" '). 

Das  Preussische  Ergflnzuogssteucrgesetz  vom  14.  Juli  1893  in  der 
Fassung  vom  ig.  Juni  1906  bestimml  im  §  4  III:  „Als  steuerbares  Vermögen  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  nicht:  Möbel,  Hausrat  und  andere  bew^liche, 
körperliche  Sachen,  insofern  dieselben  nicht  als  Zubehör  eines  Grundstücks  oder 
als  Bestandteil  eines  Anlage-  und  Betriebskapitals  anzusehen  sind.' 

Den  gleichen  oder  fast  gleichen  Wortlaut  und  jedenfalls  den  gleichen  Sinn 
haben:  der  §  4  III  des  Braunschweigischen  Erganz ungssteuergesetzes  vom 
11.  Mirz  I899,  der  Artikel  6,  Ziffer  3  des  Hesssischen  Vermögenssteuer, 
gesetzes  vom  la.  August  1899,  der  §  4  III  des  Golhaischen  ErgÄnzungssteuer- 
gesetzes  vom  12.  März  1902  und  der  Artikel  6  II  des  Oldenburgischen  Ver- 
mögen ssteuergese  tzes  vom  12,  Mai  1906. 

Auch  nach  dem  Badischen  Vermögenssteuergesetze  vom  38.  September 
1906,  seit  I.  Januar  1908  in  Kraft,  sind  Möbel,  Hausrat  etc.  von  der  Vermögens- 
besteuerung ausgeschlossen,  denn  nach  §  3  desselben  gelten  als  steuerbare  Ver- 
mögensteile nur  das  Liegenschafts-,  das  gewerbliche,  das  land-  and  forstwirt- 
schaftliche Betriebs-  und  das  Kapital -Vermögen.  Zu  keinem  dieser  Vermögens- 
teile können  aber  Möbel,  Hausrat  etc.,  die  dem  persönlichen  Gebrauche  des 
Steuerpflichtigen  und  seiner  Familie  dienen,  gerechnet  werden.  Die  Vollzugs- 
verordnung zum  Badischen  Vermöge nssteuergesetz  vom  24.  November  1906 
nimmt  daher  im  §  i  Fahrnisse,  soweit  sie  nicht  zum  gewerblichen  oder  land- 
wirtschaftlichen Betriebsvermögen  gehören,  ausdrücklich  von  der  Vermögensbe- 
steuerung aus.  Die  Frage,  ob  die  Haushaltsfahrnisse  als  steuerpflichtige  Ver- 
mögensgegenstände zu  betrachten  seien,  wurde  zwar  bei  der  Beratutig  des  Ge- 

■  )  C.  Glassing:  Die  Neugestaltung  der  direkten  Staatsbesteuerung  im 
Grossherzogtum  Hessen.    Finanzarchiv,  Jahrgang  1900,  S,  3po. 
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setzes  aurgeworfen  und  eingehend  erörtert,  aber  in  verneinendem  Sinne  ent- 
schieden. Nach  der  Erklärung  des  Finanzministers  ist  ab  Grundtendenz  des 
Badischen  Vermögenssteuergeaetzes  anzusehen,  dass  die  Vermögenssteuer  nur 
das  ertragfähige,  , rentable'  Vermögen  zu  erfassen  hat  (cf,  Finanzarchiv,  1907, 
S.  577.)  Hierbei  ist  aber  auch  zu  berücksichtigen,  dass  die  Badische  Vermögens- 
steuer keine  reine  Vermögenssteuer  ist,  sondern  nur  eine  vermögenssteuerartige 
Um-  und  Fortbildung  der  früheren  Ertragssteuem. 

3.  Das  steuerbare  WaldvermCgen. 

Die  Frage,  ob  das  bewegliche  Gebrauchsvermögen  als  steuer- 
bares Vermögen  zu  betrachten  sei  oder  nicht,  ist  übrigens  für  die 
hier  zu  behandelnde  Materie,  die  Besteuerung  des  Waidvermögens 
von  keiner  hervorragenden  Bedeutung.  Sie  ist  nur  aus  dem  Grunde 
hier  angeschnitten  worden,  weil  festgestellt  werden  sollte,  dass  vom 
theoretischen  Gesichtspunkte  aus  die  Heranziehung  j  e  g  1  i  c  h  e  n  1 
beweghchen  und  unbeweglichen  Vermögens  zur  Vermögenssteuer! 
berechtigt  ist,  und  dass  lediglich  Gründe  der  Steuerpraxis  für  den  I 
Ausschluss  des  Mobiliarvermögens  vom  steuerbaren  Vermögen 
massgebend  gewesen  sind. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Waldbesteuerungsfrage 
ist,  dass  Grundstücke  nebst  allem  Zubehör,  ferner  das  dem 
Betriebe  der  Forstwirtschaft  dienende  gesamte  Anlage-  und  Be- 
triebskapital nach  dem  geltenden  Steuerrechte  zum  steuerbaren 
Vermögen  zu  rechnen  sind.  Ein  Ausschluss  von  Vermögensteilen 
die  zum  Waldvermögen  oder  zum  forstlichen  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital gehören,  ist  demnach  vermögenssteuerrechtlich  nicht  statthaft. 

Schon  hier  möge  darauf  besonders  hingewiesen  werden,  weil 
von  gewisser  Seite  verlangt  wird,  dass  die  im  aussetzenden 
Betriebe  stehenden  Waldungen  nur  mit  dem  Werte  des  Grund 
und  Bodens  zur  Vermögenssteuer  heranzuziehen  seien.  Diese 
Forderung  würde  nur  dann  richtig  sein,  wenn  der  Wert  der  im 
aussetzend  bewirtschafteten  Walde  stehenden  Bäume,  der  Bestands- 
wert, weder  als  Zubehör  des  Waldgrundstockes  noch  als  Bestand- 
teil des  forstlichen  Anlage-  und  Betriebskapitals  betrachtet  werden 
könnte,  wenn  er  überhaupt  kein  Vermögen  darstellte. 

Dass  der  Holzbestand  aber  einen  Vermögenswert  repräsentiere, 
wird  wohl  von  niemandem  ernstlich  bestritten  werden. 

Die  Vermögenssteuergesetze  und  die  dazu  gehörigen  Aus- 
führungsbestimmungen betrachten  das  Holzvorrats-  bezw.  Holzbe- 
standskapital zweifellos  als  „Zubehör"  der  Grundstücke.  Das  geht 
beispielsweise  klar  daraus  hervor,  dass  der  §  4  I  des  Preussi- 
schen    Ergänzungssteuergesetzes    zwischen    „Grundstücken    nebst 
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allem  Zubehör"  und  dem  „Anlage-  und  Betriebskapital"  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  unterscheidet  Ebenso  tremit  der  Artikel  6 
der  „Technischen  Anleitung  für  die  erstmalige  Schätzung  der 
Grundstücke  behufs  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer',  vom 
26.  Dezember  1893,  die  sich  ausdrücklich  auch  auf  die  Schätzung 
der  Holzbestande  erstreckt,  während  die  aus  wirtschaftlichen 
Vorjahren  noch  vorhandenen,  zum  Verkaufe  bestimmten  Vorräte 
von  den  Vorschriften  dieser  Anleitung  nicht  betroffen  werden,  die 
„Zubehörstücke"  des  Grundstückes  {Ziffer  i)  von  dem  Gebäude- 
und  Wirtschaflsinventar,  d.  h.  vom  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Anlage-  und  Betriebskapital.  Wenn  aber  die  mit  einem  Grundstücke 
etwa  verbundenen  Nutzungen  am  Gemeinde-  oder  an  sonstigem 
gemeinschaftlichen  Vermögen  ausdrücklich  als  Zubehörstücke  an- 
gesehen werden,  und  wenn  ferner  das  Jagdrecht  als  ZubehOr  des 
Grundstückes  gilt,  so  hat  dies  selbstverständlich  auch  von  den  auf 
dem  Grund  und  Boden  stockenden  Holzbeständen  zu  gelten.  Durch 
die  Beifügung  der  Worte  „nebst  allem  Zubehör  zu  dem  Worte 
„Grundstücke"  im  §  4  I  i  des  Ergänzungssteuergesetzes  ist  zum 
Ausdruck  gebracht,  dass  „Zubehör"  der  Grundstücke  mit  diesen 
zusammen  ein  einheitliches  Bewertungsobjekt  bildet,  dass  alles,  was 
nach  rechtlicher  oder  wirtschaftlicher  Auffassung  Substanz  oder 
Zubehör  (Pertinenz)  eines  Grundstückes  ist,  mit  dem  Grund- 
stücke zusammen  einheitlich  bewertet  werden  muss  (Fuisting, 
a.  a.  O.  U  S.  15). 

Sollten  die  Holzbestände  aber  auch  nicht  als  ZubehOr  der 
forstlich  benutzten  Grundstücke  zu  gelten  haben,  so  würden  sie 
doch  zum  Anlage-  und  Betriebskapital  des  forstlichen  Gewerbes 
gehören,  wobei  es  ganz  einerlei  ist,  ob  sie  zum  Anlagekapital  (wie 
von  den  Anhängern  der  Waldreinertragslehre)  oder  zum  Betriebs- 
kapital (wie  von  den  Verfechtern  der  Bodenreinertragslehre)  ge- 
rechnet werden,  da  die  Vennögenssteuergesetze  beide  stets  zu- 
sammenfassen. 

Um  jeden  ZweiTel  nach  dieser  Richtung  hin  auszuschliessen,  beslimmen 
das  Preussische  Erganzungssteuergesetz  vom  ^'  ,  ,  °^,  das  Braun- 
schweigische Erganzungssteuergesetz  vom  11.  März  1&99  und  das  Gothaischc 
Ergänzungssteuergesetz  vom  12.  März  190a  im  §  6  gleichlautend: 

„Das  Anlage-  und  Betriebskapital  umfasst  die  samtlichen,  dem  betreffenden 
Betriebe  gewidmeten  Gegenstände  und  Rechte,  welche  einen  in  Geld 
schatzbaren  Wert  haben." 

Femer  erteilt  die  „Technische  Anleitung"  zum  Preussischcn  Ergänzungs- 
steuei^esetze  im  Artikel  1,  Ziffer  3  folgende  Vorschrift: 

„Dagegen  hat  die  Schätzung  des  Wertes  der  Holzungen  nach  den  Vor 
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Schriften  dieser  Anleitung  sich  auf  die  Berücksichtigung  des  vorhandenen 
H  olzbestandes  jederzeit  mit  zu  erstrecken,  auch  wenn  er  Ober  den  flblichen, 
mittleren  Bestand  hinausgeht' 

Das  Hessische  VennOgenssteuer-Gesetz  bestimmt  —  fast  gleichlautend 
mit  dem  §  6  des  Preussischen  Erganzungssteuergesetzes  —  im  Artikel  7: 

,Das  Anlage-  und  Betriebskapital  (Art  5,  ZiSer  3)  umfasst  die  samtlichen 

dem  Betriebe  der  Land-  oder  Forstwirtschaft dienenden  oder  hierzu 

bestimmten  Gegenstände  und  Rechte,  welche  einen  in  Geld  schatzbaren  Wert 

Das  Oldenburgische  Vermftgenssteuergesetz  vom  12.  Mai  1906  bestimmt 
folgendes ; 

Artikel  6  I;  ,Als  steuerbares  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten: 
I.  Der  Grundbesitz  nebst  allem  Zubehör;  a,  das  dem  Betriebe  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  ....  dienende  Anlage-  und  Betriebskapital." 

Artikel  g:  .Unter  Grundbesitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Grundstücke 
und  Gebäude  zu  verstehen,  auch  soweit  sie  einem  Betriebe  dienen  oder  ftlr  ihn 
bestimmt  sind." 

Artikel  10  1 :  ^Das  Anlage-  und  Betriebskapita]  umfasst  die  sflmtlichen 
dem  betreffenden  Betriebe  dienenden  üder  tür  ihn  bestimmten  Gegenstände  und 
Rechte,  welche  einen  in  Geld  schätzbaren  Wert  haben,  soweit  es  sich  nicht  um 
Grundbesitz  handelL" 

Die  Ausftihrungsbestimmungen  vom  12.  Mai  1906  sagen  ausdrücklich  im 
§  14,  Ziffer  11 :  „Bei  forstwirtschaftlich  benutzten  Grundstücken  ist  der  Wert 
einheitlich  nir  Grundstück  und  Holzbestand  zu  finden." 

Aus  allen  diesen  Bestimmungen  geht  mit  zwingender  Deutlichkeit 
hervor,  dass  der  Holzbestand  des  aussetzenden  Forstbetriebs  eben- 
sowenig von  der  Vermögensbesteuerung  ausgenommen  ist  wie  das 
Holzvorratskapital  des  Nachhaltbetriebes,  denn  alle  Hotzbestände 
besitzen  einen  in  Geld  schätzbaren  Wert. 

Auch  nach  dem  Badischen  Vermögenssteuergesetze  vom 
28.  September  1906,  das  in  der  Vermögenssteuergesetzgebung  eine 
besondere  Stelle  einnimmt,  sind  die  Holzbestände  des  aussetzenden 
Betriebs  ebenso  wie  die  des  Nachhaltbetriebes  zum  steuerbaren 
Vermögen  zu  rechnen,  denn  eine  Sonderbestimmung  für  die  Bewer- 
tung des  Waldvermögens  im  aussetzenden  Betriebe  fehlt. 

Aber  selbst  für  den  Fall,  dass  der  im  aussetzenden  Betriebe 
bewirtschaftete  Holzbestand  weder  als  Zubehör  des  Waldgnmd- 
stQcks  noch  als  Bestandteil  des  forsüichen  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals, betrachtet  werden  sollte,  geben  wenigstens  die  Vermögens- 
steuer-Gesetze, d.  h.  das  geltende  Steuerrecht,  keine  Veranlassung 
zu  der  Forderung,  lediglich  den  Wert  des  Grund  und  Bodens  zur 
Vermögenssteuer  heranzuziehen. 

In  diesem  Falle,  der  allerdings  durch  Artikel  1,  Ziffer  2  der  »Technischen 
Anleitung"  ausgeschlossen  ist,  wQrde  z.  B.  für  Preussen  §  11,  Abs,  1,  U.  Satz 
des  Gesetzes  bezw.  der  Artikel  6,  Ziffer  a,  Absatz  2  der  »Technischen  Anleitung* 
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in  Anwendung  zu  kommen  haben,  die  bestimmen:  „Aus  den  wirtschaftlichen 
Voijahren  noch  vorhandene,  zum  Verkaufe  bestimmte  Vorräte  kommen  als  selb- 
ständige VermfigensstQcke  in  Anrechnung.' 

Und  die  Anweisung  des  Finanzministers  vom  6.  Juli  1900  zur  Ausführung 
des  £rg3nzungssteuerf{esetzes  gibt  im  Artikel  U,  Ziffer  5  hierzu  noch  folgende 
Erläuterung:  ^Als  aus  wirtschaftlichen  Vorjahren  herrührend  gelten  alle  Vorräte, 
welche  bei  dem  Beginne  des  Wirtschaftsjahres,  —  nicht  des  Steuerjahres  — , 
in  welches  die  Veranlagung  fällt,  also  beim  letzten  Abschlüsse,  aus  der  abge- 
laufenen in  die  neue  Wirtschaltspcriode  Übernommen  sind,  mögen  diese 
Vorräte  aus  dem  letzten  Vorjahre  oder  aus  früheren  Vorjahren 
herrühren." 

Gleichlautend  oder  im  gleichen  Sinne  bestimmen  auch  die  übrigen  deutschen 
VermOgensstcucrficselze  oder  die  Ausführungsvorschriflen  derselben,  auf  deren 
Wiedergabe  hier  umsomehr  verzichtet  werden  kann,  als  die  Holzbestände  im 
Sinne  der  Vcrmögenssteuergesetze  nicht  als  „Vorräte"  aus  wirtschaftlichen  Vor- 
iahren  gelten,  sondern  als  zu  den  Grundstücken  (bezw.  zu  deren  Wirtschafts- 
inventar) gehörige,  steuerbare  Vermögensstocke  zu  betrachten  sind.  Am  ein 
fachsten,  klarsten  und  richtigsten  scheinen  uns  auch  in  diesem  Punkte  die 
Oldenburgischen  Bestimmungen  zu  sein: 

Nach  Artikel  16,  Ziffer  3  des  Vermfigenssteuergesetzes  zählen  zum  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betriebskapital:  „die  vorhandenen  Erzeugnisse",  und 
§  16,  Ziller  3  der  Ausfbhrungsbestimmungen  bestimmt  wörtlich;  „Es  sind  die 
sämtlichen  zu  Beginn  der  Steuerperiode  oder  am  Schlüsse  des  Wirt  Schaltjahres 
vorhandenen  Erzeugnisse  zu  berücksichtigen,  ohne  Unterschied,  ob 
dieselben  zum  Verkauf  oder  zum  Verbrauche  bestimmt  sind.' 

Hier  gibt  es  keinen  Unterschied  zwischen  normalem  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital und  zum  Verkaufe  bestimmten  Vorräten  aus  wirtschaftlichen  Vorjahren, 
sondern  alles  das,  was  am  Ende  des  Wirtschaftsjahres  oder  zu  Beginn  des 
Steuerjahres  an  Gegenständen  und  Rechten  vorhanden  ist  und  einen  in  Geld 
schatzbaren  Wert  hat,  gehört  zum  steuerbaren  Vermögen,  einerlei  ob  es  zum 
Verkaufe  oder  zum  Verbrauche  bestimmt  ist.  Das  ist  unseres  Erachtens  die 
richtigste  und  allein  jeden  Zweifel  ausschliessende  Auffassung.  Dem  Begriffe  des 
Anlage-  und  Betriebskapitals  entspricht  es,  dass  sämtliche  Vorräte  dazu  ge- 
rechnet werden.  Die  Ausscheidung  der  aus  den  wirtschafUichen  Vorjahren  noch 
vorhandenen,  zum  Verkaufe  bestimmten  Vorräte  aus  dem  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital widerspncht  dem  im  §  6  Absatz  i  des  Preussischen  Ergänzungsateuer- 
gesetzes  aufgestellten  Grundsatze. 

Wir  haben  die  Bestimmungen  Ober  die  Behandlung  der  .Vorräte'  an  Er- 
zeugnissen nur  aus  dem  Grunde  hier  erwähnt,  weil  es  uns  darum  galt,  nachzu- 
weisen, dass  unter  allen  Umständen  der  Wert  der  Holzbestände  zum 
steuerbaren  Vermögen  zu  rechnen  ist,  und  dass  die  Forderung,  die  im  aussetzen- 
den Betriebe  bewirtschafteten  Holzbestände  von  der  Vermögensbesteuerung  aus- 
zuschliessen,  als  durchaus  ungerechtfertigt  zu  bezeichnen  ist.  Sie  widerspricht 
nicht  nur  dem  geltenden  Steuerrechte,  sondern  auch  der  Steuertheorie,  denn 
jeder  Holzbestand  stellt  einen  Vermögensteil  dar,  und  jedes  cinzebe  Vermögens- 
stück  unterliegt  der  Vermögensbesteuerung. 

Noch  klarer  als  das  Preussische  Ergänzungssteuergesetz  und 
seine  Ausführiingsbestimtnungen  bringen  mehrere  andere,  später 
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erlassenen  Vermögenssteuergesetze  bezw.  deren  Ausföhrungsvor- 
schriften  es  zum  Ausdruck,  dass  die  Holzbestäode  Vermögenssteuer- 
rechtlich  als  „Zubehör"  des  forstwirtschaftlich  benutzten  Grund  und 
Bodens  zu  betrachten  sind. 

So  bestimmt  die  Anweisung  zur  Ausführung  desHessischen  Vermögens- 
Steuergesetzes  im  §  xo: 

„Unter  Zubehör  von  Grundstöcken  und  GebSuden  ist  alles  zu  verstehen, 
was  nach  seiner  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Beziehung  zum  Grundstack  oder 
Gebäude  einheitlich  mit  diesem  zu  bewerten  ist.  Der  steuerliche  Begriff  des 
Zubehörs  deckt  sich  somit  nicht  mit  dem  in  §  97  B.G.B.  festgelegten  Rechtsb^riff 
des  Zubehörs.  Als  Zubehör  im  steuerlichen  Sinne  sind  daher  vor  allem  anzu- 
sehen alle  Berechtigungen  an  dem  Grundstück  selbst,  z.  B.  Jagdberechtigung  auf 
eigenem  Grund  und  Boden,  ferner  bewegliche  Sachen,  die  mit  einem  Grundstock 
oder  Gebflude  dauernd  verbunden  sind;  es  gehören  hierher  aber  auch  alle  Rechte 
und  Berechtigungen,  die  einer  Person  in  ihrer  Eigenschaft  als  Besitzerin  eines 
bestimmten  Grundstücks  oder  Gebäudes  zustehen,  also  z.  B.  Grunddienstbar- 
keiten, Reallasten ,  Jagd-  und  Fischerei berechtigungen Weide-  und 

Holzgerechtigkeilen " 

Der  §  6  der  Austtlhrungsbestimmungen  zum  Oldenburgischen  Ver- 
mögenssteuergesetz definiert  unter  Ziffer  3  wie  folgt : 

„Zubehör  des  Grundbesitzes  ist  im  weitesten  Sinne  ro  verstehen;  es  gehört 
dazu  alles,  was  nach  seiner  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Beziehung  zum 
Grundstück  oder  Gebäude  einheitlich  mit  diesem  zu  bewerten  ist.  Unter  deti 
steuerliehen  Begriff  des  Zubehörs,  welcher  sich  nicht  mit  dem  im  §  97  B.G.B, 
festgelegten  Rechts  begriffe  des  Zubehörs  deckt,  fallen  sowohl  Rechte  wie  Sachen. 
Es  gehören  dazu  z.  B.  bei  Grundstöcken  die  Jagdberechtigung  atif  eigenem  Grund 
und  Boden,  Grunddienstbarkeiten,  Weide-  und  Holzgerechtigkeiten;  bei  Gebäuden 
die  Öfen  und  Herde." 

Hiernach  kann  es  nicht  dem  geringsten  Zweifel  unterliegen, 
dass  die  Holzbestande  vermögenssteuerrechtlich  als  Zubehör  der 
Waldgrundstücke    anzusehen   und    mit    diesen    zu    bewerten    sind. 

Gehen  wir  nun  etwas  näher  auf  die  Gründe  ein,  welche 
Endres  bestimmen,  auch  bei  der  Vermögensbesteuerung  —  wie 
bei  der  Einkommen-  und  Grundsteuer  —  einer  verschiedenartigen 
Behandlung  der  beiden  forstlichen  Betriebsarten,  des  jahrlichen 
Nachhalt-  und  des  aussetzenden  Forstbetriebs,  das  Wort  zu  reden, 
welche  ihn  veranlassen,  die  Holzbestände  des  aussetzenden  Forst- 
betriebs als  nicht  vermögenssteuerpflichtige  Gegenstände  zu  be- 
trachten und  zu  behandeln. 

Nach  dem  von  Endres  in  Vorschlag  gebrachten  Besteuerungs- 
Systeme  erfordert  deraussetzende  Betrieb  auf  jenen  Waldflächen, 
auf  denen  er  eingehalten  werden  muss,  auch  bei  der  Vermögensbe- 
steuerungeine besondere  Behandlung').  Genau  wiebei  der  Einkommen- 

1)  a.  a.  0.  S.  802. 

DigmzcdbyGoOgle 


besteuerung  unterscheidet  also  Endres  auch  hier  zwischen  solchen 
Waldungen,  die  zwar  im  aussetzenden  Betriebe  zur  Zeit  bewirtschaftet 
werden,  aber  ebensogut  im  jährlichen  Nachhaltbetriebe  bewirtschaftet 
werden  könnten,  und  solchen  Waldungen,  bei  denen  infolge 
der  obwaltenden  Verhältnisse  (Grösse,  Bestockung,  Umtrieb  etc.) 
der  jährliche  Nachhaltbetrieb  als  ausgeschlossen  zu  betrachten  ist. 
Für  die  ersteren  verlangt  Endres  ebenso  wie  für  die  im  jähr- 
lichen Nachhaltbetriebe  stehenden  Waldungen  die  Besteuerung 
nach  dem  Werte  des  gesamten  Waldvermögens,  also  abgesehen 
von  Gebäuden  etc.,  nach  dem  Wald  werte,  für  die  Waldungen 
dagegen ,  die  nicht  anders  als  im  aussetzenden  Betriebe  be- 
wirtschaftet werden  können,  fordert  er  die  Besteuerung  lediglich 
nach  dem  Bodenwerte.  Der  Wert  der  Holzbestände  soll  hier 
gänzlich  unberücksichtigt  bleiben. 

Bei  der  Durchführung  dieses  Besteuerungssystems  befindet 
sich  sonach  die  Steuerbehörde  bezw.  der  zur  Begutachtung  her- 
angezogene, forstliche.  Techniker  in  der  keineswegs  beneidens- 
werten Lage,  in  jedem  einzelnen  Falle,  in  welchem  es  sich  um  ein 
Waldwirtschaftsganzes  handelt,  das  gegenwärtig  im  aussetzenden  Be- 
triebe steht,  entscheiden  zu  müssen,  ob  nur  diese  Betriebsart  oder  auch 
der  jährliche  Nachhaltbetrieb  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
möglich  ist.  Wie  schon  bei  der  Einkommenbesteuerung  ausgeführt 
wurde,  ist  es  rein  unmöglich,  in  allen  vorkommenden  Fällen  mit 
objektiver  Richtigkeit  diese  für  den  Waldbesitzer  so  wichtige  Auf- 
gabe zu  lösen.  Wer  wollte  sich  anmassen,  angesichts  der  unend- 
lichen Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  die  Grenzen  genau  zu  be- 
zeichnen, bei  denen  ein  Wald  nur  im  aussetzenden  Betriebe  be- 
wirtschaftet werden  kann?  Lassen  sich  jedoch  solche  Grenzen  nicht 
ziehen,  so  muss  es  dem  jeweiligen  Sachverständigen  überlassen 
bleiben,  zu  entscheiden,  ob  der  betr.  Wald  mit  dem  Waldwerte 
oder  mit  dem  Boden  werte  zur  Vermögenssteuer  heranzuziehen 
ist.  Dem  subjektiven  Ermessen  der  Behörde  darf  aber  die  Ent- 
scheidung in  einer  solch'  wichtigen  Frage  nicht  überlassen  bleiben. 
Zum  mindesten  müssen  die  Ausführungsvorschriften  zum  Steuer- 
gesetze sich  über  eine  solche  Frage  klar  und  unzweideutig  aus- 
lassen. Da  dies  aber  bezüglich  des  fraglichen  Punktes  rein  un- 
möglich ist,  so  muss  schon  aus  diesem  rein  praktischen  Grunde 
das  Endres'sche  Besteuerungs-System  verworfen  werden. 

Jedoch  auch  vom  theoretischen  Standpunkte  aus  ist  es  un- 
haltbar. Zunächst  werfen  wir  die  Frage  auf:  Entspricht  es  dem 
Grundsatze  einer  gerechten  Steuerverteilung  nach  Massgabe  der 
persönlichen,  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit,  den  Besitzer  eines 
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5  ha  grossen  Waldes  nur  mit  dem  Bodenwerte,  den  Besitzer  des 

6  ha  grossen,  im  übrigen  aber  mit  ersterem  durchaus  gleichartigen 
Waldes  mit  dem  Waldwerte  vermögenssteuerÜch  zu  erfassen  ? 
Oder  ist  es  etwa  gerecht,  den  Besitzer  eines  5  ha  grossen  und  sehr 
wertvollen  Alteichenbestandes  nur  mit  dem  Werte  des  Bodens, 
den  Eigentümer  eines  6ha  grossen,  geringen  zojähr,  Kiefernbestandes 
dagegen  mit  dem  Waldwerte  zur  Vermögenssteuer  heranzuziehen? 
Unmöglichl  Eine  solche  SteuerverteÜung  würde  als  eine  schreiende 
Ungerechtigkeit  erklärt  werden  müssen. 

E  n  d  r  es  begründet  seinen  am  meisten  gerade  bei  der  Vermögens- 
besteuerung zum  Widerspruch  herausfordernden  Standpunkt  in 
folgender  Weise :  „Die  Vermögenssteuer  trifft  das  Vermögen  nicht 
um  seiner  selbst  willen,  sondern  im  Hinblick  auf  den  Gesamtnutzen, 
den  es  dem  Besitzenden  gewährt  oder  wenigstens  gewähren  kann. 
Dieser  Nutzen  besteht  zunächst  in  der  gesicherten  Fortdauer  des 
Einkommens  und  in  der  grösseren,  wirtschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit  des  Besitzenden  gegenüber  dem  Nichtbesitzenden.  „„Der  Be- 
sitz allein  macht  nicht  leistungsfähig,  sondern  erst  der  Reinertrag,"" 
Grundlegend  ist  also  in  letzter  Linie  bei  der  Vermögenssteuer 
doch  der  Gedanke,  dass  das  Vermögen  in  seiner  Eigenschaft  als 
Einkommensquelle,  weil  es  Einkommen  gewährt  und  bei  ent- 
sprechender Anlage  gewähren  kann,  steuerlich  belastet  wird.  Das 
das  Einkommen  hervorbringende  Vermögen  soll  der  Steuer  unter- 
worfen werden." 

Hierzu  ist  zu  bemerken :  Wenn  die  Vermögenssteuer  das  Ver- 
mögen nicht  um  seiner  selbst  willen  träfe,  so  wäre  eine  besondere 
Vermögenssteuer  neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  nicht 
gerechtfertigt,  denn  die  grössere,  wirtschafthche  Leistungsfähigkeit 
des  Besitzenden  gegenüber  dem  Besitzlosen,  hervorgerufen  durch 
das  Besitz  einkomme n,  wird  ja  steuerlich  schon  von  der  Ein- 
kommensteuer getroffen.  Sollte  das  aber  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen der  Einkommensteuergesetze  nicht  in  genügendem 
Masse  geschehen,  so  würde  einem  solchen  Missstande  allein  da- 
durch abgeholfen  werden  können,  dass  die  Steuer  auf  das  fundierte 
Einkommen  entsprechend  erhöht  würde  —  etwa  durch  Zuschläge 
zu  den  nur  für  das  Arbeitseinkommen  geltenden,  allgemeinen 
Steuersätzen.  Für  die  Einführung  einer  Vermögenssteuer  würde, 
wenn  die  Behauptung  Endres'  richtig  wäre,  kein  triftiger  Grund 
vorliegen.     Für  sie  würde  kein  Raum  vorhanden  sein. 

Wenn  die  Vermögenssteuer  das  Vermögen  lediglich  um  des 
allein  (?)  leistungsfähig  machenden  Reinertrags  willen  treffen  soll, 
wenn  —  wie  Endres  ausdrücklich  sagt  —  nur  das  „Einkommen 
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hervorbringende"  Vermögen  der  Steuer  unterworfen  werden 
soll,  dann  dürften  ja  alle  diejenigen  Vermögen  oder  Vermögens- 
teile, die  keinen  Reinertrag  oder  kein  Einkommen  abwerfen,  zur 
Vermögenssteuer  nicht  herangezogen  werden.  Die  in  Bauplätzen, 
Landhausern,  Parks  etc.  investierten  Kapitalien  müssten  nach  diesem 
Grundsatze  von  der  Vermögensbesteuerung  frei  bleiben.  Allein 
dieses  Prinzip  liegt  nicht  in  der  Tendenz  der  Vermögenssteuer, 
und  Endres  selbst  sagt  (a.  a.  O.  S.  798)  sehr  richtig:  „Die  Ver- 
mögenssteuer ist  eine  Vorausbelastung  der  Tatsache  des  Ver- 
mögensbesitzes und  trifft  das  gesamte  Steuervermögen  des  Steuer- 
pflichtigen ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dasselbe  ein  E 
kommen  abwirft  oder  nicht."  Widerspricht  dieser  Satz  nichl 
in  denkbar  schärfster  Form  den  vorstehenden  Ausführungen  En 
dres'  über  den  Zweck  der  Vermögenssteuer?  Auch  aus  dem 
Satze:  „Die  Vermögenssteuer  trifft  das  Vermögen  nicht  um  seiner 
selbst  willen ,  sondern  im  Hinblick  auf  den  Gesamtnutzen,  den  es 
dem  Besitzenden  gewährt  oder  wenigstens  gewahren  kann"  geht 
hervor,  dass  Endres  nicht  scharf  genug  zwischen  dem  Zwecke 
der  Einkommensteuer  und  demjenigen  der  Vermögenssteuer  unter- 
scheidet. Vollkommene  Klarheit  nach  dieser  Richtung  muss  aber 
in  allererster  Linie  gefordert  werden,  sonst  gelangt  man  leicht  zu 
schiefen  Auffassungen.  Der  Gesamtnutzen  eines  Vermögens  für 
den  Besitzer  setzt  sich  aus  zwei  Hauptteilen  zusammen:  Einmal  stellt 
die  Tatsache  des  Vorhandenseins  von  Vermögen,  einerlei  ob  es 
Ertrag  gewährt  oder  nicht,  ein  selbständiges  Moment  der  Leistungs- 
fähigkeit dar,  denn  das  Vermögen  kann  verbraucht  werden,  es 
überdauert  in  seinem  Bestände  bei  haushälterischer  Wirtschaft  die 
Person  des  Besitzers,  und  es  erhöht  zweifellos,  ganz  unabhängig 
von  der  Höhe  seines  Ertrags,  die  Kreditfähigkeit  des  Besitzers, 
Diese  Momente  gestalten  aber  unter  sonst  gleichen  Umständen 
die  wirtschaftliche  Lage  des  Besitzenden  in  jedem  Falle  günstiger 
als  die  Lage  des  Nichtbesitzenden,  und  dazu  trägt  das  Einkommen 
aus  dem  Vermögen  —  darauf  möge  mit  Nachdruck  hingewiesen 
sein!  —  nicht  das  mindeste  bei.  Der  andere  Teil  des  Gesamt- 
nutzens, den  ein  Vermögen  seinem  Besitzer  gewährt  bezw.  ge- 
währen kann,  besteht  aus  dem  Reinertrage  des  Vermögens,  aus 
seiner  Rente.  Es  fragt  sich  nun:  Soll  die  Vermögenssteuer  das 
Vermögen  treffen  im  Hinblick  auf  den  Gesamtnutzen,  den  es  dem 
Besitzer  gewährt  oder  gewähren  kann,  oder  nur  im  Hinblick  auf 
einen  der  beiden  leile,  aus  welchen  sich  der  Gesamtnutzen  zusammen- 
setzt, und  zwar  auf  welchen? 

Wir  behaupten :  Die  Einkommensteuer  trifft  das  Vermögen 
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lediglich  im  Hinblick  auf  den  Nutzen,  den  es  dem  Besitzenden 
tatsächlich  durch  seinen  Ertrag,  seine  Rente  gewahrt.  Ein  Ver- 
mögen, das,  wie  z.  B.  eine  Parkwirtschaft,  keinen  Reinertrag  liefert,, 
kann  infogedessen  auch  nicht  von  der  Einkommensteuer  getroffen 
werden.  Die  Vermögenssteuer  dagegen  soll  das  Vermögen 
belasten  lediglich  im  Hinblick  auf  den  Nutzen,  den  es  als  solches, 
d.  h.  durch  die  Tatsache  seines  Vorhandenseins  —  nicht  durch 
seine  Rente!  —  dem  Besitzer  gewährt  bezw.  gewähren  kann. 
Die  Momente,  die  eine  schärfere  Heranziehung  des  sogenannten 
fundierten  Einkommens  zur  Steuer  rechtfertigen,  knüpfen  samtlich 
an  die  Tatsache  des  Vorhandenseins  von  Vermögen  an. 
Das  Einkommen  selbst,  das  aus  Vermögen  fliesst,  macht  nicht 
im  mindesten  leistungsfähiger  als  das  aus  der  Arbeit  herrührende 
Einkommen.  Es  ist  lediglich  das  hinter  dem  fundierten  Ein- 
kommen stehende  Vermögen,  das  dem  Bezieher  dieser  Art  von 
Einkommen  eine  höhere  Steuerkraft  und  Leistungsfähigkeit  verleiht, 
als  sie  der  Bezieher  von  Arbeitseinkommen  in  gleicher  Höhe  be- 
sitzt, und  lediglich  aus  diesem  Grunde  ist  der  Vermögenssteuer 
vom  theoretischen  Gesichtspunkte  aus  entschieden  der  Vorzug  ein- 
zuräumen vor  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  welche  der  Art 
des  Einkommens  —  Arbeits-  und  fundiertes  Einkommen  —  durch 
die  Höhe  des  Steuersatzes  Rechnung  trägt.  Dass  die  Vermögens- 
steuer nebenbei  auch  noch  technisch-praktische  Vorzüge  vor  einer 
solchen  Einkommensteuer  besitzt,  erhöht  ihre  Brauchbarkeit  und 
wird  ihre  allgemeinere  Einführung  als  Ergänzungssteuer  zur  Ein- 
kommensteuer herbeiführen. 

Die  höhere  Steuerkraft  und  Leistungsfähigkeit,  die  das  Ver- 
mögen an  und  für  sich  —  ohne  Unterschied  —  seinem  Besitzer 
verleiht,  verlangt  aber  auch  eine  durchaus  gleichmässige  Heran- 
ziehung des  gleiche  Kraft  besitzenden  Vermögens,  Es  muss  daher 
auch  die  Forderung,  den  Vermögenssteuerfuss  nach  den  verschie- 
denen Vermögensarten  je  nach  ihrer  Rentabilität  zu  differenzieren, 
als  nicht  gerechtfertigt  bezeichnet  und  zurückgewiesen  werden. 
Wir  können  der  Auffassung  Zwiedi  n  eck-Südenhor  st's,  wo- 
nach die  Bedachtnahme  auf  die  Ertragskraft  des  Vermögens  auch 
für  die  nur  ergänzende  Vermögenssteuer  an  sich  schon  erforder- 
lich sei,  nicht  zustimmen.  Es  kann  nicht  zugegeben  werden,  dass 
schon  die  Tendenz,  die  Besitzgrundlagen  des  Einkommens  zu 
belasten,  zu  einer  Differenzierung  der  Vermögensbestandteile  und 
-Arten  in  bestimmte  Kategorien  nach  Massgabe  der  Verschiedenheit 
ihrer  Ertragskraft  führe.  Wir  halten  eine  in  den  richtigen  Grenzen 
bleibende,  ergänzende  Vermögenssteuer  für  durchaus  gerecht. 
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wenn  sie  die  regelmässig  mit  2 — sVo  rentierenden  Vermögenswerte 
genau  so  hoch  besteuert  wie  diejenigen,  welche  eine  Rente  von 
4 — öVo  liefern,  Die  Rentendiflerenz  findet  bei  der  Einkommenbe- 
steuerung genügende  Berücksichtigung.  Hier  handelt  es  sich  um 
die  Besteuerung  der  im  Vermögen  an  sich  enthaltenen  Leistungs- 
fähigkeit, und  diese  hängt  nicht  von  der  Höhe  der  Rente  ab.  Eis 
ist  auch  nicht  ganz  richtig,  wenn  Zwiedineck  sagt,  die  Ein- 
kommen- und  die  ergänzende  Vermögenssteuer  seien  selbständige 
Steuern  und  müssten  jede  für  sich  den  Gerechtigkeitsprinzipien 
entsprechen.  Weder  die  Einkommensteuer  kann  allen  Grundsätzen 
der  Gerechtigkeit  entsprechen  noch  die  Vermögenssteuer.  Würde  die 
Einkommensteuer  nach  dieser  Richtung  hin  allen  F'orderungen  ge- 
rechtwerden, so  würde  manja  der  ergänzenden  Vermögenssteuer  nicht 
bedürfen.  Unseres  Erachtens  kann  nur  vom  Steuer  System  verlangt 
werden,  dass  es  den  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  entspricht.  Ein- 
kommensteuer und  Vermögenssteuer  zusammen  müssen  eine  ge- 
rechte Steuerverteilung  bewirken. 

Der  von  Endres  zitierte  Satz :  „Der  Besitz  allein  macht  aber 
nicht  leistungsfähig,  sondern  erst  der  Reinertrag"  kann  als  richtig 
nicht  anerkannt  werden.  Ein  einfaches  Beispiel  beweist  dies 
aufs  schlagendste:  Es  besitzt  jemand  ein  Kapital  von  looooo  M. 
Der  Besitzer  ist  ein  arger  Sonderling;  er  arbeitet  nicht  auf  Erwerb, 
bezieht  daher  gar  kein  Arbeitseinkommen,  lässt  aber  auch  sein  Kapital 
vollständig  brach  liegen.  Zur  Bestreitung  seiner  Lebensbedürfnisse 
benötigt  er  alljährlich  4000  M.,  und  er  kann  sonach  25  Jahre  lang 
in  der  angegebenen  Art  und  Weise  sein  Leben  weiterführen.  Die 
Antwort  auf  die  Frage,  ob  der  Besitz  allein  leistungsfähig  macht 
oder  nicht,  kann  hiernach  nicht  zweifelhaft  sein. 

Ist  unsere  Auffassung  vom  Vermögen  und  von  der  Vermögens- 
steuer aber  die  richtige,  so  ist  bei  der  Vermögenssteuer 
in  letzter  Linie  nicht  der  Gedanke  grundlegend ,  dass  das  Ver- 
mögen in  seiner  Eigenschaft  als  Einkommensquelle,  weil  es  Ein- 
kommen gewährt  und  bei  entsprechender  Anlage  gewähren  kann, 
steuerlich  belastet  wird ,  sondern  vielmehr  der  Gedanke,  dass  der 
Besitzende  allein  durch  das  Vorhandensein,  durch  den  Besitz  von 
Vermögen,  selbst  wenn  dieses  kein  Einkommen  gewährt,  leistungs- 
fähiger ist  als  der  Besitzlose.  Nicht  bloss  das  das  Einkommen 
hervorbringende  Vermögen  soll  der  Vermögens  Steuer  unter- 
worfen werden,  sondern  sämtliches  Vermögen,  gleichgültig  ob 
es  Einkommen  liefert  oder  nicht. 

Da  nun  aber  die  Holzbestände  des  im  aussetzenden  Betriebe 
bewirtschafteten  Waldes  zweifellos  ebensogut  Vermögenswerte  dar- 
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stellen  wie  die  HolzbestSnde  der  jahrlichen  Nachhaltbetriebe,  so  sind 
sie  auch  unter  allen  Umständen  mit  der  Vermögenssteuer  zu 
belasten,  d.  h.  nicht  allein  der  Bodenwert,  sondern  auch  der  Be- 
standswert, in  Summe  also  der  Waldwert  ist  beim  aussetzenden 
Forstbetriebe  genau  so  wie  beim  jährlichen  Nachhaltbetriebe  zur 
Vermögensbesteuerung  heranzuziehen.  Endres  gibt  selbst  {a,  a.  O. 
S.  8o3)  zu,  dass  „der  jeweilige  Wert  eines  im  aussetzenden 
Betriebe  stehenden  Bestandes  ein  Vermögen  des  Waldbesitzers 
vorstellt,  welches  jederzeit  in  bare  Münze  umgesetzt  werden 
kann",  und  a,  a.  O,  S.  115  sagt  er,  dass  der  Holzvorrat  des 
Waldes  „ein  erspartes,  durch  den  Abtrieb  aller  Bestände  jeder- 
zeit flüssig  zu  machendes  Vermögen  des  Waldbesitzers 
bildet"*).  Aber  da  der  Bestandswert  im  aussetzenden  Betriebe  nach 
der  Ansicht  Endres;  „kein  Vermögen  ist,  das  eine  Nutzung  abwirft, 
wie  das  sogenannte  Stamm  vermögen",  sondern  „die  Summe  von 
nichtbezogenen  Nutzungen  oder  Renten,  die  bis  zum  Abtriebsalter 
auf  dem  Waldboden  aufgespeichert  und  dann  auf  einmal  flüssig 
werden",  so  kommt  Endres  zu  der  Schlussfolgerung,  dass  beim 
aussetzenden  Betriebe  nur  der  Bodenwert  oder  das  Bodenkapital 
als  „Vermögen,  welches  ein  nutzwertes  Produkt  bezw.  ein  zu- 
nächst nicht  verfügbares,  jährliches  Einkommen  in  Form  der  jahr- 
lichen Bestandswertmehrung  gewährt"  zu  betrachten  ist,  und  dass 
deshalb  alle  Waldungen,  „welche  nur  im  aussetzenden  Betriebe 
bewirtschaftet  werden  können,  nicht  mit  dem  laufenden  Waldwerte, 
sondern  lediglich  mit  dem  Bodenwerte  zur  Vermögenssteuer  heran- 
gezogen werden  sollten." 

Es  muss  anerkannt  werden,  dass  entsprechend  seiner  Auffas- 
sung vom  Einkommen  Endres  nur  logisch  und  konsequent  ver- 
fährt, wenn  er  die  Holzbestandswerte  des  aussetzenden  Betriebes 
nicht  als  Vermögen  oder  Stammvermögen  betrachtet.  Wer  den 
gesamten  Abtriebsertrag  eines  Bestandes  als  „Jahres-Einkommen" 
im  Ablriebsjahre  u  versteuert  wissen  will,  der  kann  nicht  die 
innerhalb    der    Umtriebszeit  aufgespeicherten  Wertszuwachse   des 

))  Allerdings  stehen  diese  beiden  Sätze  im  Widerspruch  mit  der  a.  a.  O. 
S.  796  ausgesprochenen  Ansicht,  wonach  .der  Waldbesitzer  den  jahrlichen  Werts- 
zuwachs beim  aussetzenden  Betrieb  im  Walde  lassen  muss,  bis  der  Bestand 
reif  ist,"  und  femer  mit  der  (a.  a.  O,  S.  803)  Behauptung,  dass  „Geld vermögen 
in  jeder  Form  eine  flüssige  Ware  ist,  Holzvermögen  aber  erst  dann  flQssig 
gemacht  werden  kann,  wenn  der  Zeitpunkt  seiner  technischen  oder  finanziellen 
Reife  gekommen  ist."  —  Diese  Ansicht  ist  jedoch  nicht  richtig,  was  auch  schon 
daraus  hervorgeht,  dass  weder  die  technische  noch  die  finanzielle  Hiebsreife 
bestimmte  Begriffe  sind.  Ausserdem  kann  die  Hiehsreife  auch  noch  nach  anderen 
Gesichtspunkten  ermittelt  werden. 
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Bestandes,  d.  h.  seine  Erträge  oder  Renten,  nochmals  in  ihrer  je- 
weiligen Hohe,  d.  h.  mit  dem  laufenden  Bestandswerte,  vorher 
u  Jahre  lang  als  Vermögen  besteuern,  denn  erst  nach  der  Be- 
steuerung als  Einkommen  wird  der  Abtriebsertrag  Au  nach  dieser 
Auffassung  zum  Vermögen.  Wer  dagegen  wie  wir  die  Besteuerung 
des  jährlichen  Wertszuwachses  als  Jahres-Einkommen  für 
allein  richtig  hält,  der  muss  die  aufgespeicherten  Wertszuwachse 
des  aussetzenden  Betriebes,  nachdem  sie  einmal  als  Einkommen 
betrachtet  und  von  der  Einkommensteuer  getroffen  worden  sind, 
von  da  an  als  Vermögen  oder  „Stamm vermögen"  ansehen  und 
fordern,  dass  sie  nach  ihrer  Umwandlung  in  Kapital  oder  Vermögen 
als  solches  zur  Vermögenssteuer  herangezogen  werden.  Die  Ver- 
mögenssteuer trifft  bei  dieser  Auffassung  nicht  „den  zum  Einkommen 
gewordenen  Reinertrag"  —  dieser  wird  in  dem  betreffenden  Jahre 
von  der  Einkommensteuer  erfasst  — ,  sondern  wirkliches,  reines 
Vermögen,  welches  jährliche  Erträge  hervorbringt  und  sonach  als 
„Stammvermögen"  bezeichnet  werden  kann. 

„Der  von  den  Betriebskosten  befreite  Abtriebsertrag"  ist  aller- 
dings ,ein  Ernteergebnis  des  Bodens  so  gut  wie  die  Kartoffel-  und 
Roggenernte".  Aber  der  grosse  Unterschied  zwischen  der  Holz- 
emte  des  aussetzenden  Forstbetriebs  und  der  landwirtschaftlichen 
Ernte  ist  der,  dass  jene,  d.  h.  der  Abtriebsertrag,  die  Ernte  von 
u  Jahren  darstellt,  diese  aber  eine  Jah  res-Ernte,  und  da  die 
Einkommensteuer  das  Jahres-Einkommen  steuerlich  erfasst  bezw. 
zu  erfassen  hat,  so  darf  sie  eben  nicht  den  u-jährigen  Ertrag  des 
aussetzenden  Forstbetriebes,  d.  h.  den  Abtriesertrag,  sondern  den 
Jahresertrag,  d.  i.  den  reinen,  jährlichen  Wertszuwachs  des  Be- 
standes, treffen,  der  nach  seiner  Versteuenmg  zum  Stammvermögen 
geworden  ist  und  nun  als  solches  von  der  Vermögenssteuer  ge- 
troffen werden  muss,  genau  ebenso  wie  der  Reinerlös  der  jährlichen 
Weizen-  oder  Kartoffelernte  nach  seiner  Versteuerung  als  Jahres- 
einkommen im  Gesamtvermögen  des  Landwirts,  in  das  er  über- 
gegangen ist,  jährlich  von  der  Vermögenssteuer  .  getroffen  wird, 
vorausgesetzt,  dass  der  Wert  der  Ernte  in  irgend  einer  Form  zu 
Vermögen  angelegt  worden  ist. 

Endres  beanstandet,  dass  beim  aussetzenden  Betriebe,  wenn 
neben  dem  Bodenwerte  auch  der  jeweilige  Bestandswert  zur  Ver- 
mögenssteuer veranlagt  wird,  im  Verlaufe  des  Abtriebszeitraumes 
der  Waldbesitzer  den  Holzvorrat  einer  ganzen  Betriebsklasse  ver- 
steuert. Unseres  Erachtens  ist  dieser  Einwand  durchaus  unbegründet! 
Besitzt  denn  der  Eigentümer  einer  —  nehmen  wir  an  —  1  ha 
grossen,  mit   einem  gleichaltrigen  Holzbestande  bestockten  Wald- 
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parzelle,  wenn  er  keine  Schulden  auf  seinen  Waldbesitz  kontrahiert, 
nicht  wahrend  der  ganzen  Umtriebszeit  —  in  Summe 
aller  u  Jahre  —  ein  Vermögen,  das  gleich  ist  dem  Holzvorrats- 
werte einer  u  ha  grossen  Betriebsklasse  4-uXB  =  Au l-u-B? 

Warum  soll  er  im  Verlaufe  von  u  Jahren  nicht  auch  dieses  Ver- 
mögen versteuern?  Der  Kapitalist  zahlt  doch  ebenfalls  innerhalb 
u  Jahren  u-mal  die  Vermögenssteuer  von  dem  jeweiligem  Betrage 
seines  Kapitals.  Der  Besitzer  einer  Betriebsklasse,  d.  h.  einer 
jahrlichen  Nachhaltswirtschaft  von  1  ha  Grösse,  d.  h.  von  der 
gleichen  Grösse,  welche  die  im  aussetzenden  Betriebe  stehende 
Parzelle  hat,  besteuert  innerhalb  u  Jahren  nicht  etwa  gleichfalls 
den  einfachen  Holzvorratswert  der  Abtriebsklasse  von  u  ha  Grösse, 
vermehrt  um  u  ■  B,  sondern  unter  der  gleichen  Voraussetzung,  die 
vorher  gemacht  wurde:  uXB+aX  Holzvorratswert  der  u  ha 
grossen  Betriebsklasse,  also  einmal  den  letzteren  Wert  mehr  als 
der  Besitzer  des  aussetzenden  Betriebs  von  gleicher  Grösse  und 
sonstiger  Beschaffenheit,  denn  er  häuft,  wenn  er,  wie  der  Besitzer 
des  aussetzenden  Betriebes,  den  jährlichen  Wertszuwachs  des 
Waldes  in  Form  des  Abtriebsertrags  auf  -  der  Gesamtfläche 
I  - —  ha  I   spart,    innerhalb  der  Umtriebszeit  —  wenn  auch  nicht 

wie  jener  im  Walde,  so  anderwärts  —  ein  Vermögen  von  Au  an 
und  versteuert  dasselbe  innerhalb  der  u  Jahre  in  stets  steigendem 

Betrage,  im  ganzen  mit  Au  ■  — ,  d.  h.  mit  dem  Werte  des  Holz- 
vorrats der  u  ha  grossen  Betriebskiasse,  neben  dem  Betrage  u  ■  B  + 
u-mal  dem  auf  dem  Stocke  befindlichen  Holzvorratswerte  der  i  ha 

Au  u 

grossen  Betriebsklasse  =  u  -  B  +  "■  ■u  =  uB  +  Au.  .  Er  ver- 
steuert also  im  ganzen  innerhalb  u  Jahren:  Au-  -f-u-B-l-Au-  , 
d.    h.    eine    Summe    von    Au-        mehr  als  der  Besitzer  des  aus- 

2 

setzenden  Betriebes.  Die  Mehrversteuerung  ist  begründet  in  dem 
Umstände,  dass  der  Besitzer  des  jährUchen  Nachhaltbetriebes  schon 
zu  Beginn  des  u-jährigen  Zeitraums  ein  Holzvorratskapitat  im  Be- 
trage von    —  ■       =     "  besass,  das  dem  Besitzer  des  aussetzenden 

^  U        2  2 

Betriebes  fehlte,  und  das  er  innerhalb  u  Jahren  u-mal  hat  versteuern 

A 
müssen,  insgesamt  also  mit  u-    ". 
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Auf  Grund  der  vorstehenden  Ausführungen  wird  man  daher 
mit  vollem  Rechte  verlangen  können,  dass  sowohl  beim  aussetzenden 
wie  beim  jährlichen  Nachhaltbetriebe  der  jeweils  vorhandene  Wald- 
wert  zur  Vermögenssteuer  herangezogen  werden  muss,  und  nicht 
—  wie  Endres  es  allein  för  richtig  hält  —  beim  jährlichen  Nach- 
haltbetriebe zwar  der  Waldwert,  beim  aussetzenden  Betriebe  da- 
gegen nur  der  nackte  Bodenwert,  unter  gänzlicher  Vernachlässigung 
des  Bestandswerls.  Als  wenn  dieser  letztere  kein  wirkliches  Ver- 
mögen des  Waldbesitzers  wäre!  Die  Auffassung,  dass  lediglich 
das  Bodenkapital  dasjenige  Vermögen  sei,  welches  ein,  wenn  auch 
zunächst  nicht,  flüssiges  Einkommen  in  Form  der  jährlichen  Werts- 
zuwachse gewährt,  ist  nicht  richtig,  die  Bodenrente  ist  nicht  iden- 
tisch mit  der  jährlichen  Bestandswertsmehrung,  und  der  Wald* 
wert  ist  das  werbende  Vermögen,  denn  die  jährliche,  reine 
Bestandswertsmehrung  setzt  sich  aus  der  Bodenrente  und  der  je- 
weiligen Bestandswertsrente  zusammen.  Es  ist  daher  eine  Forderung 
lediglich  der  Gerechtigkeit,  den  Bodenwert  und  den  Bestandswert 
zusammen  der  Vermögensbesteuerung  zu  unterwerfen. 

Der  Bestandswert  ist  nach  unserer  Auffassung  nicht  nur  ein 
Vermögen,  das  jederzeit  (vgl.  Endres  a.  a.  O.  S.  802)  flüssig 
gemacht  werden  kann  —  wenn  nicht  durch  Nutzung,  so  doch  durch 
Verkauf  des  Grundstücks  oder  durch  Aufnahme  einer  entsprechen- 
den Anleihe  — ,  sondern  er  stellt  auch  ein  Vermögen  dar,  das  eine 
jährliche  Nutzung  bezw.  eine  Rente  abwirft.  Wtlrde  dies  nicht  der 
Fall  sein,  würde  beim  aussetzenden  Betriebe  lediglich  der  Boden- 
wert —  wie  Endres  behauptet  —  und  nicht  aucht  der  Bestands- 
wert sich  im  jährlichen  Bestands -Wertszuwachse  verzinsen,  so 
würde  jede  Waldwirtschaft  unrentabel  sein,  und  der  Wald  würde 
in  der  Hauptsache  bald  von  der  Erdoberfläche  verschwinden,  denn 
niemand  —  selbst  der  Staat  nicht  —  würde  sich  lediglich  mit  der 
Verzinsung  des  gegen  das  Bestandswertskapital  sehr  zurücktreten- 
den Bodenkapitals  zufrieden  geben.  Derj  Bestandswert  ist  aller- 
dings „die  Summe  von  nichtbezogenen  Nutzungen  oder  Renten, 
die  bis  zum  Abtriebsalter  auf  dem  Waldboden  aufgespeichert 
und  dann  auf  einmal  flüssig  werden",  aber  er  ist  nicht  bloss  die  ei  n- 
fache  Summe  der  Bodenrenten,  sondern  er  enthalt  auch  die  Zinsen 
und  Zinseszinsen  von  nichtgenutzten  und  zu  Kapital  gewordenen 
Erträgen.  Mit  anderen  Worten:  Der  Bestandswert  ist  zweifellos 
ein  Kapital  oder  ein  Vermögen,  das  sich  jährlich  verzinst  und 
verzinsen  muss,  wenn  anders  die  Waldwirtschaft  nicht  eine  Ver- 
lustwirtschaft sein  soll.  Die  nicht  in  „bare  Münze"  umgetzte  Jahres- 
rente des  aussetzenden  Forstbetriebes,  der  jährliche  Wertszuwachs 
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des  Bestandes,  ist  nach  Ablauf  des  Jahres,  in  welchem  er  erzeugt 
wird,  keine  Rente,  Itein  Ertrag  mehr,  sondern  er  ist  zum  Kapital 
geworden,  das  —  bei  rationeller  Wirtschaft  —  ebensowohl  sich 
verzinsen  muss  wie  jedes  andere  beliebige  Kapital,  insbesondere 
ebenso  wie  das  Bodenkapital,  mit  dem  das  Bestandskapital  ver- 
wachsen ist  zum  Waldkapital. 

Es  liegt  daher  absolut  kein  Grund  vor,  das  Bestandskapital 
des  aussetzenden  Betriebes  anders  zu  behandeln  als  dasjenige  des 
jährlichen  Nachhaltbetriebes.  Wäre  die  Auffassung  von  Endres 
richtig,  dann  müsste  folgerichtig  nicht  nur  das  Bestandskapital  des 
aussetzenden  Betriebes,  sondern  auch  dasjenige  des  jährlichen  Nach- 
haltbetriebes vermögenssteuerfrei  bleiben,  denn  auch  das.  Holzvor- 
ratskapital des  jährlichen  Nachhaltbetriebes  ist  „die  Summe  von 
nichtbezogenen  Nutzungen  oder  Renten,  die  bis  zum  Abtriebsalter 
auf  dem  Waldboden  aufgespeichert  werden".  Der  wirkliche 
jährliche  Wertszuwachs  des  Nachhaltswaldes  ist  nur  zu  einem  ein- 
zigen von  u  Teilen  alsbald  verfügbares  Einkommen,  die  übrigen 
u — I  Teile  sind  erst  in  späteren  Jahren  verfügbar  und  deshalb  nicht 
als  „Einkommen"  —  im  Sinne  von  End  res  —  zu  betrachten.  Folge- 
richtig müsste  daher  Endres  auch  das  Holzvorratskapital  als 
„Nutzung"  und  nicht  als  Stammvermögen  ansehen  und  behandeln. 
Auch  beim  jährlichen  Nachhalcbetriebe  wäre  nach  dieser  Auffassung 
lediglich  das  Bodenkapital  das  Vermögen,  welches  Einkommen 
hervorbringt  und  deshalb  zur  Vermögenssteuer  heranzuziehen  ist. 
Und  beim  aussetzenden  Betriebe  könnte  man  in  konsequenter  Durch- 
führung der  End  res 'sehen  Auffassung  vom  Zwecke  der  Vermögens- 
steuer sogar  auf  den  Gedanken  kommen,  selbst  den  Bodenwert  für 
vermögenssteuerfrei  zu  erklären,  denn  auch  er  bringt  nicht  jähr- 
lich „Einkommen"  —  im  Sinne  von  Endres  —  hervor. 

Ein  Haus,  das  aus  irgend  welchen  Gründen  zeitweilig  keine 
Rente  abwirft,  ein  Landgut,  das  —  etwa  infolge  mangelhafter, 
wenig  umsichtiger  Wirtschaftsführung  —  lediglich  die  baren  Be- 
triebskosten deckt,  aber  keine  Verzinsung  des  Grundkapitals  oder 
Stammvermögens  liefert,  ferner  ein  Park,  der  nicht  einmal  die  jähr- 
lichen Wirtschaftskosten  mit  seinen  Einnahmen  deckt,  und  unver- 
zinsliche Wertpapiere  oder  infolge  ungünstiger  Konjunkturen  divi- 
dendenlose Aktien  etc.,  sie  alle  sind  ebenso  vermögenssteuerpflichtig 
wie  solche  Vermögensteile,  welche  hohe  Jahres-Erträge  liefern, 
weil  die  Vermögenssteuer  den  Ertrag  prinzipiell  unberücksichtigt 
lässt.  Warum  soll  nun  das  Holzbestandskapital  des  aussetzenden 
Betriebs,  das  doch  zweiffellos  ein  Vermögen  darstellt,  und  das  sich 
sogar   —    was    nicht   gefordert    werden   kann !    —    im  jährlichen 
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Wertszuwachse  verzinst,  nicht  zur  Vermögenssteuer  herangezogen 
werden?  Eine  solche  Forderung  kann  unmöglich  als  logisch  und 
gerecht  bezeichnet  werden.  Der  Besitzer  des  aussetzenden  Forst- 
betriebes würde  zum  Nachteile  aller  übrigen  Steuerzahler  in  gänz- 
lich ungerechtfertigter  Weise  in  Vorteil  gesetzt  werden. 

Endres  begründet  diese  seine  Forderung  u.  a.  auch  damit, 
dass  er  behauptet'),  Geld  vermögen  sei  in  jeder  Form  eine  flüssige 
Ware,  Holzverraögen  könne  aber  erst  dann  flüssig  gemacht  werden, 
wenn  der  Zeitpunkt  seiner  technischen  oder  finanziellen  Reife  ge- 
kommen sei.  Wir  haben  schon  oben*)  kurz  darauf  hingewiesen, 
dass  diese  Auffassung  vom  Holzvermögen  in  der  Allgemeinheit,  wie 
sie  E  n  d  r  e  s  ausgesprochen  hat,  nicht  richtig  ist.  Sie  kann  höchstens 
für  ganz  unzivilisierte  Länder  als  richtig  anerkannt  werden,  nicht 
aber  filr  hochkultivierte  Länder,  wie  Deutschland,  in  denen  jeder 
Waldkomplex  und  jede  Waldparzelle  zu  jeder  Zeit  verkäuflich, 
d.  h.  in  flüssiges  Kapital  umzusetzen  sind.  Femer:  Ist  denn  nur 
das  Geld  vermögen  eine  „flüssige  Ware"  ?  Sind  Häuser  und 
Landgüter,  Schiffe,  Maschinen  usw.  denn  nicht  gleichfalls  „flüssige 
Waren"?  Oder  sollen  sie  etwa  auch  vermögenssteuerfrei  bleiben 
wie  das  Holzvermögen  des  aussetzenden  Betriebes?  Warum  wer- 
den beim  jährlichen  Nachhaltbetriebe  nicht  nur  die  hiebsreifen 
(u-jahrigen)  Holzbestände  mit  ihrem  Werte  von  der  Vermögens- 
steuer getroffen,  sondern  auch  alle  nicht  hiebsreifen,  d.  h.  die 
grosse  Mehrzahl  der  Bestände?  "Aus  welchem  Grunde  sollen  sie 
denn  hier  „flüssige  Waren"  sein  ?  Warum  soll  der  gleiche  Be- 
stand, je  nach  dem  er  einem  jährlichen  Nachhaltbetriebe  oder  einem 
aussetzenden  Betriebe  angehört,  im  einen  Falle  „flüssige  Ware" 
und  im  anderen  „nicht  flüssige  Ware"  sein?  Weshalb  soll  das 
Bodenkapital  „flüssiges"  und  das  Bestandskapital  , nicht  flüs- 
siges" Kapital  sein?  Man  sieht:  bei  der  Endres'schen  Auffassung 
von  der  Vermögensbesteuerung  des  Waldes  kommt  man  aus  den 
Widersprüchen  und  Inkonsequenzen  nicht  heraus.  Ein  grund- 
sätzlicher Unterschied  zwischen  Holzvermögen  auf  der  einen 
Seite  und  allen  übrigen  Vermögensarten  andererseits,  z.  B.  Boden- 
vermögen, Hauservermögen  etc.,  insbesondere  aber  Geldvermögen, 
ein  Unterschied,  der  eine  Unvergleichbarkeit  beider  Arten  von 
Vermögen  auf  steuerlichem  Gebiete  begründen  könnte,  besteht 
tatsächhch  nicht.  Jedes  Kapitalwert  besitzende  Sachgut  ist  grund- 
sätzlich, einerlei  ob  es  Rente  abwirft  oder  nicht,  zur  Vermögens- 
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Steuer  heranzuziehen ,  weil  es  den  Besitzer  leistungsfähig  macht 
bezw.  machen  kann.  Die  Steuergesetzgebnng  macht  denn  auch 
keinen  Unterschied  zwischen  dem  Holzbestandskapitale  des  aus- 
setzenden und  demjenigen  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes,  AUeS' 
reine  Vermögen,  mit  Ausnahme  des  Mobiliarvermögens,  ist  steuer- 
bar; und  wenn  die  Steuergesetzgebung  das  Mobiliarvermögen  von 
der  Heranziehung  zur  Vermögenssteuer  befreit  hat,  so  ist  das  nicht 
etwa  aus  dem  Grunde  geschehen,  weil  dasselbe  nicht  als  „flüssige 
Ware"  gilt,  sondern  —  wie  oben  schon  betont!  —  haben  nur 
steuerpraktische  Gründe  diese  Ausnahme  veranlasst.  Weil  die 
Prüfung  der  Steuerklärungen  über  das  vorhandene  Mobiliarver- 
mögen mit  grossen  und  für  die  Steuerpflichtigen  höchst  lästigen 
Weidäufigkeiten  verknüpft  sein  würde,  deshalb  hat  man  auf  die  Be- 
steuerung dieses  Vermögensteils  verzichtet.  Es  erscheint  aber  keines- 
wegs ausgeschlossen,  dass  die  Vermögenssteuer  mit  der  Zeit  auch 
noch  auf  diesen  Vermögensteil  ausgedehnt  werden  wird.  An 
Stimmen,  die  sich  dafür  aussprechen,  fehlt  es  nicht,  und  die  soge- 
nannten Luxussteuern  sind  als  der  Anfang  der  —  kurz  bezeichnet  — 
Mobiliarvermögens-Besteuerung  anzusehen. 

Den  Endres'schen  Satz  auf  Seite  804  a.a.O.,  lautend:  „Der 
Ausgleich  zwischen  rentengebenden  und  ertragslosen  Kapitalien 
liegt  auf  dem  Gebiet  der  Einkommensteuer",  unterschreiben  wir, 
bezw.  wir  ergänzen  und  erweitern  ihn  dahin,  dass  wir  an  Stelle 
von  „Kapitalien"  setzen:  Kapitalwert  besitzende  Güter  oder  Ver- 
mögensteile. Wir  folgern  aber  daraus,  dass  die  Vermögens- 
steuer keinen  Unterschied  zwischen  rentengebenden  und  ertrags- 
losen Vermögensteilen  kennt  imd  macht,  und  dass  sie  aus  diesen» 
Grunde  alles  Vermögen  trifft,  das  nicht  speziell  ausgenommen 
ist.  Zu  letzterem  gehört  aber  nicht  das  Holzvermögen.  Gerade 
die  Vermögensbesteuerung  und  ganz  besonders  die  Besteuerung 
des  Waldvermögens  ist  vorzüglich  dazu  geeignet,  die  vielfach  und 
I  namentlich  auch  in  der  Einkommensteuer-Gesetzgebung  herrschende 
Auffassung  vom  Einkommen  einer  Berichtigung  zu  unterziehen,  die 
durchaus  notwendig  erscheint.  Ertrag  und  Einkommen  einerseits 
und  Vermögen  auf  der  anderen  Seite  sind  in  gewissem  Sinne,, 
insbesondere  aber  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  und  der 
Steuertechnik,  die  sich  mit  Jahres-Erträgen-  und  -Einkommen  zu  be- 
fassen hat,  Gegensätze.  Was  augenblicklich  Einkommen  ist  und 
als  solches  besteuert  wird,  kann  nicht  gleichzeitig  Vermögen  oder 
Stammvermögen  sein  und  nochmals  als  solches  steuerlich  erfasst 
werden.  Wenn  Endres  daher  den  Abtriebsertrag  Au  theoretisch 
als  Jahr  es -Einkommen  aufTasst  und  ihn  als  solches  besteuert  wissen 
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will,  so  kann  er  allerdings  den  jeweiligen  Wert  des  Bestandes  vor 
dem  Jahre  u  nicht  als  Vermögen  besteuern.  Erst  nach  der  Ver- 
einnahmung des  Rein- Erlöses  aus  dem  Abtriebsertrage  kann  der 
zu  Geld  gemachte  Bestandswert  nach  dieser  Auffassung  als  steuer- 
bares Vermögen  angesehen  und  behandelt  werden.  Aber  gerade 
die  Tatsach  e ,  dass  der  Bestandswert  Vermögen  ist,  welche 
Endres  ausdrtlcklich  zugibt,  hatte  ihn  zu  der  Überzeugung  führen 
müssen,  dass  seine  Auffassung  vom  Einkommen  aus  dem  forstlichen 
und  besonders  aus  dem  aussetzendem  Betriebe  unrichtig  ist,  dass 
-der  Vermögen  darstellende  und  sämtliche  Vermögenseigenschaften 
besitzende  Bestandswert  kein  Teil  eines  nach  vielen  Jahren  ein- 
gehenden „Einkommens"  mehr  sein  kann,  sondern  dass  der  jähr- 
liche Wertszuwachs  des  Bestandes,  die  Jahres- Wertsmehrung  einzig 
und  allein  als  „Einkommen'  betrachtet  werden  kann,  —  So  muss  es 
denn  auch  als  durchaus  unrichtig  bezeichnet  werden,  dass  die  Ein- 
kommensteuer eine  Nachbesteuerung  sei,  dass  sie  —  wieder  preussi- 
sche  Finanzminister  Frhr.  von  Rheinbaben  sich  bei  der  Be- 
ratung der  Novelle  zum  Einkommensteuergesetze  vom  19.  Juni  1906 
auszudrücken  beliebte  —  „ex  post"  bezahlt  werde.  Die  Einkommen- 
steuer wird  aus  dem  Einkommen  des  betreffenden  Steuerjahres  be- 
zahlt, und  sie  soll  auch  nach  der  Theorie  gerade  dieses  Einkommen 
als  das  Hauptmoment  der  Leistungsfähigkeit  treffen,  nicht  etwa 
das  Einkommen  eines  beliebigen  verflossenen  Jahres,  das  ja  jetzt 
unter  Umständen  schon  als  Vermögen  besteuert  wird.  Das  Ein- 
kommen eines  in  der  Vergangenheit  liegenden  Jahres  einmal  als 
Einkommen  steuerlich  zu  belasten  und.  insoweit  es  inzwischen  zu 
Vermögen  geworden  ist,  nochmals  zur  Vermögenssteuer  heranzu- 
ziehen, das  wäre  ungerecht;  das  würde  eine  Doppelbesteuerung  im 
strengsten  Sinne  des  Wortes  sein.  Als  richtig  kann  es  nur  bezeichnet 
werden,  wenn  das  Einkommen  des  kommenden  Jahres,  des  Steuer- 
jahres, zur  Einkommensteuer,  und  das  zu  Beginn  des  Steuerjahres 
vorhandene  Vermögen,  also  das  Einkommen  verflossener  Jahre, 
zur  Vermögenssteuer  veranlagt  wird.  Diese  Auffassung  von  Ein- 
Icommen  und  Vermögen  und  deren  Besteuerung  kann  auch  nicht 
•dadurch  erschüttert  werden,  dass  man  sich  bei  der  Einkommen- 
steuer-Veranlagung zum  Teil  auf  das  Einkommen  eines  ver- 
flossenen Jahres  oder  auf  den  Durchschnitt  der  Einkommen  mehrerer 
vergangener  Jahre  stützt ;  diese  Grössen  bilden  nur  den  Massstab 
für  das  Einkommen  des  künftigen  Steuerjahres,  sie  sind  nur  Hilfs- 
mittel, um  dieses  zu  ermitteln,  und  man  sollte  sie  deshalb  auch  nur 
in  solchen  Fällen  als  Basis  benutzen,  in  welchen  das  wirliche  Ein- 
kommen des  Steuerjahres  nicht  feststellbar  ist. 
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Was  schliesslich  die  forstpolitischen  Motive  anlangt, 
die  nach  der  Ansicht  von  Endres  beim  aussetzenden  Betriebe  für 
die  Besteuerung  des  Bodenwertes  allein  sprechen  sollen,  so  haben 
wir  hierzu  folgendes  zu  bemerken: 

Endres  sagt:  „Wenn  der  Waldbesitzer  um  so  mehr  Steuer 
bezahlen  muss,  je  älter  der  Bestand  wird,  so  wird  er  darauf  be- 
dacht sein,  den  Bestand  möglichst  frühzeitig  zu  nutzen.  Der  kapital- 
schwache Waldbesitzer  wird  durch  die  Besteuerung  des  Bestands- 
werts neben  dem  Bodenwert  zurVerkürzung  der  Umtriebszeit  geradezu 
gezwungen."  Wir  können  auch  dieser  Ansicht  nicht  beipflichten; 
die  von  einer  unrichtigen  Auffassung  der  Sachlage  zeugt  Der 
Abtriebsertrag  ist  ohne  Zweifel  für  den  Waldbesitzer  keine 
Jahres-Rente,  die  er  vermögensrechtlich  und  als  guter  Haus- 
halter verbrauchen  darf,  sondern  der  weitaus  grösste  Teil  des- 
selben ist  und  war  seither  schon  Erwerbsvermögen,  das  ein  guter 
Wirtschafter  erhalten  wird,  entweder  dadurch,  dass  er  es  in 
irgendeiner  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  rententragend  an- 
legt, oder  dass  er  etwa  vorhandene  Schulden  damit  tilgt.  Wurde 
nun  bisher,  d.h.  vor  dem  Abtriebe,  der  Bestandswert  zur  Ver- 
mögenssteuer herangezogen,  so  ändert  sich  hieran  im  Effekt 
zukünftig  nichts,  denn  das  Bestandskapital  wird  nunmehr  in 
anderer  Form  von  der  Vermögenssteuer  getroffen,  und  der  Wald- 
besitzer gewinnt  durch  den  Abtrieb  des  Bestands  an  Vermögens- 
steuer nichts.  Bei  der  Besteuerung  nach  dem  Vorschlage  von 
Endres  dagegen  muss  der  Waldbesitzer  nach  dem  Abtriebe  des 
Bestands  bedeutend  mehr  Vermögenssteuer  zahlen  als  vor  dem 
Abtriebe,  denn  vorher  zahlte  er  von  dem  Bestandskapitale  gar 
keine  Vermögenssteuer,  nachdem  dasselbe  aber  infolge  des  Abtriebs 
des  Bestandes  in  eine  andere  P'orm,  in  „flüssige  Ware",  überge- 
gangen ist,  und  derWaldbesitzer  es  entweder  werbend  angelegt  oder 
zur  Schuldentilgung  verwendet  hat,  wird  das  seitherige  Bestands- 
kapital von  der  Vermögenssteuer  in  seinem  vollen  Betrage  erfasst. 
Nicht  nur  das  u-jährige  Einkommen,  der  Abtriebsertrag,  wird 
auf  einmal  fäUig  und  von  der  progressiven  Einkommensteuer 
hart  getroffen,  sondern  der  Waldbesilzer  muss,  wenn  er  den  Rein- 
erlös aus  dem  Abtriebsertrage  nicht  sofort  verbraucht,  von  nun  an 
auch  Vermögenssteuer  von  dem  Werte  des  Abtriebsertrags  ent- 
richten. Gerade  das  von  Endres  auf  der  Eisenacher  Hauptver- 
sammlung des  deutschen  Forstvereins  gegebene  Beispiel')  ist  sehr 

1)  Bericht  Ober  die  V.  Hauptversammlung  des  Deutschen  Forstvereins  zu 
Eisenach  im  Jahre  1904.    S.  113  114. 
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geeignet,  das  Gegenteil  von  dem  zu  beweisen,  was  der  Bericht- 
erstatter nachweisen  wollte.  End  res  sagte:  „Wollte  er  {der  Wald- 
besitzer) z.  B.  seinen  Bestand  ursprünglich  60  Jahre  alt  werden 
lassen,  und  bietet  ihm  nun  ein  Grubenholzhändler  für  den  jetzt 
erst  40jährigen  Bestand  einen  annehmbaren  Preis,  so  wird  für 
seinen  Entschluss,  ob  er  den  Bestand  abtreibt  oder  stehen  ISsst, 
die  Erwägung  mitbestimmend  sein,  dass  er  in  den  nächsten  20  Jahren 
eine  jährlich  oder  periodisch  sich  erhöhende  Steuer  bezahlen  muss, 
wenn  er  den  Bestand  nicht  verkauft,  dass  er  aber  andererseits 
innerhalb  desselben  Zeitraumes  mit  sehr  geringen  Beträgen 
belastet  ist,  wenn  er  den  Bestand  abtreibt.  Um  einen  richtigen 
Vergleich  zwischen  der  Besteuerung  des  Waldvermögens  vor  und 
nach  dem  Abtriebe  des  40jährigen  Bestandes  anzustellen,  muss 
natürlich  unterstellt  werden,  dass  der  Erlös  aus  dem  Abtnebser- 
trage  nicht  verbraucht,  sondern  werbend  angelegt  wird,  dass  der 
Waldbesitzer  also  durch  den  Abtrieb  nicht  ärmer  wird-  Unter 
dieser  Voraussetzung  aber  ist  die  Behauptung  Endres,  der  Wald- 
besitzer werde  innerhalb  der  nächsten  30  Jahre  nach  dem  Abtriebe 
des  40jährigen  Bestandes  „mit  sehr  geringen  Beträgen"  vermögens- 
steuerlich  belastet  sein,  nicht  richtig;  die  Besteuerung  des  Vermögens 
bleibt,  gleichgültig  ob  der  Bestand  abgetrieben  wird  oder  nicht,  an- 
nähernd die  gleiche,  denn  im  Falle  des  Stehenlassens  des  Bestandes 
muss  der  Besitzer  den  Wert  des  40jährigen  Bestands,  vermehrt 
um  den  41— 60jährigen  Zuwachsbetrag,  besteuern,  im  Falle  des 
Abtriebs  des  Bestandes  im  40.  Jahre  und  Neuaufforstung  der  Fläche 
aber  wird  der  Erlös  des  Abtriebsertrags  gleich  dem  Werte  des 
40jährigen  Bestandes,  vermehrt  um  den  i — 20jährigen  Zuwachs- 
betrag des  jungen  Bestandes,  von  der  Vermögenssteuer  getroffen. 
Die  Besteuerung  des  Waldwertes  auch  beim  aussetzenden  Betriebe 
zeigt  ein  stetiges,  langsames  Steigen  der  Vermögenssteuer  während 
des  Bestandslebens  und  auch  nach  dem  Abtriebe  desselben,  wenn 
der  Abtriebsertrag  werbend  angelegt  wird,  die  Vermögensbesteue- 
rung lediglich  des  Bodenwertes  in  Verbindung  mit  der  Besteue- 
rung des  Abtriebsertrages  als  Jahres-Einkommen  dagegen  ist  eine 
ganz  unregelmässige,  denn  während  der  ganzen  Umtriebszeit  zahlt 
der  Besitzer  der  Waldparzelle  gar  keine  Einkommensteuer  von 
seinem  Walde  und  Vermögenssteuer  nur  vom  Bodenwerte,  sobald 
der  Abtrieb  des  Bestandes  aber  stattgefunden  hat,  dann  muss  er 
sofort  voni  gesamten  Abtriebsertrage  einmal  Einkommensteuer  und 
von  nun  an  auch  jährlich  von  diesem  Werte  neben  dem  Boden- 
werte Vermögenssteuer  zahlen.  Diesem  Verfahren  gegenüber 
dürfte  die  Frage  am  Platze  sein:  Hat  sich  die  wirtschaftliche  Lage 
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und  Leistungsfähigkeit  des  Waldbesitzers  durch  den  Bestandsab- 
trieb wirklich  plötzlich  derart  geändert,  dass  eine  solch'  bedeudende 
Steigerung  der  Steuer  gerechtfertigt  erscheint?  Unseres  Erachtens 
war  die  Steuerkraft  des  Waldbesitzers  vor  dem  Abtriebe  die  gleiche 
wie  alsbald  nach  demselben  I 

Nach  vorstehendem  wird  das  Endres'sche  Besteuerungs- 
system vielleicht  dem  einen  oder  anderen  Waldbesitzer  im  Hinblick 
auf  die  infolge  des  Abtriebs  pötzlich  in  die  Höhe  gehende  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuer  veranlassen,  seinen  Holzbestand 
tlber  das  finanzielle  Hiebsreifealter  hinaus  stehen  zu  lassen,  jedoch 
würde  das  —  vom  privatwirtschaftlichen  wie  vom  volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte  aus  betrachtet  —  kein  Vorteil  sein.  Der  richtig 
rechnende  Wafdbesitzer  wird  sich  zwar  auch  bei  dem  Endres'- 
schen  Besteuerungssysteme  durch  die  plötzlich  fällig  werdende  Ein- 
kommensteuer der  ganzen  abgelaufenen  Umtriebszeit  und  durch  die 
stark  steigende  Vermögenssteuer  nicht  verleiten  lassen,  finanziell 
fehlerhaft  zu  wirtschaften.  Geschieht  letzteres  aber  bei  einzelnen 
Waldbesitzern  dennoch,  so  wäre  allerdings  das  Besteuerungs- 
System  dafür  veranwortlich  zu  machen. 

Dass  die  höhere  Einkommensteuer,  die  vom  Abtriebsertrage 
des  älteren  Bestandes  beim  Endres'schen  Steuersysteme  zu 
zahlen  ist,  den  Abtrieb  der  im  aussetzenden  Betriebe  stehenden 
Bestände  schon  vor  der  finanziellen  Hiebsreife  herbeiführen  wird, 
befürchten  wir  ebensowenig  wie  Endres,  im  Gegenteil,  es  liegt 
die  Gefahr  näher,  dass  der  Waldbesitzer  infolge  jener  Besteuerungs- 
art zu  seinem  eigenen  Nachteile  mit  dem  Abtriebe  über  das  Hiebs- 
reifealter hinaus  zögern  wird.  Jedenfalls  aber  ist  es  unrichtig,  dass 
die  Besteuerung  des  jeweiligen  Bestandswerts  neben  dem  Boden- 
werte bei  der  Vermögenssteuer  den  kapitalschwachen  Waldbesitzer 
zu  frühzeitigem  Abtriebe,  d.  h.  zur  Verkürzung  der  Umtriebszeit, 
veranlassen  wird.  Der  Waldbesitzer  gewinnt  durch  den  Abtrieb 
in  steuerlicher  Hinsicht  gar  nichts  lind  wird  deshalb  seinen  Be- 
stand, vorausgesetzt,  dass  er  richtig  zu  rechnen  versteht,  im  Alter 
der  finanziellen  Hiebsreife  abtreiben.  Die  Besteuerung  des  Bestands- 
wertes übt  keinen  Einfluss  auf  die  Umtriebsfrage  aus;  ein  forst- 
politisches  Motiv,  beim  aussetzenden  Betriebe  nur  den  Boden- 
wert zur  Vermögenssteuer  heranzuziehen,  kann  also  nicht  aner- 
kannt werden. 

Auch  auf  die  Aufforstung  von  bisher  unbewaldetem  Gelände 
kann  die  Besteuerung  des  laufenden  Waldwerts  nicht  hemmend 
wirken  —  wie  Endres  meint  — ,  denn  würde  der  Besitzer  des 
event.   aufzuforstenden  Grund  und  Bodens  das  Kapital,  das  er  in 
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die  Aufforstungsfläche  stecken  mOsste,  z.  B.  in  einer  Sparkasse 
zinstragend  anlegen,  so  würde  er  ebenfalls  nicht  nur  von  seiner 
Kapitaleinlage,  sondern  auch  von  dem  anwachsenden  Zinsbetrage 
Vermögenssteuer  entrichten  müssen,  und  ausserdem  würde  auch 
der  Jahresertrag  der  nicht  aufgeforsteten  Fläche  (Wiese  oder  Acker), 
wenn  er  —  wie  beim  aussetzenden  Forstbetriebe  —  nicht  verbraucht, 
sondern  erspart  würde,  zur  Vermögenssteuer  herangezogen  werden. 
Einen  Nachteil  wird  sonach  der  aufforstende  dem  nichtaufforstenden 
Besitzer  gegenüber  in  steuerlicher  Hinsicht  nicht  haben. 


III.  Kapitel. 

Die  Ermittelung   des  Werts   des   steuerbaren  Wald- 
vermögens. 

I.  Die  Bewerttmgseinheit. 

Das  Vermögen  besteht  in  der  Regel  aus  einer  Mehrheit  von 
Sachen,  und  infolgedessen  lässt  sich  sein  Wert  nicht  bestimmen 
ohne  Kenntnis  seiner  einzelnen  Bestandteile.  Als  einheitliches 
Ganze  und  in  einem  Zuge  kann  der  Vermögenswert  nur  ganz  aus- 
nahmsweise festgestellt  werden,  es  bedarf  vielmehr  zur  Ermittelung 
des  steuerpflichtigen  Vermögens  der  Feststellung  des  Werts  seiner 
einzelnen  selbständigen  Bestandteile.  Die  Summe  der  ermittelten 
Werte  der  einzelnen  Vermögensbestandteile,  abzüglich  der  Summe 
der  vorhandenen  Schulden,  ergibt  den  Wert  des  steuerbaren  Gesamt- 
vermögens. Hiernach  beruht  die  Feststellung  des  steuerpflichtigen 
Vermögenswertes  in  der  Regel  auf  einer  Berechnung.  Selbst 
die  einzelnen  selbständigen  Bestandteile  des  Vermögens  bilden  viel- 
fach wieder  eine  Mehrheit  von  Sachen,  und  aus  diesem  Grunde 
muss  häuflg  auch  zur  Bewertung  der  einzelnen  selbständigen  Ver- 
mögens-Bestandteile eine  Berechnung  stattfinden.  Wie  bei  der  Ein- 
kommen-Besteuerung, so  ist  auch  bei  der  Vermögens-Besteuerung 
die  Schätzung  nur  subsidiär,  d.  h.  sie  tritt  nur  dann  an  die  Stelle 
der  Berechnung,  wenn  diese  nicht  möglich  ist. 

Für  die  Bewertung  des  steuerbaren  Vermögens  ist  es  nun 
von  besonderer  Bedeutung,   die  einzelnen  selbständigen  Bestand 
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teile  des  Vermögens,  die  sogenannten  Eewertungseinheiten, 
richtig  von  einander  zu  scheiden,  weil  die  Preise  im  wirtschaft- 
lichen Tauschverkehr,  d.  h.  die  reellen  Werte,  sehr  davon  abhangen, 
ob  eine  einzelne  Sache  filr  sich  oder  eine  Mehrheit  von  zusammen- 
gehörigen Sachen  als  Ganzes  den  Gegenstand  des  Tauschverkehrs 
bildet.  Die  grundlegende  Aufgabe  des  Veranlagungsgeschäfts 
besteht  daher  in  der  richtigen  Sonderung  der  Bewertungsein- 
heiten des  Vermögens.  Unter  diesen  können  aber  im  allgemeinen 
nur  die  wirtschaftlichen  Einheiten  verstanden  werden,  weil 
nur  die  wirtschaftlichen  Momente  den  reellen  Wert  der  Sache  oder 
der  Mehrheit  von  Sachen,  d.  h.  der  Bewertungseinheit,  bestimmen. 

Es  handelt  sich  somit  darum,  den  Wert  jeder  einzelnen  wirt- 
schaftlichen Einheit  des  Vermögens  im  ganzen  festzustellen, 
und  wenn  die  wirtschaftliche  Einheit  eine  Mehrheit  von  Sachen 
bildet,  so  kommen  die  Werte  der  letzteren  lediglich  als  Rechnungs- 
Faktoren  in  Betracht,  d.  h.  die  einzelne  Sache,  die  einen  Teil  einer 
wirtschaftlichen  Einheit  darstellt,  ist  nicht  als  selbständiger  Bestand- 
teil des  Vermögens,  sondern  lediglich  als  Teil  eines  selbständigen 
Bestandteils  zu  bewerten  (Entscheidung  des  Oberverwaltungsge- 
richts in  Staatssteuersachen,  vom  13.  April  1899,  Bd.  VIII,  S.  339 
und  Fuisting,  a.  a.  O.  H,  S.  53). 

Bei  land-  und  forstwirtschaftlich  benutzten  Grundstücken  bildet 
nun  jede  wirtschaftlich  zusammengehörige  Besitzung,  ein- 
schliesslich des  gesamten  Zubehörs  und  des  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals (totes  und  lebendes  Inventar),  die  Einheit  der  Be- 
wertung. Hiernach  deckt  sich  der  Begriff  der  „Bewertungseinheit" 
in  forstlicher  Hinsicht  mit  dem  in  der  Forstwirtschaft  üblichen 
BegriflFe  des  Wirtschaftsganzen,  worunter  man  die  Gesamtheit  der 
einem  Eigentümer  gehörigen  und  einem  und  demselben  Wirtschafts- 
führer unterstellten  Waldungen  versteht. 

Die  Ermittelung  des  Wertes  des  steuerbaren  Waldvermögens 
basiert  hiernach  auf  der  Feststellung  des  Wertes  der  einzelnen  Wirt- 
schaftsganzen oder,  wenn  ein  Waldbesitz  aus  einzelnen  in  gar 
keinem  wirtschaftlichen  Zusammenhang  zu  einander  stehenden 
Waldparzellen  besteht,  auf  der  Feststellung  des  Wertes  jedes  ein- 
zelnen Waldgrundstücks. 

3.  Der  Zeitpunkt   fOr  die   Feststellung   und   Bewertung   des 

Vermögensbestandes. 
Samtliche  deutschen  Vermögenssteuergesetze   mit  Ausnahme 
des  Badischen  stimmen  hinsichtlich  der  Ermittelung  des  Werts  des 
steuerbaren  Vermögens  in  dem  leitenden  Grundsatze  überein,  dass 
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in  der  Regel  der  Bestand  desselben  zur  Zeit  der  Steuerveranlagung, 
bezw.  zu  Beginn  der  Steuerperiode,  und  zwar  nach  dem  sogenannten 
„gemeinen  Wert",  zugrunde  zu  legen  ist. 

So  bestimmt  das  Preussische  Erganzungssteuergesetz,  das  den  übrigen 
deutschen  VermOgenssteuergesetzen  zumeist  als  Muster  gedient  hat,  im  §  9; 
'  „Bei  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren  Vermögens   wird   der 

Bestand  und  gemeine  Wert  der  einzelnen  Teile  desselben  zur  Zeil  der  Veran- 
anlagung  (Vertnögensanzeige)  zugrunde  gelegt,  soweit  nicht  im  nachstehenden 
etwas  anderes  bestimmt  ist." 

In  gleichem  Sinne  lauten  auch  die  betreffenden  Bestimmungen  des 
Hessischen,  des  Braunschweigischen  und  des  Gothaischen  Ver- 
mögens- bezw,  Ergänzungssteuergesetzes.  Das  Oldenburgische  Vermögens- 
steuergesetz hat  „den  Beginn  der  Steuerperiode'  als  massgebenden  Zeitpunkt 
für  die  Veranlagung  angenommen. 

Was  den  Bestand  des  steuerbaren  VennOgens  betrifft,  so  lasst  das 
Preussische  Gesetz  gleich  im  folgenden  §  (10)  eine  Ausnahme  von  der  Reget 
zu,  indem  es  bestimmt: 

,Bei  Landwirtschafts-  und  Gewerbebetrieben,  bei  denen  regelmässige,  jahr- 
liche Abschlösse  stattfinden,  kann  bei  der  Berechnung  und  Schätzung  des  steuer- 
baren Vermögens  der  Vermögensstand  am  Schlüsse  des  letzten  Wirtsdiafts-  oder 
Rechnungsjahres  zugrunde  gelegt  Zierden." 

Dass  zu  den  „Landwirtschaftsbetrieben"  im  Sinne  des  §  10  auch  der  Forst- 
betrieb zu  rechnen  ist,  geht  aus  Art.  5  Ziffer  3  der  Ausführungsanweisung  vom 
6,  Juli  1900  hervor,  wonach  Steuerpflichtige,  welche  Forst-  oder  Landwirtschaft  ■  - . 
betreiben,  uod  aber  ihren  Betrieb  alljährlich  ordnungsmassige  Abschlösse 
machen,  verlangen  können,  dass  bei  der  Berechnung  und  Schätzung  ihres  steuer- 
baren Vermögens  nicht  der  zur  Zeit  der  Veranlagung,  sondern  der  am  Schlüsse 
des  letzten  Wirtsehafts-  oder  Rechnungsjahres  vorhandene  Ver- 
mögensbestand und  Wert  zugrunde  gelegt  werde.  Vorausgesetzt  ist  jedoch 
hierbei,  dass  seit  dem  letzten  Abschlüsse  nicht  Änderungen  am  Vermögensstande 
eingetreten  sind,  welche  gemäss  §  38  des  Gesetzes  sogar  im  Laufe  des  Steuer- 
jahres eine  anderweite  Veranlagung  begründen  (Erbschaften,  Schenkungen  etc.). 

Hiernach  ist  für  die  forstlichen  Betriebe,  bei  denen  wohl  nur 
ganz  ausnahmsweise  alljährlich  „ordnungsmässige"  Wirt- 
schaftsabschlüsse gemacht  zu  werden  pflegen,  die  Zeit  der  Ver- 
anlagung für  die  Feststellung  des  Vermögensbestandes  und 
Wertes  in  erster  Linie  massgebend. 

Als  ,Zeit  der  Veranlagung"  gilt  nach  Artikel  5,  Ziffer  a  der  Preussischen 
AusfQhrungs  an  Weisung  für  die  ordentliche  Haupt  Veranlagung  „der  Zeitraum  vom 
Beginne  der  Frist  für  die  Abgabe  der  freiwilligen  Vermögensanzeigen  bis  zum 
Beginne  derjenigen  Periode,  für  welche  die  Veranlagung  erfolgt  Innerhalb  dieser 
Grenzen  ist  für  die  Veranlagung  des  einzelnen  Steuerpflichtigen  der  zur  Zeit  des 
betreffenden  Veranlagungsaktes  bekannte  Vermögensstand  bestimmend." 

„Ist  bei  Abgabe  der  Vermögensanzeige  oder  bei  der  Beschiussfassung  Ober 
die  Veranlagung  bereits  bebannt,  dass  vor  oder  mit  dem  Beginne  der  bezeich- 
neten Veranlagungsperiode  (1.  April)  rechnungsmassig  nachweisbare  Änderungen 
jm  Bestände  des  Vermögens  eintreten  werden,  so  sind  dieselben  zu  berOck- 
sichtigen." 
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„Treten  bis  zum  1.  April  des  betreffenden  Jahres  nicht  berUck^chtigte 
Änderungen  dieser  Art  ein,  so  kann  eine  entsprechende  Berichtigung  der  Ver- 
anlagiutg    im   Wege    der   Rechtsmittel    (Berufung,    Beschwerde]    beansprucht 

„Nach  dem  Beginne  der  Veranlagungsperiode  (1.  April)  eintretende  Ver- 
mehrungen oder  Verminderungen  des  Vermögens  finden  nur  nach  Massgabe  der 
Vorschriften  §§  38,  39  des  Gesetzes  BerQcksichtigung." 

Von  Seiten  mancher  Steuerpflichtigen  wurde  nun  behauptet, 
Ziffer  2  und  3  des  Artikels  5  der  AusfQhrungsanweisung  ständen 
mit  dem  Gesetz,  insbesondere  mit  dem  Inhalte  des  §  9,  im  Wider- 
spruch. Die  Rechtsprechung  des  Preussischen  Oberverwaltungs- 
gerichts hat  sich  jedoch  auf  den  Standpunkt  der  AusfQhrungsan- 
weisung gestellt,  indem  sie  den  Sinn  des  §  9  nach  der  Absicht  des 
Gesetzes  dahin  auslegte,  dass  zwar  bei  Abgabe  der  Vermögens- 
anzeige und  bei  der  Veranlagung  der  Bestand  und  Wert  der  ein- 
zelnen Teile  der  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren  Ver- 
mögens zugrunde  gelegt  werden  solle ,  jedoch  nicht  endgültig, 
sondern  nur  einstweilen  unter  dem  Vorbehalte,  dass  die  später  bis 
zum  Beginne  der  Veranlagungsperiode,  das  ist  bis  zum  i.  April, 
eintretenden  Veränderungen,  soweit  dies  möglich  ist,  bereits  bei 
der  Veranlagung,  event.  im  Rechtsmittelwege,  Berücksichtigung 
finden.  Hiernach  ist  also  für  die  Veranlagung  zur  Preussischen 
Ergänzungssteuer,  abgesehen  von  dem  Ausnahmefall  des  §  10  des 
Gesetzes,  der  Vermögensbestand  bei  Beginn  des  Steuerjahres  oder 
der  mehrjährigen  Steuerperiode  entscheidend,  analog  der  Vorschrift 
für  die  Einkommenbesteuerung,  wonach  der  Stand  des  Einkommens 
bei  Beginn  des  Steuerjahres  für  die  Steuerfestsetzung  endgültig 
massgebend  ist. 

Das  Braunschweigische  und  das  Gothaische  Vermögenssteuer- 
gesetz  haben  sich  nicht  nur  bezQglich  des  §  9,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
Ausnahme  des  §  10  dem  Preussischen  Gesetze  wörtlich  angeschlossen,  wahrend 
die  Hessische  Gesetzgebung  diese  Ausnahme  weder  im  Gesetz  selbst  noch 
in  der  Ausftlhrungsanweisung  ausspricht.  In  der  Praxis  werden  allerdings  die 
jährlichen,  regelmassigen  BQcherabschlQsse  ebenfalls  (Ur  die  Landwirtschalts-  und 
Gewerbebetriebe  die  Bemessun^grundlage  abzugeben  haben,  denn  eine  rasch 
vorzunehmende  Ermittelung  zur  Zeit  der  Abgabe  der  Steuererklärung  ist  bei 
grossen  Betrieben  nicht  wohl  möglich.  Das  Oldenburgische  Gesetz  bestimmt 
im  Artikel  15,  dass  bei  denjenigen  Steuerpflichtigen,  welche  kaufmännische,  den 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  entsprechende  GeschSftsbQcher  fähren, 
der  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren  Vermögens  der  Vermögensstand 
am  Schlüsse  des  unmittelbar  vorangegangenen  Geschäfts-  oder  Wirtschaftsjahres 
zugrunde  gelegt  werden  kann. 

In  Baden  wird  das  Ergebnis  der  Vermögenssteuer- Veranlagung  in  den 
vier  verschiedenen  Katastern  niedergelegt.  Im  allgemeinen  gilt  der  Stand  des 
steuerbaren  Vermögens  am  i.  April  eines  Jahres  als  massgebend  filr  die  Ver- 
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anlagung.  Die  Veränderungen  in  der  Besteuerung  selbst  beginnen  aber  in  der 
Regel  erst  mit  dem  Anfang  des  nachstrolgenden  Kalenderjahres,  da  in  Baden 
Steuerjahr  und  Kalenderjahr  identisch  sind. 

3.  Der  gemeine  Wert. 

j  Von    weit  grösserer   Bedeutung    als   die   für  den    Bestand 

(des  Vermögens  massgebende  Zeit  ist  die  Frage,  was  unter  dem 
I  gemeinenWerte  der  einzelnen  Vermögensteile  zu  verstehen  ist. 
1'  Die  allgemeine  Anschauung,  die  auch  in  der  geltenden  deut- 

schen Vermögenssteuergesetzgebung  —  mit  Ausnahme  der  Badi- 
schen —  zum  Ausdrucke  gelangt,  geht  dahin,  dass  der  gemeine 
Wert  der  rein  objektive  Wert  ist,  den  ein  Vermögensgegenstand 
an  sich  nach  dem  Grade  seiner  Brauchbarkeit  für  jeden  Besitzer 
haben  kann.  Der  über  diesen  Wert  hinausgehende,  rein  subjek- 
tive Wert,  den  ein  Gut  mit  Rücksicht  auf  den  Grad  seiner  höheren 
Brauchbarkeit  vtfegen  besonderer,  in  der  Person  eines  bestimm- 
ten Besitzers  liegenden  Gründe  hat,  ist  nicht  als  ein  Bestandteil 
des  gemeinen  Wertes  zu  betrachten,  und  er  darf  daher  bei  der 
Vermögensbesteuerung  nicht  berücksichtigt  werden,  weil  sonst  die 
an  erster  Stelle  anzustrebende  verhältnismässige  Gleichheit  der 
steuerlichen  Belastung  von  vornherein  ausgeschlossen  würde. 

Mit  dieser  Definition  des  gemeinen  Wertes  ist  jedoch  nur  eine 
Richtlinie  gegeben  bezw.  der  äussere  Rahmen,  den  es  im  kon- 
kreten Falle  mit  Inhalt  zu  versehen  gilt ,  denn  es  wirft  sich  uns 
ja  bei  dieser  Definition  sofort  die  weitere  Frage  auf,  wodurch  be- 
stimmt sich  zahlenmässig  der  objektive  Wert,  den  ein  VermOgens- 
gegenstand  für  jeden  Besitzer  haben  kann?  Wir  müssen  daher 
etwas  näher  auf  diesen  grundlegenden  Punkt  der  Vermögensbe- 
steuerung eingehen. 

Am  eingehendsten  und  gründlichsten  wurde  diese  Frage  wohl 
bei  der  Beratung  des  Preussischen  Ergänzungssteuergesetzent- 
wurfs erörtert,  und  die  Ergebnisse  dieser  Beratungen  sind  daher 
auch  von  hervorragendem  Einfluss  auf  die  übrigen  landständischen 
Beratungen  der  Vermögenssteuergesetzentwürfe  gewesen. 

Das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  sagt,  dass  der 
Nutzen,  welchen  eine  Sache  einem  jeden  Besitzer  gewähren  kann, 
ihr  gemeiner  Wert  ist,  und  dass  alle  Annehmlichkeiten  oder  Be- 
quemlichkeiten, welche  einem  jeden  Besitzer  an  einer  Sache  schätz- 
bar sind  und  deswegen  gewöhnlich  in  Anschlag  kommen,  dem  ge- 
meinen Werte  zugerechnet-  werden.  Vom  gemeinen  Werte  ver- 
schieden ist  nach  dem  Preussischen  Landrechte  der  ausserordent- 
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liehe  Wert  einer  Sache,  der  sich  nach  dem  Nutzen  bestimmt, 
den  sie  nur  unter  gewissen  Bestimmungen  oder  Verhältnissen  ge- 
währen kann,  und  ferner  der  Wert  der  besonderen  Vorliebe, 
der  aus  bloss  zufalligen  Eigenschaften  oder  Verhältnissen  einer  Sache 
entsteht,  die  ihr  in  der  Meinung  ihres  Besitzers  einen  Vorzug  vor 
allen  anderen  Sachen  gleicher  Art  beilegen.  Um  diese  beiden 
Spezialwerte  handelt  es  sich  also  bei  der  Vermögensbesteuerung 
nicht.  Andererseits  sind  aber  doch  auch  die  landrechtlichen  Be- 
stimmungen für  die  Veranlagung  des  Vermögens  zur  preussischen 
Ergänzungssteuer  nicht  unbedingt  als  massgebend  anzusehen, 
denn  sonst  wSre  in  dem  Gesetze  selbst  auf  die  Definition  des  ge- 
meinen Wertes  im  Landrechte  Bezug  genommen  worden. 

Die  leitenden  Gesichtpunkte,  die  sich  aus  den  preussischen 
Landtagsverhandlungen  für  die  Begriffsbestimmung  des  gemeinen 
Wertes  im  allgemeinen  und  insbesondere  von  Waldungen  heraus- 
schälen lassen,  und  die  in  der  „Technischen  Anleitung"  vom  26.  De- 
zember 1893,  sowie  in  der  Ausführungs-Anweisung  des  Finanz- 
ministers vom  ^'  I  It.      ^^^  niedergelegt  sind,  sind  die  folgenden 

{vergl.  Gauss ;  „Die  Ergänzungssteuer  in  Preussen" ,  1894, 
S.  22  u.  ff.): 

1.  Der  gemeine  Wert  einer  Sache  ist  derjenige,  den  sie 
für  jeden  Besitzer  haben  kann.  Der  Wert  von  Annehmlichkeiten 
und  Bequemlichkeiten,  die  einem  jeden  Besitzer  schätzbar  sind, 
wird  dem  gemeinen  Werte  beigerechnet  (Art.  3,  Ziff.  i  der  techn. 
Anleitung  und  Art.  5,  Ziff.  i  der  Anweisung). 

2.  Der  durch  besondere  Umstände  bedingte,  ausserordent- 
liche Wert  einer  Sache  oder  der  Wert  besonderer  Vorliebe, 
wie  er  aus  zufälligen  Eigenschaften  oder  Verhältnissen  entsteht, 
die  der  Sache  in  der  Meinung  oder  nach  den  Verhältnissen  ihres 
jeweiligen  Besitzers  einen  Vorzug  vor  anderen  Sachen  gleicher 
Art  beilegen,  bleiben  unberücksichtigt  (Art.  3,  Ziff.  2  der  techn, 
Anleitung  und  Art.  5,  Ziff.  i  der  Anweisung). 

Auf  Grundlage  dieser  beiden  Gesichtspunkte  wird  man  in  der 
Regel  den  gemeinen  Wert  eines  Vermögensgegenstandes  richtig 
bestimmen,  wenn  man  als  solchen  den  Geldbetrag  annimmt,  den  '< 
jeder  Besitzer  im  Falle  des  Verkaufs  der  Sache  erzielen  kann,  . 
ohne  dass  hierbei  besondere  Verkaufszufälligkeiten  in  Be- 
tracht kommen.  Der  gemeine  Wert  einer  Sache  ist  daher  im 
wesentlichen  gleichbedeutend  mit  dem  Verkaufswert,  Ver- 
kehrswert oder  Tauschwert,  der  den  durchschnittlichen 


Kaufpreisen  von  Sachen  gleicher  Art  und  Güte,  bei  Grundstücken 
vor  aliem  auch  gleicher  Lage  entspricht.  Nicht  ein  einzelner  Ver- 
kaufspreis bestimmt  den  gemeinen  Wert  einer  Sache,  sondern  der 
normale  Durchschnittspreis.  Ein  einzelnes  Grundstück  kann  z.  B. 
für  den  Angrenzer  einen  viel  höheren  Wert  besitzen,  als  fOr  jede 
andere  Person,  und  der  angrenzende  Besitzer  wird  daher  beim  Ver- 
kauf des  Grundstückes  einen  Preis  zahlen  können  und  tatsächlich 
zahlen,  der  unter  Umständen  weit  über  dem  gemeinen  Werte  des- 
selben steht.  Die  besonderen  Verhaltnisse,  beispielsweise  Weg- 
und  Abfuhrverhältnisse,  legen  dem  betreffenden  Grundstücke  für 
den  Angrenzer  einen  ausserordentlichen  Wert  bei,  der 
mit  dem  gemeinen  Werte  nichts  zu  tun  hat.  Auch  kann  der  Kauf- 
preis eines  Grundstücks  durch  übermässiges  Bieten  von  Kaufkon- 
kurrenten —  welcher  Fall  sehr  häufig  vorliegt  —  weit  über  den 
gemeinen  Wert  oder  den  Verkehrswert,  ja  sogar  über  den  ausser- 
ordentUchen  Wert  desselben  hinaus  in  die  Höhe  getrieben  werden. 
Solche  und  andere  Zufälligkeiten  müssen  daher  bei  der  Berechnung 
des  Tausch-  oder  gemeinen  Wertes  ausgeschaltet  werden. 

3.  Der  gemeine  Wert  von  Grundstücken  ist  nach  ihrem 
jeweiligem  Bestände  und  nach  ihrer  jeweiligen  Bestimmung  zu  be- 
urteilen. 

Hiernach  ist  beispielsweise  der  Wert  eines  zum  Betriebe  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  bestimmten  Landgutes  nach  seinem 
gegenwärtigen  Bestände  und  seiner  gegenwärtigen  Be- 
schaffenheit und  Nutzungsweise,  nicht  aber  etwa  nach  dem  Preise 
zu  bemessen,  der  erzielt  werden  könnte,  wenn  das  Landgut  in 
einzelne  kleine  Teile  zerlegt,  verwertet  oder  ganz  oder  teilweise 
in  anderer  Weise  bewirtschaftet  oder  genutzt  würde  (Art.  4,  Ziff.  3 
der  techn.  Anleitung). 

Ebensowenig  darf  die  blosse  Möglichkeit  einer  besseren 
und  rentableren  Benutzungsweise  des  Grundstücks  bezw.  des  Gutes 
von  Einfluss  auf  die  Ermittelung  des  gemeinen  Wertes  desselben  sein ; 
es  darf  z.  B,  nicht  unterstellt  werden,  der  auf  relativem  Waldboden 
stockende  Forst  könne  vorteilhafter  als  Feld  oder  Wiese  bewirt- 
schaftet werden.  Anders  liegt  die  Sache  dagegen,  wenn  die  Er- 
wartung zukünftiger,  einträglicherer  Benutzung  des  Grund- 
stücks schon  gegenwärtig  im  Handel  und  Wandel  durch  Preis- 
steigen zum  Ausdruck  gelangt  ist  (Art.  4,  Ziff.  i  der  techn.  An- 
leitung). Insoweit  dies  der  Fall  ist,  darf  die  zukünftige  Benutzung 
schon  bei  der  Schätzung  des  gemeinen  Wertes  berücksichtigt 
werden,  mit  anderen  Worten:  auch  hier  ist  der  normale,  von 
keinen  Zufälligkeiten  abhängige  Verkaufspreis,   d.  h.  der  wirkliche 
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Tauschwert,  als  gemeiner  Wert  anzusehen.  So  kommt  beispiels- 
weise bei  Grundstücken  in  der  Nähe  von  Städten  nicht  der  Wert 
in  Betracht,  den  sie  zukünftig  durch  die  Bebauung  mit  Häusern 
erlangen  können,  wohl  aber  der  Wert,  der  gegenwärtig  ftlr 
Grundstücke  gleicher  oder  ähnlicher  Lage  und  Beschaffenheit,  wenn 
auch  im  Hinblick  auf  die  künftige,  gewinnreichere  Be- 
nutzung als  Baugelände,  tatsächlich  erzielt  wird.  Ob  der  gegen- 
wärtige Nutzungsertrag  der  fraglichen  Grundstücke  diesem  Werte 
entspricht  oder  nicht,  ist  für  die  Beurteilung  des  gemeinen  Werts 
gleichgültig  (Art.  4,  Ziff.  2  der  techn.  Anleitung). 

In  ganz  besonderem  Masse  gilt  diese  Bestimmung  natürlich 
für  solche  Grundstücke,  die  den  Gegenstand  einer  Spekulation  und 
Weiterveräusserung  bilden,  z.  B.  bei  Bauplätzen  und  ähnlichen 
Grundstücken.  Hier  kommt  es  auf  die  zwischenzeitliche 
Nutzungsart  bis  zur  Erftlllung  des  Spekulationszweckes  nicht  an, 
vielmehr  ist  ihr  eigentlicher  Zweck,  d.  h.  ihre  Verwendung  als 
Bauplätze  usw.,  die  sich  ja  im  Tauschwerte  des  Geländes  schon 
ausgedrückt  hat,  in's  Auge  zu  fassen.  Für  die  Bemessung  des  ge- 
meinen Werts  ist  es  deshalb  ganzlich  belanglos,  ob  das  Gelände 
in  der  Zwischenzeit  etwa  gar  keinen  oder  nur  einen  sehr  geringen, 
mit  seinem  gemeinen  Werte  nicht  im  Einklang  stehenden  Reiner- 
trag abwirft. 

Hiemach  ist  die  Aufiässung  Freys'),  nach  welcher  als  „gemeiner  Wert 
eines  Unternehmens  der  Verkaufswert  zu  gelten  habe,  den  das  Unternehmen 
zur  Zeit  der  Steuerveranlagung  unter  der  Voraussetzung  besitzt,  dass  das  Unter- 
nehmen als  Ganzes  unter  noimalen  Verhältnissen  und  zom  Forfbetrieb  ver- 
kauft werde",   nicht  als  allgemein  richtig  anzuerkennen.    Für  absoluten  Wald- 

1)  Zur  Frage  der  Waldbesteuerung.  A.  F.  u.  J.-Ztg.  1906.  S.  187.  — 
Die  obige  Definition  Frey's  vom  „gemeinen  Wert"  ist  dem  Hessischen 
Vermöge nssteuergesetze  entnommen,  jedoch  mit  dem  grossen  Unterschiede,  dass 
Frey  an  Stelle  der  Worte  „Anlage-  und  Betriebskapital"  gesetzt  hat  „Unter- 
nehmen". Er  spricht  ganz  allgemein  vom  gemeinen  Werte  eines  Unternehmens, 
während  der  Artikel  20  des  Hessischen  Vermögenssteuergesetzes  es  lediglich 
mit  der  Berechnung  und  Schätzung  des  gemeinen  Werts  des  steberpflichtigen 
aAnlage-  und  Betriebskapitals'  zu  tun  hat.  Hierzu  sind  aber  nach  Absatz  i  des 
Artikels  ao  zu  rechnen:  „Samtliche  dem  Betriebe  dauernd  oder  vorabergehend 
gewidmeten  oder  ihm  dienenden  Gegenstände  und  Rechte,  soweit  sie  einen  in 
Geld  schatzbaren  Wert  haben  und  nicht  nach  den  Bestimmungen  unter 
V.  2  zu  veranlagen  sind."  Der  Abschnitt  V.a  des  Gesetzes  behandelt  aber 
die  „Veranlagung  der  Grundstücke  und  Gebäude",  und  zu  den  „Grundstücken" 
gehört  nach  Artikel  5,  Ziffer  i  des  Gesetzes  deren  Zubehör,  d.  h.  bei 
Waldungen  die  auf  den  Grundstöcken  stockenden  Holzbestände.  Die  Berech- 
nung bezw.  Schätzung  des  Vermögenswertes  der  Waldungen,  sowohl  des  Bodens 
wie  der  Bestände,   erfolgt  hiernach   auf  Grund    des  Abschnitts  V.  2,   d.  h.   des 
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boden,  d.  h.  solchen  Boden,  der  aus  natürlichen  oder  wirtschaftlichen  Gründen 
sicK  entweder  bloss  zur  Holzzucht  eignet,  oder  doch  wenigstens  zu  keiner  anderen 
Benutzungsart  so  gut  passt  wie  zur  forstlichen,  und  ffir  die  darauf  stockenden 
BeStande  mag  diese  Auffassung  richtig  sein;  aber  ob  sie  auch  zutrifft  und  von 
der  Steuerbehörde  fär  richtig  anerkannt  wird  für  andere  Verhaltnisse,  z.  B.  Ifir 
Boden,  welche  sich  besser  zu  Feld  oder  Wiese  eignen,  oder  gar  für  Lagen, 
welche  als  Bauplatzgelande  gegenwartig  verwertbar  sind,  das  erscheint  uns  nach 
der  Tendenz  der  Vermögenssteuer,  nicht  den  Ertrag,  sondern  den  gemeinen 
Wert  des  Objekts  zu  treffen,  recht  fraglich.  Wenn  die  Tatsache,  dass  das  Grund- 
stock vorteilhafter  in  anderer  Weise  als  forstlich  benutzt  werden  kann,  schon 
gegenwärtig  im  Handel  und  Wandel,  d.  h.  im  Bodenpreis  bezw.  -Wert  zum 
Ausdruck  gelangt,  dann  darf  unter  keinen  Umständen  ein  der  forstlichen 
Rente  entsprechender  Wert,  sondern  der  wirkliche,  durchschnittliche  Tausch- 
wert der  Bemessung  des  gemeinen  Wertes  zugrunde  gelegt  werden.  Wo  also 
ein  Tauschwert  von  Wald  und  Waldboden  nach  den  gegend üblichen  Durch- 
schnittspreisen, zu  welchen  die  Grundstöcke  gleicher  Art  und  Lage  verkauft 
werden,  sich  gebildet  hat,  ist  dieser  der  Vermögenssteuer- Veranlagung  zugrunde 
zu  legen.  Unter  Umstanden  sind  also  auch  ßlr  gewisse  Teile  des  Waldes  höhere 
als  die  durchschnittlichen  Wal  d  bodenpreise  einzuschätzen. 

So  gelten  z.  B.  nach  §  12  der  Hessischen  Verordnung  vom  4.  November 
1899,  betreffend  die  Gewinnung  von  Hilfsmitteln  für  die  Veranlagung  des  Grund- 
besitzes zur  Vermögenssteuer,  ausdrtlcklich  als  Baugelände  u.  a.  alle  solchen 
Grundstücke,  die  nach  dem  Urteil  der  örtlichen  Steucreinschatzungskommission 
nach  Lage,  Wert,  Beschaffenheit  und  nach  ihrer  voraussichtlichen, 
künftigen  Verwendung  als  Baugelände  zu  betrachten  sind. 

Auch  die  Vollzugsverordnung  zum  Badischen  Verm&genssteuergesetz  be- 
stimmt im  §  20,  Ziffer  3,  dass  Grundstöcke,  die  zwar  der  Holzerzeugung  gewid- 
met, vermSge  ihrer  Lage  aber  als  Baugelände  anzusehen  sind,  als  „sonstige 
Grundstöcke"  zu  veranlagen  sind,  wenn  der  laufende  Wert  des  Bodens  allein 
wegen  seiner  Lage  denjenigen  Wert  erheblich  übersteigt,  der  sich  bei  der  Ver- 
anlagung des  Grundstücks  als  Wald  ergeben  würde. 

4.  Für  die  grosse  Mehrzahl  der  forstlich  benutzten  Grund- 
stücke hat  sich  nun  aber  ein  Verkaufs-,  Verkehrs-  oder  Tauschwert 
gar  nicht  gebildet,  weil  erstens  Waldverkaufe  verhältnismässig  nur 
sehr  selten  vorkommen,  und  weil  zweitens  in  den  vorkommenden 
Fällen  die  Höhe  der  Kaufpreise  vielfach  nicht  den  „gemeinen 
Wert"  der  Grundstücke  darstellt,  sondern  einen  ausserordentlichen 
oder  einen  durch  subjektive  Momente  beeinflussten  Wert  der  be- 
sonderen Vorliebe  —  Liebhaber-  oder  Affektionswert  — .    So  sagt 

Artikels  18  des  Gesetzes,  und  in  diesem  Artikel  steht  nichts  von  der  Voraus- 
setzung, „dass  das  Unternehmen  als  Ganzes  unter  normalen  Verhaltnissen  und 
zum  Forlbetrieb  verkauft  werde."  Jene  von  Frey  benutzte  Definition  des 
„gemeinen  Werts"  gilt  also  nach  dem  Hessischen  Gesetze  lediglich  für  das 
„Anlage-  und  Betriebskapital"  im  obigen  Sinne,  nicht  aber  für.  das  ganze 
„Unternehmen." 

Gegen  die  fragliche  Definition  des  gemeinen  Werts  des  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals  ist  nichts  einzuwenden. 
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auch  Erdmann  ')>  dass  Wälder  nirgends  marktgängige  Ware  seien, 
und  wo  Besitzwechsel  in  Forsten  vorkomme,  werde  er  meist  durch 
besondere,  ausserhalb  des  Bereichs  des  „gewöhnlichen  Verkehrs" 
(vgl.  Technische  Anleitung,  Art.  5,  la)  liegende  Umstände  verur- 
sacht, so  dass  die  tatsächlichen  Kaufpreise  fast  niemals  den  ge- 
meinen, sondern  durchweg  einen  ausserordentlichen  oder 
einen  Affektions-Wert  zum  Ausdruck  bringen.  Erdmann  zieht 
daher  aus  dem  Wortlaute  des  Artikels  5  der  Technischen  Anlei- 
tung den  Schluss,  es  dürfe  angenommen  werden,  dass  diese  Anlei- 
tung allgemein  und  grundsätzlich  die  Bewertung  der  Forsten, 
■  wenigstens  soweit  sie  als  selbständige ,  wirtschaftliche  Einheiten 
auftreten,  auf  den  von  ihr  als  „Ertragswert"  bezeichneten  Werts- 
begriff stQtzen  wolle. 

In  der  Tat  kann  bei  der  Ermittelung  des  gemeinen  Werts 
von  Waldungen  in  den  weitaus  meisten  Fällen  kein  Tausch-  oder 
Kaufwert  zugrunde  gelegt  werden.  Es  muss  vielmehr  ein  anderer 
Weg  gesucht  und  gefunden  werden,  um  das  im  Walde  investierte 
Vermögen  zu  bemessen. 

Hierzu  eignet  sich  nun  lediglich  der  Reinertrag  des  Waldes 
bezw.  die  Ertragsfähigkeit  des  Waldbodens.  Als  gemeiner  Wert  der 
Waldungen  ist  daher  in  der  Regel  an  Stelle  des  fehlenden  Ver- 
kaufswertes der  Ertragswert  zugrunde  zu  legen. 

Der  Ertragswert  unterscheidet  sich  von-  dem  Verkaufs-  oder 
Tauschwerte  durch  die  Art  der  Ermittelung.  Er  wird  durch  KapitaU- 
sierung  des  jährlichen  Reinertrags  gefunden,  während  im  Verkaufs- 
werte unmittelbar  das  Kapital  gegeben  ist.  Allerdings  basiert  auch  der 
Verkaufswert  in  Wirklichkeit  auf  dem  Reinertrage  des  betr.  Gegen- 
stands, denn  jeder  richtig  rechnende  Käufer  wird  seine  Erwägungen 
über  den  Kaufpreis  anstellen  unter  Zugrundelegung  des  wirklich 
erzielten  oder  des  zu  erzielenden  Reinertrags  und  des  entsprechen- 
den Zinsfusses.  Der  Tauschwert  von  Grundstücken,  Häusern  etc. 
entspricht  im  Grunde  genommen  —  bei  Ausschaltung  von  Affek- 
tionspreisen etc.  —  dem  Ertagswerte,  denn  in  der  Regel  legt  man 
bei  einem  Kaufe  doch  keinen  höheren  Preis  an,  als  dem  mutmass- 
lichen Ertrage  aus  dem  Grundstücke  entspricht.  Es  ist  also  ganz 
in  der  Ordnung,  wenn  man  bei  allen  denjenigen  Waldgrundstücken, 
für  die  ein  eigentlicher  Tauschwert  nicht  existiert,  den  Ertragswert 
ermittelt  und  zum  Zwecke  der  Steuerveranlagung  als  Vermögens- 
wert annimmt. 

i)  Die  Besteuerung  der  Forsten  in  Preussen  nach  dem  Ergänzungssteuer- 
Resetz  vom  T4.  Juli  1893,  A.  F.  u.  J.-Z.,  1898,  S.  38. 
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Der  ^gemeine  Wert"  kann  sonach  sowohl  durch  den  Verkaufs- 
wert als  auch  durch  den  Ertragswert  dargestellt  werden,  und  es  ist 
daher  die  Ansicht  nicht  richtig,  der  gemeine  Wert  sei  identisch 
mit  dem  Verkaufs-,  Verkehrs-  oder  Tauschwert.  Das  allgemeine 
Preussische  Landrecht  spricht  deshalb  bei  der  Definition  des  ge- 
meinen Wertes  auch  nicht  von  dem  Nutzen,  den  das  Objekt  jedem 
Besitzer  durch  seinen  Ertrag  oder  durch  den  Verkauf  gewähren 
kann,  sondern  vom  Nutzen  schlechthin,  d.  h.  sowohl  der  Begriff 
des  Verkaufswertes  wie  der  des  Ertragswertes  werden  unter 
dem  Begriffe  „Nutzen"  zusammengefasst.  Hätte  das  Allgemeine 
Landrecht  ausschliesslich  den  Verkehrs-  oder  Kaufwert  unter  der 
Bezeichnung  „gemeiner  Wert"  verstanden  haben  wollen,  so  würde 
nichts  leichter  gewesen  sein,  als  diese  Auffassimg  scharf  zum  Aus- 
druck zu  bringen. 

Die  Erläuterungen  des  Finanzministers  v.  Miquel,  die  der- 
selbe in  der  Kommission  des  Herrenhauses  gab,  gipfelten  bezüg- 
lich der  Veranschlagung  des  Wertes  von  Grundstücken  in  folgen- 
den Darlegungen:  „Auch  bei  der  Schätzung  der  Grundstücke 
solle  der  gemeine  Wert  massgebend  sein,  d.  h.  der  Wert,  den 
das  Grundstock  für  den  Besitzer  habe.  Welche  Momente  diesen 
Wert  bestimmen,  darüber  lasse  sich  eine  allgemein  gültige  Norm 
nicht  aufstellen,  sondern  hänge  von  den  Verhältnissen  ab;  für 
städtische  Grundstücke,  für  Baustellen  in  der  Um- 
gebung grösserer  Städte  oder  auch  für  ländliche  Grundstücke 
in  solchen  Gegenden,  wo  ein  häufiger  Besitzwechsel  von  Hand  zu 
Hand  stattfinde,  biete  sich  ein  geeigneter  Massstab  in  den  für 
gleichartige  Grundstücke  regelmässig  erzielten  Kauf- 
preisen dar,  wobei  es  selbstverständlich  ausgeschlossen  sei,  die 
unter  besonderen  Umständen  gezahlten  Ausnahmepreise  der 
Schätzimg  zugrunde  zu  legen.  Andererseits  werde  in  Bezirken  mit 
überwiegend  stetigen  Besitz  Verhältnissen  der  durch  die  gemein- 
gewöhnliche Bewirtschaftung  dauernd  erzielte  Ertrag 
einen  wesentlichen  Faktor  der  Wertsermittelung  bilden*. 

Weder  der  Verkaufswert  noch  der  Ertragswert  sollen  übrigens 
unter  allen  Umständen  für  die  Bemessung  des  gemeinen  Wertes 
massgebend  bezw.  bestimmend  sein;  sie  sollen  vielmehr  nur  als 
nicht  zu  umgehender  Anhalt  für  die  Wertbemessung  dienen. 

Zu  diesern  Zwecke  bestimmt  die  .Technische  Anleitung*  im  Artikel  5: 

„Bei  Bemessung  des  gemeinen  Werts  der  Grundstöcke  sind  zum  Anhalt 
zu  nehmen: 

a)  die  im  gewöhnlichen  Verkehr  gezahlten  Kaufpreise; 

b)  wo  aber  Kaufe,  namentlich  von  iand-  und  forstwirtschaftlich  benutzten 
Grundstöcken  nicht  in  ausreichendem  Umfange  vorkommen,  um  einen  zu- 
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treAisnden  Massstab  zu  gewahren,  ausserdem  die  Ertragswerte,  d.  h.  die 
Kapitalwerte,  deren  jahrliche  Zinsen  dem  bei  gemeinge wohnlicher  Bewirt' 
schailung  dauernd  ru  erzielenden,  durchschnittlichen,  jährlichen  Ertrage  unter 
Anwendung  desjenigen  Zinsfusses  gleichkommen,  der  Von  dem  in  gleich- 
artigem Grundbesitze  angelegten  Kapital  in  der  betreffenden  Provinz  etc. 
erzielt  zu  werden  pflegt." 

5.  Der  gemeine  Wert  wird  ferner  für  jede  wirtschaftliche  Ein- 
heit ermittelt;  unter  wirtschaftlichen  Einheiten  sind  aber  die  wirt- 
schaftlich nicht  zt]sammenhängenden,  selbständigen  Bestandteile  des 
Vermögens  zu  verstehen,  2.  B.  bei  Grundstücken  die  verschiedenen, 
unabhängig  von  einander  bewirtschafteten  Besitzungen.  Und  zwar 
sind  die  zu  einer  wirtschaftlichen  Einheit  gehörigen  Vermögens- 
teile bei  der  Ermittelung  des  gemeinen  Werts  nicht  von  einander 
zu  trennen,  sondern  als  ein  Ganzes  zu  behandeln. 

Die  „Technische  Anleitung"  bestimmt  in  diesem  Sinne  im  Artikel  5,  Ziffer  a: 
„FOrfor  st  massig  bewirtschaftete  Grundstöcke  ist  die  Ermittelung  auf  den  Wert 
zu  richten,  den  die  Forst  als  Ganzes  bei  Einhaltung  des  Wirtschaftsplanes  hat. 
Es  ist  also  nicht  etwa  der  Holzbestand  mit  dem  Werte  in  Ansatz  zu  bringen, 
den  er  unter  der  Voraussetzung  sofortigen  Abtriebes  darstellen  würde." 

6,  Von  dem  Einkommen,  das  der  Besitz  einer  Sache  dem 
Besitzer  gewährt,  ist  der  gemeine  Wert  der  Sache  gänzlich  unab- 
hängig. (Nur  auf  die  durchschnittliche  Ertragsfahigkeit  kommt  es 
bei  der  Bemessung  des  gemeinen  Werts  nach  dem  Ertragswerte  an.) 

Dieser  Grundsatz  kommt,  wie  oben  schon  erwähnt,  insbe- 
sondere in  Betracht  bei  Bauplatzen,  Landhäusern,  Jagdschlössern, 
Parkanlagen,  Lustgärten  und  solchen  anderen  Grundstücken,  die 
ihrer  Natur  nach  wohl  ertragsfahig  sind,  aber  aus  Spekulation, 
Liebhaberei,  Bequemlichkeit,  oder  zur  Annehmlichkeit,  zur  Erhö- 
hung des  Lebensgenusses  und  dergl.  mehr  zeitweilig  ertragslos  ge- 
assen  werden  oder  nur  einen  geringen  Ertrag  liefern,  desgleichen 
bei  zeitweilig  ertragslosen,  gewerblichen  und  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Anlage-  und  Betriebskapitalien. 

Dies  wären  die  hauptsächlichsten  Gesichtspunkte,  von  denen 
aus  bei  der  Ermittelung  des  gemeinen  Werts  im  allgemeinen  und 
insbesondere  der  forstlich  benutzten  Grundstücke  zu  verfahren  ist 
Abgesehen  von  speziellen  Fällen,  namentlich  von  in  der  Nahe  von 
grösseren  Städten  gelegenen  Waldungen,  deren  Boden  Bauplatz- 
wert besitzt,  und  von  Wäldern  in  Gegenden,  in  welchen  sich  in- 
folge häufig  vorkommenden  Besitzwechsels  wirkliche  Tauschwerte 
gebildet  haben,  wird  also  der  gemeine  Wert  der  Waldungen  in 
der  Regel  dem  Ertrags  werte,  d.  h.  dem  wirtschaftlichen  Werte, 
derselben  entsprechen. 

Sehen  wir  nun  aber  weiter  zu,  welche  Stellung  die  Recht- 
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sprechung  des  Preussischen  Oberverwaltungsgerichts  und  Fuisting, 
der  bedeutendste  unter  den  Kommentatoren  der  preussischen 
direkten  Steuergesetze  ,  zu  der  Frage  der  Wertbestimmung  ein- 
nehmen! Wir  können  deren  Auffassung  um  so  weniger  hier  un- 
berQcksichtigt  lassen,  weil  sie  sich  in  gewissem  Gegensatze  zu  dem 
befindet,'  was  vorstehend  als  Ergebnis  der  preussischen  Landtags- 
verhandlungen bezeichnet  und  dargestellt  wurde.  Fuisting  ist 
mit  der  Preussischen  Oberverwaltungsgerichts-Rechtsprechung  in 
Steuersachen  der  Ansicht  (a.  a.  O.  II  S.  "^g),  dass  nur  der  wirt- 
schaftliche Tausch  verkehr  die  Bemessungsgrundlage  für  die 
Zwecke  der  Vermögensbesteuerung  liefern  könne,  denn  wenn 
das  Ergänzungssteuer- Gesetz  eine  allgemeine  und  gleichmassige 
Besteuerung  beabsichtige  und  zu  diesem  Zwecke  den  gemeinen 
Wert  als  einen  überall  und  stets  in  verhältnismässiger  Gleichheil 
wirkenden  Massstab  gewählt  habe,  so  müsse  es  auch  für  die  Bemessung 
des  gemeinen  Wertes  eine  Grundlage  gewollt  haben,  welche  die 
allgemeine  und  gleichmässige  Anwendung  dieses  Massstabes 
gestatte. 

Dieser  Ansicht  kann  jedoch  nicht  beigepflichtet  werden,  denn 
das  Gesetz  soll  doch  das  ausdrücken  und  herbeiführen,  was  die 
gesetzgebenden  Faktoren  gewollt  haben.  Der  Wille  des  Gesetz- 
gebers geht  aber  am  besten  gerade  aus  den  Kommissions-  und 
Plenarverhandlungen  der  beiden  Kammern ,  des  Abgeordneten- 
und  des  Herrenhauses,  hervor.  Hier  aber  ist  mit  Nachdruck  von 
den  massgebendsten  Seiten  und  ohne  Widerspruch  festgestellt 
worden,  dass  der  „gemeine  Wert"  im  Sinne  des  Gesetzes  sich 
weder  mit  dem  Verkaufswerte  noch  mit  dem  Ertragswerte  voll- 
kommen decke,  dass  aber  beide  unter  Umständen  als  Anhalt  zu 
dienen  hätten.  Daran  ist  bei  der  Auslegung  der  Gesetzesbestim- 
mungen nicht  zu  drehen  und  zu  deuteln.  Der  Ausleger  darf  nicht 
einfache  Tatsachen  durch  seine  Ideen  ersetzen,  selbst  wenn  diese 
das  Richtige  treffen  sollten. 

Wenn  die  Begründung  der  Entscheidung  des  Kgl.  Preussi- 
schen Oberverwaltungsgerichts  in  Staatssteuersachen  vom  ao.  April 
1896  (Bd.  V.  S.  77)  sagt: 

„Dagegen  ist  es  nicht  zulässig,  in  das  Gesetz  eine  Auffas- 
sung hineinzutragen,  welche  einem  Teile  der  Landtagsmitglieder 
vorgeschwebt  haben  mag,  in  der  Fassung  des  Gesetzes  selbst 
aber  in  keiner  Weise  zum  Ausdrucke  gelangt  ist  Eine  solche 
Auslegung  würde  eines  sicheren  Rechtsbodens  entbehren,  und 
in  Wirkhchkeit  nicht  mehr  eine  Auslegung,  sondern  ein  Ober- 
griff in  die  Gesetzgebung  selbst  sein", 
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so  kann  diese  Stelle  des  Urteils  ebensowohl  auf  die  Identifizierung 
des  Kaufwertes  wie  des  Ertragswertes  mit  dem  gemeinen  Werte 
bezogen  werden.  Das  Oberverwaltungsgericht  stellt  fest,  dass  es 
im  Gesetze  unterblieben  ist,  den  Ertragswert  als  Bemessungsgrund- 
lage zu  bezeichnen,  aber  demgegenüber  ist  darauf  hinzuweisen, 
dass  das  Gesetz  auch  den  Kaufwert  als  Massstab  nicht  angibt.  Im 
Gegenteil,  die  für  Grundstücke  im  Gesetzentwurfe  vorgesehene 
Bewertung  nach  dem  Verkaufswerte  ist  gestrichen,  und  damit  ge- 
setzlich festgelegt  worden ,  dass  gemeiner  Wert  und  Kaufwert 
nicht  identische  Begriffe  sein  sollen.  Die  obige  Bemerkung  des 
Oberverwaltungs-Gerichts  richtet  sich  also  gerade  gegen  seine 
eigene  Auffassung. 

Einer  anderen  Stelle  derselben  Entscheidung,  welche  lautet: 
„Sollten  nach  dem  Gesamtergebnisse  der  Landtagsverhand- 
lungen noch  Zweifel  über  die  Absicht  des   Gesetzes   bestehen, 
so  würde  es  jedenfalls  entscheidend  sein,   dass  diejenigen  Mit- 
glieder des  Landtags,  welche  die  Bewertung  der  Grundstücke 
nach  dem  Ertrage   erstrebten,   es  nicht  vermocht  haben,   diese 
Absicht  in  der  Fassung  des  Gesetzes  zum  Ausdruck  zu  bringen," 
ist  entgegenzuhalten,  dass  andererseits  auch  die  Regierung  und  die- 
jenigen Mitglieder  des  Landtags,  welche  die  Bewertung  der  Grund- 
stücke nach  dem  Verkaufswerte  erstrebten,  die  Fassung  des 
Gesetzes  in  diesem  Sinne  nicht  haben  durchsetzen  können. 

Unseres  Erachtens  ist  es  auch  nicht  richtig,  dass  es  ausser 
den  Kaufpreisen  keine  objektiven  Massstabe  für  die  Bewertung 
von  Vermögensgegenständen  gibt.  Auch  der  Ertrag  kann  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  eine  objektive  Bemessungsgrundlage 
abgeben.  Wie  aber  der  Ertrag  wegen  der  starken  Beeinflussung 
durch  subjektive  Umstände  nur  dann  einen  gleichartig  wirkenden 
objektiven  Massstab  der  Bewertung  bilden  kann,  wenn  durch  aus- 
drückliche Bestimmungen  gewisse  objektive  Voraussetzungen  der 
Ertragserzielung  festgestellt  sind,  so  sind  auch  die  erzielten  Kauf- 
preise sehr  häufig  durch  subjektive  Momente  beeinflusst,  und  sie 
können  deshalb  ebenfalls  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
objektive  Massstäbe  bilden.  Die  Feststellung  dieser  Voraussetzungen 
und  Merkmale  ist  aber  ebenso  im  Gesetze  unterblieben  wie 
diejenige  für  die  Ertragsbemessung.  Eine  gesetzliche  Feststel- 
lung ist  unseres  Erachtens  auch  gar  nicht  nötig.  Es  genügt  voll- 
kommen, wenn  die  Ausführungsvorschriften  die  objektiven  Voraus- 
setzungen festlegen.  Wenn  dies  nun  in  der  „Technischen  Anlei- 
tung" bezüglich  der  Kaufpreise  in  ausgedehnterem  Masse  geschehen 
ist,  als  hinsichtlich   der  Erträge,  so  hat  das  seinen  Grund  wohl 
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darin,  dass  in  erster  Linie  der  Kaufwert  den  Massstab  für  die  Be- 
wertung bilden  soll,  und  dass  die  landwirtschaftlichen  Besitzungen, 
ftlr  die  Kaufpreise  fast  überall  bestehen,  für  die  Vermögensbe- 
steuerung eine  wichtigere  Rolle  spielen  als  die  in  Preussen  etwa 
zur  Hälfte  im  Besitze  von  juristischen  Personen  befindlichen  Wal- 
dungen. 

Das  Erganzungssteuergesetz  beabsichtigt  allerdings  eine  all- 
gemeine und  gleichmässige  Besteuerung,  und  es  hat  zu  diesem 
Zwecke  auch  einen  in  verhältnismässiger  Gleichheit  wirkenden,  ob- 
jektiven Massstab  gewählt,  aber  nicht  den  Kauf-  oder  Tauschwert, 
sondern  den  gemeinen  Wert.  Gerade  der  Umstand,  dass  die  Er- 
setzung der  Bezeichnung  „gemeiner  Wert"  durch  das  Wort  „Kauf- 
wert" oder  „Tauschwert"  nicht  vorgenommen  wurde,  ist  von  be- 
sonderer Bedeutung  für  diese  Frage.  Weil  Kaufwerte  vielfach  als 
Anhalt  nicht  gegeben  sind,  wollte  man  sich  auf  diesen  Wert  ge- 
setzlich nicht  festlegen,  sondern  den  Steuerbehörden  bei  der  Ver- 
anlagung der  Vermögenssteuer  Spielraum  gewähren.  Und  das  ge- 
schah eben  dadurch,  dass  man  den  „gemeinen  Wert"  als  Massstab 
wählte,  der  weder  mit  dem  Kauf-  oder  Tauschwert  noch  mit  dem 
Ertragswert  noch  mit  dem  Gebrauchswert  identisch  ist. 

Es  ist  ja  nicht  unrichtig,  wenn  Fuisting  (a.  a.  O.  II  S.  57) 
sagt:  „Eine  allgemeine,  für  alle  Arten  von  Sachen  anwend- 
bare Bemessungsgrundlage  bietet  nur  der  wirtschaftliche  Tausch- 
verkehr, indem  sich  aus  der  bekannten  Preisbildung  für  gleichartige 
Sachen  unmittelbar  der  gemeine  Tausch-  oder  Kaufwert  ab- 
leiten lässt."  Voraussetzung  ist  aber  doch  dabei,  dass  sich  für  alle 
Arten  von  Vermögensgegenständen  tatsflchlich  auch  ein  gemeiner 
Taysch-  oder  Kaufwert  durch  Angebot  und  Nachfrage,  d.  h.  durch 
die  Preise,  gebildet  hat.  Diese  Voraussetzung  trifft  jedoch  nicht 
zu,  namentlich  hinsichtlich  der  Waldungen  nicht,  um  deren  Wert- 
bestimmung es  sich  hier  handelt. 

E^  kann  ferner  auch  nicht  zugegeben  werden,  dass  die  Zu- 
grundelegung des  Ertags  für  die  Bemessung  des  gemeinen  Wertes 
zur  Ertragsbesteuerung,  also  zu  einer  Steuerform  führen 
würde,  deren  Ersetzung  durch  eine  Vermögensbesteuerung  ja  ge- 
rade der  nächste  Zweck  des  Preussischen  Ergänzungssteuer-Ge- 
setzes gewesen  ist.  Das  würde  nur  dann  der  Fall  sein,  wenn 
zur  Ermittelung  des  Ertragswertes  sämtliche  Erträge  mit  dem  glei- 
chen Zinsfusse  kapitalisiert  würden.  Dass  für  die  verschiedenen 
Arten  von  Unternehmungen  bei  der  Ermittelung  der  in  ihnen  in- 
vestierten Kapitalien  verschiedene  Zinsfusse  in  Anwendung  zu 
bringen  sind,  dass  man  z.  B.  den  landwirtschaftlichen  Zinsfuss  von 
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dem  forstlichen  unterscheidet,  und  dass  der  letztere  je  nach  der 
Holz-  und  Betriebsart,  der  Umtriebszeit  etc.  etwa  zwischen  i  und  3 
bis  4<'/d  schwankt,  das  hat  Fuisting  hierbei  ganz  übersehen. 

Die  Gleichmassigkeit  der  Besteuerung  wird  keineswegs 
—  wie  Fuisting  behauptet  —  völlig  preisgegeben  werden,  wenn 
für  bestimmte  Arten  von  Sachen  der  Ertrag-,  für  andere  der  Kauf- 
wert, oder  gar  für  dieselbe  Art  je  nach  zufälligen  Umständen  oder 
nach  Belieben  der  Steuerbehörden  oder  der  Besitzer  bald  der  Er- 
trag-, bald  der  Kaufwert  massgebend  sein  sollte.  In  erster  Linie 
soll  ja  doch  der  Kaufwert  für  die  Vermögenssteuer -Veranlagung 
die  Grundlage  bilden;  der  Ertragswert  tritt  nur  subsidiär  in  die  Er- 
scheinung. Vom  Belieben  der  Steuerbehörden  oder  der  Besitzer  kann 
also  keine  Rede  sein.  Aber  kann  denn  die  Zugrundelegung  des 
Ertragswertes  Oberhaupt  Bedenken  erwecken?  Sind  denn  Ertrags- 
wert und  Kaufwert  Gegensätze?  Unseres  Erachtens  nicht!  Der 
Kauf-  oder  Tauschwert  basiert  doch  —  wie  schon  erwähnt  — 
in  der  Regel  auf  dem  Reinertrage  des  Objekts,  und  Fuisting 
selbst  muss  zugeben,  dass  die  Höhe  des  Ertrags  auf  die  Höhe  des 
Kaufwertes  einen  grösseren  oder  geringeren  Einfluss  auszuüben 
pflegt.  Demgegenüber  behauptet  er  allerdings  auch,  dass  Ertrags- 
wert und  Kaufwert  überall  mehr  oder  weniger  weit  auseinander- 
gehen. Das  mag  —  oberflächlich  betrachtet  oder  scheinbar  —  richtig 
sein.  Geht  man  aber  der  Sache  auf  den  Grund,  so  muss  man  zu 
einer  anderen  Ansicht  gelangen.  Schaltet  man  alle  Liebhaberpreise, 
d.  h.  alle  abnormen  Preise,  bei  der  Ermittelung  des  Tauschwerts 
einer  bestimmten  Art  von  der  Ertragserzielung  dienenden  Gütern 
aus,  berechnet  man  also  den  durchschnitthchen,  normalen  Kauf- 
oder Tauschwert,  so  kann  und  wird  dieser  wohl  von  einem  mit 
dem  landesüblichen  oder  dem  Leihzinsfusse  berechneten  Ertrags- 
werte  mehr  oder  weniger  abweichen.  Beide  Werte  werden  aber 
annähernd  mit  einander  übereinstimmen,  wenn  die  der  Rentabilität 
der  betr.  Unternehmungen  entsprechenden  Zinsfüsse  und  objektive 
Ertrage,  d.  h.  bei  gemeingewöhnlicher  Bewirtschaftung  dauernd  zu 
erzielende,  durchschnittliche  Reinerträge,  unterstellt  werden.  Die 
Kapitalisierung  individueller  {wirklich  erzielter)  Erträge  mit  dem 
landesüblichen  Zinsfuss  führt  nicht  zu  richtigen  Ertragswerten. 
Der  von  Zufälligkeiten  befreite,  normale  Kaufwert  kann  sich  vor- 
übergehend vom  richtigen  Ertragswerte  entfernen ,  er  wird  sich 
aber  auf  die  Dauer  weder  über  noch  unter  dem  Ertagswerte 
halten  können,  dem  Ertragswerte,  der  mit  Hilfe  des  richtigen 
Zinsfusses  berechnet  ist.  Die  steigende  Tendenz  des  Wertes  von 
Grund  und  Boden   z.  B.  muss  bei  der  Wahl  des  Kapitalisierungs- 
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zinsfusses  berücksichtigt  werden,  und  das  geschieht  eben  bei  den 
Kaufpreisen  des  Bodens,  die  infolgedessen  in  der  Regel  höher 
sind  als  die  mit  dem  derzeitigen  Leihzinsfusse  berechneten,  un- 
richtigen Ertragswerte.  Würde  man  statt  des  Leihzinsfusses  z.  B. 
den  entsprechenden  „landwirtschafdichen"  Zinsfuss  unterstellt  haben, 
so  würde  jene  Differenz  für  landwirtschaftliche  Grundstücke  ver- 
schwinden. Wenn  Bauplätze  als  solche  keinen  Ertragswert  haben, 
so  kann  auch  der  Ertragswert  bei  deren  Wertbemessung  keine 
Anwendung  finden;  hier  ist  eben  nur  der  Tauschwert  massgebend, 
und  niemandem  wird  es  einfallen,  an  dessen  Stelle  einen  fingierten 
Baupiatz-Ertragswert  setzen  zu  wollen.  Auch  der  Ertragswert,  der 
sich  aus  dem  gegenwärtigen  Nutzungsertrage  des  Baugeländes 
ergibt,  kann  nicht  in  Betracht  kommen. 

Die  Ansicht,  als  ob  der  Ertrag  als  Bemessungsgrund- 
lage wenigstens  aushilfsweise  zugelassen  werden  müsse,  soweit 
der  wirtschaftliche  Tauschverkehr  keinen  genügenden  Anhalt  zur 
Vergteichung  biete,  beruht  nicht  —  wie  Fuisting  behauptet  — 
auf  unrichtigen  Voraussetzungen.  Abgesehen  davon,  dass  die 
„Technische  Anleitung"  die  Benutzung  des  Ertragswertes  in  zweiter 
Linie  ausdrücklich  vorschreibt ,  wird  zunächst  bezweifelt ,  dass 
jede  überhaupt  einer  Schätzung  in  Geld  fähige  Sache  einen  Kauf- 
wert hat;  aber  selbst  wenn  diese  Behauptung  Fuisting's  (a.  a.  O., 
S.  60)  richtig  wäre,  lässt  sich  dieser  Kaufwert  doch  keineswegs 
regelmässig  nach  den  Ergebnissen  des  Tauschverkehrs  bestimmen. 
Der  Vorschlag  Fuisting's,  dort,  wo  Verkäufe  ^  z.  B.  grösserer 
Güter  —  selten  sind,  auf  weitere  Bezirke  und  grössere  Zeiträume 
zurückzugehen,  kann  unmöglich  zum  richtigen  Ziele  führen.  Nicht 
der  wirkliche  Wert  des  betreffenden  Gutes  oder  Waldkomplexes 
würde  auf  diese  Weise  festgestellt  werden,  sondern  mit  Hilfe  der 
Unterstellung  von  örtlichen  Verhältnissen  und  von  Zeiten,  die  fQr 
den  jetzigen  Zustand  des  betreffenden  Gutes  oder  Waldes  nicht 
passen,  würde  man  zu  einem  unrichtigen  Werte  gelangen,  einem 
Werte,  der  ganz  andersartigen  als  den  gegebenen  Verhältnissen 
entspräche.  Die  Vermögenssteuer  soll  nicht  einen  nach  grösseren 
Bezirken  oder  längeren  Zeiträumen  und  nach  sonstigen  allgemeinen 
Verhältnissen  bemessenen  Durchschnittswert,  sondern  den 
individuellen  Wert  des  einzelnen  Gutes  erfassen.  Wir  haben  es 
bei  der  Ermittelung  des  Kaufwertes  solcher  Güter  nicht  mit  „unter- 
geordneten, praktischen  Schwierigkeiten"  zu  tun,  sondern  mit  ge- 
radezu unüberwindlichen.  Und  wir  haben  es  ferner  bei  der  Er- 
setzung des  Kaufwertes  durch  den  Ertragswert  nicht  mit  „im  Ge- 
setze nicht  vorgesehenen,  prinzipiellen   Abweichungen",  die  sich 
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nicht  rechtfertigen  lassen,  zu  tun,  denn  das  Gesetz  schreibt  ja  nicht 
den  Kaufwert,  sondern  den  „gemeinen  Wert"  vor.  Hätte  der  Ge- 
setzgeber den  Kauf-  oder  Tauschwert  allein  massgebend  sein  lassen 
wollen,  so  würde  im  §  9  des  preussiscben  Ergänzungssteuerge- 
setzes sicherlich  nicht  der  Ausdruck  „gemeiner  Wert",  sondern  der 
viel  bestimmtere  und  viel  weniger  Zweifel  lassende  Ausdruck 
„Kaufwert"  oder  „Tauschwert*  gewählt  worden  sein. 

Wenn  wirklich  die  Behauptung  F  u  i  s  t  i  n  g '  s ,  dass  jede 
Sache  einen  Kaufwert  hat,  richtig  wäre,  dann  könnte  sie  für  solche 
Grundstücke,  für  welche  sich  im  wirtschaftlichen  Tauschverkehr 
Kaufpreise  nicht  gebildet  haben,  nur  dahin  interpretiert  werden, 
dass  der  richtig  berechnete  Ertragswert  den  Kaufwert  darstellt. 

Die  in  einem  Urteile  des  Reichsgerichts  vom  ig.  November 
1879  {F'uisting,  a,  a.  O.  S.  60)  niedergelegte  Ansicht,  wonach 
„der  gemeine  Wert  einer  Sache  regelmässig  dem  Kaufpreise 
entspricht,  welcher  dafür  im  gewöhnlichen  Geschäftsverkehre  nach 
ihrer  objektiven  Beschaffenheit,  ohne  Rücksicht  auf  ungewöhnliche 
oder  lediglich  persönliche  Verhaltnisse,  also  eben  —  von  jeder- 
mann zu  erzielen  ist",  kann  sich  selbstverständlich  nur  auf  solche 
Güter  beziehen ,  für  welche  im  gewöhnhchen  Geschäftsverkehre 
von  jedermann  Kaufpreise  erzielt  werden  können.  Wenn  nun 
aber  für  gewisse  Sachgüter  sich  feste  Kaufpreise  nicht  gebildet 
haben,  so  muss  der  gemeine  Wert  für  sie  etwas  anderes  bedeuten, 
und  es  ist  deshalb  wohl  kein  Zufall,  dass  die  Bezeichnung  „ge- 
meiner Wert",  und  nicht  „gemeiner  K  auf  werf,  im  Gesetze  gewählt 
wurde.  Dies  ist  vielmehr  mit  voller  Absicht  geschehen,  und  die 
im  §  IG  des  Gesetzentwurfs  ausdrücklich  vorgesehene  Bewertung 
von  Grundstücken  nach  dem  Verkaufswerte  ist  gestrichen  worden, 
nicht  etwa  nur  aus  dem  Grunde,  weil  die  im  §  9  des  Gesetzes  er- 
folgte Bezeichnung  des  gemeinen  Wertes,  der  nach  „wissenschaftlichen 
und  praktischen  Grundsätzen"  zu  ermitteln  ist,  für  ausreichend  ge- 
halten wurde,  sondern  vor  allem  auch  deshalb,  weil  man  auch  für 
die  Zugrundelegung  des  Ertragswertes  Raum  schaffen  wollte. 
Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Ertrag  und  seine  Bemessung 
wurden  ebenso  den  Ausführungsvorschriften  überlassen  wie  die  Be- 
stimmungen über  die  zugrunde  zu  legenden  Kaufpreise  etc. 

Es  entspricht  durchaus  nicht  der  Tatsache,  dass  die  im  Land- 
tage erfolgten  Meinungsäusserungen  über  die  Anwendung  des  Er- 
tragswertes neben  dem  Kaufwerte  „nur  als  der  Ausdruck  von 
Wünschen  und  Erwartungen  erscheinen,  die  im  Gesetze  keine  Ver- 
wirklichung gefunden  haben".  Verschiedene  Vertreter  der  Regie- 
rung, unter  ihnen  der  Finanzminister  selbst,  haben  ausdrücklich 
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erklärt,  dass  die  Bewertung  von  Grundstücken  unter  Umständen 
auch  nach  dem  Ertragswerte  zu  erfolgen  habe.  Erst  daraufhin 
wurde  der  §  9  des  Gesetzes  in  der  geltenden  Fassung  angenommen, 
und  es  kann  sonach  von  „Wünschen  und  Erwartungen"  nicht  die 
Rede  sein.  Der  Finanzminister  wurde  um  eine  authentische  Inter- 
pretation des  Begriffes  „gemeiner  Wert"  im  Abgeordnetenhause 
ersucht,  und  er  hat  ausdrücklich  erklärt,  dass  in  denjenigen  Fallen, 
in  welchen  Veräusserungen  nur  in  sehr  geringem  Masse  stattfanden, 
und  in  welchen  daher  der  wirkliche  gemeine  Wert  nicht  nach  statt- 
gehabten Veräusserungen  eruiert  werden  könne,  naturgemäss  der 
Ertragswert  des  betreffenden  Grundstücks  dem  gemeinen  Wert  ent- 
spreche. Diese  Interpretation')  lasst  doch  an  Deutlichkeit  nichts 
zu  wünschen  übrig;  sie  schliesst  jeden  Zweifel  darüber  aus,  dass 
gemeiner  Wert  und  Kaufwert  sich  nicht  unter  allen  Verhältnissen 
decken.  Ob  der  Sinn  der  Ausführungen  des  Finanzministers 
nun  der  ist: 

„Der  gemeine  Wert  ist  der  Verkehrswert;  wo  eine  genü- 
gende Anzahl  von  Kaufpreisen'  vorliegt,  ist  nach  diesen  der  Ver- 
kehrswert zu  bestimmen;  wo  sie  fehlen,  ist  der  Reinertrag  als 
Mittel  zur  Bestimmung  des  Verkehrswerts  zu  benutzen" 
oder  aber  folgender: 
„nur  dort,  wo  die  Liegenschaften  den  Charakter  der  Ware  an- 
genommen haben,  ist  der  gemeine  Wert  mit  dem  Verkehrswert 
identisch;  wo  dagegen  Veräusserungen  selten  vorkommen,  ist 
der  gemeine  Wert  nicht  gleichbedeutend  mit  dem  Verkehrs- 
wert, sondern  mit  dem  kapitalisierten  Ertragswert"  (vgl.  die  Ab- 

))  Die  Interpretation  des  Finanzministers  vom  Begriffe  .gemeiner  Werf 
lautet  wOrtüch,  wie  folgt; 

.Der  gemeine  Wert  ist  doch  derjenige  Wert  eines  Gegenstandes,  der  dem 
Betrage  entspricht,  welchen  jeder  Eigentümer  jederzeit  für  den  betreffenden 
Gegenstand  bekommen  kann,  ohne  dass  dabei  besondere  Konjunktur  Verhaltnisse 
oder  besondere  Liebhabereien  im  einzelnen  für  den  betreffenden  Gegenstand  in 
Betracht  kommen.  Dieser  gemeine  Wert  wird  sich  nun  in  manchen  Fällen 
lediglich  nach  dem  Verkaufswert  richten.  Wenn  die  Grundstücke  z.  B.  in  der 
Nahe  einer  Stadt  tatsächlich  eine  Ware  geworden  sind,  wenn  mit  diesen  Grund- 
stücken hin  und  her  marchandiert  wird,  so  wird  dieser  gemeine  Wert  sich  in 
der  Regel  mit  dem  jederzeit  erhältlichen  Verkaufswert  decken.  In  denjenigen 
Fallen  aber,  die  namentlich  in  rein  landlichen  Verhältnissen  sehr  viel  vorkommen 
werden,  wo  Veräusserungen  nur  in  sehr  geringem  Masse  stattfinden,  wo  nach 
stattgehabten  Veräusserungen  der  wirkliche  gemeine  Wert  nicht  eruiert  werden 
kann,  wird  naturgemäss,  wie  das  heute  bei  den  Taxen  geschieht,  tatsachlich  der 
Ertragswert  des  betreffenden  Grundstücks,  kapitalisiert,  dem  gemeinen  Wert 
entsprechen.  Hier  kann  man  nicht  generalisieren,  das  muss  man  nach  den  Ver. 
kehrs Verhältnissen  im  einzelnen  Falle  entscheiden.* 
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handlung  von  Prof.  Dr.  Otto  Gerlach,  „Die  Landwirtschaft 
und  die  preussische  Ergänzungssteuer"  im  Fmanzarchiv,  Bd.  i8, 
1901,  S.  202), 
bleibt  sich  im  Effekt  unseres  Erachtens  ganz  gleich.  Die  Haupt- 
sache ist,  dass  dort,  wo  brauchbare  Kaufpreise  sich  nicht  gebildet 
haben,  der  Reinertrag  zur  Ermittelung  des  gemeinen  Werts  benutzt 
werden  darf.  ' 

Der  Sinn,  den  Gerlach  den  Ausführungen  des  Finanz- 
ministers beilegt,  liegt  zweifellos  am  nächsten,  und  er  entspricht  auch 
dem  Wortlaute  am  besten.  Aber  wenn  man,  wie  wir,  einen  Gegen- 
satz zwischen  dem  richtigen  Ertragswert  und  dem  normalen  Ver- 
kehrswert ttberhaupt  nicht  anerkennt,  dann  lässt  sich  auch  gegen  die 
erste  Auslegung  der  Ausführungen  des  Finanzministers  v.  Miquel 
nichts  wesentliches  einwenden.  Jedenfalls  aber  ist  Gerlach  durch- 
aus im  Recht,  wenn  er  behauptet,  es  heisse  dem  Begriffe  „gemeiner 
Wert"  Gewalt  antun,  wenn  man  ihn  schlechtweg  mit  dem  Ver- 
kehrswert identifiziere. 

Auch  was  der  Berichterstatter  der  Kommission  des  Abge- 
ordnetenhauses bei  der  zweiten  Lesung  des  Gesetzes  über  den  Be- 
griff des  geraeinen  Wertes  bemerkte,  ist  weit  davon  entfernt,  die 
Auffassung  der  Oberverwaltungsgerichts  -  Rechtsprechung  sowie 
Futsting's  zu  rechtfertigen. 

Der  Berichterstatter  Dr.  Krause  sagte:  „Ich  möchte  in  Übereinstimmung 
mit  den  AusfQhrungen  des  Herrn  Finanzministers  nur  hervorheben,  dasa  man 
sich  auf  den  gemeinen  Wert  in  dem  Sinne  zurückgezogen  hat,  dass  der 
gemeine  Werl  sowohl  durch  den  Verkaufswert  hergestellt  und  dargestellt 
werden  kann  als  durch  den  Ertragswert.  Enragswert  und  Verkaufswert 
sind  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht  und,  soviel  ich  sehe,  nach  jedem  Rechts- 
System  keine  Begriffe,  die  an  sich  dem  gemeinen  Wert  widersprechen,  oder  von 
dem  das  eine  oder  andere  einen  besonderen  Anspruch  erheben  kann,  sich  mit 
dem  gemeinen  Wert  zu  decken.  Es  wäre  ebenso  falsch,  wenn  man  be- 
haupten wollte,  der  gemeine  Wert  ist  regelmässig  der  Verkaufs- 
wert, als  wenn  man  sagen  wollte,  der  gemeine  Wert  ist  regel- 
massig der  Ertragswert.  Nach  Lage  des  Falls,  nach  der  Individualität  des 
Gegenstandes  wird  derjenige  Wert,  der  im  Verkehr  und  Gebrauch  als  der  ge- 
meine Wert  erachtet  wird,  als  solcher  angenommen  werden  müssen. 

Das  ist  schliesslich,  nat:hdem  vielfach  in  der  Kommission  Ober  diesen  Be- 
griff gestritten  worden  ist,   wohl  als  allgemeine  AufTaaatiDg  festzustellen ' 

Nach  diesen  Worten  des  Berichterstatters,  denen  von  keiner 
Seite  widersprochen  wurde,  fand  sofort  die  Abstimmung  über  den 
§  9  {in  zweiter  Lesung)  statt  mit  der  Annahme  desselben  in  der 
Fassimg  des  Gesetzes. 

Die  Ansicht  Fuisting's  (a.  a.  O.,  S.  6r  u.  72),  wonach  die 
Zugrundelegung  des  Ertragswertes   nach    Artikel   5,    ib   der 
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„Technischen  Anleitung"  einen  Umweg  bedeute,  der  sich  durch 
die  unmittelbare  Bewertung  nach  den  Ergebnissen  des  Tauschver- 
kehrs in  gleichartigen  Liegenschaften  völlig  vermeiden  lasse,  und 
wonach  auch  die  „Technische  Anleitunfj"  ausschliesslich  den  Kauf- 
wert, für  massgebend  halte,  mag  —  streng  genommen  —  für  land- 
wirtschaftliche Verhältnisse  richtig  sein,  weil  der  landwirt- 
schaftliche Zinsfuss  tatsächlich  fast  überall  aus  den  gezahlten  Kauf- 
preisen und  den  erzielten  Reinerträgen,  —  wenn  auch  nicht  der 
nächsten  Umgebung  —  ermittelt  werden  kann.  Es  würde  daher 
zwecklos  sein,  einen  Ertragswert  zu  berechnen,  wo  vergleichbare 
Kaufpreise  vorliegen. 

Nicht  so  liegt  dagegen  die  Sache  für  die  Waldungen.  Grössere 
Waldverkäufe  finden  in  vielen  Gegenden  überhaupt  nicht  statt,  und 
infolgedessen  können  weder  Kaufpreise  zur  Bewertung  der  Wal- 
dungen benutzt  werden,  noch  kann  der  forstliche  Zinsfuss  heute 
schon  auf  rein  forstlicher  Grundlage,  d.  h.  aus  den  Reinerträgen 
und  den  Wald  Verkaufspreisen,  berechnet  werden.  Aber  selbst 
wenn  genügend  Wald- Kaufpreise  vorlägen,  so  würden  sie  trotz- 
dem bei  der  Bewertung  der  übrigen  Waldungen  eines  grösseren 
Bezirks  nicht  ohne  weiteres  zugrunde  gelegt  werden  können,  weil 
die  forstlichen  Verhältnisse  besonders  infoige  der  grossen  Ver- 
schiedenheiten in  der  Art  der  Bestockung  zu  mannigfaltige  sind. 
Man  könnte  dann  wohl  den  forstlichen  Zinsfuss  berechnen, 
aber  zur  Ermittelung  des  wirtschaftlichen  Wertes  eines  konkreten 
Waldes  würde  es  doch  erforderlich  sein .  auf  seine  Ertrage 
zurückzugreifen.  Jedoch  —  wie  gesagt  —  so  weit  sind  wir  heute 
noch  nicht,  dass  wir  den  forstlichen  Zinsfuss  auf  rein  forstlicher 
Grundlage  berechnen  können.  Der  forstliche  Zinsfuss  muss  viel- 
'  mehr  gutachtlich  eingeschätzt  werden,  und  bei  dieser  Sachlage 
verliert  die  Methode  des  Ertragswertes  ihre  Bedeutung  für  die 
Veranschlagung  des  Vermögenswertes  der  Waldungen  keines- 
wegs. Die  mit  dem  den  konkreten  Verhältnissen  entsprechenden, 
forstlichen  Zinsfusse  ermittelten  Ertragswerte  sollen  die  Kaufwerte 
der  Waldungen  ersetzen,  ja  sie  können  geradezu  die  Grundlage 
für  die  Kaufwerte  der  Forsten  bilden ,  aber  damit  sind  sie  doch 
noch  nicht  zu  wirklichen  Kauf-  oder  Tauschwerten  geworden,  die 
auf  wirklich  stattgehabten  Verkäufen,  d.  h.  auf  tatsächlichen  Kauf- 
preisen, basieren.  Die  Entscheidung  des  Kgl,  Preuss.  Oberver- 
waltungsgerichts vom  24.  November  1898  (E,  in  St.  VIII,  S.  317) 
spricht  von  den  im  Artikel  5,  ib  der  „Technischen  Anleitung"  ,so 
bezeichneten  Ertragswerten,  welche  aber  von  dem  sonst  üblichen 
völlig  verschieden  sind"   und  behauptet,  diese  Ertragswerte  seiöi 
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nichts  anderes  als  Kaufwerte.  Diese  Auffassung  vom  Begriff  des 
Ertragswertes  ist  aber  nicht  die  richtige.  Sie  geht  irrtümlicherweise 
von  der  Ansicht  aus,  es  bestehe  zwischen  Ertragswert  und  Kaufwert 
ein  prinzipieller  Unterschied,  während  der  Unterschied  nur  in  der 
IMethode  der  Ermittelung  liegt.  Die  beiden  Werte  können  sich  auf 
die  Dauer  nicht  erheblich  von  einander  entfernen.  Von  diesem  angeb- 
lichen Gegensatze  zwischen  Ertrags-  und  Kaufwert  ausgehend,  der 
aus  dem  Grunde  nicht  bestehen  kann,  weil  die  normalen  Kaufpreise 
auf  den  Erträgen  basieren,  hält  das  Oberverwaltungsgericht  offenbar 
den  „üblichen"  Ertragswert,  der- durch  Kapitalisierung  des  Ertrags 
mit  dem  landesüblichen  Zinsfusse  gefunden  wird,  für  den  rich- 
tigen, den  mittelst  des  der  betreffenden  Wirtschaft  entsprechenden 
Zinsfusses  ermittelten  Ertragswert  aber  für  einen  unrichtigen, 
überhaupt  für  keinen  Ertragswert,  sondern  für  den  Kaufwert.  Wir 
stehen  dagegen  auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte,  weil  der 
landesübliche  Zinsfiiss  den  Verhältnissen  der  betreffenden  Wirt- 
schaft nicht  entspricht.  Wenn  beispielsweise  eine  normale  Buchen- 
Hochwaldwirtschaft  heute  nur  mit  i  V^  V«  rentiert,  so  kann  der  Wert 
des  Waldes,  und  zwar  der  Ertragswert,  doch  unmöglich  in  der 
Weise  gefunden  werden,  dass  man  den  Ertrag  mit  4'*/o  kapitalisiert. 
Was  so  herausgerechnet  wird,  ist  weit  davon  entfernt,  den  wirk- 
lichen Wert  des  Waldes  darzustellen,  und  kann  daher  auch  nicht 
als  Ertragswert  des  Waldes  bezeichnet  werden.  Der  richtige  Er- 
tragswert ist  gleich  dem  normalen  Kaufwerte. 

In  dieser  Hinsicht  können  wir  uns  nicht  auf  die  Seite  Ger- 
lach'  s  stellen ,  der  als  reinen  Ertragswert  nur  den  mit  dem 
„landesüblichen  Gewinnsatz"  (oder  Zinsfuss)  kapitalisierten  Rein- 
ertrag ansieht.  Es  mag  sein,  dass  einzelne  Kommissionsmitglieder 
etc.  einen  solchen  Ertragswert  im  Sinne  hatten,  als  sie  für  die  aus- 
schliessliche Wahl  der  Bezeichnung  „gemeiner  Wert"  im  Gesetze 
eintraten,  allein  die  Zusicherungen  des  Finanzministers  und  die  Aus- 
führungen der  übrigen  Regierungsvertreter  geben  keinen  Grund  ab 
für  diese  Auffassung.  Wir  stimmen  in  bezug  auf  den  Begriff  des 
Ertragswerles  Gauss  zu,  der  in  seinem  Kommentar  zum  Preuss. 
Ergänzungssteuergesetz  (Ziff.  155,  S,  23)  sagt:  „Der  Ertragswert 
unterscheidet  sich  von  dem  Verkaufswerte  durch  die  Art  der 
Ermittelung"  —  also  nicht  seinem  Wesen  nach.  Auch  die  Auf- 
fassung, die  im  Artikel  5,  i  b  der  „Technischen  Anleitung"  nieder- 
gelegt ist,  können  wir  daher  nicht  für  unrichtig  halten.  Wenn  Ger- 
lach insbesondere  die  Auffassung  vertritt,  es  müsse  dahin  gestrebt 
werden,  bei  der  Veranlagung  des  land-  und  forstwirtschaftlich  be- 
nutzten Grundvermögens  den  Ertragswert  im  Sinne  des  §  2049  des 
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Bürgerlichen  Gesetzbuchs  statt  des  Verkehrswertes  zugrunde  zu 
legen,  so  können  wir  dieser  Auffassung  nicht  beitreten,  einmal  aus 
dem  Grunde,  weil  in  vielen  Fallen,  namentlich  wo  es  sich  um  land- 
wirtschaftlich benutzte  Grundstücke  handelt,  die  Feststellung  des 
gemeinen  Wertes  nach  dem  Kaufwerte  der  einfachere  Weg  ist, 
und  zweitens  deshalb,  weil  Gerlach  den  Ertragswert  allgemein 
mit  Hilfe  des  landesüblichen  Zinsfusses  ermittelt  wissen  will.  Hier- 
zu gibt  übrigens  der  §  2049  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  nicht 
den  mindesten  Anlass,  denn  er  lautet: 

„Der  Ertragswert  bestimmt  sich  nach  dem  Reinertrage,  den 
das  Landgut  nach  seiner  bisherigen  wirtschaftlichen  Bestimmung 
bei  ordnungsmässiger  Bewirtschaftung  nachhaltig  gewähren  kann.' 

Von  einer  KapitaHsierung  mit  dem  landesüblichen  Zinsfusse 
enthalt  diese  Gesetzesbestimmung  also  nichts  I 

Die  Rechtsprechung  des  Preuss.  Oberverwaltungsgerichts  in 
Staatssteuersachen  legt  unseres  Erachtens  hinsichtlich  der  Ausle- 
gung des  Begriffs  „gemeiner  Wert"  viel  zu  grossen  Wert  darauf, 
nachzuweisen,  dass  der  Ertrag  ledjghch  ein  Hilfsmittel  zur  Fest- 
stellung des  Wertes,  und  zwar  des  Kaufwertes,  sei,  während  es 
richtiger  gewesen  wäre,  zu  betonen,  dass  nicht  nur  die  erzielten 
Erträge,  sondern  auch  die  gezahlten  Kaufpreise  nur  Hilfsmittel 
sind,  um  den  Wert,  und  zwar  den  gemeinen  Wert,  der  weder 
einen  Gegensatz  zum  normalen  Kaufwerte  noch  zum  normalen  Er- 
tragswerte bildet,  festzustellen. 

Aus  dem  wirtschafüichen  Tauschverkehr  ergibt  sich  zwar  der 
objektive  Kaufwert,  allein  beim  wirschaftUchen  Tauschverkehr 
spielen  die  vom  Kauf-  oder  Tauschobjekte  zu  erzielenden,  objek- 
tiven Erträge  eine  Hauptrolle,  sie  bilden  geradezu  die  Basis,  auf 
welcher  der  wirtschaftliche  Tauschverkehr  ruht,  und  mit  mindestens 
dem  gleichen  Rechte,  mit  welchem  Fuisting  (a.  a.  O.,  S.  62}  be- 
hauptet, die  Ergebnisse  des  wirtschaftlichen  Tauschverkehrs  bildeten 
die  einzige  (?)  und  unmittelbare  Erkenntnisquelle  des 
gemeinen  Wertes,  kann  andererseits  auch  der  Satz  aufgestellt  wer- 
den, Ertrag  und  Zinsfuss  {der  vom  Werte  des  Geldes  abhängt) 
stellten  die  ursprüngliche  Erkenntnisquelle  des  gemeinen 
Wertes  dar.  Wo  daher  Ergebnisse  des  wirtschafüichen  Tausch- 
verkehrs nicht  in  die  Erscheinung  treten,  d.  h.  wo  Kaufpreise  von 
Gütern  sich  nicht  gebildet  haben,  da  wird,  um  den  gemeinen  Wert 
zu  ermitteln ,  notgedrungen  zum  Ertragswerte  gegriffen  werden 
müssen.    Dieser  Fall  liegt  aber  bei  Waldungen  zumeist  vor. 

Aus  vorstehendem  geht  zweifellos  hervor,  dass  die  Judikatur 
des  Preussischen  Oberverwaltungsgerichts,  was  die  Bewertung  des 
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Grundbesitzes  anbelangt,  Grundsatze  in  das  Ergänzungssteuerge- 
setz hineingetragen  hat,  von  denen  die  gesetzgebenden  Faktoren 
bei  der  Ausarbeitung,  Beratung  und  Beschlussfassung  des  Gesetzes 
nicht  ausgegangen  sind.  Die  Auslegung,  die  das  Oberverwaltungs- 
gericht dem  Begriffe  „gemeiner  Wert"  gegeben  hat,  steht  nicht  im 
Einklänge  mit  den  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  abgegebenen  Er- 
klärungen und  mit  den  Absichten  des  Gesetzgebers, 

Es  war  daher  nur  natürlich,  dass  bei  der  im  Jahre  1906  vor- 
genommenen Revision  der  i89i/93er  Einkommen-  und  Ergänzungs- 
steuer-Gesetzgebung das  Streben  eines  Teils  der  gesetzgebenden 
Faktoren  darauf  hinauslief,  die  Identifizierung  des  gemeinen  Wertes 
mit  dem  Verkaufswerte  auf  gesetzmässigem  Wege  zu  beseitigen. 

Die  Regierungsvorlage,  betreffend  die  Abänderung  des  Ein- 
kommen- und  Ergänzungssteuergesetzes,  enthielt  hinsichtlich  dieses 
Punktes  keine  Änderung  gegenüber  dem  1893er  Ergänzungssteuer- 
gesetze. 

Die  Vertreter  der  Land-  und  Forstwirtschaft  wollten  aber  für 
letztere  den  Ertragswert  als  steuerbaren,  gemeinen  Wert  im  Gesetze 
festgelegt  haben,  und  zwar  wurde,  nachdem  in  der  Kommission  des 
Abgeordnetenhauses  schon  mehrere  Anträge  gestellt  worden  waren, 
ftlr  die  Beratung  im  Plenum  ein  Antrag  eingebracht,  nach  welchem  " 
als  gemeiner  Wert  der  25  fache  Betrag  (Kapitalisierungs-Zinsfuss 
also  4"/ö!)  des  Reinertrags  zugrunde  gelegt  werden  sollte,  den  die 
Grundstücke  nach  ihrer  bisherigen  wirtschaftlichen  Bestimmung  bei 
ordnungsmässiger  Bewirtschaftung  nachhaltig  gewähren  könnten. 
Die  Regierung  erklärte  jedoch  unter  Hinweis  auf  den  subjektiven 
Charakter  des  Ertrags  und  auf  das  lästige  Eindringen  in  die  Ver- 
hältnisse der  Steuerpflichtigen,  dass  die  Annahme  des  Antrags  den 
ganzen  Gesetzentwurf  für  sie  unannehmbar  machen  würde,  wor- 
auf em  abgeändeter  Antrag  gestellt  wurde,  der  in  der  Regel  den 
bei  gemeingewöhnlicher  Bewirtschaftung  dauernd  zu  erzielenden 
Ertrag  zugrunde  gelegt  wissen  wollte.  Allein  auch  dieser  Antrag 
fand  keine  Mehrheit,  und  so  einigte  man  sich  auf  die  Kommissons- 
fassung  des  Absatzes  i  des  §  11  des  neuen  Gesetzes,  lautend: 

„Bei  der  Einschätzung  von  Grundstücken,  deren  nachhaltiger 
Wert  bedingt  wird  durch  eine  ordnungsmässige  land-  oder  forst- 
■  wirtschaftliche  Bewirtschaftung,  ist  der  Wert  nach  den  Verkaufs- 
werten und  den  Pachtpreisen  zu  bemessen,  welche  sich  für  Grund- 
stücke gleicher  Art  nach  dem  Durschnitte  der  letzten  zehn  Jahre 
ermitteln  lassen." 

Durch  diese  Bestimmung,  die  einem   Kompromisse  ihre  Ent- 
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stehung  verdankt,  werden  also  der  durchschnittliche  Verkaufswert 
und  der  Durchschnitts-Pachtwert,  welch'  letzterer  ein  Ertragswert  ist, 
gleichzeitig  zugrunde  gelegt  und  als  ^gemeiner  Wert"  des  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Grundbesitzes  angesehen.  Eine  grundsätzliche 
Änderung  gegenüber  den  früheren  Gesetzesvorschriften  hat  sonach 
nicht  stattgefunden ;  aber  die  vom  Oberverwaltungsgericht  gegebene 
Interpretation  des  gemeinen  Wertes  ist  dadurch  aufgehoben, 
und  die  ausschliessliche  Anwendung  des  Kaufwertes  als  gesetzlich 
unstatthaft  erklärt.  Der  neue  Zusatz  des  §  11  bietet  die  Sicherheit 
dafür,  dass  bei  der  Veranlagung  land-  und  forstwirtschaftlicher 
Grundstöcke  auch  die  Pachtpreise,  d.  d.  die  Ertragswerte,  berück- 
sichtigt werden. 

Für  die  Waldwirtschaft  insbesondere  hat  sich  durch  diese 
Zusatzbestimmung  im  Grunde  schon  deshalb  nichts  geändert,  weil 
Verkaufswerte  sich  nur  ausnahmsweise  gebildet  haben,  und  Pacht- 
preise für  Forsten  kaum  vorkommen  dürften.  Die  Vorschrift  ist 
auch  in  ihrem  neuen  Gewände  wieder  ganz  auf  die  Landwirtschaft 
zugeschnitten.  Für  die  Bestimmung  des  Waldwertes  muss  nach 
wie  vor  in  der  Hauptsache  der  auf  andere  Weise  zu  ermittelnde 
Ertragswert  als  massgebend  bezeichnet  werden. 

Wie  sehr  übrigens  die  Auslegung  des  Preussischen  Ober- 
verwaltungsgerichts und  Fuisting's  den  Begriff  des  ge- 
meinen Wertes  in  vermögenssteuerrechlicher  Hinsicht  beeinflusst  hat, 
geht  beispielsweise  aus  den  Hessischen  und  Oldenburgischen 
Vermögenssteuervorschriften  hervor. 

Nach  dem  §  19  der  Hessischen  Ausführungsanweisung 
erkennt  das  Gesetz  —  schon  im  Interesse  der  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  —  als  einheitliche  Bemessungsgrundlage  für  den  ge- 
meinen Wert  einer  Sache  als  Regel  nur  den  Verkaufswert  an, 
und  die  §§  20—24,  die  sich  speziell  mit  der  Wertbemessung  des 
Grundvermögens  befassen,  bestimmen,  dass  in  erster  Linie  für  die 
Bemessung  des  gemeinen  Wertes  von  Grundstücken  die  Eigen- 
Kaufpreise  massgebend  sein  sollen.  Erst  in  zweiter  Linie  sind, 
soweit  unter  normalen  Verhältnissen  zu  stände  gekommene  Ver- 
äusserungen  der  zu  schätzenden  Grundstücke  nicht  vorliegen, 
unter  (zeitlich,  sachlich  und  örtlich)  gleichartigen  Verhält- 
nissen erzielte  Kaufpreise  anderer  Grundstücke  bei 
Feststellung  des  gemeinen  Werts  zur  Vergleichung  heranzuziehen. 
Nur  in  den  Fällen,  in  welchen  nach  den  stattgehabten  Veräusse- 
rungen  allein  der  gemeine  Wert  von  Grundstücken  nicht  feststell- 
bar ist,  können  auch  die  erzielten  objektiven  Erträge  als  Hilfs- 
mittel in  Betracht  gezogen  werden. 
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Die  Oldenburgischen  Ausfahrungsbestimmungen  aber  be- 
sagen im  §  14,  dass  der  gemeine  Wert  einer  Sache  regelmassig 
dem  Kaufpreise  entspricht,  welcher  dafür  im  gewöhnlichem  Ge- 
schäftsverkehre nach  ihrer  objektiven  Beschaffenheit  ohne  Rück- 
sicht auf  ungewöhnliche  Umstände  oder  lediglich  persönliche  Ver- 
hältnisse zu  erzielen  Ist,  Als  Anhalt  für  den  Verkaufswert  sollen 
in  erster  Linie  die  im  gewöhnlichen  Verkehre  gezahlten  Kaufpreise' 
dienen.  Wenn  aber  in  einer  Gegend  Käufe  nicht  in  ausreichen- 
dem Umfange  vorkommen,  so  sind  die  Verhaltnisse  anderer  ge- 
eigneter Gegenden  zur  Vergleichung  heranzuziehen.  Erst  wenn 
auch  dies  nicht  angängig  erscheint,  sind  sonstige  Anhalte  für  die 
Ermittelung  des  Verkaufswertes  zu  suchen,  wobei  auch  der  Ertrag 
in  Frage  kommen  kann. 

Wir  ersehen  hieraus,  dass  der  Ertragswert  dem  Kaufwerte 
gegenüber  ganz  in  den  Hintergrund  gedrängt  worden  ist,  viel  mehr 
als  dies  nach  der  Preussischen  , Technischen  Anleitung"  der  Fall 
ist.  Die  im  Jahre  1899  bezw.  1906  erschienenen  Hessischen  und 
Oldenburgischen  Vorschriften  sind  eben  von  der  Preussischen  Recht- 
sprechung in  Vermögenssteuersachen  stark  beeinflusst  worden. 

Gehen  wir  schliesslich  noch  auf  die  Auffassung  Erdmann's 
(a.  a.  O.)  vom  gemeinen  Werte  der  Vermögenssteuergesetze  etwas 
näher  ein! 

Erdmann  unterscheidet,  von  der  Erwägung  ausgehend,  dass 
der  gemeine  Wert  —  als  Steuerbemessungsgrundlage  der  Ver- 
mögenssteuer —  den  Wert  der  Annehmlichkeiten  und  Bequemlich- 
keiten, die  einem  jeden  Besitzer  schätzbar  sind,  einbegreift,  zwischen 
dem  gemeinen  wirtschaftlichen  Wert  eines  Gegenstands  und  dem 
gemeinen  Affektionswert,  Der  gemeine  Wert  der  Vermögens- 
steuergesetzgebung, insbesondere  des  Preuss.  Ergänzungssteuer- 
gesetzes, soll  identisch  sein  mit  dem  gemeinen  Affektionswerte, 
wobei  aber  nicht  ein  individueller,  sondern  der  generelle  Af- 
fektionswert in  Betracht  zu  kommen  habe.  Dieser  sei  nicht 
nur  begrifflich  ein  notwendiges  Postulat  jedes  logisch  aufgebauten 
Systems  der  Wertsarten,  sondern  spiele  auch  tatsächlich  im  Leben, 
im  Handel  und  Verkehr  die  allerwichtigste  Rolle.  Der  generelle, 
gemeine  Affektionswert  bilde  stets  das  Minimum  aller  in  Frage 
kommenden,  individuellen  Werte.  Erdmann  gibt  nun  zwar  zu, 
dass  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Gütern  der  gemeine  Wert  im 
Sinne  des  generellen  Affektionswertes  sich  mit  dem  gemeinen  wirt- 
schafthchen  Werte  decke,  aber  er  meint,  zu  diesen  Gütern  gehöre 
der  Wald  nicht,  weil  die  Bedeutung  des  Waldes  sich  nicht  in 
seiner  Eigenschaft   als    Erzeuger   rein    wirtschaftlicher  Werte   er- 
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schöpfe.  Der  indirekte  Wert  des  Waldes,  insbesondere  die  ästhe- 
tischen, ethischen  und  hygienischen  Vorzüge  desselben  seien  eben- 
falls zu  berücksichtigen,  und  damit  gelange  man  zum  gemeinen 
AflFektionswert  des  Waldes,  zum  Unterschied  von  seinem  gemeinen 
wirtschaftlichen  Werte,  der  nicht  Gegenstand  der  Vermögenssteuer 
sei.  Erdmann  ist  der  Ansicht,  dass  der  durch  diese  idealen 
Momente  hervorgerufene,  höhere  Wert,  also  der  Affektionswert, 
des  Waldes  tatsächlich  ein  gemeiner,  nicht  etwa  nur  ein  indivi- 
dueller sei,  und  diese  Ansicht  könne  auch  dadurch  nicht  erschüttert 
werden,  dass  es  vielleicht  hie  und  da  einen  Waldbesitzer  gebe,  für 
den  diese  idealen  Momente  nicht  vorhanden  seien,  für  den  der 
Wald  lediglich  eine  Form  der  Kapital-Anlage  sei  und  auf  einer 
Stufe  mit  der  Aktie  einer  industriellen  Unternehmung  stehe.  Solche 
Sonderlinge,  meint  Erdmann,  könnten  durch  ihre  ganz  exzeptio- 
nelle Anschauung  die  Anwendbarkeit  des  Begriffs  des  gemeinen 
Affektionswertes  auf  den  Wald  ebensowenig  ausschliessen,  wie  ein 
roh  und  unkünstlerisch  veranlagter  Mensch,  der  ein  kunstvoll  ge- 
arbeitetes Hausgerät  nur  nach  seinem  wirtschaftlichen  Werte 
schätzen  wollte,  dadurch  die  Tatsache,  dass  es  ausserdem  auch 
einen  darüber  hinausgehenden  gemeinen  Wert  habe,  aufhöbe.  Der 
gemeine  Wert  bringe  eben  die  gemeinsame  Anschauung  aller  der- 
jenigen zum  Ausdruck,  die  im  gewöhnlichen  Verlaufe  der 
Dinge,  nicht  zufällig  oder  unter  abnormen  Verhältnissen,  bei 
einem  Gute  interessiert  seien  oder  interessiert  sein  könnten. 

Dieser  Auffassung  Erdmann's  können  wir  nicht  zustimmen. 
Dadurch,  dass  Erdmann  zugibt,  es  gäbe  Waldbesitzer,  die  jene 
idealen  Momente  nicht  in  Anschlag  brächten,  liefert  er  den  Beweis 
dafür,  dass  seine  Auffassung  vom  gemeinen  Werte  des  Waldes 
nicht  die  richtige  ist.  Denn  wenn  jene  Momente  nicht  für  jeden 
Besitzer  schätzbar  sind,  so  fallen  sie  auch  nicht  unter  den  Begriff 
des  gemeinen  Wertes.  Das  beste  Kriterium  für  die  Frage,  ob  die 
Ansicht  Erdmann's  richtig  ist  oder  nicht,  bietet  der  gemeine 
Kaufwert  des  Waldes.  Kommt  beim  Waldbesitzwechsel,  beim  Kauf 
und  Tausch  von  Waldungen,  regelmässig  der  Wert  jener  idealen 
Momente  im  Kaufpreise  zum  Ausdruck,  so  ist  die  Auffassung 
Erdmann's  richtig,  andernfalls  dagegen  nicht.  Wir  glauben  nun 
mit  gutem  Grunde  behaupten  zu  dürfen,  dass  von  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Privatwaldbesitzer,  insbesondere  von  den  vielen  bäuerlichen 
Besitzern  von  Wäldern,  abgesehen  von  individuellen  Aflfektionswerten, 
lediglich  der  wirtschaftliche  Wert  in  Betracht  gezogen  wird.  Die 
grosse  Mehrzahl  von  Waldkäufern  und  Kaufliebhabem  fragt  nicht 
nach  der  ästhetischen,  der  ethischen,  der  hygienischen  und  event. 
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auch  nach  der  klimatischen  Bedeutung  des  Waldes,  sondern  fQr  sie 
ist  der  Wald  lediglich  eine  Form  der  Kapital-Anlage,  und  von 
einem  gemeinen  oder  generellen  Affektionswerte  kann  daher 
bpim  Walde  nicht  die  Rede  sein.  Die  betreffenden  Waldbesitzer 
sind  keineswegs  Sonderlinge;  sie  stellen  keine  Ausnahme  dar, 
sondern  in  unserem  stark  materialistischen  Zeitalter  bilden  sie  — 
wie  gesagt  —  der  Zahl  nach  wohl  die  Mehrheit.  —  Bezüglich  des 
kunstvoll  gearbeiteten  Hausgeräts,  das  Erdmann  als  Vergleicbs- 
gegenstand  heranzieht,  liegt  die  Sache  ganz  anders.  Ein  solcher 
Gegenstand  besitzt  als  allgemeine  Handels-  und  Marktware  einen 
gemeinen  Kaufwert,  und  nur  diejenigen  Leute  kaufen  einen  solchen 
Gegenstand,  welche  seine  kunstvolle  Ausstattung  zu  schätzen 
und  zu  bewerten  wissen;  alle  übrigen  Leute  kaufen  zum  völlig 
gleichen  Gebrauchszwecke  geeignete  Gegenstände  ohne  jene  be- 
sonders kunstvolle  Ausstattung.  Für  die  verschieden  ausgestatteten 
Arten  solcher  Gegenstände  bilden  sich  gemeine  Marktpreise,  und 
beim  kunstvoll  ausgestatteten  Hausgerät  kann  dann  allerdings  von 
einem  generellen  Affektionswerte  gesprochen  werden,  weil  jeder 
Besitzer  den  Mehrwert,  d.  h.  den  durch  die  kunstvolle  Ausstattung 
hervorgerufenen,  höheren  Preis,  schätzt. 

Muss  nun  aber  der  generelle  Affektionswert  für  den  Wald 
abgelehnt,  und  die  Übereinstimmung  von  gemeinem  Werte  schlecht- 
hin und  gemeinem,  wirtschaftlichen  Werte  festgehalten  werden,  so 
entfallen  auch  die  weiteren  Folgerungen  Erdmann's  hinsichtlich 
der  Bemessung  des  gemeinen  Wertes  der  Wälder. 

Der  Satz  (a.  a,  O.,  S.  43);  „wie  der  gemeine  Wert  eines 
Gutes  immer  gleich  oder  grösser  als  der  generelle  Kostenwert 
gleichartiger  Güter  sein  muss,  so  ist  er  auch  mit  Notwendig- 
keit immer  gleich  oder  grösser  als  der  im  Maximum  erziel- 
bare wirtschaftliche  Ertragswert",  kann  keine  allgemeine  Gültig- 
keit beanspruchen.  Sehr  häufig  im  Leben  kommt  es  vor,  dass  der 
gemeine  Wert  eines  Gutes  unter  dem  generellen  Kostenwert 
steht,  weil  die  Konjunkturen  hierbei  eine  Rolle  spielen,  und  ebenso 
muss  der  gemeine  Wert  nicht  immer  gleich  oder  grösser  sein  als 
das  Maximum  des  wirtschaftlichen  Ertragswertes. 

Der  gemeine  Wert  des  Waldes  speziell  ist  in  der  Regel,  d.  h. 
wo  gemeine  Kaufwerte  für  den  Wald  sich  nicht  gebildet  haben, 
gleich  dem  gemeinen,  wirtschaftlichen  Werte,  d.  i.  dem  Ertrags-  oder 
Erwartungswerte.  Wir  betrachten  daher  das  Maximum  des  Wald- 
erwartungswertes nicht,  wie  Erdmann,  als  die  untere  Grenze  des 
gemeinen  Wertes,  sondern  vielmehr  als  die  obere  Grenze,  denn 


es  erscheint  uns  zweifelhaft,  ob  es  richtig  Ist,  füf  den  Besitzer  eines 
Waldes,  der  gegenwärtig  nicht  mit  der  rentabelsten  Holzart  bestockt 
ist,  bereits  das  Maximum  des  Bodenertragswertes  zu  unterstellen. 
Es  soll  nicht  bestritten  werden,  dass  das  Maximum  des  Walder- 
wartungswertes den  richtigen,  wirtschaftlichen  Wert  des  Waldes 
unter  günstigen  Verhältnissen  angibt.  Aber  dürfen  solche 
Verhältnisse  bei  der  Besteuerung,  wo  die  wirkliche  Leistungsfähig- 
keit des  Besitzers  die  hervorragendste  Rolle  spielt ,  unterstellt 
werden?  Wird  der  jetzige  Besitzer  oder  sein  Nachfolger  bei  der 
Verjüngung  der  Bestände  die  eintraglichste  Holzart  wirklich  zur 
W  iederaufforstung  benutzen ,  oder  werden  sie  bei  der  jetzigen 
Holz-  und  Betriebsart  etc.  verbleiben?  Die  Vermögenssteuer  will 
doch  die  wirkliche,  gegenwärtige  Leistungsfähigkeit  des  Waldbe- 
sitzers treffen,  und  da  lässt  es  sich  rechtfertigen,  die  jetzige  Be- 
wirtschaftungsweise bei  der  Berechnung  des  Ertragswertes  zu 
unterstellen.  Anders  liegt  die  Sache  dort,  wo  der  Wald  Handels- 
ware ist,  und  wo  die  voraussichtlichen,  zukünftigen  Verhältnisse  im 
Marktpreise  und  im  gemeinen  Kaufwerte  schon  zum  Ausdruck 
kommen.  Ausserdem  entspricht  es  tatsächlich  nicht  dem  Sinne  und 
dem  Geiste  des  Preuss.  Ergänzungssteuergesetzes  von  1893,  den 
maximalen  Ertragswert  als  gemeinen  Wert  anzimehmen.  Wenn 
Erdmann  auf  den  Artikel  3  der  Techn.  Anleitung  und  den  Ar- 
tikel 5,  T  der  Ausführungsanweisung  hinweist,  um  zu  beweisen, 
dass  die  Auffassung  der  Regierung  grundsätzlich  und  allgemein 
an  dem  Mitsprechen  des  AfTektionsmomentes  festhalte,  so  muss 
demgegenüber  zunächst  wieder  betont  werden,  dass  der  Wert  von 
Annehmlichkeiten  und  Bequemlichkeiten,  die  einem  jeden  Besitzer 
schätzbar  sind,  nur  im  gemeinen  Kaufwerte  sich  ausspricht.  Jener 
Wert  kann  nicht  berechnet  werden  bei  Gütern,  die  keinen  Kauf- 
wert haben;  weder  der  Kostenwert  noch  der  Höchslertragswert 
können  Aufschluss  über  jenen  Mehrwert  gewähren.  Die  Techn. 
Anleitung  hat  auch  hier  in  der  Hauptsache  lediglich  landwirtschaft- 
lich benutzte  Grundstücke  im  Auge.  Ausserdem  spricht  sie  aber  im 
Artikel  4  klar  und  deutlich  aus,  dass  die  Erwartung  zukünf- 
tiger, einträglicherer  Benutzung  bei  der  Schätzung  des 
gemeinen  Wertes  eines  Grundstücks  nur  insoweit  zu  berücksich- 
tigen ist,  als  sie  im  Handel  und  Wandel  schon  gegenwärtig  eine 
Preissteigerung  bewirkt.  Auch  die  Verhandlungen  im  Landtage 
gelegentlich  der  Beratung  des  Ergänzungssteuer- Gesetzes  ergeben 
die  gleiche  Auffassung.  Die  Regierung  hat  der  Auffassung  des 
Kommissionsberichts  und  verschiedener  Abgeordneten,  obwohl  der 
Kommissionsbericht    ausdrücklich    die    Übereinstimmung    mit    der 


Königl.  Staatsregierung  hervorhebt,  nicht  widersprochen  und  damit 
diese  Auffassung  sanktioniert. 

Unsere  Ansicht  geht  also  dahin,  dass  für  Waldungen  im  all- 
gemeinen der  wirtschaftliche  Ertragswert  als  gemeiner  Wert  anzu- 
nehmen ist;  nur  dort,  wo  der  Wald  ein  häufiges  Verkaufsobjekt 
bildet,  hat  der  gemeine  Kaufwert  als  gemeiner  Wert  zu  gelten. 
Wir  können  nicht  der  allgemeinen  Unterstellung  des  maximalen 
Bodenertragswertes  das  Wort  reden,  im  Gegensatz  zu  Er d mann, 
der  sogar  stets  die  Möglichkeit  landwirtschaftlicher  oder  sonstiger 
Benutzung  in's  Auge  gefasst  wissen  will  (a.  a.  O-,  S.  77).  Diese 
Schatzungsart  würde  nur  dort  gut  geheissen  werden  können,  wo 
im  gemeinen  Kaufwert,  d.  h,  im  Preise,  der  im  Handel  und  Wandel 
gemeinhin  erzieh  zu  werden  pflegpt,  diese  Möglichkeit  Berücksichti- 
gung findet.  Wo  z.  B.  derzeitiger  Waldboden  im  Hinblick  auf 
eine  künftige  Benutzung  als  Weizen-  oder  Rübenboden  tatsachlich 
einen  höheren  Kaufpreis  erzielt  als  den  Wald-Bodenertragswerl, 
da  würden  wir  es  für  unrichtig  halten,  den  letztgenannten  Wert 
als  gemeinen  Wert  anzunnehmen,  ebenso  bei  Waldböden,  welche 
bereits  Bauplatzwert  besitzen.  Allein  in  all'  diesen  Fallen  bedarf 
es  nicht  der  Berechnung  des  maximalen  Bodenertragswertes.  Das 
würde  einen  Umweg  bedeuten.  Man  setzt  hier  unmittelbar  den 
gemeinen  Kaufwert  ein.  Wo  hingegen  eine  andere  als  die  gegen- 
wartige Benutzungsart  sich  im  Kaufpreise  nicht  ausspricht,  also  ins- 
besondere dort,  wo  sich  gemeine  Kaufwerte  für  Waldungen  und 
Waldböden  nicht  gebildet  haben,  da  halten  wir  es  für  richtiger, 
den  der  jetzigen  Beschaffenheit  und  Betriebsweise  des  Waldes  ent- 
sprechenden Ertragswert  als  gemeinen  Wert  zu  unterstellen.  Wir 
würden  jedoch  nicht  anstehen,  zu  sagen,  dass  das  Maximum  des 
Walderwartungswertes  zu  unterstellen  ist,  wenn  das  Gesetz  nicht 
ausdrücklich  vorschriebe,  die  jetzige  Bewirtschaftungsweise  sei  zu- 
grunde zu  legen,  denn  —  das  sei  nachdrücklichst  hervorgehoben 
—  beim  Verkaufe  eines  Waldes  wird  der  Besitzer  mit  Recht  das 
Maximum  des  Waldertragswertes  den  Kaufverhandlungen  zugrunde 
legen  dürfen. 

Auf  die  von  Erdmann  (a.  a.  O.,  S.  77  ff.)  entworfene  tech- 
nische Anleitung  für  die  Schätzung  des  Werts  von  Forstgrund- 
stücken  behufs  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer  wollen  wir  nicht 
näher  eingehen.  Es  sei  nur  gesagt,  dass  seine  Vorschriften  zur 
Bemessung  des  wirtschaftlichen  Höchstwertes  der  einzelnen  Teile 
eines  Waldwirtschaftsganzen  den  Regeln  der  modernen  Waldwert- 
rechnung und  unserer  Auffassung  im  grossen  ganzen  entsprechen. 
Dass   er  für  Jungwuchs  andere  Zinsfüsse  angewendet  wissen  will 
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als  für  Stangen-  und  Altholz,  ist  ein  Gedanke,  der  bei  der  Berech- 
nung der  Bestandswerte  Beachtung  verdient,  nicht  aber  beim  Boden- 
ertragswert,    Warum  Erdmann  in  der  Formel: 

^_A„  +  SDu^.  +  B  +  V       V 
l.op"-» 
den  Ausdruck  V  selbst  mit  einem  festen  Zinsfusse  (3  'k  Vo)  berechnet, 

V 
bei  dem  Ausdrucke  -  daeeeen  ein  je  nach  der  Holzart  ver- 

l.op"-"       =■  *  ■' 

schiedenes  p  anwendet,  vermögen  wir  uns  nicht  zu  erklären. 


4.  Der  Ertragsurert. 

Mit  der  Feststellung,  dass  bei  Waldvermögenswertberech- 
nungen  meistens  der  Ertragswert  an  die  Stelle  des  Kaufwertes  zu 
treten  hat,  sind  jedoch  noch  nicht  alle  Fragen,  die  hierbei  in  Be- 
tracht kommen,  gelöst.  Es  fragt  sich  weiter:  Wie  wird  der  Er- 
tragswert am  einfachsten  und  annähernd  am  richtigsten  ermittelt, 
für  Waldungen  im  allgemeinen  und  insbesondere  für  die  Zwecke 
der  Vermögenssteuer -Veranlagung? 

Der  Ertragswert  ist  der  kapitalisierte,  jahrliche  Reinertrag.  Kurz 
ausdrücken  lasst  sich  dieses  Verhältnis  durch  die  Formel : 

w=    "  , 

0,0  p 
worin  R  den  jährlichen  Reinertrag,  p  den  Zinsfuss  und  W  den 
Waldwert  bedeuten.  Ohne  einen  bestimmten  Kapitalisierungszins- 
fuss  —  den  sogenannten  Wirtschaftszinsfuss  —  der  Rechnung  zu 
unterstellen,  kann  der  Ertragswert  eines  Waldes  nicht  ermittelt 
werden. 

Als  Ertrag  hat  bei  der  Vermögenswert-Berechnung  nach  den 
Preussischen  Vorschriften  derjenige  zu  gelten,  der  bei  gemein- 
gewöhnlicher  Bewirtschaftung,  dauernd  durchschnittlich  jährlich  er- 
zielt werden  kann  (Techn.  Anleitung,  Art,  5,  Ziff.  ib). 

Allein  der  „bei  gemeingewöhnlicher  Bewirtschaftung  dauernd 
zu  erzielende,  durchschnittlich-jährliche  Ertrag"  oder  Reinertrag  der 
Waldwirtschaft,  insbesondere  eines  grösseren  Waldwirtschaftsganzen, 
ist  äusserst  schwer,  ja  man  darf  ruhig  sagen,  überhaupt  nicht 
zahlenmässig  festzustellen.  Beim  aussetzenden  Forstbetriebe  gibt 
es  keine  jährlichen  Erträge  im  Sinne  alljährlich  erfolgender,  flüs- 
sigen Reineinnahmen,  und  beim  jährlichen  Nachhaltbetriebe  schwan- 
ken in  der  Regel  die  Erträge  periodisch,  weil  es  durchaus  normale 
Waldungen  nicht  gibt,  die  Normalität  aber  die  Voraussetzung  für 
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die  Erzielung  eines  bestimmten,  dauernden,  jährlichen  Reinertrags 

R  bildet.    Mit  diesem  Beeriffe  und  mit  der  Formel:  W^  ist 

o,op 

also  bei  der  Wertsermittelung  der  Waldungen  in  der  Regel  nichts 
anzufangen.  Diese  Formel,  die  in  der  Waldwertrechnungslehre 
als  Rentierungswert-Formel  bezeichnet  wird,  kann  bei  Grund- 
stöcken bezw.  bei  Betrieben,  bei  welchen  die  Früchte  alljährlich 
geerntet  werden,  zur  Anwendung  kommen,  und  hier  ist  der  Ren- 
tierungswert identisch  mit  dem  Ertragswerte  des  Vermögensgegen- 
standes. Letzteres  ist  aber  nicht  der  Fall  bei  dem  ganz  eigen- 
artigen Forstbetriebe  mit  den  zwischen  Saat  und  Ernte  liegenden 
langen  Zeiträumen,  und  aus  diesem  Grunde  unterscheidet  denn  auch 
die  Waldwertrechnung  bei  der  Ermittelung  der  im  Walde  stecken- 
den Kapitalwerte  scharf  zwischen  der  Rentierungswert-  und  der 
Erwartungswert-Methode.  Die  dritte  Methode  der  Waldwertrech- 
nungslehre, die  Kostenwert-Methode,  scheidet  hier  eigentlich  ganz 
aus,  weil  sie  mit  dem  Ertragswerte  bezw.  dem  gemeinen  Werte 
prinzipiell  nichts  gemein  hat;  sie  kann  nur  dann  zur  Anwendung 
gelangen,  wenn  unterstellt  werden  darf,  dass  Ertrags-  und  Kosten- 
werl-Methode  das  gleiche  Resultat  ergeben.  Auch  die  vierte  Rech- 
nungsmethode, die  des  Verkaufswertes,  kann  nur  ausnahmsweise 
zur  Anwendung  kommen,  nämlich  gleichfalls  dann,  wenn  der  ernte- 
kostenfreie Verkaufswert  des  Bestands,  d.  h.  der  bei  sofortigem 
Abtriebe  zu  erzielende  Reinerlös  aus  Holz,  gleich  oder  doch  an- 
nähernd gleich  ist  dem  Ertrags-  bezw.  Erwartungswerte. 

Welchen  Wert  der  iWald  fOr  seinen  Besitzer  und  Bewirt- 
schafter,  also  auch  für  einen  Käufer,  der  ihn  weiter  forstlich  be- 
wirtschaften will,  besitzt,  geht  allein  richtig  aus  seinen  zukünftigen 
Erträgen  und  aus  den  auf  ihn  zu  verwendenden  Produktionskosten 
hervor,  und  aus  diesem  Grunde  stellt  nur  der  Ertragswert  den 
richtigen,  wirtschaftlichen  Wert,  d.  h.  für  Waldungen,  welche 
forstlich  weiter  bewirtschaftet  werden  sollen ,  den  gemeinen 
Wert,  dar.  Da  aber  nur  die  Erwartungswert-Methode  die  künf- 
tigen Erträge  des  Waldes  in  einwandsfreier  Weise  berücksichtigt 
und  deshalb  den  Waldwert  unter  allen  Umständen  grundsätzlich 
richtig  ermittelt,  so  kann  in  erster  Linie  auch  nur  die  Anwendung 
dieser  Methode  für  die  Steuerveranlagung  empfohlen  werden.  Der 
Kostenwert  der  Bestände  stellt  nur  dann  den  wirtschaftlichen 
Wert  dar,  wenn  die  Bestands-,  insbesondere  die  Begründungsver- 
hältnisse, normale  gewesen  sind,  d.  h.  wenn  Kostenwert  und 
Erwartungswert  einander  gleich  sind.  Ist  dies  der  Fall,  so  wird 
man   bei   Kulturen  und  jüngeren  Beständen  mit  Vorteil  statt  des 
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Erwartungswertes  den  Kostenwert  ermitteln  können.  Die  Ver- 
kaufswert-Methode trifft  nur  bei  älteren ,  haubaren  bezw.  hiebs- 
reifen Beständen  das  richtige  und  kann  daher  für  jüngere  und 
mittelalte  Bestände  sowie  für  Kulturen  nicht  in  Frage  kommen. 
Es  bleibt  nun  noch  die  Rentierungswert-Melhode  übrig,  von  der 
schon  gesagt  wurde,  dass  mit  ihr  bei  Waldwertsermittelungen  in 
der  Regel  nichts  anzufangen  ist.  Vom  theoretischen  Standpunkte 
aus  ist  diese  Methode  nur  dann  richtig,  wenn  der  Waldkomplex 
durchaus  normal  beschaffen  ist,  wenn  vor  allem  der  sogenannte 
Waldreinertrag  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes  dem  normalen 
Wertszuwachs  entspricht,  und  wenn  das  Holzvorratskapital  normal 
ist.  In  diesem  Falle  müsste  die  Rentierungswert-Methode  als  die 
einfachste  an  erster  Stelle  empfohlen  werden.  Aber  da  dieser 
Fall  nur  ganz  ausnahmsweise,  oder  streng  genommen  niemals,  vor- 
kommen dürfte,  so  wird  die  Rentierungswert-Methode  bei  der  Be- 
rechnung des  Vermögenswertes  der  Waldungen  nur  höchst  selten 
ohne  Bedenken  zur  Anwendung  empfohlen  werden  kOnnen.  Sind 
die  Wald  Verhältnisse  nicht  als  normale  zu  bezeichnen,  so  darf  der 
sogennannte  Waldreinertrag  des  jährlichen  Nachhaltbetriebes 
nicht  als  alleinige  Grundlage  der  Wertberechnung  gelten;  es  muss 
vielmehr  in  Rücksicht  gezogen  werden,  ob  und  wieviel  mehr  oder 
weniger  als  der  jährliche  Wertszuwachs,  d.  h.  die  wirkliche  Wald- 
rente, genutzt  wird,  und  es  muss  ferner  festgestellt  werden,  ob  und 
um  wieviel  das  Holzvorratskapital  grösser  oder  kleiner  als  das 
normale  ist.  Hiernach  würde  der  Waldreinertrag  und  mit  ihm  der 
Waldrentierungswert  zu  berichtigen  sein.  Diese  Rechnung  leidet 
aber  an  Unsicherheit,  oder,  wenn  sie  richtig  ausfallen  soll,  dann 
bietet  sie  keineswegs  Vorzüge  vor  der  Erwartungswert-Methode, 
und  es  empfiehlt  sich  daher,  von  dieser  Methode  von  vornherein 
abzusehen  und  die  Erwartungswert-Methode  in  summarischer  Form, 
d.  h,  nach  Altersklassen,  anzuwenden.  Selbstverständlich  dürfen 
hierbei  nur  die  gegebenen  Bestands-  und  Wirtschafts  Verhältnisse 
des  Waldes  der  Berechnung  zugrunde  gelegt  werden,  denn  das 
tatsächlich  vorhandene  Vermögen  des  Waldbesitzers,  und  nicht  ein 
zukünftiger,  infolge  von  Bestandsumwandlungen  zu  erzielender  Ver- 
mögenswert ,  bildet  den  Gegenstand  der  Vermögensbesleuerung. 
Dieser  Satz  bezieht  sich  besonders  auf  die  Bodenwerte;  nicht  die 
höchsten,  forstlichen  Bodenerwartungswerte  dürfen  zugrunde  gelegt 
werden,  sondern  die  dem  jetzigen  Zustande  des  Waldes  entsprechen- 
den. Es  handelt  sich  hier  ja  um  die  Ermittelung  des  gegenwar- 
tigen Ertragswertes,  der  bei  Mangel  eines  Tauschwertes  als  ge- 
meiner Wert  zugrunde  zu  legen  ist.    Will  der  Waldbesitzer  seinen 
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Forst  verkaufen,  so  wird  er  natürlich  die  höchsten  Bodenerwartungs- 
werte der  Rechnung  zugrunde  legen,  wobei  allerdings  noch  sehr 
zweifelhaft  ist,  ob  der  Käufer  darauf  eingeht. 

Dem  Grundsatze  bezw.  der  Bestimmung,  dass  der  gemeine 
Wert  für  jede  wirtschaftliche  Einheit  zu  ermitteln  ist,  widerspricht  es 
unseres  Erachtens  nicht,  wenn  die  Berechnung  des  Waldwertes  auf 
der  Grundlage  der  die  Wirtschaftseinheit  zusammensetzenden  Teile, 
d.  h.  der  Einzeibestände,  erfolgt,  denn  ohne  dies  ist  ein  grösserer 
Waldkomplex  überhaupt  nicht  richtig  zu  bewerten.  Wenn  die 
„Technische  Anleitung"  im  Art.  6,  Ziff.  3  bestimmt,  dass  die  zu 
einer  wirtschaftlichen  Einheit  gehörenden  Vermögensteile  bei  der 
Würdigung  des  Wertes  nicht  von  einander  zu  trennen,  sondern 
im  ganzen  zutreffend  zu  erfassen  sind,  und  wenn  nL;ch  Art.  5, 
Ziff.  2  für  for  st  massig  bewirtschaftete  Grundstücke  die  Ermitte- 
lung auf  den  Wert  zu  richten  ist,  den  der  Forst  als  Ganzes  bei 
Einhaltung  des  Wirtschaftsplanes  hat,  so  soll  das  unseres 
Erachtens  nicht  bedeuten,  dass  der  Wert  des  ganzen  Waldes  in 
einem  Zuge  zu  berechnen  ist.  Das  ist  einfach  unmöghch;  kein 
Sachverständiger  vermag  dies.  Die  grössten  Fehler  würden  dabei 
unterlaufen;  von  einer  „im  ganzen  zutreffenden"  Erfassung  des 
Waldwertes  würde  also  nicht  die  Rede  sein  können.  Der  Wert 
eines  aus  mehreren  Beständen  zusammengesetzten  Waides  kann 
eben  richtig  nur  dadurch  ermittelt  werden,  dass  man  auf  die 
Einzeibestände  zurückgreift.  Auf  diese  Auffassung  scheint  uns  auch 
die  „Technische  Anleitung"  abzuzielen,  denn  der  erläuternde  Schluss- 
satz des  Artikels  5,  wonach  der  Holzbestand  nicht  etwa  mit 
dem  Werte  in  Ansatz  zu  bringen  ist,  den  er  unter  der  Voraus- 
setzung sofortigen  Abtriebes  darstellen  würde,  besagt  doch  weiter 
nichts,  als  dass  der  gegenwärtige  Verkaufswert  der  aufstehen- 
den Holzmasse  bei  der  Waldwertermittelung  nicht  massgebend  sein 
soll,  sondern  der  Ertragswert  oder  der  Kaufpreis,  der  sich  im 
gewöhnlichen  Verkehr  für  Grundstücke  von  gleicher  Art  und  Lage 
herausgebildet  hat.  Dass  der  Holzbestand  überhaupt  nicht  ge- 
trennt vom  Grund  und  Boden  zu  bewerten  ist,  das  enthält  weder 
der  Art.  5  noch  der  Art.  6  der  Technischen  Anleitung.  Im  Gegen- 
teil, die  Einschätzung  des  Boden-  und  Hol zbestands wertes,  d.  h. 
des  Waldwertes  in  einem  Zuge  würde  unseres  Erachtens  dem 
Art.  I,  Ziff.  2  der  „Technischen  Anleitung"  widersprechen,  denn 
hiernach  hat  die  Schätzung  des  Werls  der  Holzungen  sich  auf  die 
Berücksichtigung  des  vorhandenen  Holzbestandes,  auch 
wenn  er  über  den  Üblichen,  mittleren  Bestand  hinausgeht,  jeder- 
zeit mit  zu  erstrecken.     Boden-  und  Holzbestand  sind   aber  solch' 
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verschiedenartige  Objekte,  dass  ihr  Wert  dort,  wo  keine  Ver- 
kaufswerte sich  gebildet  haben,  und  wo  auch  wegen  der  Abnor- 
mität des  Waldes  von  der  Anwendung  des  Rentierungswertes  ab- 
gesehen werden  muss,  nicht  zusammen  in  Bausch  und  Bogen  ver- 
anschlagt werden  kann ;  es  muss  eine  getrennte  Bewertung  seitens 
des  Taxators  stattfinden,  wenigstens  was  das  Grundlagenmaterial 
anlangt,  der  Steuerbehörde  braucht  dagegen  nur  der  Gesamtwert 
des  eine  Wirtschaftseinheit  bildenden  Waldes  angegeben  zu  werden. 
Mit  anderen  Worten:  Boden  und  Holzbestand  bilden  bei  der  Be- 
wertung des  Waldvermögens  besondere  Rechnungsfaktoren.  Auf 
welche  andere  Weise  soll  denn  der  über  den  „üblichen  mittleren 
Bestand"  hinausgehende  Teil  des  Holzbestandswertes  überhaupt 
ohne.  Bewertung  des  Bestandes  ermittelt  werden?  Die  ganze 
Wald  Vermögens-Berechnung  oder  -Schätzung  würde  als  ein  Tasten 
im  Dunklen  zu  bezeichnen  sein,  wenn  die  Holzbestandswerte  nie- 
mals getrennt  für  sich  berechnet  werden  dürften.  Der  Willkür 
stände  Tür  und  Tor  offen,  und  eine  wirkliche  Kontrolle  der  Waid- 
vermögensanzeigen würde  unmöglich  sein.  Der  Grundsatz,  dass 
der  Wald  als  Ganzes  bei  Einhaltung  des  Wirtschaftsplanes  zu 
bewerten  sei,  wird  durch  die  getrennte  Veranschlagung  oder  den 
gesonderten  Ansatz  der  Werte  des  Bodens  und  der  Bestände  nicht 
verworfen,  denn  die  Werte  der  Einzelbestande  werden  von  "dem 
aufgestellten  und  massgebenden  Wirtschaftsplane  und  ebenso  von 
der  Unterstellung  beeinflusst,  dass  der  Waldkomplex  in  seinem  Ge- 
saratbestande  nicht  verändert  wird.  Der  Ansicht  Fuisting's'), 
dass  eine  getrennte  Bewertung  von  Boden  und  Holzbestand  bezw. 
Holzvorrat  nicht  zulassig  sei,  welche  Auffassung  sich  anscheinends 
auf  die  unter  Zustimmung  des  Preuss.  Finanzministers  v.  Mique 
erfolgte  Feststellung  eines  Mitgliedes  der  Kommission  des  Abge- 
ordnetenhauses zur  Beratung  des  Ergänzungssteuergesetzes  stützt, 
können  wir  somit  nicht  beipflichten,  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil  wir  eine  richtige  Bewertung  grösserer  Waldkomplexe  ohne 
Trennung  von  Boden  und  Holzbestand  in  den  allermeisten  Fällen 
geradezu  für  ausgeschlossen  halten.  Ebenso  wie  der  Wert  einer 
Fabrik  nicht  ermittelt  werden  kann,  ohne  die  verschiedenen  Be- 
standteile derselben,  wie  Boden,  Gebäude,  Maschinen,  Rohstoffe 
und  Erzeugnisse,  durch  Einzelfeststellungen  zu  bewerten,  da  der 
Gesamtwerc  der  Anlage  von  der  Grösse,  der  Menge  und  Güte 
ihrer  einzelnen  Teile  sehr  wesentlich  abhängig  ist,  so  kann  auch 

>)  Fuisting:  Die  Preussischen   direkten  Steuern.    II.  Band.    II.  Auflage. 
1905.    S.  77. 
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der  Wert  eines  aus  verschiedenen  Bestanden  zusammengesetzten 
Waldes  nicht  berechnet  werden,  ohne  dass  dessen  einzelne  Teile, 
also  Boden  und  Holzbestände ,  getrennt  von  einander  bewertet 
werden.  Es'  ist  selbstverständlich,  dass  der  Wert  eines  Waldes 
von  der  Grösse  und  Bonität  der  Grundstücke,  von  den  Holz-  und 
Betriebsarten,  vom  Alter,  der  Bestockungsdichte  und  der  sonstigen 
Beschaffenheit  der  Bestände,  sowie  von  den  Absatz-  und  Arbeiter- 
verhältnissen usw.  wesentlich  abhängt.  Allein  alle  diese  den  Wert 
des  Waldes  mitbestimmenden  Faktoren  und  Verhältnisse  lassen 
sich  nur  auf  Grund  von  Einzelfeststellungen  erkennen  und  richtig 
würdigen.  Eine  Bewertung  in  einem  Zuge  ist  gänzlich  ausge- 
schlossen. Ob  diese  Einzelfeststellungen  nun  als  Unterlagen,  Hilfs- 
mittel oder  Faktoren  der  Berechnung  bezeichnet  werden,  oder  ob 
man  von  der  Wertbestimmung  der  einzelnen  Teile  des  steuerbaren 
Vermögens  spricht,  das  bleibt  sich  im  Effekt  wohl  gleich.  Die 
wirtschaftliche  Einheit,  d.  h.  bei  Waldungen  das  Wirtschaftsganze, 
bildet  den  äusseren  Rahmen,  in  dem  die  einzelnen  Bestandteile 
desselben,  vor  allem  also  Boden  und  Bestände,  zu  bewerten  sind. 

Was  die  Methode  der  Berechnung  des  Waldwertes  anlangt, 
fassen  wir  unsere  Ansicht  hiernach  kurz  dahin  zusammen,  dass 
man,  um  zu  einer  möglichst  richtigen  Veranlagung  des  Wald- 
vermögenswertes zu  gelangen,  den  Wald  für  sich  betrachten  und 
streng  nach  den  bewährten  Regeln  der  Waldwertrechnung  ver- 
fahren muss.  Diese  schreiben  aber  die  Berechnung  des  wirtschaft- 
lichen Wertes  grundsätzlich  nach  der  Erwartungswert-Methode  vor. 
Ein  Abweichen  von  dieser  richtigsten  Methode  erscheint  nur  dann 
zulässig ,  wenn  andere  einfachere  Methoden  annähernd  zu  dem 
gleichen  Ergebnisse  führen  wie  die  Erwartungswert-Methode.  Das 
ist  der  Fall  bei  haubaren  und  bei  normalen  jugendlichen  Beständen. 
Erstere  können  nach  der  Methode  des  Verkaufswerts  bewertet 
werden,  weil  der  Bestandsverkaufswert  dem  Bestandserwartungs- 
wert um  so  näher  steht,  je  mehr  man  sich  dem  Hiebsreifealter 
nähert.  Bei  der  Bewertung  normaler  Kulturen  und  Jungbestände 
aber  kann  an  Steile  des  Erwartungswertes  zur  Vereinfachung  der 
Rechnung  der  Kostenwert  angewandt  werden. 

Wie  übrigens  auch  von  anderer  Seite  schon  hervorgehoben 
wurde  (Wimmenauer '),  Endres*),  Frey')),  kommt  es  bei  der 
Bewertung  der  einzelnen  Vermögensgegenstande  zum  Zwecke  der 

')  Aligem.  Forst-  und  JagdZeitung,  1895,  S.  219  und  1900,  S<  2o6. 

2)  Forstpolitik :  S.  800. 

")  Allgem.  Forst-  und  Jagd-Zeitung,  1906,  S.  i£ 
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Steuerveranlagung  auf  allzu  peinliche  Genauigkeit  nicht  an,  und 
zwar  aus  dem  Grunde,  weil  erstens  die  Vermögenssteuersatze  dort, 
wo  die  Vermögenssteuer  lediglich  Erganzungssteuer  zur  Einkom- 
mensteuer sein  soll  —  und  das  ist  in  den  betr.  Staaten  Deutschlands 
der  Fall  ■—  niedrige  sind  (^'4  bis  1  M  vom  Tausend  Vermögen),  und 
die  Steuerstufen  sich  in  weiten  Grenzen  bewegen  —  von  looo  zu 
looo  M  — ,  und  weil  zweitens  die  einzelnen  Teile  des  Gesamt- 
vermögens jedes  Steuerpflichtigen  nicht  jeder  für  sich  veranlagt, 
sondern  als  ein  Ganzes  besteuert  werden,  so  dass  mancher  Fehler 
dadurch  schon  ausgeglichen  wird.  Auch  ist  zu  beachten,  dass  die 
Vermögenssteuer  viel  beweglicher  ist  als  die  starre  Grundsteuer, 
und  bei  der  Veranlagung  unterlaufene  Fehler  deshalb  leicht  be- 
richtigt werden  können.  Während  die  Grundsteuerkataster  meist 
jahrzehntelang  unverändert  bestehen  bleiben,  und  infolge  der  Ver- 
schiebung der  massgebenden  Verhältnisse  die  Härten  und  Unge- 
rechtigkeiten sich  mit  der  Zeit  häufen,  haben  die  Vermögenssteuer- 
veranlagungen nur  verhältnismässig  kurze  Gültigkeitsdauer;  in  Zwi- 
schenräumen von  meist  nur  3  bis  5  Jahren,  mitunter  sogar  schon 
früher,  erfolgen  Neuveranlagungen  bezw.  Berichtigungen,  so  dass 
den  veränderten  Vermögensverhältnissen  Rechnung  getragen  wer- 
den kann. 

5.  Der  bei  der  Berechnung  des  Ertragsvirertes  zu  unterstellende 

Zinsfuss. 

Bei  der  Berechnung  des  W  a  1  d  Vermögens  zu  Vermögensteuer- 
zwecken ist  nach  vorstehenden  Ausführungen  der  Ertrags  wert 
in  die  erste  Linie  zu  stellen  ,  und  insbesondere  wird  der  Wald- 
erwartungswert in  der  Regel  als  derjenige  Wert  zu  betrachten 
sein,  der  den  Wert  des  Waldes  am  zutreffendsten  angibt. 

Nun  kann  aber  aus  den  Erträgen  eines  Objekts  dessen  Ka- 
pitalwert nur  mit  Hilfe  eines  bestimmten  Zinsfusses  berechnet 
werden,  den  man  daher  als  den  Kapitalisier ungszinsfuss  zu  be- 
zeichnen pflegt.  Ohne  die  Unterstellung  eines  bestimmten  Zins- 
fusses ist  es  nicht  möglich,  Erträge  und  Ertragswert  in  ein  Ver- 
hältnis zu  einander  zu  bringen.  Einerlei  ist  es  dabei,  welche  Rech- 
nungsmethode man  anwendet,  die  Rentierungswert-  oder  die  Er- 
wartungswert-Methode. 

Von  grösster  Bedeutung  ist  sonach  bei  der  Berechnung  des 
Wald  Vermögens  wertes  die  Frage:  Welcher  Zinsfuss  ist  zur  An- 
wendung zu  bringen,  d.  h.  der  Rechnung  zu  unterstellen? 

Für  die  Waldwertberechnung  im  allgemeinen  besteht  die 
Schwierigkeit,  dass  man  den  sogenannten   forstlichen  Zinsfuss 


DigmzcdbyGoOgle 


5^ 

nicht,  wie  z.  B.  den  landwirtschaftlichen  Zinsfuss,  berechnen  kann. 
Hier  kann  aus  dem  Verhältnis  der  normalen  Verkaufswerte  von 
Grundstücken  zu  ihren  durchschnittlichen  Ertragen  der  Zinsfuss 
rechnerisch  ermittelt  werden.  Voraussetzung  ist  hierbei  nur,  dass 
der  objektive  Wert  der  Grundstücke,  d.  h.  der  Wert,  den  sie  für 
jedermann  haben,  der  Rechnung  zugrunde  gelegt  wird;  besondere 
Ausnahmeverhältnisse,  wie  z.  B.  Preistreibereien,  Liebhaberwerte 
etc.,  müssen  ausscheiden.  Eine  solche  Berechnung  des  Zins- 
fusses  ist  aber  för  forstlich  benutzte  Grundstücke  aus  dem  einfachen 
Grunde  in  der  Regel  nicht  möglich,  weil  Verkaufswerte  für  Wal- 
dungen im  allgemeinen,  ganz  besonders  aber  für  grössere  Wald-  , 
komplexe,  sich  nur  selten  gebildet  haben.  Der  ^forstliche"  Zinsfuss  ; 
muss  also  in  der  Regel  auf  dem  Wege  der  Schätzung  gefunden  j 
werden,  und  zwar  geschieht  dies  zumeist  unter  Anlehnung  an  den  J 
sogenannten  landesüblichen  oder  an  den  landwirschaftlichen  Zins- 
fuss und  unter  Berücksichtigung"  der  Eigentümlichkeiten  der  betr. 
Waldwirtschaft.  Es  kanri  darauf  verzichtet  werden,  auf  die  Art 
und  Weise  der  Ermittelung  des  forstlichen  Zinsfusses  und  die 
dabei  zu  berücksichtigenden  Faktoren  hier  näher  einzugehen,  und 
zwar  aus  dem  Grunde,  weit  die  Festsetzung  des  forstlichen  Wirt- 
schafts- oder  Kapitaüsierungszinsfusses  eine  Frage  der  allge- 
meinen Waldwertrechnung  ist.  Es  genügt  daher,  auf  die  Lehr- 
bücher der  Waldwertrechnung  zu  verweisen,  wenn  angenommen 
werden  darf,  dass  der  „forstliche"  Zinsfuss  auch  der  Waldwertrech- 
nung zu  Vermögenssteuerzwecken  zu  unterstellen  ist. 

Die  meisten  forstlichen  Schriftsteller  stimmen  nun  darin  überein, 
dass  der  forsthche  Zinsfuss  je  nach  der  Sicherheit  des  Betriebes 
mehr  oder  weniger  nach  unten  vom  landesüblichen  Zinsfuss  ab- 
weicht, dass  er  je  nach  Holz-  und  Betriebsart  etwa  zwischen  i  V* 
und  3"/o  schwankt.  Stellt  der  mit  einem  hiernach  so  gut  und  ge- 
wissenhaft als  möglich  eingeschätzten  Zinsfusse  berechnete  Wald- 
wert  den  Ertragswert  oder  den  wirtschaftlichen  (gemeinen)  Wert 
des  Waldes  dar,  so  würde  gesetzesgemäss  dieser  Wert  auch  der 
Vermögenssteuer- Veranlagung  zugrunde  zu  legen  sein. 

Nun  fragt  es  sich  aber,  ob  dieses  Verfahren  durchaus  ein- 
wandfrei ist,  oder  ob  unserer  Annahme,  dass  der  „forsthche"  Zins- 
fuss Waldwertberechnungen  zu  VermCSgenssteuerzwecken  zu  unter- 
stellen ist,  Bedenken  entgegenstehen? 

Endresi)  sagt  hierzu:  „Bei  der  Ermittelung  des  Vermögens- 
steuerwertes ist  in  Betracht   zu  ziehen,  dass  es  sleuerpolitisch  ein 

1)  a.  a.  O.  S.  800. 
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Widerspruch  ist,  ein  gering  rentierendes  Steuerobjekt  mit  einem 
hohen  Vermögenswert  zu  veranschlagen.  Das  geschieht  aber, 
wenn  man  die  Rente  mit  dem  niedrigen,  forstlichen  Verzinsungs- 
prozent kapitalisiert.  Würde  dasselbe  in  einer  bestimmten  Gegend 
z.  B.  nur  zu  i*'/o  ermittelt,  so  würden  sich  unhaltbare,  hohe  Ver- 
mögenswerte berechnen." 

Diese  Auffassung  liest  sich  ganz  schön,  aber  sie  widerspricht 
durchaus  dem  Zwecke  und  der  Tendenz  der  Vermögenssteuer  als 
einer  Ergänzungssteuer  zur  allgemeinen  Kinkommenbesteuerung. 
Die  Vermögenssteuer  soll  —  wie  wir  gesehen  haben  —  den  Ver- 
mögensbesitz treffen  ohne  jegliche  Rücksicht  darauf,  ob  und  ein 
wie  hohes  Einkommen  derselbe  abwirft.  Lediglich  der  tatsächlich 
vorhandene  Vermögenswert  soll  bei  dieser  Steuer  ausschlaggebend 
sein.  Ob  das  Haus  eines  Steuerpflichtigen  leer  steht  und  infolge- 
dessen augenblicklich  gar  keine  Rente  abwirft,  oder  ob  nur  ein 
Stockwerk  von  mehreren  vermietet  ist,  wodurch  die  Verzinsungs- 
höhe sehr  tief  steht,  oder  ob  die  Rente  des  Hauses  normal  oder 
ausnahmsweise  hoch  ist,  das  alles  spielt  bei  der  Vermögensbe- 
steuerung keine  Rolle,  sondern  einzig  und  allein  der  gemeine  Wert 
des  Hauses,  d.  h.  der  Preis,  zu  dem  es  jedermann  übernehmen 
kann,  zu  dem  es  unter  normalen  Verhältnissen  also  verkauft  wird. 
Ob  der  parkartig  bewirtschaftete  Wald  gar  keine  oder  nur  eine 
sehr  niedrige  Rente  abwirft  trotz  seines  vielleicht  hohen  gemeinen 
Werts,  ist  ganz  nebensächlich  für  die  Höhe  der  Vermögenssteuer, 
Der  gemeine  Wert,  d.  h.  in  erster  Linie  der  Tauschwert,  muss  zu- 
grunde gelegt  werden;  mit  anderen  Worten:  es  wird  im  allge- 
meinen implicite  der  Zinsfuss  unterstellt,  welcher  sich  berechnet 
aus  der  Formel: 

loo  X  wirkliche  Rente 

'^  Tauschwert 

Hat  sich  aber  ein  Tauschwert  —  wie  dies  bei  der  Waldwirtschaft 
zumeist  der  Fall  ist  —  nicht  gebildet,  so  bleibt  eben  nichts  anderes 
übrig,  als  den  nach  bestem  Ermessen  eingeschätzten  Zinsfuss,  d.  h. 
den  entsprechenden  forstlichen,  zugrunde  zu  legen.  Und  wirft  das 
Steuerobjekt  überhaupt  keine  Rente  ab,  dann  kann  auch  mit 
einem  Zinsfusse  nicht  operiert  werden;  in  solchem  Falle  muss  der 
gemeine  Wert  eben  nach  bestem  Ermessen  unmittelbar  eingeschätzt 
werden. 

Bei  der  Vermögensbesteuerung  kommt  es  auch  schon  aus 
dem  Grunde  nicht  darauf  an,  ob  und  welche  Rente  das  betreffende 
Vermögen  dem  Besitzer  und  Steuerpflichtigen  gewährt,  weil  durch 
die  Berücksichtigung  der  Höhe  der  Rente  in  der  von  Endres.  vor- 
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geschlagenen  Weise  die  unbedingt  erforderliche  Einheitlichkeit  der 
Bemessungsgrundlage  der  Vermögenssteuer  verloren  gehen  würde. 
Diese  Steuer  will  den  faktischen  Vermögenswert  treffen,  und  es 
darf  daher  nicht  ein  Zinsfuss  unterstellt  werden,  der  mit  der  Wirk- 
lichkeit nicht  in  Einklang  steht.  Aus  volkswirtschaftlichen  wie 
auch  aus  steuerpolitischen  Gründen  würde  es  unseres  Erachtens 
geradezu  ein  Fehler  sein,  hohe  gemeine  Werte  darstellende  Ver- 
mögensteile, wie  Parkanlagen,  Landhauser,  Jagdschfösser,  Bauplätze 
etc.,  aus  dem  Grunde  ganz  steuerfrei  zu  lassen  oder  ihre  wirkhche 
Rente  mit  einem  der  Höhe  derselben  nicht  entsprechenden,  hohen 
Zinsfusse  zu  kapitalisieren,  d.  h.  einen  niedrigeren  als  den  gemeinen 
Wert  zu  besteuern,  weil  sie  nach  dem  Willen  des  Besitzers,  sei 
es  zu  seiner  Annehmlichkeit,  sei  es  zu  spekulativen  Zwecken,  zeit- 
weilig ertragslos  liegen  oder  doch  nur  eine  sehr  niedrige  Rente 
abwerfen. 

Hält  man  es  für  richtig,  bei  der  Ermittelung  der  Vermögens- 
werte andere  Zinsfusse  anzuwenden,  als  sonst,  z.  B.  bei  Verkäufen, 
unterstellt  zu  werden  pflegen,  dann  verurteilt  und  verlässt  man  damit 
das  Prinzip  der  Vermögenssteuer.  Man  erklärt  sich  damit  stilLschwei- 
gend  gegen  diese  Steuerart  und  erhebt —  wenn  auch  mittelbar  — 
die  doppelte  Besteuerung  des  fundierten  oder  ßesitzeinkommens 
auf  den  Schild.  Wozu  dieser  Umweg,  muss  man  aber  dann  fragen? 
Zu  welchem  Zwecke  den  Vermögenswert  zur  Bemessungsgrundlage 
machen,  wenn  man  in  praxi  davon  abweicht  und  die  Höhe  der 
Rente  den  Ausschlag  geben  lässt?  Da  tut  man  doch  besser,  sich 
direkt  an  den  Ertrag  oder  an  das  Einkommen  aus  dem  Besitz  zu 
halten ,  indem  man  diejenigen  Ertrags  -  oder  Einkommensteile, 
welche  aus  dem  Vermögen  fliessen,  doppelt,  d.  h.  höher  besteuert 
als  den  Ertrag  oder  das  Einkommen  aus  der  menschlichen  Ar- 
beitskraft. 

Hält  man  dagegen  die  Ve  rmögensbesteuerung  für  den  ein- 
facheren und  richtigeren  Weg,  um  nicht  nur  das  Besitzeinkommen 
steuerlich  stärker  zu  treffen  als  das  Arbeitseinkommen,  sondern  um 
auch  die  Lücken  auszufüllen,  die  die  Einkommensteuer  lässt,  dann 
muss  der  Grundsatz  der  Vermögenssteuer,  den  gemeinen  Wert 
des  Vermögensbesitzes  zu  treffen,  auch  konsequent  durchgeführt 
werden.  In  der  Natur  jeder  Vermögenssteuer  liegt  es  eben,  dass 
—  auf  die  Rente  bezogen  —  das  niedrig  rentierende  Vermögen 
schärfer  getroffen  wird  als  das  hoch  rentierende.  Aber  das  ist 
ja  gerade  die  Absicht  der  Vermögenssteuer.  Die  Höhe  der  Rente 
wird  von  der  Einkommensteuer  berücksichtigt,  die  Vermögenssteuer 
aber  soll  auch  diejenigen  Vermögensobjekte  treffen,  die  gar  keine 
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oder  nur  eine  ganz  geringe  Rente  liefern.  Das  kann  aber  natür- 
lich nicht  nach  dem  Massstabe  der  Rente  geschehen. 

Man  konnte  vielleicht  hiergegen  einwenden,  es  sei  zu  berück- 
sichtigen, ob  dem  Besitzer  selbst  die  geringe  Rentabilität  des  Steuer- 
objekts zuzuschreiben  sei  —  wie  bei  Parks,  Landhäusern  und  beim 
absichtlichen  Leerstehenlassen  eines  Hauses  ^,  oder  ob  sie  in  den 
allgemeinen,  wirtschaftlichen  Verhältnissen  und  in  den  Eigentüm- 
lichkeiten des  betreffenden  Betriebs  begründet  sei;  doch  wo  ist  bei 
einer  solchen  Unterscheidung  die  Grenze  zu  ziehen  zwischen  Schuld 
und  Nichtschuld  des  Besitzers? 

Der  Eigentümer  eines  nur  zu  i^o  rentierenden  Buchenhoch- 
waldes muss  ja  das  niedrige  Zinsen  abwerfende,  dafür  aber  sichere 
und  im  Werte  steigende  Vermögensobjekt  nicht  behalten.  Niemand 
zwingt  ihn  dazu,  sein  Vermögen  gerade  in  Buchenhochwald  anzu- 
legen; er  kann  seinen  Wald  jederzeit  verkaufen.  Käufer,  die  den 
wirklichen  Wert  dafür  zahlen,  finden  sich  schon.  Im  übrigen  werfen 
wir  die  Frage  auf:  Wie  wird  denn  dieses  niedrige  Verzinsungs- 
prozent, dessen  Anwendung  man  beanstandet,  rechnerisch  ermittelt, 
wenn  man  es  nicht  einschätzt?  Doch  in  der  Weise,  dass  man  der 
Waldrente  den  nicht  nach  dem  Erwartungswerte  —  dazu  bedarf 
es  ja  der  vorherigen  Festsetzung  des  Zinsfusses!  — ,  sondern  auf 
eine  andere  —  streng  genommen  unrichtige  —  Art  berechneten 
Waldkapitalwert  gegenüberstellt.  Erhält  man  aber  auf  diese  Weise 
den  wirklichen,  gemeinen  Wert  des  Waldes,  und  ist  die  heraus- 
gerechnete Verzinsung  wirklich  die  der  Rente  und  dem  wahren 
Werte  deS  Waldes  entsprechende?  Sollte  es  in  Erwägung  dessen 
nicht  richtiger  und  einfacher  sein,  den  Zinsfuss  der  Waldwirtschaft 
einzuschätzen  und  auf  Grund  der  Erträge  mit  diesem  den  kon- 
kreten Verhältnissen  entsprechenden,  eingeschätzten  Zinsfusse  den 
Waldwert  zu  berechnen? 

Jedenfalls  halten  wir  es  nicht  für  richtig,  bei  Waldwertrech- 
nungen, die  zum  Zwecke  der  Vermögenssteuer- Veranlagung  aus- 
geführt werden ,  einen  anderen  Zinsfuss  zu  unterstellen  als  bei 
solchen  Waldwertrechnungen,  die  dem  Zwecke  des  Verkaufs  des 
Waldes  dienen  sollen.  Können  unsere  mit  Zugrundelegung  des 
nach  bestem  Ermessen  ermittelten ,  den  konkreten  Verhältnissen 
entsprechenden  „forstlichen"  Zinsfusses  ausgeführten  Waldwert- 
Berechnungen  Anspruch  auf  Richtigkeit  machen,  so  müssen  sie 
auch  bei  der  Veranlagung  der  Waldungen  zur  Vermögenssteuer 
die  Grundlage  bilden,  d.  h.  auch  hier  muss  der  „forstliche"  Zinsfuss 
unterstelh  werden.  Einen  besonderen  Steuer- Vermögenswert 
gibt  es   nicht.     Die  Vermögenssteuer   will    und   soll    den   wahren 
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Wert  des  Waldes  treffen,  d.  h.  den  Wert,  der  unter  normalen  Ver- 
haltnissen beim  Verkaufe  zu  erzielen  ist. 

Die  Eigenschaft,  „dass  die  Einnahmen  aus  der  Forstwirtschaft 
sehr  stark  von  der  geschäftlichen  Konjunktur  abhängig  sind  und 
vielen  Schwankungen  unterliegen",  teilen  sie  mit  den  Einnahmen 
aus  vielen  anderen  Unternehmungen.  Ja  man  darf  ruhig  behaupten, 
dass  die  jährlichen  Schwankungen  der  Einnahmen  anderer  Wirt- 
schaften, z.  B.  des  Landwirtschaftsbetriebs,  vielfach  noch  weit 
grösser  sind ,  als  diejenigen  des  Forstbetriebs.  Trotzdem  aber 
ändert  sich  der  Vermögenswert  jener  Betriebe  nicht  mit  diesen 
jahrlichen  Schwankungen;  er  bleibt  in  der  Hauptsache  der  gleiche, 
weil  die  Durchschnittserträge  hinsichtlich  der  Höhe  des  gemeinen 
Wertes  ausschlaggebend  sind. 

Der  Schlussfolgerung  von  Endres  (a.  a.  O.  S.  800):  „Mit 
Rocksicht  auf  diese  Verhältnisse  ist  es  angezeigt,  mindestens  den 
landesüblichen  Zinsfuss,  richtiger  aber  den  Hypothekarzinsfuss  bei 
der  Berechnung  des  Waldvermögenswertes  zu  unterstellen",  kann 
daher  nicht  zugestimmt  werden.  Das  Waldvermögen  mit  dem 
landesüblichen,  d.  h.  mit  dem  relativ  hohen  Leihzinsfuss,  oder  mit 
dem  noch  höheren  Hypothekarzinsfuss  zu  berechnen,  würde  ein 
grosser  Fehler  sein,  denn  man  würde  mit  einer  solchen  Bestim- 
mung von  der  Tendenz  der  Vermögenssteuer,  den  wirklichen  oder 
gemeinen  Wert  des  Vermögens  zu  treffen,  vollständig  abweichen. 
Kein  sachverständiger  Forstmann  und  kein  richtig  rechnender 
Waldbesitzer  wird  heute  bei  der  Ermittelung  des  Wertes  von 
Waldungen,  insbesondere  von  Hoch  Waldungen,  den  landesüblichen 
oder  gar  den  Hypothekarzinsfuss  zugrunde  legen.  Aus  welchem 
Grunde  soll  daher  bei  der  Ermittelung  des  gemeinen  Wertes  der 
Waldungen  zum  Zwecke  der  Vermögenssteuerveranlagung  ein 
höherer  Zinsfuss  als  bei  allen  sonstigen  Wald  Wertrechnungen 
unterstellt  werden? 

Die  Vorschrift  des  §  5  der  ^Technischen  Anleitung"  zum 
Preussischen  Ergänzungssteuergesetz  vom  26.  Dezember  1893,  wo- 
nach „bei  Bemessung  des  gemeinen  Wertes  der  Grundstücke" 
dort ,  wo  Käufe  namentlich  von  land  ■  und  forstwirtschaftlich 
benutzten  Grundstücken  nicht  in  ausreichendem  Umfange  vor- 
kommen, um  einen  zutreffenden  Massslab  zu  gewahren,  die  Er- 
tragswerte zum  Anhalt  zu  nehmen  sind,  d.  h.  „die  Kapitalwerte, 
deren  jährliche  Zinsen  dem  bei  gemeingewöhnlicher  Bewirtschaf-  ■ 
tung  dauernd  zu  erzielenden,  durchschnittlichen  jahrlichen  Ertrage 
unter  Anwendung  desjenigen  Zinsfusses  gleichkommen,  der  von 
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■  dem  in  gleichartigem  Grundbesitze  angelegten  Kapital  in  der 
i  betreffenden  Provinz  etc.  erzielt  zu  werden  pflegt",  entspricht  dem 
Pnnzipe  der  Vermögenssteuer,  den  wirklichen,  und  keinen  fingierten 
Wert  des  Besteuerungsgegenstandes  zu  erfassen.  Auf  den  Wald- 
besitz angewendet,  besagt  diese  Vorschrift,  dass  der  Zinsfuss  der  Be- 
rechnung zugrunde  zu  legen  ist,  welcher  der  Waldwirtschaft  der  be- 
treffenden Provinz  etc.  entspricht.  Und  wenn  die  Rente  der  nach  Holz- , 
Betriebsart  und  Umtriebszeit  verschiedenen  Waldwirtschaftsfonnen 
eine  verschiedene  ist,  so  liegt  es  unseres  Erachtens  im  Sinne  der  Vor- 
schrift, dass  der  der  betreffenden  Betriebsform  entsprechende  Zinsfuss 
unterstellt  wird,  denn  es  soll  der  Zinsfuss  genommen  werden,  der  von 

dem  in  gleichartigem  Grundbesitze  angelegten  Kapital 

erzielt  zu  werden  pflegt.  Ein  im  7o-jährigem  Umtriebe  bewirt- 
schafteter Fichtenhochwald,  ein  Eichenhochwald  mit  i8o-jährigem 
Turnus  und  ein  im  t6-jährigen  Umtriebe  stehender  Eichenschäl- 
waldbetrieb  können  aber  doch  nicht  als  in  „gleichartigem"  Grundbe- 
besitze angelegte  Kapitalien  angesehen  werden.  Die  Vorschrift 
rechtfertigt  also  die  Anwendung  verschiedener,  den  einzelnen  Be- 
triebsarten der  Waldwirtschaft  entsprechenden  ZinsfOsse,  d.  h,  sie 
will,  dass  der  „forstliche"  Zinsfuss  der  Rechnung  zugrunde  zu 
legen  ist. 

Wenn  —  wieEndres  hervorhebt  (a.  a.  O.,  S,  799/800)  —  die 
Preussische  Regierung  bei  der  Ermittelung  der  Verzinsungshöhe 
der  Waldkapitalien  nach  Provinzen  etc.  auf  Schwierigkeiten  ge- 
stossen  ist  und  aus  diesem  Grunde  unter'm  I.  September  1894  durch 
eine  allgemeine  Verfügung ')  bestimmt  hat,  dass  jener  Zinsfuss  an- 
zuwenden sei,  der  sich  für  die  betreffende  Provinz  bei  der  Ver- 
gleichung  des  Pachtertrags  mit  den  nach  den  allgemeinen 
Schätzungsmerkmalen  für  den  Hofbesitz  (landwirtschaftliche  Güter) 
ermittelten  gemeinen  Werten  ergibt,  so  wird  damit  die  grundsätz- 
liche Richtigkeit  jener  Vorschrift  der  „Technischen  Anleitung"  nicht 
in  Zweifel  gezogen.  Preussen  hat  mit  der  Bestimmung  vom 
I.  September  1894  allerdings  der  Vereinfachung  der  Steuerveran- 
lagung halber  auf  die  Anwendung  des  „forstlichen"  Zinsfusses  ver- 
zichtet und  statt  dessen  die  Zugrundelegung  des  „landwirtschaft- 
hchen"  Zinsfusses  für  die  Berechnung  der  Waldvermögenswerte 
vorgeschrieben.  Allein  daraus  folgt  doch  nicht,  dass  dieser  Weg 
der  richtige  ist  und  nun  auch  anderwärts  eingeschlagen  werden 
muss.     Gerade  die  Tatsache,  dass  die  bei  den  Vorarbeiten  ftlr  die 
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Schätzung  des  gemeinen  Werts  der  Holzungen  ermittelten  Zins- 
füsse,  selbst  wenn  allein  die  Gesamtdurchschnitte  für  die  ganzen 
Regierungsbezirke  in's  Auge  gefasst  wurden,  so  sehr,  nämlich  zwi- 
schen 1,1  und  5,0°/",  schwankten,  hätte  die  Preussische  Regierung 
veranlassen  sollen,  nicht  so  summarisch  zu  verfahren,  wie  es  tat- 
sächlich mit  der  Ersetzung  des  forstlichen  Zinsfusses  durch  den 
landwirtschafdichen  geschehen  ist.  Wenn  schon  die  von  Sachver- 
ständigen ermittelten  Gesamtdurchnitts-Zinsfüsse  der  ganzen  Re- 
gierungsbezirke in  solch'  weiten  Grenzen  sich  bewegten,  so 
mOssen  die  ZinsfUsse  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  (Ober- 
förstereien) noch  viel  mehr  geschwankt  haben,  und  es  ist  dies  auch 
ganz  erklärlich,  denn  ein  reines  Buchenhochwaldrevier  verzinst 
sich  eben  anders  als  ein  Fichten  hoch  Waldrevier,  oder  als  ein  Eichen- 
schalwaldrevier  sich  in  den  1880«  und  auch  noch  im  Anfang 
der  1890er  Jahre  verzinste.  Warum  soll  nun  die  den  gemeinen 
Wert  der  Waldungen  so  stark  beeinflussende,  tatsächUche  Ver- 
zinsung unberücksichtigt  bleiben,  und  an  deren  Stelle  der  landwirt- 
schaftliche Zinsfuss  der  betreffenden  Provinz  treten?  Die  in  der 
erwähnten  allgemeinen  Verfügung  gegebene  Begründung  dieses 
summarischen  Verfahrens,  wonach  es  schon  um  deswillen  emp- 
fehlenswert erscheine,  „um  die  ländlichen  Besitzungen  allgemein 
nach  den  gleichen  Grundsätzen  zu  behandeln ,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  dass  dieser  Zinsfuss  für  Forsten  nach  allgemeinen 
Anschauungen  niedriger  angenommen,  also  der  Ertrag  behufs 
Bestimmung  des  Kapitalwertes  mit  einer  grösseren  Zahl  multipli- 
ziert werden  könne,"  steht  auf  sehr  schwachen  Füssen.  Nach 
gleichen  Grundsätzen  werden  die  land-  uud  forstwirtschaftlich  be- 
nutzten Besitzungen  doch  wohl  dann  behandelt,  wenn  sie  mit  ihren 
wirklichen  gemeinen  Werten  zur  Vermögeossteuer  veranlagt  wer- 
den, nicht  aber  dann,  wenn  für  alle  solche  Grundstücke  einer  Pro- 
vinz der  gleiche  Zinsfuss  unterstellt  wird.  Wenn  das  letztere  ge- 
schieht, dann  spricht  sich  —  wenigstens  innerhalb  der  Provinz  — 
die  Verschiedenheit  der  Verzinsung  der  einzelnen  Besitzungen  in 
der  Höhe  der  Kapitalwerte  nicht  aus.  Nur  die  Höhe  des  Rein- 
ertrags (Rente)  ist  noch  massgebend ,  der  Faktor  Verzinsungs- 
höhe ,  der  doch  den  gemeinen  Wert  ebenso  beeinflusst  wie 
die  Höhe  des  Reinertrags,  ist  innerhalb  der  Provinz  durch  künst- 
liche Gleichmachung  ausgeschaltet.  Damit  ist  aber  das  Prinzip 
der  Besteuerung  des  gemeinen  Wertes  aufgegeben,  und  das 
Einkommensteuer  -  Prinzip  an  dessen  Stelle  getreten.  Man  ist 
damit  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bei  der  Vorausbesteuerung 
des    fundierten    Einkommens    angelangt  ,    während    die    Ver- 
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mögenssteuergesetze  doch  den  Wert  des  Vermögens,    nicht  aber 
dessen  Rente,  steuerHch  erfassen  wollen. 

Von  einer  als  richtig  erkannten,  grundsätzlichen  Auffassung 
sollte  man  nur  dann  abweichen,  wenn  die  Durchführung  des  Prinzips 
in  der  Praxis  auf  unüberwindliche  oder  im  Verhältnis  zum  Zwecke 
zu  grosse  Schwierigkeiten  stösst.  Es  würde  sich  also  im  vor- 
liegenden Falle  fragen:  Ist  die  Anwendung  des  forstUchen  Zins- 
fusses  bei  Wald  Wertberechnungen  zum  Zwecke  der  Vermögens- 
steuerveranlagung ausführbar?  Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  denn 
andernfalls  würden  richtige  Waldwertrechnungen,  auf  die  sich 
Kaufverhandlungen  zu  stützen  pflegen,  nicht  ausgeführt  werden 
können.  Wenn  man  den  forstlichen  Zinsfuss  auch  viel  seltener  be- 
rechnen kann,  als  den  landwirtschaftlichen,  weil  Waldverkäufe 
nicht  so  häufig  vorkommen  wie  Verkäufe  von  landwirtschaftlichen 
Gütern,  so  kann  er  doch  mit  genügender  Sicherheit  eingeschätzt 
werden.  Das  Verfahren  der  Veranlagung  der  Waldungen  zur  Ver- 
mögenssteuer würde  zwar  etwas  komplizierter  werden,  wenn  für 
die  verschiedenen  Hauptholz-  und  Betriebsarten  einer  Gegend  der 
forstliche  Zinsfiiss  eingeschätzt  würde,  aber  dafür  würde  es  auch 
den  grossen  Vorzug  haben,  dass  es  richtiger  wäre  als  das  Preussi- 
sche  Verfahren,  das  den  landwirtschaftlichen  Zinsfuss  einer  Provinz 
für  alle  Betriebsformen  der  Waldwirtschaft  unterstellt. 

Den  forstlichen  Zinsfuss  generell  für  ein  ganzes  Land,  z.  B. 
für  das  in  seinen  einzelnen  Teilen  wirtschaftlich  so  sehr  verschieden- 
artige Preussen,  festzusetzen,  etwa  auf  3''/o,  wie  Endr es  vorschlägt 
(a.  a.  O.,  S.  800),  das  halten  wir  filr  ebenso  unrichtig  wie  die  Unter- 
stellung des  landwirtschaftlichen  Zinsfusses.  Man  wird  die  einzelnen 
I  Waldvermögenswerte  richtiger  veranschlagen,  wenn  man  den  Zins- 
;  fuss  nach  den  Hauptholz-  und  Betriebsarten  einschätzt,  also  für 
:  Buchen-  und  Eichenhochwald  etwa  z^h,  für  die  Kiefer  und  Lärche 
etwa  2Vs°/o  und  für  Fichte,  Tanne  und  die  Nieder  Waldwirtschaft 
. '  etwa  s^/o, 

6.  Die  in  Preussen,  Hessen  und  Baden  geltenden  Vorschriften 

für  die  Berectinung  und  Schätzung  des  steuerbaren  Wetldver- 

mögens  und  ihre  Würdigung. 

Um  die  Einschätzung  der  Grundstücke  im  allgemeinen  zu  er- 
leichtern und  zu  vereinfachen,  bestimmte  für  Preussen  die  „Tech- 
nische Anleitung"  im  Artikel  8,  dass  als  erste  Vorbereitung  für  die 
Schätzung  in  möglichst  ausgedehntem  Umfange  wirklich  gezahlte 
Grundstückspreise,    sowie  landschaftliche  und  ahnliche  Taxen    zu 
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sammeln  seien,  und  zwar  für  die  erste  Veranlagung  zur  Ergänzungs- 
steuer solche  aus  dem  lo-jährigem  Zeiträume  von  1884  bis  1893. 
Die  ständige  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts  bewirkte 
nun,  dass  die  Verkäufswerte  aus  Kaufpreisen  „neuester  Zeit" 
ermittelt  wurden,  allein  das  Ergänzungssteuergesetz  von  rgoö  be- 
stimmt im  §  11,  dass  beider  Einschätzung  von  dauernd  land-  oder 
forstwirtschaftlich  benutzten  Grundstücken  der  Wert  nach  den  Ver- 
kaufswerten und  den  Pachtpreisen  zu  bemessen  sei,  die  sich  für 
Grundstücke  gleicher  Art  nach  dem  Durschnitte  der  letzten 
IG  Jahre  ermitteln  lassen.  Ferner  waren  nach  Artikel  13  der 
Techn.  Anleitung,  um  als  Hilfsmittel  der  Schätzung  weitere  allge- 
meine Merkmale  Zugewinnen,  sogenannte  Musterbesitzungen 
in  möglichst  grosser  Anzahl  und  in  allen  Teilen  des  Veranlagungs- 
bezirks aufzusuchen,  in  welchen  die  in  dem  Veranlagungsbezirke 
obwaltenden,  gemeingewöhnlichen  Verhältnisse  zur  An- 
schauung kommen.  Diese  Musterbesitzungen  sollten  u.  a.  auch  in 
der  „üblichen  Weise"  aus  Äckern,  Gärten,  Wiesen,  Weiden  Hol- 
zungen usw.  zusammengesetzt  sein  und  möglichst  aus  solchen  Be- 
sitzungen ausgewählt  werden,  für  weiche  brauchbare  Kauf-  oder 
Taxpreise  vorlagen,  damit  für  die  Bewertung  unmittelbare  An- 
haltspunkte gegeben  seien.  Nach  Artikel  16  sollte  als  Hilfsmittel 
der  Schätzung  des  gemeinen  Werts  von  Besitzungen  schliesslich 
und  vornehmlich  der  in  den  Grundsteuerkatastern  nachgewiesene 
Flächeninhalt  und  Grunsteuerreinertrag  benutzt  werden.  Hierbei 
sollte  besondere  Rtlcksicht  darauf  genommen  werden,  dass  bei  Be- 
sitzungen von  gleicher  Bodengüte,  aber  von  verschiedenem  Flächen- 
umfange der  Durchschnittswert  für  das  Hektar  bei  kleineren  Be- 
sitzungen höher  als  bei  grösseren  Besitzungen  zu  sein  pflegt,  sowie 
dass  andererseits  bei  Besitzungen  von  gleichem  Flächenumfange, 
aber  verschiedener  Bodengüte  der  Durchschnittswert  für  das  Hektar 
nicht  im  gleichem  Verhältnis  mit  dem  Grundsteuerreinertrage  zu- 
oder  abnimmt.  Hiernach  zerfiel  also  das  Schatzungsverfahren  — 
gesondert  für  jede  der  3  im  Art.  7,  Ziff.  1  der  techn.  Anleitung 
genannten  Besitzgruppen  —  in:  1.  die  Sammlung  möglichst  zahl- 
reicher Kauf-  und  Taxpreise,  Prüfung  und  Richtigstellung 
derselben  und  Ableitung  der  von  besonderen  Einflüssen  befreiten, 
reinen  Kauf-  und  Taxpreise  der  betreffenden  Grundstücke;  2.  Auf- 
stellung von  Musterbesitzungen,  vorläufige  Schätzung  des  ge- 
meinen Werts  dieser  Musterbesitzungen  im  Anhalte  an  die  reinen 
Kauf-  und  Taxpreise;  3,  Ableitung  allgemeiner  Schatzungs- 
merkmale aus  den  gemeinen  Werten  der  Musterbesitzungen  und 
Richtigstellung  derselben  durch  Ausgleichung  etwaiger  in  den  mass- 
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gebenden  Verhältnissen  nicht  begründeten  Verschiedenheiten;  4.  Be- 
richtigung der  vorläufig  ermittelten,  gemeinen  Werte  der  Muster- 
besitzungen im  Anhalt  an  die  richtig  gestellten  Schatzungsmerk- 
male, event.  Ausscheidung  ungeeigneter  Musterbesitzungen  und  Er- 
satz derselben  durch  besser  geeignete;  5,  Ermittelung  des  gemeinen 
Werts  aller  einzelnen  Besitzungen  im  Anhalte  an  die  berich- 
tigten, gemeinen  Werte  der  Musterbesitzungen  und  mit  Benutzung 
der  richtiggestellten,  allgemeinen  Schätzungsmerkmale  (Gauss,  a. 
a.  O.,  S.  83).  Die  Sammlungen  aller  dieser  Anhaltspunkte  für  die 
Schätzung  des  gemeinen  Werts  des  Immobiliarbesitzes  sind  übrigens 
durch  Wahrung  der  Veränderungen  stets  auf  dem  Laufenden  zu  er- 
halten. An  dieser  Stelle  sei  übrigens  besonders  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts  in 
Staatssteuersachen  die  Benutzung  der  nach  der  „Technischen  An- 
leitung "aufzustellenden,  „allgemeinen  Schätzungsmerkmale",  d.  h.  die 
Schätzung  des  Grundbesitzes  nach  „Einheitssätzen",  dadurch  wesent- 
lich eingeschränkt  hat,  dass  sie  in  einer  ganzen  Reihe  von  Ent- 
scheidungen den  Grundsatz  aufgestellt  hat,  dass  die  Bewertung  des 
Grundbesitzes  in  erster  Linie  nach  den  normalen  Eigenpreisen  (Kauf- 
preisen der  betreffenden  Besitzung)  und,  wenn  es  hieran  fehlt,  in 
zweiter  Linie  durch  unmittelbare  Vergleichung  mit  den  bei  normaler 
Preisbildung  verkauften  Besitzungen  erfolgen  soll;  nur  beim  Mangel 
von  Vergleichsobjekten  soll  an  dritter  Stelle  auf  die  Einheitssätze  als 
allgemeine  Schätzungsmerkmale  zurückgegriffen  werden  dürfen  (F  u  i- 
sting,  a.  a.  O.,  II,  S.  70).  So  heisst  es  beispielsweise  in  der  Überschrift 
einer  Entscheidung  vom  25.  Januar  i8g8  (E.  in  St  VI,  S.  298): 
„Ist  für  die  Bewertung  eines  Grundstücks  die  Benutzung  eines 
dafür  gezahlten  Kaufpreises  oder  der  Vergleich  mit  den  für  ähn- 
liche Grundstücke  gezahlten  Kaufpreisen  möglich,  so  ist  die  un- 
mittelbare Ermittelung  des  gemeinen  Werts  nach  Einheitssätzen  un- 
zulässig ,  selbst  wenn  dabei  die  gezahlten  Kaufpreise  gewürdigt 
werden," 

Den  „Einheitssätzen*  wird  demnach  eine  massgebende  Be- 
deutung, wenigstens  in  dem  Sinne  nicht  beigemessen,  dass  die  mit 
ihrer  Anwendung  gefundenen  Ergebnisse  ohne  weiteres  oder  bis 
zur  Erbringung  eines  Gegenbeweises  Anspruch  auf  Geltung  hätten. 
Eine  solche  Auffassung  würde  dem  Gesetze  widersprechen.  Die 
„Einheitssätze"  sind  Kontrollmittel  der  Steuerverwaltung,  welche 
dazu  bestimmt  sind,  grobe  Schätzungsfehler  zu  erkennen  und  die 
Schätzungsergebnisse  von  einem  Bezirke  zum  anderen  miteinander 
in  eine  gewisse  Übereinstimmung  zu  bringen.  Speziell  für  das 
Rechtsmittelverfahren   ist  den  Einheitssätzen  beim  Wider- 
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Spruche  des  Pflichtigen  fast  jede  Bedeutung  abgesprochen. 
Denn  wenn  in  einem  bestimmten  Bezirke  Verkäufe  einer  gewissen 
Kategorie  von  Besitzungen  vorgekommen  sind ,  und  es  deshalb 
an  Vergleichsobjekten  fehlt,  so  können  auch  keine  Einheitspreise 
gebildet  werden.  Wollte  man  aber,  um  in  solchen  Fällen  Einheits- 
sätze darstellen  zu  können ,  auf  weitere  Zeiträume  und  grössere 
Bezirke  zurükgehen,  so  würde  hiermit  auch  die  Möglichkeit  einer 
unmittelbaren  Vergleichung  gegeben  sein  (Fuisting,  a.  a.  O-,  II, 
S.  69  u.  70). 

Dass  der  Aufstellung  von  Einheitssätzen  für  Waldungen 
sehr  grosse  Schwierigkeiten  entgegenstehen  würden,  war  voraus- 
zusehen, und  dass  es  infolgedessen  zu  einer  solchen,  wie  bei  sämt- 
lichen übrigen  Kulturarten,  überhaupt  nicht  gekommen  ist,  geht  aus 
folgendem  hervor. 

Zur  Vereinfachung  der  Schätzung  der  Forsten  und  Hol- 
zungen sind  für  Preussen  eine  Reihe  spezieller  Bestimmungen 
erlassen  worden.  In  der  allgemeinen  Verfügung  des  Finanz- 
ministers vom  17.  Februar  1894  wurde  ausgesprochen,  dass  die 
zu  landwirtschaftlichen  Besitzungen  gehörigen  Holzungen  in  der 
Regel  durch  die  allgemeinen  Schätzungsmerkmale  mit 
erfasst  werden  können,  soweit  die  Holzungen  aus  dem  üblichen 
Rahmen  der  Zusammensetzung  der  Besitzungen  aus  den  ver- 
schiedenen Kulturarten  —  Äckern ,  Gärten ,  Wiesen ,  Weiden, 
Holzungen  etc.  —  nicht  heraustreten.  Bei  Anwendung  der  Schät- 
zungsmerkmale in  jedem  einzelnen  Falle  soll  es  dann  nur  noch  der 
Prüfung  und  soweit  nötig  der  Berüchsichtigung  der  etwa  vorhan- 
denen Einzelabweichungen  (Art,  18)  bedürfen,  um  den  Wert  der 
einzelnen  Besitzungen  angemessen  zu  erfassen.  Wo  dagegen  diese 
Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  insbesondere  wo  umfangreiche, 
forstmässig  bewirtschaftete  und  ergänzungssteuerpflichtige  Grund- 
stücke vorkommen,  könne  es  notwendig  werden,  hierfür  be- 
sondere Schätzungsmerkmale  aufzustellen,  wobei  die  Erträge  der 
Staatsforsten  einen  nützlichen  Anhalt  darbieten  würden. 

Was  zunächst  die  zu  landwirtschaftlichen  Besitzungen  ge- 
hörigen Holzungen  betrifft,  so  hätte  nach  vorstehendem  vor  allem 
festgestellt  werden  müssen,  was  unter  dem  „üblichen  Rahmen'  der 
ZusammenseUung  der  Besitzungen  aus  den  verschiedenen  Kultur- 
arten zu  verstehen  ist,  denn  davon  soll  es  abhängen,  ob  besondere 
Schatzungsmerkmale  aufzustellen  sind,  oder  ob  der  Wert  der  For- 
sten durch  die  allgemeinen  Schatzungsmerkmale  mit  erfasst 
werden  kann.  Das  ist  aber  nicht  geschehen,  und  infolgedessen 
war  es  den  Behörden  oder  den  Schatzungskommissionen  anheim- 
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gegeben ,  in  jedem  Einzelfalle  über  die  Berechnungsmethode  zu 
entscheiden.  Bei  der  Wertbemessung  der  in  dem  „üblichen  Rah- 
men" der  Zusammensetzung  bleibenden  Besitzungen  sollten  die 
zugehörigen  Forsten  in  der  Weise  berücksichtigt  werden,  dass  die 
Abweichungen  von  den  Werten  der  sogenannten  Musterbesitzungen, 
welche  die  „normale"  Zusammensetzung  der  Güter  aus  den  ver- 
schiedenen Kulturarten  darzustellen  hatten,  gutachtlich  eingeschätzt 
werden  sollten.  Ein  solches  Verfahren  kann  zu  Not  für  ganz 
kleine  Holzungen  der  Einfacheit  halber  gutgeheissen  werden,  aber 
alle  diejenigen  Besitzungen,  deren  Forsten  einen  erheblichen  Anteil 
der  Gesamtfläche  des  Gutes  einnehmen,  selbst  ohne  dass  sie  über 
den  „üblichen  Rahmen'  heraustreten,  können  nach  dieser  Methode 
unmöglich  bewertet  werden.  Erdmann  sagt  daher  treffend  (a.  a. 
O.,  S.  39),  es  dürfte  selbst  für  den  geübtesten  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Taxator  eine  unlösbare  Aufgabe  sein,  das  Mass  der 
Abweichung  vom  Normalen,  d.  h.  von  den  allgemeinen  Schätzungs- 
merkmalen und  den  sogenannten  Einheitssätzen,  in  Prozenten  des 
Werts  des  Normalzustandes  (Musterbesitzungen)  abzuschätzen.  —  Es 
bedarf  kaum  des  Hinweises,  dass  die  Beschaffenheit  des  Waldes, 
vor  allem  das  Holzvorratskapital,  hierbei  eine  hervorragende  Rolle 
spielt,  und  dass  es  bei  grösseren  Forsten  rein  unmöglich  ist,  diesen 
Faktor  in  einer  die  Abweichung  vom  Normalen  angebenden  Ziffer 
richtig  einzuschätzen.  Die  Vorschriften  der  Technischen  Anleitung 
sind  ganz  und  gar  auf  landwirtschaftliche  Verhältnisse  zugeschnitten ; 
sie  tragen  den  Eigentümlichkeiten  der  Forstwirtschaft  keine  Rech- 
nung und  können  daher  bei  Waldvermögensberechnungen  nicht 
in  Anwendung  kommen.  Von  den  beiden  Faktoren,  der  Flächen- 
Grösse  und  dem  Grundsteuerreinertrage ,  weiche  bei  der  Ein- 
schätzung nach  der  Technischen  Anleitung  die  erste  Rolle  spielen, 
weil  zwischen  ihnen  und  dem  gemeinen  Kaufwerte  I  a  n  d w  i  r t- 
schaftl icher  Grundstücke  und  Besitzungen  enge  Beziehungen  be- 
stehen, tritt  der  Grundsteuerreinertrag  bei  den  Waldungen  fast 
ganz  zurück,  denn  hier  ist  das  Holzvorratskapital  von  weit  grösserer 
Bedeutung,  Da  dieses  aber  von  Besitzung  zu  Besitzung  in  hohem 
Grade  wechselt,  so  ist  beim  Waldbesitz  im  Hinblick  auf  seine  so 
mannigfaltigen  Verhältnisse  mit  allgemeinen  Schatzungsmerkmalen 
und  Einheitssätzen  nichts  anzufangen.  Es  bleibt  nichts  anderes 
übrig,  als  Waldungen  —  abgesehen  höchstens  von  kleinen  Hol- 
zungen, die  Bestandteile  eines  Landgutes  sind,  und  deren  Wert 
gegenüber  dem  Gesamtwerte  des  Gutes  geradezu  verschwindet  —, 
als  selbständige  Vermögens-  und  Veranlagungsobjekte  zu  betrachten 
und  getrennt  von  den  übrigen  Besitzungen  zu  bewerten. 
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Bezüglich  der  aus  dem  ^üblichen  Rahmen"  heraustretenden 
Forsten  bestimmte  eine  weitere  Verfügung  des  Finanzministers  T/om 
9.  April  1894,  dass  bei  der  Aufstellung  allgemeiner  Schätzungs- 
merkmale für  die  Bewertung  solcher  grösseren  Forsten  nach  der 
Natur  der  Verhaltnisse  die  Abstufung  der  Einheitssätze  des  ge- 
meinen Wertes  für  ein  Hektar  nach  den  verschiedenen 
Grössenklassen  ganz  in  Wegfall  kommen  könne,  da  es  sich 
hierbei  durchweg  um  grosse  Besitzungen  handle,  bei  denen  die 
Flächengrösse  eine  Verschiedenheit  in  den  Wertsverhältnissen  nicht 
mehr  begründe.  Es  seien  daher  als  allgemeine  Schätzungsmerk- 
male nur  noch  Einheitssätze  für  das  Hektar  in  den  verschie- 
denen Stufen  des  Grundsteuerreinertrages  aufzustellen. 
Auch  der  Emittelung  von  Normalsätzen  des  Inventars  werde 
es  für  Forsten  dieser  Art  kaum  bedürfen.  Für  geeignete  Muster- 
forsten, in  denen  mittlere,  gemeingewöhnliche  Verhältnisse  zur 
Anschauung  kommen,  seien  die  gemeinen  Werte  der  Gegenwart, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  bestehende  Grundsteuereinschät- 
zung, zu  ermitteln,  und  durch  Vergleichung  der  auf  diese  Weise 
unabhängig  gefundenen  Werte  mit  den  Flächen-  und  den  Grund- 
steuerreinerträgen derselben  Musterforsten  sei  das  zwischen  beiden 
bestehende  Verhältnis,  zahlenmässig  ausgedrückt,  festzustellen.  Als 
Musterforsten  sollten  die  Staatsforsten  und  event.  Gemeinde- 
waldungen dienen,  und  zwar  sollten  die  Reinerträge  für  eine  ent- 
sprechende Reihe  von  Jahren  ermittelt  werden,  unter  Berücksich- 
tigung der  zwischen  Staatsforsten  etc.  und  anderen  Forsten  be- 
stehenden Verschiedenheiten  in  der  Höhe  der  Bewirtschaftungs- 
kosten usw.  Aus  den  so  ermittelten  Erträgen  sollten  dann  deren 
Kapitalwerte  (Ertragswerte)  berechnet  werden  nach  Art.  5,  Ib  der 
Techn.  Anleitung. 

Aus  der  allgemeinen  Verfügung  vom  1.  September  1894  ist 
jedoch  zu  ersehen,  dass  die  von  den  Provinzialregierungen  einge- 
reichten Vorarbeiten  für  die  Schätzung  des  gemeinen  Werts  von 
Holzungen  nicht  ausgereicht  haben,  um  „Schätzungsmerkmale"  in 
ähnlicher  Weise  aufzustellen,  wie  es  für  andere  Besitzungen  ali- 
gemein geschehen.  Es  wurden  daher  nur  die  Gesichtspunkte  an- 
gedeutet, nach  welchen  bei  der  Schätzung  des  Werts  von  Hol- 
zungen zu  verfahren  sei.  Aber  nicht  „sämtliche  forstmässig  be- 
wirtschafteten" Grundstücke  sollten  nach  den  hierfür  aufzustellenden 
besonderen  Grundsätzen  bewertet  werden,  sondern  nur  solche, 
die  aus  dem  Rahmen  der  landesüblichen  Zusammensetzung  der 
Besitzungen  aus  den  verschiedenen  Kulturarten  heraustreten.  Die 
in  diesem   Rahmen    bleibenden  Holzungen  sind,  gleichviel  ob  sie 


„forstmässig"  bewirtschaftet  werden  oder  nicht,  auf  Grund  der 
allgemeinen  Schätzungsmerkmale  zu  bewerten,  d.  h.  sie  sollen 
mit  den  übrigen  Teilen  des  Landgutes  zusammen  aJs  wirtschaft- 
liche Einheit  betrachtet  werden.  Holzungsflächen,  die  den  Wert 
der  Besitzung  infolge  ihrer  besonderen  Beschaffenheit  und  in- 
folge ihrer  Erträge  ungewöhnlich  erhöhen  oder  vermindern, 
sollen  durch  den  Ansatz  entsprechender  Mehr-  oder  Minderwerte 
berücksichtigt  werden.  Selbst  bei  Holzungen,  die  „um  einiges' 
aus  jenem  Rahmen  heraustreten,  soll  noch  in  ähnlicher  Weise 
verfahren  werden.  Nur  wo  auf  diesem  Wege  ein  zutreffendes 
Ergebnis  nicht  zu  erwarten  ist,  oder  wo  sonst  besondere  Um- 
stände vorliegen,  die  ein  spezielleres  Eingehen  auf  die  Wert- 
verhältnisse von  Holzungen  erheischen,  soll  der  Wert  derselben 
unter  Benutzung  besonderer  Anhaltspunkte ,  also  getrennt 
von  der  Schätzung  der  übrigen  Teile  des  Grundvermögens  des 
Steuerpflichtigen,  ermittelt  werden.  Insbesondere  die  nur  ver- 
einzelt vorkommenden ,  grösseren  Forstkomplexe ,  die  zu  Besit- 
zungen, auf  denen  Landwirtschaft  betrieben  wird,  in  keiner  oder 
doch  nur  ganz  loser  Beziehung  stehen,  sind  es,  auf  welche  die 
allgemeinen  Schätzungsmerkmale  nicht  passen,  weil  ihr  Wert 
wesentlich  nach  anderen  Gesichtspunkten  zu  beurteilen  ist,  und  die 
deshalb  für  sich  bewertet  werden  sollen.  Hierbei  soll  der  gemeine 
Wert  dieser  Forsten  im  Anhalte  an  ihren  wirklichen  nachhal- 
tigen, reinen  Ertrag,  der  im  grossen  Durchschnitt  festzustellen  ist, 
bemessen  werden.  Das  Verfahren  im  einzelnen  Falle  wurde  der 
Erwägung  und  Feststellung  der  Regierungsbehörden  nach  Mass- 
gabe der  besonderen  Verhältnisse  des  Bezirks  überlassen.  Absatz- 
verhältnisse und  der  tatsächlich  vorhandene  Holzbestand  sollen 
sachgemäss  berücksichtigt  werden ,  während  anf  das  Gebäude- 
inventar weniger  Gewicht  zu  legen  ist 

Aus  diesen  Bestimmungen  Preussens  für  die  Wertsermitte- 
lung der  Forsten  und  Holzungen  zum  Zwecke  der  Vermögens- 
besteuerung geht  hervor,  dass  man  allerdings  sehr  weit  davon  ent- 
fernt war,  auf  eine  möglichst  einheitliche  und  genaue  Bewertung 
der  Waldungen  Gewicht  zu  legen,  denn  sonst  hätte  man  im  Artikel 
7  der  Techn.  Anleitung  neben  den  3  Grundbesitz-Gruppen:  Haus- 
und Zinsbesitz,  Hofbesitz  und  Landbezitz  noch  eine  vierte  Gruppe 
,Waldbesitz"  ausgeschieden.  Das  ist  aber  nicht  geschehen,  und 
infolgedessen  waren  die  Forsten  unter  der  Gruppe  Hofbesitz  oder 
Landbesitz  zu  veranlagen.  Offenbar  hatte  man  sich  über  die  bei 
der  Schätzung  anzuwendenden  Waldwertrechnungs  -  Grundsätze 
nicht    auslassen    wollen;    man    wollte    den    Frovinzialregierungen 
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und  den  Veranlagungskommissionen  auf  diesem  Gebiete  möglichst 
freie  Hand  lassen,  denn  mit  dem  „bei  gemeingewöhnlicher  Be- 
wirtschaftung wirklich  zu  erzielenden,  nachhaltigen,  durchschnitt- 
lich-jährlichen Reinertrage"  lasst  sich  ohne  nähere  Angabe  der 
Berechnungsmethode  nichts  anfangen.  Damit  ist  der  Willkür  Tür 
und  Tor  geöffnet,  und  die  Folge  dieser  Bestimmungen  dürfte 
ganz  sicher  die  gewesen  sein,  dass  die  Wertschätzungen  der  Wal- 
dungen sehr  verschiedenartig  ausgefallen  sind.  Von  einer  ein- 
heitlichen Durchführung  der  Bewertung  des  Waldvermögens  auf 
der  Grundlage  des  so  überaus  vagen  Begriffs  vom  „dauernd  zu 
erzielenden,  durchschnittlich-jährlichen  Reinertrage"  kann  natürlich 
keine  Rede  sein.  Wenn  es  auch  auf  eine  übergrosse  Genauigkeit 
bei  der  Vermögensschätzung  der  Natur  der  Sache  nach  nicht 
ankommt,  so  muss  doch  andererseits  im  Auge  behalten  und  nach- 
drücklichst betont  werden ,  dass  man  zu  annähernd  richtigen 
Rechnungsergebnissen  und  damit  zu  einer  gerechten  Steuerver- 
teilung nur  dann  gelangen  kann  und  wird ,  wenn  man  den  Wald 
ganz  für  sich  betrachtet  und  seinen  Wert  nach  den  als  richtig 
anerkannten  Methoden  der  Waldwertrechnung  berechnet.  Die 
Methode  der  Berechnung  mehr  oder  weniger  frei  zu  geben,  geht 
unseres  Erachtens  nicht  an.  Das  führt  naturgemäss  zu  einer  un- 
gleichmässigen  und  unemheitlichen  Veranlagung  der  einzelnen 
Waldvermögen  eines  grossen  Landes  und  zur  ungerechten  Steuer- 
verteilung. Selbst  die  Zugrundelegung  einer  nicht  ganz  einwand- 
freien Berechnungsmethode  dürfte  einer  solchen  Freigabe  des 
Rech nungs Verfahrens  noch  vorzuziehen  sein,  denn  im  ersteren  Falle 
werden  doch  wenigstens  die  Waldbesitzer  unter  einander  gleich- 
massig  —  gerecht  oder  ungerecht  —  behandelt,  während  bei  der 
Anwendung  verschiedener  Rechnungsmethoden  die  Waldbesitzer 
nicht  nur  den  Besitzern  sonstiger  Vermögensobjekte  gegenüber, 
sondern  auch  unter  sich  mit  verschiedenem  Masse  gemessen 
werden. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  die  Art  und  Weise,  auf 
welche  im  Grossherzogtum  Hessen  die  Einschätzung  der  Ver- 
mögenswerte zum  Zwecke  der  Vermögensbesteuerung  seiner  Zeit 
vorgenommen  wurde  bezw.  noch  erfolgt,  —  wenn  sie  auch  nicht 
als  korrekt  bezeichnet  werden  kann  —  doch  noch  zweckmässiger 
als  die  Preussische  Bewertungsart,  die  ohne  sich  auf  spezielle 
Vorschriften  über  die  Berechnung  einzulassen,  den  Schätzungs- 
kommissionen in  weitgehendem  Masse  freie  Hand  lässt. 

Zum  Unterschied    vom  Preussischen  Ergänzungssteuerge- 
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setz,  insbesondere  der  Novelle  von  1906,  erkennt  das  bereits  von 
der  Preussischen  Rechtsprechung  zum  1893er  Ergänzungssteuer- 
gesetze beeinflusste Hessische  Vermögenssteuer-Gesetz ')  —  schon 
im  Interesse  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  —  nach  §  19 
der  Ausführungs-Anweisung  vom  12.  August  1899  als  einheitliche 
ßemessungsgrundlage  für  den  gemeinen  Wert  einer  Sache  nur  den 
Verkaufswert  an,  d.h.  den  Kaufpreis,  der  für  dieselbe  im  wirt- 
schaftlichen Tauschverkehr  nach  ihrer  objektiven  Beschaffenheit 
ohne  Rücksicht  auf  ungewöhnliche  oder  lediglich  persönliche  Ver- 
hältnisse, also  eben  von  jedermann  zu  erzielen  ist.  Nur  ausnahms- 
weise lässt  das  Gesetz  bei  Ermittelung  des  Kapitalwerts  von 
Niessbrauchrechten ,  Apanagen ,  Renten  usw.  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  den  Ertragswert  als  Grundlage  zur  Berechnung 
des  Kapitalwerts  dieser  Leistungen  zu.  Hierin  liegt  ein  bemerkens- 
werter Unterschied  zwischen  dem  Hessischen  und  dem  Preussi- 
schen Vermögenssteuergesetz,  welch'  letzteres  bei  der  Bemessung 
des  gemeinen  Werts  der  Grundstücke  ausdrücklich  den  Ertrags- 
wert zulässt. 

Allerdings  hat  man  in  der  Praxis  der  Vermögenswert-Berech- 
nung forstwirtschaftlich  benutzter  Grundstücke  auch  in  Hessen 
von  dem  im  Gesetz  allein  vorgeschriebenen  Verkehrs-  oder  Kauf- 
werte abweichen  müssen,  weil  wirkliche,  reine  „  Verkaufswerte*  für 
Watdungen  nur  selten  vorliegen.  Schon  die  Ausführungs- An  Wei- 
sung besagt  im  Artikel  19  weiter,  dass  selbstversändlich  die  Be- 
nutzung des  Ertrags  als  blosses  „Hilfsmittel"  für  die  Feststel- 
lung des  gemeinen  Werts  keineswegs  ausgeschlossen  sei,  und  der 
§  10  der  Verordnung  vom  4.  November  189g,  betreffend  die  Ge- 
winnung von  Hilfsmitteln  für  die  Veranlagung  des  Grundbesitzes 
zur  Vermögenssteuer,  bestimmt,  dass  zur  Benutzung  bei  der  Ver- 
anlagung der  als  Privatwaldungen  II.  Klasse  katastrierten  Grund- 
stücke die  Forstbehörden  Mittelwerte  für  die  Flächeneinheit 
dieser  Waldungen  nach  Holzart,  Bonitätsklasse,  Alter  und  Bestok- 
kung  getrennt  festzustellen  haben,  die  den  Steuerbehörden  mitge- 
teilt werden. 

Hiernach   sollen  also  in  zweiter  Linie    „Mittelwerte"  wichtige 

I)  Das  Hessische  Veriuögenssteuergesetz  selbst  bestimmt  zwar  nicht 
allgemein  für  alle  Vermögens  arten,  dass  als  gemeiner  Wert  der  Verkaufswert 
zu  betrachten  sei,  allein  aus  Absatz  2  des  Artikels  so,  wonach  als  gemeiner 
Wert  des  .Anlage-  und  Betriebskapitals"  der  „Verkaufs wert"  zu  gelten  hat,  darf 
der  Schluss  gezogen  werden,  dass  auch  für  das  Grundvermögen  etc.  der  Ver- 
kaufswert massgebend  sein  soll,  und  der  Artikel  ig  der  Au&fOhrungsan Weisung 
gibt  dem  denn  auch  Ausdruck. 
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und  brauchbare  Hilfsmittel  zur  Verinögensschat2ung  bilden,  und 
zwar  wird  die  Anwendung  der  Verkaufswerte  durch  die  Ver- 
fügung der  Abteilung  für  Forst-  und  Kameralverwaltung  des 
Grossh.  Ministeriums  der  Finanzen  vom  22.  Februar  1900  an  die 
Oberförstereien  ganz  besonders  für  die  mit  Jungholz  bestockten 
Waldflächen,  die  Benutzung  der  Mittelwerte  aber  insbesondere 
für  alle  haubaren  und  angehend  haubaren  Bestände  empfohlen. 

Diese  sogenannten  „Mittelwerte"  sollen  mit  Benutzung  lokaler 

Geldertragstafeln    oder,    wo    solche    fehlen,  nach  der  Formel       " 

[Aa  =  emtekostenfreier  Wert  oder  Reinerlös  des  Abtriebsertrags 
im  Jahre  der  Umtriebszeit  u]  aufgestellt  werden  für  die  Hauptholz- 
arten und  für  5  Bonitäten  unter  Voraussetzung  normaler  ßestok- 
kungsverhältnisse.  Im  Einzelfalle  muss  dann  vor  allem  noch  der 
Bestock ungsfaktor  eingeschätzt  werden.  Dabei  soll  es  bei  nicht 
wesentlicher  Abweichung  der  Faktoren  Standort  und  Bestockung 
von  einander  keinem  Anstände  unterliegen,  wenn  für  eine  ganze 
Oberförsterei  bezw.  mehrere  Gemarkungen  zusammen  solche  Mittel- 
werte festgestellt  werden.  Umgekehrt  kann  aber  auch  innerhalb 
einer  Gemarkung,  wie  im  Gebirge  bei  Winter-  und  Sommerhängen, 
die  Aufstellung  getrennter  Mittelwerte  nach  Bonitäten  erforderlich 
werden. 

Die  Mittelwerte    -"  bedeuten  hiernach  nichts  anderes  als  die 
u 

erntekostenfreien  Haubarkeitsdurchschnittszuwachse  pro  Hektar,  in 
Geldwert  ausgedrückt;  in  den  für  die  Wertberechnung  zu  benutzen- 
den Formularien  werden  sie  als  durchschnittlich-jährliche  Erträge 
bezeichnet.  Wir  haben  es  also  tatsächlich  hier  mit  Ertragswerten, 
wenn  auch  nicht  mit  den  richtigen,  zu  tun.  Multipliziert  man  die- 
selben mit  dem  Alter  des  Bestands,  mit  der  Flächengrösse  und 
dem  Bestockungsfaktor,  so  erhält  man  nach  den  gegebenen  Vor- 
schriften den  Bestandswert,  zu  dem  alsdann  noch  der  Bodenwert 
hinzuzuzählen  ist,  um  den  Vermögenswert  des  betreffenden  Waldes 
zu  ermitteln.  Der  Bodenwert  soll  eingeschätzt  werden ,  und  zwar 
nach    dem  Verkehrs-    oder  Verkaufswert. 

Zu  dieser  Hessischen  Waldvermögens-Berechnungsart  ist  fol- 
gendes zu  bemerken:') 

>)  Die  obigen  E^wände  gegen  die  .Mittel  wert  "-Berechnung  der  Wald- 
vermögen  wurden  vom  Verfasser  in  einer  Tagung  der  Vereinigung  mittel- 
deutscher Waldbesitzer  am  lo.ii,  April  1900,  an  der  verechiedene  Vertreter  der 
Grossh.  Hessischen  Regierung  {I^tglieder  der  Forst-  sowie  der  Steuerabteilung 
des  Finanzministeriums!  teilgenommen  hatten,  vorgebracht. 
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Im  Gegensatz  zur  Preussischen  Ermittelungsart  werden  hier 
Boden-  und  Bestandswert  grundsätzlich  getrennt  voneinander 
in  Ansatz  gebracht,  der  erstere  nach  eingeschätztem  Verkaufs- 
weTte  und  der  letztere  nach  Verkaufswerten  bezw.  nach  den 
Mittelwerten.  Den  Grundsatz  der  getrennten  Berechnung  halten 
wir  für  richtig,  nicht  aber  die  in  Hessen  vorgeschriebene  Art  seiner 
Durchführung. 

Wo  Bodenverkaufswerte  für  forsüich  benutzte  Grundstöcke 
sich  gebildet  haben,  sind  diese  natürlich  als  gemeine  Werte  der 
Vermögensschatzung  zugrunde  zu  legen.  Allein  für  die  grosse 
Mehrzahl  der  in  Betracht  kommenden  Waldungen  trifft  diese  Vor- 
aussetzung nicht  zu.  Für  die  wenigsten  Gegenden  bestehen  wirk- 
liche, reine  Waldboden -Kaufwerte.  Anhaltspunkte  aus  Wald- 
oder Waldboden  verkaufen  gibt  es  also  nicht  Oberall,  und  aus  diesem 
Grunde  hätte  ein  zweiter  Weg  zur  Ermittelung  der  Bodenwerte 
angegeben  werden  müssen.  Hierbei  kann  es  sich  aber  nur  um  den 
Boden-Ertrags-  oder  Erwartungswert  handeln,  denn  dieser  allein 
ist  als  der  wirtschaftliche  Wert  des  Bodens  zu  betrachten,  der  bei 
richtiger  Rechnung  und  bei  Verkäufen,  bei  denen  es  sich  weder 
um  Spekulations-  noch  um  Liebhaber-Preise  handelt,  tatsächlich  in 
der  Regel  unterstellt  wird. 

Noch  grössere  Bedenken  erweckt  aber  die  Berechnung  der 
Bestandswerte  nach  den  Mittelwerten,  d.  h.  nach  dem  Werte  des 
Haubarkeitsdurchschnittszuwachses.  Diese  Bedenken  fallen  um  so 
schwerer  in's  Gewicht,  als  Verkaufswerte  von  Holzbeständen  sich 
noch  weit  weniger  gebildet  haben  als  Verkaufswerte  von  nackten 
Waldböden.  Infolge  dieses  Umstandes  bildeten  jene  Mittelwerte 
bei  der  Vermögensschätzung  der  Privatwaldungen  II.  Klasse')  von 
vornherein  die  fast  ausschliessliche  Grundlage,  aber  auch  die  Ein- 
schätzung der  Privatwaldungen  1.  Klasse')  —  lediglich  um  die 
Privatwaldungen  handelt  es  sich  bei  dem  Hessischen  Vermögens- 
steuergesetz, das,  wie  das  Preussische,  nur  physische  Personen  be- 
lastet, nicht  dagegen  Staats-,  Gemeinde-  und  Stiftswaldungen  bezw. 
deren  Eigentümer  —  wird  dadurch   wesentlich  beeinflusst  worden 

')  Privat  waldun  gen  I.  Klasse  sind  solche  Waldungen,  wie  die  der  Standes- 
herren und  sonstiger  Grossgrundbesitzer,  denen  diese  Sonderstellung  von  frflher 
her  eingeräumt  war,  so  lange,  wie  deren  Bewirtschaftung  von  einem  Forstmanne 
geleitet  wird,  der  in  einem  deutschen  Bundesstaate  die  Staatsprüfung  R)r  das 
höhere  Forstfach  bestanden  hat. 

Zu  den  Privatwaldungen  II.  Klasse  dagegen  gehören  alle  Qbrigen  Privat- 
waldungen, für  welche  keine  besonderen  gForstfikonomie-Ofliuanten*  ange- 
stellt sind. 
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sein,  weil  die  Prüfung  der  von  den  Privatwaldbesitzern  I.  Klasse 
vorgelegten  Waldvermögensanzeigen  (Steuerdeklarationen)  durch 
die  obere  Steuer-  oder  Forstbehörde  höchst  wahrscheinlich  unter 
Zugrundelegung  der  „Mittelwerte"  erfolgt  ist. 

Legt  man  sich  die  Frage  vor,  ob  jene  Mittelwerte  die  wirk- 
lichen, gemeinen  Werte  oder  —  was  in  der  Regel  dasselbe  hier 
bedeutet  —  die  wirtschaftlichen  Werte  darstellen,  ob  ihre  Anwen- 
dung sonach  eine  einwandsfreie  ist ,  so  muss  diese  Frage  ent- 
schieden verneint  werden.  Geht  man  davon  aus,  dass  der  Ver- 
kaufs- oder  Verkehrswert  den  richtigen  Wert,  d.  h.  den  gemeinen 
Wert,  eines  Vermögensgegenstandes  darstellt,  und  dass  derselbe 
in  der  Regel  sich  nach  den  Erträgen  des  Sachgutes  bestimmt,  so 
kann  in  der  Forstwirschaft  bei  fehlenden,  wirklichen  Kaufwerten 
nur  der  Ertragswert  als  Ersatz  angesehen  werden,  d.  h.  der  so- 
genannte Erwartungswert.  Boden-  und  Bestandserwartungswert 
sowie  der  Walderwartungswert  stellen  allein  die  wirtschaftlichen 
Werte  der  im  Walde  investierten  Kapitalien  dar.  Dieselben  wer- 
den unter  Berücksichtigung  sämtlicher  in  der  Zukunft  erfolgen- 
den Ertrage  wie  auch  sämtlicher  zur  Erzielung  dieser  Ertrage 
erforderlichen  Ausgaben  berechnet  und  geben  daher  die  wahren 
Werte  des  Bodens,  der  Bestände  und  des  Waldes  an.  Für 
den  Verkaufer  eines  Waldes  stellt  dessen  Erwartungswert  das 
Minimum  dar,  zu  dem  er  den  Wald  verkaufen  wird,  weil  anders 
er  rentabler  wirtschaftet,  wenn  er  den  Wald  nicht  verkauft.  Ebenso 
bedeutet  der  Erwartungswert  für  den  Käufer  das  Maximum,  zu  dem 
er  den  Wald  ohne  Verlust  kaufen  kann,  denn,  wenn  er  mehr  zahlt, 
würde  er  sein  Geld  vorteilhafter  sonstwo  werbend  angelegt  haben. 

Es  ist  nun  allerdings  richtig,  dass  die  Berechnung  der  Boden-, 
Bestands-  und  Walderwartungswerte  mit  Schwierigkeiten  verknüpft 
ist.  Diese  können  und  dürfen  aber  bei  einer  nicht  nur  privatwirt- 
schaftlich ,  sondern  auch  volkswirtschaftlich  so  wichtigen  Ange- 
legenheit, wie  sie  die  Wald  Vermögensschätzung  zum  Zwecke  der 
Steuerveranlagung  ist,  doch  nicht  für  so  erheblich  gehalten  werden, 
dass  man  gezwungen  wäre,  von  der  richtigen  Berechnungsart  von 
vornherein  ganz  Abstand  zu  nehmen.  Dies  kann  selbst  in  Anbe- 
tracht des  Umstandes  nicht  zugegeben  werden,  dass  es  auf  eine 
allzugrosse  Genauigkeit  bei  der  Vermögensbesteuerung  nicht  an- 
kommt. Die  Differenzen,  welche  sich  in  den  Ergebnissen  der  Me- 
thode der  Durchschnittszuwachsberechnung  und  derjenigen  des 
Erwartungswertes  zeigen,  sind  in  den  meisten  Fallen  so  erheblich, 
dass  man  nicht  ohne  weiteres  darüber  hinweggehen  kann. 
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Zwei  Beispiele  mögen  zur  Erläuterung  dessen  dienen: 

I.  Nach  der  für  die  Grossh.  Oberförsterei  ßeerfelden,  Ge- 
markung Rothenberg,  aufgestellten  Netto-Geld-Ertagstafel  beträgt 
der  Haubarkeitsertrag  im  Hiebsreifealter   u^6o  für   die  Kiefer 

II.  Standortsklasse  2292  M.       "  —  38,26!.     Der  Boden  verkaufswert 

(B)  ist  eingeschätzt  zu  500  M.  Unterstellt  man  nun  einen  jährlichen 
Verwal  tun  gs  kosten  aufwand  von  8  M  pro  Hektar  und  einen  Wirt- 
schaftszinsfuss  von  3°/o,  so  berechnet  sich  der  Wert  eines  50- 
jahrigen,  vollbestockten,  normalen  Kiefernbestandes,  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  Durchforstungen  bis  zum  Hiebsreifalter  nicht  mehr 
stattfinden : 

a)  nach  der  Haubarkeitsdurchschnittszuwachs-Methode  zu: 

50  ■  38.2  =  1910  M. 

b)  nach  der  Erwartungswert-Methode  zu: 

He    ^  A„-(B4-V)(i.op"— ■-n^2292-(5oo  +  267)(i,o3">-t> 
"  i.op"""  1,03" 

=  1510  M. 
Differenz  =  400  M,  d.  h.  die  Durchschnittszuwachs-Methode  ergibt 
ein  um  a6V  zu  grosses  Vermögen. 

II.  80-jähriger,  normaler  Buchenbestand  III.  Bonität  der 
Oberförsterei  ßeerfelden.  u  =  100.  A,oo^3384M.  v  =  8  M. 
p  =  2V»'';o.     Eine  Durchforstung  findet  nicht  mehr  statt. 

a)  Bestandswert  nach  der  Formel:    --m 
'  u 

—  80  ■  33,8  —  2704  M. 

b)  He..  =  3384.^50=. +  3?o)(M^5i«-l)_  ,„3  m. 

I,O25i'0  '^^ 

Differenz  =  961  M, 
d.  h.  die  Durchschnittszuwachs- Methode  liefert  einen  um  55"/o  zu 
hohen  Wert. 

Diese  Resultate  können  nicht  überraschen,  denn  nach  den 
Lehren  der  Waldwertrechnung  ist  es  einleuchtend,  dass  die  aus 
dem  Geldwerte  des  Haubarkeitsdurchschnittszuwachses  abgeleiteten 
Bestandswerte  in  allen  Lebensaltern  eines  Bestandes  grösser  sein 
müssen  als  die  entsprechenden  Bestandserwartungswerte.  Nur  im 
Alter  der  Hiebsreife  stimmen  beide  Werte  miteinander  überein. 
Der  Verlauf  der  Durchschnittszuwachswerte  des  Bestandes  läßt 
sich  durch  eine  gerade  Linie  darstellen,  die  die  Hypothenuse  eines 
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rechtwinkligen  Dreiecks  bildet,  dessen  Katheten  von  dem  Alter  der 
Hiebsreife  (Umtriebszeit)  und  von  dem  Haubarkeitsertrag  Au  ge- 
bildet werden,  die  Bestandserwartungswerts-Linie  dagegen  ist  eine 
Kurve,  die  während  des  ganzen  Bestandslebens  unterhalb  der  Durch- 
schnittszuwachswerts-Linie  verläuft,  weil  in  ihr  die  Betriebskosten 
ihren  Ausdruck  finden,  und  der  Bestandswert  dadurch  herabgedrückt 
wird.  Die  Differenzen  in  den  beiden  obigen  Beispielen  sind  nicht 
einmal  besonders  hoch,  weil  in  Ermangelung  der  ßeerfeldener  Durch- 
forstungserträge  angehend  hiebsreife  Bestände  gewählt  wurden,  bei 
denen  die  Differenz  natürlich  geringer  ist  als  bei  jüngeren  Bestän- 
den, die  noch  weit  entfernt  vom  Zeitpunkte  u  sich  befinden. 

Der  Umstand,  dass  bei  der  Berechnung  nach  dem  Haubar- 
keitsdurchschnittszuwachs  die  Fehler  stets  nach  derselben  Seite 
gemacht  werden,  und  zwar  zuungunsten  des  Waldbesitzers,  inso- 
fern als  seine  Bestände,  ausgenommen  allein  die  gerade  hiebsreifen, 
sämtlich  zu  hoch  eingeschätzt  werden,  legt  natürlich  die  Frage 
nahe,  ob  denn  die  allerdings  sehr  einfache  Methode  der  Haubar- 
keitsdurchschnittszuwachs-Berechnung  ohne  jegliche  Korrektur  an- 
gewendet werden  darf,  wenn  der  Waldbesitzer  anders  nicht  zu 
hoch  eingeschätzt  werden  soll?  Unserer  Ansicht  nach  sind  die  Be- 
träge, um  welche  die  Waldvermögen  nach  der  Methode  des  Hau- 
barkeitsdurchschnittszuwachses  zu  hoch  eingeschätzt  werden,  so 
erhebliche,  dass  man  schwere  Bedenken  tragen  muss,  diese  Methode 
der  Waldvermögensberechnung  ohne  durchgreifende  Berichtigung 
der  Steuerveranlagung  zugrunde  zu  legen.  Die  Waldbesitzer 
würden  viel  zu  hoch  eingeschätzt  und  besteuert  werden,  und  die 
forstlichen  Betriebe  würden  infolgedessen  anderen  Wirtschaften 
gegenüber  mit  zu  hohen  Produktionskosten  belastet  werden  zum 
Nachteile  der  Landeskultur  und  der  Volkswohlfahrt.  Wollte  man 
aber  die  Haubarkeitsdurchschnittszuwachs-Berechnung  einer  Kor- 
rektur unterziehen,  so  müsste  man  behufs  Vornahme  einer  Korrektur 
auf  die  richtige  Wertberechnungs- ,  d.  h.  auf  die  Erwartungs- 
wert-Methode, zurückgreifen,  und  damit  würde  man  einen  Umweg 
beschreiten,  anstatt  den  direkten  Weg  —  die  Erwartungswert-Me- 
thode —  von  vornherein  zu  wählen.  Wir  kommen  daher  zu  dem 
Schlüsse,  dass  die  Haubarkeitsdurchschnittszuwachs-Methode,  wie 
sie  in  den  sogenannten  „Mittelwerten"  der  Hessischen  Ver- 
mögenssteuer-Veranlagungsvorschriften uns  entgegentritt,  durchaus 
abzulehnen  ist. 

Die  über  die  „Mittelwerf-Berechnung  gegebenen  Vorschriften 
beziehen  sich  nun  aber  lediglich  auf  die  Privatwaldungen  II.  Klasse, 

WsbCT,  Die  Bei(euemn[  da  Waldes 
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d.  h.  auf  den  bäuerlichen  Waldbesitz,  wenn  sie  auch  die  Ver- 
mögensschatzung  der  Privatwaldungen  I.  Klasse  beeinflusst  haben 
mögen.  Ja  es  darf  angenommen  werden ,  dass  mancher  Privat- 
waldbesitzer I.  Klasse  diese  Methode,  mangels  besseren  Materials 
ebenfalls  der  Berechnung  seines  Waldvermögens  zugrunde  gelegt 
hat.  Nach  §  8  der  Verordnung  vom  4.  November  1899  sind  die 
Privatwaldbesitzer  I.  Klasse  von  den  Steuerkommissariaten  zur  Ab- 
gabe einer  freiwilligen  Deklaration  des  gemeinen  Werts  ihres  ge- 
samten im  Grossherzogtum  Hessen  gelegenen  Waldbesitzes  und 
des  hieraus  gezogenen  Rein-Einkommens  aufzufordern,  und  es  miiss 
der  Steuererklärung  eine  genaue,  erläuternde  Berechnung  beigefügt 
werden.  Wie  der  Privatwaldbesitzer  bei  der  Feststellung  des  ge- 
meinen Werts  seines  Waldes  zu  verfahren  hat,  ist  weder  im  Gesetz 
noch  in  den  Ausführungs Vorschriften  angegeben.  Die  Wahl  des 
Rechnungs  Verfahrens  ist  ihm  also  überlassen  geblieben.  Da  die 
Abgabe  der  Steuerdeklaration  eine  freiwillige  ist,  so  bestimmt  der 
§  9  der  genannten  Verordnung,  dass  für  den  Fall  der  Nichtabgabe 
einer  Deklaration  die  Ermittelung  des  gemeinen  Werts  der  Privat- 
waldungen L,  Klasse  durch  die  Abteilung  für  Forst-  und  Kameral- 
verwaltung  Grossh.  Ministeriums  der  Finanzen  erfolgen  soll,  und 
zwarj  „auf  Grund  des  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Materials". 
Diese  Bestimmung  soll  natürlich  nichts  weiter  als  ein  Mittel  sein, 
um  den  Waldbesitzer  zur  Abgabe  der  Vermögenssteuer-Erklärung 
nebst  erläuternder  Berechnung  des  Waldvermögens  zu  zwingen,  denn 
selbstverständlich  wird  die  Bewertung  des  Waldvermögens  eines 
die  Abgabe  einer  Steuererklärung  verweigernden  Privatwaldbe- 
sitzers I.  Klasse  nicht  zu  niedrig  ausfallen.  Der  Steuerpflichtige 
wird  nach  bewährter  Praxis  so  lange  hochgenommen  werden,  bis 
er  nachgibt,  d,  h.  bis  er  in  seinem  eigenen  Interesse  die  Abgabe 
einer  Steuererklärung  für  ratsam  erachtet.  Die  obere  Forstbehörde 
ist  gar  nicht  in  der  Lage,  den  Wert  des  Waldbesitzes  eines 
Standesherrn  etc.  auch  nur  annähernd  zutreffend  zu  veranschlagen. 
„Das  ihr  zur  Verfügung  stehende  Material"  ist  gleich  null  zu  achten, 
und  sie  wird  daher  naturgemSss  im  Interesse  des  Staates  eher  zu 
hoch  als  zu  niedrig  einschätzen.  Es  ist  ihr  das  durchaus  nicht  zu 
verdenken,  weil  der  Steuerpflichtige  ja  in  der  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung selbst  das  Mittel  in  der  Hand  hat,  eine  zu  hohe  Belastung 
durch  die  Vermögenssteuer  zu  verhüten.  Macht  er  von  diesem 
Mittel  keinen  Gebrauch,  so  hat  er  es  sich  selbst  zuzuschreiben, 
wenn  die  Steuerschraube  ihm  gegenüber  etwas  zu  stark  angezogen 
wird.  Wahrscheinlich  wird  die  oberste  Staatsforstbehörde  bei  der 
Einschätzung  solcher  Privatwaldungen  I,  Klasse  die  von  den  Ober- 
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förstereien  gelieferten  Mittelwerte  sowie  ihr  vorliegende  Steuer- 
erklärungen anderer  Privatwaldbesitzer  I.  Klasse,  also  bei  den 
Vermögenseinschätzungen  des  Landes  erlangte  Durchschnitts- 
zahlen, benutzt  haben,  die  natürlich  keine  Gewahr  für  die  richtige 
Ermittelung  der  zumeist  .vom  mittleren  Durchschnitt  mehr  oder 
weniger  abweichenden,  individuellen  Vermögenswerte  bieten. 

Die  Hessischen  Vorschriften  für  die  Vermögensschätzung  der 
Privatwaldungen  I.  Klasse  geben  hiernach  über  die  zu  wählende 
Methode  der  Berechnung  des  Vermögenswerts  dieser  Waldungen, 
gar  keine  Auskunft,  denn  der  Begriff  „gemeiner  Wert"  ist  ein  zu 
unbestimmter,  und  er  besagt  nichts  bei  grossen,  seit  unvordenk- 
licher Zeit  im  Besitze  derselben  Familie  befindlichen  Waldungen, 
für  die  Verkaufs-  oder  Tauschwerte  nicht  bestehen.  Soll  der  Er- 
trags- oder  Erwartungswert  oder  der  Rentierungswert  als  gemeiner 
Wert  angenommen  werden?  Dieser  Frage  hatte  man  in  den  Aus- 
führungsvorschriften zum  Vermögenssteuergesetze  unbedingt  näher 
treten  müssen.  Aber  sowohl  die  Verordnung  vom  4,  November 
1899  wie  die  Ausführungsanweisung  schweigen  sich   darüber  aus. 

Da  die  Privatwald  besitzer  I.  Klasse  bezw.  deren  Verwaltungen 
infolge  dieser  Lücke  in  den  Vorschriften  natürlich  anfangs  sehr  im 
Unklaren  darüber  waren,  in  welcher  Weise,  und  zwar  auf  dem  ein- 
fachsten Wege  und  ohne  grosse  Kosten,  man  zu  einem  annähernd 
richtigen  Ergebnisse  gelangen  könne,  sah  sich  W  immenauer  ver- 
anlasst, auf  eine  einfache  Methode  der  Berechnung  des  Waldver- 
mögens hinzuweisen,  die  er  schon  im  Jahre  1895  in  einem  Artikel'), 
betitelt:  „In  welchem  Verhältnis  steht  die  Verzinsung  des  Wald- 
kapitals durch  den  jährlichen  Reinertrag  zum  Holzmasse n-Nutzun^- 
Prozent?",  mitgeteilt  hatte.  In  einem  Briefe*},  behandelnd  die  neue 
Steuergesetzgebung  und  das  neue  Betriebsreguli  erungs- Verfahren 
im  Grossherzoglum  Hessen,  gibt  Wimmenauer  folgende  ein- 
fache Rechnungsvorächrift  an:  „Um  den  Kapitalwert  einer  Hoch- 
wald-Betriebsklasse annähernd  zu  veranschlagen,  multipliziert 
man  die  Festmeterzahl  des  vorhandenen  Holzvorrats  mit  'ii  des 
erntekostenfreien  Einheitswertes  vom  Abtriebsertrage." 

Um  mit  dieser  vereinfachten  Rechnungsmethode  jedoch  im 
Einzelfalle  annähernd  richtige  Resultate  zu  erzielen,  müssen  ver- 
schiedene Voraussetzungen,  die  Wimmenauer  bei  der  Entwicke- 
lung  seiner  Rechnungs Vorschrift  gemacht  hat,  zutreffen.    Es  müssen 

1)  A.  F.-  u.  J.Ztg..  1895,  S.  aigff. 
•)  A.  F.-  u.  J.Ztg.,  1900,  S.  aoSff. 
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streng  genommen  normale  Waldverhältnisse  vorliegen,  dieZwischen- 
nutzungen  als  Einnahmen  müssen  gegen  die  samtlichen  Ausgaben 
des  Betriebs  —  ausgenommen  die  Erntekosten  —  vernachlässigt  werden 
können,  und  Umtriebszeit  und  Wirtschaftszinsfuss  müssen  in  einem 
normalen  Verhältnis  zu  einander  stehen.  TreflFen  diese  Vorausset- 
zungen aber  —  was  häufig  der  Fall  sein  wird  —  nicht  zu,  dann 
führt  diese  Rechnungsmethode  zu  Ergebnissen,  die  nicht  mehr  als 
„annähernd  richtige"  bezeichnet  werden  können.  Für  die  grösseren 
Privat-Forstverwaltungen  mit  annähernd  normalen  Waldverhält- 
nissen, für  die  Wimmenauer's  Methode  in  erster  Linie  berechnet 
ist,  werden  annähernd  richtige  Ergebnisse  erzielt  werden  können, 
und  in  der  Tat  bestätigt  dies  Forstmeister  Urich  in  zwei  ,die 
Besteuerung  der  Waldungen  im  Grossherzogtum  Hessen"  betitelten 
Aufsätzen^).  Sobald  aber  von  der  durchschnittlichen  Normalität  ab- 
weichende Verhältnisse  vorliegen,  muss  von  der  Anwendung  der 
Formel  abgesehen  werden.  Für  die  Vermögensschätzung  des  bäuer- 
lichen Privatwaldbesitzes  z.  B.  wird  diese  Rechnungsmethode  nicht 
empfohlen  werden  können. 

Dass  nach  dem  Wortlaute  der  Hessischen  Vermögens- 
steuer-Bestimmungen auch  bei  Waldungen  nur  der  gemeine  Wert 
und  nicht  ein  Ertragswert,  der  durch  die  Wimmenauer'sche 
Methode  ermittelt  wird,  zulässig  ist,  würde  uns  von  der  Anwen- 
I  düng  der  Methode  nicht  abhalten,  denn  mit  dem  „gemeinen"  Werte 
list  bei  Waldungen  in  den  meisten  Fallen  nichts  anzufangen.  Ge- 
;  trade  aus  diesem  Grunde  hat  man  ja  in  Preussen  den  'Ertragswert 
und  in  Hessen  für  die  Vermögensschätzung  der  Privatwaldungen 
IL  Klasse  die  sogen.  „Mittelwerte",  d.  h.  den  Wert  des  Haubar- 
keitsdurchschnittszuwachses ,  also  ebenfalls  einen  Ertragswert,  zu 
Hilfe  genommen.  Der  gemeine  Wert  kann  eben  unter  Umständen 
mit  dem  Ertragswerte  identisch  sein. 

Bezüglich  der  Waldvermögens-Berechnung  zu  Steuerzwecken 
in  Baden  können  wir  zum  Teil  auf  das  zur  Grundsteuer  Gesagte 
(S,  429  30)  verweisen,  denn  die  Badische  Waldgrundsteuer,  die  durch 
die  Vermögenssteuer  von  1906  ersetzt  worden  ist,  beruhte  formell 
auf  einem  Wertskataster,  und  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
9.  August  1900,  die  Neueinschätzung  der  Grundstücke  und  Ge- 
bäude betreffend,  haben  auch  Gültigkeit  für  die  Berechnung  der 
Vermögens-Steuerwerte  behalten. 

Im  Gegensatz    zu  den  übrigen   deutschen  Vermögenssteuern 

<)  F.  C,  1900.  S.  539  ff.  und  1901,  5.  16  &. 
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Spielt  bei  der  Badischen  Vermögenssteuer,  was  das  Waldvermögen 
anlangt,  der  „gemeine  Wert"  Oberhaupt  keine  Rolle,  weder  im 
Gesetz  selbst  noch  in  den  Ausführungsvorschriften.  Die  Wald- 
steuerwerte werden  grundsätzlich  als  Ertragswerte  berechnet,  aber 
nicht  nach  den  Regeln  der  Waldwertrechnung,  d.  h.  nicht  als 
Walderwartungswerte,  sondern  sowohl  für  den  Nachhalt-  wie  für 
den  aussetzenden  Betrieb  nach  der  Rentieningswert-Methode.  Hier- 
bei wird  ein  fester  Zinsfuss,  nämlich  4  "/o,  d.  h,  der  Kapitalisierungs- 
faktor 25,  zugrunde  gelegt 

Diese  Methode  ergibt  aber  —  wie  oben  schon  ausgeführt  — 
nur  für  ganz  normale  Nachhaltswaldungen  richtige  Resultate,  für 
im  jahrlichen  Betriebe  stehende,  abnorme  und  für  aussetzend  be- 
vrirtschaftete  Waldungen  dagegen  nur  ganz  zufällig.  Speziell  die 
letzteren  Waldungen  werden  in  der  Jugend  zu  hoch  und  im  Alter 

zu  niedrig  bewertet  und  besteuert,  denn  der  Formel :  W  ^  •  -       ent- 

0,0p 

spricht  ungefähr  der  Wert  des  mit  — -jährigem  Holze  bestockten 

Waldes.  Der  laufende  Waldvermögenswert  wird  also  beim 
Badischen  Verfahren  stark  vernachlässigt,  während  die  Tendenz 
des  Badischen  Vermögenssteuergesetzes  im  übrigen  auf  Erfas- 
sung des  Verkaufs-  oder  Verkehrswertes  hinausläuft.  Dies  tritt 
auch  bei  der  Bestimmung  des  §  23  des  Gesetzes  in  die  Erschei- 
nung, wonach  eine  Änderung  in  der  Höhe  der  Veranlagung  eines 
Waldes  nur  dann  einzutreten  hat,  wenn  eine  abzugsberechtigte 
Waldlast  ganz  oder  zum  Teil  abgelöst  wird  oder  aus  irgend  einer 
anderen  Ursache  aufhört,  oder  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der 
nach  dem  Rentierungswerte  berechnete  Vermögenssteuerwert 
um  mindestens  lO^/o  höher  oder  niedriger  ist  als  der  letzte  fest- 
gestellte Schätzungswert.  Ein  zu  5  Mill.  M  eingeschätztes  Wald- 
vermögen einer  Gemeinde  oder  Standesherrschaft  kann  also  nur 
dann  höher  veranlagt  werden,  wenn  eine  Erhöhung  des  Werts  um 
mindestens  '/a  Million  M  zahlenmässig  nachgewiesen  wird.  Weiter 
bestimmt  aber  der  §  24  der  Vollzugsverordnung  zum  Badischen 
Vermögenssteuergesetz  vom  24.  November  1906,  dass  eine  Ände- 
rung der  Veranlagung  infolge  der  Steigerung  oder  Minderung  der 
Holzpreise  nicht  eintreten  kann,  dass  also  bei  wirklicher  Vor- 
nahme von  Änderungen  der  Veranlagung  die  Holzpreise  aus  dem 
Zeiträume  1895/99  zugrunde  zu  legen  sind.  Die  Beweglichkeit  des 
Waldsteuerkatasters,  die  durch  jene  von  der  zweiten  Kammer 
-eingefügte  Bestimmung  des  §  23  des  Gesetzes  —  wenn  auch  in 
unzureichendem  Masse  —  hatte  herbeigeführt  werden  sollen ,  ist 


somit  durch  die  Vorschrift  der  Vollzugsverordnung  zum  grössten 
Teile  wieder  illusorisch  gemacht  worden,  denn  die  hauptsächlich- 
sten Veränderungen  des  Vermögenswertes  der  Waldungen  finden 
durch  das  Steigen  und  P'allen  der  Holzpreise  statt.  Durch  die 
Festhaltung  an  den  Holzpreisen  der  Jahre  1895  bis  1899,  die 
—  nebenbei  bemerkt  —  sehr  hohe  waren,  ist  man  in  den  Fehler 
zurückgefallen,  den  man  mit  der  Aufgabe  der  Grundsteuer  bezw, 
der  Ertragssteuer  überhaupt  beseitigen  wollte,  in  die  Starrheit  der 
Wald  Vermögenswerte  {vgl,  Dr.  Otto  von  Zwiedineck-Süden- 
hörst:  Der  Abschluss  der  Badischen  Steueireform  durch  das 
Vermögenssteuergesetz  vom  28.  September  1907,  im  Finanzarchiv^ 

1907.  s.  547/548)- 


IV.  Kapitel. 

Die  wichtigsten,  allgemeinen  Bestimmungen  der  im 
Deutschen  Reiche  geltenden  (allgemeinen)  Vermögens- 
steuergesetze. 

I.  Preussen,  Die  Vermögenssteuer  („Ergänzungssteuer") 
vom  19,  Juni  1906  trifft  nur  alle  im  Einkommensteuergesetz  als  steuer- 
pflichtig bezeichneten,  physischen  Personen.  Der  Waldbesitz 
der  Gemeinden  und  sonstigen  öffentlichen  Körperschaften  sowie 
derjenigen  Waldgenossenschaften,  welchen  juristische  Persönlichkeit 
verliehen  wurde,  ist  demnach  vermögenssteuerfrei.  Schulden  sind 
abzugsfahig.  Möbel,  Hausrat  und  andere  bewegliche  Sachen, 
welche  nicht  als  Zubehör  von  Grundstücken  oder  als  Bestandteil 
von  Anlage-  und  Betriebs-Kapitalien  erscheinen,  werden  nicht  zur 
Vermögenssteuer  herangezogen,  sonst  aber  unterliegt  das  gesamte 
bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  Ergänzungssteuer, 
Das  Vermögen  wird  nach  dem  sogen,  gemeinen  Werte  veranlagt. 
Vermögen  bis  zu  6000  M  sind  steuerfrei,  und  bei  Jahreseinkommen 
bis  zu  900  M  und  in  gewissen  besonderen  Fallen  bis  zu  1200  M 
sogar  Vermögen  bis  zu  20000  M.  Personen  mit  einem  32000  M 
nicht  übersteigenden  Vermögen  kann  unter  gewissen ,  im  §  19 
festgelegten  Umständen  eine  Ermässigung  der  Vermögenssteuer  ge- 
währt werden.    Ebenso  kann  Steuerpflichtigen,  welchen  auf  Grund 
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besonderer,  die  Leistungsfähigkeit  wesentlich  beeinträchtigenden, 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  eine  Ermässigung  der  Einkommen- 
steuer gewährt  wird  (§  20  des  E.-St-G.),  auch  eine  Ermässigung 
der  Ergänzungssteuer  um  höchstens  zwei  Stufen  zugebiüigt  werden, 
insofern  das  steuerpflichtige  Vermögen  nicht  mehr  als  52000  M 
beträgt.  Die  Steuer,  die  nach  Klassen  erhoben  wird,  beträgt  0,50  M 
für  das  Tausend  des  steuerbaren  Vermögens ,  berechnet  nach 
der  unteren  Grenze  einer  jeden  Steuerstufe.  Auf  Grund  der  Vor- 
schrift des  §  49,  Abs.  3  des  Gesetzes  sind  jedoch  durch  Verord- 
nung vom  25.  Juni  1895  die  gesetzlichen  Steuersätze  um  5,2  Pfg. 
für  jede  Mark  mit  der  Massgabe  erhöht  worden,  dass  bei  der 
Feststellung  der  hiernach  zu  berechnenden  Jahressteuersätze  jeder 
überschiessende ,  nicht  durch  20  teilbare  Pfennigbetrag  auf  den 
nächsten  in  dieser  Weise  teilbaren  Betrag  abzurunden  ist. 

2.  Baden.  Die  Badische  Vermögenssteuer  nach  dem  Gesetze 
vom  28,  September  1906,  die  von  Buchenberger  als  eine  ver- 
mögenssteuerartige  Fortbildung  der  früheren,  direkten  Ertragsbe- 
steuerung bezeichnet  wird,  trifft  nicht  nur  die  physischen,  sondern 
auch  die  juristischen,  steuerpflichtigen  Personen.  Das  Vermögen 
als  Steuerobjekt  wird  in  3  Gruppen  unterschieden:  Liegenschafts- 
vermögen {Grundbesitz,  Gebäude  und  Bergwerkseigentum);  ge- 
werbliches Vermögen  und  landwirtschaftUches  Betriebsvermögen; 
sonstiges  Kapitalvermögen.  Das  Ergebnis  der  Vermögenssteuer- 
Veranlagung  wird  in  vier  verschiedenen  Katastern:  dem  Grund- 
kataster, dem  Gebäudekataster,  dem  Kataster  für  das  Betriebs- 
vermögen und  dem  Kapitatkataster  eingetragen.  Aus  diesen  Teil- 
katastern wird  dann  ein  Gesamtvermögenssteuerkataster  für  jede 
Gemarkung  zusammengestellt,  das  sämtliche  in  der  Gemarkung 
steuerpflichtigen  Vermögenswerte  enthält. 

Die  Vermögenssteuerwerte  der  Waldungen  bestehen  in  den 
gemäss  Gesetz  vom  9.  August  1900,  die  Einschätzung  der  Grund- 
stücke und  Gebäude  betr.,  festgestellten  Steuerwerten.  Diese  Ver- 
mögenssteuerwerte werden  durch  alljährliches  Zu-  und  Abschreiben 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  {vgl.  S.  549)  auf  dem  laufenden 
Stand  erhalten.  Der  Berechnung  der  Wald  vermögenssteuerwerte 
liegt  nicht  der  gemeine  Wert,  sondern  ein  Ertragswert  zugrunde. 

Aufgeforstete  und  in  Händen  von  Privaten  befindliche  Ödungen, 
Weid-,  Reut-  und  Bergfelder  bleiben  aus  wirtschafts-  und  forslpoli- 
tischen  Gründen  auf  20  Jahre,  vom  Beginne  des  ersten  Jahres  der 
Waldanlage  an  gerechnet ,  vermögenssteuerfrei.  War  "die  Auf- 
forstung im  Interesse  der  Landeskultur  gelegen,  so  kann  die  Steuer- 


freiheit  vom    Finanzministerium    auch    für   den   Fall   zugestanden 
werden,  dass  es  sich  nicht  um  Ödland,  Weidfelder  etc.  handelt. 

Schulden  sind  bei  der  Badischen  Vermögensbesteuerung  nur 
bis  zur  Hälfte  der  Vermögenssteuerwerte  abzugsfähig. 
Vermögenssteuerfrei  sind  u.  a.  alle  Personen,  deren  steuerbares 
Vermögen  weniger  als  looo  M  beträgt,  sowie  Witwen,  elternlose 
Minderjährige  und  erwerbsunfähige  Personen,  deren  jährliches 
Gesamteinkommen  900  M  nicht  erreicht.  Der  nach  Abzug  der  ab- 
zugsfähigen Schulden  verbleibende  Vermögenswert  ergibt,  nach 
unten  auf  eine  durch  500  teilbare  Zahl  abgerundet,  den  Ver- 
mögenssteueranschlag. Der  Vermögenssteuerfuss,  d,  h.  der 
ftor  je  100  M  VermögenssEeueranschlag  zu  entrichtende  Steuerbe- 
trag wird  durch  das  für  jede  Budgetperiode  zu  erlassende  Finanz- 
gesetz bestimmt.  Der  Versuch,  im  Gesetze  selbst  einen  bestimmten 
Steuerfuss  festzusetzen,  scheiterte.  Nach  von  Zwiedineck-SQ- 
den hörst  (a.  a.  O.,  S.  571)  wird  das  Gesetz  zum  ersten  Male  für 
die  Budgetperiode  1908/09  wahrscheinlich  mit  einem  Steuerfiosse 
von  0,12,  d.  h.  1,2  "Ao,  in  Kraft  treten. 

3.  Hessen.  Die  Hessische  Vermögenssteuer  vom  12.  August 
1899  trifft  wie  die  Preussische,  der  sie  durchaus  nachgebildet  ist, 
nur  die  Vermögen  der  physischen  Personen,  und  zwar  mit  einem 
Satze  von  0,75  M  pro  1000  M  Vermögenswert,  Steuerfrei  sind 
Personen  mit  einem  Vermögen  bis  zu  3000  M ,  und  elternlose 
Minderjährige,  erwerbsunfähige  Personen  und  Witwen,  deren  Ge- 
samtvermögen bei  einem  Gesamteinkommen  von  weniger  als  750  M 
den  Betrag  von  loooo  M  nicht  übersteigt. 

Soweit  im  Gesetze  nicht  etwas  anderes  bestimmt  ist,  wird 
der  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren  Vermögens  der 
Bestand  und  gemeine  Wert  der  einzelnen  Teile  desselben  zur  Zeit 
der  Veranlagung  zugrunde  gelegt. 

4.  Oldenburg.  Die  Oldenburgische  Vermögenssteuer  vom 
12.  Mai  1906  unterscheidet  sich  von  den  übrigen  deutschen  Ver- 
mögens- oder  Ergänzungssteuern  vor  allem  dadurch,  dass  sie  das 
steuerbare  Vermögen  nicht  proportional ,  sondern  progressiv 
erfasst.  Abgesehen  von  den  steuerfreien  Vermögen  schwanken 
die  Steuersätze  zwischen  V*  und  1  vom  Tausend  Vermögen.  In 
der  Hauptsache  richtet  sich  der  Steuersatz  nach  der  Höhe  der 
Einkommensteuer.  —  Bei  der  Berechnung  des  steuerbaren  Ver- 
mögens wird  der  Bestand  und  gemeine  Wert  der  einzelnen  Teile 
desselben  zu  Beginn  der  Steuerperiode  zugrunde  gelegt,  falb 
das  Gesetz  nicht  etwas  anderes  bestimmt. 
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5.  Braimschweig.  Die  Vermögenssteuer  vom  ii.  März  1899 
trifft  in  der  Hauptsache  die  einkommensteuerpflichtigen,  physischen 
Personen,  ähnlich  wie  das  Preussische  Ergänzungssteuergesetz. 
Die  Steuer  ist  nach  Klassen  abgestuft  und  beträgt  für  das  Tau- 
send des  steuerbaren  Vermögens,  berechnet  nach  der  unteren 
Grenze  jeder  Klasse  oder  Stufe,  0,24  M.  —  Hinsichtlich  der  Wert- 
bestimmung des  steuerbaren  Vermögens  gelten  die  gleichen  Vor- 
schriften wie  in  Preussen. 

6.  Sachsen-Gotha.  Die  Gothaische  Vermögenssteuergeselz- 
gebung  (Ges.  vom  12.  März  1902)  unterscheidet  sich  von  der 
Preussischen  und  Hessischen  besonders  dadurch,  dass  sie  wie  die 
Badische  nicht  nur  die  physischen ,  sondern  auch  die  juristischen 
Personen  zur  Steuer  heranzieht.  Die  Steuerpflicht  beginnt  bei 
5000  M  Vermögen.  Personen,  deren  Einkommen  500  M  nicht  Ober- 
steigt, sind  steuerfrei  für  Vermögen  bis  zu  loooo  M;  ferner  weib- 
liche Personen,  welche  minderjährige  Familienangehörige  zu  unter- 
halten haben,  vaterlose,  minderjährige  Waisen  und  Erwerbs- 
unfähige, insofern  das  steuerbare  Vermögen  der  bezeichneten  Per- 
sonen den  Betrag  von  loooo  M  nicht  übersteigt.  Der  Steuersatz 
beträgt  0,50  M  vom  Tausend  des  Vermögens. 

Für  die  Veranlagung  ist  auch  hier  der  gemeine  Wert  und  der 
Bestand  der  einzelnen  Teile  des  steuerbaren  Vermögens  zur  Zeit 
der  Veranlagung  massgebend,  soweit  das  Gesetz  nicht  ausdrück- 
lich anders  bestimmt. 
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Sehlussbetraehtung. 


Zum  Schlüsse  unserer  Ausführungen  über  die  staatliche  Be- 
steuerung des  Waldes  wollen  wir  nochmals  mit  Nachdruck  hervor- 
heben, dass  es  uns  darum  galt,  von  den  verschiedenen  Kategorien 
der  Steuerprinzipien  die  Grundsatze  der  Gerechtigkeit  in  den 
Vordergrund  zu  stellen,  weil  für  die  Waldbesteuerungsfrage  ge- 
rade diese  die  wichtigste  Rolle  spielen.  Darzustellen ,  wie  die 
Waldwirtschaftim  Vergleich  mitandereit  Erwerbszwei  gen 
in  gerechter  Weise  steuerlich  zu  belasten  sei,  darin  haben  vir 
die  Aufgabe  dieser  Arbeit  in  erster  Linie  erblickt.  Die  Waldwirtschaft 
soll  nicht  härter  getroffen  werden  als  andere  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen und  Betriebe,  aber  sie  kann  andererseits  auch  keinen 
Anspruch  darauf  machen,  nach  besonderen  Grundsätzen  besteuert 
zu  werden.  Die  Eigentümlichkeiten  des  forstlichen  Gewerbes  sind 
bei  der  Aufstellung  der  Besteuerungsgrundsätze  für  die  Waldwirt- 
schaft zu  berücksichtigen,  jedoch  nur  insoweit  als  dadurch  eine 
Bevorzugung  des  Waidbesitzers  anderen  Betriebsunternehmern 
gegenüber  nicht  herbeigeführt  wird.  Der  Forstwirt  als  Vertreter 
des  Waldbesitzers  darf  sich  nicht  dazu  verleiten  lassen,  zugunsten 
der  Waldwirtschaft  Forderungen  an  die  gesetzgebenden  Faktoren 
zu  stellen,  welche  auf  eine  Ausnahmestellung  des  Waldbesitzes 
gegenüber  anderem  Vermögensbesitze  hinauslaufen. 

In  diesem  Sinne  kann  die  Äusserung  von  E n d  r e s  Eun 
Schlüsse  seines  der  Eisenacher  Forstversammlung  erstatteten  Re- 
ferats, wonach  der  Deutsche  Forstverein  die  Pflicht  habe,  auch  in 
Steuersachen  seine  Entscheidungen  zugunsten  des  Waldbesitzers 
zu  treffen,  weil  der  Steuerfiskus  seine  Interessen  schon  selbst  zu 
wahren  wisse,  nicht  gebilligt  werden.  Dieser  Grundsatz  ist  ein  sehr 
anfechtbarer!    Der  Deutsche  Forstverein  ist  allerdings  die  Interessen- 
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Vertretung  der  Deutschen  Forstwirtschaft,  aber  das  berechtigt  ihn 
keineswegs,  für  den  Waldbesitz  eine  Ausnahmestellung  in  steuer- 
licher Hinsicht  zu  erstreben.  Über  dem  eigenen  Interesse  muss 
auch  hier  das  Interesse  der  Allgemeinheit  und  die  Gerechtigkeit 
stehen.  Es  würde  durchaus  zu  missbilligen  sein,  gegen  die  bessere 
Überzeugung  für  gewisse  Steuergrundsätze  einzutreten,  lediglich 
aus  dem  Grunde,  weil  sie  der  Forstwirtschaft  bezw.  den  Waldbe- 
sitzern von  Nutzen  sind.  Der  leitende  Gesichtspunkt  mUss  die 
Allgemeinheit  und  deren  unparteiische,  gleichmassige  und  gerechte 
Behandlung  in  Steuersachen  sein.  Ganz  besonders  aber  haben  die 
Vertreter  der  Wissenschaft  die  Pflicht,  ihr  Urteil  durchaus  objektiv 
'^  unter  vollständiger  Hintansetzung  jedes  persönlichen  Moments  — , 
lediglich  im  Interesse  der  Sache  abzugeben.  Sie  haben  nicht  nach 
rechts  und  nicht  nach  links  zu  blicken,  sondern  die  Wahrheit  zu 
ergründen,  muss  ihr  oberster  und  vornehmster  Grundsatz  sein. 

Endres  sucht  zwar  die  Schärfe  jenes  Grundsatzes  abzu- 
schwächen durch  die  Worte:  „Unsere  Fürsorge  für  den  Waldbe- 
sitz darf  uns  selbstverständlich  nicht  zu  unbilligen  und  ungerecht- 
fertigten Forderungen  verleiten.  Aber  in  dubio:  pro  Waldbesitz". 
Allein  erstens  stehen  diese  Worte  nicht  im  Einklang  mit  den  vor- 
hergehenden, die  von  „Entscheidungen  zugunsten  des  Waldbe- 
sitzers" sprechen,  und  zweitens  ist  das,  was  Endres  tatsächlich 
vorschlägt,  nämlich  die  unterschiedliche  Behandlung  des  aussetzen- 
den und  des  jährlichen  Forstbetriebs  in  Steuerangelegenheiten, 
zweifellos  theoretisch  nicht  zu  rechtfertigen.  Das  theoretisch  Un- 
richtige kann  und  darf  aber  nur  dann  gutgeheissen  werden,  wenn 
die  praktische  Durchführbarkeit  des  theoretisch  Richtigen  entweder 
unmöglich  oder  doch  mit  unverhältnismässig  grossen  Schwierig- 
keiten verknüpft  ist.  Das  trifft  jedoch  hier  nicht  zu.  Die  Ver- 
mögensbesteuerung ist  ein  Beweis  dafür,  dass  es  sehr  wohl  mög- 
lich ist,  den  Waldwert  mit  der  Vermögenssteuer  zu  (reffen,  einerlei 
ob  der  Wald  im  jährlichen  Nachhalt-  oder  im  aussetzenden  Betriebe 
bewirtschaftet  wird.  Und  wenn  der  Vermögenswert  des 
Waldes  einmal  festgestellt  ist,  dann  ist  es  keine  Schwierigkeit,  mit 
Hilfe  der  entsprechenden  Verzinsung  das  jährliche,  event.  zunächst 
noch  im  Walde  zu  belassende  Einkommen,  die  Waldrente,  zu 
ermitteln,  die  zur  Einkommensteuer  heranzuziehen  ist. 
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